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Zusammenfassung 
Das Kernanliegen dieser Arbeit besteht darin, zu ergründen, wie Politikfelder in der 
Aufbaustruktur von Ministerialverwaltungen angesiedelt werden. Diesem Ziel folgend 
werden vier zentrale Erkenntnisbausteine gewonnen. Der erste Baustein ist deskriptiver 
Natur: Am Beispiel der Migrations- und Integrationspolitik wird gezeigt, dass sich die 
organisatorische Ansiedlung von Politikfeldern in Landesministerialverwaltungen über 
Zeit und Bundesländer hinweg stark unterscheidet. Dies zeigt die empirische Aufarbei-
tung von Aufbaustrukturen in insgesamt sechs Bundesländern (Baden-Württemberg, 
Bayern, Hessen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Sachsen) über einen Zeitraum von 15 
Jahren mittels einer detailtiefen Formalstrukturanalyse.  
Es drängt sich die Frage auf, wie sich die gefundene Varianz erklären lässt. Zur Beant-
wortung dieser Frage wird ein theoretisches Argument herausgearbeitet, welches den 
zweiten Erkenntnisbaustein darstellt. Das theoretische Argument stellt der Komplexität 
von Aufbauorganisationen einen Wirkmechanismus gegenüber, der mit wenigen Fak-
toren das Zustandekommen organisatorischer Arrangements erklären kann. Damit un-
terscheidet sich das Argument von herkömmlichen Erklärungsversuchen in diesem Be-
reich, die oft auf sehr umständliche Theoriemodelle setzen. Der Wirkmechanismus 
zeigt auf, dass die Ansiedlung von Politikfeldern in komplexen Aufbauorganisationen 
im Wesentlichen a) vom Interesse des Akteurs am Politikfeld, b) von der Zielrichtung, 
die vom jeweiligen Akteur verfolgt wird, und c) von den institutionellen Rahmenbedin-
gungen, in denen die beteiligten Akteure handeln, abhängt. Einige Versäumnisse der 
Politikwissenschaft insbesondere bei der theoretischen Mikrofundierung von Salienz-
basierten Konzepten in komplexen Auswahlsituationen machen es dabei notwendig, ei-
nige Modifikationen am bisherigen Forschungsstand vorzunehmen.  
Der empirische Test bringt sodann die beiden verbleibenden Erkenntnisbausteine her-
vor. Zunächst fördert dieser Test Erkenntnisse zu politischen Positionen der maßgebli-
chen Akteure in sechs Bundesländern über einen Zeitraum von 15 Jahren zutage, die 
sich gut untereinander vergleichen lassen. Die Bestimmung von Akteurspositionen er-
folgt dabei vorwiegend über primärdatenbasierte Textanalysen und die Auswertung 
zahlreicher Interviews. Zudem plausibilisiert der empirische Test das herausgearbeitete 
theoretische Argument und verdeutlicht den ‚Primat der Politik‘ bei der Ansiedlung po-
litikfeldspezifischer Aufgaben in der Aufbaustruktur von Landesministerialverwaltun-
gen. 
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Kapitel 1: Einleitung 
Mehr als 35 Jahre ist es nun her, dass sich die deutsche Politik- und Verwaltungswis-
senschaft weitgehend von Fragestellungen abkehrte, die sich mit der Aufbauorganisa-
tion von Ministerialverwaltungen beschäftigten. Auslöser für die Hinwendung zu ande-
ren Feldern dieses Bereichs – wie beispielsweise der Implementationsforschung – war 
damals die Enttäuschung einiger maßgeblicher Wissenschaftler darüber, dass sich weit-
reichende Steuerungsmöglichkeiten, die man sich im Rahmen einer sehr ambitionier-
ten Planungseuphorie in den 70ern erhoffte, nicht eintraten (Jann et al. 2005: 4f, Scharpf 
1982: 90-92). Anders als damals, als noch normative und prognostizierende Ziele zur 
aktiven Politik (z.B. Scharpf 1974) das Denken der Forscher prägten, stehen heute ver-
stehende und vornehmlich erklärende Ansätze im Vordergrund. Im Lichte dieses neuen 
Paradigmas erscheint die Forschung über und zu Ministerialverwaltungen wieder loh-
nenswert – nicht nur in Anbetracht des theoretischen, sondern auch des empirischen 
Nachholbedarfs, der über die Jahre und Jahrzehnte entstanden ist.  
Zu Beginn des Einleitungskapitels wird zunächst die Relevanzfrage erörtert: Warum 
sollte man diesem Forschungsinteresse nachgehen? Es folgen Ausführungen dazu, in 
welche Forschungslücke(n) diese Arbeit stoßen soll. Daraufhin schließt sich ein Textab-
schnitt zur Vorgehensweise an. Danach werden kurz die zentralen Erkenntnisse dieser 
Arbeit dargestellt. Anschließend wird auf den Untersuchungshergang, der zu diesen 
Erkenntnissen geführt hat, eingegangen.  
1.1 Relevanz des Forschungsgegenstands 
Organization matters (vgl. Scharpf 1976). Akteure, die sich im unmittelbaren Umfeld von 
Ministerialverwaltungen befinden, äußern sich deshalb auch im Rahmen wissenschaft-
licher Publikationen immer wieder zu Themen der ministeriellen Aufbauorganisation. 
Der langjährige Kanzleramtsbeamte Volker Busse (u.a. 1988, 1999 oder 2006) geht dabei 
beispielsweise darauf ein, welche Steuerungsabsichten hinter bestimmten Umbaumaß-
nahmen der Aufbauorganisation standen und wie veränderte Strukturen die Politikge-
staltung verändern. Ein weiteres Beispiel: Der Ministerialbeamte und Vertraute des ehe-
maligen Bundeskanzlers Helmut Schmidt, Michael Bürsch, prangerte im Rahmen einer 
Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung (1998) an, dass die organisatorischen Arrangements 
der Ministerialverwaltung nicht mehr zu denjenigen gesamtgesellschaftlichen Heraus-
forderungen passen würde, denen sich der Behördenapparat stellen müsse. Die Haupt-
erkenntnis dabei ist jeweils, dass die Ausarbeitung, Diskussion, Festlegung und Umset-
zung von Politikinhalten, also von sogenannten policies, maßgeblich von der Ausgestal-
tung der politischen Organisationsstrukturen, der sogenannten polity, abhängt. 
Dadurch wird Organisationspolitik, also eine policy, die polity zum Gegenstand hat, 
wichtig.  
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Dabei sorgen sich nicht nur täglich Involvierte wie Exekutivpolitiker oder Spitzenbeamte 
um die Organisationsstrukturen von Ministerialverwaltungen. Dass aufbauorganisato-
rische Arrangements unmittelbare Wirkung für die Bevölkerung entfalten können, zei-
gen zwei Beispiele aus der Migrations- und Integrationspolitik. Das erste Beispiel (vgl. 
Spiegel 2013, Neues Deutschland 2013) bezieht sich auf die Bundespolitik. Der Rat für 
Migration reichte im Vorfeld der Koalitionsverhandlungen von 2013 eine Petition zur 
Zuständigkeitsneuordnung der Migrations- und Integrationspolitik ein. Die Petenten 
prangerten dort Missstände im Politikfeld an. Die Ursache für jene Missstände sahen 
sie in der mangelhaften Aufbaustruktur. Deshalb forderten sie erstens eine stärkere Kon-
zentration von Aufgaben des Politikfelds an einem zentralen Ort in der Ministerialver-
waltung, zweitens die Aufwertung des Bereichs in der Struktur sowie drittens die Ver-
schiebung von Kompetenzen vom Innenressort ins Arbeitsministerium. Auch das 
zweite Beispiel zeigt, dass Politikproduktion vom organisatorischen Arrangement in Mi-
nisterialverwaltungen beeinflusst wird. Dieses Mal dient dazu ein Vorkommnis auf Lan-
desebene (vgl. Stürzenhofecker 2014, Heiser 2014). Im Bundesland Berlin hatten sich 
Flüchtlinge auf dem Oranienplatz und der Gerhart-Hauptmann-Schule verschanzt, um 
ihren bleiberechtlichen Forderungen Nachdruck zu verleihen. Schließlich kam eine Ei-
nigung zwischen der Integrationssenatorin Dilek Kolat und den Flüchtlingen zustande. 
Nur war nicht Kolat (SPD), sondern der restriktiver positionierte Innensenator Frank 
Henkel (CDU) für diesen Bereich der Migrations- und Integrationspolitik zuständig. Er 
wiederum erkannte die Einigung zwischen den Flüchtlingen und seiner Senatskollegin 
mangels Zuständigkeit nicht an. Die „falsche“ (Heiser 2014) Senatorin hatte ihre Unter-
schrift unter das Einigungspapier gesetzt. Auch hier zeigt sich, wie aufbauorganisatori-
sche Arrangements weitreichende Wirkungen entfalten können.  
Mittlerweile hat deshalb eine neue Generation von Wissenschaftlern das Forschungs-
feld wiederentdeckt. Dass man sich seit kurzem wieder in zunehmendem Maße für ver-
schiedene Aspekte des Felds interessiert, zeigen aktuelle Beiträge und Projekte einiger 
Forscher (Sieberer 2015, Saalfeld und Schamburek 2014, Fleischer und Seyfried 2015, 
Schamburek 2013, Reichersdorfer 2011, Czerwick 2010 oder Blätte 2010 und 2011). Die 
vorliegende Untersuchung soll einen wichtigen Beitrag zur Deckung des Forschungs-
bedarfs leisten, indem sie sich der Lücke auf dem Gebiet ministerieller Aufbauorgani-
sationen annimmt. Einerseits kann dies in Anbetracht des Umfangs jener Lücke nur ein 
erster Schritt zur Behebung des Defizits sein. Gleichsam ist dieser Schritt andererseits 
ein wichtiger, weil er sich detailliert und in der Tiefe mit dem „wenig zufrieden stellen-
den“ (Czerwick 2010: 375) Forschungsgegenstand auseinandersetzt sowie im Zuge des-
sen eine große Zahl von Fällen abdeckt.  
Im Fokus der Betrachtung steht dabei die Migrations- und Integrationspolitik. Jenes 
Politikfeld hat sich schon in jüngster Vergangenheit hinsichtlich seiner Ansiedlung in 
der Aufbauorganisation verschiedener Ministerialverwaltungen besonders beweglich 
gezeigt. Ein erster Blick auf die Formalstruktur verschiedener Ministerialverwaltungen 
bestätigt in der Tat: Über die vergangenen Jahre hinweg sind immer wieder weitrei-
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chende Veränderungen hinsichtlich der Ansiedlung migrations- und integrationspoliti-
scher Aufgaben in der Aufbaustruktur von Ministerialverwaltungen im Gange gewesen. 
Und immer wieder hatte diese Ansiedlung Auswirkung auf Politikinhalte. Unzweifel-
haft hat das Politikfeld in den letzten Jahren für die Politikgestaltung der Bundesrepub-
lik Deutschland zunehmend an Bedeutung gewonnen. Aber auch ungeachtet dessen ist 
‚Migration und Integration‘ im Hinblick auf historische Wanderungsbewegungen oh-
nehin ein ständiger Begleiter im geschichtlichen Zeitverlauf und damit ein dauerhaft 
relevanter Forschungsgegenstand.  
1.2 Forschungslücke(n) und Argument 
Die Forschung der 1970er und 1980er Jahre konzentrierte sich vor allem auf verschie-
dene Aspekte der Grundstruktur von deutschen Ministerialverwaltungen. Hierzu exis-
tiert ein breiter Literaturbestand (Schmid und Treiber 1975, Ellwein 1976: 129, Wagener 
1979, Wagener und Rückwandt 1981, Kohler und Teufel 1985, Fuchs 1986, Derlien 
1988, Busse 1988 u.v.m., bibliographischer Einblick bis 1981 bei Bruder). In den 1990er 
und 2000er Jahren wurden hierzu nur noch vereinzelt Beiträge verfasst (z.B. Busse 1999 
oder 2006).  
Politikfelder kamen in diesem Literaturbestand nur dann zur Sprache, wenn dies zur 
Verdeutlichung struktureller Gegebenheiten diente. Weitaus spärlicher sind Informati-
onen darüber, welche Politikfelder und inhaltliche Aufgaben in jener Grundstruktur auf 
welche Art und Weise angesiedelt sind (Derlien 1996, Pappi, Schmitt und Linhart 2008, 
Sieberer 2015). Noch seltener sind Detailanalysen für bestimmte Politikfelder. Tieferge-
hende Arbeiten zu den Politikfeldern Verkehr (Hegelau und Scharpf 1975 oder Garlichs 
und Müller 1977) und Umwelt (Müller u.a. 1986a, 1994, 2009) bilden die Ausnahme. 
Genauso, wie über die Ansiedlung der Mehrzahl von Politikfeldern und Themen wenig 
bekannt ist, fehlt auch zur Migrations- und Integrationspolitik das nötige Datenmate-
rial. Hier beschränkt sich der Wissensstand neben kleineren Analysen (Blätte 2010, Rei-
chersdorfer 2011) auf das Beauftragtenwesen in diesem Bereich (vgl. Grindel 1984, Mi-
chna 2008, Nick-Magin 2011).  
Hierin liegt der Grund, warum diese Arbeit grob in zwei Forschungsteilfragen – mit 
zwei unterschiedlichen und deshalb getrennt betrachteten Forschungsständen – aufge-
baut ist: Weil man nur sehr wenig über den Forschungsgegenstand weiß, steht zunächst 
die Beantwortung einer deskriptiv angelegter Fragestellung im Raum. Diese lautet wie 
folgt: Wie unterscheiden sich Aufbaustrukturen von Ministerialverwaltungen hinsichtlich der 
Ansiedlung migrations- und integrationspolitischer Aufgaben? Die Art der Fragestellung un-
terstellt bereits, dass diese Behörden weder über die Zeit noch mit Blick auf die unter-
schiedlichen politischen Systeme überall gleich organisiert sind. Mehr noch: Ein erster 
Blick auf die grobe Aufbauorganisation von Ministerialverwaltungen verspricht reich-
haltige Varianz. Ins Auge sticht dabei einerseits das Integrationsministerium in Baden-
Württemberg, welches seit 2011 ausschließlich für die Belange des Politikfelds verant-
wortlich zeichnet. Andererseits verstreuen sich migrations- und integrationspolitische 
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Aufgaben in Niedersachsen gegenwärtig (2015) vornehmlich auf vier Orte im ministe-
riellen Aufbau: Es gibt eine Ausländerrechtsabteilung im Innenressort, eine Beauftragte 
für Migration und Teilhabe sowie eine zentrale Koordinationsstelle in der Staatskanzlei 
und schließlich eine operative Einheit im Sozialministerium.  
Die Beantwortung dieser ersten Fragestellung leistet also dahingehend einen wichtigen 
Beitrag zur Forschung, dass damit ein detailtiefer, vergleichbarer und in seinem Um-
fang nur mit großem Ressourcenaufwand (re-)produzierbarer Datensatz geschaffen 
wird. Besonders in Anbetracht der sich darin andeutenden Varianz1 drängt sich nach 
der Gewinnung deskriptiver Erkenntnisse die Suche nach Erklärungen für diese Vielfalt 
auf. Die zweite und intellektuell forderndere Fragestellung dieser Untersuchung geht 
also den Ursachen von aufbaustrukturellen Erscheinungsbildern nach: Warum unter-
scheiden sich aufbauorganisatorische Arrangements hinsichtlich der Migrations- und Integra-
tionspolitik zwischen Ministerialverwaltungen über Zeit und Raum?  
Ziel ist es, Mechanismen aufzudecken, die das Zustandekommen von komplexen Or-
ganisationskonfigurationen möglichst weitgehend aufklären können. In der Organisa-
tions- und in der Politikwissenschaft wimmelt es mittlerweile von komplexen und hoch 
spezialisierten Theoriegebilden, die zur Aufklärung meist sehr begrenzter Sachverhalte 
dienen. Eine zufriedenstellende Erklärung für das Zustandekommen von Organisati-
onskonfigurationen kann aber nicht nur dadurch erreicht werden, indem man beliebig 
viele und oft zahllose zusätzliche Faktoren und Effekte berücksichtigt. Damit wird oft 
nur das Erklärungsmodell unnötig aufgebläht.  
Ein weiterer Beitrag zur Forschung ist deshalb die Suche nach einem stringenten theo-
retischen Argument. Ein kompakter Wirkmechanismus soll eine möglichst komplexi-
tätsreduzierende Aufklärung der festgestellten Varianz liefern. Dazu soll ein Rational-
Choice-Konzept dienen. Dieses Konzept führt die organisatorische Ausgestaltung von 
Ministerialverwaltungen auf Entscheidungen von Akteuren zurück. Ausgangs- und Kri-
tikpunkt dieses theoretischen Arguments sind dabei die Arbeiten zweier einflussreicher 
Forscher: Herbert Simon (insb. 1955 und 1956) mit dem Konzept der ‚begrenzten Rati-
onalität‘ und Oliver Williamson (insb. 1985 und 1991) mit dem ‚Transaktionskostenan-
satz‘. Beide Autoren haben einen wichtigen Beitrag zur Forschung geliefert, indem sie 
zeigen, wie wichtig die einen Akteur umgebende Umwelt und die dem Akteur zur Ver-
fügung stehenden Ressourcen bei der Entscheidungsfindung sein können. Simon muss 
jedoch für die Erklärung von Akteursverhalten die Sphäre der Rationalität verlassen; 
Williamson bezieht seinen Ansatz nur auf singuläre oder wenige isolierte Auswahlsitu-
ationen und ignoriert dadurch eine Vielzahl wichtiger Umweltfaktoren.  
Im Theoriekapitel dieser Arbeit wird ein Weg aufgezeigt, wie sich unter Berücksichti-
gung von Umweltfaktoren und Ressourcen ein Mechanismus herausarbeiten lässt, 
ohne dabei den Rahmen der Kernannahmen von Rational Choice zu verlassen. Dieser 
Weg führt über einen Forschungsbereich, der stark mit dem Begriff ‚Salienz‘ verbunden 
1 Diese „Vielfältigkeit“ hebt bereits Michna (2008a: 150f) für das Beauftragtenwesen im Bereich Migrati-
ons- und Integrationspolitik hervor. 
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ist und ursprünglich von David Robertson (1976) auf die Agenda der politikwissen-
schaftlichen Diskussion gesetzt wurde. In diesem Bereich geht es darum, wie stark ein 
Thema oder Politikfeld von einem Akteur oder einer Gesellschaft Aufmerksamkeit er-
fährt. Auch an dieser Stelle des Argumentationsgangs bedarf es der theoretischen Nach-
arbeit. Die Ursprungskonzepte der Forschergruppe um Robertson und Budge 
(Robertson 1976, Budge und Farlie 1983, Budge 1994) wurden nämlich in den letzten 
Jahren messtechnisch stark weiterentwickelt. Dabei konnte die theoretische Mikrofun-
dierung nicht mit der messtechnischen Weiterentwicklung Schritt halten. Der Beitrag 
zur Forschung liegt hier darin, das Versäumte ein Stück weit nachzuholen.  
Das so adjustierte Salienz-Konzept der ‚Aufmerksamkeit‘ wird sodann mit der Delega-
tions-Literatur (u.a. Ross 1973, Pratt und Zeckhauser 1985, Rees 1985a und 1985b, 
Epstein und O’Halloran 1994, Kiewiet und McCubbins 1991) verknüpft. An diesem 
Punkt wird klar, dass sich komplexe Aufbauorganisationen nicht mit singulären Dele-
gationsbeziehungen erklären lassen. Vielmehr handelt es sich um ein Geflecht an De-
legationsbeziehungen. In diesem charakteristischen Institutionengefüge einer hierar-
chisch aufgebauten Organisation kommt am Ende ein einfacher Wirkmechanismus 
zum Tragen. Jener Mechanismus vermag zu erklären, wie aufbauorganisatorische Ar-
rangements in Ministerialverwaltungen zustande kommen. Er beruht darauf, dass Ak-
teure entweder eine Entscheidung über die Ansiedlung von politikfeldspezifischen Auf-
gaben in der Ministerialverwaltung vornehmen oder diese Entscheidung wahlweise an 
einen hierarchisch nachgelagerten Akteur delegieren.  
Handlungserwartungen darüber, ob der Akteur selbst entscheidet oder die Entschei-
dungskompetenz delegiert, können über das Zusammenspiel zweier Größen abgeleitet 
werden: der Aufmerksamkeit und der Zielrichtung des jeweilig handelnden Akteurs. 
Die Aufmerksamkeit eines Akteurs umschreibt, wie stark ein Akteur das anzusiedelnde 
Thema oder Politikfeld im Vergleich zu anderen im Fokus hat – oder anders formuliert: 
welche Aufmerksamkeit der Akteur dem Thema oder Politikfeld schenkt. Die Zielrich-
tung eines Akteurs wird in der Analyse von politischem Wettbewerb gemeinhin auf ei-
ner Links-Rechts-Konfliktdimension eingeordnet. Im besonderen Feld der Organisati-
onspolitik ist zwar eine Unterscheidung zwischen ‚links‘ und ‚rechts‘ nicht praktikabel; 
analog dazu können jedoch im Hinblick auf organisatorische Arrangements Zielrich-
tungen unterschieden werden. Beispielsweise stellt die vertikale Ansiedlung eines The-
mas oder Politikfelds zwischen ‚sehr niedrig‘ und ‚sehr hoch‘ eine entsprechende Rich-
tungsdimension dar. Die Zielrichtung eines Akteurs beschreibt also, welche Ansied-
lungsmaßnahme dieser einem Thema oder Politikfeld angedeihen lassen will. Da Ak-
teure jeweils an hierarchisch nachgelagerte Akteure weiterdelegieren können, entsteht 
eine Delegationskette. Der Wirkmechanismus beschreibt also, an welcher Stelle in der 
Delegationskette die Entscheidung gefällt wird und wie diese Entscheidung ausfallen 
wird.  
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Neu sind dabei nicht nur aber insbesondere die theoretische Mikrofundierung des Sali-
enz-basierten Aufmerksamkeitskonzepts und die Verknüpfung mit dem Delegations-
ansatz. Dadurch können Ziele hergeleitet werden, die Akteure bei Delegationsentschei-
dungen verfolgen. Dabei wird der Rahmen der Rational-Choice-Kernannahmen nicht 
verlassen.  
Neben diesem theoretischen besteht auch immer ein empirisches Interesse am Test der 
zweiten Fragestellung. Dabei gilt, dass die Ursache der Varianz ebenso sorgfältig und 
detailliert erforscht werden soll, wie der Forschungsgegenstand der deskriptiven Frage-
stellung. Hier liegt reichhaltiges Wissen über Akteure und deren politischen Positionen 
verborgen, das sich lohnt, zutage gefördert zu werden. Die dadurch geschaffene Infor-
mationstiefe erweist sich auch beim Hypothesentest als nützlich.  
1.3 Empirische Vorgehensweise 
Eine wichtige Frage der Herangehensweise betrifft die empirische Eingrenzung des 
Forschungsgegenstands. Die Wahl fiel auf die Aufbauorganisationen von Landesminis-
terialverwaltungen in sechs Bundesländern in einem Zeitraum von über 15 Jahren. 
Dadurch war es möglich, den Anforderungen sowohl an die Breite als auch an die Tiefe 
des erhobenen Datenmaterials gerecht zu werden.  
Um die reichhaltige Varianz des Untersuchungsgegenstands aufzeigen zu können, eig-
net sich eine Fallzahl, die über einen Paarvergleich deutlich hinausgeht. Man könnte 
vor diesem Hintergrund auch eine Betrachtung der Bundesministerialverwaltung über 
die Zeit in Erwägung ziehen. Die föderal aufgebaute Bundesrepublik bietet jedoch mit 
ihren 16 Bundesländern ideale Bedingungen für die Ansprüche des Untersuchungs-
ziels. Insbesondere konstituieren die zahlreichen Ministerialverwaltungen der Länder 
ein sehr breites Feld an Fällen. Gleichzeitig operieren Landesministerialverwaltungen 
unter weitgehend deckungsgleichen institutionellen Rahmenbedingungen (Niedobitek 
2004: 369f). So stellen Saalfeld und Schamburek (2014: 198) fest: „Like in many federal 
systems, the similarity of many institutions and the simultaneous variation […] across 
the sub-national units within Germany provides researchers almost with a 'laboratory' 
for comparative studies.“ Mit dem Rückgriff auf die Landesebene erstreckt sich der po-
tentielle Untersuchungsgegenstand also breit über Zeit und Raum.  
Hinzu kommt, dass migrations- und integrationspolitische Themen und Aufgaben auf 
Landesebene wesentlich vielfältiger sind als auf Bundesebene. Sie reichen von asyl- und 
ausländerrechtlichen Belangen über den Eingliederungs- und Integrationsbereich für 
Bevölkerungsgruppen verschiedenster Herkunft und Menschen mit unterschiedlichem 
Status bis hin zur Koordinierung von Einzelprojekten und kommunaler Integrationsar-
beit. Damit sind nur einige zentrale Bereiche des vielfältigen Politikfelds genannt.  
Am Ende wurden sechs große Flächenländer ausgewählt: Baden-Württemberg, Bayern, 
Hessen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und Sachsen. In einer Betrachtungsperiode 
von 1995 bis 2013 wurden deren Aufbauorganisationen auf die Ansiedlung migrations- 
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und integrationspolitischer Aufgaben hin untersucht. Dabei bewährte sich die Anwen-
dung einer komplexen Operationalisierungsstrategie: Mittels systematischem und mo-
saikartigem Zusammentragen von Daten verschiedenster Güte wurden Informationen 
zum gewünschten Gegenstand Stück für Stück immer weiter verdichtet. Den Anfang 
machten jeweils systematisch vorliegende Daten, die dann von einzelnen Datenfrag-
menten verschiedenster Form unterfüttert wurden. Diese Vorgehensweise der systema-
tischen Verdichtung hat sich als Mittel zur Validitäts- und Reliabilitätssteigerung be-
währt. Dabei erwiesen sich neben Angaben aus der bestehenden Literatur sowohl die 
Primärliteratur als auch die für die Untersuchung eigens erhobenen Primärquellen2 als 
fruchtbare Datengrundlage. Im Zuge der Datensammlung wurden mehr als 50 Befra-
gungen durchgeführt. Bei über 30 davon handelte es sich um ausführliche und tiefge-
hende Interviews.  
Zur Beantwortung der zweiten Fragestellung – also wie es zu diesen unterschiedlichen 
Formen aufbauorganisatorischer Ansiedlung von Aufgaben kam – steht ein breites In-
strumentarium theoretischer Ansätze zur Verfügung. Infolge der Perzeption des For-
schungsstands fiel nach einem Abwägungsprozess die Entscheidung auf einen Ratio-
nal-Choice-Ansatz als Ausgangspunkt. Dieser macht es möglich, rationalen Akteuren 
bestimmte Handlungserwartungen zuzuschreiben. Diese Handlungserwartungen rich-
ten sich in der vorliegenden Untersuchung auf Entscheidungen über organisatorische 
Arrangements in der Aufbauorganisation. Zur Abschätzung diesbezüglicher Hand-
lungserwartungen fand eine umfassende Analyse der Konstellationen, Ziele und Hand-
lungsmuster verschiedener Akteure statt. Die hierbei generierten Daten umfassen An-
gaben zu den Ausprägungen zahlreicher Merkmale von den knapp 300 Akteuren, die in 
relevantem Ausmaß potentiell am Entscheidungsprozess zur Ansiedlung von Aufgaben 
in der Struktur teilnehmen hätten können. Dabei lag der Betrachtungsfokus insbeson-
dere auf den zahlreichen Ministern, Ministerpräsidenten und anderen Exekutivpoliti-
kern, Spitzenbeamten, Regierungsparteien sowie schließlich den Gremien, denen die 
Aushandlung der jeweiligen Regierungskoalition anvertraut wurde. Bei der Gewinnung 
jener Daten zum Zwecke des Theorietests wurde eine ähnliche Strategie verfolgt, die 
schon zur Erfassung des Forschungsgegenstands im Einsatz war: Zunächst wurde mit 
systematisch vorliegenden Daten ein Grundgerüst geschaffen, welches mit Datenfrag-
menten verschiedenster Art unterfüttert und damit verdichtet wurde.  
2 Referenzen auf Daten, die eigens für die Zwecke der Untersuchung erhoben wurden, sind mit dem 
Großbuchstaben Q versehen. Öffentlich zugänglich ist hingegen das informative Material der Inter-
views aus der Untersuchung von Stefanie Nick-Magin (2011). Um zitierte Daten besser mit den jeweilig 
interviewten Personen verknüpfen zu können, werden nachfolgend jeweils die Namen der Inter-
viewpartner und nicht der entsprechenden Publikation von Nick-Magin angegeben.   
8 
1.4 Zentrale Erkenntnisse 
Entlang der beiden Fragestellungen lassen sich zwei wichtige Erkenntnisbausteine in 
den wissenschaftlichen Gesamtdiskurs einbringen: ein empirischer und ein theoreti-
scher.  
1.4.1 Empirischer Erkenntnisgewinn 
Die empirischen Erkenntnisse speisen sich erstens aus der Beantwortung der deskripti-
ven Fragestellung. Sie münden in einem detailreichen Datensatz zur Ansiedlung mig-
rations- und integrationspolitischer Aufgaben in den sechs genannten Bundesländern 
über einen Zeitraum von mehr als 15 Jahren. Dadurch, dass das Material zunächst un-
abhängig von der erklärenden zweiten Fragestellung gesammelt und aufbereitet wurde, 
kann es in verschiedensten Forschungsdesigns als abhängige oder unabhängige Vari-
able zum Einsatz kommen und ist anschlussfähig für eine Vielzahl von gängigen theo-
retischen Perspektiven.  
Der Datensatz umfasst nicht nur grobe Angaben zur Verortung größerer Aufgabenclus-
ter im Aufbau, sondern auch detaillierte Informationen zu den zahlreichen Orten im 
Ministerialaufbau, an denen man migrations- und integrationspolitische Aufgaben bis-
weilen nicht vermutet hätte. So finden sich zahlreiche kleinere Bündel migrations- und 
integrationspolitischer Aufgaben beispielsweise im Justiz- oder im Wirtschaftsministe-
rium. In Hessen befanden sich zumindest formal Aufgaben des Politikfelds über einige 
Jahre zusammen mit ‚Umwelt‘ und ‚Landwirtschaft‘ in einem Ressort.  
In der Gesamtschau des zusammengetragenen Materials erschließen sich eine reich-
haltige Varianz sowie grobe Muster der Ansiedlung migrations- und integrationspoliti-
scher Aufgaben. Mit Blick auf das Gesamtbild stellt sich heraus, dass solche groben 
Muster bundeslandspezifischer aber kaum zeitspezifischer Natur sind. Entgegen den 
bisherigen Erkenntnissen (Reichersdorfer 2011, Blätte 2010) wird im Durchschnitt der 
sechs betrachteten Bundesländer bis Ende des Untersuchungszeitraums im Jahr 2013 
weder das Gesamtpolitikfeld wesentlich aufgewertet, noch konzentriert man das Poli-
tikfeld merklich stärker an einem Ort in der Ministerialverwaltung. Wohl aber kommt 
es zu Beginn von Legislaturperioden bisweilen zur Aufwertung des Politikfelds im Auf-
bau. Diese werden jedoch im Laufe der Folgejahre oft wieder zurückgebaut – um dann 
später öffentlichkeitswirksam in einer anderen Form wieder aufgewertet zu werden.  
Während sich organisatorische Arrangements in allen Bundesländern im Detail sehr 
häufig ändern, sind große Umbrüche freilich seltener. Besonders veränderungsarm 
sind in dieser Hinsicht die Bundesländer Bayern und Sachsen geprägt. Hätte 2011 mit 
der Gründung eines Integrationsministeriums kein radikaler Umbruch stattgefunden, 
so wäre dies auch für Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz festzustellen gewesen. 
Eine Mittelposition nimmt in dieser Sache Hessen ein. Niedersachsen ist mit Abstand 
Spitzenreiter bei der Reorganisation des Politikfelds. Von 1993 bis 2013 verging kaum 
ein Jahr, in dem sich die Gestalt des Politikfelds im Aufbau nicht wesentlich verändert 
hätte. 
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Zweitens erstrecken sich die empirischen Erkenntnisse auch auf politische Positionen 
einer Vielzahl von Akteuren. Die gesammelten Daten zur unabhängigen Variable wur-
den zwar vorwiegend gesammelt, um den Theorietest durchzuführen. Als interessantes 
Nebenprodukt der Untersuchung ließen sich aus den einzelnen Werten allerdings noch 
zahlreiche Muster herauslesen. So schenken die Grünen der Migrations- und Integrati-
onspolitik relativ viel Aufmerksamkeit. Die Union hat eine Vorliebe für Aussiedlerpoli-
tik. Die Sozialdemokraten starteten im Hinblick auf ihr Engagement im Politikfeld erst 
in den vergangenen Jahren eine Aufholjagd. Meist spielte dort vorher weder Migration 
noch Integration eine auffallend wichtige Rolle.  
Der systematische, Bundesland- und Zeit-übergreifende Vergleich von Akteurspositio-
nen könnte eine weitere Doktorarbeit füllen. Im Anhang 3 finden sich jedoch einige 
Angaben dazu, welche Aufmerksamkeit verschiedene Parteien dem Politikfeld ‚Migra-
tion und Integration‘ widmen. Zudem wurden tiefgehende Erkenntnisse gewonnen, die 
in den Text der vorliegenden Arbeit keinen Eingang fanden. Es handelt sich hierbei In-
formationen zum erklärenden und erklärten Gegenstand in Bezug auf das Bundesland 
Nordrhein-Westfalen. Es ist geplant, jene Erkenntnisse gesondert zu publizieren. 
 
1.4.2 Theoretischer Erkenntnisgewinn 
Nicht minder relevant sind die erzielten theoretischen Erkenntnisse. Insgesamt wurden 
knapp über 400 Fälle auf ihre Hypothesenkonformität geprüft. Knapp über 90% davon 
tragen zur Plausibilisierung des theoretischen Arguments bei. Dadurch kann davon aus-
gegangen werden, dass die Ansiedlung von Politikfeldern in Ministerialverwaltungen 
im Wesentlichen von drei Punkten abhängt: a) den institutionellen Rahmenbedingun-
gen, b) der Aufmerksamkeit, die von den jeweilig betrachteten Akteuren dem Thema 
oder Politikfeld entgegengebracht werden und c) der Zielrichtung, die von den jeweili-
gen Akteuren gegenüber dem Thema oder Politikfeld verfolgt werden. 
Das Vorhaben, ein stringentes Argument ohne eine überladene kitchen-sink-Modellie-
rung zu entwickeln, ist somit geglückt. Das Zusammenspiel weniger Mechanismen 
kann das systematische Zustandekommen von komplexen Strukturgebilden erklären. 
Das theoretische Argument kann sich somit erfolgreich als goldener Mittelweg zwi-
schen einerseits fallbezogene Einzel- und ad-hoc-Erklärungen und andererseits stark all-
gemein modelltheoretische Rational-Choice-Annahmen schieben.  
Diese komfortable Mittelposition bedeutet nicht, dass das Modell mit noch tiefergehen-
den einzelfall- oder bereichsbezogenen Erklärungen unvereinbar wäre. Besondere situ-
ative oder strukturelle Gegebenheiten können modellkompatibel berücksichtigt werden. 
Das zeigen beispielsweise die betrachteten Fälle in Sachsen. Hier unterschieden sich 
die Werte des Merkmals ‚Aufmerksamkeit‘ systematisch von denen in westdeutschen 
Bundesländern. Zugleich passten die Aufmerksamkeitswerte der Akteure nicht mit de-
ren Organisationsentscheidungen zusammen. Jener Ost-West-Faktor, der sich in einem 
formalen Argument gut als Konstante darstellen ließe, konnte im Rahmen des theore-
tischen Arguments berücksichtigt werden, ohne dass eine Aufweichung des Modells 
nötig gewesen wäre.  
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Auch die Anschlussfähigkeit in die entgegengesetzte Richtung – also an den grundle-
genden theoretischen Diskurs – wurde ebenfalls gestärkt: Rational-Choice-Modelle wer-
den für gewöhnlich nicht dazu verwendet, möglichst abbildungstreu die vollumfängli-
che Realität wiederzugeben. Überwiegend geht es dort darum, Muster und grobe Zu-
sammenhänge mithilfe weniger einfacher Annahmen aufzuspüren. Das theoretische 
Argument dieser Arbeit stärkt die Verbindung zwischen jener abstrakten Modellie-
rungsabsicht und der Abbildungstreue, ohne dabei die konsistente Grundstruktur des 
Rational-Choice-Theoriegebäudes nennenswert aufzuweichen. Das gelingt, indem die 
Herleitung der Hypothesen nicht erst im diffusen Dschungel von Ansätzen aus der jün-
geren Forschung ansetzt, sondern ohne Umwege von den zentralen Annahmen des Ra-
tional-Choice-Ansatzes gespeist wird. Die Erkenntnisse der jüngeren Forschung dienen 
als flankierendes Material und gelegentlich als bad-practice-Beispiele. 
Zudem gilt: Die im Test behandelten institutionellen Rahmenbedingungen sind für den 
überwiegenden Teil aller Organisationen, die ein Mindestmaß an hierarchischer Struk-
tur aufweisen, charakteristisch. Damit ist der Mechanismus auf zahlreiche Entschei-
dungsverfahren in Organisationen verschiedenster Art übertragbar.  
1.5 Untersuchungshergang 
In der vorliegenden Arbeit vollzieht sich der Gang der Untersuchung entlang der beiden 
aufeinander aufbauenden Forschungsfragen. Wichtig ist dabei der Hinweis, dass es 
auch aufgrund dieser Zweistufigkeit geboten ist, den Forschungsstand nicht zentral, 
sondern jeweils entlang der beiden Forschungsfragen an Ort und Stelle zu diskutieren. 
In der folgenden Abbildung 1.1 werden die wesentlichen Schritte der vorliegenden Ar-
beit in einer Kette von zentralen Bausteinen dargestellt:  
Abbildung 1.1: Graphik zur Veranschaulichung der wesentlichen Schritte dieser Arbeit 
Eigene Darstellung. 
Empirische 
Aufarbeitung des 
Forschungsgegen-
stands
Feststellung einer 
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betrachteten Aufbau-
organisationen
Suche nach einer 
Erklärung für diese 
Varianz
Herausarbeitung 
eines theoretischen 
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Hypothesenbildung
dabei: Modifikation 
und Verknüpfung 
salienz- und 
delegations-basierter 
Konzepte
Mechanismus: a) 
institutioneller 
Rahmen, b) 
Zielrichtung und c) 
Aufmerksamkeit des 
Akteurs
Operationalisierung, 
insb. Messanweisung 
zu den politischen 
Positionen der 
relevanten Akteure
Empirischer Test: 
BW, BY, HE, NI, RP, SN 
1995-2013
Auswertung
Analyseergebnis: 
Hypothesen sind 
plausibel
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Zunächst gilt es, der deskriptiv ausgerichteten Frage nachzugehen, in welcher ergrün-
det wird, wie Migrations- und Integrationspolitik im Aufbau von Landesministerialver-
waltungen angesiedelt ist. Dazu wird in einem ersten Schritt die grobe Beschaffenheit 
des Forschungsgegenstands umrissen (Kapitel 2). Daraufhin folgt eine Eingrenzung des 
Forschungsgegenstands in Gestalt eines Betrachtungsgegenstands und eine Erhebung 
entlang dieser Eingrenzung (Kapitel 3). Diese Erhebung fördert eine reichhaltige Vari-
anz zwischen den betrachteten Aufbauorganisationen zutage, die erklärungsbedürftig 
ist.  
 
Hier hakt die zweite Forschungsfrage ein: Was ist die Ursache für diese unterschiedli-
chen Organisationslösungen? Zur Beantwortung dieser Frage wird das theoretische Ar-
gument entwickelt (Kapitel 4). Nacheinander werden dazu grundlegende Fragen der 
theoretischen Herangehensweise (4.1) und der theoretischen Perspektive geklärt (4.2), 
dann das Verhalten von Akteuren als rationales Entscheidungs- und Delegationshan-
deln modelliert (4.3) und schließlich gemeinsame institutionelle (4.4) und handlungs-
sequenzspezifische (4.5) Randbedingungen identifiziert.  
Im nächsten Schritt wird ein Untersuchungsdesign entworfen, welches sich zum Test 
des aufgeworfenen Arguments eignet (Kapitel 5). Ausgehend von der Fallauswahl (5.1) 
wird der methodische Rahmen unter dem Eindruck verschiedener Anforderungen an 
wissenschaftliche Untersuchungsdesigns festgelegt (5.2). Es folgt die Darlegung der 
Vorgehensweise zur Sammlung und Verarbeitung der gewünschten Information zu 
den Handlungserwartungen der Akteure (5.3). Die dort beschriebene Operationalisie-
rung stellt die ausgiebigste Untergliederung des Kapitels 5 dar. Hier werden jeweils die 
Positionen der Parteien, Koalitionsgremien, Ministerpräsidenten, Minister und Spit-
zenbeamten bestimmt oder abgeschätzt.  
Das darauffolgende Kapitel ist für die Erhebung und Auswertung reserviert (Kapitel 6). 
Nacheinander findet eine prozessanalytische Beleuchtung der dort betrachteten Fälle 
statt. Dann werden die Ergebnisse verdichtet und dadurch für eine Zusammen-
hangsanalyse aufbereitet. Um die Übersichtlichkeit zu wahren, werden die 425 Fälle 
nach Bundesland und Regierungsperioden zu Fallgruppen zusammengefasst. Aufei-
nander folgen somit die Fallgruppen zu Baden-Württemberg (6.1), Bayern (6.2), Hessen 
(6.3), Niedersachsen (6.4), Rheinland-Pfalz (6.5) und Sachsen (6.6). Die Arbeit schließt 
mit der Zusammenfassung zentraler Erkenntnisse dieser Arbeit (Kapitel 7).  
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Abbildung 1.2: Graphik zur Veranschaulichung der Kapitelstruktur 
Eigene Darstellung. 
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Kapitel 2: Forschungsgegenstand 
 
Das nachfolgende Kapitel enthält kaum Elemente, die zur Darlegung des theoretischen 
Arguments oder zur Vorstellung des empirischen Materials dieser Arbeit unabdingbar 
wären. Trotzdem wird es zwingend gebraucht, weil es im Gesamttext vier wichtige 
Funktionen erfüllt.  
Erstens bringt es der rasche Fortschritt in der Wissenschaft mit sich, dass bei der Schlie-
ßung von Forschungslücken Texte immer spezialisierter und fein-granulierter werden. 
So ist es auch in diesem Fall: Der Gegenstand, auf den sich später das theoretische Ar-
gument beziehen soll, ist zwar weithin unerforscht, aber doch sehr speziell. Deshalb 
erscheint es angebracht, dem Leser eine Art Gesamtskizze an die Hand zu geben, wo in 
etwa man sich in der Forschungslandschaft befindet.  
Zweitens hat sich zudem in der Literatur kein typischer oder vorgezeichneter For-
schungspfad herausgebildet, sodass nicht auf eine existierende Abgrenzung zu anderen 
Forschungsgegenständen verwiesen werden hätte können. Es empfiehlt sich deshalb, 
Anknüpfungs-, Abgrenzungs- und Überschneidungspunkte aufzuzeigen.  
Drittens kann jener Forschungsgegenstand aus der Perspektive verschiedener Diszipli-
nen betrachtet werden. Zwischen diesen Disziplinen herrschen zum Teil unterschiedli-
che Auffassungen und Begriffsverständnisse. Bisweilen ist es also nötig, bestimmte 
Punkte kurz zu diskutieren, gegebenenfalls einander gegenüberzustellen und schließ-
lich für die Zwecke des Forschungsvorhabens geeignet zu definieren.  
Viertens überlagern sich zwangsläufig verschiedene Wissensbereiche. Insbesondere 
sind hier die Bereiche der Exekutivpolitik, der Öffentlichen Verwaltung, der Organisati-
onssoziologie sowie der Migration und Integration zu nennen. Unter der Leserschaft 
dieser Arbeit werden sich teilweise Personen befinden, die über weite Teile des For-
schungsgegenstands vertieftes Wissen besitzen. Zweifelsohne kann es deshalb vorkom-
men, dass diejenigen Personen in einigen Textteilen dieses Kapitels wenig Neues ent-
decken. Die innovative Verknüpfung der Bereiche im Rahmen dieser Arbeit macht es 
allerdings erforderlich, bestehendes Wissen zu ordnen, gegebenenfalls zu präzisieren, 
zu diskutieren oder zu definieren sowie in geeigneter Breite und Tiefe zu präsentieren. 
Dabei war auch zu berücksichtigen, dass es zum Forschungsgegenstand bisher keine 
geeigneten Überblicksbeiträge in der benötigten Informationstiefe gibt: entweder sind 
nur Teilbereiche des Gegenstands behandelt, oder Überblicksbeiträge sind aufgrund ih-
rer Informationsbreite nicht detailtief genug. 
 
Die Skizzierung des Forschungsgegenstands geschieht in drei Schritten. Zu Beginn des 
Abschnitts 2.1 gilt es, die wesentlichen Begriffsinhalte zu klären. Zu diesem Zweck wer-
den Aufgaben als zu organisierende Bestandsmasse eines Politikfelds oder von Politik-
feldern identifiziert. Vor diesem Hintergrund wird die Tätigkeit des Organisierens als 
Bündelung, Zuordnung und Verflechtung von Aufgaben beschrieben. Die Aufbauorga-
nisation als Anordnungsstruktur wird als das zentrale Ergebnis des Organisierens iden-
tifiziert. Als charakteristische Bausteine der Aufbauorganisation stehen dabei stabs-, 
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sonder- und vor allem linienorganisierte Stellen sowie deren Benennung im Vorder-
grund. Regelmäßig tritt Organisationsstruktur in Form von vertikal und horizontal un-
terscheidbaren Elementen in Erscheinung – zum Beispiel als Ressorts, als Abteilungen 
oder als Referate. Sogenannte Beauftragte nehmen eine besondere Position im Gefüge 
von Landesministerialverwaltungen ein, die näher erläutert werden muss.  
Während in Abschnitt 2.1 das zentrale Gerüst von Aufbauorganisationen beschrieben 
wird, geht es in Abschnitt 2.2 darum, was innerhalb dieses Gerüsts vorgeht. Im ersten 
von drei kurzen Unterabschnitten wird der Frage nachgegangen, welche Aufgabenbe-
reiche üblicherweise in der Aufbaustruktur organisiert werden. Im Anschluss wird da-
rauf eingegangen, wie flexibel sich Aufgaben in die Struktur einpassen lassen. Gibt es 
beispielsweise Aufgaben, die beweglicher sind als andere? Dabei stellt sich heraus, dass 
manche Aufgaben einen mehr oder weniger festen Platz in der Struktur haben und sich 
bestimmte Aufgaben mit einigen Aufgaben besser kombinieren lassen als andere. In 
einem letzten Schritt wird auf Organisationsveränderungen eingegangen. Damit steht 
nicht mehr nur die statische Momentaufnahme einer Aufbauorganisation im Fokus, 
sondern der dynamische Prozess einer sich ständig verändernden Organisation.  
Unter der Gesamtheit der zu strukturierenden Aufgaben liegen diejenigen der Migrati-
ons- und Integrationspolitik im Interesse der Betrachtung (2.3). Zur Abgrenzung von 
und Verknüpfung mit Aufgaben anderer Felder werden die Aufgaben im Bereich der 
Migration und Integration identifiziert und deren Kompatibilität zu anderen Aufgaben 
geprüft. Dabei wird auf Migrations- und Integrationspolitik sowohl aus Perspektive der 
policy-Dimension als Politikfeld als auch der polity-Dimension als Aufgabenkreis einge-
gangen.  
2.1 Aufgaben und Aufbauorganisation 
Mit Arbeitsteilung geht die Zuteilung und Bündelung von Aufgaben an bestimmten 
Stellen einer Struktur einher. Diesen Vorgang nennt Becker (1989: 193) die „Organisa-
tion der Organisation“. In komplexen Verwaltungen wie der Regierungsorganisation 
sind Veränderungen in der Aufbauorganisation Daueraufgabe (Tarrach 1983: 3, Stein-
berg 1979: 317). Das Abbild der strukturierten Aufgaben zu einem Zeitpunkt ist die 
Aufbauorganisation.  
2.1.1 Aufgaben und Zuständigkeit 
Aufgaben sind somit als konstitutive Elemente die Grundbausteine von Organisation 
(Karehnke 1973: 833, Ellwein 1976: 129, Fuchs 1985: 150, Derlien 1996: 564) und Aus-
gangspunkt jeder seriösen Analyse von Aufbauorganisation. Die Umschreibung ‚Auf-
gabe‘ sei laut Karehnke (1973: 835) schwierig zu definieren, jedoch geht man „wohl 
zweckmäßigerweise – unbeschadet der beizubehaltenden allgemeinen Verwendung der 
Bezeichnung ‚Aufgabe‘ entsprechend dem täglichen Sprachgebrauch für angestrebte 
Einzelvorhaben aller Arten und auf allen Organisationsstufen – von nationalen oder 
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staatspolitischen Zielen aus [und] ferner von daraus abgeleiteten vergegenständlichten 
Aufgaben“.  
Aufgaben können auf unterschiedliche Weise nach Typen kategorisiert werden. Derlien 
(1985: 1044) trennt beispielsweise zwischen konzeptionellen (Gesetzentwürfe, Rechts-
verordnungen, Verwaltungsvorschriften erarbeiten) und Routine-Aufgaben (Einzelfall-
entscheidungen; Mitzeichnung; Informationsbeschaffung im Sinne einer Umweltbe-
obachtung; Aufsicht) sowie politische Staatsaufgaben wie etwa Reden erarbeiten. Mithin 
lassen sich typische Aufgabenmuster zu Funktionen zusammenfassen. Beispielsweise 
können unter einer ‚Innovationsfunktion‘ Aufgaben im Bereich der Erarbeitung neuer 
Vorschläge und Programme, die Erschließung von Erkenntnissen aus der Forschung 
für die Zwecke der Verwaltung oder die Implementation neuer Techniken zur Informa-
tionsverarbeitung subsummiert werden. Der Begriff der ‚Funktion‘ bezieht sich dabei 
auf Aufgabenbündelung nach prozessualen Gesichtspunkten.  
Im Vordergrund steht in der Regel jedoch die inhaltliche Bündelung von Aufgaben. 
Zum Beispiel könnten diese nach Bevölkerungsgruppen, Wirtschaftszweigen, Ver-
kehrsträgeren oder Regionen gegliedert sein (Schmid und Treiber 1975: 112). Diese 
Bündelungslogik von Aufgaben in der polity-Forschung kann als Äquivalent zur Zusam-
menfassung von issues oder Einzelsachfragen zu Teilpolitikfeldern, Politikfeldern oder 
auch größeren Politikbereichen in der policy-Forschung gesehen werden3. Auch die 
Bündelung von Aufgaben hängt mit der Kompatibilität oder „Affinität“ (Laux 1986: 5, 
Wagener 1974: 131, Hood und Dunsire 1981: 20) untereinander zusammen. So haben 
beispielsweise landwirtschaftliche mit sicherheitspolitischen Aufgaben weniger Berüh-
rungspunkte als jugendpolitische mit bildungspolitischen. Mit der Ansiedlung dieser 
prozessualen oder inhaltlichen Bündel bei einer bestimmten Stelle wird ‚Zuständigkeit‘ 
festgelegt (Ellwein 1976: 84, 88). Die Komplexität der Organisation steigt mit ihrem Ge-
samtbestand an Aufgaben. Die Zuständigkeitsverteilung ist dann in der Regel feinglied-
riger (vgl. Röber 1981: 196). Hier sei das Grundproblem, dass die Summe der Aufga-
benteile wieder die Gesamtaufgabe ergeben müsse (Becker 1973a: 84). 
 
2.1.2 Aufbauorganisation 
Im Regelfall (Fuchs 1985: 131, Michna 2008a: 154) liegt in komplexen Organisationen 
wie der Landesministerialverwaltung eine weitergehende Hierarchisierung im Sinne 
der Zusammenfassung von Aufgabenbündeln zu größeren Aufgabenbündeln vor. 
Dadurch entsteht eine Struktur, in der sich Aufgaben nach ihrer hierarchisch-vertikalen 
und horizontalen Verortung unterscheiden lassen (Becker 1976: 285). Dieses Rumpfge-
 
3 Mit der Entstehung und dem Wandel von Politikfeldern befasste sich auch die DVPW-Sektionstagung 
‚Verwaltung und Policy-Analyse‘, deren zentrale Ergebnisse im ‚Modernen Staat‘ (Heft 2015/1) Nieder-
schlag fanden. Freilich folgen nicht alle Autoren dort dieser Bündelungslogik als konstituierendes Mo-
ment von Politikfeldern. In der Diskussion zu beachten sind in dieser Sache insbesondere die Beiträge 
von Blätte (2015), Döhler (2015), Haunss und Hofmann (2015) und Loer, Reiter und Töller (2015). Aus 
den Beiträgen wird deutlich, dass der zunächst scheinbar deskriptiv und weitgehend objektiv zu fas-
sende Gegenstand ‚Politikfeld‘ je nach theoretischer Perspektive hoch unterschiedlich in Erscheinung 
tritt.   
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bilde der sogenannten Linienorganisation bildet zusammen mit stabs- und sonderorga-
nisierten Stellen die Aufbauorganisation der betrachteten Struktur. Dabei muss grund-
sätzlich jede Aufgabe in die Struktur eingebunden sein (Dreier 1991, Becker 1973a: 84). 
Nur über eine hierarchische Weisungs- und Kontrollkette (Schmid und Treiber 1975: 
112, Lepper 1981: 117, Klein 1973: 56) – also ausschließlich über eine Linie (Lepper 1981: 
117) – ließe sich bewerkstelligen, dass der Souverän im demokratischen Rechtsstaat Zu-
griff auf jede Aufgabe hat. 
Die Regierungsverwaltung ist in Ministerien gegliedert, deren Steuerungsorgan die 
Staatskanzlei bildet. In den Ministerien konstituieren Referate als Basiseinheiten (Ma-
yntz und Scharpf 1973a: 40, Zerr 2006: 189) der Aufgabenbündelung die Linienorgani-
sation der Häuser. Referate können wiederum zu Gruppen zusammengefasst werden. 
Die hierarchische Ausgestaltung um Referatsgebilde herum ist jedoch – wie auch auf 
anderen Gliederungsebenen – nicht einheitlich (Zerr 2006: 189): Mithin werden Unter-
referate in Großreferaten als Subkategorie gegründet (vgl. Karehnke 1973: 839); auch 
Unter-Abteilungen oder Referatsgruppen (Schneider 2001: 300) können als Bünde-
lungselement vorliegen. Ausnahmslos existieren hingegen Abteilungen als übergeord-
nete Gliederungsebene. Sie bilden neben den Referaten die zentrale Gliederungsebene 
in Ministerien und unterstehen für sich gesehen oder als Teil einer Gruppe von weite-
ren Abteilungen einem beamteten Staatssekretär oder Amtschef.  
Diese „vertikale“ (Lepper 1981: 117) Gliederung der Verwaltung in verschiedene Ebenen 
bewirke ein Verhältnis der Über- und Unterordnung; übergeordnete Ebenen hätten 
dadurch gegenüber den nachgeordneten Stellen zum einen die Programm- und Wei-
sungsfunktion, zum anderen übten sie Aufsicht und Kontrolle aus (Ellwein 1976: 122). 
Je höher folglich die vertikale Verortung eines Aufgabenbündels aufgehängt ist, desto 
mehr kann auf hierarchiebedingte Ressourcen – wie beispielsweise Zugang zum Minis-
ter, eine Vergrößerung der Programm- und Weisungskompetenz oder eine breitere 
Kontrolle über Aufgaben – zurückgegriffen werden. Außerdem sind damit meist grö-
ßere Personal- und Budgetressourcen verbunden. So kann zum Beispiel die Ansiedlung 
eines bestimmten Aufgabenbündels auf Referatsebene einerseits zur Folge haben, dass 
sich ein Referatsleiter mit keinem oder wenigen Sachbearbeitern und stark begrenzten 
finanziellen Mitteln um dieses Aufgabenbündel kümmert, für das in einer anderen Mi-
nisterialverwaltung eine ganze Abteilung zuständig ist. Diese Abteilung verfügt dann 
für dieselben Aufgaben in der Regel über eine feingliedrigere Arbeitsteilung mit der 
Möglichkeit zur detaillierteren Politikproduktion. Die andere Möglichkeit ist, dass der 
hohe vertikale Stellenwert eines Aufgabenbündels nicht selten mit einer größeren Fülle 
an Aufgaben einhergeht. Dies würde dann heißen: Je höher die vertikale Ansiedlung, 
desto wahrscheinlicher die dortige Konzentration von Aufgaben des Politikfelds. Mit ei-
ner höheren vertikalen Verortung steigt also der hierarchische Stellenwert (auch so Leu-
nig 2012: 161) und meist die Größe (ähnlich diskutiert bei Derlien 1996: 559) des Auf-
gabenbündels. Für beides oder eine Mischform aus beidem ist folgender Schluss zuläs-
sig: Eine höhere vertikale Ansiedlung bedeutet eine intensivere Befassung mit dem Po-
litikfeld an diesem Ort. 
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Abbildung 2.1: Beispielorganigramm eines Ministeriums für Gesundheit, Integration und Sport  
 
Eigene Darstellung. 
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Die inhaltliche Gruppierung von Aufgaben hat konsequenterweise die Abtrennung von 
anderen Aufgaben und Aufgabenbündeln zur Folge. Unterscheidungen zwischen Auf-
gabenbündeln auf gleicher Gliederungsebene sind somit möglich. Diese horizontale 
Unterscheidbarkeit von Aufgabenbündeln sollte sich in der Namensgebung widerspie-
geln. Regelmäßig liegen im Justizministerium beispielsweise unterscheidbare Abtei-
lungen wie ‚Vollzug‘, ‚Strafrecht‘ und ‚Rechtsprüfung‘ vor. Entlang der Bezeichnung 
wird hier ersichtlich, wie in etwa affine inhaltliche Aufgaben zusammengefasst und von 
anderen Bündeln abgetrennt wurden. Hier sind Rückschlüsse auf dort bearbeitete Auf-
gabenbündel meist weitgehend unproblematisch.  
Eine Ausnahme bilden die Bezeichnungen auf Ministeriumsebene. Derlien (1996: 562f, 
574) weist darauf hin, dass zwar Namensgebung identitätsstiftend sei; jedoch käme es 
auf Ressortebene vermehrt zu „prosaischen“, „modernen“ und „symbolischen“ Bezeich-
nungen. Diese ließen oft keine präzisen Rückschlüsse auf die dort bearbeiteten Aufga-
benbündel zu (vgl. auch Saalfeld und Schamburek 2014). Als gute Beispiele können die 
bisherigen Ressorts des Bayerischen Staatsministers Markus Söder dienen. Der CSU-
Politiker stand Anfang des Jahrtausends noch dem von ihm als Lebensministerium be-
nannten Ressort vor und leitet seit 2013 das Ministerium der Finanzen und für Heimat. 
Was unter den Zuständigkeiten für ‚Leben‘ und ‚Heimat‘ zu verstehen sei, lässt sich erst 
nach einem tieferen Blick in den Behördenaufbau feststellen. Außerdem nehmen die 
Ministerien in höchst unterschiedlicher Weise Aufgabenbündel in ihre Ressortnamen 
auf4. Rheinland-pfälzische (vgl. Czerwick 2010: 387) und nordrhein-westfälische Häuser 
neigen zur schrittweisen Elongation von Bezeichnungen. Gleiches gilt für Ministerien 
im Bereich des Sozialen (siehe auch Derlien 1996: 563) – aber auch nicht immer: aus 
Tradition (Q Michna 2014) hieß das entsprechende Ressort in Hessen über lange Jahre 
schlicht ‚Sozialministerium‘. Auch baden-württembergische Ministerien haben meist 
nur das Kernpolitikfeld im Namen. Große Politikfelder wie beispielsweise ‚Bauwesen 
und Bauverwaltung‘ würden trotz ihrer Bedeutung selten in den Titel des Hauses auf-
genommen (Schamburek 2015: 247 Fn 6, Q Erpenbeck 2012, Q Jelit 2015).  
In einigen Fällen gibt die Bezeichnung eines Ressorts die vom Minister verfolgten Poli-
tikschwerpunkte aus der Auswahl aller im Haus wahrgenommenen Aufgaben an; so 
geschehen im Hessischen Sozialministerium, welches zwei Jahre lang ‚Ministerium für 
Arbeit, Familie und Gesundheit‘ hieß (Holl 2009, Q Banzer 2014). Diese Variante der 
Namensgebung habe auch ihren Nachteil, so Amtsinhaber Jürgen Banzer (ebd.): „Na-
türlich habe ich mich dann relativ schnell mit der Anfrage auseinandersetzen müssen 
– ich war ja auch Frauenminister –: ‚Warum steht das nicht im Namen des Sozialminis-
teriums?‘ Oder: ‚Warum stehen die Heimatvertriebenen und Aussiedler nicht mit drin-
nen?‘ Wenn Sie so anfangen, dann werden Sie aus der Begrüßungsformel nicht mehr 
rauskommen.“ (vgl. ähnlich Focus 2014, Weser-Kurier 2014). Ganz andere Beweg-
gründe vermutet der ehemalige Integrationsbeauftragte in NRW, Thomas Kufen (Q 
2014), in der Namensgebung des dortigen Sozialministeriums der Regierung Kraft: So 
4 Ausführlich diskutiert z.B. bei Czerwick (2010) am Beispiel Rheinland-Pfalz 
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sei wohl die Reihung der enthaltenen Bezeichnungsbestandteile Ergebnis der Suche 
nach einem wohlklingenden Akronym gewesen.  
Probleme dieser Art der Namensgebung auf Ressortebene wurden zum Beispiel Pappi, 
Schmitt und Linhart (2008, ähnlich Laux 1986: 4), Mortensen und Green-Pedersen 
(2015: 171f) und teilweise von Reichersdorfer (2011: 15) nicht gesehen: Sie stützten ihre 
gesamte Analyse auf die Ministeriumsbezeichnungen und verzichteten dabei auf einen 
Blick in die innere Struktur der Häuser.  
Dabei ist die Einbettung von Aufgabenbündeln in den Aufgabenkontext von großer Be-
deutung: Beispielsweise macht es einen Unterschied, ob die namentlich oft nicht ge-
nannte Energiepolitik im Umwelt- oder im Wirtschaftsministerium betrieben wird. Das 
Personal des energiepolitischen Bereichs eines Umweltressorts ist in das Weisungs- 
und Programmgeflecht des dortigen Ministers eingebunden. Hier werden Umweltthe-
men wie beispielsweise klimafreundliche qualitative Energiegewinnung mehr im Vor-
dergrund stehen, als dies im Wirtschaftsministerium mit eher quantitativen Ansätzen 
zur Gewinnung günstiger Energie für die Industrie der Fall wäre. Fuchs nimmt die 
Umweltpolitik selbst als Beispiel. Hinsichtlich der Suche nach einer geeigneten Hori-
zontalverortung in den 70er und 80er Jahren merkt er an (1985: 130f): „Es ist ein Unter-
schied, ob das Umweltschutzrecht bei einem Innenministerium (Bund), einem Raum-
ordnungsministerium (Bayern, Saarland), einem Landwirtschaftsministerium (Baden-
Württemberg, Hessen), einem Gesundheitsministerium (Rheinland-Pfalz) oder gar bei 
einem neue geschaffenen Umweltministerium ressortiert.“ Der letztgenannte und zu 
dieser Zeit noch unbekannte Fall setzte sich historisch gesehen nach intensiver Diskus-
sion in Forschung (siehe insb. Müller 1986a) und Politik in der Folgezeit durch. Hood 
und Dunsire (1981: 19) führen das klassische Beispiel der Trennung von Arbeits- und 
Wirtschaftspolitik ins Feld: Wie stark berücksichtigt in diesem Falle ein Wirtschaftsmi-
nisterium arbeitsschutz- oder arbeitssozialrechtliche Themen? Dass es wichtig ist, nach 
welchen Gesichtspunkten horizontale Ausdifferenzierung stattfindet, unterstreichen 
auch Giannetti und Laver (2005: 94): “Thus, if there are 20 cabinet ministers, for exam-
ple, in charge of 20 government departments, then cabinet policy decisions will be struc-
tured in terms of a 20-dimensional implementation space defined by the substantive 
content of the policy jurisdictions of each government department.” Art und Ausmaß 
von Politikproduktion lässt sich also über die Verortung steuern. 
Obwohl absolute Trennschärfe zwischen inhaltlicher und funktionaler Aufgabenbünde-
lung nicht erreichbar ist, lässt sich funktionale Bündelung üblicherweise in Form von 
stabsorganisierten Stellen finden. Stäbe arbeiten jeweils einer angebbaren Stelle in der 
Verwaltungshierarchie zu. Als größten Stabsapparat kann die Staatskanzlei (in Baden-
Württemberg ‚Staatsministerium‘) gesehen werden. Als eine typische Stelle mit Stabs-
funktion wird sie nach funktionalen Gesichtspunkten vom Ministerpräsidenten einer-
seits zur Steuerung sowie andererseits zur Kontrolle und Informationssammlung ge-
nutzt. Staatskanzleien können jedoch auch ausgewählte Aufgaben inhaltlicher Art in 
mehr oder minder großem Umfang an sich ziehen (Zerr 2006: 191, Häußer 1995: 61). 
So sind beispielsweise besondere Vorlieben des Ministerpräsidenten oder klassische 
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Aufgabenbündel wie die Medienpolitik oft bei der eigentlich funktional orientierten Be-
hörde angesiedelt. Mithin kam es schon zu bewussten ‚Entrümpelungsaktionen‘ der 
Staatskanzlei, weil mit steigendem inhaltlichen Schwerpunkt die Steuerungsfähigkeit 
verloren zu gehen drohte. Ein Beispiel für die radikale Entledigung inhaltlicher Aufga-
ben findet sich in der SPD-Alleinregierungsperiode seitens des Ministerpräsidenten 
Beck in Rheinland-Pfalz (Q Weber 2013, Q Edinger 2014). Konkreter Anlass war die 
Bestrebung Becks, sich neben seiner Ministerpräsidententätigkeit vermehrt in der Bun-
despolitik zu engagieren. Sein Ministerpräsidentenamt sollte entsprechend auf die Steu-
erungsfunktion zurückgefahren werden (ebd.).  
Eine Hierarchieebene unter dem Ministerpräsidenten sind in Ministerien zwei weitere 
regelmäßig auftretende stabsorganisierte Strukturtypen zu finden.  
Erstens sind Stäbe beispielsweise direkt beim Minister in Form des Büroleiters, der Pres-
sestelle oder des Landtagsbeauftragten angesiedelt. Beamtete und parlamentarische 
Staatsekretäre verfügen eigens über eine kleinere Stabsstelle (Mayntz und Scharpf 
1973a: 40).  
Definiert man Stäbe über die funktionale Bündelungseigenschaft, so kann zweitens die 
Zentralabteilung als Stabsstelle der Rumpf-Linienorganisation angesehen werden. Dort 
werden regelmäßig nicht-inhaltliche Verwaltungsaufgaben wie etwa interne Rechts-, 
Personal-, Haushalts-, Organisations- und Datenverarbeitungsangelegenheiten plat-
ziert. Schmid und Treiber sprechen deshalb von der „Verwaltung der Verwaltung“ 
(1975: 111). Des Weiteren beherbergt man dort meist Gesamtplanungs- und Strategie-
aufgaben (Wagener und Rückwandt 1981: 24), die Öffentlichkeitsarbeit und Kontaktstel-
len zum Landtag, zum Bund und zur Europäischen Union. Auch hier prägen unter-
schiedliche Ausformungen das Bild: Zuweilen sind in dieser – kurz genannt – ‚Z-Abtei-
lung‘ ausgewählte inhaltliche Felder untergebracht oder Funktionsaufgaben erstrecken 
sich umgekehrt auf zwei Abteilungen (Schmid und Treiber 1975: 121f).  
Auch unterhalb der Minister-Ebene können sich verschiedene Formen von Stabsstellen 
finden. Je niedriger freilich die Stelle, denen der jeweilige Stab zugeordnet ist, in der 
Gliederungshierarchie positioniert wurde, desto enger werden die Zuständigkeitsport-
folios. So beziehen sich Stäbe mit abnehmender Position in der Gliederungshierarchie 
auf inhaltlich eingeschränktere Aspekte. Projektgruppen als ablauffördernde oder inno-
vationsfunktionale Stellen sind beispielsweise oft als Stäbe organisiert. Regelmäßig sind 
sie dabei gewollt temporäre Phänomene (Karehnke 1973: 840). Ellwein (1976: 127f) be-
richtet hingegen von unfreiwillig untergegangenen oder ins Abseits gedrängten Stäben 
aufgrund gescheiterter Problemlösungs- und Innovationsanstrengungen. Es gibt dane-
ben zahlreiche weitere Ausformungen von Stabsstellen und den unabhängigeren son-
derorganisierten Stellen. Beauftragte sind beispielsweise sowohl in linien- als auch in 
stabs- oder sonderorganisierter Form jeweils häufig zu finden.  
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In der Linienorganisation dreier Ressorts entsteht zwangsläufig eine weitere Form funk-
tionaler Aufgabenbündelung: die sogenannte Spiegelzuständigkeit. Jene findet sich re-
gelmäßig in Staatskanzleien (Zerr 2006: 189), Finanzministerien und Justizministerien 
(Saalfeld 2000: 66, Leunig 2012: 226). Wenn ein größeres Aufgabenbündel irgendwo in 
der Ministerialverwaltung bearbeitet wird, dieses eine gewisse Summe an Finanzmit-
teln beansprucht oder auf rechtlich relevanten Vorgängen beruht, spiegelt sich dies je 
nach Ausmaß des Gegenstands als dauerhafte Aufgabe oder gar in Form eines eigenen 
Referats im aufbauorganisatorischen Arrangement dieser Häuser wider. So muss die 
Staatskanzlei als koordinierende Behörde beispielsweise Detailkenntnis zu einem 
neuen Programm im Umweltschutzbereich haben. Dieses Programm verursacht wahr-
scheinlich Kosten, die mit dem Finanzministerium abgesprochen werden müssen. Das 
Justizministerium prüft schließlich die Rechtskonformität der Initiative des Umweltmi-
nisteriums. Entsprechende Strukturen sind mit Blick auf zahlreiche immer wiederkeh-
rende Initiativen, Gesetzesvorschläge und Programme in der Umweltpolitik dauerhaft 
vorzuhalten. Dies geschieht in Form von Spiegel(teil)referaten.  
 
2.1.3 Beauftragte 
Das Beauftragtenwesen nimmt im Gesamtbild der Aufbauorganisation eine Sonderrolle 
ein. Mit unterschiedlicher Schwerpunktlegung sind Beauftragte Funktionsstellen für 
wohldefinierte inhaltliche (Hopp 1993: 7) Aufgabenbündel. Vor diesem Hintergrund 
stellt sich nicht nur die Frage nach der vertikalen und insbesondere horizontalen Veror-
tung, sondern auch nach den Gründen für die Einführung, den Unterhalt und die Ab-
schaffung derselben.  
Beauftragte sind – unabhängig von ihrer Verortung in der Struktur – „außerordentli-
cher“ (Fuchs 1986: 368) Bestandteil der Aufbauorganisation. Trotz ihrer Funktionsbeto-
nung sind sie weder als Steuerungs- und Informationsinstrument einer übergeordneten 
Stelle noch als ‚Verwaltung der Verwaltung‘ eingesetzt. Umgekehrt kann ihr inhaltlich 
meist stark eingeschränkter Fokus nicht darüber hinwegtäuschen, dass den Beauftrag-
ten regelmäßig Funktionen außerhalb der routinemäßig linienorganisierten Aufga-
benerledigung zugedacht sind. Diese besonderen Funktionen beziehen sich dann meist 
auf die konkrete Beschaffenheit eines inhaltlichen Aufgabenbündels. Hopp (1993: 28f) 
macht diesbezüglich drei Typen aus: 1. Ombuds-Beauftragte, deren Aufgaben insbeson-
dere Schutzrechte der Bürger vor der Staatsverwaltung betreffen, 2. Interessen-Beauf-
tragte, die zugunsten jener Gesellschaftsgruppen, die nicht schon ohnehin weitreichen-
den Einfluss auf die Ministerialbürokratie nehmen können, eingesetzt sind und 3. Ver-
waltungs-Beauftragte, die zur Lösung von Aufgabenerledigungsproblemen außerhalb 
der regulären hierarchischen Linienorganisation herangezogen werden. Letzterer Typus 
wird also zur organisationsinternen Verbesserung der Bearbeitung von Aufgabenbün-
deln geschaffen. Wichtige Funktionen dieses Typs können bei der Steigerung von Inno-
vationsfähigkeit (Böhret 1987) abseits des Tagesgeschäfts (Hofmann 1994: 200), bei ei-
ner reibungsärmeren und komplexitätsreduzierenden Gestaltung der Ablauforganisa-
tion (Fuchs 1986: 368, Hofmann 1994: 199), bei der Habbarmachung neuer oder sich 
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verändernder Aufgaben (Fuchs 1985: 154-156, 1986: 367) und schließlich bei der Betreu-
ung einer untergehenden Aufgabe (ebd.: 367) liegen (vgl. auch von Mutius 1990).  
Neben der Aufgabengenese im Umwelt-, Energie- und Frauenbereich war und ist auch 
die Migrations- und Integrationspolitik ein Feld, in dem es zur Neuschaffung und zur 
Veränderung von Aufgabenbündeln kam. Auch unter den untergehenden Aufgaben fin-
det sich eine migrations- und integrationspolitische Aufgabe: der Lastenausgleich (vgl. 
Q Rech 2013 oder Q Erpenbeck 2014).  
Doch nicht immer ist hinter der Einrichtung von Beauftragten ein rein staatsorganisa-
torisch-funktionaler Grund zu vermuten. Klientelpolitik im Sinne von Symbol- (Fuchs 
1985: 192-195) aber auch Versorgungs- (Fuchs 1985: 195, vgl. auch Derlien und Murs-
wieck 2001: 11) und Bevorzugungspolitik (König 2001: 109, Derlien 1996: 571), sowie 
die Verdeutlichung einer veränderten Schwerpunktlegung oder Kursänderung (Fuchs 
1985: 192) können beispielsweise Ursache sein. Meist fügt sich das Angenehme mit 
dem Nützlichen, sodass funktionale und nicht-funktionale Erwägungen sich zur Con-
clusio des Bedarfs einer neuen Stelle verbinden. Folge ist das Anwachsen (Derlien 1996: 
571, 574) bis hin zum „Wuchern“ (Püttner 2004: 231) des Beauftragtenwesens, weil jene 
Erwägungen eine Abschaffung tendenziell verhindern. Schon allein deshalb und weil 
außerordentliche Organisation dazu neigt, die ordentliche zu stören, seien diese Stellen 
linienintern nicht sehr beliebt (ebd.: 233f).  
Nachdem die Gründe für die Existenz von Beauftragten skizziert wurden, bleibt zu klä-
ren, wo sie mit welcher Bezeichnung angesiedelt werden. Die Verortung könne sowohl 
„nahtlos“ in die Behördenstruktur eingebettet oder bewusst gesondert gestellt werden 
(Fuchs 1986: 366). Fuchs (1985: 131) merkt an, dass eine „überraschend große Zahl von 
Beauftragten auf diese traditionelle Weise“ linienorganisiert seien. Dabei könne die ver-
tikale Verortung von der Referats- bis hin zur Abteilungsebene hinaufreichen. Empi-
risch kann im Fall der Migrations- und Integrationspolitik mithin sogar die stabsorga-
nisierte Ansiedlung auf Ministerebene beobachten werden.  
Das inhaltlich zu bearbeitende Aufgabenbündel geht bei Beauftragtenstellen regelmä-
ßig aus dem Namen hervor. Lediglich ist nicht immer vom Beauftragten (Hopp 1992: 
8) die Rede: Es kann sich um ein ‚Büro für …‘ oder einen ‚Verantwortlichen für …‘ han-
deln; mithin wird die besondere Funktion im Namen betont, wie zum Beispiel der ‚Om-
budsmann für …‘. Die Einführung von Beauftragten erfreut sich also aus zahlreichen 
Gründen einer großen Beliebtheit, wobei der Kreativität in Sachen Ansiedlung keine 
Grenzen gesetzt sind. Während es einerseits Abweichungen in der Funktionsbezeich-
nung gibt, ist jeweils zumindest das inhaltliche Aufgabenbündel namentlich umrissen. 
2.1.4 Folgen von Aufgabenansiedlung 
Es hat sich also eine übersichtliche Zahl von wichtigen Aufgaben- und Strukturtypen 
zur Charakterisierung von Aufgabenansiedlung in Aufbauorganisationen herausgebil-
det. Das zentrale Aufgabenmerkmal erscheint in seinen üblichen Hauptausprägungen 
entweder als ‚inhaltlich‘, ‚gespiegelt‘ oder ‚funktional‘. Die strukturelle Ansiedlung von 
Aufgaben lässt sich hauptsächlich nach linien-, stabs- und sonderorganisierten Formen 
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unterscheiden, die wiederum vertikal und horizontal in der Struktur angeordnet sind. 
In der folgenden Abbildung 2.2 werden diese nochmals graphisch in Erinnerung geru-
fen:  
 
Abbildung 2.2: Übersichtsgraphik zu den drei Hauptmerkmalen von Aufgaben und Strukturen  
             
  Hauptmerkmale von Aufgaben und Strukturen   
           
  Aufgabenmerkmal   Strukturmerkmal I   Strukturmerkmal II   
  inhaltliche Aufgabe   linienorganisiert   horizontal   
  gespiegelte Aufgabe   stabsorganisiert   vertikal   
  funktionale Aufgabe   sonderorganisiert       
              
Eigene Darstellung. 
 
Die Ansiedlung einer Aufgabe oder eines Aufgabenbündels an einer bestimmten Stelle 
in der Struktur der Organisation hat zwei wichtige Folgen5. Erstens wird die Aufgabe 
selbst aus dem Pool der zu verortenden Aufgaben herausgenommen und steht somit 
nicht mehr zur Ansiedlung andernorts zur Verfügung6. Zweitens kann das Aufgaben-
bündel folglich auch nicht mehr mit anderen Aufgaben außerhalb der zugewiesenen 
strukturellen Einbettung gebündelt werden. Das ist insbesondere aus der policy-Per-
spektive relevant: Ein einmal verortetes Aufgabenbündel ist nach vollzogener Verortung 
auch nicht mehr mit potentiell kompatiblen Aufgabenbündeln desselben Politikfelds 
kombinierbar. Ist beispielsweise der Bereich ‚Energie aus nachwachsenden Rohstoffen‘ 
bereits im Landwirtschaftsministerium untergebracht und mit Aufgaben der Ackerflä-
chenbewirtschaftung gebündelt worden, können andere energiepolitische Aufgaben wie 
‚Reaktorsicherheit‘ dort nicht mehr in die errichtete Struktur eingeflochten werden.  
Das hat wiederum Auswirkungen auf die horizontale und vertikale Verortung der Auf-
gaben des Politikfelds. Werden Aufgaben eines bündelungsfähigen Aufgabenbereichs 
nicht konzentriert gebündelt, sondern horizontal breit gestreut – also zum Beispiel über 
mehrere Ministerien verteilt –, so ist die Chance auf eine vertikal hohe Verortung der 
jeweils kleineren Aufgabenbündel tendenziell niedriger. Umgekehrt gilt, dass für ein 
Aufgabenbündel die Chance auf vertikal höhere Verortung mit seinem Umfang steigt. 
Um beim Beispiel zu bleiben: Wird der Bereich ‚Nachwachsende Rohstoffe‘ mit Acker-
flächenbewirtschaftung kombiniert, stellt er aus Perspektive des Politikfelds ‚Energie‘ 
ein kleines Aufgabenbündel im Landwirtschaftsministerium mit wohl sehr niedrigem 
vertikalen Stellenwert dar. Nehmen wir weiterhin an, es finden sich kleinere und wohl 
 
5 Wenngleich es scheint, als wären hier bereits interessante Kausalmechanismen aufgedeckt, sind diese 
Auswirkungen jedoch nur logische Konsequenz der Arbeitsteilung. Aufgrund dessen passt dieser Ab-
schnitt besser zur Deskription des Forschungsgegenstands als zu erklärenden Abschnitten dieses Texts. 
6 Nur äußerst selten kommt es vor, dass in sehr komplexen Organisationen dieselbe Aufgabe mehr als 
einmal im Aufbau verortet wird. Die jeweiligen Stellen befänden sich dann im Zustand konkurrierender 
Zuständigkeit. 
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niedrig verortete Aufgabenbündel – z.B. ‚Reaktorsicherheit‘ beim Umweltministerium 
und ‚Fossile Energiegewinnung‘ im Wirtschaftsministerium – verstreut in der Ge-
samtstruktur. Sind Aufgaben auf diese Weise breit verstreut, so spricht man von einer 
Ansiedlung politikfeldbezogener Aufgabenbündel im Querschnitt. Politikfelder weisen 
einen „mehr oder minder stark ausgeprägten Querschnittscharakter“ (vgl. Jantz und 
Veit 2009: 285) auf. Würde man diese Aufgabenbündel teilweise oder insgesamt zusam-
menfassen, sinke die Zahl der horizontalen Ansiedlungsorte. Gleichzeitig stiege auf-
grund des vergrößerten Umfangs des Bündels an einem Ort in der Struktur die Wahr-
scheinlichkeit einer höheren Vertikalverortung.  
Ähnlich verhält es sich mit Beauftragten außerhalb der Linie. Existiert bereits ein mit 
inhaltlichen Aufgaben ausgestatteter Beauftragter, so schrumpft die Wahrscheinlichkeit 
für vertikal höher verortete Aufgabenbündel andernorts. Diesen Aufgabenbündeln in 
der Linie würden nämlich diejenigen Aufgaben fehlen, die dem Beauftragten zugewie-
sen wurden. Umgekehrt ist die Abschaffung des Beauftragten dann wahrscheinlicher, 
wenn ihm Aufgaben weitgehend entzogen und diese in die Linie verschoben werden.  
2.2 Typische Aufgabenbereiche und Organisationsstrukturen 
Im vorangegangenen Abschnitt wurden die zentralen Aufgaben- und Strukturmerk-
male der Aufbauorganisation behandelt. Mit diesen Merkmalen lassen sich Aufgaben 
beschreiben und in der Struktur verorten. Um eine bestimmte Aufgabe in der Grob-
struktur ermitteln zu können ist zudem die Kenntnis darüber hilfreich, welche Aufga-
ben und Aufgabenbereiche sich überhaupt in der Struktur befinden, wo diese üblicher-
weise verortet sind und wie beweglich sie sind. Die Beweglichkeit von Aufgaben und 
Aufgabenbereichen in der Struktur zeigt an, in wie oft diese den Ort oder die Bündelzu-
gehörigkeit wechseln (können). Mit dem Ortswechsel, dem Auftauchen, der Transfor-
mation und dem Untergehen von Aufgaben finden Organisationsveränderungen statt. 
Die bisher statisch beschriebene Aufbauorganisation erhält hierdurch zusätzliche eine 
prozessuale Dimension.  
2.2.1 Aufgabenbereiche 
Im föderalen System teilen sich Bund und Länder die Gesamtheit der zu erledigenden 
Aufgaben auf. In die ausschließliche Zuständigkeit der Länder (siehe Wehling 2006: 9) 
fällt eine beschränkte Anzahl an Aufgabenbereichen: Kultus (Schule und Hochschule), 
Medien, Kommunalverfassung und Sicherheitsrecht (Leunig 2012: 164). Hildebrandt 
und Wolf (2008: 12) nennen neben Naturschutz und Infrastrukturpolitik zudem explizit 
„die Integrationspolitik jenseits des Staatsbürgerschaftsrechts als vorwiegende Länder-
sache.  
Darüber hinaus sorgen drei Umstände dafür, dass sich nahezu die gesamte Palette mög-
licher Aufgabenbereiche auf Landesebene – bis hin zur Außenpolitik (März 2006: 156) 
– in irgendeiner Form im Aufbau der Ministerialverwaltung niederschlägt.
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Erstens führen Länder autonom selbst Gesetze aus oder handeln für den Bund als Agen-
ten (Southern 1979: 1187, Bogumil und Jann 2009: 79 f, 97-99). Für die Erledigung und 
Koordination einer umfassenden Zahl an Aufgaben dieser Art muss sich der Ministeri-
alverwaltung bedient werden (Leunig 2012: 164).  
Zweitens gilt zwar eine grundsätzliche Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes in vie-
len Aufgabenbereichen; die Länder werden jedoch auch in diesen Bereichen nicht nur 
durchführend, sondern auch konzeptionell tätig. Hierzu zählen einerseits Aufgaben, die 
auf die Mitwirkung der Länder an der Bundesgesetzgebung zielen. Andererseits stünde 
nicht immer die Formulierung von Gesetzen im Vordergrund, so Leunig (ebd.): „Viel-
mehr geht es hier häufig um die Konzipierung von Fördermaßnahmen, z.B. Landespro-
grammen zur Stärkung regionaler Wirtschaftszentren, die der ministeriellen Entwick-
lung und Koordinierung bedürfen.“. Es ist also eine große Bandbreite an ausführend-
verwaltungsfunktionalen und konzeptionell-regierungsfunktionalen (Laux 1993: 305f) 
Aufgabentypen zu organisieren.  
Drittens ist das Land für Angelegenheiten der kommunalen Selbstverwaltung zuständig. 
Hierunter fallen insbesondere die finanzielle Ausstattung sowie die Aufsichts- und Kon-
trollzuständigkeit.  
Eine grobe Übersicht relevanter Teilpolitikfelder findet sich bei Saalfeld und Schambu-
rek (2014). Aufgaben in diesen Teilpolitikfeldern können Pflichtaufgaben oder Aufga-
ben freiwilliger Natur sein. 
 
2.2.2 Typische Anordnungsarrangements und Kompatibilität von Aufgaben 
In Ministerialverwaltungen bestehen große Freiheiten sowohl bei der inhaltlichen Bün-
delung der Aufgaben als auch in der Ausgestaltung der Grundstruktur. Karehnke (1973: 
833) bemerkt schon 1973, dass es zu „bunten“ und „unübersichtlichen“ Anordnungslö-
sungen käme. So könne man neben Referaten verschiedener Größe vor allem Gruppen-
formen unterschiedlicher Arten und Sondergebilde beobachten (ähnlich Wagener 1979: 
69). Dies komme deshalb zustande, weil Aufgaben untereinander von unterschiedlicher 
Wertigkeit und inhaltlicher Beschaffenheit seien (Becker 1973: 77). Laux (1993: 303f) 
führt vor diesem Hintergrund als Beispiel das Innenministerium in Baden-Württem-
berg an, welches man als Sammelstelle für alle Aufgaben, die nicht ausdrücklich ande-
ren Ressorts zugeteilt wurden, konzipiert ist. Hingegen macht Thieme (1981: 182f) für 
andere Innenministerien typische Aufgabenbereiche aus: „Die Innenministerien der 
Länder haben vier klassische Abteilungen, nämlich die für Verwaltungs- und Verfas-
sungsfragen, für den öffentlichen Dienst, für das Kommunalwesen und die öffentliche 
Sicherheit. Die allgemeine innere Verwaltung kennt neben diesen vier Zweigen noch 
eine Reihe von weiteren klassischen Aufgaben, die heute selten erwähnt werden, weil 
sie wenig spektakulär sind, aber im Grunde eine große praktische Bedeutung haben, 
wie etwa die Einwohnerangelegenheiten, die Namensänderung, das Standesamtswesen, 
das Ausweis- und Paßwesen, die Staatsangehörigkeitsfragen und die Ausländerfragen.“ 
 
7 Southern (1979: 121): “The vital distinction between independent and delegated administration is that 
the Laender pay for the former while the Federation pays for the latter.”  
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(ähnlich Frank 1996/1997). So bestehen also anscheinend sehr grobe Muster, nach de-
nen Aufgaben und Aufgabenbündel eines Politikfelds inhaltlich üblicherweise struktu-
riert werden.  
Doch auch von diesen sehr groben Mustern kann abgewichen werden. Dabei neigen 
manche Aufgabenbündel stärker dazu, an einem für sie typischen Ort angesiedelt zu 
werden als andere (vgl. Schamburek 2015: 248). Es muss also verschieden stark ausge-
prägte bewegungseinschränkende und -befördernde Faktoren für Aufgabenbündel ge-
ben. Eine Strukturierung nach Sachzusammenhang stellt jedoch oft nur eine wissen-
schaftliche Wünschbarkeit dar (Laux 1986: 58).  
So erscheint eine grundsätzliche Aufgabenaffinität laut Derlien (1996: 569) zwar eine 
notwendige, aber nicht hinreichende Bedingung zu sein. Als Beispiele für besonders 
bewegliche Bereiche identifiziert er (ebd.: 578) die soziale Gruppenpolitik sowie Aufga-
ben der Bildungs- und Wissenschaftspolitik. Als typisch konfligierende Aufgabenbün-
del werden Umwelt und Verkehr oder Wirtschaft und Arbeit in der Literatur gesehen 
(Gebauer 2006: 139). Nur selten werden diese bewusst gebündelt, um Konflikte nicht 
über die Ablauf-, sondern schon früh über die Aufbauorganisation abzumildern. Ein 
klassisches Beispiel war auf Bundesebene Wolfgang Clements ‚Ministerium für Wirt-
schaft und Arbeit‘. Aber auch auf Landesebene finden sich mithin ähnliche Kombinati-
onen. Jüngst9 bestellte man in Niedersachsen Olaf Lies als Minister für Wirtschaft, Ar-
beit und Verkehr. Oftmals würden sich Aufgabengebiete einzelner Ressorts beträchtlich 
überschneiden (Schmid und Treiber 1975: 112). Verbreitete Praxis sei außerdem die 
Kombination von „harten“ (‚Polizei‘) und „weichen“ (‚Sport‘) Aufgabenbereichen.  
In einigen Fällen ist kein oder kaum ein direkter Sachzusammenhang erkennbar. Ne-
ben der Innen-Sport-Kombination ist auch das ‚Hessische Ministerium der Justiz, für 
Integration und Europa‘ ein gutes Beispiel für ein Patchwork-Ministerium. Hier werden 
Aufgabenbereiche mit niedriger Kompatibilität gebündelt. Auch in großen Ressorts hät-
ten Aufgabengebiete zum Teil wenig Beziehung zueinander (Schmid und Treiber 1975: 
118). Derlien (1996) wie auch Saalfeld und Schamburek (2014) zeigen, welche Aufga-
benbereiche sich empirisch eher miteinander verbinden als andere. 
 
2.2.3 Organisationsveränderungen 
Ministerialorganisation kann sich jederzeit verändern. Laux (1993: 309, 312) stellt fest, 
dass sich trotz aller Veränderung im Einzelnen doch ein eher kontinuierliches Bild der 
Aufgabenbündelung ergäbe; insbesondere läge dies auf Ressortebene am Gewicht eini-
ger traditioneller Geschäftsbereiche. Jene eher unbeweglichen Geschäftsbereiche fun-
gieren als eine Art Cluster, um die sich beweglichere Aufgaben scharen (Schamburek 
2015: 250). Üblich sei die Ergänzung der bestehenden Organisation durch Bildung von 
 
8 Laux zitiert aus dem unveröffentlichten Bericht „zur Reform der Struktur von Bundesregierung und 
Bundesverwaltung der Projektgruppe für Regierungs- und Verwaltungsreform beim Bundesminister 
des Innern (PRVR) vom August 1969“. 
9 Im Jahr 2013 
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neuen Abteilungen oder durch Umgruppierung von Aufgaben in den Ressorts und zwi-
schen den Ressorts, während es seltener zu Neubildungen auf höherer Ebene käme 
(Laux 1986: 6). Für diese seltenen Ereignisse hat Pollitt (1984) eine Typologie in Analogie 
zu Lebenszyklen – ‚Marriages, Births and Deaths‘ – geschaffen. Zwölf Jahre später dif-
ferenzierte Derlien (1996) diese Typologie aus und ergänzte jene um einige Analogien. 
Des Weiteren nennt Derlien (1996: 574, ähnlich Q Rech 2013) die Umbenennung unter 
Beibehaltung des alten Kompetenzbestands als einfachste Form der Organisationsver-
änderung. Diese träte häufig aus symbolpolitischen Gründen als Ersatz zur genuinen 
Aufgabenneustrukturierung auf, sei aber dann meist nicht die langfristig tragfähigste 
Lösung. Mithin, so der niedersächsische Spitzenbeamte Herbert Jelit (Q 2015), könne 
eine Umbenennung aber auch Auslöser inhaltlicher oder struktureller Änderungen 
sein.  
 
2.3 Migrations- und Integrationspolitik 
 
Jedes Politikfeld ist – wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß (Saalfeld und Scham-
burek 2014) – von Veränderungen in seiner organisatorischen Verortung betroffen. Ein 
besonders interessanter Fall ist dabei die Migrations- und Integrationspolitik. In der Ge-
schichte der Bundesrepublik Deutschland und insbesondere während der letzten 20 
Jahre haben sich hier augenscheinlich besonders starke Veränderungen vollzogen. Im 
historischen Rückblick war Migration und mit ihr die Integration mit zunehmender 
Mobilität von Menschen und damit einhergehend gestiegener Möglichkeit des dauer-
haften Wohnortwechsels zunehmend zum relevanten Themenfeld geworden.  
Bevor die strukturelle Einbindung von Migrations- und Integrationspolitik in die Auf-
baustruktur einer Ministerialverwaltung diskutiert werden kann, sind verschiedene 
Punkte zu klären. Zu diesen Punkten zählen u.a. die Verwendung von Begrifflichkeiten 
in diesem Bereich, die Verbindung des gesellschaftlichen Phänomens ‚Migration und 
Integration‘ mit dem politischen System und im Besonderen, wie Aufgaben der Migra-
tions- und Integrationspolitik dort in Erscheinung treten. Zudem empfiehlt es sich, im 
Zuge der Aufgabenbestandsaufnahme eine Abgrenzung zu verwandten Aufgabenberei-
chen vorzunehmen.  
 
2.3.1 Begriffe im Bereich ‚Migration und Integration‘ 
Präsenzbedingung für das Politikfeld ist eine kritische Masse an transnational migrie-
renden Personen und deren Nachkommen. Unbeschadet der herkömmlichen Begriffs-
fassung von Migration10 in der Fachliteratur gibt das Statistische Bundesamt (2008) fol-
gende Definition von ‚Menschen mit Migrationshintergrund‘: 
 
 
 
10 Angenendt (1997: 9) definiert beispielsweise: „die befristete oder dauerhafte Verlagerung des Lebensmittel-
punktes in eine andere Umgebung“ 
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Menschen mit Migrationshintergrund sind entsprechend der Definition des Mikrozensus zum einen die nach dem 
Jahr 1949 auf das heutige Gebiet der Bundesrepublik Deutschland eingereisten Personen, die damit eigene Mig-
rationserfahrung haben (zugewanderte Ausländer, zugewanderte Deutsche, darunter Aussiedler bzw. ab 1993 
Spätaussiedler, Eingebürgerte). Selbst nicht zugewanderte Ausländer, vor allem die hier aufwachsende 2. und 3. 
Generation, sowie nicht zugewanderte Deutsche, die eingebürgert wurden oder die mindestens einen zugewander-
ten Elternteil oder einen als Ausländer in Deutschland geborenen Elternteil haben, haben zwar keine eigene Mig-
rationserfahrung, zählen aber ebenfalls zu den Personen mit Migrationshintergrund. 
Ausdrücklich genügt ethnische, kulturelle oder religiöse Identität nicht als Merkmal, 
Menschen mit Migrationshintergrund11 zu charakterisieren. Nicht-migrierte ethnische 
Minderheiten in Deutschland sind die Dänen in Schleswig-Holstein, die Sorben in 
Sachsen und Brandenburg, die Friesen in Norddeutschland und die Sinti. Sie alle sind 
als Minderheit in Deutschland offiziell anerkannt und haben regelmäßig keinen Migra-
tionshintergrund. Die kritische Masse besteht also aus Migrantengruppen, die sich ins-
besondere hinsichtlich ihrer geographischen Herkunft und ihres rechtlichen Status un-
terscheiden. Letzterer trennt üblicherweise zwischen unbefristeten, langzeitbefristeten 
oder saisonalen sowie legalen oder illegalen Ein- und Auswanderern aus der EU oder 
aus Nicht-EU-Staaten, Asylsuchenden, Aussiedlern, deutschen Flüchtlingen und Ver-
triebenen12. Dabei ist erstens zu beachten, dass diese Kategorisierung untereinander 
nicht überschneidungsfrei ist und zweitens, dass aber der Sammelbegriff ‚Mensch mit 
Migrationshintergrund‘ all diese Teilgruppen einschließt. 
Zuweilen ist man aufgrund der hohen Sensibilität des Themas in Politik und Wissen-
schaft nicht präzise genug, diese Teilgruppen korrekt zu benennen. Um beispielsweise 
den Begriff ‚Zigeuner‘, der in der Öffentlichkeit sehr oft negativ konnotiert gebraucht 
wurde, zu vermeiden, wird oft die deckungsungleiche Umschreibung ‚Sinti und Roma‘ 
verwendet; ‚Ausländer‘ werden meist fälschlicherweise synonym als ‚Menschen mit 
Migrationshintergrund‘ bezeichnet. Dabei kann ein Mensch mit Migrationshintergrund 
als deutscher Staatsbürger Nicht-Ausländer oder als Nicht-Staatsbürger Ausländer sein. 
Ausländer können sich legal oder illegal auf dem deutschen Staatsgebiet aufhalten. Auf-
grund der Freizügigkeit halten sich EU-Ausländer regelmäßig rechtmäßig in Deutsch-
land auf. Asylsuchende und andere nicht-deutsche Flüchtlinge13 sind ausschließlich 
Ausländer. Nach dem Gesetz berechtigte Gründe für Asylgesuche sind hier meist die 
erzwungenen Ausreise aufgrund politischer, ethnischer, religiöser oder sonstiger Ver-
folgung und Vertreibung im Gegensatz zu wirtschaftlichen und sozialen Aspekten (vgl. 
Q Neumeyer 2011b, Q Meyer 2011). Ihr Aufenthalt ist auch nach dem positiven Be-
scheid einer Asylberechtigung nicht langfristig angelegt, sondern nur solange vorgese-
hen, bis der Asylgrund entfällt. Deswegen handelt es sich bei dieser Gruppe vorerst 
11 Mit der Wendung ‚Mensch mit Zuwanderungsgeschichte‘ wurde in Nordrhein-Westfalen ein neuer 
Begriff mit abweichender Definition (Santel 2008: 225f) eingeführt, der sich mittlerweile dort etabliert 
hat (siehe Kufen 2008: u.a. 204 und Storr 2008: 231). 
12 Hier wiederum der Verweis auf Angenendt (1997: 15-18) mit weiteren Klassifizierungen zu illegalen 
Zuwanderern, Einwanderern, Vertragsarbeitern, Saisonarbeitskräften etc.; siehe aber auch u.a. Bommes 
2011: 115f, Kerlen und Wimmer 1997: 5-16 oder Müller-Schneider 2000. 
13 Hier unterscheidet das Ausländerrecht. Nicht jeder Flüchtling ist asylsuchend und/oder asylberech-
tigt. 
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nicht um Einwanderer14. Dies ist erst dann der Fall, wenn eine Rückkehr ins Heimat-
land nicht möglich oder auf lange Sicht nicht wahrscheinlich ist, oder aus anderen 
Gründen ein dauerhafter Aufenthalt in der Bundesrepublik angestrebt wird. Ein Grenz-
fall von dauerhaftem, aber regelmäßig unterbrochenem Aufenthalt auf deutschem Bun-
desgebiet tritt beispielsweise bei Saisonarbeitskräften auf. Ihr Ziel ist meist nicht die 
Einbürgerung.  
Deutsche Vertriebene und Flüchtlinge aus den Ostgebieten und Aussiedler sind hinge-
gen keine Ausländer. Bei Grenzübertritt auf deutsches Staatsgebiet werden Aussiedler 
nach formal-behördlicher Prozedur zu deutschen Staatsbürgern. Deutsche Vertriebene 
und Flüchtlinge besaßen in der Regel schon vor ihrer Migration die deutsche Staatsan-
gehörigkeit.  
An der Staatsbürgerschaft scheidet sich auch die Gruppe der Zigeuner in zwei Gruppen: 
Während die auf deutschem Territorium ansässigen Sinti deutsche Staatsbürger seien, 
wiesen Roma regelmäßig Migrationshintergrund auf (Q Erpenbeck 2012, Q Spiegel 
2013). Diese sind wiederum zwar ethnisch von Bulgaren, Rumänen oder Slowaken zu 
trennen, teilen mit Ihnen jedoch häufig die jeweilige Staatsbürgerschaft.  
Asylsuchende werden mittels Königsteiner Schlüssel nach Quoten auf alle 16 Bundes-
länder verteilt. Die Zusammensetzung nach Herkunftsländern weicht nur in wenigen 
Fällen nennenswert ab. So ist Baden-Württemberg ausschließlich für Asylsuchende aus 
Gambia zuständig.  
Für alle anderen Teilgruppen können Bevölkerungsstrukturdaten jedoch regional hoch 
heterogen sein. Insbesondere muss zwischen ostdeutschen und westdeutschen Bundes-
ländern sowie zwischen städtischen und ländlichen Regionen unterschieden werden. 
Migration kritischer Massen ruft deshalb soziostrukturelle Veränderungen in der Bevöl-
kerung hervor. In ostdeutschen Bundesländern ist der Anteil von Menschen mit Migra-
tionshintergrund zum Stand von 2007 mit durchschnittlich 4,8% (Rühl 2009: 27f) weit-
aus niedriger als im Westen mit ca. 15-25%15 (ebd.). Außerdem setzt sich diese Anteils-
gruppe im Osten aus anderen Ethnien zusammen: Neben einigen osteuropäischen Zu-
wanderern seien es vor allem hochgebildete Südostasiaten (insb. Vietnamesen), die sich 
in ostdeutschen Flächenländern angesiedelt hätten (Q Gillo 2013). Hingegen sind im 
westlichen Teil der Bundesrepublik noch vor den zahlenmäßig starken Gruppen aus 
Ost- und Südosteuropa vor allem türkische und italienische Bevölkerungsteile vorzufin-
den. Gewichtigen Einfluss darauf hatten die Anwerbeabkommen mit der Türkei und 
mit Italien. Man stellte damit bis zum Anwerbestopp in 1973 (Arendt 1973) die Weichen 
für eine Einwanderungswelle von Gastarbeitern und deren Familien.  
 
 
14 Mithin taucht statt des Begriffs ‚Einwanderer‘ auch ‚Zuwanderer‘ auf. Oft handelt es sich aber hierbei 
nicht um die Verwendung aufgrund eines inhaltlichen Unterschieds, sondern – ähnlich wie zum Bei-
spiel beim Begriff der ‚Inklusion‘ – eher um Nutzungsunterschiede bei politischen Lagern. Wüst (Q 
2014) bemerkt, dass ‚Zuwanderer‘ im Vergleich zu ‚Einwanderer‘ etwas Vorläufigeres oder Unsystema-
tischeres andeute.    
15 Ausreißer sind hier jeweils Schleswig-Holstein mit 12,6% und Hamburg mit 26,3%. 
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Neben Ost-West-Unterschieden liegen auch einige bundeslandspezifische Besonderhei-
ten vor. Gerade von der Arbeitskraftanwerbung profitierte beispielsweise das Bergbau- 
und Industrie-Bundesland Nordrhein-Westfalen. Bayern beherbergt einen besonders 
hohen Anteil an Menschen aus dem ehemaligen Jugoslawien (Q Beckstein 2013), die 
infolge des dortigen Bürgerkriegs teilweise vorerst Asyl fanden und teilweise schließlich 
zuwanderten. Einige Bundesländer unterhalten besondere Partnerschaften oder 
Schirmherrschaften zu Landsmannschaften der Vertriebenen – wie in Baden-Württem-
berg mit den Donauschwaben, Niedersachsen mit den Schlesiern oder Bayern mit den 
Sudetendeutschen – und zur (Spät-) Aussiedlergruppe – wie in Baden-Württemberg – 
bei entsprechend überdurchschnittlichen Anteilswerten in der Bevölkerungsstruktur. 
Dies könnte sich insbesondere auf die Wahrnehmung von Aufgaben in den entspre-
chenden Landesverwaltungen auswirken. Paten- und Schirmherrschaften sind überwie-
gend beim Ministerpräsidenten, seinem Stellvertreter, einem seiner Staatssekretäre o-
der dem Innenminister angesiedelt.  
Nicht allein der Migrationsakt besitzt Relevanz, sondern auch das, was nach der Migra-
tion in Interaktion mit der ansässigen Bevölkerung geschieht. Hier gibt es verschiedene 
Ansatzpunkte (vgl. z.B. Koopmans und Statham 2005: 7-16, Kalter 2008, Otto und 
Schrödter 2006 oder Esser 2001), die sich grob abstrahiert auf einem Kontinuum anord-
nen lassen. Ein Extrem ist dabei ein Prozess hin zur Nicht-Unterscheidbarkeit, welche 
sich üblicherweise auf zwei Weisen vollziehen kann. Einerseits sieht ‚Assimilierung‘ die 
Übernahme sämtlicher Eigenschaften der Zielgesellschaft vor; andererseits bewegen sich 
nach dem ‚Melting Pot‘-Konzept verschiedene Kulturen gleichermaßen aufeinander zu 
und vermischen sich. Das andere Extrem bildet die Separation der Bevölkerungsgrup-
pen (Segregation), welche sich in unbeweglichem Nebeneinanderleben äußert. ‚Multi-
kultur‘ 16  beschreibt einerseits Nebeneinanderleben; jedoch findet hier gegenseitige 
Kenntnisnahme und Kennenlernen statt. Andererseits kann sich Segregation im Gegen-
teil aber auch in Feindseligkeit und/oder Abschottung äußern. Zwischen Assimilierung 
und Segregation liegen zahlreiche graduelle Abstufungen, die sich größtenteils unter 
dem Dachbegriff der ‚Integration‘ sammeln lassen. Prozess- und Zustandsumschrei-
bungen im Bereich der Integration sind dabei meist nicht so klar definiert, wie rechtlich 
klar umrissene Merkmalsbegriffe aus dem Migrationsbereich. Auch verändern sich hier 
aufgrund des sensiblen semantischen Umgangs des Öfteren Begriffe. So spricht man 
bei Integration regelmäßig nicht mehr von ‚Eingliederung‘ in die Gesellschaft. ‚Integra-
tion’ wird mit ‚Inklusion‘ teils als Synonym ersetzt und teils je nach Interpretation des 
jeweiligen Forschers oder Politikers unterschiedlich verwendet. Als Integrationsprozess 
wird fortan jeder Prozess bezeichnet, der auf einseitige oder beidseitige Annäherung 
zwischen Migrant und Zielgesellschaft in allen möglichen Facetten ausgerichtet ist.  
16 Storr (2008: 233) sieht in ‚Multikultur‘ einen politischen Kampfbegriff. 
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2.3.2 Politikfeld ‚Migration und Integration‘ 
Der Staat will aus unterschiedlichen Gründen in Prozesse der Migration und Integra-
tion eingreifen. Dies geschieht mittels ‘policies’: „Proposed programs of action explicitly 
intended to bring about particular states of the world can be thought of as ‚policies‘.“ 
(Laver und Hunt 1993: 3). Die Gesamtheit aller Aufgaben und Aufgabenbündel der po-
lity-Dimension, welche regelnd auf Migrations- und Integrationsprozesse einwirken sol-
len, versinnbildlichen in der policy-Dimension das Politikfeld. Dabei könne man die 
Grenzen von Politikfeldern nicht statisch definieren (Blätte 2010 und 2015, Döhler 
2015). Dies liegt daran, dass Aufgaben neu entstehen, untergehen oder sich in ihrem 
Schwerpunkt und ihrer Beschaffenheit verändern. Trotzdem weist das Politikfeld so-
wohl eine innere Struktur als auch Verknüpfungen zu anderen Feldern an seinen bis-
weilen im Detail verschwommenen Grenzen nach außen auf.  
Die folgenden beiden Absätze beschäftigen sich deshalb mit der Kohärenz des Politik-
felds unter dem Abgrenzungs- und Verknüpfungsaspekt. 
Erstens: In der Diskussion, welche Eigenschaften Politikfelder konstituieren (Loer, Rei-
ter und Töller 2015, Döhler 2015, Michna 2008a: 125, Lange 2003: 258) gibt es durchaus 
Ansichten, bei denen von Migrations- und Integrationspolitik nicht als einem Politikfeld 
gesprochen wird. Man könnte den Begriff ‚Querschnittspolitik‘ in radikaler Weise aus-
legen, indem man jeglichen Aspekten der Migrations- und Integrationspolitik abstreitet, 
für sich genommen ohne querliegende Politikfelder existieren zu können. Welche An-
sicht die plausiblere ist, bleibt nach wie vor eine aktuelle Frage. Beide Extremvarianten 
– eigenes Politikfeld oder nicht – gehen jedoch von einer Verquickung großer Teile der 
Migrations- und Integrationspolitik mit querliegenden Politikfeldern aus. Dabei sind 
nahezu alle Politikfelder betroffen. Besonders herauskristallisiert hätten sich dabei 
„Spracherwerb, schulische Bildung, Arbeitsmarkt, Sport, Jugendhilfe, Wohnsituation 
und interkulturelle Öffnung“ (Michna 2008: 132). An dieser Textstelle nennt Michna 
zudem Gesundheit, Recht, Religion, Familie und Ökologie. Ein vereinfachend darge-
stelltes Beispiel: Arbeit und Erwägungen zur sozialen Absicherung bringen zahlreiche 
Menschen mit unterschiedlichen Bildungsniveaus nach Deutschland. Eine geringe An-
zahl an Hochqualifizierten steht hier einer größeren Gruppe mit niedriger Qualifikation 
gegenüber. Während aktive Anwerbung von qualifizierten Fachkräften eher in den Teil-
bereich Migrations- und Wirtschaftspolitik fällt, sind Programme für Niedrigqualifi-
zierte eher unter dem Integrationsaspekt mit dem arbeitsfördernden, sozialen und bil-
dungspolitischen Bereich verknüpft. Geringe Berührungspunkte zur Migrations- und 
Integrationspolitik weisen nur die Bereiche rund um die Landwirtschafts- und Umwelt-
politik auf (Q Michna 2014, Q Klöckner 2013), obwohl dort sehr vereinzelt ebenfalls 
Beispiele zu finden sind. Im Bereich Landwirtschaft wurden z.B. ausländische Saison-
arbeitskräfte (Q Weber 2013, Q Tangemann 2012) und Prüfungsleistungen von Auslän-
dern im Fischereiwesen (Q Weber 2013) aber auch Ernährungsfragen (Q Polat 2015) 
genannt – im Bereich Umwelt z.B. Schaffung von Umweltbewusstsein bei Neuzuwan-
derern (Q Spiegel 2013) oder Photovoltaikprojekte beim Moscheebau (Q Michna 2014). 
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Die Querschnittseigenschaft des Politikfelds bedeutet aber auch, dass für die Migrati-
ons- und Integrationspolitik – mehr noch als für andere Felder – sehr vielfältige Kombi-
nations- und Bündelungsmöglichkeiten mit Aufgaben anderer Politikbereiche oder un-
tereinander bestehen. Es wird am konkreten Fall zu evaluieren sein, inwieweit Aufgaben 
zu welchem Grad affin mit welchen querliegenden Politikfeldern sind.  
Zweitens weist Migrations- und Integrationspolitik Merkmale einer inneren Struktur 
auf. Die Hauptunterscheidung findet meist entlang von Bevölkerungsgruppen statt. 
Auch hier gibt es verschiedene Deutungsmuster zur Affinitätsstärke von Aufgabenbün-
deln hinsichtlich der einzelnen Teilgruppen untereinander. Den scheinbar deutlichsten 
Gegensatz vermutet man diesbezüglich zwischen dem ethnisch deutschen Teil der Be-
völkerung und ethnisch nicht-deutschen Gruppen. Für das Politikfeld sind in diesem 
Zusammenhang Aufgabenbündel relevant, die sich mit Rassismus, Diskriminierung 
und Aufnahmekultur befassen. Hier spielten insbesondere äußerliche sozio-struktu-
relle Merkmalsunterschiede wie Hautfarbe (Q Spiegel 2013), religiöse und kulturelle 
Bekleidung oder ungewöhnlicher Vor- und Nachname (vgl. Q Klöckner 2013) eine Rolle. 
Ohne bereits der Evaluierung des konkreten Aufgabenbestands vorwegzugreifen: Ob-
wohl heterogene Auffassungen zum Ausprägungsgrad, zu den Mitteln der Zielerrei-
chung und zur genauen Ausgestaltung bestehen, sind diese Felder in den Ministerial-
verwaltungen der Bundesrepublik zugunsten von Minderheitsgruppen konnotiert: Ras-
sismus-Prävention, Anti-Diskriminierungspolitik und Willkommenskultur.  
Doch auch unter Deutschen ohne Eltern oder Großeltern mit ausländischer Herkunft 
und ohne ungewöhnliche sozio-strukturelle Merkmale gibt es strittige Fälle. Beispiels-
weise ist die Zuordnung von Spätaussiedlern nicht immer klar. Einerseits kann man sie 
unter dem Aspekt ‚sprachlicher Integrationsbedarf‘ (vgl. u.a. Q Ziegler-Raschdorf 2014) 
mit ausländischen Einwanderern verknüpft sehen. Andererseits sind sie ethnische 
Deutsche im Unterschied zu den meisten anderen Menschen mit Migrationshinter-
grund (vgl. Landtagsdrucksache 15/1039 2004: 3 NI). Vor diesem Hintergrund könnte 
man sie auch eher zu den deutschen Heimatvertriebenen und Flüchtlinge infolge des 
zweiten Weltkriegs zuordnen.  
Die nächste große Frage ist, ob jener Personenkreis aus den ehemaligen deutschen Ost-
gebieten als Teilgruppe der Migrations- und Integrationspolitik im heutigen Begriffs-
verständnis definiert werden soll. In dieser Untersuchung werden sie nicht explizit ein-
geschlossen, weil bei Politik, die sich auf deutsche Flüchtlinge und Vertriebene bezieht, 
vieles darauf hindeutet, dass es sich – ähnlich wie beispielsweise beim Lastenausgleich 
(Q Rech 2013) – um eine sogenannte untergehende Aufgabe handelt. Die Erlebnisgene-
ration ist heute bereits verstorben oder inzwischen über 70 Jahre alt. Den aufbauorga-
nisatorischen Höhepunkt im Nachgang von Flucht und Vertreibung bildete das ‚Bun-
desministerium für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte‘, welches bis 1969 
bestand. Die Eingliederung jener Gruppen in die Aufnahmegesellschaft kann als abge-
schlossen verbucht werden (Lee 1999: 131, Q Ziegler-Raschdorf 2014). Mit Integrations-
politik habe Vertriebenenpolitik mittlerweile nichts mehr zu tun (Q Rech 2013). Nur 
noch ein sehr kleiner Aufgabenbestand wird vor allem im Bereich der Erinnerungs- und 
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Mahnkultur nach dem Bundesvertriebenengesetz dauerhaft erhalten bleiben (Q Zieg-
ler-Raschdorf 2014). Jenes Bundesgesetz hat Einfluss auf einige Bereiche der Landes-
verwaltungen und verknüpft nicht zuletzt (Spät-) Aussiedler-Politik organisatorisch mit 
der, auf die Angelegenheiten von deutschen Heimatvertriebenen und Flüchtlingen ge-
richteten Politik. Nur in diesem Zusammenhang findet jener Bereich Eingang in die 
Betrachtung des Projekts.  
Neben den Spätaussiedlern nimmt eine weitere Bevölkerungsgruppe einen Sondersta-
tus bei integrationspolitischen Fragen ein: die Flüchtlinge. Sie können entweder radikal 
von Integrationspolitik ausgeklammert sein oder im Gegenteil vollumfängliche Adres-
saten von Integrationspolitik ohne Unterscheidbarkeit zu anderen Zielgruppen sein. So 
kann Flüchtlings- und Asylpolitik entweder im Lichte der Statusgruppenperspektive ge-
sehen werden – oder eben die Asylmigration und die Asylsuchendenintegration als Sub-
felder der jeweiligen Teilbereiche. Bei Schamburek (2015: 240f) wird letztere Unter-
scheidung zwischen migrationspolitischen Aufgaben einerseits und integrationspoliti-
schen Aufgaben andererseits vorgenommen. Dort wird empirisch gezeigt, dass der über-
wiegende Teil migrationspolitischer Aufgaben für die Länder verpflichtend ist, während 
integrationspolitische meist freiwilligen Charakter haben. Dementsprechend wären 
sich auch die im Vergleich regelmäßig zu beobachtenden migrationspolitischen Aufga-
ben untereinander ähnlicher als integrationspolitische (ebd.).  
Begriffe, sozio-strukturelle Zustände und Entwicklungen sowie die innere Struktur und 
potentielle Verknüpfungspunkte des Politikfelds nach außen wurden grob17 erfasst und 
umschrieben. Dabei schälten sich vier grob abgrenzbare Felder heraus: erstens das Un-
terscheidungspaar ‚Migration‘ und ‚Integration‘ sowie zweitens die – teilweise dazu quer-
liegenden – Felder für die Sonderstatusgruppen ‚Aussiedler‘ und ‚Flüchtlinge‘.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
17 Zur inhaltlichen Beschaffenheit des Politikfelds ließen sich zahllose Bücher füllen. Regelmäßig war 
dies in den persönlichen Interviews wichtiger Gesprächsgegenstand. Aus Platzgründen muss jedoch auf 
weitere Ausführungen verzichtet werden. 
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Kapitel 3: Der Betrachtungsgegenstand 
Die Skizzierung des Forschungsgegenstands hat gezeigt, dass dieser trotz einer Fokus-
sierung auf die Migrations- und Integrationspolitik noch immer ein sehr breites Feld 
beschreibt. Eine empirische Aufarbeitung würde jeglichen Rahmen sprengen. Ziel des 
ersten von insgesamt drei Hauptabschnitten in diesem Kapitel ist deshalb die bedachte 
Eingrenzung des Forschungsgegenstands (3.1). Am Ende dieser Eingrenzung steht ein 
klar umrissener Betrachtungsgegenstand18. Dabei besteht das zentrale Unterfangen da-
rin, diesen Betrachtungsgegenstand unter maximaler Ausschöpfung der zur Verfügung 
stehenden Ressourcen zu bestimmen. Ein Blick auf die Literatur zeigt, dass mithin de-
tailtiefer (z.B. Müller u.a. 1986a, 1994, 2009) oder auch breiter (z.B. Pappi, Schmitt und 
Linhart 2008 oder Saalfeld und Schamburek 2014) am Forschungsgegenstand gearbeitet 
wurde. Verschiedenen Projekten – insb. der Projektgruppe des Bundesinnenministeri-
ums (z.B. Mayntz-Trier und Scharpf et al. 1972) – stand damals Ende der 1960er und 
Anfang der 1970er Jahre das Vielfache an Ressourcen zur Verfügung. Jedoch wurde 
bisher noch nicht (a) ein vergleichsweise langer Zeitraum mit (b) einer breiten Ausdeh-
nung des Betrachtungsrahmens auf mehrere Bundesländer (c) in Verbindung mit der 
festgelegten Detailtiefe kombiniert. Am Ende der Eingrenzung steht fest, dass der hier 
definierte Betrachtungsrahmen die bisher dagewesenen Untersuchungen zur deskrip-
tiven Erfassung des Phänomens in ihrem Gesamtumfang übertrifft. Die Analyse findet 
letztlich entlang wohldefinierter Fälle statt, die den Zeitraum zwischen ca. 1995 und 
2013 in den Bundesländern Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Sachsen, Rheinland-
Pfalz und Niedersachsen umfassen.  
Aufbauend auf dieser eingrenzenden Fallvorauswahl wird anschließend auf die verwen-
dete Datengrundlage (3.2) und deren Operationalisierung eingegangen (3.3). Im Zuge 
der Operationalisierung werden die Messinstrumente der vorzunehmenden Formal-
strukturanalyse diskutiert. Behandelt werden u.a. die standardmäßigen Erfordernisse 
der Reliabilität und Validität sowie der Anspruch auf Vergleichbarkeit. Vor diesem Hin-
tergrund werden einige absolute und relative Kennzahlen entwickelt, die Aufgaben der 
Migrations- und Integrationspolitik an den Fundstellen in der Struktur charakterisieren. 
Zentral wird dabei der sogenannte ‚Beobachtungsort‘ sein. Beobachtungsorte sind Orte 
der Bündelung von Aufgaben in der Struktur. Die einzelnen Beobachtungen und wie 
diese in der Struktur verortet sind, ergeben das Gesamtabbild des Politikfelds in der 
Aufbauorganisation.  
18 An dieser Stelle ist es noch problematisch, vom Betrachtungsgegenstand als ‚abhängiger Variable‘ zu 
sprechen. Die abhängige Variable entsteht formal erst, wenn das theoretische Argument dieser Arbeit in 
Stellung gebracht wird. Der Betrachtungsgegenstand könnte in anderen Forschungsdesigns z.B. auch 
als unabhängige Variable zum Einsatz kommen.  
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Im vierten Hauptabschnitt des Kapitels (3.4) erfolgt die Erhebung19 des Betrachtungs-
gegenstands. Dabei gilt zu beachten, dass der Betrachtungsgegenstand bis dahin man-
gels theoretischem Argument noch nicht als ‚abhängige Variable‘ bezeichnet werden 
kann. Das vorhandene Material wird nach Bundesländern gruppiert. Konstituierendes 
Element der Betrachtungsperspektive ist dabei die einzelne Aufgabe.  
 
3.1 Empirische Eingrenzung 
 
Bisherige Untersuchungen beschäftigen sich empirisch nur mit sehr begrenzten Aspek-
ten des Forschungsgegenstands. Vergegenwärtigt man sich die Komplexität einer Lan-
desministerialverwaltung zu einem Zeitpunkt in einem Bundesland samt der jeweilig 
vorhandenen Vielfalt aufbauorganisatorischer Arrangements, verwundert dies nicht.  
In den folgenden beiden Unterabschnitten wird erstens zunächst eine kurze Übersicht 
zum deskriptiven Forschungsstand rund um aufbauorganisatorische Arrangements 
von deutschen Ministerialverwaltungen präsentiert. Angefangen beim bereits sehr 
übersichtlichen Literaturbestand hierzu gelangt man relativ schnell zu den wenigen Bei-
trägen, die sich speziell mit Migrations- und/oder Integrationspolitik beschäftigen.  
Vor diesem Hintergrund wird anschließend zweitens evaluiert, inwieweit man der Kom-
plexität des Forschungsgegenstands in seiner Gesamtheit in einer empirischen Unter-
suchung gerecht werden kann. Es erfolgt eine empirische Eingrenzung des Betrach-
tungsgegenstands mittels Vorauswahl. Dabei wird diskutiert, inwiefern bei der Aus-
wahlentscheidung die Beschaffenheit möglicher unabhängiger Variablen eine Rolle 
spielt.  
 
3.1.1 Deskriptiver Forschungsstand 
Empirisches Wissen zu aufbauorganisatorischen Arrangements von deutschen Minis-
terialverwaltungen wurde freilich meist auch in Deutschland generiert. Trotzdem scha-
det ein kurzer Blick auf die maßgeblichen Vertreter der internationalen Forschung und 
deren Werke nicht. Insbesondere die Vorgehensweise englischsprachiger Forscher zur 
Erhebung von Daten kann hilfreich sein. Oftmals dienten deren Texte als Orientierungs-
punkt für ihre deutschen Kollegen.  
Wenig Übertragbares findet sich im amerikanischen Raum. March und Olson (1983) 
bieten in einem Überblicksartikel einen Einblick in die Reorganisationsanstrengungen 
in den Vereinigten Staaten. Hier wird deutlich, dass sich die dortige Grundgestalt der 
Exekutive sehr von derjenigen in Deutschland unterscheidet. Mehr Gemeinsamkeiten 
finden sich zur britischen Ministerialverwaltung. Deutsche Wissenschaftler konnten 
sich den Konzepten zur Beschreibung der Aufbauorganisation hier weit mehr bedienen. 
Zu den einflussreichsten Forschern dürfte Richard Rose zählen, der sich beispielsweise 
in ‚Ministers and ministries‘ (1987) mit Aufbau und Ablauf von bestimmten Ministerien 
beschäftigte. Sehr stark auf Veränderungsprozesse der Ministerialverwaltung liegt der 
 
19 Dem Umfang des empirischen Materials geschuldet kann nur eine verkürzte Darstellung auf mehre-
ren Dutzend Seiten stattfinden. 
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Schwerpunkt bei Christopher Pollitt (1984). Er beschäftigt sich insbesondere mit dem 
aufbauorganisatorischen Wandel und findet bestimmte Veränderungsmuster, die er 
mit Ereignissen im Lebenszyklus von Menschen wie etwa Geburten, Heiraten, Schei-
dungen und Todesfälle vergleicht. Ein systematisches Instrumentarium zur Vermes-
sung der Bürokratie stellen Christopher Hood und Andrew Dunsire (1981) bereit.  
Im speziellen Feld der Ministerialverwaltungsorganisation finden sich seither keine be-
sonders erwähnenswerten Untersuchungen im internationalen Bereich mit Einfluss auf 
die deutsche Forschung mehr. Dies gilt auch für die großangelegten Projekte im briti-
schen und skandinavischen Raum, auf welche die Potsdamer Forschungsgruppe (Jann 
und Döhler et al. 2005: 11f) hinweist. Doch sowohl das ESRC Whitehall Programm 
(insb. Rhodes 2000a und 2000b oder Marsh, Richards und Smith 2000) wie auch die 
Gruppe des Projekts ‚Core Executives in Western Europe‘ (u.a. Döhler, Fleischer und 
Hustedt 2007 oder Hustedt und Tiessen 2006) behandelten zwar thematisch eng mit 
dem Betrachtungsgegenstand zusammenhängende Themen. Sie forschten jedoch nicht 
direkt zu aufbauorganisatorischen Fragestellungen in Bezug auf Ministerialverwaltun-
gen oder streiften diese nur.  
Neuer Schwung in den Forschungszweig auf internationaler Ebene kam kürzlich mit 
dem Beitrag von Mortensen und Green-Pedersen (2015). Man hatte hier im Sinne Pol-
litts Veränderungen im Erscheinungsbild von dänischen Ministerien im Blick. Die Stu-
die beschränkt sich jedoch bei der Beschreibung von Ressorts auf die Bezeichnung und 
befasst sich nicht mit der inneren Struktur der Häuser. Damit wäre die Vorgehensweise 
auch auf den deutschen Fall übertragbar. Tatsächlich gibt es bereits eine ähnliche Ope-
rationalisierung bei Pappi, Schmitt und Linhart (2008), die sich mit den Namen deut-
scher Landesministerien beschäftigen und versuchten, so auf das Aufgabenportfolio ei-
nes Ressorts zu schließen. Diese tiefenarme Betrachtung von Landesministerien ist für 
einen bestimmten Forschungsstrang in der deutschen Politikwissenschaft charakteris-
tisch (vgl. auch Fleischer und Seyfried 2015, Raabe 2015). Mit Schwerpunkt auf politi-
sche Prozesse und Inhalte dienen Ressorts nur im Zusammenhang mit der Literatur zu 
portfolio allocation als abstrakt gehaltener Untersuchungsgegenstand.  
Eine tiefergehende Auseinandersetzung mit Ministerialverwaltungen fand insbeson-
dere im Zeitraum rund um die 70er Jahre in der Verwaltungswissenschaft statt (u.a. 
Wagener 1979, König, von Oertzen und Wagener 1981, Mayntz und Scharpf 1973a und 
1973b, Theis 1973, Hegelau und Scharpf 1975, Garlichs und Müller 1977, Kohler und 
Teufel 1985, Häußermann 1974). Einen frühen Höhepunkt dieser Forschungstätigkeit 
markierte der Projektbericht zur Regierungs- und Verwaltungsreform beim Bundesmi-
nister des Innern (Mayntz-Trier und Scharpf et al. 1972), welcher zugleich die Domi-
nanz der Forschergruppe um Renate Mayntz und Fritz Scharpf auf diesem Feld ver-
sinnbildlichte. Aus dieser Gruppe stammte auch Hans-Ulrich Derlien, der eine detail-
lierte Untersuchung der Landesministerialverwaltung Baden-Württembergs vorlegte 
(1988). Als Gutachter für die Kommission ‚Neue Führungsstruktur Baden-Württem-
berg‘ wertete er die Organisationspläne aller Ministerien aus und verdichtete sein Da-
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tenmaterial mit Antworten von 50 Abteilungsleitern und 273 Referatsleitern aus schrift-
lichen Befragungen. Zwei Jahre zuvor hatte Laux (1986) – zwar nicht in dieser Tiefe, 
aber dafür zugunsten der Breite – einen Überblick über die Ministeriallandschaft der 
Länder veröffentlicht.  
Lehnguth und Vogelgesang (1988) dokumentierten die Reorganisationsentscheidungen 
auf Bundesebene. Diese Veröffentlichungen Ende der 80er Jahre (vgl. König 2012: 48) 
waren aber bereits die letzten Ausläufer der nur ungefähr 10 Jahre anhaltenden Hoch-
phase zur Erforschung ministerieller Verwaltungsstrukturen. Heinrich Siedentopfs 
(1975/1976) Aufruf zur näheren Befassung mit jenem Forschungsgegenstand im Rah-
men seiner Antrittsvorlesung in Speyer verhallte. Bereits zu Anfang des Jahrzehnts 
hatte Bruder (1981) – fast schon als Abgesang auf vergangene Geschäftigkeit in diesem 
Feld – die Vielzahl von Organisationsuntersuchungen dieser Zeit bibliographisch zu-
sammengefasst, inhaltlich aufgearbeitet und kategorisiert.  
In den 90er Jahren hielten dann auch nur wenige Forscher den wissenschaftlichen Dis-
kurs in dieser Angelegenheit am Leben. Dabei stechen drei Autoren besonders hervor: 
Volker Busse, Heinz Hoffmann und abermals Hans-Ulrich Derlien. Letzterer steuerte 
mit seiner wichtigen Arbeit ‚Zur Logik und Politik des Ressortzuschnitts‘ (Derlien 1996) 
empirisches Wissen zur portfolio allocation auf Landes- und auf Bundesebene bei. Volker 
Busse veröffentlichte mehrere Texte (u.a. 1999, 2003, 2006) aus der Sicht eines leitenden 
Beamten in der Ministerialbürokratie. Im Gegensatz zu Derlien, der die Vogelperspek-
tive einnahm und strukturierten Überblick anbot, ging Busse auf einzelne konkrete Or-
ganisationsveränderungen auf Bundesebene ein und beleuchtete diese im Detail. Hoff-
mann (2003) übte sich ähnlich wie Lehnguth und Vogelgesang (1988) im detaillierten 
Nachvollziehen von Organisationsveränderungen auf Bundesebene. Ansonsten war es 
im Forschungsfeld auch im Nachgang der Jahrtausendwende ruhig geblieben.  
Seit kurzem ist das Interesse an ministeriellen Aufbaustrukturen in Deutschland wieder 
zum Leben erwacht. Dies zeigen die Publikationen und Projekte von Czerwick (2010), 
Saalfeld und Schamburek (2014), Ulrich Sieberer (2015) und Julia Fleischer. Jeweils 
weitgehend unabhängig (Schamburek 2013) und abhängig (Schamburek 2015) vom Po-
litikfeld Migrations- und Integrationspolitik können die Vorarbeiten zum vorliegenden 
Buch als Teil dieses Literaturbestands gesehen werden. Im Beitrag von 2013 werden 
Instrumente zum systematischen Vergleich von Aufgaben hinsichtlich ihrer vertikalen 
Verortung im Aufbau fortentwickelt. Im Jahr 2015 wird darauf Bezug genommen aber 
auch eine grobe Aufgabenbestandsprüfung im Politikfeld ‚Migration und Integration‘ 
durchgeführt. 
Mit der Widerspiegelung migrations- und integrationspolitischer Aufgaben im Ressort-
zuschnitt hatte sich jedoch Andreas Blätte (2010) schon wenige Jahre zuvor befasst. Er 
betrachtete dabei die Kernexekutive Nordrhein-Westfalens. Auch Johannes Reichersdor-
fer (2011) stellte in diesem Zeitfenster erstmals eine vorwiegend deskriptive Analyse der 
Verortung integrationspolitischer Referate und Abteilungen in Landes- und Bundesmi-
nisterien im Rahmen einer Stipendiaten-Konferenz vor. Unabhängig von diesen Beiträ-
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gen, die auf die Beschreibung von Linienorganisation fokussierten, existieren mit Bü-
chern von Michna (2008a und 2008b) und Nick-Magin (2011) zwei Beiträge zur Veror-
tung integrationspolitischer Aufgaben, die sich auf das Beauftragtenwesen spezialisier-
ten. Sie verglichen jeweils Beauftragte in den Bundesländern zu verschiedenen Zeit-
punkten. Beide Autoren waren stark beeinflusst von der entsprechenden Grundlagen-
forschung in diesem Bereich (insb. Fuchs 1986, Hopp 1993). Der jüngste20 Beitrag zur 
Diskussion kommt von Schamburek (2015). Hier findet eine Aufgabenbestandsauf-
nahme in Ministerialverwaltungen auf Länderebene statt. Zudem wird die horizontale 
und vertikale Verortung von Aufgabenbündeln jenem Bereich grob vermessen.  
Zusammenfassend lassen sich zwei Erkenntnisse aus der Aufarbeitung des For-
schungsstands im Hinblick auf die Beschreibung des Gegenstands gewinnen. Erstens 
gibt es zahlreiche Vorschläge zur Vermessung von ministerieller Aufbauorganisation, 
die meist nur bestimmte Aspekte des Phänomens eingefangen haben und von unter-
schiedlichem Erfolg gekrönt waren. Zweitens gibt es im speziellen Feld der Verortung 
von migrations- und integrationspolitischen Aufgaben bereits empirisches Wissen. Die-
ses erstreckt sich jedoch entweder nur auf sehr spezielle Teilbereiche des betrachteten 
Phänomens oder ist aufgrund des hohen Abstraktionsgrads wenig informativ. Beide 
Punkte bildeten jedoch ein robustes Fundament für erste Vorstudien zur Erfassung des 
Betrachtungsgegenstands (Schamburek 2013 und 2015). Die Aufarbeitung des Litera-
turbestands hat aber auch gezeigt, dass es sich beim Forschungsgegenstand um einen 
äußerst komplexen handelt. So musste man sich bei der empirischen Erforschung des 
Phänomens regelmäßig auf Teilaspekte beschränken.  
3.1.2 Vorauswahl 
Die Aufarbeitung des Forschungsstands hat also gezeigt, dass eine empirische Betrach-
tung der Grundgesamtheit aller infrage kommenden Landesministerialverwaltungen 
hinsichtlich migrations- und integrationsbezogener Aufgaben nicht möglich ist. Dies 
macht eine empirische Eingrenzung des Betrachtungsgegenstands und damit eine Aus-
wahl bestimmter aufbauorganisatorischer Arrangements notwendig. Soll der Betrach-
tungsgegenstand später als abhängige Variable in einem Ursache-Wirkung-Modell zum 
Einsatz kommen, sollte die eigentliche Fallauswahl über die unabhängigen Variablen 
stattfinden. Wird die Fallauswahl nämlich lediglich entlang der abhängigen Variable ge-
tätigt, droht die Gefahr, verzerrte Ergebnisse zu erhalten (Geddes 1990).  
Dass aber überhaupt Überlegungen zu möglichen unabhängigen Variablen angestellt 
werden können setzt voraus, dass die Beschaffenheit des Betrachtungsgegenstands be-
kannt ist. Das ist wiederum jedoch nicht der Fall. Als einzig adäquate Vorgehensweise 
in dieser Dilemma-Situation erscheint es deshalb sinnvoll, eine grobe Vorauswahl vor-
zunehmen. Diese sollte unter maximaler Ausschöpfung der Ressourcen und unter Weg-
fall einer minimalen Anzahl an Fällen vonstattengehen. Somit bleibt die Möglichkeit 
erhalten, zu einem späteren Zeitpunkt ein möglichst breites Spektrum an potentiell un-
abhängigen Variablen anlegen zu können. Im Zentrum des Vorauswahlprozesses wird 
20 Stand Juli 2015 
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dabei die negative Vorselektion von Fällen (Jahn 2006: 230-23) stehen. Dabei werden 
diejenigen Aspekte des Forschungsgegenstands Schritt für Schritt ausgeschlossen, die 
Sonderfaktoren beinhalten oder als untypisch anzunehmen sind. Die eigentliche Dis-
kussion zur Fallauswahl findet an späterer Stelle entlang der unabhängigen Variablen 
statt. 
Ein ‚Fall‘ wird vorerst definiert als ‚die Aufbauorganisation einer Ministerialverwaltung 
eines Bundeslandes zu einem Zeitpunkt‘. Die in einem Fall unterscheidbar eigenstän-
digen Aufgaben oder Aufgabenbündel stellen jeweils die Analyseeinheiten dar. Auf-
grund dieser Definition lassen sich also analytisch insgesamt drei Ebenen unterschei-
den: Raum und Zeit entlang des Falls und innerhalb des Falls bestimmte Ansiedlung-
sorte der Analyseeinheit. Um das Potential dieser Mehrebenenstruktur für zukünftige 
Verwertung zu erhalten, wird die Vorauswahl mit Blick auf most similar systems design-
Lösungen entlang der Zeit- und Raumebene (Jahn 2006: 230-232) vorgenommen. 
Die erste Eingrenzung erfolgt entlang der Ebene ‚Zeit‘. Es erscheint nicht sinnvoll, den 
Untersuchungszeitraum in seiner maximalen Ausdehnung zu betrachten. Hier würde 
das Falluniversum sämtliche Regierungsorganisationen seit Gründung der Bundeslän-
der in der Nachkriegszeit bis heute einschließen21. Der Untersuchungszeitraum wird 
auf 1993/94 bis 2013 eingegrenzt. Dies liegt auch und vor allem in der Natur des be-
trachteten Politikfelds begründet: Hinsichtlich der Verortung von Migrations- und In-
tegrationspolitik sind die wesentlichen Veränderungen in den 2000er Jahren zu erwar-
ten gewesen. Blätte (2010: 1) spricht von besonderen dynamischen Entwicklungen „in 
den letzten zehn Jahren“ und Bendel (2014: 3) von 15 Jahren. Ziel ist es, Veränderungen 
im Bild der Aufbauorganisation in jenem Zeitraum einzufangen. So wird vermieden, 
dass migrations- und integrationspolitische Phänomene von unterschiedlicher Beschaf-
fenheit einbezogen und miteinander vermischt werden. Dies ist ausgeschlossen mit der 
Festlegung des Untersuchungsbeginns auf die frühen 90er Jahre. Endpunkt bildet der 
letzte Dezembertag des Jahrs 2013. Im Jahr 2014 wurde die Flüchtlingssituation im ge-
sellschaftlichen und politischen Bereich immer deutlicher präsent. Die ersten Landes-
ministerialverwaltungen veränderten ihre Gestalt im Aufgabengebiet ‚Flüchtlinge‘ und 
läuteten dadurch eine neue Phase der Verortung von Migrations- und Integrationspoli-
tik in der Aufbaustruktur ein. Umgekehrt beendet die neu anbrechende Phase die vor-
hergehende, wodurch der Zeitrahmen der Untersuchung an Konsistenz gewinnt. Der 
gesamte Untersuchungszeitraum umspannt circa 20 Jahre. 
Die zweite Eingrenzung erfolgt in Bezug auf die Ebene ‚Raum‘ entlang potentieller 
strukturbedingter Randbedingungen. In einem ersten Schritt scheiden die Stadtstaaten 
Berlin, Bremen und Hamburg als Betrachtungsobjekte aus, weil sie Bundesland und 
Kommunen zugleich sind. Dadurch müssen sie die Aufgabenbereiche beider Gebiets-
körperschaftstypen zugleich wahrnehmen. Organisatorisch schlägt sich dies so nieder, 
dass deren Verwaltungen eine Mischstruktur aufweisen. Damit unterscheiden sie sich 
merklich von Ministerialverwaltungen in Flächenländern (vgl. ähnliche Argumentation 
 
21 Hier gäbe es zu bedenken, dass es sich historisch bedingt um unterschiedliche Zeitpunkte der Grün-
dung von Ländern in ihrer bundesrepublikanisch endgültigen Form handelt. 
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Saalfeld und Schamburek 2014). Aber auch die Anzahl von 13 verbleibenden Bundes-
ländern erscheint noch sehr hoch. Hinter dem nächsten Auswahlschritt steht die Über-
legung, dass sich die Aufbauorganisationen der Bundesländer entlang der zu verwalten-
den Bevölkerungszahl unterscheiden könnten. So würde man für größere Bevölke-
rungszahlen auch größere und komplexere Strukturen erwarten und umgekehrt22. Auf 
Grundlage dieser Überlegungen blieben sechs Bundesländer mit mittelgroßer Bevölke-
rungszahl in der Auswahl: Bayern mit über 12 Mio., Baden-Württemberg mit über 10 
Mio., Niedersachsen mit circa 7,8 Mio., Hessen mit circa 6 Mio. und Sachsen knapp 
über sowie Rheinland-Pfalz mit knapp unter 4 Mio. Einwohner. Mit mehr als einer hal-
ben Millionen Menschen weniger würde auf Rheinland-Pfalz der Stadtstaat Berlin fol-
gen (Statistische Ämter 2014, siehe Abbildung 3.1). Bei 17,5 Mio. mit Abstand am meis-
ten Einwohner und empirisch tatsächlich auch die komplexeste Landesministerialver-
waltung weist Nordrhein-Westfalen auf. Beide Länder – Nordrhein-Westfalen und Ber-
lin – gehören jeweils nicht mehr zur engeren Vorauswahl23.  
Abbildung 3.1: Bundesländer nach Einwohnerzahl 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2014. 
22 Vgl. zur Diskussion Jahn 2006: 231 mit Verweis auf Dahl und Tufte 1973 und Waschkuhn 2003  
23 Ursprünglich war die Untersuchung auf insgesamt sieben Bundesländer ausgelegt und somit NRW 
in der Auswahl enthalten. Die benötigten Daten zum Forschungsgegenstand (und zu den später ange-
legten unabhängigen Variablen) wurden bereits gesammelt und ausgewertet. Insbesondere um die 
reichhaltige Information aus der Formalstrukturanalyse, der Programm-, Medien- und Redeanalyse und 
insbesondere der qualitativ hochwertigen und tiefgehenden Interviews (insb. Q Rütten 2014, Q Kufen 
2014, und Q Seinsche 2012) nicht zu verlieren, werden die Fallstudien zu NRW in Auskopplungen pu-
bliziert.  
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Mittels Beschränkung von Zeitraum und Raum wurde also hier der umfassende For-
schungsgegenstand auf ein bearbeitbares Maß vermindert und somit ein empirischer 
Betrachtungsgegenstand vorausgewählt.  
 
3.2 Datengrundlage 
 
Die Erforschung des Betrachtungsgegenstands mündet nur dann in ein zufriedenstel-
lendes Resultat, wenn Daten in ausreichender Menge und Güte zur Verfügung stehen. 
Die Überlegungen dieses Abschnitts sollen dies sicherstellen: Welches Material steht 
zur Verfügung? Welche Qualität weist das Material aus? Und: Inwieweit kann es zur 
Erhellung des Betrachtungsgegenstands beitragen?  
Zur Erfassung der Formalstruktur von Aufbauorganisationen empfiehlt es sich, Daten 
verschiedenen Typs heranzuziehen. Im Wesentlichen handelt es sich um erstens ver-
schriftlichte Bestände aus der Ministerialverwaltung, zweitens mündliche und schriftli-
che Befragungen sowie drittens selektiv gewonnene Daten aus geeigneter Sekundärlite-
ratur. Diese Datentypen unterscheiden sich in ihrer Beschaffenheit, Verfügbarkeit und 
Funktion. Sie bergen im Hinblick auf Verwertungsmöglichkeiten jeweils Vor- und 
Nachteile in sich. Dies ist auch der Grund, warum der Forschungsgegenstand nicht mit 
einem einheitlichen Datentyp erhoben wird: Es erscheint sinnvoller, jeweils die Stärken 
verschiedener Quellen zu nutzen. Im Zuge dessen drängt sich eine schrittweise Ver-
dichtung und Annäherung an vollständige Information als Vorgehensweise auf. Dies 
erfordert mithin das Zusammentragen von zum Teil kleinteiliger Datenschnipsel. 
 
3.2.1 Dokumente aus Aktenbeständen 
Bei den schriftlichen Aktenbeständen aus der Ministerialverwaltung handelt es sich um 
Organisationspläne, Geschäftsverteilungspläne und Geschäftsordnungen. Hauptquelle 
für die Vermessung des Gegenstands bilden Organisationspläne, die entweder in ein-
zelnen Organigrammen festgehalten oder mit mehreren Aufbau- und Personalplänen 
in Staatshandbüchern oder Behördenjahrbüchern zusammengefasst sind.  
Die aktuellen Organigramme der einzelnen Ressorts sind bis auf wenige Ausnahmen 
jeweils über die Webpräsenz der Ministerien abrufbar. Aus diesem Grund liegen Orga-
nigramme für die Jahre 2012 und 2013 fast vollständig vor. Die Organigramme auf den 
Webpräsenzen der Ressorts werden jeweils von den Organisationsreferenten oder -sach-
bearbeitern in unterschiedlichen Abständen aktualisiert. Jene Aktualisierungsabstände 
können einerseits vom Grad des Transparenz-Bemühens und anderseits insbesondere 
von der Häufigkeit der organisatorischen Veränderung abhängen24. Für alle Organi-
gramme vor 2012 mussten Anfragen an die jeweiligen Ministerien oder Staatsarchive 
 
24 Kultusministerien seien beispielsweise besonders veränderungsanfällig (Q Gentner 2012c). Einige 
Häuser haben oder hatten zeitweise die Aktualisierung mit fester Periodizität institutionalisiert (z.B. In-
nenministerien und Justizministerium Baden-Württemberg). Andere Ressorts verzichten auf eine regel-
mäßige Aktualisierung (z.B. Innenministerium Bayern). Einige wenige Fälle gab es, in denen zwar 
keine aktuellen Organigramme vorlagen; jedoch waren auf der Webpräsenz die Aufgaben der jeweiligen 
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gestellt werden. Diese Daten waren in einigen Fällen nicht abrufbar. Gerade weil Res-
sorts beispielsweise über die Zeit neuen Zuschnitten ausgesetzt waren, sind Aktenbe-
stände in den Archiven verschiedenster Häuser gelandet. Bisweilen wurden aber auch 
Organigramme nicht systematisch archiviert. Die Verfügbarkeit und nicht zuletzt die 
Bereitwilligkeit seitens der Behörden, die angeforderten Daten im Haus aufzuspüren 
und zur Verfügung zu stellen, variierte mitunter stark25. Meist war aber das Kooperati-
onsklima zuvorkommend. 
So liegen letztlich diejenigen Informationen, die sich ausnahmslos auf Einzel-Organi-
gramme stützen, je nach Ressort, Zeit und Bundesland in unterschiedlicher Dichte vor. 
Regelmäßig und konstant vorliegende Daten erhält man hingegen über die Staatshand-
bücher. Dort sind in der Regel alle Organisationspläne der Ressorts aufgeführt. Nur in 
Ausnahmen fehlen hier Daten zu bestimmten Häusern oder Referaten. Aktualisierte 
Ausgaben der Staatshandbücher existieren meist für zwei Zeitpunkte – selten nur für 
einen – pro Legislaturperiode. Der erste dieser beiden Zeitpunkte liegt meist einige Mo-
nate nach der vorangegangenen Landtagswahl im betreffenden Bundesland. Grund 
hierfür ist, dass zuerst Regierungsumbildungen abgeschlossen sein sollen, bevor neue 
Organisationspläne für den Behördengebrauch gedruckt und gebunden werden. Eine 
zweite Ausgabe wird meist gegen Ende des zweiten Drittels der Periode gedruckt, um 
weitere Veränderungen im Zeitverlauf zu erfassen. Somit ergeben sich durchschnittli-
che Abstände zwischen den Ausgaben von zwei bis drei Jahren. In Bayern – und teil-
weise Hessen – werden neben Staatshandbüchern auch Jahrbücher veröffentlicht, wel-
che naturgemäß für jedes Jahr aktualisierte Daten zur Verfügung stellen. Auch hier feh-
len nur sehr vereinzelt Daten zu Ressorts26 und zu einzelnen Abteilungen in bestimm-
ten Ressorts27.  
Organigramme, Hand- und Jahrbücher ergänzen sich bei der Informationsverdichtung 
des Datensatzes. Während einerseits Hand- und Jahrbücher regelmäßig aber in großen 
Abständen vorliegen, können andererseits die unregelmäßig aber unter Umständen 
dichter aufeinanderfolgend vorhandenen Einzel-Organigramme schrittweise Lücken 
Abteilungen beschrieben (z.B. Sozialministerium Hessen 2012). Die Aufgaben der Referate waren im 
Detail dann jedoch nicht ermittelbar. 
25 In Ausnahmefällen war der Zugang zu Daten aus anderen Gründen nicht möglich. In einem Fall 
wurde die unvollständige Herausgabe von Organigrammen offiziell mit Arbeitsüberlastung – z.B. im 
Kultusministerium Baden-Württemberg (Q Gentner 2012a) – begründet. Im Stuttgarter Justizministe-
rium hat man erst 2004 begonnen, Organigramme zu erstellen. Vorher existieren ausschließlich Ge-
schäftsverteilungspläne. Aus Angst vor Veröffentlichung wurden vom Kultusministerium Bayern keine 
älteren Organigramme ausgehändigt. Sehr bereitwillig, Organigramme auszugeben waren meist ent-
sprechende Stellen in Justizministerien. Sehr zurückhaltend verhielten sich meist Organisationsreferate 
in Bayern und in Kultusministerien. Insbesondere dort, wo Integrationspolitik konzentriert verortet war 
und ist, konnten – oft auch mithilfe von Interviewpartnern – aus hausinternen Anfragen entsprechende 
Daten eingeholt werden. Eine vollständige Dokumentation verschiedenster Erfolgs- oder Fehlschlags-
Varianten bei der Datensammlung ist auf Anfrage erhältlich. 
26 z.B. für Staatskanzlei und Justizministerium Hessen 2000 und für Staatskanzlei, Kultusministerium und 
Wissenschaftsministerium Bayern 1995 
27 z.B. für Kultusministerium Abt. V Hessen 2000 
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schließen. Gemein ist allen Organisationsplänen, dass sie ein hohes Maß an Standardi-
sierung aufweisen und somit gut miteinander vergleichbar sind. Abweichungen in der 
Informationsdichte halten sich in Grenzen. 28  
Des Weiteren wurden vereinzelt verschiedenste nicht-standardisierte amtliche Quellen 
der Verlautbarungen zu Kabinettsbeschlüssen, Gesetzen und Verordnungen herange-
zogen wie zum Beispiel das ministerielle Veröffentlichungsorgan ‚Allgemeines Minis-
terialblatt Bayern‘.  
Aufgrund ihrer großen Zahl wurden diejenigen Quellen, die systematisch zur Erhebung 
des Betrachtungsgegenstands herangezogenen wurden, nicht in das ohnehin mehr als 
50 Seiten lange Literaturverzeichnis aufgenommen. Hier handelt es sich vornehmlich 
um Staatshandbücher, Jahrbücher, Geschäftsverteilungspläne und zahlreiche Einzelor-
ganigramme. Eine vollständige Liste befindet sich jedoch in den Anhängen 1 und 2. 
 
3.2.2 Mündliche und schriftliche Befragung 
Befragungsdaten unterscheiden sich von Daten aus Aktenbeständen hauptsächlich in 
der Hinsicht, dass sie nicht im Vorhinein vorliegen, sondern in der Regel gesondert für 
die Zwecke des Projekts generiert werden mussten. Die Datengrundlage aus Befragun-
gen reicht von der Abfrage einer Detailinformation bei Behörden bis hin zu zahlreichen 
ausführlichen und persönlichen Interviews.  
Zahlreiche Anfragen wurden gezielt ausschließlich zur Erfassung von bestimmten As-
pekten des Betrachtungsgegenstands oder zu Fragen der Datenqualität gestellt. Die Be-
fragungen erfolgten teils über Schriftverkehr und teils telefonisch. Sämtlicher E-Mail-
Verkehr und sämtliche schriftliche Stellungnahmen oder Ergebnisprotokolle von Tele-
fongesprächen sind dokumentiert. Datengeber waren hier fast ausschließlich Beschäf-
tigte im Ministerialverwaltungsapparat und meist Organisationsreferenten. Diese An-
fragen besitzen überwiegend Auskunftscharakter. 
 
28 Am wenigsten detailliert waren meist die Organigramme aus Baden-Württemberg. Darauf basierende 
Zweifel zweier baden-württembergischer Datengeber über die Nicht-Erreichung der notwendigen Daten-
tiefe (Q Beyerbach 2012, Q Gentner 2012b, c) haben sich jedoch nicht bestätigt. Erstens wurden diese Zwei-
fel ohne Kenntnis des genauen Forschungsinteresses geäußert. Zweitens wurde Gegenteiliges hinsichtlich 
der Verlässlichkeit des Datentyps vielfach in anderen Gesprächen mit Informierten (vgl. u.a. Q Michna 2014, 
Q Edinger 2014, Q Erpenbeck 2012, Q Ollenschläger 2012a) betont. Drittens konnte anhand von Geschäfts-
verteilungsplänen – auch und insbesondere im baden-württembergischen Fall – geprüft werden, ob Haupt-
aufgaben im Wesentlichen genannt wurden. Diese Pläne weisen nicht nur Hauptaufgaben, sondern sämtli-
che in einer Organisationsbasiseinheit wahrgenommenen Aufgabenfragmente und Zuständigkeiten aus. Da 
eine Vollerhebung aller Aufgaben in einem Ressort ohnehin nicht vorgesehen war, wurden Geschäftsvertei-
lungspläne nur in Einzelfällen stichprobenartig zur Validitätsprüfung herangezogen. Dabei war auch hier 
die Datenzugänglichkeit unterschiedlich. In den Staatsarchiven liegen die Pläne der Häuser höchst un-
regelmäßig vor. Unter den Datengebern herrschen unterschiedliche Ansichten über die Vertraulichkeit 
des Materials. Während man im Archiv eines Bundeslands von einer 30-jährigen Sperrfrist und Akten-
einsicht vor Ort nur nach Sondergenehmigung spricht (Q Bartsch 2012), veröffentlicht man im selben 
Bundesland die aktuellen Pläne mittlerweile (frühest geprüft: 2014) auf der Webpräsenz der jeweiligen 
Ressorts. Während in Baden-Württemberg das Justizministerium alle vorrätigen Geschäftsverteilungs-
pläne von sich aus anbot und unverzüglich zusendete, hatte man im Kultusministerium rechtliche Be-
denken (Q Gentner 2012b). 
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Anders verhält es sich bei den zahlreichen tiefergehend angelegten Interviews. Sie be-
inhalten meist prozessbeschreibende Angaben zu Organisationsveränderungen. Beson-
derer Wert wurde hier auf die Auswahl der Interviewpartner gelegt. Hier war die Mög-
lichkeit zur Spiegelbilderhebung (Derlien 1982: 127) oder ‚Triangulation‘ (Überblick bei 
Flick 2004) ein wichtiges Kriterium, um für potentiell verzerrende Antworten der Inter-
viewten zu kontrollieren. Mindestens sollten Befragungsdaten zur Abgleichung mit In-
formationen aus den schriftlichen Dokumenten zur Verfügung stehen; regelmäßig soll-
ten für die Bundesländer Informationen von Befragten eines bestimmten Funktionstyps 
mit denen eines Befragten mit anderer Funktion übereinstimmen. Bei den Interviewten 
handelt es sich um ehemalige und aktive Exekutiv- und mithin Legislativpolitiker, Mi-
nisterialbeschäftigte – vornehmlich Fach- und Organisationsreferenten aus der mittle-
ren Leitungsebene – sowie Personen aus der Parlamentsfraktionsverwaltung oder der 
Wissenschaft. Unter den Interviewpartnern befinden sich zahlreiche ehemalige oder 
aktive Minister und ein ehemaliger Ministerpräsident. Außerdem wurden zahlreiche 
Landtagsabgeordnete sowie Referats- und Abteilungsleiter aus der Ministerialverwal-
tung ausgewählt.  
Zudem war notwendiges Selektionskriterium, dass die potentiellen Interviewpartner 
(erstens) die Landesmigrations- und Integrationspolitik (zweitens) über einen längeren 
Zeitraum aktiv begleitet haben und (drittens) in einer Leitungs- oder anderen verantwor-
tungsvollen Position (viertens) der legislativen oder insbesondere exekutiven Organisati-
onsstruktur eingebunden waren. Fünftens sollten die Befragten ungefähr gleichmäßig 
über die Bundesländer verteilt sein. Die Vorgehensweise bei der Anbahnung von Inter-
views und deren Durchführung fußt insbesondere29 auf Empfehlungen von Aberbach 
und Rockman (2002) und Derlien (1982). Diese Beiträge eignen sich als Ratgeber in 
dieser Sache besonders, weil sie ähnliche Ziele beschreiben.  
Insgesamt wurden ein schriftliches und mehr als 25 mündliche Interviews30 durchge-
führt. Das schriftliche Interview mit der bayerischen Staatsministerin Müller MdL er-
folgte mit einem Fragenkatalog, der über das Referat V4 des Sozialministeriums weiter-
geleitet wurde. Für die Erhebung des Forschungsgegenstands ist diese Filtersituation 
unproblematisch31 – wenn nicht sogar vorteilhaft –, da Informationen durch das Fach-
wissen der in V4 angesiedelten Beschäftigten verbessert sein könnten. Eine ähnliche 
Sondersituation trug sich in einer Interviewsituation im Hessischen Sozialministerium 
zu: Hier war sowohl die ehrenamtliche Vertriebenen- und Spätaussiedler-Beauftragte 
als Politikerin wie auch der Büroleiter der Beauftragten als Ministerialbeamter zugegen. 
Ansonsten handelte es sich jeweils um Einzelinterviews. Mit dem Integrationsbeauf-
29 Freilich wurde zur Vorbereitung auf Interviewanbahnung und -durchführung die einschlägige Be-
standsliteratur (z.B. King und Horrocks 2010, Johnson 2010, Kvale und Brinkmann 2009) in der Breite 
konsultiert; Aberbach und Rockman sowie Derlien erschienen jedoch am weitaus informativsten und 
am dichtesten am Gegenstand.  
30 Hinzu kommen zahlreiche weiteren Befragungen in Form von Anfragen bei Behörden oder Einzel-
auskünfte in kurzen Telefonaten v.a. mit Fach- und Organisationsreferenten.  
31 Anders verhält es sich später beim erklärenden Gegenstand. 
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tragten der bayerischen Staatsregierung, Herrn Neumeyer MdL, wurde ein zweites In-
terviews geführt. Grund dafür war der Zeitpunkt des ersten Interviews: Da es sich um 
das erste seiner Art zu Beginn des Projekts handelte, war dieses zu Zwecken einer Vor-
studie noch von starkem Explorationscharakter geprägt. So war zu einem späteren Zeit-
punkt ein zweites nötig. Herr Dr. Michna ist explizit in einer Doppelrolle interviewt 
worden. Einerseits war und ist32 er der Landesausländerbeauftragte Hessens; anderseits 
versah er seine Dissertation mit reichhaltigen deskriptiven Angaben zum Beauftragten-
wesen im Politikfeld, welche für Vorstudien zum Projekt von hohem Interesse waren.  
Die Länge der Interviews variiert von ca. einer halben Stunde bis hin zu mehr als zwei 
Stunden. Der Großteil der Interviews wurde persönlich durchgeführt; einige Interviews 
fanden telefonisch statt. In der Regel wurden auf Grundlage von Tonbandaufzeichnun-
gen Wortlautprotokolle erstellt. Zwar ist die Erstellung von Wortlautprotokollen – in die-
sen Tagen immer noch – mit hohen Zeitkosten verbunden; allerdings ist diese Vorge-
hensweise die wohl transparenteste. Die Protokolle wurden den Interviewten mit der 
Möglichkeit zu Streichungen, Veränderungen oder Ergänzungen zur Freigabe vorgelegt 
(vgl. ähnlich Pollitt 1984: 7). Von der Möglichkeit der ersatzlosen Streichung wurde nur 
einmal in einem Satz Gebrauch gemacht, der für das Forschungsprojekt ohnehin von 
peripherer Relevanz war. Oftmals wurden Detailergänzungen vorgenommen. Regelmä-
ßig wurden Texte unverändert freigegeben. Waren Tonbandaufnahmen nicht möglich, 
wurden simultane Gesprächs- und Ergebnisprotokolle angefertigt. Es wurden fast aus-
schließlich nicht-anonymisierte Daten erstellt. Nur ein Interview musste komplett ano-
nymisiert werden. In einem weiteren Fall wurden Informationen aus einem Gespräch 
nur zu internen Triangulationszwecken freigegeben.  
Die hohe Bereitschaft der Interviewten, der namentlichen Zitation aus Wortprotokollen 
und Auszügen daraus zuzustimmen, liegt in der Natur der abgefragten Daten, welche 
hinsichtlich des Forschungsgegenstands eher deskriptiver und unverfänglicher Art 
sind. Anonymisierte Daten werden im Folgenden nach Möglichkeit nur zur Untermau-
erung von bereits starken Vermutungen verwendet. Die persönlichen, im Wortlaut do-
kumentierten und mindestens einstündigen Gespräche bilden den Kern des Interview-
Datensatzes. Sie sind sowohl hinsichtlich der Zuverlässigkeit und der Detailtiefe als 
auch der präzisen Nachweisbarkeit nicht zu übertreffen. Die Befürchtung, dass sich ei-
nige ranghohe Persönlichkeiten nur bis zu 20 oder 30 Minuten zur Verfügung stellen 
würden (Johnson 2010: 101), hat sich nicht bestätigt. 
 
3.2.3 Mosaik-Datensatz und weiteres Material zur Informationsverdichtung 
Die Verknüpfung von Aktenbestands- und Befragungsdaten zu einem großen Mosaik-
Datensatz ermöglicht schließlich eine deutliche Verkleinerung von Datenlücken bis hin 
zu deren Schließung. Nicht zuletzt deshalb bezeichnet Derlien (1982: 126) die Kombi-
nation beider Erhebungsarten als den ‚Königsweg‘ bei Vorhaben dieser Art. Dabei bil-
den Aktenbestände meist den Rohbau des Primärdatengebäudes, während Interviewda-
ten Nachbesserungen, detaillierte Ausformungen und Verdichtungen ermöglichen. Zur 
 
32 Stand Januar 2015 
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sukzessiven Schließung von verbleibenden Datenlücken dienten verschiedene, unstruk-
turiert vorliegende Dokumente. Dazu gehören erstens Presseveröffentlichungen und 
zweitens Sekundärdaten. Presseveröffentlichungen beziehen sich naturgemäß nicht auf 
Organisationsveränderungen auf niedriger Hierarchieebene; jedoch können sie flankie-
rend beim Nachvollziehen großer Veränderungen, wie beispielsweise die Schaffung o-
der Abschaffung eines neuen Ressorts, eingesetzt werden33. Die herangezogenen wis-
senschaftlichen Sekundärdaten variieren sehr stark hinsichtlich der Nähe und des Über-
schneidungsgrads zum Betrachtungsgegenstand. Sehr nah am Gegenstand sind bei-
spielsweise die Erhebungen zu den Ausländer- und Integrationsbeauftragten Michnas 
(2008a und 2008b) oder Nick-Magins (2011). Für diesbezügliche Forschung im Bereich 
der Linienorganisation finden sich – bis auf Blätte (2010), Reichersdorfer (2011) und 
Schamburek (2013 und 2015) – hingegen keine Vorarbeiten oder Texte, die Schnittmen-
gen mit dem hier behandelten Gegenstand aufweisen. 
3.3 Operationalisierung 
Nach der Vorauswahl des empirischen Materials und der Bestimmung der Datengrund-
lage wird nun der Betrachtungsgegenstand messbar gemacht. Hierzu sind zunächst ei-
nige Qualitätsanforderungen an das Erhebungsdesign zu richten (3.3.1). Das Material 
muss anschlussfähig für verschiedene Forschungsdesigns, näherungsweise vollständig, 
detailtief und vergleichbar sein. Um diesen Anforderungen gerecht zu werden, werden 
die Formalstruktur-, die Interview- und die Sekundärdatenanalyse als methodische In-
strumente vorgestellt (3.3.2). Als erster Analyseschritt wird beschrieben, wie die Identi-
fizierung von Aufgaben und Aufgabenbündeln als sogenannte ‚Beobachtungen‘ in der 
Ministerialverwaltung vonstattengehen soll (3.3.3). Sobald die Beobachtungen identifi-
ziert sind, wird deren Einbindung in die Struktur ermittelt. Grundlage der Identifizie-
rung von Beobachtungen und deren Struktureinbindung sind dabei die in Kapitel 2 be-
schriebenen Merkmale. Diese Merkmale umfassen die Bezeichnung der Aufgaben und 
Aufgabenbündel sowie deren Zielgruppe, deren Verortung und gegebenenfalls den Teil-
bereich des Politikfelds, dem die Beobachtung zuzuordnen ist. Neu entwickelte Indika-
toren sollen dabei helfen, Vergleichbarkeit zwischen den Merkmalen der Beobachtun-
gen herzustellen und die Merkmalsausprägungen der Beobachtungen darzustellen. Ins-
besondere soll dabei die Verortung grob entlang der vertikalen und horizontalen An-
siedlung (3.3.4) einerseits und der Stab-, Linien- oder Sonderansiedlung (3.3.5) anderer-
seits gemessen werden. 
33 Auch hier gilt: Da es sich beim Forschungsgegenstand rein um die Erhebung von unpolitischen Fak-
ten handelt, spielt die politische Einfärbung bestimmter Zeitungen und Journalien hier noch keine 
Rolle. 
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3.3.1 Anforderungen an das Erhebungsdesgin 
Vor der Entwicklung konkreter Indikatoren ist es unabdingbar, einige Grundanforde-
rungen an das Erhebungsdesign zu richten.  
Die erste Anforderung an das Erhebungsdesign bezieht sich darauf, den Betrachtungs-
gegenstand als abhängige Variable so zu gestalten, dass er für ein möglichst breites 
Spektrum von Erklärungsansätzen anschlussfähig ist. Es wurde bereits dargelegt, dass 
über die empirische Beschaffenheit des Betrachtungsgegenstands bisher kaum Wissen 
vorhanden ist. Mangels vorgefertigter Operationalisierungslösungen bietet es sich bei 
der Erhebung auf empirischem Neuland an, dieser Anforderung gerecht zu werden. Die 
zweite Anforderung bezieht sich auf die Reliabilität und Validität als Standardkriterien 
wissenschaftlicher Forschungsdesigns. Verkürzt ausgedrückt muss die Operationalisie-
rung so ausgestaltet werden, dass die identifizierten Merkmale maximal abbildungstreu 
dargestellt werden.  
Drei weitere Ansprüche an das Erhebungsdesign sind nicht minder wichtig, können 
jedoch entgegengesetzt zueinander gerichtet sein. Das gilt insbesondere für die Ver-
gleichbarkeit und die Detailtiefe: Einerseits sollen die Fälle vergleichbar sein; andererseits 
soll es nicht an Detailtiefe mangeln. Laux (1973: 19) merkt zur Detailtiefe an: „In der 
Realität des Organisierens nützt eine hohe Abstraktionsebene der Betrachtung recht we-
nig.“ Insbesondere bei Querschnittsfeldern kann man davon ausgehen, dass Aufgaben 
über viele Bereiche verstreut sein können. Hier gilt der Grundsatz: ‚Viel hilft viel‘. Die 
Operationalisierung muss deshalb (drittens) so ausgestaltet werden, dass eine möglichst 
vollständige Analyse aller relevanten Elemente des Gegenstands stattfinden kann. An-
dererseits würde eine Vollerhebung sämtlicher einzelner Aufgaben der Migrations- und 
Integrationspolitik den Blick weg von wesentlichen Strukturen lenken. Eine Erfassung 
jedes einzelnen Details nützt nämlich dann wenig, wenn die Fälle für sich unvergleich-
bar nebeneinanderstehen. Die Operationalisierung muss deshalb (viertens) dazu beitra-
gen, dass die erhobenen Merkmale und Beobachtungen über die einzelnen Fälle hinweg 
vergleichbar sind. Nur so können auch Gemeinsamkeiten und Varianzen herausgear-
beitet werden. Diesen vier Ansprüchen müssen sowohl der methodische Rahmen als 
auch die spezifischen Indikatoren gerecht werden.  
 
3.3.2 Analysestrategie und methodischer Rahmen 
In dieser Untersuchung wird Datenauswertungs- und überwiegend Daten-Neuland be-
treten. Charakteristikum von Vorhaben dieser Art ist auch, dass Vollerhebungen im Re-
gelfall nur näherungsweise zu erreichen sind (Hood und Dunsire 1981: 24-26, Murs-
wieck 1975). Vor diesem Hintergrund basiert die Analysestrategie im Wesentlichen auf 
der Generierung eines Datensatzes durch schrittweise Verdichtung der Informationen: 
von leichter hin zu schwerer zugänglichen Daten, von der groben Skizzierung hin zur 
detailreichen Unterfütterung des Datengerüsts und von größeren hin zu marginalen 
Datenlücken.  
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Aufgrund der Beschaffenheit des Datenmaterials und der angelegten Anforderungen 
an das Erhebungsdesign empfiehlt es sich, einen mixed-methods-Ansatz zu wählen. Im 
Rahmen dessen werden die Formalstruktur-, Befragungsinhalts- und Sekundärtextana-
lyse herangezogen. In der Verwaltungsforschung sei eine Methodenkombination der 
Regelfall, so Derlien (1982: 126). Die Verwendung mehrerer Analyseinstrumentarien 
fördert die Reliabilitätsprüfung aufgrund vielseitiger Triangulationsmöglichkeiten (Pol-
litt 1984: 7, Klein 2013: 60f).  
Ziel ist es also, erstens möglichst vollständige Information durch Zusammentragen und 
Zusammenfügen von Datenversatzstücken zu generieren und zweitens das Ergebnis 
über mehrere Wege abzusichern. In diesem Abschnitt werden nun weitere Eignungs-
parameter der vorgeschlagenen Methode vorgestellt. Im Zuge dessen wird zu zeigen 
sein, warum sich Ansätze, welche sich auf die Einbeziehung von Budget, Personal oder 
Normsetzungsaktivität stützen, nicht oder nur sehr begrenzt heranziehen lassen.  
Grundgerüst des methodischen Rahmens bildet dabei die Formalstrukturanalyse. Der-
lien (1982: 128) erachtet diese Analysemethode als die sinnvollste bei der Betrachtung 
von Aufbauorganisationen. Als Ausgangspunkt halten Hood und Dunsire (1981: 28-35) 
diese Methode für am wenigsten anfällig für Verzerrungen. In verschiedenen Varianten 
angewandt handelt es sich um ein deskriptives Rahmenkonzept aus der Organisations-
forschung, welches über die Jahrzehnte zu einer Strategie der Vermessung herange-
wachsen ist. Die Analysemethode in seiner breiteren Definition erlebte in der Politik-
wissenschaft mit zahlreichen Untersuchungen ministerialer Verwaltungsstrukturen 
eine Hochphase von Mitte der 70er bis Ende der 80er Jahre. Hier sind international 
insbesondere die Werke von Hood und Dunsire (1981) – mit dem bezeichnenden Na-
men ‚Bureaumetrics‘ –, Rose (1987) und Pollitt (1984) einschlägig; als größere Untersu-
chungen in Deutschland gelten Mayntz-Trier und Scharpf (1972), Müller (1986a) und 
Derlien (1988). Das dort gebündelte Wissen bietet eine Art Leitfaden zur Untersuchung 
formaler Organisationskomponenten im politisch-administrativen System hinsichtlich 
Personal-, Finanz-, Aufgaben-, Aufgabenerledigungs-, Ablauf- und Aufbauorganisation. 
Letztere ist Gegenstand der Dissertationsschrift. Hier gibt es zwar fruchtbare Vorgaben 
zur Einzelfallbeschreibung; etablierte Analysestrategien für Vergleichsdesigns befinden 
sich jedoch noch in den Kinderschuhen.  
Merkmale in Aufbauorganisationen sind von ihrer Anlage her meist eher qualitativer 
Natur. Doch nur mit einer ‚Quantifizierung‘ von Merkmalen, das heißt einer mengen-
mäßigen Bestimmung von Merkmalsausprägungen, lassen sich über eine Vielzahl von 
Fällen Vergleiche anstellen. Seit Derliens (1982: 125) Feststellung in 1982, die Quantifi-
zierung von Merkmalen der Organisationsstruktur sei eine ‚Rarität‘, die er in anderer 
Form 1992 wiederholt, hat sich bis heute nicht viel geändert: „Insofern ist Derlien (1992) 
mit seiner Einschätzung, dass die Ergebnisse der vergleichenden Verwaltungsfor-
schung eher vergleichbar als vergleichend wären (‚rather comparable than compara-
tive‘), als sehr optimistisch zu bezeichnen. Oft scheinen die Forschungsergebnisse nicht 
einmal vergleichbar zu sein.“ (Schnapp 2004: 74f). Hood und Dunsire (1981: 55-75) zum 
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Vorbild nehmend wird deshalb in Abkehr von Einzelfallbeschreibungen eine büromet-
rische – also systematisch-quantitativ angelegte – Durchforstung von Organisations-
strukturen ins Werk gesetzt. Dadurch kann ein Datengrundgerüst erstellt werden. Die-
ses Gerüst reicht wiederum jedoch nicht aus: Bei dieser Dokument-basierten Durch-
forstung können nicht alle Datenlücken vollständig geschlossen werden. In diesem Fall 
werden Zusatzinformationen benötigt.  
Insbesondere dann sind Auskünfte aus Interviews und behördlichen Anfragen hilfreich 
(Pollitt 1984: 6f). Im Gegensatz zur systematischen Durchforstung mittels der Formal-
strukturanalyse liegen Stärken der Befragungsinhaltsanalyse in der gezielten Betrach-
tung bestimmter Punkte in der Formalstruktur und somit der qualitativen Schließung 
von Datenlücken. Aus diesem Grund findet die Datenerhebung zur Befragungsinhalts-
analyse zeitlich nach der Dokument-basierten Primärdatenanalyse statt. Wir haben es 
bei Befragungen erstens also mit zielgerichteten Fragen zur Stopfung von Datenlücken 
zu tun. Zweitens können bereits erhobene Daten trianguliert werden. Drittens können – 
im Unterschied zum reinen Stopfen von Lücken – bestimmte strukturell vorliegende 
Daten nur über Interviews generiert werden.  
Zur Erhebung dieser drei Datentypen ist ein stark standardisierter Fragebogen ungeeig-
net:  
Erstens ist bei offener gehaltenen Modi ein zusätzlicher oder vorher nicht bedachter Er-
kenntnisgewinn sowie eine weitere Antwortperspektive wahrscheinlich: „Open-ended 
questions provide a greater opportunity for respondents to organize their answers within 
their own frameworks.“ (Rockman und Aberbach 2002: 674).  
Zweitens ließen sich insbesondere Spitzenbeamte und Politiker nicht oder nur ungern 
auf standardisierte Fragebögen ein. Der folgende Rat von Rockman und Aberbach (ebd.) 
hat sich empirisch als hilfreich herausgestellt: „Elites especially – but other highly edu-
cated people as well – do not like being put in the straightjacket of close-ended questions. 
They prefer to articulate their views, explaining why they think what they think.” So 
wurden Befragungen auf dem Kontinuum zwischen ‘völlig geschlossen’ zu ‘völlig offen’ 
je nach Adressat variiert: Kurze Telefonauskünfte, E-Mail-Anfragen und ähnliche Erhe-
bungsanfragen – die meist von Sachbearbeitern in den Referaten und selten vom Refe-
ratsleiter selbst beantwortet wurden – waren eher geschlossen formuliert. Hingegen wa-
ren Gespräche mit Referenten, Führungspersonal von Ministerien und Politikern eher 
offen (vgl. ähnlich Pollitt 1984: 7). Hier wurde ein halbstandardisiertes Design gewählt, 
um einerseits alle systematisch relevanten Fragen unterzubringen und um andererseits 
die explorative Einfärbung des Interviews nicht beiseite zu schieben. Im Zeitverlauf der 
Interviewphase von 2012 bis 2014 wurden die Interviews schrittweise weniger explora-
tiv, da bereits zunehmend Wissen über die Beschaffenheit des Gesamtgegenstands an-
gehäuft werden konnte.  
Die befragungsbasierte Datenquelle ist im Gegensatz zur Analyse von Aktenbeständen 
und Dokumenten in ihrer Reliabilität eingeschränkter. Kennzeichnend für die Inter-
viewsituation in der öffentlichen Verwaltung sei, „daß die Betroffenen gegenüber dem 
Forscher als organisationsfremder Person ihre Äußerungen zu kontrollieren und das 
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Interview gelegentlich zu instrumentalisieren versuchen. Ersteres gilt besonders bei be-
absichtigten und gelegentlich unbeabsichtigt sich ergebenden Gruppengesprächen. Be-
deutsam für den Gesprächsverlauf ist, inwieweit der Interviewer als Experte akzeptiert 
wird, von dem auch der Befragte sich Anregungen für seine Arbeit verspricht. Aus die-
ser Tauschsituation kann sich ein Konflikt ergeben zwischen den widersprüchlichen 
Anforderungen von Nicht-Reaktivität des Forschungskontaktes, Ergiebigkeit der Infor-
mationsgewinnung und Anonymität der Aussagen anderer Informanten.“ (Derlien 
1982: 126f). Oft liege es nicht am Desinteresse oder an fehlenden Tauschgütern auf der 
Interviewer-Seite, sondern auch an rechtlichen Bedenken, die zur Verwehrung von In-
formationen führten: „Insbesondere die öffentliche Verwaltung neigt bekanntlich, teils 
aus funktional zu rechtfertigenden Gründen wie dem Amtsgeheimnis, teils um sich ex-
terner Kontrolle in jeglicher Form zu entziehen […], zur Geheimhaltung. Zudem fehlt 
es der öffentlichen Verwaltung an speziellen Kontaktvorschriften für den Umgang mit 
dem Forscher, so daß dieser über die Hierarchie legitimiert werden muß, die das Mo-
nopol für sozial unübliche Kontakte besitzt.“ (ebd.: 129). Im Fall der rein deskriptiven 
Erhebung von Organisationsstrukturen sind diese Gefahren jedoch überschaubar. Re-
gelmäßig unterliegen derartige Auskünfte nicht der Geheimhaltung. Nur in einem Fall 
musste das Interview aus Gründen spezieller Kontaktvorschriften komplett anonymi-
siert werden. In einem weiteren Fall durfte aus dem Gesprächsinhalt zwar nicht na-
mentlich zitiert werden, jedoch durfte das Material zu Triangulationszwecken verwen-
det werden. In sehr wenigen Fällen wurde darum gebeten, einzelne Auskünfte nicht zu 
publizieren. Erwartungsgemäß ergaben sich zwischen den Befragten keine nennens-
werten Dissonanzen.  
Ein weiterer Baustein zur Unterfütterung des Datensatzes ist die Sekundäranalyse von 
– meist amtlichen und wissenschaftlichen – Texten. Besonders hervorzuheben ist die
Dissertation von Michna (2008a und 2008b): Hier ist die Beschaffenheit und formal-
strukturelle Einbindung von Ausländer- und Integrationsbeauftragten bis ins Jahr 2008 
detailreich aufgearbeitet worden. Neben diesen und anderen wissenschaftlichen Texten 
konnte auch aus amtlichen Texten punktuell Informationen gezogen werden. Dabei 
konnte auf das Anlegen komplexer Textanalysewerkzeuge verzichtet werden: Die ge-
suchte Information lag entweder vor oder nicht.   
Die Analysestrategie34 lässt sich also wie folgt zusammenfassen: Die Formalstruktur-
analyse erfasst den Betrachtungsgegenstand erstens flächendeckend mittels einer Doku-
mentenanalyse und zweitens punktuell und speziell mit einer Befragungsinhalts- und 
Sekundärtextanalyse. Die Befragungen finden dabei zur schrittweisen Verdichtung – o-
der wie Klein (2013: 60) es ausdrückt: „empirische Sättigung“ – des Datensatzes im 
Nachgang der Dokumenten- und Sekundärtextanalysen statt. Ziel ist nicht nur maximal 
mögliche Detailtiefe, sondern auch die Schaffung vergleichbarer Werte. Dazu werden 
Merkmalsausprägungen ‚quantifiziert‘. 
34 Murswieck (1975: 50) greift auf eine ähnliche Analysestrategie zurück: Die Erhebung „erfolgte an-
hand einer Auswertung von Rundverfügungen (bzw. Hausordnungen) und Geschäftsverteilungsplänen, 
sowie Gesprächen mit den Organisationsreferenten in den einzelnen Ressorts.“ 
51 
 
3.3.3 Identifizierung und Vergleichbarkeit von Beobachtungen  
Im Folgenden gilt es Messinstrumente zu erschließen, mit deren Hilfe Aufgaben und 
Aufgabenbündel der Migrations- und Integrationspolitik zunächst im Datenmaterial 
identifiziert und schließlich deren inhaltlicher Charakter bestimmt werden können. 
Eine zentrale Herausforderung wird dabei sein, wie die gefundenen Aufgaben und Auf-
gabenbündel miteinander verglichen werden können. Ist beispielweise das Referat ‚In-
tegration‘ in Bundesland A zum Zeitpunkt x direkt vergleichbar mit dem in Bundesland 
B zum Zeitpunkt y? Um diese Frage aufwerfen zu können, müssen jedoch die Ver-
gleichsgegenstände zunächst in der Aufbaustruktur identifiziert werden.  
Das Unterfangen, die Ansiedlung von Migrations- und Integrationspolitik in der Orga-
nisationsstruktur zu untersuchen, findet seinen konkreten Anfang (vgl. Becker 1973: 
77) im Aufspüren migrations- und integrationspolitischer Aufgaben. Eine Vollerhebung 
als Extremfall von Detailtiefe ist dabei nicht erreichbar. Es ist unmöglich, relevante Ein-
zelaufgaben zu identifizieren. Dafür reichen die verfügbaren Daten nicht aus. Dieses 
Problem trete bei der Vermessung von Verwaltungsstrukturen regelmäßig auf (Hood 
und Dunsire 1981: 24-26, Murswieck 1975: 50). Vielmehr ist es der Anspruch, sich der 
Datenvollständigkeit weitestgehend anzunähern. Diese Annäherung geht zunächst 
über die Auswertung von Organigrammen und dann von Geschäftsverteilungsplänen 
vonstatten. Es folgt die Prüfung weiterer amtlicher Dokumente auf Informationen. 
Schließlich findet die Analyse von Befragungen und wissenschaftlicher Sekundärtexte 
statt.  
Organigramme böten – laut Handbuch des Bundesinnenministeriums – bereits sehr 
reichhaltiges Material an; eine Wiedergabe von Detailregelungen der Aufbauorganisa-
tion sei jedoch nicht möglich (Zimmermann 1988). Ergänzt wird der so gewonnene Da-
tensatz deshalb mittels zahlreicher Detailstichproben aus verwandten Datenquellen. 
Hierzu eignet sich der Geschäftsverteilungsplan (GVPl) besonders (Q Gentner 2012b). 
Im Gegensatz zum Organigramm, welches die Struktur graphisch und meist kompri-
miert auf einer DIN A 4-Seite darstellt, listet und ordnet der GVPl Einzelaufgaben (vgl. 
Tarrach 1983: 29-31)35.  
 
 
35 Auch der Geschäftsverteilungsplan kann vereinzelt Datenlücken aufweisen: Aufgrund großer Flexibi-
litätserfordernis und unvorhersehbarer Verschiebungen von Aufgabenschwerpunkten oder neuen Auf-
gaben könnten Geschäftsverteilungspläne konkrete Aufgaben oft nicht in ihrer Gänze umschreiben 
(Scholz 1977: 340, Q Gentner 2012c). Mithin wird versucht, der durch ständige Verschiebungen verur-
sachten Unübersichtlichkeit entgegenzusteuern. Ein Beispiel findet sich im Kultusministerium in Sach-
sen. Auf die Frage, warum R24 ‚leer stand‘ – also weder mit Aufgaben noch mit Personal bedacht war –, 
führte Giestl (Q 2014) aus, dass man so lange wie möglich feste, ‚wiedererkennbare‘ Anlaufstellen ha-
ben wollte und deshalb nicht ständig die Referatsnamen und –aufgaben verändern wollte. Insgesamt 
betrachtet liegen die Grenzen der Aussagekraft von Geschäftsverteilungsplänen jedoch derart im Detail, 
dass nicht erfasste Gegenstände oder zeitliche Verzögerungen nicht relevant sind. Dies ergab sich zu-
nächst aus zahlreichen Interviews. Diese Einschätzung erhärtete sich auch bei der empirischen Prü-
fung. Flankiert von Interviews und punktuell herangezogenen weiteren Dokumenten sind Organisati-
onspläne und Geschäftsverteilungspläne geeignet zur zuverlässigen Identifizierung von Aufgaben. 
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Die Auswertung des Materials erfolgte nach einem einfachen Muster: Im Zuge der Do-
kument-basierten Formalstrukturanalyse wurde in besagtem Datenmaterial nach rele-
vant erscheinenden Bezeichnungen gesucht, die Fundstelle markiert und deren Zuge-
hörigkeit zum Aufgabenportfolio der Migrations- und Integrationspolitik validiert. Da-
bei konnte das Gros an Aufgaben eindeutig und ohne Probleme identifiziert werden. 
Um welche es sich handelt, ist in einer Vorstudie zu dieser Arbeit (Schamburek 2015) 
dargelegt worden. Die Aufgabenidentifizierung konnte nicht computergestützt – zum 
Beispiel durch Wortstammsuche – erfolgen, weil das Datenmaterial nicht immer digi-
talisiert vorlag. Doch auch wenn die Dokumente komplett digitalisiert einzulesen gewe-
sen wären, mussten sie handcodiert werden.  
Zwei Gründe waren hier wesentlich. Einerseits vollzog sich im Untersuchungszeitraum 
von über 15 Jahren ein Wandel in der Begriffsnutzung und Begriffsbedeutung (vgl. Q 
Goll 201336). Dies führte zu einer großen Vielfalt an Begriffen in diesem Bereich. Ande-
rerseits traten mehrere Grenz- und Scheinfundstellen37 auf. Grenz- und Scheinfundstel-
len sind Beobachtungen, die nicht eindeutig schwerpunktmäßig dem Politikfeld ‚Mig-
ration und Integration‘ zugeordnet werden konnten oder die bei oberflächlicher Be-
trachtung nur den Anschein haben, als handele es sich um migrations- und integrati-
onspolitische Fundstellen. Bis auf wenige Ausnahmen liegt die Ursache für das Auftre-
ten von Grenz- und Scheinfundstellen in vier verschiedenen Bereichen. Erstens treten 
Grenzfundstellen bisweilen bei Aufgaben auf, die rechts- und nicht zielgruppenbezogen 
sind (z.B. Führung ausländischer akademischer Grade). In diesen Fällen kann aus der 
Aufgabenbeschreibung nicht ersehen werden, ob sich die Aufgabe auf Menschen mit 
Migrationshintergrund, auf Deutsche ohne Migrationshintergrund oder in einigen Fäl-
len auch auf temporär aufhältige Personen bezieht. Außerdem handelt es sich mithin 
um Grenz- und Scheinfundstellen, wenn es sich zweitens nicht um originär migrations- 
und integrationspolitische Fundstellen handelt, jedoch hohe Schnittmengen oder Über-
lagerungen zum Politikfeld vorliegen (z.B. im Bereich Rechtsextremismus), wenn drit-
tens begriffliche Nichteindeutigkeit vorliegt und viertens bei Untrennbarkeit von Politik-
feld-relevanten und Politikfeld-nicht-relevanten Aufgaben (z.B. Aufgaben, die sich aus 
dem Bundesvertriebenengesetz ergeben). Ohne die aufwendige händische Einzelcodie-
rung wären einige Aufgaben fälschlicherweise inkludiert oder exkludiert worden, weil 
Grenz- und Scheinfundstellen nicht erkannt worden wären.  
 
36 Er stellt am Beispiel der Umbenennung vom Ausländer- zum Integrationsbeauftragten sowohl einen 
Nutzungs- als auch einen Bedeutungswandel fest: Es sei auch „eine Frage der Terminologie; genauso 
wie man heute nicht mehr von unehelichen Kindern redet. Das hört sich heute komisch an. Genauso 
hört sich Ausländerbeauftragter komisch an, weil der Begriff ‚Ausländer‘ eigentlich nicht mehr so üb-
lich ist. Man spricht von Migrationshintergrund und Ähnlichem. Von daher ergibt sich dann schon ein 
terminologischer Wechsel. Allerdings ist es mir sehr wohl bewusst, dass es da einen Unterschied gibt. 
Der Integrationsbeauftragte ist einerseits breiter – weil er an Ausländereigenschaft gar nicht anknüpft – 
und er ist andererseits enger, weil er die ausschließt, die wir nicht integrieren wollen.“ (ebd.) 
37 Aus Platzgründen die ausführliche Diskussion von Grenz- und Scheinfundstellen  nicht in den Text 
mit aufgenommen werden.  
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Bei den letztlich als gültig identifizierten Fundstellen kann es sich um einzelne Aufga-
ben oder kleinere und größere Aufgabenbündel handeln. Als ‚Beobachtung‘ werden die-
jenigen Aufgaben oder Aufgabenbündel bezeichnet, die geographische Konsistenz auf-
weisen – sich also gemeinsam einen Beobachtungsort teilen – und sich somit gleichzei-
tig von nicht-relevanten Aufgabenbündeln abgrenzen.  
 
Nach der Identifikation von Aufgaben und deren nähere Bestimmung als Beobachtun-
gen stellt sich die Frage nach der Vergleichbarkeit erstens jener Beobachtungen unterei-
nander und zweitens der Strukturen, in denen sie eingebettet sind.  
Erstens: Im Zuge der Identifizierung von Aufgaben schälten sich sehr früh typische Auf-
gaben und Aufgabenbündel heraus, die sich über Ministerialverwaltungen hinweg sehr 
stark glichen und zum Teil identisch miteinander waren wie beispielsweise die Sprach-
förderung für Menschen mit Migrationshintergrund, das Aufenthaltsrecht oder Integra-
tion in den Arbeitsmarkt von Menschen mit Migrationshintergrund; nur vereinzelt fan-
den sich Aufgaben in Form von Projekten oder Programmen, die nicht in irgendeiner 
Form auch in anderen Ministerialverwaltungen zu finden waren wie der Sportstätten-
bau für Menschen mit Migrationshintergrund (im Detail vgl. Schamburek 2015: 243f). 
Die Voraussetzungen für eine gute Vergleichbarkeit waren also vorhanden. Es tat sich 
jedoch eine andere Frage auf. Besonders dann, wenn typisch auftretende Aufgaben oder 
Aufgabenbündel im Bereich der Ministerialverwaltung vermeintlich fehlten, konnte es 
vorkommen, dass diese nicht ministerial wahrgenommenen, sondern in den nachge-
ordneten oder kommunalen Bereich ausgelagert wurden. So kann beispielsweise der 
Aufgabenbereich ‚Unterbringung von Asylsuchenden‘ an nachgeordnete Behörden ab-
gegeben worden und damit maximal dezentral organisiert sein; es bleibt dann nur die 
Aufsicht bei der Ministerialverwaltung38. Andererseits sind auch Modelle möglich, in 
denen das zuständige Ministerium jene Aufgaben oder Teile davon im Haus behält. 
Neben der unterschiedlich ausgestaltbaren Auslagerung von Aufgaben in nachgeord-
nete Behörden kann auch die Arbeitsteilung zwischen kommunaler und landespoliti-
scher Ebene variieren. Auch hier kann sich das Land die Erledigung bestimmter Aufga-
ben vorbehalten oder an die kommunale Ebene weiterreichen39. So geartete Unter-
schiede zwischen den Fällen sind jedoch allenfalls marginaler Natur. Sieht man von 
diesen Unterschieden ab, kann potentiell nahezu jeder Aufgabentyp in jeder Regierung 
angesiedelt sein.  
Der zweite Schritt besteht im Vergleich der Verortung von Aufgaben. Dabei können 
keine absoluten Vergleichsmaßstäbe angesetzt werden. Integrationspolitische Referate 
können beispielsweise nicht so ohne weiteres mit integrationspolitischen Referaten aus 
anderen Ressorts oder aus anderen Ministerialverwaltungen verglichen werden. Das 
 
38 Ein Beispiel ist hier Baden-Württemberg, das die Unterbringung von Asylsuchenden bis zum Ende 
des Untersuchungszeitraums noch an das Regierungspräsidium Karlsruhe delegiert hatte.  
39 Dabei ist aufgrund der empirischen Relevanz dieser Sondersituation zu beachten: Landespolitisch ko-
ordinierte Projekte, die sich auf kommunale Migrations- und Integrationspolitik beziehen, sind landes-
politische Aufgaben. 
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liegt an der unterschiedlichen Bauweise von Ministerialverwaltungen und Ressorts. Er-
möglicht werden diese starken Varianzen in der strukturellen Konstellation von Regie-
rungsorganisationen (Wagener 1979: 69) dadurch, dass an den verschiedensten Stell-
schrauben der Aufbauorganisation gedreht werden kann. Dies gilt sowohl auf der verti-
kalen als auch auf der horizontalen Dimension in der Linie, sowie im stabs- als auch im 
sonderorganisierten Bereich. Und diese Möglichkeit zur Varianz wird empirisch exzes-
siv genutzt (Pollitt 1984, Derlien 1996, Saalfeld und Schamburek 2014). Um dennoch 
Beobachtungen im Hinblick auf deren Verortung in der Struktur von Regierungsorga-
nisationen vergleichen zu können, muss dieser Varianz Rechnung getragen werden. 
Neben absoluten Vergleichsgrößen müssen somit auch relative Indikatoren gefunden 
werden, welche diese Strukturvielfalt über die Fälle hinweg berücksichtigen.  
Zudem ist zu bedenken, dass sich die Verortung einer Beobachtung in der Struktur 
weniger an einem Merkmal als vielmehr an einer Kombination von verschiedenen 
Merkmalen festmachen lässt. Mit Blick auf die Vielfalt ist eine Verdichtung der relevan-
ten Informationen zu einem Merkmalsindikator weder zwischen Stab-, Sonder- und Li-
nienorganisation noch zwischen vertikaler und horizontaler Verortung sinnvoll. Auch 
die Beauftragten kann man schwerlich in einen derartigen Indikator integrieren. So 
weist der Forschungsgegenstand mehrere, untereinander querliegende und messtech-
nisch unvereinbare Dimensionen auf. Es gilt deshalb, jene Merkmale jeweils gesondert 
abzuhandeln. Zu diesem Zweck wird zuerst das Messkonzept zur horizontalen und ver-
tikalen Verortung vorgestellt. Es folgt die Auseinandersetzung mit Besonderheiten von 
Stabs- und Spiegelstellen sowie der Beauftragten. Schließlich müssen sich die erarbei-
teten Indikatoren für die genannten Teilaspekte wieder zu einem Gesamtbild für die 
jeweiligen Fälle zusammenfügen lassen.    
3.3.4 Horizontale und vertikale Verortung 
Jede Beobachtung lässt sich nach ihrer horizontalen und vertikalen Position in der Auf-
bauorganisation charakterisieren. In Kapitel 2 wurden diese grundlegenden Begriffe be-
reits näher erläutert. Nun geht es um die systematische Messung jener beiden Merk-
male. Während sich einerseits die horizontale Verortung von Aufgaben in der Struktur 
eher unterkomplex messbar machen lässt, stößt man andererseits bei der Erfassung der 
vertikalen Dimension auf größere Herausforderungen. Um Merkmalsinformationen 
bei minimalem Informationsverlust maximal detailreich präsentieren zu können, wer-
den für beide Dimensionen mehrere Indikatoren vorgestellt. Dazu werden für beide Di-
mensionen sowohl absolute Indikatoren zur konkreten Beschreibung der Beobachtung 
als auch relative Indikatoren zur Herstellung von Vergleichbarkeit geschaffen. Zum Teil 
müssen Messverfahren weiter- oder neu entwickelt werden. 
Die horizontale Verortung einer Beobachtung wird dadurch bestimmt, mit welchen an-
deren Aufgabenbündeln sie gemeinsam unter welchem übergeordneten Bündel an ei-
nem Ort zusammengefasst ist. Damit stellt sich zugleich heraus, von welchen Aufga-
benbündeln sie örtlich getrennt – Michna spräche hier von einer „räumlichen Distanz“ 
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(2008a: 188) – angesiedelt wurde. Dabei werden diejenigen Aufgabenbündel betrachtet, 
die horizontal auf derselben Ebenen nebeneinanderstehenden (im Beispiel unten z.B. 
‚Gesundheit‘ und ‚Pflege‘). Dies ist dann der Fall, wenn keine über- oder unterordnende 
Reihung zwischen den Aufgabenbündeln möglich ist. Indikatoren zur Messung jenes 
horizontalen Merkmals sind also nominaler Natur. Jede Beobachtung wird auf zwei 
Merkmale hin geprüft:  
- Benennung der Beobachtung, im Beispiel der Abbildung 3.2 jeweils ‚Interkultur-
sensible Pflege‘ und ‚Integration‘ (hellgrau unterlegt) 
- Benennung des übergeordneten Aufgabenbündels, in der Beispielgraphik jeweils 
‚Pflege‘ und ‚Integration und Sport‘ (schwarz unterlegt) 
 
Stark variierende und kreative Benennungen erschweren die Einordnung von Beobach-
tungen in Vergleichskategorien. Dies ist insbesondere mit Blick auf übergeordnete Auf-
gabenbündel der Fall. Deshalb musste über zusätzliche Indikatoren nachgedacht wer-
den, deren Werte sich besser zum Vergleich eignen. Nach Maßgabe der einschlägigen 
Sekundärliteratur (Pappi, Schmitt und Linhart 2008, Saalfeld und Schamburek 2014, 
Fleischer und Seyfried 2015, Mortensen und Green-Pedersen 2015) wurden schließlich 
vier weitere Indikatoren gröberer Natur eingeführt: 
- Benennung des Ressorts der Ansiedlung, in der Beispielgraphik ‚Ministerium für 
Gesundheit, Integration und Sport‘ 
- Benennung des Ressorttyps, welcher für das Beispiel der Ausprägung ‚Soziales‘ zu-
geordnet würde 
- Benennung des Politikfelds, welches im Beispiel jeweils ‚Pflege‘ und ‚Integration‘ 
wäre 
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Abbildung 3.2: Beispielgraphik zur Veranschaulichung der Messung horizontaler Verortung von 
Aufgaben 
Eigene Darstellung. 
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Die Benennung des Ressorttyps richtet sich nach den Festlegungen Pappi, Schmitt und 
Linhart (2008: 329 und Appendix) mit den Kategorien Staatskanzlei, Finanzen, Inneres, 
Justiz, Kultus, Landwirtschaft, Umwelt und Landesplanung, Wirtschaft und Verkehr, 
Bau, Arbeit und Soziales sowie Bund und Europa 40 . Der Beitrag von Saalfeld und 
Schamburek (2014) bot indes eine passende Orientierung bei der Benennung der etwas 
feiner granulierten Politikfelder (siehe Abbildung 3.3.  
 
Abbildung 3.3: Relevante Politikfelder für deutsche Bundesländer 
No
. 
Policy domain No. Policy domain 
1 Media 20 Social  structure (‘Sozialordnung’) 
2 Consumer protection 21 Young persons 
3 Tourism 22 Families 
4 Agriculture 23 Women 
5 Maritime environment 24 Senior citizens 
6 Environment 25 Social care of sick people 
7 Climate protection 26 Health 
8 Reactor safety 27 Sports 
9 Technology 28 General Administration  
10 Energy 29 Construction  
11 Economic affairs 30 Urban and rural planning 
12 Employment 31 Housing 
13 Professional development 32 Transport 
14 Education 33 IT 
15 Higher education 34 Federal affairs 
16 Arts 35 EU affairs 
17 Culture 36 Justice 
18 Religious affairs 37 Finance 
19 Integration of immigrants  
 
Quelle: Mit kleineren Modifikationen übernommen aus Saalfeld und Schamburek 2014: 218. 
 
40 Exklusive ‚Aufbau und Wiederaufbau‘ und ‚Kriegsfolgen‘, welche für den Untersuchungszeitraum 
des Projekts irrelevant sind. 
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Ein weitaus schwierigeres Unterfangen als die Suche nach brauchbaren Indikatoren für 
die Horizontalverortung stellt die Entwicklung von Messinstrumenten zur Erfassung 
der vertikalen Dimension dar. Dabei kommt dem Betrachter deutscher Verwaltungs-
strukturen zu Hilfe, dass Unter- und Überordnungsverhältnisse hier weitaus klarer sind 
als beispielsweise in Großbritannien (vgl. Hood und Dunsire 1981: 66). In der Literatur 
finden sich diesbezüglich bisher allerdings nur wenige Versuche. Dort besteht die gän-
gigste Darstellungsweise in der Angabe der absoluten Hierarchieebene eines Beobach-
tungsorts. Zur Verdeutlichung der Über- und Unterordnungsfähigkeit der Beobachtun-
gen in dieser Darstellungsweise erschien die Verwendung einer Ordinalskala mit einem 
Wertebereich von [0]41 bis [6] geeignet: eine Einzelaufgabe oder ein Klein-Bündel inner-
halb eines Referats = [0], ein Hauptaufgabenbündel in einem Referat = [1], Referat = [2], 
Unterabteilung/Gruppe = [3], Abteilung = [4], eigener beamteter Staatssekretär für die 
Beobachtung abgestellt = [5] und Ministerium = [6]. Beobachtungen, die zusammen mit 
anderen Organisationseinheiten42 auf derselben Gliederungsebene stehen und einer ge-
meinsamen hierarchisch übergeordneten Einheit untergeordnet sind, heißen ‚mitge-
ordnete Organisationseinheiten‘.43 Informationen zum jeweiligen strukturellen Um-
feld, in welches Beobachtungen eingebunden sind, fehlen jedoch hier.  
Der Gesamtgröße von Ministerialverwaltungen, der Kontrollspanne auf den einzelnen 
Ebenen und weiteren Unregelmäßigkeiten in der Anordnung und Gewichtung von Ebe-
nen würde also nicht Rechnung getragen (Schamburek 2013: 213). Die Beispielgraphi-
ken in Abbildung 3.4 und 3.5 zeigen, dass Beobachtungen in stark unterschiedlichen 
Strukturen nur unzureichend vergleichbar sind: Zwar erhalten sowohl Referat R IV B4 
in Ministerium A als auch Referat R II 2 in Ministerium B den Wert [2]; die sie umge-
bende Struktur weicht voneinander sowohl hinsichtlich der Gliederungstiefe als auch 
hinsichtlich der Zahl der mitgeordneten Organisationseinheiten ab.  
 
 
 
 
 
 
41 Für Vergleiche wurden nur die Ebenen 1-6 berücksichtigt. Zur Kennzeichnung von Einzelaufgaben 
wurde der Vollständigkeit die Ausprägung [0] eingeführt.  
42 Die kleinste Organisationseinheit bildet eigentlich das Referat (Zerr 2006: 189). In diesem Projekt 
werden die Ebenen [0] und [1] als zwei weitere Untergliederungen berücksichtigt und gelten auch als 
Organisationseinheiten. 
43 Wie so oft können auch hier – insb. aufgrund der gegebenen Definition – Grenzfälle auftreten. Diese 
müssen im Einzelfall beurteilt werden. Ein Beobachtungsort kann sich beispielsweise über mehrere 
mitgeordnete Organisationseinheiten erstrecken. So wurde eine Beobachtung immer dann von [2] auf 
[3] aufgestuft, wenn [3] als Gliederungsebene fehlte, aber sich die Beobachtung über mehr als die Hälfte 
der Referate in der Abteilung erstreckte. Regelmäßig kam es auch zu Grenzfällen, wenn die Beobach-
tung nahezu aber nicht vollständig deckungsgleich mit einer Organisationseinheit war. Dies kam dann 
vor, wenn der Beobachtung in der Organisationseinheit ein extrem kleines Aufgabenbündel als Fremd-
körper angehängt wurde. Zum Beispiel kam es vor, dass einem ‚Referat Aussiedler‘ das Aufgabenklein-
bündel für NS-Vergangenheitsbewältigung zugeordnet war, welches jedoch nur einen unbedeutenden 
Bruchteil des Aufgabenkreises dieses Referats ausmachte. In solchen Fällen wurde die Organisations-
einheit komplett gewertet. 
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Abbildung 3.4: Organigramm des Beispielministeriums A zur Veranschaulichung der Schwächen des 
absoluten Vergleichs von Aufgabenbündeln 
 
Eigene Darstellung. 
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Abbildung 3.5: Organigramm des Beispielministeriums B  zur Veranschaulichung der Schwächen des 
absoluten Vergleichs von Aufgabenbündeln 
Eigene Darstellung. 
Anhand der Organigramme beider Beispielressorts wird deutlich, dass nicht nur die 
hierarchische Ebene der Beobachtung, sondern auch die Zahl der Organisationseinhei-
ten, die auf derselben Ebene angesiedelt sind, eine Rolle spielt. Wenn sich beispiels-
weise die Abteilungsleiter im Ministerium B mit dem Minister treffen, sind nur insge-
samt 4 Personen zugegen. Wenn sich hingegen die Abteilungsleiter im Ministerium A 
mit ihrem Minister treffen, sind 8 Personen anwesend. Kommen in Ministerium A 
noch die Unterabteilungsleiter aus Abteilung I und IV hinzu, handelt es sich um insge-
samt 14 Personen. Es ist leicht nachvollziehbar, dass es für einen Abteilungsleiter in 
Ministerium B leichter fallen dürfte, für seine Anliegen Aufmerksamkeit beim Minister 
zu erlangen als für seinen Kollegen aus Ministerium A. Dieser muss für seine Anliegen 
in weit größerer Runde Gehör finden44. 
 Aufgrund dieser unterschiedlichen Struktur muss deshalb eine Wertigkeitsanpassung 
stattfinden: Bei der Bildung eines relativen Indikators zur Erfassung der vertikalen Di-
mension einer Beobachtung muss also sowohl die zahlenmäßige (horizontale) Ausdeh-
nung der Organisationseinheiten als auch vertikale Anzahl der Gliederungsebenen be-
rücksichtigt werden. Es bietet sich an, einen Vorschlag für ein neues Messverfahren 
44 Das Beispiel berücksichtigt freilich nur aufbauorganisatorische Faktoren. In der Ablauforganisation 
kann beispielsweise geregelt sein, dass ein bestimmter Abteilungsleiter stärkeres Gewicht in solchen 
Besprechungen hat als seine Kollegen.  
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aufzugreifen, der ausführlich bei Schamburek (2013: 213f) ausgeführt wird. Danach 
wird die vertikale Ansiedlung einer beliebigen Beobachtung in der Gesamtorganisation 
entlang des hierarchischen Pfads von der Spitze der Ministerialverwaltung mit dem 
Wert [1] bis hin zur Beobachtung nachverfolgt. Analog zum Beispiel der Abteilungslei-
ter-Runde kann man sich veranschaulichen, dass jeder Abteilungsleiter nur einen ge-
wissen Bruchteil der Aufmerksamkeit des Ministers erhält, jeder Referatsleiter wiede-
rum für seine Anliegen nur einen Bruchteil der Aufmerksamkeit seines Abteilungslei-
ters und so weiter. Mit jeder weiteren Hierarchieebene, die sich zwischen der Spitze der 
Ministerialverwaltung und der Beobachtung befindet, wird der Aufmerksamkeitsbruch-
teil für eine Aufgabe kleiner. Bei der Bildung des Indikators wird für jede Hierarchie-
ebene – über die Ministerebene, bis hin gegebenenfalls zur Einzelaufgabe – entspre-
chend ein Divisor-Glied eingefügt, in dessen Nenner sich die Anzahl der mitgeordneten 
Organisationseinheiten dieser Ebene wiederfindet. Der errechnete Wert ist dann der 
hierarchische Stellenwert der Beobachtung im jeweiligen Fall. Formal wird der Index I 
für eine Beobachtung b wie folgt gebildet: 
 
𝐼𝑏: =
1
𝑦(𝐸1)
∗
1
𝑦(𝐸2)
∗
1
𝑦(𝐸3)
∗ … ∗
1
𝑦(𝐸𝑛)
= ∏ 𝑦(𝐸𝑖)
−1
𝑛
𝑖=1
 
Wobei gilt:  
𝐸𝑛 = 𝐸𝑏𝑒𝑛𝑒 𝑑𝑒𝑟 𝐵𝑒𝑜𝑏𝑎𝑐ℎ𝑡𝑢𝑛𝑔 
𝑦(𝐸𝑖) = 𝐴𝑛𝑧𝑎ℎ𝑙 𝑑𝑒𝑟 ℎ𝑜𝑟𝑖𝑧𝑜𝑛𝑡𝑎𝑙𝑒𝑛 𝐺𝑙𝑖𝑒𝑑𝑒𝑟𝑢𝑛𝑔𝑒𝑛 𝑑𝑒𝑟 𝐸𝑏𝑒𝑛𝑒 𝑖 
𝑏 = 𝐵𝑒𝑜𝑏𝑎𝑐ℎ𝑡𝑢𝑛𝑔 
 
„Umfasst b dabei mehr als eine Organisationseinheit, so wird dies mit Zähleranpassung 
im entsprechenden Glied des Terms berücksichtigt. Absolute Veränderungen beim Po-
litikfeld finden also auch bei der Berechnung des relativen Stellenwerts Berücksichti-
gung. [1] markiert das theoretische Maximum (wenn sich die gesamte Ministerialver-
waltung nur mit dem betrachteten Politikfeld beschäftigte) und [0] das theoretische Mi-
nimum (wenn die vermutete Beobachtung keine Beschäftigung mit dem Politikfeld auf-
weist).“ (Schamburek 2013: 214).  
Nicht in die Berechnung dürfen dabei sonderorganisierte und Stabsstellen einfließen. 
Je mehr Organisationseinheiten jenes Typs mitgezählt würden45, desto größer würde 
die Verzerrung. Anhand der beiden Beispielgraphiken in den nachfolgenden Abbildun-
gen 3.6 und 3.7 wird der Rechenweg illustriert.  
 
 
45 Regelmäßig treten jene Einheiten in Form von Zentral-Abteilungen auf Abteilungsebene und als 
Staatskanzleien auf Ministerebene auf. Zerr (2006: 191) merkt an: „Außerdem haben alle Staatskanz-
leien in mehr oder minder großem Umfang von ihrer Befugnis Gebrauch gemacht, bestimmte thema-
tisch abgegrenzte inhaltliche Aufgabenbereiche an sich zu ziehen.“ Bei der Operationalisierung werden 
diese Einheiten nur in den Fällen anteilig mitgerechnet, in denen Stabsstellen wesentliche inhaltlich 
und nicht funktional gebündelte Aufgaben beherbergen. So kommt es mithin vor, dass sich in Z-Abtei-
lungen die funktionalen Referate mit den Aufgaben Haushalt, Recht und Personal den Platz mit inhalt-
lichen Referaten hälftig teilen. Ebenso ausgeschlossen werden – meist temporäre – Projektgruppen oder 
Steuerungsgruppen außerhalb der ordentlichen Linienaufgabenerledigung. 
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Abbildung 3.6: Graphik zur Beispielberechnung des vertikalen Stellenwerts der Beobachtung ‚Referat 
IV B 4‘ 
Eigene Darstellung. 
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In beiden Beispielen wird zunächst die Stabs- von der Linienorganisation getrennt. Im 
ersten fallen die Z-Abteilung, die Staatskanzlei, der Stab des Ministers sowie eine ‚Steu-
erungseinheit für Projekt X‘ weg (weiß verblasst). Es verbleiben 9 Ministerien. Die Be-
obachtung in RIVB4 (gestreift) tritt als eines von 5 Referaten in Erscheinung. Diese Re-
ferate sind in einer von 3 Gruppen zusammengefasst. Diese Gruppen befinden sich in 
einer von 6 Abteilungen – exklusive der Z-Abteilung – im Ministerium. Eine eigene 
Staatssekretärsebene ist nicht vorhanden. Zusammengenommen errechnet sich also 
der relative Wert für die Vertikalverortung der Beobachtung 1
9
∗
1
6
∗
1
3
∗
1
5
= 
1
810
= 0,12%.  
Im zweiten Beispiel befindet sich die Beobachtung als RII2 (in schwarzer Umrandung) 
in einer Abteilung mit 3 Referaten in einem Ministerium mit 2 Abteilungen – exklusive 
der Zentral-Abteilung – in einer Regierung mit 9 Ministerien. Der Wert beträgt also:  1
9
∗
1
2
∗
1
3
= 
1
54
= 1,19%. Am Ende steht eine vergleichbare Maßzahl. Je größer die Anzahl dieser 
Einheiten auf derselben Ebene ist und je tiefer zwischen Beobachtung und der Gesam-
torganisation gegliedert wurde, desto kleiner wird die Maßzahl.  
 
Abbildung 3.7: Graphik zur Beispielberechnung des vertikalen Stellenwerts der Beobachtung ‚Referat II 
2‘ 
 
Eigene Darstellung. 
 
Inwieweit ist der nun entwickelte Indikator eine Bereicherung für den Vergleichsdaten-
satz? Einerseits ist der Informationsverlust ein Nachteil. Der neue Indikator enthält näm-
lich keine Angaben mehr dazu, auf welcher absoluten Ebene (z.B. Referats-, Abteilungs- 
oder Ministerebene) sich die Beobachtung befindet. Allerdings gleicht er andererseits die 
zentrale Schwäche des absoluten Indikators aus, indem er die relative Vertikalposition 
... Minister 5 Minister 6 Minister 7
Zentral-
Abteilung
Abt. I Abt. II
Ref II 1 
Ref II 2
Ref II 3
Stab
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einer Beobachtung im Ministerialaufbau genau zu bestimmen vermag. Er ist Gradmes-
ser für die Distanz der betrachteten Beobachtung zum Ministerpräsidenten als Kopf des 
Ministerialapparats. 46   
Der absolute und der relative Indikator können sich also gegenseitig sinnhaft ergänzen. 
Allerdings steht bei derartigen Indikatoren auch immer die Gefahr der Miss- und Über-
interpretation im Raum. Michna (Q 2014) rät zur Vorsicht beim Einsatz derartiger Ver-
gleichsmessungen. Bestimmte Abstandsbereiche zwischen den Werten des relativen In-
dikators sollten deshalb nicht oder nur im Kontext interpretiert werden. Aus diesem 
Grund werden sowohl der relative als auch absolute Indikator nur in Kombination und 
als grobe Richtwerte herangezogen. Nur wo es möglich und angebracht ist werden die 
Informationen mit Angaben zur Personalstärke angereichert. 
3.3.5 Beauftragte, Stab- und Spiegelorganisationseinheiten 
Spiegel- und Stabsstellen nehmen eine Sonderrolle in der Struktur ein. Es gilt zu klären, 
wie mit Beobachtungen dieser Art bei der Messung umgegangen werden soll. 
Wie der Name ‚Spiegel‘-Einheit bereits andeutet, handelt es sich bei einer Beobachtung 
jener Art nicht um ein originäres Aufgabenbündel, sondern um dessen Abbild. Um 
Doppelzählungen zu vermeiden, werden diese Abbilder bei der Erhebung nicht mit ein-
bezogen. Klassisch nimmt das Finanzministerium Spiegelaufgaben war, wie z.B. die 
fiskalische Spiegelung des Ressorts ‚Soziales und Integration‘ als ‚Referat Einzelplan 
Soziales und Integration‘.  
Bei Beobachtungen in Form von Stabsstellen steht entweder die funktionale Aufgabe 
der Steuerung und Kontrolle im Vordergrund oder es handelt sich um Beauftragte. Ab-
gesehen von den Beauftragten enthalten nur wenige Stabseinheiten Beobachtungen mit 
originär inhaltlichen Aufgaben. Im untersuchten Material fanden sich nur zwei Be-
obachtungen47 in Staatskanzleien:  
Bundesland Jahr der Dokumentation Aufgabe 
Sachsen 1998 Allein reisende weibliche Flüchtlinge 
Niedersach-
sen 
2013 Migration und Teilhabe 
kein Anspruch auf Vollständigkeit 
46 Die Charakteristika des Index wurden auf der Jahrestagung der DVPW-Sektion ‚Methoden der Politik-
wissenschaft‘ 2013 ausführlich zur Diskussion gestellt. Argumente und Ergebnisse dieser Diskussion 
finden sich überblicksmäßig im Beitrag von Schamburek (2013).  
47 Drei weitere Beobachtungen sind diskussionswürdige Grenzfälle im Sinne der Definition des voran-
gegangen Abschnitts; das heißt: inhaltliche Aufgaben und Aufgabenbündel, welche in einer Organisati-
onseinheit mit funktionalen und gespiegelten Aufgaben zusammengefasst sind. In Niedersachsen fand 
sich von 1994 bis 1998 eine Beobachtung in der Z-Abteilung eines Ministeriums; entlang obiger Opera-
tionalisierung wurde diese jedoch als inhaltliche Aufgabe der Linienorganisation behandelt. Genauso 
wurde die Beobachtung im Bayerischen Arbeits- und Sozialministerium in den Jahren 2010 und 2011 
gewertet. Hier liegt der Fall ähnlich: neben einer Beobachtung mit ähnlicher Aufgabenstruktur in einer 
Fachabteilung existiert in der Zentral-Abteilung eine Steuerungseinheit. Hier bleibt jedoch unklar, in-
wieweit diese Einheit nur funktional-steuernd oder unter Umständen auch teilweise inhaltlich tätig ist.  
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Übergänge von funktionalen Stabsstellen zu Beauftragten können fließend sein; oft-
mals überlappen sich dabei deren typische Merkmale48.  
Es gibt zahlreiche Möglichkeiten, Beauftragte in die Struktur einzubinden. Dem muss 
messtechnisch Rechnung getragen werden. Beauftragte wurden deshalb zunächst grob 
einerseits nach deren Linien- und andererseits nach deren Stabs- und Sonderansiedlung 
unterschieden. Entlang jener Kategorisierung erfolgte jeweils auch die Messung der ho-
rizontalen und vertikalen Verortung der Beauftragten – mit einer kleinen Ausnahme: 
Sonderverortete Beobachtungen eignen sich oft nur bedingt zur Messung ihres hierar-
chischen Stellenwerts, weil sie einer Organisationseinheit meist abstrakt ‚beigeordnet‘ 
sind. Mithin ist es aber durchaus von Bedeutung, auf welcher Hierarchiestufe sonder-
organisierte Beauftragte angehängt wurden (Schamburek 2015: 245): So sei es zum Bei-
spiel ein Unterschied, ob eine Beauftragtenstelle in Personalunion mit einem Minister 
oder mit einem Staatssekretär vorläge (Q Rech 2013). Deshalb erscheint es sinnvoll, 
auch diesen Beauftragtentyp zumindest grob hinsichtlich seiner vertikalen Ansiedlung 
zu erfassen.  
 
3.3.6 Graphische und textliche Aufbereitung des Materials 
Mit den nun entwickelten Instrumenten ist es möglich, Beobachtungen zu identifizie-
ren, zu charakterisieren, untereinander in Relation zu setzen und deren Veränderungs-
dynamik zu beschreiben. Das Kernanliegen des folgenden Abschnitts ist es, die nach-
folgende Darstellung des Abbilds migrations- und integrationspolitischer Beobachtun-
gen in der Gesamtstruktur besser nachvollziehbar zu machen.  
Vorausgeschickt sei, dass in dieser Darstellung all diejenigen Beobachtungen Berück-
sichtigung finden, die mindestens den absoluten Vertikalwert von [1] erreichen, also 
mindestens eine Hauptaufgabe in einem Referat beschreiben. Bei Beobachtungen un-
terhalb dieser Ebene handelt es sich um Klein- und Kleinstaufgaben, wie beispielsweise 
die Erhebung des Merkmals Staatsangehörigkeit neben vielen anderen Merkmalen, wie 
Geschlecht und Alter im Referat für Schulstatistik im Kultusressort. Solche Aufgaben 
werden nicht berücksichtigt, da deren Vollerhebung nicht sichergestellt werden kann. 
Dadurch wäre wiederum die Vergleichbarkeit über Ministerialverwaltungen hinweg ge-
fährdet. Außerdem werden Beobachtungen, die spiegelorganisierte Stellen darstellen, 
nicht mitgezählt. Dieser Schritt vermeidet Doppelzählungen. 
 
48 Eine Art Hybridform zwischen reiner Steuerungseinheit und Beauftragtem stellt dabei das bayerische Mo-
dell der ‚Führungshilfe’ dar. Eigentlich träten diese meist in Form von klassischen Stabsstellen – wie Kabi-
nettsreferate oder Einheiten der Öffentlichkeitsarbeit und ähnliches – auf (Schmid und Treiber 1975: 120, 
grundlegend vgl. Wagener und Rückwandt 1982) und tragen nicht mehr die Bezeichnung ‚Führungshilfs-
kräfte‘. Jene in Bayern sind erstens in Stäben organisiert, bearbeiten aber ein überwiegend inhaltlich umris-
senes Aufgabengebiet. Zweitens werden die Beobachtungen auch explizit noch mit ‚FH‘ benannt. Beckstein 
(Q 2013: 2) stellt fest, „dass wichtige Grundlagen in der Politik nicht nur in [den linienorganisierten Referaten] 
IA und IA2 gemacht worden sind, sondern in FH – in den Führungshilfen.“ Formal waren die Führungshilfen 
in Becksteins Innenministerium dem Amtschef unterstellt (ebd.: 9), arbeiteten aber dem Minister direkt zu. 
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Die Darstellung der Ergebnisse aus der Erhebung besteht aus zwei Komponenten: ei-
nerseits aus einem Fließtext, mit dem insbesondere die prozessuale Dimension von Or-
ganisationsveränderungen eingefangen wird, und andererseits aus jeweils einem Über-
blicksdatenblatt pro Bundesland.  
Diese Überblicksdatenblätter zeigen jeweils statische Momentaufnahmen des Abbilds 
von Migrations- und Integrationspolitik in der Struktur zu bestimmten Zeitpunkten. 
Anhand der nachfolgenden Abbildung 3.8 wird nun dargestellt, wie ein solches Daten-
blatt aussehen wird. Dabei wird in { } angegeben, welche Indikatorwerte an welcher 
Stelle des Datenblatts abgetragen werden. Es empfiehlt sich zur besseren Orientierung, 
das Roh-Datenblatt aus Abbildung 3.8 in Zusammenschau mit einem Datenblatt, das 
bereits mit Werten befüllt ist, zu betrachten.  
Die Zahl der im Datenblatt abgetragenen Messzeitpunkte wird zum Zwecke der Über-
sichtlichkeit stark eingeschränkt auf 9 bis 10 pro Bundesland. Zwischen den Fällen liegt 
ein zeitlicher Höchstabstand von 3 Jahren. Damit kann auf jedem Datenblatt in regel-
mäßigen Abständen eine überschaubare Anzahl an Fällen präsentiert werden. Als Mess-
zeitpunkte werden diejenigen gewählt, zu denen die Datenlage am günstigsten ist. Das 
Jahr der Betrachtung ist als Messwert {g} in der ersten Zeile vermerkt.  
Hauptmerkmale einer jeden identifizierten Beobachtung bilden die vertikale und hori-
zontale Verortung, welche sich zunächst in absoluten und dann in relativen Indikatoren 
widerspiegeln. Die Darstellung findet also in einem Spannungsfeld zwischen der abso-
luten Beschreibung von Beobachtungen und relativen Vergleichen zwischen Beobach-
tungen statt. Außerdem werden den verschiedenen Aufgaben- und Organisationstypen 
Rechnung getragen. So wird jede betrachtete Ministerialverwaltung eingehend hinsicht-
lich ihrer Stabs-, Sonder- und Linienorganisation sowie ihres Beauftragtenwesens un-
tersucht.  
Die einfachste Größe des fallübergreifenden Vergleichs stellt die Gesamtzahl der vorge-
fundenen Beobachtungen zu einem Messzeitpunkt {abgetragen bei a im Roh-Daten-
blatt} dar. Beauftragte werden dabei vorerst nicht mitgezählt und später gesondert be-
trachtet. Die Werte zu {b} beziehen sich auf die jeweilige absolute Vertikalverortung. 
Hier wird angegeben, wie viele Beobachtungen es auf Hauptaufgabenebene, Referats-
ebene, Abteilungsebene und so weiter gibt. Diese Anzahl der vorgefundenen Beobach-
tungen wird auf einer Ordinalskala von [1 = Ebene Hauptaufgabe] bis [6 = Ebene Minis-
terium] angegeben49. {a} ergibt sich aus der Summe aller Werte in {b}.  
Nach der Listung dieser absoluten Werte wird eine relative Kennzahl für den Gesamt-
stellenwert aller Beobachtungen in der Struktur der Ministerialverwaltung zum jeweili-
gen Messzeitpunkt angegeben {Messwert c}. Dieser relative Gesamtstellenwert wird aus 
der Summe der relativen Messwerte aller Beobachtungen errechnet. Diese additive 
Kennzahl vermag grobe Tendenzen darüber auszudrücken, ob sich Unterschiede zwi-
schen den Fällen hinsichtlich der hierarchischen Gesamtansiedlung von Migrations- 
und Integrationspolitik ergeben. Als Konzentrationsmaßzahl kann in Kombination mit 
 
49 Zur Abwägung von Vor- und Nachteilen hinsichtlich der Aufsummierung absoluter Werte vgl. 
Schamburek (2013: 213) mit Bezug auf die Vorgehensweise bei Reichersdorfer (2011: 15f).  
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den Messwerten bei b zudem geprüft werden, aus wie vielen Beobachtungen sich der 
vertikale Gesamtstellenwert zusammensetzt.  
Die Werte in den Feldern zu {d} beziehen sich auf die drei vertikal höchst angesiedelten 
Beobachtungen des jeweiligen Messzeitpunkts. Hier werden die relativen vertikalen 
Stellenwerte dieser Beobachtungen {Messwerte d1} und die Bezeichnungen der sie be-
herbergenden Ressorts {Messwerte d2} abgetragen. Aus Platzgründen kann die Ressort-
bezeichnung meist nicht vollständig angegeben werden. Handelt es sich um ein Minis-
terium mit mehreren Hauptkompetenzen im Namen, werden diese im Abkürzungsver-
zeichnis {Verzeichnis d3} auf dem Datenblatt rechts unten aufgeführt. 
Des Weiteren wird angegeben, in welchem Ressort jeweils einerseits die Migrations- und 
andererseits die Integrationspolitik sowie die Aussiedler- und Asylpolitik angesiedelt ist 
{Messwerte e}. Wie in Kapitel 3 gezeigt, sind diese Teilbereiche des Politikfelds nicht 
immer überschneidungsfrei. So kann Integrationspolitik die Aussiedlerpolitik explizit 
ein- oder ausschließen. Ein Teilbereich gilt als ‚nicht beobachtet‘ und erhält [-], wenn 
keine explizite Nennung in der Aufgabenbezeichnung mindestens auf Referatsebene [2] 
erfolgt ist. Als ‚gestreut‘ gilt ein Teilbereich dann, wenn Beobachtungen in mehr als 
zwei Häusern jene Referatsebenen-Untergrenze merklich überschreiten. Ist neben ‚ge-
streut‘ ein weiteres Ressort explizit genannt, so handelt es sich hierbei um die schwer-
punktmäßige Horizontal-Verortung des Teilbereichs.  
Die letzte Gruppe von Messwerten {f} folgt einem ähnlichen Muster und beschäftigt 
sich mit Beauftragten. Dabei wird unterschieden zwischen erstens Ausländer- und In-
tegrationsbeauftragten, zweitens Aussiedlerbeauftragten und drittens sonstigen Beauf-
tragten oder Beauftragten-ähnlichen Stellen. Liegt eine entsprechende Beauftragten-
stelle vor, wird dies durch [1] gekennzeichnet {Messwerte f1}. Gibt es keinen Beauftrag-
ten dieser Art, so erhält das Kästchen den Wert [0]. Liegt eine Beobachtung vor, wird in 
der rechts angrenzenden Zeilenspalte das Ressort abgetragen {Messwerte f2}.  
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Abbildung 3.8: Datenmatrix zu den wichtigsten Indikatoren der Auswertung des Forschungsgegen-
stands nach verschiedenen Zeitpunkten in einem Bundesland 
Eigene Darstellung.
69 
 
Bis hier her konzentrierte sich die Operationalisierung auf die statische Umschreibung 
von Beobachtungen in der Gesamtstruktur. Mit der Beschreibung von Organisations-
veränderungen zwischen zwei Zeitpunkten tritt nun eine weitere Darstellungskompo-
nente hinzu. Mittels Verkettung mehrerer solcher Veränderungen wird die Auswertung 
um eine prozessuale Dimension erweitert. Die möglichst platzsparende Überblicksdar-
stellung dieser Dimension erfolgt als Fließtext.  
Dabei findet die Gruppierung von Textbausteinen nach Bundesländern statt, weil sich 
die zeitliche Entwicklung so am besten darstellen lässt. Innerhalb jener Bundesland-
Gruppen wird meist chronologisch gegliedert. In einigen Fällen macht die Aufteilung 
nach migrations- und integrationspolitischen Aufgabenteilbereichen oder Organisati-
onstypen mehr Sinn. Das Datenmaterial zu ausgewählten Beobachtungen wird punktu-
ell um die Messung der Personalstärke angereichert. Aufgrund der Multidimensionali-
tät des Gegenstands werden Daten auf unterschiedliche Weise abstrahiert, um das Phä-
nomen aus mehreren Blickwinkeln einfangen zu können.  
 
3.4 Erhebung 
 
Nunmehr wurde der Forschungsgegenstand in Gestalt des Betrachtungsrahmens em-
pirisch eingegrenzt und entlang einer strategisch gewählten Datengrundlage operatio-
nalisiert. Nach diesen Vorarbeiten kann zur eigentlichen Erhebung übergegangen wer-
den. Das aufbereitete Ergebnis dieser Erhebung wird später als abhängige Variable zum 
Einsatz kommen. Das gewonnene Material ist aber so gestaltet, dass es sich in anderen 
Forschungsdesigns auch als unabhängige Variable aufbereiten und einsetzen ließe.  
Es folgt nun die Darstellung der Ansiedlung migrations- und integrationspolitischer 
Aufgaben im Aufbau der Bundesländer Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Nieder-
sachsen, Rheinland-Pfalz und Sachsen. Zudem schließt sich ein kurzer Abschnitt zu 
identifizierten Mustern der Erscheinungsformen organisatorischer Arrangements an. 
Dieser kann die eingangs erwähnte Relevanz-Frage, ob es eine Rolle spielt, wo Aufgaben 
angesiedelt werden, noch stärker herausheben. Hier kristallisieren sich nämlich starke 
Hinweise darauf heraus, dass Aufbaustrukturen nicht zufällig oder willkürlich organi-
siert sind, sondern dass damit bestimmte Zwecke verfolgt werden müssen.  
 
3.4.1 Baden-Württemberg 
In Baden-Württemberg setzte man von Beginn des Untersuchungszeitraums an (1994) 
bis 2011 organisatorisch schwerpunktmäßig auf eine Verortung im Innenministerium. 
Migrations- und integrationspolitische Aufgaben lagen dort gebündelt in ‚Abteilung IV 
– Zuwanderung und Eingliederung‘ vor. Rech (Q 2013) schätzt die Zahl der Beschäftig-
ten in der damaligen Abteilung auf circa 40 Personen, was seinen Angaben zufolge da-
mals eine Abteilung mit durchschnittlich üblicher Personalstärke im Haus beschrieb. 
Daneben existierte an anderer Stelle das Staatsbürgerschaftsrecht als Hauptaufgabe ei-
nes Referats in Abteilung V. Zwar wurde die Aufgabe 2009 in Abteilung IV eingeglie-
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dert. Dies geschah allerdings nicht im Zuge einer gezielten Zusammenlegung migrati-
ons- und integrationspolitischer Aufgaben. Vielmehr erhielt die Abteilung das Staats-
bürgerschaftsrecht eher zufällig im Rahmen einer Abteilungsvergrößerung um andere 
politikfeldferne – vor allem rechtliche – Aufgaben. Die Abteilung IV selbst enthielt ei-
nerseits Aufgaben, die migrations- und asylrechtlich verpflichtend ausgeführt werden 
mussten – dazu gehörten insbesondere die Aufsicht über die Regierungspräsidien und 
heikle Fragen der Rückführung und Abschiebung (Q Rech 2013) – und andererseits auch 
zahlreiche Aufgaben mit steuerndem und gestaltendem Charakter. So wurde dort bis 
2011 durchgängig Migrationspolitik betrieben.  
Bis auf einige kleinere Aufgaben im Rahmen des Asylbewerberleistungsgesetzes befand 
sich auch der Bereich ‚Unterbringung von Asylsuchenden‘ in der Zuständigkeit des In-
nenressorts. Große Teile der Asylverwaltung fanden jedoch nicht – wie in anderen Bun-
desländern gelegentlich der Fall – im Haus selbst statt, sondern in den nachgeordneten 
Behörden des Ministeriums (Q Rech 2013). Dem Arbeits- und Sozialministerium, wel-
ches zeitweise mit ‚Gesundheit‘ zusammengelegt war und zeitweise den Teilbereich 
‚Arbeit‘ abgeben musste, wurden nur wenige Zuständigkeiten zugedacht. Dabei stellte 
das Aufgabenbündel ‚Ausländische Arbeitnehmer‘, welches zeitweise zur Referats-
hauptaufgabe aufgestuft war, die zentrale politikfeldbezogene Zuständigkeit im Teilbe-
reich Arbeit dar. Im sozialen Bereich gestaltete sich das Aufgabenspektrum hingegen 
weitaus diverser und streute über mehrere Bereiche. Zu nennen sind hier zum Beispiel 
die ‚vor- und außerschulische Hausaufgaben-, Sprach- und Lernhilfen für ausländische 
Kinder und Spätaussiedlerkinder im Kindergarten und in der Vorschule‘ (Schäuble 
2002: 1228), die ‚Betreuung unbegleiteter Flüchtlingskinder‘ oder die ‚Krankenversiche-
rung für besondere Personengruppen, insb. Aussiedler‘.  
Auch in anderen Ressorts fanden sich Zuständigkeiten im migrations- und integrati-
onspolitischen Bereich. Es handelt sich hierbei aber um kleinteilige Aufgaben, die weder 
Hauptaufgaben- noch Referatsstärke erreichten. Das Wirtschaftsministerium beispiels-
weise: Dort beschäftigte man sich mit Aufgaben der Migration und Integration in den 
Referaten R85 „seit bestimmt mindestens 10 Jahren“ mit ‚beruflicher Ausbildung von 
Migrantenjugendlichen‘, in R61 „schon immer“ mit ‚wirtschaftspolitischen Fragen der 
Migration, der Beschäftigung und der Integration von Personen mit Migrationshinter-
grund‘ und in R83 seit 2004 mit ‚Existenzgründung durch Migranten‘ (Q Pusch 2012, 
Q Keyenburg 2012). Den Angaben der dort Verantwortlichen zufolge befasste man sich 
abgesehen von den genannten mit keinen weiteren politikfeldbezogenen Aufgabenbün-
deln (ebd.). 
So wurde nicht nur die Migrations-, sondern auch die Eingliederungs- und später Integ-
rationspolitik bis zur Einführung des Ausländer- und später Integrationsbeauftragten 
1996 fast ausschließlich vom Innenministerium begleitet. Das Innenministerium be-
treute beispielsweise auch den ‚Landesarbeitskreis Integration LAKI‘ – ein Gremium, 
welches sich aus den gesellschaftlich relevanten Organisationen im caritativen, religiö-
sen, kommunalen und ethnischen Bereich zusammensetzte. Beim Ministerium des In-
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nern fiel die Eingliederungszuständigkeit in den Jahren 2004 und 2005 als eigenständi-
ges Referat kurzzeitig weg und wurde wiedereingeführt mit einem eigenen ‚Referat 3 – 
Integration‘. 
Ab 1996 gab es außerhalb der Linie einen Ausländerbeauftragten. Dieses Beauftragten-
amt war in Personalunion an den Justizminister gekoppelt. Ihm war eine Stabsstelle 
unterstellt.  Personell umfasste diese Stabsstelle zunächst einen Leiter und eine Sekre-
tärin. Einige Jahre später kam eine weitere Personalstelle hinzu. Der Aufgabenkreis um-
fasste insbesondere Koordinationsaufgaben, Öffentlichkeitsarbeit und zunehmend 
auch die Befassung mit Einzelanliegen. Die Dominanz des Innenministeriums machte 
sich auch hier bemerkbar: Wenige Tage nach dem Amtsantritt des Stabsstellenleiters 
im Justizministerium wurde ein Erlass an die Ausländerbehörden des Landes ausgege-
ben, dass der Ausländerbeauftragte keinerlei Weisungsrecht habe und dass er zwar Fra-
gen stellen könne, diese aber dann in aller Regel über das Innenministerium zu behan-
deln seien (Q Knapp 2016).  
 
2007 wurde die Bezeichnung des Ausländerbeauftragten in ‚Integrationsbeauftragter‘ 
geändert. Der Begriffswandel – so Goll (Q 2013) – habe direkte Auswirkungen auf die 
Aufgabenerledigung nach sich gezogen: „Der Integrationsbeauftragte ist einerseits 
‚breiter‘, weil er an Ausländereigenschaft gar nicht anknüpft, und er ist andererseits en-
ger, weil er die ausschließt, die wir nicht integrieren wollen.“ Einerseits sind damit auch 
deutsche Staatsbürger mit Migrationshintergrund eingeschlossen; andererseits schließt 
das Menschen ohne dauerhaftem Bleiberecht aus. Allerdings konzentrierte sich das Be-
auftragtenbüro – unter anderem aus Ressourcengründen – auch schon zu Zeiten der 
alten Bezeichnung auf Zielgruppen mit dauerhaftem Bleiberecht. Im Zuge der Umbe-
nennung des Beauftragten – der bei seiner Einführung mit drei Stellen ausgestattet war 
–, verdoppelte man das Personal. Die Funktionen sind hingegen ähnlich geblieben: Be-
tont in Abgrenzung zu regulären Aufgaben der Linienorganisation des Innenministeri-
ums nennt der damalige Amtsinhaber Goll (Q 2013) die Initiativfunktion, eine Wächter- 
und Mahnfunktion, eine Koordinationsfunktion und eine Funktion zur Öffentlichkeits-
arbeit. Michna (2008b: 4f) identifiziert folgende formale Funktionen, welche die ge-
nannte Koordinationsfunktion noch präzisierend um die Konzeptionierungsdimension 
ausdehnen: Beratungsfunktion – insbesondere Einzelberatung –, Grundsatzfunktion 
zur Konzipierung von Integrationspolitik, Steuerungsfunktion und Federführung ‚In-
tegrationspolitik‘. Institutionell angebunden war der Beauftragte beim Justizministe-
rium. Der dortige Minister und stellvertretende Ministerpräsident Goll füllte das Amt – 
nur mit kurzer Unterbrechung von Dezember 2002 bis Juli 2004 (Michna 2008b: 3), als 
Corinna Werwigk-Hertneck das Justizministerium und den Beauftragtenposten vo-
rübergehend übernahm (Michna 2008a: 152) – in Personalunion aus.  
Für das Justizministerium liegen nicht nur detaillierte Geschäftsverteilungspläne für 
die Stabsstelle, sondern auch für das gesamte Ressort vor. Besonders hier zeigen sich 
zwei Dinge: erstens die zahllosen Veränderungen beim Zuschnitt von Referaten und 
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Aufgabenbereichen über die Zeit und zweitens der Spiegelzuständigkeitscharakter von 
Teilen des Ministeriums.  
Erstens verschoben sich im Justizbereich augenscheinlich vor allem auf der horizontalen 
Ebene einzelne Aufgaben von Referat zu Referat in sehr kurzen Abständen. Es erhärtet 
sich der Eindruck, dass dieses Phänomen nicht speziell politikfeldspezifisch, sondern 
für Ressorts allgemein typisch und üblich ist. Im Kultusministerium kam es beispiels-
weise zu verschiedensten Formen der Umorganisierung. Circa alle drei Wochen werde 
dort – auch oft im großen Stil – umorganisiert (Q Gentner 2012c), weil „alle paar Wo-
chen eine neue Sau durchs Dorf getrieben“ werde (Q Anonym2 2013).  
Im Zusammenhang mit dem zweiten Punkt finden sich verschiedenste rechtliche As-
pekte der Migrations- und Integrationspolitik im Justizministerium: unter anderem das 
Ausländer- und Asylrecht, das Staatsangehörigkeitsrecht und das Recht der (deutschen) 
Flüchtlinge und Aussiedler.  
Neben diesen rechtlichen und gespiegelten Gegenständen sind auch originäre Aufga-
ben des Justizbereichs insbesondere beim Vollzug anzutreffen. Zu nennen sind hier 
beispielsweise die Abschiebungshaft, der Vollzug an ausländischen Gefangenen oder 
die Rückführung von in Haft befindlichen Ausländern im Rahmen des §456a StPO 
(Strafverbüßung im Ausland). Ständig ändert sich dabei die Verortung der Aufgaben in 
der Struktur. Mithin sind Abschiebungshaft und Vollzug an ausländischen Gefangenen 
zusammengelegt worden. Durch das jüngste Urteil des EuGH (vgl. Welt 2014a), nach-
dem Abschiebehäftlinge nicht mit regulären Gefangenen untergebracht werden dürfen, 
wird diese Zusammenlegung wahrscheinlich zeitnah wieder aufgelöst50.  
Nicht nur am Beispiel des Justizministeriums kann die gesamte Breite der Aufgaben-
streuung mit Migrations- und Integrationsbezug aufgezeigt werden. Diese erschließt 
sich auch für andere Ressorts bei genauerer Erforschung von Einzelaufgaben in den 
Geschäftsverteilungsplänen. Im Bildungsressort sind beispielsweise sprachfördernde 
und erziehungsbezogene Aufgaben des Politikfelds nicht in einem Referat konzentriert, 
sondern werden in den Referaten, die jeweils für einzelne Schultypen zuständig sind, 
wahrgenommen. In der Integrationspolitik bis 2011 steht also eine stark im Querschnitt 
angelegte Aufgabenstreuung auf sehr niedrigem Vertikalniveau einer koordinierenden 
Stabsstelle im Justizministerium und einer Abteilung mit hoher Aufgabenkonzentra-
tion im Innenressort gegenüber. Dies spiegelt sich auch in den Kennzahlen für die ver-
tikale Verortung in der Linie wider. Durchgängig befand sich bis 2008 eine eigene Ab-
teilung für Aufgaben des Politikfelds im Innenressort. Danach folgte eine Abwertung 
durch Hereinnahme feldfremder Aufgabenbündel. So rutscht der Ebenen-Indikator auf 
‚Referatsgruppenebene‘ ab. Die relevanten Aufgaben, die sich hie und da als Hauptauf-
gaben in Referaten des Sozialbereichs fanden, flossen in die Errechnung der Gesamt-
kennzahl für den Stellenwert im Datenblatt (Abbildung 3.9) ein. Im Wesentlichen tra-
gen jedoch überwiegend Aufgaben im Innenministerium zum Gesamtergebnis bei. Mi-
chna resümiert 2008 zum Dualismus von Linienaufgaben im Innenressort einerseits und 
 
50 Stand 2014 
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Stabsstruktur bei der Justiz andererseits: „In Baden-Württemberg besteht eine Aufgaben-
teilung zwischen dem Innenministerium und dem Justizressort (Landesintegrationsbe-
auftragter).“ Er sieht darin eine gewisse räumliche Distanz der wesentlichen Akteure 
der Integrationspolitik innerhalb der Landesregierung (2008a: 187f). 
Die Zielgruppe ‚Aussiedler und Spätaussiedler‘ wurde sowohl im migrations- als auch 
im integrationspolitischen Bereich abgetrennt von anderen Migrantengruppen behan-
delt. In der Linie ist zwar die Aussiedlerpolitik mit anderen Aufgaben des Politikfelds in 
Abteilung IV angesiedelt; allerdings existierte ein gesonderter Beauftragter für diese 
Gruppe, welcher auch für deutsche Vertriebene und Flüchtlinge zuständig war. Die Auf-
gaben des Beauftragten seien jedoch anders gelagert gewesen, als die in der Linie, so 
Rech (Q 2013). Was dort behandelt wurde, ging unter anderem deshalb über die regu-
läre Linienzuständigkeit hinaus, weil Sonderaufgaben wie beispielsweise die Betreuung 
der bundesweiten Patenschaft des Landes Baden-Württemberg für die Donauschwaben 
zu betreuen gewesen seien. Des Weiteren hätten zahlreiche Projekte – wie zum Beispiel 
der internationale Schüleraustausch sowie Kunst- und Kulturprojekte – zu den Tätigkei-
ten des Amts gezählt. Organisatorisch war die Stabsstelle zunächst beim Staatsministe-
rium angesiedelt und personell mit einem Staatssekretär verknüpft. Ab 2001 wurde der 
‚Beauftragte für Heimatvertriebene, Flüchtlinge und Spätaussiedler‘ dem Innenressort 
zugeordnet (Q Rech 2013) und hier für die ersten drei Jahre wiederum in Personalunion 
mit dem dortigen parlamentarischen Staatssekretär und später mit dem Minister des 
Hauses geführt. Diese Umsiedlung vom Staatsministerium in das Innenressort bedeu-
tete zunächst eine Abwertung. Infolge der Doppelfunktion von Beauftragtem und Mi-
nister wurde wiederaufgewertet. Unter Betonung, dass die Auf- und Abwertung im 
Grunde lediglich formaler und symbolischer Natur war, sieht Rech (Q 2013, diskutiert 
bei Schamburek 2015: 243) diese Entwicklung ähnlich. Während kulturelle und folklo-
ristische Themen ausschließlich der Aussiedlerbeauftragte bearbeitete, lagen de facto 
Schnittmengen mit dem Integrationsbeauftragten vor allem in der Integration der jün-
geren Generation von Aussiedlern (Q Goll 2013), obwohl letzterer ausdrücklich formal 
keine Zuständigkeit auf dem Gebiet hatte (Michna 2008b: 7). 
 
War das Bild der Ansiedlung von größeren Aufgabenbündeln über große Teile des Un-
tersuchungszeitraums von Beständigkeit geprägt, fanden 2011 radikale Umbaumaß-
nahmen in der Struktur statt. Bis auf einige rudimentäre Zuständigkeiten im Bereich 
des Ausländer- und Asylrechts und der Aufgaben im Rahmen des §96 Bundesvertriebe-
nengesetzes verbleiben keine weiteren Gegenstände im Ministerium des Innern; auch 
die Härtefallkommission verbleibt beim Innern (Q Rech 2014). Diese Härtefallkommis-
sion ist ein unabhängiges Gremium, bestückt mit Personen des öffentlichen Lebens, 
welche über den Verbleib von ausreisepflichtigen Personen in Härtefällen entscheidet.  
Davon jedoch abgesehen wurden sämtliche Aufgaben des Innenressorts dem neu ge-
schaffenen Integrationsministerium zugeschlagen. Rech (Q 2013) und Goll (Q 2013) 
schätzen die Zahl der dort Beschäftigten auf nunmehr circa 60 Personen51. Davon seien 
 
51 Neumeyer (Q 2011b) nennt Ende 2011 die Zahl 52,5.  
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circa 25 Personen mit inhaltlichen Aufgaben betraut: „Mehr als die Hälfte der Beschäf-
tigten sorgen nur dafür, dass der Laden überhaupt läuft.“ (Q Anonym1 2014). Die größte 
von den drei Abteilungen des Hauses ist also Abteilung I, zuständig für Personal, Haus-
halt und Organisation. Abteilung II ist überwiegend mit rechtlichen Fragen und dem 
großen Bereich der Asylangelegenheiten betraut (ebd.: 1). Kufen (Q 2014) spricht davon, 
dass im Verhältnis zur inhaltlichen Integrationsarbeit die Flüchtlingsfragen dominie-
rend betont würden. Ein weiterer Hinweis bietet der Blick auf den Gesamthaushalt, der 
für Flüchtlinge den größten Anteil des Budgets im Haus (Q Anonym1 2014) vorsehe. 
Abteilung III bearbeitet integrationspolitische Gegenstände: R1 Grundsatzfragen und 
Antidiskriminierung; R2 Integrationsförderung und Sprache; R3 Interkultur; R4 Arbeit 
und Qualifikation. Ganz sauber zwischen Migration und Integration wurden die beiden 
Abteilungen indes nicht getrennt: Integrationsmonitoring und Integrationsforschung 
befindet sich in Abteilung II. Der „recht profane“ Grund hierfür sei wohl, dass man die 
Abteilungen wenigstens annähernd gleichgewichtig gestalten wollte (Q Anonym1 
2014). 
Uneinig sind sich die Befragten darüber, welche Konsequenzen der organisatorische 
Wandel mit der Konstituierung eines Integrationsministeriums genau ergeben hätte. 
Einerseits weist man auf eine stärkere Berücksichtigung des Felds an allen Gesetzge-
bungsprozessen als Funktionszuwachs52 und auf die Schaffung einer ministeriellen 
Forschungsstelle im Haus (Q Wüst 2014) als Beispiel für innovativen Aufgabenzuwachs 
hin. Auch Storr (2008: 231) bestätigt im Interview mit Nick-Magin, dass man zuvor in 
diese Richtung „nicht sehr viel gemacht“ habe. Auch Aufgaben der Antidiskriminierung 
tauchen erstmals sichtbar in Form des Referats R32 auf. Andererseits bezweifelt man 
einen bedeutenden Funktions- und Aufgabenzuwachs. Rech (Q 2013, ähnlich Q 
Neumeyer 2011a) sieht in der Umorganisation lediglich die Zusammenführung der 
Kompetenzen aus Abteilung IV des Innenministeriums und der des Integrationsbeauf-
tragten im Justizministerium in einem Haus. Dass in anderen Häusern gleichermaßen 
große Veränderungen ausblieben spitzt er wie folgt zu: Eigentlich würden alle Aufgaben 
in den Häusern so weiterlaufen ungeachtet der Entstehung des neuen Integrationsmi-
nisteriums. Dabei hätten sich die Aufgaben im Integrationsbereich, die vorher der Be-
auftragte mit sechs Stellen erledigt habe, nicht geändert. Goll (Q 2013) beschreibt die 
Beschaffenheit des Beauftragtenmodells so: „Wenn Sie diese Figur wählen, müssen Sie 
es schaffen, kommunikativ über die Ressortegoismen und die Eigenheiten der Bürokra-
tien hinwegzukommen.“ Er lässt außerdem (ebd.) anklingen, dass dieser Ansatz im Ge-
gensatz zum unflexibleren Modell eines linienorganisierten Hauses denselben Aufga-
ben besser gerecht würde. Entsprechend der Kontinuität im Aufgabenportfolio war auch 
52 Anonym1 (Q 2014) weist unter Betonung der Vorteile auch auf das Hauptproblem hin, das damit ent-
stünde: „Der Nachteil ist, dass das Haus oft mit Vorgängen, die durch das Kabinett müssen, blockiert 
ist. Gerade bei einem Querschnittsministerium ist es natürlich so, dass viel mehr Vorgänge auch vom 
Integrationsministerium mitgezeichnet oder behandelt werden müssen. Dafür ist man als Ministerium 
personell zu schlecht ausgestattet.“ 
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der ehemalige Leiter der Stabsstelle, Christian Storr, später maßgeblich an der Ausge-
staltung des Integrationsressorts im Jahr 2011 beteiligt (Q Anonym1 2014). Auch die 
Mitarbeiter der Stabsstelle hätten im neuen Haus zunächst weitergemacht (ebd.).  
Ob – ungeachtet der Diskussion um einen Funktions- und/oder Aufgabenzuwachs – 
ein Bedeutungszuwachs in der Aufbauorganisation stattgefunden hat, soll durch die Er-
rechnung des Grob-Indikators für den vertikalen Stellenwert ermittelt werden. Dieser 
ergibt aufgrund der Gesamtanzahl von 10 Ministerien 10%. Das Ministerium ist nach 
Budget (Q Kufen 2014) und Personal das kleinste von allen. Im Abschnitt zur Operatio-
nalisierung des Forschungsgegenstands wurde bereits diskutiert, ob Ministerien mit 
unterschiedlicher Ressourcenausstattung bei der Abschätzung der vertikalen Verortung 
gleichgewichtet werden können. Ein anonymer Interviewpartner aus dem Umfeld des 
Integrationsministeriums wurde befragt, ob hier eine Ungleichwertigkeit zwischen In-
tegrationsministerium und anderen Häusern sprechen könne. Dieser gab zur Antwort: 
„Da wäre ich vorsichtig. Man darf den politischen Willen nicht außer Acht lassen. Man 
hat ja dieses Ministerium nicht umsonst geschaffen. […] Man hat dieses Ministerium 
installiert, a) weil man dem Thema Nachdruck verleihen wollte, b) weil man der Ansicht 
war, dass das in der bisherigen Konstellation nicht hinreichend behandelt wurde. Da 
hätte es sicher verschiedene Optionen gegeben, …“ (Q Anonym1 2014). Der Interviewte 
greift insbesondere auf die Argumente für die vertikale Vergleichbarkeit von Ministe-
rien zurück, welche auch von Derlien (1996: 574-576) skizziert wurden: Sichtbarkeit, 
Verantwortlichkeit und Durchsetzungschancen. Schließlich folgert der Befragte: „Ich 
glaube nicht, dass die Integrationsministerin per se eine Ministerin zweiter Klasse ist.“ 
(Q Anonym1 2014). 
Die Umstellungen im Aufbau äußerten sich dadurch, dass zwar in den anderen Mini-
sterien nach wie vor Integrationspolitik als Querschnittspolitik Berücksichtigung fand; 
die Koordination und Grundsatzzuständigkeit für größere Aufgaben der Integration 
selbst wurden aber fortan vom neuen Haus aus erledigt. Die Folge war mindestens, dass 
Aufgaben in anderen Ressorts nicht mehr als Hauptaufgaben wahrgenommen wurden. 
In Baden-Württemberg war die Zahl der Hauptaufgaben außerhalb der Abteilung IV im 
Innenressort aber ohnehin nicht hoch. Strittig bleibt also auch, inwieweit sich die Ab-
lauforganisation geändert hat. Die beiden Beauftragtenstellen mit Koordinationsfunk-
tion wurden abgeschafft. Die Spätaussiedlerpolitik sei fortan kein großes Thema mehr 
im Integrationsministerium gewesen (Q Anonym1 2014, ähnlich Q Ziegler-Raschdorf 
2014).  
Zusammenfassend bleibt für den Fall Baden-Württemberg festzustellen, dass sich das 
Bild der Verortung von Migrations- und Integrationspolitik zwischen 1996 und 2011 
nicht wesentlich geändert hat: Man konzentrierte große Teile des Felds – und dabei ins-
besondere die Migrationspolitik – beim Innenministerium. Die steuernde und koordi-
nierende Integrationspolitik übernahm der Beauftragte beim Justizministerium und im 
Gegensatz zu eigenständigeren Hauptaufgaben konnten zahlreiche Beobachtungen auf 
Aufgabenebene in anderen Häusern identifiziert werden. 2011 fand ein vertikaler Stel-
lenwertzuwachs mit der Schaffung eines neuen Integrationsministeriums statt, welches 
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mindestens die vormaligen Aufgaben des Innern und des Beauftragten in einem Haus 
vereinte. 
 
Abbildung 3.9: Datenblatt zur Auswertung des Forschungsgegenstands entlang ausgewählter Zeit-
punkte in Baden-Württemberg 
 
Eigene Darstellung. 
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3.4.2 Bayern 
Für Bayern liegen Daten ab dem Jahr 1993 vor. In den ersten Jahren sticht die Spätaus-
siedler- und Asylpolitik als Aufgabenschwerpunkt innerhalb der Migrations- und Integ-
rationspolitik hervor. Diese beiden Felder konstituierten die Abteilung V im Ministe-
rium für Arbeit, Sozialordnung, Familie, Frauen und Gesundheit. Die Spätaussiedler-
politik war dort in der Linie organisatorisch eng an Fragen der deutschen Vertriebenen 
und Flüchtlinge gekoppelt. Ebenso brachte man dort Aufgaben im erweiterten Bereich 
dieses Aufgabenbündels unter, wie zum Beispiel den Lastenausgleich und die Zustän-
digkeit für Kontingentflüchtlinge. Einen Vertriebenen- und Aussiedlerbeauftragten gab 
es im gesamten Untersuchungszeitraum nicht. 2005 fand ein Umbau mit thematischer 
Neuausrichtung statt. Die Erwähnung der Spätaussiedler und Asylsuchenden im Refe-
ratsnamen entfiel. Die Aufgaben bleiben aber zum großen Teil – wenn auch auf niedri-
gerer Hierarchieebene – dort verortet (vgl. für Asylpolitik Q Meyer 2011). In anderen 
Ressorts fanden sich kaum Hauptaufgaben. Auch Veränderungen von Tragweite erga-
ben sich nur wenige. Zwei Jahre zuvor tauchte beispielsweise erstmals ‚Vollzug der Ab-
schiebehaft‘ als Hauptaufgabe im Justizressort auf.  
Bis 2000 fand Integrationspolitik – wenn überhaupt – nur dezentral gestreut in den ein-
zelnen Ressorts statt. Mehrere Aufgaben im Kultusministerium – und zwar ‚ausländi-
sche Kinder und Jugendliche‘, ‚Anerkennung ausländischer Vorbildung‘ und ‚ausländi-
sche Schüler‘ –, zeugen neben ‚ausländischen Arbeitnehmern‘ im Arbeits- und Sozial-
ministerium sowie der ‚Ausländerbeschäftigung‘ im Wirtschaftsministerium53 von ei-
ner eher punktuellen Befassung mit Schwerpunkt im Bereich des Arbeitsmarkts und 
der Bildung. Dieses breite Streuungsbild mit wechselnden Hauptaufgaben und Orten 
hielt über die Zeit an. Neumeyer (Q 2011a) schätzt die Gesamtpersonenzahl, die sich in 
der Landesregierung mit Integrationspolitik beschäftigten auf circa 12. Im mittelbar in-
tegrationspolitischen Zusammenhang tauchen bildungspolitische Aufgaben verschie-
dener Form im Wissenschaftsministerium auf, die Auslandsbezug aufweisen. ‚Aner-
kennung ausländischer akademischer Grade‘ bezieht sich – nicht ausschließlich, aber – 
überwiegend auf Menschen mit Migrationshintergrund; ‚Ausländerstudium und Aus-
länderstipendien‘ ist gezielt auf Ausländer gemünzt – im Gegensatz zum ‚Auslandsstu-
dium‘, welches im selben Referat untergebracht ist.  
 
Im Jahr 2000 entstand aus der Zuständigkeit für ausländische Arbeitnehmer aus dem 
Umfeld der Arbeitsmarktpolitik erstmals eine Hauptaufgabe der ‚Ausländerintegra-
tion‘. Schon zwei Jahre später löste sich diese Aufgabe aus der Abteilung ‚Arbeit‘ und 
wurde in neuer Gestalt dem Bündel der Spätaussiedler- und Asylpolitik in Form eines 
eigenen Referats zugeschlagen. Das Referat ‚V4 Integration‘ kümmerte sich fortan um 
Fragen der Integrationspolitik der Staatsregierung und deren Koordinierung (Q Nisch-
ler-Leibl 2011). Die Zuständigkeit für ausländische Arbeitnehmer blieb in seiner ur-
sprünglichen Form bei der Arbeitsmarktpolitik.  
 
53 Diese Hauptaufgabe verschwindet Mitte 2013 als Eintrag im Organisationsplan. 
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Anhand dieser Entwicklung lassen sich also einerseits zunächst die Genese der Integra-
tionspolitik im arbeitsmarktpolitischen Umfeld und andererseits die relativ schnell fol-
gende, horizontale Neuzuordnung nachvollziehen. Zeitweise waren in der Folgezeit 
zwei Referate gleichzeitig mit Integrationspolitik befasst. 2010 wurde kurzzeitig der ko-
ordinierende Teil der Integrationspolitik in die Steuerungsabteilung verschoben und 
wenige Monate darauf wieder der Abteilung V zugeführt. Misst man die vertikale Ent-
wicklung politikfeldbezogener Aufgaben im Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, 
Familien und Frauen (ASFF) über die Zeit, wird die zugrundeliegende Spanne zwischen 
0,68% und 0,79% von zwei merklichen aber nicht übermäßigen Ausschlägen nach oben 
durchbrochen: einmal 1996/97 mit einem Wert von 1,3% und einmal um 2002-2004 mit 
ca. 1,1%. Aktuell umfasst die Mitarbeiterzahl 14,1 Vollzeitkräfte (Q Müller 2014). Seit 
Herbst 2013 trägt das Arbeits- und Sozialministerium den Zusatz ‚Integration‘ im Na-
men des Ressorts.  
Das hauptzuständige Arbeits- und Sozialministerium (Q Nischler-Leibl 2011) nennt als 
schwerpunktmäßige Verortung weiterer Integrationsaufgaben insbesondere das Kul-
tusministerium und das Innenministerium. In letzterem wurde gleichsam Integrati-
ons- als auch Migrationspolitik betrieben. Dabei lag die Migrationspolitik – bis auf Teile 
der Asylpolitik, die im Sozialministerium54 angesiedelt waren – ausschließlich beim In-
nenminister. Sie war in eine schwerpunktmäßig verwaltende und in eine gestaltende 
Komponente aufgeteilt. Die verwaltenden Aufgaben des „ordentlichen Vollzugs“ (Q 
Beckstein 2013) waren im ‚Sachgebiet IA2: Ausländer- und Asylrecht‘55 auf Referats-
ebene und als Hauptaufgabe ‚Staatsangehörigkeit‘ in IA3 untergebracht. Über den ge-
samten Untersuchungszeitraum kam es dabei zu keinen horizontalen und nur margi-
nalen vertikalen Veränderungen mit phasenweiser Personalverstärkung (ebd.). Für die 
„politisch“ (ebd.) gestaltende Komponente konnte sich der Innenminister seit 1998 auf 
eine Stelle im Stab der Führungshilfen und zusätzlich von 2006 bis 2011 einem Quasi-
Beauftragten für Migrationsfragen, dem ‚Migrationsverantwortlichen‘, bedienen. Letz-
terer diente dem Minister insbesondere dazu, außerhalb der Linie über Fragen der Mig-
ration informiert und beraten zu werden (ebd.).  
Dass nicht nur Integrationspolitik, sondern auch Migrationspolitik einen breiten Quer-
schnittscharakter aufweisen kann, zeigen diese Ausführungen Becksteins (Q 2013): Je 
nach der Person mit Migrationsabsichten wäre man mit dem Wissenschaftsministe-
rium – sowohl für akademisches Spitzenpersonal als auch für ausländische Studierende 
–, mit dem Gesundheitsministerium, dem Wirtschaftsministerium und dem Kultusmi-
nisterium – im Bereich Spitzensport – in engem Kontakt gestanden. Die Zusammenar-
beit habe hier sowohl bei Einzelfallprüfungen als auch bei der Entwicklung allgemeiner 
Normen stattgefunden.  
54 Auffällig ist dort, dass auch die Rückkehrhilfe als Hauptaufgabe in RV5 noch im Jahr 2007 auf-
tauchte. 
55 Bis 1998 nur ‚Ausländerrecht‘ 
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Das Engagement der Führungshilfen im integrationspolitischen Bereich konzentrierte 
sich hingegen insbesondere auf Einzelprojekte. Als populäres Beispiel nennt Beckstein 
hier das Schulschwänzer-Projekt, das zu verhindern suchte, dass Kinder und Jugendli-
che mit Migrationshintergrund durch weniger Fehlstunden im Unterricht bessere 
Chancen auf Bildungserfolge hätten (Q Beckstein 2013). Mit dem Verband der Bayeri-
schen Wirtschaft VBW habe man zum Beispiel auch eine Ausbildungsoffensive mittels 
Werbemaßnahmen vor Moscheen durchgeführt, um insbesondere Muslime verstärkt 
in Arbeit zu bringen (ebd.). Dieses integrationspolitische Engagement im Innenminis-
terium wurde 2007 merklich zurückgefahren.  
 
Am 1. März 2009 (Bayerisches Ministerialblatt 2009: 107) wurde das politisch besetzte 
Ehrenamt (Haderthauer 2011: 64) des Integrationsbeauftragten56 ins Leben gerufen. 
Die Anfangsphase sei geprägt gewesen von unzureichender Einbindung in Informati-
onsflüsse der Ministerialbürokratie; im Juli wurde die Stelle mit Mitarbeitern versehen 
(Q Neumeyer 2011b). „Man hat den Integrationsbeauftragten spiegelgleich zur Behin-
dertenbeauftragten gestaltet: 4 Leute – 23.000 Jahresetat im Sozialministerium; man hat 
sich keine großen Gedanken gemacht; selbe Bürogröße – alles gleich.“ (Q Neumeyer 
2011a). Inklusive einer Sekretärin wurde schließlich personell auf insgesamt 4 Mitar-
beiter aufgestockt (vgl. Haderthauer 2011: 64 und Haderthauer 2010a: 2). Jeweils 
schwerpunktmäßig bearbeitete dabei eine Person Petitionen, Einzelprojekte und Ein-
bürgerung, eine zweite das Redenschreiben und osteuropäische Angelegenheiten, so-
wie eine dritte türkische und religiöse Sachfragen (Q Neumeyer 2011). Die jeweils auf 
eine Legislaturperiode begrenzte Beauftragtenstelle sei zwar „logistisch“ (ebd.) beim So-
zialministerium angesiedelt, sei aber sonderorganisiert, unabhängig und koordinierend 
mit anderen Häusern in Verbindung (ähnlich Q Zolleis 2011, Q Müller 2014). Gewisse 
Bezüge zum Sozialressort seien laut Amtsinhaber Neumeyer (Q 2011a) jedoch schon 
vorhanden. Grundsätzlich sei man aber nicht an die Abteilung V des Sozialministeri-
ums, welche ja in Linie zahlreiche integrationspolitische Aufgaben bearbeitet, angebun-
den.  
Hauptfunktion des Beauftragten sei, als Vertreter der Staatsregierung für Integration zu 
werben, als Kommunikationsschnittstelle zwischen Regierung und Interessengruppen 
zu fungieren und koordinierend in die Aufgabenerledigung der Staatsregierung einzu-
greifen (ebd.: 5f). Bei letzterer Funktion habe er „gekämpft, um […] Parallelstrukturen 
abzubauen, sodass nicht jedes Haus dasselbe macht. Jeder hat Gedanken zur Integra-
tion. Aber man stelle sich die Berge von Papier und die große Zahl von Posten vor - und 
dann landet Vieles im Papierkorb oder in irgendeinem Aktenordner“ (ebd.). Im Gegen-
satz zu anderen Bundesländern, in denen der Beauftragte einem Beiratsgremium im 
integrationspolitischen Bereich nur vorsitzt, ist das Gremium formal dem Beauftragten 
 
56 Michna (2008b: 8-12) weist auf die Existenz eines Integrationsbeauftragten seit 2003 hin. Dieser be-
stand allerdings in Personalunion mit dem Abteilungsleiter ‚Europapolitik, Integration, Vertriebene und 
Zuwanderer‘. Er fungiert dabei mehr als behördeninterner Koordinator und Ansprechpartner für an-
dere Landesregierungen und den Bund.  
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im bayerischen Modell direkt nachgeordnet (Q Lill 2011). Diese Verortung in der Struk-
tur läge insbesondere daran, weil das Gremium ursprünglich nicht vorgesehen war und 
erst durch den Integrationsbeauftragten ins Leben gerufen worden wäre (Q Neumeyer 
2011b).  
Zu Beginn der Amtszeit des Integrationsbeauftragten war die Ministerin Haderthauer 
zeitgleich Ausländerbeauftragte. Laut der damaligen bayerischen Sozialausschussvorsit-
zenden Brigitte Meyer habe „sich auch schon Einiges bewegt […], dass sich die Frau 
Haderthauer auch als Migrationsministerin […] präsentiert …“ (Q Meyer 2011). Diese 
Funktion nahm sie als verantwortliche Ministerin immer dann wahr, wenn der Integra-
tionsbeauftragte in seiner Funktion als Fraktionsmitglied im Parlament zum selben Ge-
genstand sprach (Q Neumeyer 2011a) oder wenn es sich um offizielle Stellungnahmen 
des Sozialministeriums handelte (Q Zolleis 2011, vgl. Q Nischler-Leibl 2011). Zolleis 
bewertet im Jahr 2011 abschließend hierzu: „Integrationspolitik wird meiner Meinung 
nach von Martin Neumeyer in Zusammenarbeit mit Frau Haderthauer formuliert.“ Als 
Ausländerbeauftragte war die Ministerin zudem in Sachen Asylsozialpolitik verantwort-
lich. Diesen Bereich schloss man explizit vom Zuständigkeitsbereich des Integrations-
beauftragten aus (Q Lill 2012). Es sei sogar so, dass das „ganz strikt vom Asylbereich 
abgetrennt wird. Das ist ja qua Beschreibung so, dass sich der Herr Neumeyer dazu gar 
nicht äußern darf und äußern soll.“ (Q Meyer 2011). „Diese Trennung der Zielgruppen 
deute auch die Bezeichnung an: Es handele sich nicht um einen Ausländerbeauftragten, 
womit Asylsuchende einschlossen wären, sondern um einen Integrationsbeauftragten, 
der dafür Menschen mit Migrationshintergrund in Besitz der deutschen Staatsbürger-
schaft einschlösse (Q Lill 2012). Spätaussiedler seien beispielsweise von Beginn an als 
Zielgruppe eingeschlossen gewesen (Q Neumeyer 2011b). Seit Ende 2013 engagiert sich 
der Integrationsbeauftragte zunehmend auch als Ansprechpartner in Asylfragen (vgl. 
z.B. Kastner 2013).  
Das Spiegelreferat ‚Integration‘ in der Staatskanzlei beschränke sich auf „tagespolitische 
Ereignisse, deren Aufarbeitung, Reden und Texte zum Gegenstand sowie allgemeine 
Informationssammlung zum Gegenstand für den Ministerpräsidenten“ (Q Kleinhappl 
2012); es greife dabei nicht koordinierend oder inhaltlich in die Integrationspolitik ein.  
Zu diskutieren sind indes zwei andere Funktions- und Aufgabenüberlagerungen. Mit 
Blick auf die Doppelstruktur in jeweils der Linie und des Stabs des Sozialministeriums 
seit 2009 sowie des phasenweisen Engagements der innenministeriellen Stabsstelle in 
der Integrationspolitik von 1993 bis 2007 stellt sich die Frage, welchen arbeitsteiligen 
Zuschnitt man hier jeweils gewählt hat. Beckstein (Q 2013) merkt in diesem Zusam-
menhang an, dass ihm nicht zu Unrecht vorgeworfen worden wäre, dass er seine Kom-
petenzen sehr weit ausgelegt habe57. Während das Innenministerium mithin ohne be-
 
57 Der Vollständigkeit halber sei hier die offizielle Stellungnahme zu diesem Sachverhalt von Sozialmi-
nisterin Müller erwähnt: „Wegen der Sachnähe findet hier eine langjährige, enge und kontinuierliche 
Zusammenarbeit statt.“ (Q Müller 2014). Auch Beckstein (Q 2013) bestätigt trotz der geschaffenen 
Überlagerung von Zuständigkeiten ein konstruktives Miteinander. 
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sondere Aufgabenzuweisung tätig wurde, ist dem Integrationsbeauftragten die koordi-
nierende Funktion explizit zugeschrieben. Zeitgleich wird dies auch vom Integrations-
referat beansprucht (Q Müller 2014). Im bayerischen Fall gibt es mehrere Anzeichen, 
dass die regierungsinterne Koordination zum großen Teil in der Linie bleibt (z.B. Q 
Kleinhappl 2012); die Netzwerkbildung und Informationsflüsse nach außen und von 
außerhalb übernimmt der Beauftragte. Aufgrund dessen, dass das Amt noch sehr jung 
sei, meint Neumeyer (Q 2011) noch im Jahr 2011, gäbe es mithin noch Einbindungs- 
und Informationsprobleme: „Es kommt vielleicht in manchen Ministerien noch nicht 
an, weil man dort einfach sagt: wir haben ja jemanden dafür, was brauchen wir den 
Neumeyer.“ 
 
Ein Blick auf das Gesamtbild zeigt eine horizontalstark gestreute und vertikal niedrige 
Verortung der Migrations- und Integrationspolitik. Koordinierend wirkte seit Anfang 
des Jahrtausends ein Referat ‚Integrationspolitik‘ im Sozialministerium. Über lange 
Jahre wurde das Innenministerium in integrationspolitischen Fragen über die Füh-
rungshilfen aktiv. Wenige Jahre nach Abflauen dieser verstärkten Aktivität wurde mit 
dem Beauftragten wieder ein zweiter Ankerpunkt im integrationspolitischen Bereich 
geschaffen – dieses Mal sonderorganisiert innerhalb des Sozialressorts.  
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Abbildung 3.10: Datenblatt zur Auswertung des Forschungsgegenstands entlang ausgewählter Zeit-
punkte in Bayern 
Eigene Darstellung.
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3.4.3 Hessen 
Der Untersuchungszeitraum für Hessen beginnt 1994 und weist verschiedene Modelle 
der Regierungsorganisation im Zeitverlauf auf. Es können vier grobe Phasen unter-
schieden werden. Deren Unterscheidbarkeit lässt sich besonders am traditionell als ‚So-
zialministerium‘ benannten Ressort nachvollzogen werden. Dieses unterlag verschiede-
nen Veränderungen im Zuschnitt und in der Benennung. Die erste Phase endete im 
April 1999, die zweite 2004/05, die dritte im April 2009 und die vierte mit den Wahlen 
im Herbst 2013.  
Fast unberührt von diesen Phasen blieben das Ausländer-, Asyl- und später ‚Aufent-
haltsrecht‘ sowie die Staatsangehörigkeitsangelegenheiten im Innenressort. Marginale 
Verschiebungen von Aufgaben und die zeitweise Zusammenlegung von Innen- und 
Landwirtschaftsministerium beeinflussten den vertikalen Stellenwert nur unwesent-
lich. Die ebenfalls im Innenressort verwaltete Migrationspolitik betrieb man im gesam-
ten Untersuchungszeitraum auf kleiner Flamme. Neben dem Innenministerium war 
gestaltende Migrationspolitik zeitweise im Sozialministerium organisiert. Konstant als 
Hauptaufgabe sichtbar sind außerdem das Asylverfahrensrecht sowie die Zuständigkeit 
für ausländische Gefangene und die Abschiebungshaft58 im Justizressort. Die Asyl- und 
Integrationspolitik sowie bedingt auch die Aussiedler- und Spätaussiedlerpolitik waren 
hingegen von großer Varianz der vertikalen und horizontalen Verortung geprägt. Aus-
löser waren einerseits der Umbau von Teilen der Gesamtregierungsorganisation und an-
dererseits Veränderungen, die gezielt die Verortung des Politikfelds in der Aufbaustruk-
tur betrafen.  
In Phase I (-1999) war der sozialpolitische Bereich auf zwei Häuser aufgeteilt: einerseits 
auf das ‚HMJFG: Jugend, Familie und Gesundheitswesen‘, das zeitweise mit dem Um-
welt- und Energieministerium zusammengelegt wurde, und andererseits auf das 
‚HMFAS: Frauen, Arbeit und Soziales‘. Die Asylpolitik und die Aussiedlerpolitik wur-
den zusammen und konzentriert im Rahmen einer Abteilung (zunächst Abt. IV, dann 
Abt. IX) beim Jugend- und Familienministerium angesiedelt. Darüber hinaus beher-
bergte das Kultusministerium einen haus- und politikfeldinternen (Q Michna 2014b) 
Aussiedlerbeauftragten. Nach 1999 wurde diese Form des Beauftragten abgeschafft. 
Seine Aufgaben verfolgte man jedoch dort als Hauptaufgabe weiter – zusammen mit 
anderen Zielgruppen der bildungspolitischen Integration. Erst mit der Schaffung eines 
Integrationsministeriums im Jahr 2009 traten diesbezüglich merkliche Änderungen 
ein. Integrationspolitik fand in Phase I im Gegensatz zur Asyl- und Aussiedlerpolitik 
nicht konzentriert statt, sondern beschränkte sich vornehmlich auf verstreute Einzelauf-
gaben in verschiedenen weiteren Ressorts. Auffällig ist die Bearbeitung von Fördermaß-
nahmen der Zielgruppe ‚Ausländer‘ in der Frauenpolitik – ‚Frauenförderung im Aus-
ländergesetz und im Staatsangehörigkeitswesen‘ im FAS sowie ‚multinationale Frauen-
zentren‘ im JFG –, die bis 1999 nicht im Querschnitt, sondern konzentriert organisiert 
wurde.  
 
58 Auch hier wurden – wohl aufgrund des EuGH-Urteils – ‚ausländische Gefangene‘ und ‚Abschie-
bungshaft‘ 2013 geographisch getrennt und in unterschiedlichen Referaten untergebracht.  
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Ein radikaler Umbruch der Regierungsorganisation im Allgemeinen und der Migrati-
ons- und Integrationsaufgaben im Besonderen fand im April 1999 (Beginn Phase II) 
statt. Die bisher horizontal verstreute und vertikal niedrig angesiedelte Integrationspo-
litik wurde als Integrationsabteilung (Abt. VI) im Sozialministerium organisatorisch 
neu konzipiert: „Die damalige Abteilung wurde gebildet aus verschiedenen, schon vor-
handenen Einheiten, die aber mit dem Kernthema ‚Integration‘ zunächst mal gar nicht 
viel zu tun hatten. Da war zum Beispiel eine Gruppe, die sich überwiegend mit Asylbe-
werbern und Flüchtlingen beschäftigt hatte; es war eine Gruppe, die sich mit Spätaus-
siedlern beschäftigt hatte und so weiter.“ (Q Neutzner 2014). In dieser Phase des Um-
baus – circa um das Jahr 2000 – seien in der neu geschaffenen Abteilung bis zu „40 oder 
50 Personen“ beschäftigt gewesen. Neutzner dazu weiter: „[D]as waren alles Einheiten, 
die schon im Sozialministerium verortet waren. Relativ schnell erkannte man aber, dass 
man ein Kernteam benötigt, das speziell diese Integrationsaufgabe […] aufgreift und 
dort Maßnahmen einleitet. Da wurde dann quasi ein kleines neues Team zusammen-
gestellt.“ Die dort schon vorhandene Asyl- und Aussiedlerpolitik aus Phase I wurde im 
Zuge dessen organisatorisch verschlankt.  
Auch andernorts vollzogen sich Veränderungen. Während frauenbezogene Integrati-
onspolitik als Hauptaufgabe in der Folgezeit schrittweise zurückgebaut wurde, blieben 
beispielsweise Aufgabenbündel im Wissenschaftsministerium oder im Kultusministe-
rium – hier zum Beispiel: ‚Unterricht für zugewanderte Schülerinnen und Schüler‘ mit 
vertikalem Wert von bis zu 0,63% oder ‚Eingliederung zugewanderter Jugendliche in 
die Berufs- und Arbeitswelt‘ – stark verankert. Eine weitere augenfällige Änderung voll-
zog sich im Bereich des Beauftragtenwesens. In Phase I lag bisher noch ein staborgani-
siertes (Q Neutzner 2014) ‚Büro für Einwanderer, Flüchtlinge und ausländische Arbeit-
nehmer – BEF‘ beim JFG-Staatssekretär vor. Schrittweise erfolgte zunächst – bedingt 
durch den neuen Zuschnitt – die Umsiedlung der Stabsstelle ins Sozialministerium, 
dann die Eingliederung in die Linie und schließlich die formale Abschaffung des Büros. 
Das Personal – „eine Handvoll Leute“ – wurde dadurch in die neue Organisationsform 
überführt (Q Neutzner 2014).  
Als letzten Transformationsschritt schuf man im November 2001 (Michna 2008b: 29) 
einen Ausländerbeauftragten in Personalunion mit dem Referatsleiter ‚Integrationspo-
litik‘ in der Linienorganisation. Besonders im Hinblick auf dessen Linienverortung sei 
es nicht selbstverständlich, dass dieser auch Ansprechpartner und Dienstleister in Ein-
zelfällen sei; insbesondere auf Ebene einer obersten Landesbehörde sei dies „nicht üb-
lich“ (Q Michna 2014). Die Zuständigkeit für Grundsatzfragen die Gesamtkoordination 
im Feld – allerdings ohne explizite Kontrollbefugnis (ebd.) – machten ihn neben der 
Verantwortung für weitere Einzelaufgaben zum Dreh- und Angelpunkt der Integrati-
onspolitik. Der weisungsgebundene (Michna 2008a: 182) Ausländerbeauftragte behielt 
seine Bezeichnung – trotz der Umbenennung des Postens in ‚Integrationsbeauftragter‘ 
vielerorts – bei. Die Zuständigkeit blieb weiterhin für alle „dauerhaft und rechtmäßig in 
Hessen lebenden Zuwanderer“ dezidiert ohne die Zuständigkeit für die Zielgruppe 
85 
 
‚Aussiedler‘ (Michna 2008b: 29)59 bestehen. Für diese Gruppe wurde eine weitere Be-
auftragtenstelle für ‚Heimatvertriebene und Spätaussiedler‘ geschaffen. Diese wurde im 
Unterschied zum Ausländerbeauftragten erstens dem Sozialminister beigeordnet und ist 
zweitens ehrenamtlich tätig. Die Stelle wird also nicht von einem Ministerialbeamten, 
sondern in diesem Fall von einer Politikerin besetzt. Drittens war und ist dieser sonder-
organisierte Posten (HMSI 2014: 1) organisatorisch strikt getrennt von anderen Aufga-
ben der Migrations- und Integrationspolitik (Q Ziegler-Raschdorf 2014). Zwar gäbe es 
weite Bereiche der Aufgabenüberlagerung in Sachen ‚Integration‘; ein wichtiger Teil der 
Spätaussiedleraufgaben referierte allerdings auf das Bundesvertriebenengesetz (ebd.). 
Dort sind vor allem Aufgaben im Bereich der Aufnahmeverfahren und der Kulturpflege 
festgehalten, welche sich ausschließlich auf Heimatvertriebene und Spätaussiedler be-
ziehen. Die allgemeinen Linien der Spätaussiedlerpolitik werden durch die Beauftragte 
ausgestaltet (HMSI 2014: 1). Die Beauftragte sei kaum „operativ“ tätig (ebd.: 9). Dies 
erledigt die zuständige Stelle in der Linie. Bei allen Angelegenheiten, die ihren Aufga-
benbereich beträfen, sei sie – auch laut neuerlicher Kabinettvorlage (HMSI 2014) früh-
zeitig zu informieren, einzubeziehen und in Kenntnis zu setzen (Q Ziegler-Raschdorf 
2014). 
 
In Phase III (2003-2008) wurde unter sonst ähnlicher Verortung an einem bedeutenden 
Punkt eine Veränderung vorgenommen: Mit der Zusammenlegung des Bereichs ‚Ar-
beit und Soziales‘ mit der ehemaligen ‚Abteilung VI: Integration‘ zur ‚Abteilung IV: Ar-
beit, Soziales und Integration‘ wurde erstens die Integrationspolitik hierarchisch abge-
wertet. Sie erreichte nur noch die Hälfte ihres vormaligen vertikalen Messwerts. Hahn 
(Q 2014) spricht davon, dass ‚Integration‘ in dieser Zeit nicht(mehr) Hauptgegenstand 
der Abteilung gewesen sei. Zwar sei die neue Abteilung eine sehr große gewesen; dafür 
habe allerdings die vormalige Integrationsabteilung in diesem Zeitraum ihre Eigenstän-
digkeit verloren (Q Neutzner 2014). Die Anzahl der Mitarbeiter, welche im Ministerial-
bereich Integrationspolitik betrieben, wird von Michna (2008b: 32) für diesen Zeitraum 
mit 10 Personen60 angegeben. Zweitens baute man die Migrations- und Asylpolitik im 
Aufgabenbündel zurück. Diesen organisatorischen Schritten ging eine personelle Ver-
kleinerung der Integrationsabteilung – auch bedingt durch Pensionierungen – voraus 
(Q Neutzner 2014). Nach der dritten Phase befindet sich ein Datenloch. Für diesen Zeit-
raum hätten sich jedoch keine wesentlichen Änderungen in der vertikalen und horizon-
talen Verortung von Aufgaben (Q Michna 2014b) ergeben.  
 
59 Dabei betont Michna (Q 2014), dass die Herausnahme der Aussiedler aus dem Zuständigkeitsbereich 
organisatorisch-formaler Natur sei: im Referat des Beauftragten sei man Ansprechpartner „… auch 
wenn andere Bürger anrufen und wir denen helfen können. Wenn es jetzt Aussiedler sind, versuchen 
wir auch zu helfen. Oder wir sprechen mit Herrn Unkelbach oder Frau Ziegler-Raschdorf.“ (vgl. ähnlich 
an späterer Stelle). Frau Ziegler-Raschdorf ist zum Zeitpunkt des Interviews mit Herrn Michna Spät-
aussiedlerbeauftragte; Herr Unkelbach ist zum Zeitpunkt des Interviews der Büroleiter dieser Beauf-
tragten. 
60 Stand 2008: insgesamt 18 (teilweise in Teilzeit), von denen aber 8 Personen dem Bereich des Landes-
beauftragten für Heimatvertriebene und Spätaussiedler und den Integrationskoordinatoren zuzurech-
nen sind.  
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Die vierte Phase (2009-2013) war gekennzeichnet von einer vertikalen Wiederaufwer-
tung der Integrationspolitik und deren horizontale Verschiebung vom Sozialministe-
rium – nunmehr HMAFG: Ministerium für Arbeit, Familie und Gesundheit – ins neu 
zugeschnittene ‚Ministerium der Justiz, für Integration und Europa‘. Das neue Patch-
work-Ministerium trug ihre drei Hauptkomponenten des Hauses im Namen; darunter 
erstmals (Q Hahn 2014) in Hessens Geschichte der Namensbestandteil ‚Integration‘. 
Im Verlauf dieser Phase stellte sich jedoch heraus, dass ‚Integration‘ durch Einverlei-
bung in das Rumpfministerium der Justiz bei gleichsam bleibender Selbstständigkeit 
der Europakomponente wieder eine leichte vertikale Abwertung erfuhr. Entgegenge-
setzt verlief dabei die Entwicklung der Personalstärke: „Relativ schnell war [zu Anfang] 
klar, dass der Bereich ‚Flüchtlinge‘ nicht als Integration angesehen worden ist. Relativ 
schnell war auch klar, dass der Bereich ‚Spätaussiedler‘ nicht als Integration gesehen 
worden ist, sondern diese Bereiche im Sozialministerium verbleiben. Und so kam es, 
dass dann letztlich eine Personalstärke hier ins Justizressort mit einer Gruppe von acht 
Personen wechselte. Also da sehen Sie auch die Dimensionen dann plötzlich. Als wir 
hier reingekommen sind waren es wirklich nur noch acht, weil man auf den Kernbe-
reich fokussierte.“ (Q Neutzner 2014). Aus diesen acht Stellen wurden insgesamt 23 (Q 
Neutzner 2014) oder 24 (Q Michna 2014)61, die fast ausschließlich für Integrationspoli-
tik vorgehalten wurden. Unter Berücksichtigung der Größe Hessens als mittelgroßes 
Flächenland habe es sich bei dieser Personalstärke für den Bereich der Integrationspo-
litik um eine „ordentliche Stärke“ (Q Michna 2014) gehandelt. Die Zielgruppen-Zustän-
digkeit umspannte „jeden, der einen legalisierten Aufenthaltsstatus hat. Und die, die 
keinen Aufenthaltsstatus haben, die können per Definition nicht integriert werden, weil 
sie das Land wieder verlassen müssen.“ (Q Hahn 2014).  
Im Integrationsbereich erstreckte sich der Aufgabenpool auf zahlreiche Zuständigkei-
ten. Dies umfasst u.a. die Zuständigkeit für verschiedene Gremien – insb. für die Ar-
beitsgemeinschaft der Ausländerbeiräte in Hessen AGAH und den Integrationsbeirat –
, religiöse Aspekte, Sport, jeweils Frauen und Männer im Integrationsprozess, Migran-
tenselbstorganisationen, die Interkulturelle Öffnung der Landesverwaltung, Öffentlich-
keitsarbeit, das Förderprogramm ‚Integrationslotsennetzwerk‘ und verschiedenen 
Rechtsfragen. Dazu kam die vertikale Zusammenarbeit mit den Kommunen – insb. 
über das Projekt ‚Modellregionen Integration‘ –, dem Bund und Europa sowie die hori-
zontale Kooperation mit anderen Integrations- und Ausländerbeauftragten sowie mit 
Stiftungen. Prominent wurde auch die Integrationsforschung und das Integrationsmo-
nitoring mit einem eigenen Referat dort verankert.  
Insgesamt seien laut Hahn (Q 2014) viele bisher verstreute Aufgaben der Integrations-
politik in anderen Häusern noch ein Stück weit enger in das Koordinationssystem der 
Fachabteilung eingebunden worden. Migrationspolitik ist in dieser Phase – wenn auch 
auf niedrigem Niveau – mit ‚Demographischer Wandel‘, ‚Zuwanderungsgesetz‘ und 
61 Der Referenzwert: Als Gesamtzahl der insgesamt im Justizministerium beschäftigten Personen gibt 
Hahn (Q 2014) circa 250 an.  
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‚Zuwanderungspolitik‘ wieder als Hauptaufgabe in Referat VB1 sichtbarer. Für den re-
pressiven Teil der Migrationspolitik sei aber der Innenminister zuständig gewesen; die 
Unterbringung von Asylsuchenden (Q Hahn 2014) sowie die Erstaufnahme und Zuwei-
sung selbiger (Q Michna 2014b) lag beim Sozialressort. Besonders deutlich zeigt sich 
die endgültige Abtrennung der Spätaussiedlerpolitik auch in der Linie. Hatte man 1999 
mit der Schaffung des Aussiedlerbeauftragten außerhalb der Integrationsstruktur schon 
den ersten Grundstein gelegt, so tritt jetzt die eigenständige Zuständigkeit für Aussied-
ler in Referatsstärke im HMAFG als ‚R IV 6 Vertriebene, Flüchtlinge, Spätaussiedler‘ 
noch stärker zutage.  
In der Gesamtbetrachtung über den Untersuchungszeitraum hinweg ist insbesondere 
die Verortung der Integrationspolitik interessant. Nachdem der Bereich zusammenge-
zogen und konzentriert worden war, erfuhr er zweimal eine deutliche Aufwertung in 
Form einer Abteilung und wurde jeweils in den Folgejahren schrittweise wieder leicht 
abgewertet. Die gestaltende Asylpolitik trat ab 1999 in den Hintergrund. Hingegen blieb 
die Aussiedlerpolitik, welche anfänglich mit Asylfragen kombiniert wurde, stark vertre-
ten und vom konzentrierten Aufgabenbündel des Politikfelds weitgehend unabhängig 
organisiert. Des Weiteren ist auffällig, dass über den gesamten Zeitraum hinweg weder 
die Beobachtung einer Hauptaufgabe im Wirtschaftsministerium noch bei der Zustän-
digkeit für Arbeit im Arbeitsministerium zu vermelden war. Auch eine maßgebliche 
Veränderung auf der horizontalen Dimension ist bei der Gesamtbetrachtung hervorzu-
heben: der Wechsel der Integrationspolitik vom Sozialministerium zum Justizministe-
rium – und wieder zurück im Jahr 2013.  
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Abbildung 3.11: Datenblatt zur Auswertung des Forschungsgegenstands entlang ausgewählter Zeit-
punkte in Hessen 
 
Eigene Darstellung. 
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3.4.4 Niedersachsen  
Im Untersuchungszeitraum von 1993 bis 2013 ist Niedersachsen das veränderungs-
stärkste aller ausgewählten Bundesländer. Die Identifizierung klar trennbarer Phasen 
gestaltet sich daher als schwierig. Es empfiehlt sich, schrittweise chronologisch vorzu-
gehen und mit dem Jahr 1993 zu beginnen.  
Angetreten im Mai 1987 (Q Erpenbeck 2012) als ‚Koordinierungsstelle zur Förderung 
der Integration‘ (Michna 2008a: 14062), befand sich die Ausländerbeauftragte in den ers-
ten beiden Jahren des Untersuchungszeitraums im ‚Ministerium für Bundes- und Eu-
ropaangelegenheiten‘63. Ihr Zuständigkeitsbereich schloss zunächst Angelegenheiten 
der Spätaussiedler explizit aus (Q Erpenbeck 2012). Das Büro der Ausländerbeauftrag-
ten war als Fachreferat (Michna 2008a: 184) in Abteilung II eingebunden. Hier befand 
sich ein konzentriertes Aufgabenbündel, in welchem neben der Integrationspolitik auch 
Angelegenheiten der Aufnahme und Unterbringung von Asylsuchenden und Spätaus-
siedler jeweils in Referatsstärke behandelt wurden (Q Jelit 2015). In der Abteilung waren 
außerdem Aufgaben im benachbarten Umfeld der Migrations- und Integrationspolitik 
– wie die der Vertriebenenpolitik und des Lastenausgleichs – untergebracht. Der verti-
kale Messwert für den Stellenwert des Aufgabenbündels in der Struktur erreicht hier 
3,33%. Obwohl Abteilung II eine von drei Abteilungen ausmachte und die beiden ande-
ren bei der Bezeichnung des Ressorts Berücksichtigung fanden, habe die Migrations- 
und Integrationspolitik im Namen des Ministeriums keine Rolle gespielt (Q Erpenbeck 
2012).  
Abgetrennt64 von der Integrationspolitik wurden das Ausländer- und Asylrecht und das 
Staatsangehörigkeitsrecht im Innenministerium behandelt. Diesem Bestand des Innen-
ressorts wurden nach der Auflösung des Bundes- und Europaressorts 1994 die Bereiche 
‚Asyl‘ und ‚Aussiedler‘ aus der ehemaligen Abteilung II zugegeben. Diese seien 1:1 in 
das Innenministerium weitergewandert, so Jelit (Q 2015): „Das war zunächst nur das 
Umschrauben von Schildern. Wir sind im Grunde genommen am gleichen Tisch sit-
zengeblieben“. Zusammen konstituierten sie die neue Abteilung IV im Ministerium 
des Innern. Die Ausländerbeauftragte mit ihren integrationspolitischen Aufgaben wan-
derte hingegen als Stabsstelle in die Zentralabteilung des Arbeits- und Sozialministeri-
ums. Im Frühjahr 1998 wurde die Stabsstelle der Beauftragten als R506 in die Linie 
eingegliedert. Die Vereinigung von Frauen- und Sozialministerium zu dieser Zeit hatte 
zur Folge, dass die Beauftragte unter dem Briefkopf eines neugestalteten ‚Ministeriums 
für Frauen, Arbeit und Soziales‘ firmierte. Erpenbeck (Q 2012) betont in diesem Zusam-
menhang, dass sie mit ihrem Referat dort nicht im Sozialbereich, sondern in der Ar-
beitsabteilung des Ressorts untergebracht war. Diese Organisationsform wurde bis 2002 
 
62 Michna beruft sich hier auf NMIS 2005: 23 
63 In den Anfangsjahren ihres Bestehens war die Beauftragte in der Zentral-Abteilung des Sozialminis-
teriums untergebracht (Q Erpenbeck 2012). 
64 Unabhängig von der aufbauorganisatorischen Trennung weist Erpenbeck (Q 2012) darauf hin, dass 
auch im Ministerium für Bundes- und Europaangelegenheiten Migrationspolitik – insbesondere auf 
Bundesebene – mitgestaltet wurde.  
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beibehalten. Indes fand im Innenministerium zwischen 1994 mit einem vertikalen Stel-
lenwert von 2,0% und dem 2002, in dem mit 2,04% wieder ein ähnlicher Wert erreicht 
wurde, eine vorübergehende vertikale Abwertung statt: Die Hereinnahme des Personen-
standsrechts, der Zuständigkeit für Verwaltungsverfahren und des Datenschutzes ließ 
aus einer fast reinen Abteilung der Migrations- und Integrationspolitik eine Referats-
gruppe werden. Die Indexwerte fallen dadurch zwischenzeitlich auf bis unter 1,3%.  
Ein sehr großer Umbruch vollzog sich im Frühjahr 2003 erstens im Bereich der Spätaus-
siedler, zweitens bei der Ausländerbeauftragten und drittens in der Linienorganisation. 
Zielressort all dieser Veränderungen war das Innenministerium. Dort wurde zunächst 
die Abteilung IV von fachfremden Aufgaben bereinigt. Die Ausländerbeauftragte – da-
mals mit „acht oder neun Personalstellen“ (Q Erpenbeck 2012) ausgestattet – wurde der 
Abteilung zugeführt, sodass sowohl Asyl-65, Integrations-, Migrations- als auch linienor-
ganisierte Aussiedlerpolitik hochkonzentriert an einem Beobachtungsort vereint wur-
den. Der vertikale Stellenwert kletterte vorerst auf 2,33% und nach Abschluss der Um-
bauarbeiten auf 2,78%. Zudem bezog im Juli ein ehrenamtlicher und dem Minister di-
rekt zugeordneter Spätaussiedlerbeauftragter (Landtagsdrucksache 15/1039 2004: 2 NI) 
sein „kleines Büro mit einer Sachbearbeiterin“ (Q Erpenbeck 2012) beim ‚Ministerium 
für Inneres und Sport‘. Die gesamten 10 Jahre Folgejahre seiner Existenz blieb der Pos-
ten im Ressort angesiedelt (Q Ziegler-Raschdorf 2014).  
Eine weitere Aufwertung der Migrations- und Integrationspolitik im Innenministerium 
fand 2007 statt. Dabei hatte man die Asyl- und Migrationspolitik von der Integrations-
politik abgetrennt und zum dominierenden Aufgabenbündel der ‚Abteilung IV: Auslän-
derangelegenheiten, Staatshoheits- und Verwaltungsangelegenheiten‘ gemacht. ‚In-
tegration‘ firmierte fortan inklusive der Zielgruppe ‚Spätaussiedler‘ als eigenständige 
Abteilung V. Dies könne als Endprodukt eines Ausbaus des Integrationsreferats zur Ab-
teilung gesehen werden, so Ollenschläger (Q 2012b). Die langjährige Inhaberin des Be-
auftragtenamts avancierte zur Abteilungsleiterin der neuen Integrationsabteilung. Nur 
wenige Zeit später wurde eine neue Beauftragte mit der Bezeichnung ‚Integrationsbe-
auftragte‘ berufen. Ihr Funktionsspektrum wurde im Vergleich zur damaligen Auslän-
derbeauftragten leicht beschränkt und sollte sich bewusst vom Aufgabenportfolio des in 
der Linie aufgegangenen Postens unterscheiden. Nach wie vor lag aber die Grundsatz-, 
Beratungs- und Vernetzungsfunktion (Michna 2008b: 35f) in großen Teilen bei der 
neuen Beauftragten; außerdem trug sie als Referatsleiterin ‚Integration‘ in Personal-
union Verantwortung. In einem schleichenden Prozess fanden schrittweise über die vo-
rangegangenen Jahre bereits Angelegenheiten der Spätaussiedler in den Aufgabenbe-
reich der Ausländerbeauftragten Eingang, was sich jetzt auch offiziell in der Namens-
gebung ‚Integrationsbeauftragte‘ niederschlug (Q Erpenbeck 2012).  
65 Die Asylpolitik im Innenministerium umfasste die Erstunterbringung, die Verhandlungszuständig-
keit zwischen Bund und Ländern über die Verteilung, die Rahmenbedingung der Unterbringung in den 
Kommunen, die Regelung der Finanzierung und die Unterbringung derer, die Deutschland verlassen 
mussten (Q Erpenbeck 2012).  
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Erpenbeck (ebd.) weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass man durch die Ver-
flechtung der Aufgaben ohnehin nicht immer klar so strikt zwischen Zielgruppen tren-
nen konnte. Dies gelte in einigen Fällen auch für Asylsuchende, die grundsätzlich beim 
Innenministerium verortet gewesen seien. Michna (2008b: 34) weist ab 2007 eine Zu-
ständigkeit der niedersächsischen Beauftragten auch für Asylbewerber und Flüchtlinge 
aus. Insgesamt gesehen gab es also innerhalb des Innenministeriums erhebliche Um-
strukturierungen. Der Schätzwert aller linienorganisierten Bündel im Innenressort für 
die vertikale Gesamtverortung in der Regierung stieg auf 4,61%. Noch nicht eingerech-
net ist dabei die inzwischen eingerichtete Härtefallkommission, die außerhalb der Linie 
als Stabsstelle im Ressort verortet wurde. Der vertikale Schätzwert für die Gesamtveror-
tung aller mindestens als Hauptaufgaben angesiedelten Bündel kann im Vergleich ver-
deutlichen, wie stark man die Integrationspolitik beim Innern zusammengezogen hat: 
Er erreicht einen Wert von 4,83%. Auf alle anderen Ressorts zusammen entfällt deshalb 
nur der Differenzbetrag von 0,21%. Mit dieser Konzentration und vertikalen Aufwer-
tung einher ging auch eine Änderung in der Namensgebung des Ressorts: das Innen- 
und Sportressort erhielt den Zusatz ‚für Integration‘.  
 
Schon drei Jahre nach dem Umbau von 2007 erfolgte eine weitere große Ansiedlungs-
änderung: Ende April 2010 (Q Ollenschläger 2012b) wurde die Integrationsabteilung 
ohne die Aufgaben des Spätaussiedlerbereichs horizontal in das Sozialministerium ver-
schoben. Im Ergebnis war dieses Mal die Asyl-, Aussiedler- und Migrationspolitik von 
der Integrationspolitik – samt der Integrationsbeauftragten –getrennt worden. Das ‚Mi-
nisterium Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit‘ übernahm den Namenszusatz ‚In-
tegration‘ vom Innern. Schon ein Jahr nach diesem Umbau löste man 2011 die Beauf-
tragtenstelle auf. Spätestens seit diesem Zeitpunkt konnte man auch Einzelfallanfragen 
an die Abteilung richten (Q Erpenbeck 2012).  
Im gleichen Jahr folgte die vertikale Abwertung der Integrationspolitik – mit einer Hal-
bierung des Werts von 1,59% auf 0,79% – durch die Zusammenlegung der Abteilung 
„mit der ebenfalls recht kleinen“ (Q Ollenschläger 2012b) Abteilung V ‚Jugend und Fa-
milie‘ zur Abteilung III ‚Integration und Generationen‘. Erpenbeck (Q 2012) dazu: „Wir 
hatten in der Integrationsabteilung [des Innenressorts] fünf Referate. Davon sind vier 
vom Innenministerium ins Sozialministerium gegangen. Daraus haben wir dann drei 
gemacht.“ Die gesamte neue Abteilung III umfasste dann circa 60 Personalstellen, was 
einer durchschnittlichen Abteilungsgröße in diesem Haus entsprochen habe (Q Erpen-
beck 2012). Derweil gab es im Zeitraum von April 2010 bis Anfang 2013 keine wesent-
lichen Veränderungen im Innenministerium, wo sich das dort noch verbliebene inhalt-
liche Aufgabenbündel des Politikfelds eine Abteilung mit den Z-Aufgaben teilte.  
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Der letzte große organisatorische Umbruch im Untersuchungszeitraum vollzog sich im 
Frühjahr 2013. Im Innenministerium nahm man den Bereich ‚Ausländerangelegenhei-
ten‘ samt den Spätaussiedlern wieder aus der Z-Abteilung heraus, schaffte den ‚Beauf-
tragten für Heimatvertriebene und Spätaussiedler‘ ab und gliederte die Härtefallkom-
mission in die Linie ein. Im Sozialministerium erfolgte mit dem Weggang des strategi-
schen Grundsatzreferats wiederholt eine Abwertung. Ein Aufgabenbündel zur operati-
ven Aufgabenerledigung blieb als Referat 301 mit dem Titel ‚Migration und Teilhabe‘ 
(Q Jelit 2015) im Haus. Dort untergebracht wurden unter anderem die Kooperation mit 
den europäischen Nachbarländern in Sachen ‚Migration und Teilhabe‘, die Begleitung 
der Fördermaßnahmen der EU, bundesbezogene Aufgaben wie diejenigen zum ‚Natio-
nalen Integrationsplan‘, Integrationskurse nach dem Aufenthaltsgesetz und Angelegen-
heiten der Integrationsministerkonferenz, der Ehrenamtsbereich und die ‚Kooperative 
Migrationsarbeit Niedersachsen KMN‘; als Schwerpunkt neu hinzu sei das Verhältnis 
zu den Migrantenselbstorganisationen gekommen (ebd.). Bei der Staatskanzlei belebte 
man den Beauftragtenposten – nunmehr in Zuständigkeit für ‚Migration und Teilhabe‘ 
– wieder. Aus dem errichteten Verbindungsbüro dieser Stelle formte man ein eigenes 
Referat mit insgesamt drei hauptamtlichen (Q Schröder-Köpf 2015) und einem ehren-
amtlichen Mitarbeiter. Das aus dem Sozialministerium kommende Grundsatzreferat 
wurde dem Staatskanzleichef direkt untergeordnet (Q Jelit 2015). Mit einiger Zeitverzö-
gerung verlor dann auch das Sozialministerium den Zusatz ‚Integration‘ im Titel.   
Abseits dieser großangelegten Veränderungen gab es in anderen Ressorts eher konstant 
bearbeitete Aufgabenbündel auf niederer Organisationsebene. Ähnlich wie in Hessen 
fällt aus den frühen 90ern ein Eintrag auf, der Integrations- mit Frauenpolitik ver-
knüpfte. Teilweise der überschaubaren Gesamtgröße des Frauenministeriums geschul-
det, beherbergte das Haus die Zuständigkeit für ‚Ausländerinnen und Asylbewerberin-
nen‘ auf dem vertikal hohen Relativniveau von 0,43%. Obwohl die Zuständigkeit erhal-
ten blieb (Q Ollenschläger 2012a), tauchte der Eintrag ab Mitte der 90er Jahre vorüber-
gehend nichtmehr als Hauptaufgabe auf. Erst ab 2002 war dieser wieder dokumentiert 
– dann jedoch zunächst in der Bezeichnung ‚Ausländische Frauen‘ und bis heute als 
‚Gleichstellung im Bereich Migration‘ auf niedrigerem Niveau. Ollenschläger (Q 2012a) 
führt entlang dieser formalstrukturellen Entwicklung aus, dass ‚Frauen und Migration‘ 
aus dem Aufgabenkreis des Frauen- und später des Sozialministeriums nie ganz ver-
schwunden sei. Mittlerweile – so die Information gegen Ende 2012 – würde der Schwer-
punkt auf Gewaltprävention in dieser Sache gelegt. Aus dem Organisationsplan des 
Frauenministeriums sei die Aufgabe zwar augenscheinlich verschwunden; jedoch nur, 
weil ihr weniger Aufmerksamkeit zu einigen Zeiträumen gewidmet wurde, als das 
heute und zu anderen Zeiträumen der Fall war. 
Ungebrochene Dauerhauptaufgaben über jeweils fast den gesamten Untersuchungs-
zeitraum findet man im Kultus- und im Justizministerium. Aufgaben der Integrations-
politik im Bildungsbereich waren Hauptbestandteil des Referats 304 – später 306 – und 
ab 2003 eines Referats der Abteilung II des Kultusministeriums. ‚Ausländische Gefan-
gene‘ und ‚Abschiebungshaft‘ waren bis mindestens 2009 immer gemeinsam in einem 
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Referat der Abteilung III untergebracht. Zwar sei Abschiebung von nicht Bleibeberech-
tigten allgemein und auch diesbezügliche Abschiebehaft im Besonderen Sache des In-
nenministeriums; nur dort hatte man „keine Abschiebehaft-Gefängnisse oder Unter-
bringungsmöglichkeiten. Das heißt die Unterbringung wird von den Justizministern in 
den Gefängnissen organisiert.“ Erpenbeck (Q 2012)66. Auf erste allgemeine Anfragen 
hin gab man an, dass das Justizministerium sich kaum mit Aufgaben der Migrations- 
und Integrationspolitik befasse (vgl. Q Baum 2012). Schließlich traten dennoch einige 
Aufgaben zutage (Q Rappart 2012), obschon man betonte, dass diese Aufgaben in kei-
nem Referat gebündelt wahrgenommen würden. Alle fünf Referate der ‚Abteilung III: 
Vollzug‘ würden sich beispielsweise im Querschnitt mit einzelnen Aufgaben befassen. 
Hervorzuheben sind hier R 301 mit der Einstellung Bediensteter mit nicht deutschem 
Sprach- und Lebenshintergrund als Sprach- und Kulturmittler im Justizvollzug und mit 
Weiterbildung und Sensibilisierung des Personals in Sachen Interkultur, R 303 mit Aus- 
und Weiterbildungsmaßnahmen für ausländische Gefangene – beispielsweise ‚Deutsch 
für Ausländer‘ – und R 305 mit der seelsorgerischen Betreuung. Letztgenanntes Referat 
bezöge unterschiedliche Religionen in seine Überlegungen mit ein und arbeite an einer 
Kooperationsvereinbarung mit den muslimischen Verbänden.  
Es lässt sich also folgern, dass sich in den Ressorts meist vereinzelte Aufgaben der Mig-
rations- und Integrationspolitik befanden und befinden: „Im Grunde haben alle Mini-
sterien bei uns mit Integration zu tun – bis auf das Finanzministerium. Selbst Land-
wirtschaft und Umwelt und so weiter … also: es gibt überall Berührungspunkte in den 
Häusern mit den Aufgaben.“ (Q Erpenbeck 2012). Das ‚Ministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft, Verbraucherschutz und Landesentwicklung‘ hat freilich wohl in gerin-
gerer Zahl und Wahrscheinlichkeit Aufgaben im Bereich der Migrations- und Integra-
tionspolitik aufzuweisen. So antwortet man auf eine Anfrage an das Haus: „Das Land-
wirtschaftsministerium hatte und hat keine originären Zuständigkeiten in diesem Be-
reich“; man gebe aber wohl in einigen Fällen – wie der Sichtweise der Landwirte zu 
Saisonarbeitskräften und deren Bedeutung für die Ernährungsproduktion – eine fachli-
che Stellungnahme ab (Q Tangemann 2012).  
So lassen einerseits also die Beobachtungen in Niedersachsen auf niedriger Organisati-
onsebene auf konstante Aufgabenerledigung mit marginalen Ortsveränderungen 
schließen; andererseits ist die Varianz auf mittlerer und höherer Ebene in Niedersachsen 
augenscheinlich sehr ausgeprägt. Sowohl vertikale Veränderungen – mit Werten, die 
sich teilweise von einem Beobachtungszeitpunkt zum nächsten halbieren oder verdop-
peln – als auch horizontale Verschiebungen – mit Ansiedlungen beim Innern, im Sozi-
albereich, im Arbeitsbereich und in der Staatskanzlei – prägen das Gesamtbild. Allein 
die Verortung von Erpenbecks Funktion habe sich in diesem Zeitraum sechs oder sie-
ben wesentlich geändert (Q Jelit 2015).  
 
66 Im Detail ergeben sich hier drei unterschiedliche Statusgruppen von Ausreisepflichtigen (vgl. Q Er-
penbeck 2012, Q Baum 2012): ausreisepflichtige aber ausreiseunwillige Personen, außerhalb des Auf-
enthaltsgesetzes straffällig gewordene Menschen mit Migrationshintergrund und ausreiseunwillige Per-
sonen, die zudem außerhalb des Aufenthaltsgesetzes straffällig geworden sind.  
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Abbildung 3.12: Datenblatt zur Auswertung des Forschungsgegenstands entlang ausgewählter Zeit-
punkte in Niedersachsen 
Eigene Darstellung. 
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3.4.5 Rheinland-Pfalz 
Für Rheinland-Pfalz liegen Daten für den Zeitraum ab 1991 vor. Dabei ist das Gesamt-
bild der Verortung von Migrations- und Integrationspolitik von Beginn bis ins Jahr 2011 
weitgehend von Konstanz geprägt. Lediglich zwei größere Veränderungen vollzogen 
sich bis dahin. 1994 wurden die migrationspolitischen Aufgaben im Innenministerium 
aufgewertet. 2006 kam es zu einer Veränderung im Erscheinungsbild der Beauftragten. 
Sie wechselte von der Staatskanzlei ins Sozialministerium und erfuhr eine vertikale Hö-
herverortung. Ansonsten dominierten wenige Beobachtungen in der Linie und kon-
stante Präsenz der Ausländer- und später Integrationsbeauftragten das Bild über die 
Zeit. 2011 kam es dann zu einem radikalen Schnitt: Es kam zu einer starken Konzent-
ration von Aufgaben in Abteilungsstärke in einem neu geschaffenen Ressort. Hierbei 
wurden migrationspolitische Kompetenzen aus dem Innenministerium und integrati-
onspolitische Zuständigkeiten aus dem Arbeits- und Sozialministerium zusammenge-
zogen. Dieser Textabschnitt wird diese lange erste Phase von 1991 bis 2011 der noch 
jungen zweiten von 2011 bis zum Ende des Untersuchungszeitraums 2013 gegenüber-
stellen. Dabei gilt es in der ersten Phase insbesondere, die Stellung der Beauftragten 
genauer zu beleuchten.  
Das Amt der Beauftragten wurde bereits im Jahr 1987 ins Leben gerufen und mit einer 
Mitarbeiterin sowie einer Schreibkraft ausgestattet. Nach einem kurzen Gastspiel im 
damaligen Sozial- und Frauenministerium (Q Weber 2013) wurde es noch vor Beginn 
des Untersuchungszeitraums – 1989 (Gerigk-Koch 2012: 12) – der Staatskanzlei zuge-
ordnet. Der Stab der Beauftragten war dort dann direkt dem Chef der Staatskanzlei (Mi-
chna 2008a: 149) unterstellt. Dabei war ihre Organisationseinheit in drei thematische 
Teilbereiche gegliedert: R1 mit der Koordinierung innerhalb der Landesregierung, den 
Grundsatzfragen, gesellschaftlicher, kultureller und sozialer Integration, Asylbewerber 
und Flüchtlingen, R2 mit Interkultureller Arbeit, Initiativen und Projekten, Frauen und 
Mädchen sowie Jugendlichen und schließlich R3, welches Informations- und Öffent-
lichkeitsarbeit betrieb, auf dem Feld der beruflichen Ausbildung und dem Arbeitsleben 
tätig war und die Zuständigkeit für die Ausländerbeiräte inne hatte. Trotzdem wären – 
abgesehen vom Mitzeichnungsrecht für alle relevanten Vorgänge innerhalb der Landes-
regierung (Michna 2008a: 149) – Kompetenzen zu dieser Zeit stark limitiert gewesen (Q 
Edinger 2014). Die damalige Amtsinhaberin Weber betont die Ombudsfunktion, im 
Zuge dessen direkte Einzelfallbearbeitung stattfand (Q 2013, vgl. auch Gerigk-Koch 
2012: 12), und die vertikale sowie horizontale Vernetzungs- und Koordinationsfunktion 
(Q Weber 2013) als wichtige Teile des Aufgabenportfolios. Die ‚Landesbeauftragte für 
Ausländerfragen‘ blieb unter diesem Namen bis 2006 bei der Staatskanzlei angesiedelt. 
Im Zeitverlauf veränderte sich die strukturelle Dreigliederung des Stabs nicht. Aller-
dings verlagerte sich der inhaltliche Schwerpunkt des Aufgabenbündels. So setzte man 
verstärkt auf bildungspolitische Themen und nahm sich zunehmend der Aufklärung 
im Bereich des Rassismus und Rechtsextremismus an. Außerdem standen der Beauf-
tragten schon 1998 insgesamt 6 Mitarbeiter zur Verfügung: zwei Referenten, zwei Sach-
bearbeiter, eine Bürofachkraft und eine Sekretärin (Q Weber 2013).  
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Derweil wurde die Bearbeitung von Aufgaben des Politikfelds in der Linie vom Innen-
ministerium dominiert. Waren die Aussiedler- und Teile der Flüchtlings- und Asylbe-
werberpolitik zu Anfang noch im ‚ASFG – Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit 
und Familie‘ untergebracht, so verlagerte man das Aufgabenbündel Mitte der 90er Jahre 
in Abteilung I (R12) des Innenressorts67. Dort waren bereits andere Aufgaben des Felds 
vorhanden: in R13 war das Staatsangehörigkeitsrecht als Hauptaufgabe untergebracht; 
in R16 war das Ausländerrecht untergebracht. Letzterer Aufgabenbereich erhielt im 
Zuge einer Aufwertung im Jahr 1994 Referatsstatus. Ohne weitere horizontale Annähe-
rung dieser drei Bündel blieb man dieser Zuordnung bis 2011 treu. Auch wenn man die 
beiden genannten Beobachtungen in Referatsstärke bei der vertikalen Messung zusam-
mennimmt, kommt der errechnete Wert zu keinem Zeitpunkt über 0,71% hinaus. Mit 
großem Abstand erreichen auch andere Beobachtungen nur sehr niedrige Werte – meist 
im Bereich unter 0,01%. In der Verfassungsschutzabteilung fand sich ein Eintrag ‚R65 
– Ausländerextremismus‘; im Nachbarreferat bearbeitete man Fragen der Islamismus-
Bekämpfung. 
Weitere Hauptaufgaben waren nicht breit über andere Ressorts verstreut. Als Haupt-
aufgabe im Justizressort war das Staatsangehörigkeits- und Ausländerrecht angezeigt. 
Weitere Beobachtungen im Justizministerium fielen unter die Hürde der Nennung im 
Referatsnamen und waren als Einzelaufgaben im Ressort verstreut. Über den Innen- 
und Justizbereich hinaus beherbergte nur das Bildungsministerium nennenswert ge-
bündelte oder hierarchisch hinreichend hoch angesiedelte Aufgaben. Konstant über die 
Zeit wiesen die Organisationspläne die Zuständigkeit für ‚Aussiedler- und Ausländer-
kinder‘ aus. Eine eigene Referentin als Ansprechperson für Belange von Menschen mit 
Migrationshintergrund sei aber dort erst sehr spät hinzugekommen (Q Weber 2013). 
Im Zeitverlauf tauchten einzelne Aufgaben an anderer Stelle im Behördenaufbau des 
Bildungsressorts auf. Dazu gehörten die ‚Prüfung und Genehmigung von Schulbü-
chern für ausländische Kinder‘ zusammen mit den ‚Grundsatzfragen Kinder anderer 
Herkunftssprachen (alle Schularten)‘, der ‚Anerkennung ausländischer Zeugnisse des 
Sekundarschulwesens‘ und – aufgrund der seit 2006 bestehenden Zuständigkeit für den 
vorschulischen Bereich – der ‚Sprachförderung und interkulturelle Arbeit in Kinderta-
gesstätten‘. Das Bildungsministerium war also geprägt von einem hohen Streuwert. 
2006 trat schon vor dem großen Umbruch von 2011 in mehrerlei Hinsicht ein Wende-
punkt in der Verortung von Integrationspolitik ein. Auslöser war eine Änderung im Er-
scheinungsbild der Beauftragten. Erstens wurde die Amtsbezeichnung in ‚Beauftragte 
für Migration und Integration‘ (Q Weber 2013) geändert. Zweitens erweiterte man im 
Zuge dessen die Zielgruppenzuständigkeit der Beauftragten, die bisher nur auf zuge-
wanderte Ausländer – also exklusive der Gruppe der Asylsuchenden – bezogen war. We-
67 Als auffälliger Nebenaspekt ist hier zu nennen, dass die ‚Ausländerpolitik‘ als Spiegelzuständigkeit in 
der Staatskanzlei noch für einige Jahre nach dieser horizontalen Verschiebung im Bereich ‚Arbeit und 
Soziales‘ verbleibt.  
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ber (ebd.: 8f) erinnert sich: „[M]it diesem neuen Namen kam auch die neue Zuständig-
keit für alle. Das heißt: ab 2006 war ich dann zuständig für alle Zugewanderten; auch 
für die Spätaussiedler. Das war ich ja vorher nicht. Obwohl ich sehen konnte, dass Spät-
aussiedler Integrations- und Sprachprobleme hatten, war ich offiziell für sie nicht zu-
ständig, sondern das Innenministerium.“ Gleichwohl habe man trotz offizieller Nicht-
Zuständigkeit schon vorher ein offenes Ohr für deutsche Staatsbürger mit Migrations-
hintergrund gehabt (ebd., Gerigk-Koch 2012: 16). Drittens fand zielgruppenunabhängig 
eine „weitgehende Bündelung aller Aktivitäten rund um das Themenfeld“ (Michna 
2008b: 45) und ein Ausbau des Funktionsportfolios statt. Neben der bisher betonten 
Vernetzungs- und Beratungsfunktion traten nun auch die Koordinierung, Federfüh-
rung und Steuerung stärker in den Vordergrund (ebd. 45f). Viertens wechselte das Amt 
von der Staatskanzlei zum ‚ASGFF: Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Fa-
milie und Frauen‘. Fünftens gestand man der Amtsinhaberin – obwohl man die stabsor-
ganisierte Form beibehielt – de facto eine Art Abteilungsrang zu: „Wir hatten die Be-
zeichnung Stabsstelle, waren aber eine kleine Abteilung und sind auch so behandelt 
worden im Haus; also: bei Abteilungsbesprechungen dabei und bei Leitungsklausuren 
dabei.“ (Q Edinger 2014). Diese horizontale und vertikale Verschiebung sorgte dafür, 
dass nicht mehr das Innenministerium mit den dort stark vertretenen, linienorganisier-
ten Aufgaben als maßgeblich in der Integrationspolitik galt. Für den Zeitpunkt seiner 
Untersuchung ordnet Michna (2008a: 187) dem Land Rheinland-Pfalz eindeutig einen 
Ansiedlungsschwerpunkt im Sozialressort zu. Im legislativen Bereich äußerte sich dies 
in Form eines Wechsels der Integrationszuständigkeit vom Innen- zum Sozialaus-
schuss im Jahr 2006 (Q Klöckner 2013). Sechstens wuchs auch die Zahl der Personalstel-
len im Stab weiter an: Mittlerweile arbeiteten dort drei Referenten, drei Sachbearbeiter, 
eine Bürokraft sowie eine Sekretärin – insgesamt also 8 Personen (Q Weber 2013). In-
nerhalb des Stabs wurde zudem eine neue Stellvertreterposition mit weitreichenden 
Kompetenzen geschaffen. Dazu gehörten unter anderem der immer wichtiger wer-
dende (vgl. Q Weber 2013) Bereich der Bund-Länder-Politik sowie die Betreuung der 
Ausländerbeiräte-Reform (MASGFF 2007: 35). 
 
Von der alten Struktur mit einer koordinierenden und aufgabenerledigenden Beauftrag-
ten einerseits und der Verortung einiger weniger innovativer Aufgaben im Innen- und 
Bildungsressort andererseits blieb 2011 nahezu nichts übrig. Hauptgegenstand des Um-
bruchs im Mai (Steinacker 2012: 8) war der Errichtung eines völlig neuen Ressorts. Mit 
‚Integration‘ als erstem Titelbestandteil wurde das ‚IFKJF: Ministerium für Integration, 
Familie, Kinder, Jugend und Frauen‘ aus der Taufe gehoben. Auch wegen des niedrigen 
vertikalen Niveaus in den Vorjahren, stieg der Wert von 2010 auf 2011 um mehr als das 
Vierfache an. Dabei erstreckte sich das Aufgabenbündel ‚Migration und Integration‘ auf 
eine von vier gleichberechtigten Abteilungen. Diese neue Abteilung konstituierte sich 
wiederum aus vier Aufgabenbündeln, von denen drei aus dem Innenministerium her-
ausgelöst und – mitsamt Personal (Q Spiegel 2013, Q Edinger 2014) – auf das neue 
Ressort übertragen wurden. Es handelte sich hierbei erstens um das Einbürgerungsrecht, 
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welches vom Staatsbürgerschaftsrecht abgetrennt wurde (Q Edinger 2014). Dies wäre 
entlang einer „relativ kleinteiligen Ausdifferenzierung“ (Q Spiegel 2013) vonstattenge-
gangen. Außerdem wurden zweitens die Zuständigkeiten des ehemaligen Referats 312, 
welches die Aussiedler- und Asylpolitik beherbergte, und schließlich drittens das Aus-
länderrecht aus R316 ins neue Ressort umgesiedelt.  
Im Innenministerium zurück blieben nur noch wenige politikfeldbezogene Aufgaben, 
wie etwa der Bundesinnenministerkonferenz (Q Edinger 2014) und des Verfassungs-
schutzes sowie das entkernte Staatsbürgerschaftsrecht. Der vormalige Stab der Beauf-
tragten wechselte aus dem Sozialministerium als vierter Bestandteil ins neue Haus 
(Steinacker 2012: 8, Gerigk-Koch 2012: 17). Der zusammengezogene Personalbestand 
wurde schließlich neu verteilt und strukturiert. Die Grundsatzabteilung R721/722 
„hatte 4,25 Stellen. Das ist Durchschnitt. Es gibt in der Integrationsabteilung auch klei-
nere Referate. Insgesamt sind es vier Referate: Eins ist deutlich kleiner – die anderen 
sind ein bisschen größer. Das Ausländerrechtsreferat ist deswegen größer, weil die jetzt 
hier die Einbürgerung dazu gekommen haben.“ (Q Edinger 2014). 68 Die Einbürgerung 
sei vorher bei der Grundsatzabteilung angesiedelt gewesen (ebd.). Vergleicht man das 
relative Verhältnis von Aussiedler-, Integrations-, Migrations- und Asylpolitik in der Ab-
teilung, so läge der Schwerpunkt auf der aus dem ordnungspolitisch orientierten Innen-
ministerium (Q Spiegel 2013) gekommenen Asylpolitik (Q Weber 2013, Q Edinger 2014, 
Steinacker 2012: 3, 8). 
Man kann nicht davon sprechen, dass das Amt des Integrationsbeauftragten bei diesem 
Umbruch in der bisherigen Form erhalten blieb. Zwar gab es auch im neuen IFKJF 
wieder einen klassischen Beauftragten; seine Aufgaben wurden jedoch im Vergleich 
zum Stand von vor 2011 auf ein kleines Bündel zusammengeschrumpft und waren völ-
lig anders gelagert als die seiner Vorgängerin. Die Aufgaben des neuen Beauftragten 
beschränken sich im Wesentlichen auf erstens den Kontakt zu Verbänden und Interes-
sengruppen sowie zweitens der Leitung des ‚Runden Tischs Islam’. Zweiteres sei laut 
Weber (Q 2013) von der Komplexität der Aufgabe nicht allzu aufwendig. Andererseits 
gestalte sich der Unterhalt des Netzwerks aufwendiger: Hier sei der neue Posteninhaber 
„auch ganz bewusst der Regierungsbaustein für das ganze Netzwerk von Menschen, die 
sich um Integrationspolitik kümmern“ (Q Spiegel 2013). Hinzu käme nach wie vor die 
Bearbeitung von Anliegen einzelner Menschen mit Migrationshintergrund (Q Klöckner 
2013). Er sei außerdem in Abteilungsleiter-Gespräche eingebunden (Steinacker 2012: 
10). 
Die „starken Veränderungen“ (Steinacker 2012: 9) der Beschaffenheit des Beauftragten 
betrafen nicht nur die Aufgabenqualität und -quantität, sondern auch die Verortung: 
Das Amt „ist nicht Bestandteil der Abteilung Integration, sondern organisatorisch 
Staatssekretärin Margit Gottstein zugeordnet“ (ebd. 2012: 9), also sonderorganisiert an-
gesiedelt. Den Personalbestand hatte man an den neuen Aufgabenkreis angepasst. Der 
68 Weitere Personalstärken: R723 mit 2,55, R724 mit 5,7, R725 mit 7,25, die Härtefallkommission mit 2, 
das Projekt „Gegen Menschenhandel zum Zwecke der Arbeitsausbeutung“ mit einer und die Geschäfts-
stelle ArgFlü mit 3 Stellen.  
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Beauftragte besäße somit keinen großen Stab mehr (vgl. Q Edinger 2014). Ihm wurden 
eine Mitarbeiterin und eine Sekretärin zur Seite gestellt (Steinacker 2012: 10).  
Im neuen Ministerium fanden sich außerhalb der Integrationsabteilung noch zwei wei-
tere Beobachtungen, welche sich mit Aspekten der Migrations- und Integrationspolitik 
beschäftigten. Darunter fiel erstens die neu geschaffene Antidiskriminierungsstelle. Sie 
war formal der Abteilung ‚Familie‘ angeschlossen – jedoch mit Sonderstatus. Die Stelle 
kümmerte sich neben geschlechtlicher und sexueller, religiöser und behindertenbezo-
gener Diskriminierung auch explizit um Rassismus, Nationalismus, sowie ethnische 
und kulturelle Diskriminierung. Die neue Stelle behandle somit Querschnittspolitiken 
im Querschnitt (vgl. Q Edinger 2014). Innerhalb dieser Anti-Diskriminierungsstelle 
stellte der Aspekt des Politikfelds ‚Migration und Integration‘ schon allein deshalb einen 
wichtigen Bestandteil des Referats dar, weil eine Person aus dem Stab der ehemaligen 
Integrationsbeauftragten als deren Leiterin berufen wurde. Die zweite Beobachtung war 
in der Kinder- und Jugendabteilung angesiedelt und beschäftigte sich mit ‚interkultu-
reller Pädagogik‘ in Kindertagesstätten.  
Außerhalb des IFKJF-Ministeriums blieb das Bildungsministerium ein wichtiges Stand-
bein integrationspolitischer Verortung. Hier traten kaum Veränderungen auf, obwohl 
auch im neuen Integrationsministerium bildungspolitische Aufgaben im Kontext der 
Integration bearbeitet wurden. Lediglich eine Ausdehnung der Zielgruppe auf Flücht-
linge (Q Spiegel 2013) und kleinere hierarchische Verschiebungen waren zu verzeich-
nen. Außerdem war die Anerkennung ausländischer Bildungsabschlüsse schon im Vor-
feld des Umbruchs von 2011 vom Bildungs- ins Wirtschaftsministerium verschoben 
worden (Q Edinger 2014). Neu hinzu kam hingegen im Arbeits- und Sozialressort ‚Mig-
ration und Arbeitsmarkt‘ in Form eines Großreferats. 
Während sich also nur 1994 im Teilbereich der Migrationspolitik und 2006 im Teilbe-
reich der Integrationspolitik größere Organisationsmaßnahmen ergaben, blieb Migra-
tions- und Integrationspolitik bis 2011 von weitreichenden Veränderungen unberührt. 
Der große Umbruch von 2011 erfasste dann aber sämtliche Teilfelder. Er brachte sowohl 
eine vertikale und horizontale Veränderung in der Linie, eine Umbenennung des Res-
sorts samt Abteilungsgliederungen und eine Zurücksetzung des über lange Jahre ge-
wachsenen Beauftragtenpostens mit sich.  
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Abbildung 3.13: Datenblatt zur Auswertung des Forschungsgegenstands entlang ausgewählter Zeit-
punkte in Rheinland-Pfalz 
Eigene Darstellung.
101 
3.4.6 Sachsen 
Die Fälle in Sachsen – erhoben von 1994 bis 2013 – sind von zwei Eigenschaften geprägt: 
erstens sind Beobachtungen rar und im Falle ihres Vorhandenseins zweitens auf vertikal 
niedrigem Niveau. Die einzig größere Änderung im Zeitverlauf vollzog sich, als die In-
tegrationspolitik vom Innen- zum Sozialministerium wechselte. Der folgende Textab-
schnitt wird sich zunächst dem Ausländerbeauftragten und dessen besonderer Veror-
tung widmen, bevor ein Blick in das Sozial-, das Innen- und das Kultusministerium 
geworfen wird.  
Kennzeichnend für Sachsen ist, dass der Ausländerbeauftragte nicht im Bereich der Re-
gierung, sondern außerhalb beim Parlament angesiedelt ist. Entsprechend kommt ihm 
keine Funktion zu, die steuernder, koordinierender oder federführender Natur im Be-
reich der Landesregierung ist. Er ist weisungsungebunden (Michna 2008a: 182), fällt 
aber dadurch aus der exekutiven Struktur heraus und kann seinerseits folglich auch 
keine Weisungen an Stellen in der Regierungsorganisation geben. Vielmehr sei das Amt 
Kontrollorgan und als eine Art „gesellschaftspolitischer Rechnungshof“ (Q Gillo 2013) 
zu verstehen. Als typische Funktionen eines Ausländerbeauftragten gehören die Om-
buds- und Beratungsfunktion zu seinen Kernaufgaben. Die Bezeichnung ‚Ausländerbe-
auftragter‘ wurde vom Zeitpunkt seiner Schaffung 1992 (Michna 2008a: 150) bis heute69 
beibehalten und nicht zu ‚Integrationsbeauftragter‘ geändert. Seine Zuständigkeit liegt 
somit neben zuwandernden Ausländern auch bei Asylsuchenden (vgl. Q Gillo 2013). 
Von seinen Aktivitäten würden oft auch Deutsche mit Migrationshintergrund profitie-
ren (ebd.). Die zentrale Zielgruppe seien aber nicht nur Ausländer; mindestens im sel-
ben Maße sei er „Inländerbeauftragter“, dessen Aufgabe es sei, sich gegen Vorurteile 
und Rassismus einzusetzen (ebd.). Zum Zeitpunkt des Interviews umfasste der Perso-
nalbestand 7 permanente und 2 befristete Mitarbeiter (ebd.)70. Dies zeigt an, dass insbe-
sondere Antidiskriminierung, Einzelfallberatung, allgemeine Informationsbereitstel-
lung und Netzwerkunterhalt im gesamten Untersuchungszeitraum bereits außerhalb 
des Regierungsapparats abgedeckt werden.  
Der Blick auf die Aufbauorganisation der Landesministerien verrät: Aufgaben der Mig-
rations- und Integrationspolitik waren und sind im Innen- und Sozialministerium ge-
bündelt und dort vertikal nicht sehr hoch angesiedelt. Ansonsten war die Befassung mit 
dem Feld sehr spärlich.  
Das Wirtschaftsministerium zum Beispiel: Trotz des, dem Innenministerium gegen-
über immer wieder bekundeten Interesses an Fachkräftezuzug habe man keine dauer-
hafte Aufgabe im Themenkreis ‚Migration und Integration‘ unterhalten oder entspre-
chend Personal vorgehalten (Q Gillo 2013, Q Strunden 2014). Mithin tauchten Einzel-
aufgaben in den Zuständigkeitsbeschreibungen der Häuser auf: So bestand Ende der 
90er eine Zuständigkeit für ‚allein reisende weibliche Flüchtlinge‘ in der Staatskanzlei. 
69 Stand Dezember 2015 
70 Für die Amtszeit von Gillos Vorgängerin de Haas gab Michna (2008b: 55) noch 5,5 Stellen zzgl. einer 
Stelle für die Härtefallkommission an.  
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Sowohl im Wissenschafts- als auch im Kultusministerium fand sich die Aufgabe ‚Aner-
kennung und Bewertung ausländischer Schulabschlüsse‘. Dabei ist das Kultusministe-
rium eines der drei Ressorts, welches mehrere Aufgaben im Haus bearbeitet. Wie im 
Falle der Anerkennung von Abschlüssen wären jedoch viele dieser Aufgaben außerhalb 
des ministerialen Bereichs oder dezentral als kleinteilige Einzelaufgaben in den einzel-
nen Referaten untergebracht (Q Giestl 2014). Hierzu zählt beispielsweise das sächsische 
Sonderprojekt (vgl. Q Gillo 2013) ‚Deutsch als Zweitsprache‘ und die religiöse Bildung 
muslimischer Schülerinnen und Schüler. Spätestens seit 2008 gebündelt liegen einige 
Aufgaben im Referat 25 ‚Internationale Angelegenheiten, Sprachenförderung und Mig-
ration‘ vor. Dort residierten unter anderem der ‚Unterricht für Migrantenkinder‘ und 
die ‚interkulturelle Erziehung‘ (Q Giestl 2014). Zielgruppenkriterium aller Aufgaben im 
Bereich der Migrations- und Integrationspolitik sei die Schulpflichtigkeit gewesen 
(ebd.).  
Der Großteil aller Aufgaben war jedoch im Innen- und im Sozialressort untergebracht. 
Noch bis Mitte der 2000er Jahre71 verweilte das Hauptaufgabenbündel im Innenminis-
terium und erstreckte sich auf zwei Referate: R61 mit der Aussiedlerpolitik und R62 mit 
Ausländer- und Asylangelegenheiten. Neben der, in diesem Bündel verorteten Unter-
bringung von Aussiedlern und Asylsuchenden bezog sich die ‚Eingliederung‘ als Vor-
läufer der ‚Integration‘ auf Aussiedler und Ausländer. Mitte der 2000er Jahre wurde die-
ses Bündel aufgeteilt. Dabei blieb ein Teil im Innenressort, während der andere ins So-
zialressort wechselte. Das Ministerium für Soziales war fortan für die Integration von 
Menschen mit Migrationshintergrund nach Zuwanderung zuständig. Somit seien Spät-
aussiedler ein- und Asylsuchende als Zielgruppe ausgeschlossen gewesen (Q Bey 2014). 
Die Integrationszuständigkeit nähme das Haus koordinierend zwischen den Ressorts 
als ‚primus inter pares‘ wahr (ebd.).  
Im Ministerium des Innern verblieb hingegen der migrations- und asylpolitische Auf-
gabenblock mit den ‚Ausländer- und Asylangelegenheiten‘ und ausdrücklich auch der 
Unterbringung von Asylsuchenden als R24. 2008 erfolgte eine interne Restrukturierung 
des Referats in drei Sachgebiete: a) humanitäre Angelegenheiten, b) Fragen der Sicher-
heit und Ordnung sowie c) die Zuwanderungspolitik; damit habe man die vorherige 
Vermischung von ordnungsrechtlichen – also eher restriktiv-verwaltenden – und huma-
nitären Fragen – insbesondere der Unterbringung – aufgehoben (Q Strunden 2014). 
Eine bedeutende Neuerung im Referat sei das ‚Sachgebiet Zuwanderung‘ gewesen: Hier 
sei man zunächst mit der Erhebung von Daten zu Zuwanderungshemmnissen und 
dann zur Vorbereitung einer Bundesratsinitiative zur Änderung des Zuwanderungs-
rechts beschäftigt gewesen. Alle drei Sachgebiete stattete man jeweils mit einer Stelle 
des Höheren und des Mittleren Diensts aus; die Personalaufstockung in jüngster Zeit 
71 Die diesbezüglich widersprüchlichen Angaben zum Zeitpunkt des Wechsels konnten nicht gänzlich 
aufgeklärt werden. Bey (Q 2014), der Organisationsreferent aus dem Sozialressort, spricht im Septem-
ber 2014 von einem Wechsel „vor 8 Jahren“. Für spätestens 2006 existieren jedoch Daten, die eindeutig 
dem Sozialressort die Integrationszuständigkeit zuschreiben. Strunden aus dem Innenressort (Q 2014) 
konnte zum Zeitpunkt keine genaueren Angaben machen.  
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habe mit dem vermehrten Flüchtlingsaufkommen zu tun gehabt. Neben den Tätigkeits-
schwerpunkten im verwaltungspraktischen Bereich und auf dem Feld der Gesetzge-
bungsvorbereitung wäre außerdem die Informations- und Aufklärungspolitik in Bezug 
auf die sächsischen Stammbevölkerung Bestandteil im Aufgabenportfolio gewesen. 
Diese würde man eigentlich eher im integrationspolitischen Bereich vermuten. Selbiges 
gilt für das Asylbewerberleistungsgesetz: Jenes war und ist nicht im Sozial- sondern 
ebenfalls im Innenministerium angesiedelt. Das Staatsangehörigkeitsrecht war von Be-
ginn des Untersuchungszeitraums an bis 2011 von Ausländer- und Asylangelegenhei-
ten geographisch gesondert verortet worden. Noch vor Anbruch des Jahres 2012 wurde 
die Aufgabe aus dem, zuletzt mit ‚R25‘ betiteltem Referat herausgelöst und zum Haupt-
aufgabenbündel verschoben. (ebd.)  
Außerhalb dieses konzentrierten Aufgabenblocks im neuen R24 befand sich im Innen-
ressort neben vereinzelten Aufgaben wie beispielsweise der üblichen ministeriellen Be-
fassung mit Islamismus und Ausländerterrorismus im Bereich ‚Verfassungsschutz‘ au-
ßerdem noch die Härtefallkommission. Diese war erst seit einigen Jahren dort verortet. 
Vorher befand sie sich direkt im unmittelbaren Verantwortungsbereich des Ausländer-
beauftragten. Dieser werde zwar traditionsgemäß immer noch zum Vorsitzenden be-
stellt; die Geschäftsstelle sei aber im Innenministerium angesiedelt (Strunden 2014). 
Dem Beauftragten als Vorsitzenden werde aus dem Innenressort auch ein Jurist zu Be-
ratungszwecken zur Seite gestellt (ebd.). Dies zeigt eine gewisse organisatorische Nähe 
der bearbeiteten Aufgaben zwischen dem Ministerium des Innern in der Exekutive und 
dem Ausländerbeauftragten in der Legislative. Diese organisatorische Nähe entstand 
durch Aufgabenüberschneidung im Bereich der Asylangelegenheiten, der Zuwande-
rungspolitik und der Antidiskriminierungs- und Aufklärungsarbeit. Aufgabenteilung 
zwischen den Institutionen außerhalb und innerhalb der Exekutive fände jedoch nicht 
statt. Der Leiter des Leitungsstabs im Innenministerium Strunden betont, dass der Aus-
länderbeauftragte grundsätzlich keine Aufgaben des Innenministeriums übernehmen 
könne. Man arbeite oft zusammen. Die Zusammenarbeit funktioniere gut. Auf die 
Frage, ob Entlastung für das Innenressort durch Arbeitsteilung entstünde, antwortete 
Strunden (Q 2014): „Wenn sie zum Beispiel jetzt das Thema ‚Information und Awaren-
ess-Bildung‘ aufgreifen: ‚Entlasten‘ würde ja heißen, dass wir weniger machen könnten. 
Das können wir natürlich nicht. Wir müssen das machen, was wir machen. Wir müssen 
auch so viel machen wie wir machen können.“ 
Seit 2012 gab es auch einen Spätaussiedlerbeauftragten, welcher in der Staatskanzlei 
angesiedelt war (Q Gillo 2013, Q Strunden 201472). Dieser Posten wurde mit Adolf 
Braun, einem Referenten in der Staatskanzlei, besetzt (ebd., Landesverband Vertriebene 
und Spätaussiedler Sachsen 2012: 3).  
 
72 Obwohl es sich hier um einen gegebenen Fakt handelt, werden an dieser Stelle drei Nachweise ange-
führt. Grund dafür ist, dass sich sowohl in den Organisationsplänen als auch auf der Web-Präsenz 
keine Anzeichen für einen derartigen Posten finden. 
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Die Aufbauorganisation blieb also hinsichtlich der Migrations- und Integrationspolitik 
über die Zeit weitgehend unverändert73. Ein größerer Umbruch trat in Form einer Los-
lösung des Integrationsaspekts aus dem Innenressort auf: ‚Integration nach Zuwande-
rung‘ wurde fortan im Sozialministerium bearbeitet. Das Innenministerium behielt die 
Zuständigkeit im migrationspolitischen Bereich fest in der Hand. In den anderen Res-
sorts kam es nur punktuell zur Befassung mit Zuwanderungspolitik (Q Strunden 2014) 
und Integrationspolitik (Q Gillo 2013). Der Beauftragte im legislativen Bereich entlas-
tete die Ministerialverwaltung um einige Aufgaben im Bereich Antidiskriminierung 
und Netzwerkunterhalt.  
73 Darauf weist auch Gillo (Q 2013) hin; jedoch merkt er an, dass sich hingegen in der Ablauforganisa-
tion – insbesondere in der Kommunikationsstruktur – viel geändert habe. Ein Hinweis darauf, dass sich 
außerhalb der Aufbauorganisation im Bereich Migrations- und Integrationspolitik etwas bewege zeigt, 
dass der ehemalige Leiter des R24 – seines Zeichens Ausländerrechtsspezialist – zum Leiter des Lei-
tungsstabs berufen wurde und damit in unmittelbare Nähe des Ministers gerückt war.  
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Abbildung 3.14: Datenblatt zur Auswertung des Forschungsgegenstands entlang ausgewählter Zeit-
punkte in Sachsen 
 
Eigene Darstellung.
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3.4.7 Varianz und Muster 
Der Einblick in die Aufbauorganisationen der Bundesländer hat deutlich gemacht, dass 
eine große Bandbreite an unterschiedlichen Ansiedlungsformen migrations- und integ-
rationspolitischer Aufgaben in der Aufbauorganisation beobachtet werden konnte. 
Diese Varianz kann kein Zufallsprodukt sein. Ein derartiger Eindruck entsteht deshalb, 
weil sich Muster andeuten. Jene Muster sind unter anderem zeit- und bundeslandspe-
zifisch. Dies zeigt erstens, dass die Ansiedlung von Aufgaben in der Struktur eine Rolle 
spielen muss – und zwar mindestens für die Beteiligten und sehr wahrscheinlich auch 
für die Politikproduktion. Wenn sich solche groben Muster andeuten, so ist es zweitens 
hochwahrscheinlich, dass sich eine systematische Erklärung für die Varianz finden 
lässt.  
Der folgende Schlussabschnitt des Kapitels widmet sich den Ergebnissen der Auswer-
tung in einer Gesamtschau. In den Graphiken werden jeweils Merkmalsausprägungen 
zur vertikalen Verortung derjenigen Aufbauorganisationen abgetragen, die bereits auf 
den Übersichtsdatenblättern gelistet sind. Pro Bundesland findet man dort also Werte 
für 8 bis 10 Beobachtungszeitpunkte. Bei den Merkmalsausprägungen handelt es sich 
um die zentralen Indikatoren, um die vertikale Verortung der Migrations- und Integra-
tionspolitik im Aufbau charakterisieren zu können: der Gesamtstellenwert, der Stellen-
wert der konzentrierten Beobachtung im Aufbau und der Streuwert.  
Dass es bundeslandtypische Muster bei der Ansiedlung migrations- und integrations-
politischer Aufgaben gibt, kann bereits entlang der sechs untersuchten Bundesländer 
gezeigt werden (vgl. Abbildung 3.15). Hinsichtlich der vertikalen Verortung linienorga-
nisierter Beobachtungen sind Niedersachsen und Hessen über einen längeren Zeit-
raum hinweg die Spitzenreiter. Für Baden-Württemberg fallen die Aufmerksamkeits-
werte zunächst nicht sehr hoch aus. Dafür übertrifft der Südweststaat die anderen bei-
den Bundesländer in dieser Hinsicht ab 2011 um mehr als das Doppelte. Die Werte für 
Bayern bewegen sich auf moderatem Niveau über die gesamte Zeitspanne kaum. Die 
Varianz der Datenpunkte ist sehr niedrig. Die Aufmerksamkeitsmessung für Sachsen 
und – bis auf einen Ausreißer-Wert – Rheinland-Pfalz fällt noch niedriger aus als die in 
Bayern. Sowohl Bayern als auch Sachsen organisieren das Politikfeld im Untersu-
chungszeitraum nicht höher als auf Referatsgruppen- oder Referatsebene. 
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Abbildung 3.15: Graphik zur Darstellung der bundeslandspezifischen Varianz beim vertikalen Stellen-
wert der Migrations- und Integrationspolitik im Aufbau von Ministerialverwaltungen 
 
Jeder abgetragene Datenpunkt ist dem jeweiligen Datenblatt der Bundesland-Übersicht entnommen 
und umschreibt jeweils den vertikalen Stellenwert des Politikfelds ‚Migration und Integration‘ in einer 
Ministerialverwaltung zu einem Messzeitpunkt in einem Bundesland. Eigene Darstellung.  
 
Dass für Integration ein eigenes Ministerium unterhalten wird, bleibt die Ausnahme. 
Nur Baden-Württemberg vereint seit 2011 ausschließlich migrations- und integrations-
politische Aufgaben in einem Ressort. In Niedersachsen gab und in Hessen gibt es Pha-
sen, in denen diesbezügliche Aufgabenbündel mindestens in Abteilungsstärke organi-
siert waren und sind. Eine markante Richtungstendenz der vertikalen Verortung mig-
rations- und integrationspolitischer Aufgaben ist jedoch kaum feststellbar. Entgegen 
den Vermutungen einiger Forscher zeigt der saisonbereinigte Langfristtrend für die be-
trachteten Bundesländer im Zeitverlauf nicht merklich, sondern nur unwesentlich – 
dank Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg – nach oben. Das gilt sowohl für die 
Konzentration (Abbildung 3.16) und Streuung (Abbildung 3.17) der Aufgaben als auch 
für den Gesamtstellenwert des Politikfelds im Aufbau (Abbildung 3.18).  
 
 
 
 
 
 
108 
Abbildung 3.16: Graphik zur Darstellung der zeitspezifischen Varianz hinsichtlich der Konzentration 
migrations- und integrationspolitischer Aufgaben 
Jeder abgetragene Datenpunkt ist dem jeweiligen Datenblatt der Bundesland-Übersicht entnommen 
und umschreibt jeweils den vertikalen Stellenwert der konzentrierten Beobachtung für das Politikfeld 
‚Migration und Integration‘ in einer Ministerialverwaltung zu einem Messzeitpunkt in einem Bundes-
land. Eigene Darstellung. 
Abbildung 3.17: Graphik zur Darstellung der zeitspezifischen Varianz bei der Streuung migrations- und 
integrationspolitischer Aufgaben 
Jeder abgetragene Datenpunkt ist dem jeweiligen Datenblatt der Bundesland-Übersicht entnommen 
und umschreibt den jeweiligen Merkmalswert der ‚Streuung‘ des Politikfelds ‚Migration und Integra-
tion‘ in einer Ministerialverwaltung zu einem Messzeitpunkt in einem Bundesland. Eigene Darstellung. 
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Abbildung 3.18: Graphik zur Darstellung der zeitspezifischen Varianz beim vertikalen Stellenwert der 
Migrations- und Integrationspolitik im Aufbau von Ministerialverwaltungen 
Jeder abgetragene Datenpunkt ist dem jeweiligen Datenblatt der Bundesland-Übersicht entnommen 
und umschreibt den jeweiligen vertikalen Stellenwert des Politikfelds ‚Migration und Integration‘ in ei-
ner Ministerialverwaltung zu einem Messzeitpunkt in einem Bundesland. Eigene Darstellung. 
 
Mit Blick auf die horizontale Verortung von Migrations- und Integrationspolitik stellten 
schon Michna (2008) für die erste Hälfte des Untersuchungszeitraums und Schambu-
rek (2015) bestimmte Muster fest. Beliebte Ansiedlungsorte für konzentrierte Aufga-
benbündel sind die Innen- und die Sozialministerien. Im letzten Drittel des Untersu-
chungszeitraums zeichnet sich dabei ein Trend ab, der weg von den Innenressorts und 
hin zu Ministerien des sozialen und gesellschaftlichen Bereichs deutet. Ein beliebter Ort 
zur Ansiedlung mittlerer und kleinerer Bündel ist das Bildungsministerium. Dort fin-
den sich mithin Beobachtungen in Referatsstärke. Der oft betonte Querschnittscharak-
ter des Politikfelds sorgt dafür, dass auch andere Häuser wie das Justiz-, das Arbeits- 
oder das Wirtschaftsministerium kleinere Bündel beherbergen. Je nach Kombination 
von Politikfeldern im Zuge des Ressortzuschnitts kann man bis auf die Ministerien im 
Bereich von Umwelt- und Landwirtschaftspolitik überall verstreut Aufgaben vorfinden.  
Auch im Beauftragtenwesen (vgl. Abbildungen 3.19-1 und 3.19-2) zeigen sich sowohl 
verschiedenste Varianten als auch grobe Muster aufbauorganisatorischer Arrangements 
migrations- und integrationspolitischer Aufgaben. Besonders der Einführungszeit-
punkt von Beauftragtenstellen variiert stark. Während man in Niedersachsen und 
Rheinland-Pfalz schon weit vor Beginn des Untersuchungszeitraums eine Ausländer-
beauftragte installierte, folgten Sachsen – wenn auch mit Anbindung an die Legislative 
–, Baden-Württemberg und Hessen erst später. Gegen Ende des vergangenen Jahr-
zehnts schien das Konzept des Beauftragten in den Hintergrund zu rücken. Neuen 
Schwung erhielt es aber mit der Berufung neuer Beauftragter in Bayern 2011 und Nie-
dersachsen 2013. 
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Abbildung 3.19-1: Abbild des Beauftragtenwesens im Politikfeld ‚Migrations- und Integrationspolitik‘ in 
den Aufbauorganisationen des Betrachtungsgegenstands Teil I 
Eigene Darstellung. 
BL Zeitraum Bezeichnung Struktur-
typ
Ressort Teilbereich
1993*-1994
Ausländerbeauftragte beim 
Ministerium für Bundes- und 
Europaangelegenheiten
L Bund und Europa Ausländer
1994-1997
Ausländerbeauftragte und 
Ausländerbeauftragte in der 
Zentral-Abteilung 
St Soziales Ausländer
1998-2002
Ausländerbeauftragte der 
Landesregierung
L Frauen, Arbeit und Soziales Ausländer
2003-2007
Ausländerbeauftragte der 
Landesregierung
L Innen und Sport Ausländer
2007-2010
Integrationsbeauftragte der 
Landesregierung
L Innen, Sport und Integration Integration
2010-2011
Integrationsbeauftragte der 
Landesregierung
L
Soziales, Frauen, Familie, 
Gesundheit u. Integration
Integration
2006-2007
Landesbeauftragter für 
Heimatvertriebene und 
Spätaussiedler
St/So Innen und Sport Spätaussiedler
2008-2010
Landesbeauftragter für 
Heimatvertriebene und 
Spätaussiedler in der Abt. 5 
(später 4, 1)
L Innen, Sport und Integration Spätaussiedler
2010-2013
Landesbeauftragter für 
Heimatvertriebene und 
Spätaussiedler in der Abt. 1
L Innen und Sport Spätaussiedler
2013*
Landesbeauftragte für Migration 
und Teilhabe 
So Staatskanzlei
Integration, 
Spätausssiedler
1996-2006
Ausländerbeauftragter in 
Personalunion mit dem 
Justizminister
So Justiz Ausländer
2006-2010
Integrationsbeauftragter in 
Personalunion mit dem 
Justizminister
So Justiz Integration
1994*-2000 
Landesbeauftragter für Vertr., 
Flüchtl., Aussiedler und 
Kriegsgeschädigte
So 
Staatsministerium 
(Staatskanzlei)
Spätaussiedler, 
Asyl
2001-2004
Landesbeauftragter für 
Vertriebene, Flüchtlinge und 
Aussiedler
So Innen
Spätaussiedler, 
Asyl
2004-2011
Landesbeauftragter für Vertr., 
Flüchtlinge und Aussiedler in 
Personalun. mit dem Innenm.
So Innen
Spätaussiedler, 
Asyl
Abbild des Beauftragtenwesens im Politikfeld ‚Migrations- und Integrationspolitik‘ in den 
Aufbauorganisationen des Betrachtungsgegenstands Teil I
ni
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Abbildung 3.19-2: Abbild des Beauftragtenwesens im Politikfeld ‚Migrations- und Integrationspolitik‘ in 
den Aufbauorganisationen des Betrachtungsgegenstands Teil II 
 
Eigene Darstellung. 
BL Zeitraum Bezeichnung Struktur-
typ
Ressort Teilbereich
2006-2011
Migrationsverantwortlicher im 
Stab des Innenministeriums
St Innen Migration
2010-2013*
Integrationsbeauftragter der 
Staatsregierung im 
Sozialministerium
So
Arbeit und Sozialordnung, 
Familie und Frauen
Integration
1994*-1995
Büro für Einwanderer und 
Flüchtlinge beim 
Staatssekretär**
St
Jugend, Familie und 
Gesundheit
Migration, Asyl
1995-1998
Büro für Einwanderer, 
Flüchtlinge und ausl. 
Arbeitnehmer beim 
Staatssekretär**
St
Umwelt, Energie, Jugend, 
Familie und Gesundheit
Migration, Asyl, 
Integration
1999
Büro für Einwanderer, 
Flüchtlinge und ausl. 
Arbeitnehmer beim 
Staatssekretär**
L Soziales
Migration, Asyl, 
Integration
1999-2009
Landesbeauftragter für 
Heimatvertriebene und 
Spätaussiedler
So Soziales Spätaussiedler
2009-2010
Landesbeauftragte für 
Heimatvertriebene und 
Spätaussiedler
So Arbeit, Familie und Gesundheit Spätaussiedler
2010-2013*
Landesbeauftragte für 
Heimatvertriebene und 
Spätaussiedler
So Soziales Spätaussiedler
2003-2009
Landesausländerbeauftragter im 
Sozialministerium
L Soziales Ausländer
2009-2013*
Landesausländerbeauftragter im 
Ministerium für Justiz, 
Integration und Europa
L Justiz, Integration und Europa Ausländer
1992*-2006
Landesbeauftragte für 
Ausländerfragen
St/So Staatskanzlei Ausländer
2006-2011
Beauftragte der Landesregierung 
für Migration und Integration
St/So
Arbeit, Soziales, Gesundheit, 
Familie und Frauen
Migration, 
Integration, Asyl
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Niedersachsen und Baden-Württemberg unterhielten lange Jahre einen gesonderten 
Aussiedlerbeauftragten, schafften diesen aber gegen Ende des Untersuchungszeit-
raums ab. In Niedersachsen fällt die Zuständigkeit nunmehr in das Portfolio der 2013 
neugeschaffenen Beauftragten für Migration. Hessen ist das einzige der betrachteten 
Bundesländer, welches bis heute einen eigenen Beauftragtenposten für diesen Bereich 
aufweist. In Bayern sind die entsprechenden Aufgaben zusammen mit Angelegenhei-
ten der deutschen Heimatvertriebenen und Flüchtlinge stark in die Linie des Sozialmi-
nisteriums eingebettet. Hier verzichtete man auf einen Beauftragten für Aussiedler. 
Dies war in Sachsen über viele Jahre ebenfalls der Fall. Seit 2012 ist aber auch dort ein 
Beauftragter tätig – jedoch tritt dieser in der breiten Öffentlichkeit kaum in Erschei-
nung.  
In der Gesamtbetrachtung zeigen sich Bayern und Sachsen sehr veränderungsarm. Die 
Bayern blieben ihrer Aufteilung zwischen größerem Bündel im Sozialressort und klei-
nerem Ausländer- und Asylrechtsbündel im Innenressort weitgehend treu. Die einzig 
merkliche Neuerung war die Einführung eines Beauftragten im Jahr 2011. Die Sachsen 
verschoben den Bereich ‚Eingliederung‘ nach der Jahrtausendwende vom Innenressort 
ins Sozialministerium. Weitere Reorganisationsmaßnahmen spielten sich lediglich in 
den Tiefen der Struktur ab. Auch die Baden-Württemberger hielten an ihrer Aufteilung 
zwischen linienorganisiertem Aufgabenbündel im Innenressort und stabsorganisier-
tem Beauftragten im Justizressort bis zum radikalen Umbruch 2011 fest. Ähnliches be-
obachtet man in Rheinland-Pfalz. Auch dort ereignete sich nach einer ersten Aufwer-
tung des Felds im Jahr 2006 der radikale Paradigmenwechsel im Jahr 2011. Sowohl die 
horizontale als auch die vertikale Verortung änderte sich hier im Zuge einer Konzentra-
tion der zwei größten Aufgabenbündel im neuen Integrationsministerium. In Hessen 
baute man überwiegend auf das Sozialministerium als Hort des konzentrierten Aufga-
benbündels. Auffallend ist hier die horizontale und vertikale Verschiebung im Zusam-
menhang mit dem Wechsel ins Justiz- und Europaministerium im Jahr 2009. Die größte 
Varianz weist Niedersachsen auf. Hier wechselte sowohl die horizontale und vertikale 
Ansiedlung linienorganisierter Aufgaben als auch die Verortung der Beauftragten in 
kurzen, unregelmäßigen Abständen über den gesamten Untersuchungszeitraum hin-
weg.    
Dieses Zusammenspiel aus starker Varianz und groben Mustern im Spektrum des Be-
trachtungsgegenstands bildet eine ideale Voraussetzung für den nächsten Schritt. Mit 
diesem Schritt begibt man sich nämlich auf die Suche nach theoriebasierten Erklärun-
gen dafür, wie die beobachteten organisatorischen Arrangements zustande kamen.   
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Kapitel 4: Theoretisches Argument und Hypothesen 
 
Die deskriptive Aufarbeitung des Datenmaterials zum Betrachtungsgegenstand hat die 
reichhaltige Varianz der Ansiedlung migrations- und integrationspolitischer Aufgaben 
in der Aufbaustruktur deutscher Landesministerialverwaltungen herausgearbeitet. Da-
mit wurde die deskriptive der beiden Forschungsfragen abgehandelt. Darauf aufbauend 
beschäftigt sich die zweite Frage dieser Untersuchung mit den Ursachen für jene reich-
haltige Varianz: Warum kommt es zu den vorgefundenen Ausprägungen? In einem de-
duktiven Verfahren soll dieser Forschungsfrage nun nachgegangen werden.  
 
4.1 Gang der Argumentation 
 
In diesem Unterkapitel soll zunächst der Argumentationsgang dargelegt werden, um 
dem Leser einen groben Überblick über den theoretischen Teil zu geben. Das Argument 
wird in den darauffolgenden Unterkapiteln Schritt für Schritt näher dargelegt. Am Ende 
soll ein überschaubares Bündel von Hypothesen bereitgestellt werden, entlang derer 
Entstehungsursachen komplexer Aufbauorganisationen getestet werden können. 
Die erste Aufgabe besteht darin, einen geeigneten Forschungsansatz zu wählen. Dazu 
erfolgt zunächst eine Aufarbeitung des Forschungsstands (4.2.1). Das zu entwickelnde 
Argument wird daraufhin vorab auf der Landkarte theoretischer Konzepte grob einge-
ordnet (4.2.2). Im Zuge dessen stellt sich heraus, dass sich Ansätze grundverschiedener 
Denkschulen zur Aufklärung bestimmter Aspekte des Explanandums eignen. Ein be-
sonders hoher Erkenntnisgewinn wird bei akteursbasierten Ansätzen vermutet, sodass 
diese ins Zentrum des Erklärungsansatzes gerückt werden (4.2.3). Diese Ausführungen 
bilden das zweite (4.2) von insgesamt fünf Unterkapiteln zum theoretischen Argument.  
Anschließend wird die Grundlage dafür geschaffen, Erwartungen über das Handeln von 
Akteuren bilden zu können (4.3). Akteurshandeln drückt sich in dieser Untersuchung 
in Organisationspolitik aus. Organisationspolitik tritt in Form von Entscheidungen der 
Akteure über die aufbauorganisatorische Ansiedlung von Aufgaben in der Struktur von 
Ministerialverwaltungen auf. In diesem Zusammenhang ist eine tiefgehende Befassung 
mit der Rationalität des Handelns und der Rolle von handlungsbeschränkenden Um-
weltbedingungen (4.3.1) unumgänglich. Der Hauptgrund dafür ist einem Versäumnis 
der Politikwissenschaft bei der theoretischen Aufarbeitung des sogenannten Salienz-
Ansatzes geschuldet. Dieser Ansatz unterstellt, dass Akteure oder Systeme bestimmte 
Themen und Gegenstände verschieden stark in den Fokus nehmen. Die vorliegende 
Arbeit bedient sich dieses Grundgedankens. Sicherlich hätte der theoretische Teil 
schlanker gehalten werden können, wenn das Salienz-Konzept ohne wesentliche Abstri-
che hätte übernommen werden können. Das Konzept hat jedoch im Laufe der Jahre 
aufgrund verschiedener Mutationen an Präzision verloren.  
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Seit nämlich Robertson dieses Thema in einem Beitrag von 1976 auf das politikwissen-
schaftliche Tableau gehoben hat, ist es stark strapaziert worden. Vielfach wurde es auf 
empirische Projekte angewandt, ohne dass die Forscher dabei die theoretischen Impli-
kationen einer Übertragung des Konzepts auf neue Forschungsbereiche gewissenhaft 
geprüft hätten. Bis zum heutigen Tag haben es Teile der Politikwissenschaft an vielen 
Stellen versäumt, eine ausreichende Mikrofundierung zur Erfassung dieses wichtigen 
empirischen Phänomens zu schaffen. Zwar wird dies in einigen Teildisziplinen, wie 
etwa der Wahlsoziologie, gesehen (Arzheimer und Schmitt 2005: 282); unbekümmerter 
agiert man in der Parteienforschung. Symptomatisch wäre beispielsweise ein abstrakter 
Bezug auf Robertson (1976), gefolgt von einem Konzept, welches sich davon über die 
Zeit weit entfernt hat. Zu dieser Verundeutlichung und Mutation trug maßgeblich die 
Fortentwicklung und Anwendung von Salienz-Messkonzepten bei. Insbesondere 
scheint man in neueren Beiträgen (z.B. Kim und Fording 2002, Lowe et al. 2011) bis-
weilen wenig bedacht Salienz mit Positionen74 zu vermengen.  
Um sich u.a. von dieser Vermengung abzugrenzen, wird im Rahmen dieser Arbeit der 
neue Begriff der ‚Aufmerksamkeit‘ eingeführt. Dadurch wird sichergestellt, dass das 
hergeleitete Konzept nicht gegen diffuse und untereinander konkurrierende Vorstellun-
gen von Salienz aus unterschiedlichen Denkrichtungen antreten muss. Der neue Be-
griff umschreibt, welche Beachtung ein Akteur einem bestimmten Thema oder einem 
bestimmten Gegenstand schenkt. Aufmerksamkeit ist dabei nicht gegeben, sondern 
entsteht durch Entscheidungshandeln. Obwohl die einzelnen Zwischenschritte dieses 
Argumentationsbausteins nicht getestet werden können, profitiert die vorliegende Ar-
beit von der geleisteten Herleitung von ‚Aufmerksamkeit‘.  
Vom Ausmaß der Aufmerksamkeit eines Akteurs hängt insbesondere ab, wie viel Res-
sourcen er zur Umsetzung des Handlungsziels bereit ist einzusetzen. Ist die Aufmerk-
samkeit nämlich gering, wird der Akteur möglichst ressourcensparend vorgehen. Um 
beispielsweise Ressourcen zur Informationssammlung und -verarbeitung zu sparen, 
greift der Akteur auf Normbefolgung, auf die Beibehaltung der bis dato geltenden Aus-
wahlentscheidungen oder auf Delegation von Entscheidungsbefugnissen zurück. Es 
stellt sich heraus, dass es sich bei einer Vielzahl von Auswahlhandlungen um Delegati-
onsentscheidungen handelt. Es gilt also herzuleiten75, in welchen Situationen delegiert 
wird und wann sich der Akteur Handeln im Sinne des Treffens einer Entscheidung 
selbst vorbehält. Im Ergebnis kommt es in Bezug auf den Entscheidungsgegenstand auf 
die Konfiguration des Grads an Aufmerksamkeit und auf die verfolgte Zielrichtung der 
Akteure an.   
 
 
 
74 Auch hier beklagt Laver (2006: 179) die mangelnde theoretische Fundierung in räumlichen Modellen. Es 
sei ein gemeinsamer und einheitlicher „Mythos“ entstanden. 
75 Ein genauerer Blick auf den Literaturbestand verrät, dass auch im Bereich ‚Delegation‘ an einigen 
Stellen eine überzeugende Herleitung des Konzepts bisher noch aussteht (vgl. Thatcher und Sweet 
2002: 3). 
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Wichtig ist dabei, dass komplexe Organisationsstrukturen nicht mit singulären oder iso-
liert betrachteten Delegationsbeziehungen erklärt werden können. Unterkapitel (4.4) 
beschäftigt sich deshalb mit dem institutionellen Geflecht, in welchem diese Delegati-
onsbeziehungen eingebettet sind. Da es sich bei der Ansiedlung von Aufgaben im Mi-
nisterialaufbau um einen sehr komplexen Entscheidungsgegenstand handelt, entsteht 
ein Gefüge aus zahlreichen Delegationsbeziehungen, die miteinander verkettet sind. 
Aus der Ketteneigenschaft der Anordnung ergeben sich drei zentrale Wirkungen (4.4.3): 
Erstens wirkt sie auf den Entscheidungsspielraum der Akteure. Je weiter hinten diese 
sich in der Delegationskette befinden, desto geringer ist ihr Entscheidungsspielraum. 
Zweitens entsteht ein Netz von Delegationsbeziehungen, die eine komplexere Situation 
für die beteiligten Akteure schaffen. In der Delegationskette können Akteure sowohl 
Delegierende als auch Empfänger delegierter Inhalte sein. Drittens vermag diese kom-
plexere Entscheidungsstruktur eine Kettenreaktion zu verursachen, welche zum Schei-
tern von Teilen oder der gesamten Delegationskette führen kann. Damit die Akteure in 
der Ministerialverwaltung Teil der Delegationskette bleiben können, sind sie nämlich 
darauf angewiesen, dass ihr jeweiliger Prinzipal in Verantwortung bleibt.  
Der vorletzte Abschnitt beschäftigt sich mit dem Punkt in der Kette, an dem die Akteure 
nicht delegieren, sondern selbst entscheiden und organisationspolitische Ziele festle-
gen. Die Diskussion verschiebt sich also von der Frage, ‚wer‘ organisationspolitische 
Entscheidungen trifft auf die Frage ‚wie‘ diese Entscheidungen ausfallen werden. In Ab-
schnitt 4.4.4 werden also Erwartungen dazu formuliert, welche Ziele von den Akteuren 
festgelegt werden. Diese Erwartungen speisen sich im Wesentlichen aus den Erkennt-
nissen in Kapitel 2.  
 
Am Schluss dieses Unterkapitels steht ein Modell (4.4.5), das Aussagen darüber trifft, 
in welcher Delegationssituation wer welche Entscheidungen zum aufbauorganisatori-
schen Arrangement trifft.  
Die Delegationskette besteht aus fünf Akteurstypen (I-V), die durch sequenziell hinter-
einandergeschaltete Delegationsbeziehungen miteinander verbunden sind: die Regie-
rungsparteien (I), das Koalitionsaushandlungsgremium (II), der Ministerpräsident und 
bedingt auch dessen Stellvertreter (III), die Minister und weitere Exekutivpolitiker (IV), 
sowie die Gruppe der Spitzenbeamten (V). Die vier Sequenzen werden im vorletzten 
Unterkapitel (4.5) besprochen. Sie weisen spezifische Charakteristika auf. Es liegen da-
bei pro Sequenz sowohl verschiedene institutionelle Randbedingungen als auch ketten-
gliedspezifische Rollen von Akteuren vor. Jene Rollen weisen den jeweiligen Akteursty-
pen bestimmte gemeinsame Ziele zu. Es schließt sich eine kurze Zusammenfassung 
(4.6) an.  
 
 
 
 
116 
4.2 Grundkonzeption 
Die Suche nach einem Bezugsrahmen, auf dem das Argument aufgebaut werden kann, 
richtet sich danach, wo sich der größte Erkenntnisgewinn erhoffen lässt. Das Feld der 
Erklärungsansätze zum Zustandekommen aufbauorganisatorischer Arrangements ist 
breit. In diesem Unterkapitel werden zunächst die brauchbaren Ansätze und For-
schungsbeiträge herausgefiltert. Es verbleibt eine immer noch ansehnliche Zahl an 
möglichen Ansätzen, auf denen ein gutes theoretisches Argument gründen könnte, üb-
rig. Der darauffolgende Textabschnitt engt die Fülle der verbleibenden Ansatzpunkte 
Schritt für Schritt in der Weise ein, sodass am Ende ein Bezugsrahmen steht. Dieser 
Bezugsrahmen gründet auf einer akteursbasierten Rational-Choice-Konzeption.  
4.2.1 Forschungsstand 
Die Organisationsforschung im Allgemeinen und die Verwaltungs- und Politikwissen-
schaft im Besonderen bieten einen breiten und tiefen Fundus an Erklärungen für orga-
nisatorischen Wandel im Bereich der Regierung. So war ein deduktives Design angera-
ten, welches sich aus dem Literaturbestand informiert – wenngleich sich später heraus-
stellte, dass nebenher zahlreiche interessante, induktiv gewonnene Erkenntnisse produ-
ziert werden konnten. Im Wesentlichen lässt sich dieser Literaturbestand entlang dreier 
Unterscheidungen strukturieren: erstens zwischen erklärungsbetonten und normativ-
empfehlungsbetonten Ansätzen, zweitens zwischen system- und akteursbasierten An-
sätzen und drittens zwischen funktionalen sowie verhaltens- und handlungstheoreti-
schen Ansätzen. Dabei weisen alle Ansätze institutionentheoretische Elemente auf. Nur 
wenige, aber dennoch dringend erwähnenswerte Beiträge gibt es in jüngster Zeit auch 
aus der konstruktivistischen und diskurstheoretischen Perspektive heraus.   
Angefangen bei der ersten Unterscheidung sind empfehlungsbetonte Ansätze insbe-
sondere in der Phase der ‚Planungsdebatte‘ in den 1970er Jahre (Jann, Döhler et al. 2005: 
4f) dominierend. Meist waren die Forscher direkt und ex-ante in die Veränderungspro-
zessforschung und -implementation eingebunden (insb. Mayntz-Trier und Scharpf et 
al. 1972, aber auch z.B. Derlien 1988, Wagener 1979, Hegelau und Scharpf 1975, Kohler 
und Teufel 1985) und/oder standen den Verantwortlichen in bestimmten Phasen orga-
nisationspolitisch nahe (z.B. Scharpf 1974). Oft in Form von Gutachten im Auftrag der 
veränderungswilligen oder -koordinierenden Behörde existiert eine größere Sammlung 
an Schriften mit dem Auftrag, aus politisch nicht immer ungefärbter Perspektive Wir-
kungen organisationspolitischer Steuerungsversuche abzuschätzen. Dies geschah in 
den meisten Fällen nicht mittels theorietestenden Vorgehensweisen, sondern entlang 
des fragmentarisch vorliegenden Wissens über wenige Einzelfälle oder direkt aus dem 
Literaturbestand der Organisationswissenschaft.  
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Im überwiegenden Fall kamen diese Forscher aus einer systemtheoretischen und funk-
tionalistischen bis hin zur speziell kybernetischen Denkschule. Dies war bis in die spä-
ten 1980er Jahre nicht ungewöhnlich. Losgelöst vom handlungsempfehlenden Kontext 
finden sich zahlreiche Ansätze, die mit funktionalistischem Instrumentarium arbeite-
ten. Nichtsdestotrotz verhallte der Aufruf Heinrich Siedentopfs (1975/1976) im Rahmen 
seiner Antrittsvorlesung an der Verwaltungshochschule Speyer, aus der Perspektive des 
systemtheoretisch informierten Funktionalismus in Zukunft bei der Erforschung des 
Gegenstands noch tiefer zu graben. Mit Bezug auf Herbert Simon konstatiert er, dass 
das ‚Lehnstuhl-Philosophieren‘ über die Verwaltung soweit gelangt sei, wie es das in 
diese Richtung nutzbringend sein könne. Was jetzt benötigt würde, sei vermehrt empi-
rische Forschung und experimentelle Arbeit (Siedentopf 1976: 13).  
In der Folgezeit wichen systembasierte Ansätze (z.B. Garlichs und Müller 1977) Stück 
für Stück Betrachtungsperspektiven, die bei ihren Ausführungen über die Funktionali-
tät organisatorischer Arrangements die Rolle von Akteuren stärker in den Fokus rück-
ten. Hier können Hans-Ulrich Derlien (1996) und Volker Busse (u.a. 1999, 2003 und 
2006) als gute Beispiele für Autoren gesehen werden, die an der Nahtstelle funktionaler 
und politischer Faktoren arbeiteten. Während Derlien zwischen systemisch-funktiona-
len Faktoren wie der Gewachsenheit der Struktur oder der Kontrollspanne von Ministe-
rien einerseits und akteursbasiert politischen Faktoren wie dem politischen Gewicht ein-
zelner Minister oder dem Ergebnis von Koalitionsaushandlungen andererseits analytisch 
unterschied, verknüpfte Busse meist die individuelle oder gruppenspezifische Kompo-
nente mit funktional erforderlichen Erwägungen. Auch der letzte Entwicklungsschritt 
im Literaturbestand ist phasenbezogen charakteristisch: Die konstruktivistische und 
diskurstheoretische Perspektive hielt mit einem Beitrag von Andreas Blätte (2010) Ein-
zug in die Diskussion. Er führte Veränderungen im Aufbau der Landesministerialver-
waltung von Nordrhein-Westfalen auf einen Diskurswandel in der Migrations- und In-
tegrationspolitik zurück, ohne dabei den Einfluss von Einzelakteuren außer Acht zu las-
sen.  
Damit war mit Blick auf die deutschsprachige Literatur zum speziellen Forschungsge-
genstand eine Entwicklung vollzogen worden, deren Verlauf erstens von nahezu fließen-
den Übergängen sowie verschiedenen Kombinationen und Mutationen gekennzeichnet 
war und zweitens die Schwerpunktverlagerungen in der breiten deutschen und interna-
tionalen Insititutionen- und Organizational-Change-Literatur im Wesentlichen abbil-
dete. Vor diesem Hintergrund erscheint es nicht zielführend die Vielfalt des aufgearbei-
teten Literaturbestands in der weiteren Umgebung des Forschungsfelds an dieser Stelle 
wiederzugeben, zumal hier bereits ausgiebige und informative Überblicksbeiträge exis-
tieren (z.B. Jann, Döhler et al. 2005, Derlien 2000). Die neuesten und vielversprechen-
den Projekte von Ulrich Sieberer und Julia Fleischer deuten darauf hin, dass akteurba-
sierte und handlungstheoretisch begründete Rational-Choice-Ansätze wieder verstärkt 
Eingang in die Diskussion finden werden.  
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4.2.2 Verortung des theoretischen Arguments im Literaturbestand 
Aus der Analyse des aktuellen Forschungsstands ist insbesondere die Erkenntnis ge-
reift, dass sich insbesondere akteursbasierte Ansätze zur Konzipierung des theoreti-
schen Arguments eignen. Hierzu kommen wiederum verschiedene Perspektiven oder 
deren Kombinationen infrage – und zwar insbesondere von konstruktivistischen über 
verhaltens- und handlungsbasierte bis hin zu funktionalen Ideen.  
Im Rahmen zweier Vorstudien wurde die Eignung jener Ansätze zur Erklärung der Aus-
prägungen des Betrachtungsgegenstands eingehend geprüft. Dabei konnte keiner Spiel-
art des aktuelleren Literaturbestands ihre Existenzberechtigung abgestritten werden. 
Alle können partiell zur Erklärung des Gesamtphänomens herangezogen werden. Die 
Eignung der konstruktivistisch informierten Denkschule ist nach Blättes Beitrag (2010) 
in Bezug auf den bundeslandspezifischen Diskurs kaum bestreitbar. Auch in einer we-
niger elaborierten und grob gehaltenen Vorstudie mit explorativem Charakter (Scham-
burek 2014) konnten starke Hinweise auf den Einfluss des bundeslandübergreifenden 
Diskurses gefunden werden.  
Diskurse spielen also eine Rolle. Die weitgespannte Varianz auf zahlreichen Merkmalen 
des Forschungsgegenstands lässt sich insbesondere über Bundesländer hinweg nicht 
mit dem bundeslandübergreifenden Diskurs aufklären. Auch erscheint Blättes Ansatz 
ungeeignet zur theorietestenden Anwendung. Sobald nämlich diskurstheoretische Er-
klärungsansätze empirisch umgesetzt werden, zieht man regelmäßig beobachtbare Im-
plikationen heran, welche sehr dicht am zu erklärenden Phänomen liegen. Ohne diese 
fruchtbare Perspektive vom Tisch zu wischen, erscheinen andere Theoriebausteine für 
die Herleitung falsifizierbarer Hypothesen zunächst attraktiver.  
In einer weiteren Vorstudie zur vorliegenden Arbeit (Schamburek 2015) wurde entspre-
chend detailreich an einer Eignungsprüfung für alternative Ansätze gearbeitet. Dort 
wurde geprüft, inwieweit Verhalten von Akteuren systematisch zur Erhellung der auf-
bauorganisatorischen Varianz beitragen kann. Zwei wichtige Ergebnisse dieser Studie 
(ebd.: 253-258) waren dabei maßgeblich für die Entscheidung, wie das theoretische Ar-
gument aussehen soll. Erstens zeichnete sich empirisch ein Muster ab, das sich auf das 
Verhalten von Akteuren zurückführen ließ. Zweitens gab es starke Hinweise darauf, dass 
Akteure verschiedene organisatorische Arrangements als funktional zielführend be-
trachten. In besagter Vorstudie wurde darauf verzichtet, die Genese jener Akteursziele 
zu ergründen und zunächst auch darauf, den Akteuren entweder allgemein Verhalten 
oder speziell Handeln zu unterstellen.  
4.2.3 Akteursbasierter Theorieansatz 
Vermutet man hinter organisatorischer Ausgestaltung also Akteure, so kommt es darauf 
an, wann und wie sich diese verhalten. Eine Verhaltenstheorie ist daher für die theore-
tische Konzeption zentral. Zu Beginn dieses Theoriekapitels steht deshalb die mit Sorg-
falt zu treffende Entscheidung, welcher akteursbasierten Spielart der Vorzug gegeben 
werden soll. Dabei stehen zwei prominente Konzepte im Raum: Rational-Choice-ba-
sierte – im Folgenden RC – und sozialisationsbasierte Ansätze. Vieles spricht dafür, das 
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Konzept der rationalen Kosten-Nutzenabwägung heranzuziehen (im Zusammenhang 
prominent hier: Downs 1957, Williamson 1985 und 1991 und Niskanen 1971) und sich 
zu Ungunsten sozialisationstheoretischer Ansätze zu entscheiden. Die erste Stütze die-
ser Entscheidung liefert Streeck (2009 und 2011). Man könne nämlich auch aus soziali-
sationstheoretischer Perspektive argumentieren, dass sich Handeln, welches auf RC be-
ruht, mit dem Kapitalismus als sozialisiertes Verhaltenskonzept auf den politischen 
Raum ausgedehnt und sich dort durchgesetzt hätte. Das RC-Konzept ließe sich also bei 
Bedarf auch als Spielart der Sozialisationstheorie sehen.  
Ein anderer wichtiger Aspekt ist, dass es sich bei der Festlegung von institutionellen 
Arrangements im Bereich der Regierung nicht um alltägliches und gewöhnliches Ver-
halten von Akteuren handelt. Bewusstes Abwägen sollte deshalb zumindest eine Rolle 
spielen.  
Ein weiteres Argument für die Anwendung eines RC-Ansatzes zielt auf seine Eignung 
als testtheoretisches Instrument (zur Diskussion vgl. Zintl 2001): Die bedeutende Stärke 
des Ansatzes liegt in der Einfachheit seiner Annahmen. Aus sparsamen Annahmen las-
sen sich leichter hypothetische Erwartungen deduzieren. Dabei steht weniger die abbil-
dungstreue Beschreibung von Einzelfällen als die Identifizierung von grundlegenden 
Mechanismen im Vordergrund.  
Umgekehrt gibt es jedoch viele Hinweise auf aufbauorganisatorische Beständigkeit oder 
Veränderung, die sich nicht direkt aus einem engen Verständnis von RC ableiten lassen. 
Nicht umsonst sind in der Organisationstheorie verhaltenstheoretische Ansätze außer-
halb der RC sehr populär (Überblick bei Kieser und Walgenbach 2007: 32-70). Die Stan-
dard-Prozedur zeitgenössischer Forscher besteht infolgedessen darin, RC-Annahmen 
für den konkreten Bedarf eines Forschungsdesigns dahingehend aufzuweichen. Die 
Konsistenz einer adäquaten Theorie gebietet es aber, eben nicht unsystematisch an ver-
schiedenen Stellen ohne mikrofundierte Argumentation abzuweichen. Als Kernele-
mente für das Zustandekommen bestimmter organisatorischer Arrangements werde 
ich eben gerade diese oftmals ‚aufgeweichten‘ Stellen – nämlich Delegationsverhalten, 
Salienz und gewohnheitsmäßiges Handeln von Akteuren – identifizieren. An verschie-
denen Stellen fehlt es hier an einer sauberen theoretischen Deduktion von Verhaltens-
erwartungen, wie beispielsweise Arzheimer und Schmitt (2005: 282) mit Blick auf das 
Salienz-Konzept und Thatcher und Sweet (2002: 3, vgl. auch Braun und Gilardi 2006: 3) 
für den Prinzipal-Agenten-Ansatz feststellen. Bevor man sich deshalb mit konkretem 
Verhalten von Akteuren beim Organisieren der Ministerialverwaltung beschäftigen 
kann, ist eine Neukonzeption von Akteursverhalten erforderlich. Der theoretische Rah-
men der Rationalität wird dabei nicht verlassen. Wohl aber wird auf Basis von RC argu-
mentiert, warum und wann es zu habituellem Handeln ohne vorherige bewusste Kos-
ten-Nutzen-Kalkulation kommt. Bisherige Konzepte sind hier nicht zufriedenstellend 
anwendbar für das zu bearbeitende Puzzle.  
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4.3 Verhalten von Akteuren 
Im vorangegangen Abschnitt wurde begründet, warum die Wahl des theoretischen Kon-
zepts auf Rational Choice gefallen ist. Das Ansinnen des folgenden Abschnitts ist nun, 
auf dieser Basis Erwartungen über das Handeln von Akteuren herauszuarbeiten. Das 
Handeln der Akteure drückt sich in Form von Entscheidungshandeln über Arrange-
ments von Aufbauorganisationen aus. Jede organisationspolitische Entscheidung, die 
ein Akteur trifft, basiert auf einer Auswahl aus mindestens zwei Entscheidungsmöglich-
keiten.  
Schon sehr früh stößt man hier auf einige theoretische Herausforderungen. Beispiels-
weise muss geklärt werden, wie situative Randbedingungen – etwa Zeit, Informations-
stand oder institutioneller Rahmen – auf Entscheidungen von Akteuren wirken. In die-
sem Zusammenhang stechen Simon mit dem Konzept des ‚satisficing‘ und Williamson 
mit dem Transaktionskostenansatz unter zahlreichen Forschern besonders hervor. Auf 
den ‚Schultern jener Giganten‘ stehend, wird jedoch entgegen der dort dargelegten Kon-
zepte im Folgenden gezeigt, dass erstens das Verlassen des RC-Konzeptrahmens einer 
theoretisch stringenten Argumentation nicht zuträglich ist und zweitens es nicht aus-
reicht, Handlungserwartungen auf Grundlage von Informationen zur isoliert betrachte-
ten Einzelhandlung zu formulieren.  Vielmehr ist nämlich von großer Bedeutung, wie 
viel Beachtung ein Akteur dem Handlungsgegenstand im Vergleich zu anderen Gegen-
ständen beimisst. Die übliche Betrachtungsperspektive ändert sich dadurch von einer 
verengten gegenstandsspezifischen Sichtweise zu einer Vogel-Perspektive auf alle Ge-
genstände, die der Akteur mehr oder weniger stark im Blick hat.  
Mit diesem Perspektivenwechsel grenzt sich das Argument von der üblichen Argumen-
tationsweise klar ab. Dies hat zur Folge, dass Begriffe und Konzepte angepasst oder neu 
verknüpft werden müssen. Zwar existiert unter dem Dachbegriff ‚Salienz‘ ein Konglo-
merat an Beschreibungen jenes Phänomens; das Salienz-Konzept leidet jedoch auf-
grund zahlreicher Mutationen über die Zeit an einem Präzisionsproblem. Unter dem 
Begriff der ‚Aufmerksamkeit‘ wird diesem Problem Abhilfe geschaffen. Dadurch wird 
der Salienz-Begriff (re-)spezifiziert: Ein Mindestmaß an ‚Aufmerksamkeit gegenüber 
dem Handlungsgegenstand‘ wird als notwendige Voraussetzung für Akteurshandeln 
identifiziert. Die Höhe der Aufmerksamkeit bestimmt das Ausmaß der Ressourcenein-
satzbereitschaft in Bezug auf ein Handlungsziel. Bei niedriger Aufmerksamkeit wird 
der Akteur möglichst ressourcensparend vorgehen. Den Ressourcenaufwand für eine 
Auswahlentscheidung können Akteure insbesondere durch Normbefolgung, durch Bei-
behaltung der bis dato geltenden Auswahlentscheidungen oder durch Delegation von 
Entscheidungsbefugnissen gering halten. Es stellt sich heraus, dass sich Entscheidungs-
handlungen meist in Form von Delegation äußern. Das heißt: Der Akteur als Prinzipal 
beauftragt den Agenten, die Entscheidungshandlung in seinem Sinne vorzunehmen.  
121 
 
4.3.1 Rationales Handeln in einer beschränkenden Umwelt 
Ausgangspunkt der theoretischen Konzeption ist die Definition von Handeln als spezi-
elle Form von Verhalten: „Action is behavior that is rational …” (Brandom 2001: 11 Z4). 
Im Folgenden sollen die Kernannahmen von RC gelten. Akteure handeln dabei auf 
Grundlage einer Präferenzordnung76 rational.  
Eine breite Diskussion der Literatur zu diesem engmaschig beforschten Feld ist an die-
ser Stelle wenig zielführend. Es erscheint sinnvoll, die näheren Ausführungen erst dort 
ansetzen zu lassen, wo die Grenzen gängiger RC-Annahmen überschritten werden. Oft 
passiert dieser Schritt, indem Annahmen an günstig erscheinenden Stellen aufgeweicht 
werden. Im Gegensatz zu solchen Strategien wird nachfolgend jedoch vielmehr ein sys-
tematisches Konzept von Beschränkung und Unsicherheit eingeführt. Nur so kann das 
erklärte Ziel sichergestellt werden, nicht einzelfallbezogen zu argumentieren, sondern 
Hypothesen mit Allgemeingültigkeitsanspruch zu formulieren.  
Auf den Schultern von Giganten stehend berufe ich mich dabei auf zwei einflussreiche 
Vertreter des Felds. Es handelt sich hierbei um Herbert Simon als Repräsentant der 
‚bounded rationality‘ und um Oliver Williamson als Vertreter des ‚Transaktionskosten-
satzes‘. Einerseits werden deren Erkenntnisse genutzt; andererseits dienen deren Kon-
zepte dazu, sich an bestimmten Punkten von selbigen abzugrenzen, um dadurch den 
Innovationscharakter des theoretischen Arguments in Bezug auf Umweltbeschränkun-
gen und Ressourcen herauszuheben.   
In der Realität ist der Handelnde fortwährend mit einer ‚Umwelt‘ oder auch ‚Situation‘ 
konfrontiert77. Auswahlhandlungen in einer Umwelt sind immer beschränkt. Eine Si-
tuation definiert die Gesamtheit der wahrgenommenen umweltverursachten Beschrän-
kungen, welche auf einen Entscheidungsgegenstand rationalen Handelns gerichtet ist. 
Sowohl die Situation als auch deren Wahrnehmung wird von Art und Umfang bestimm-
ter Ressourcen bestimmt. Eine Nutzenfunktion hilft dabei, in einer konkreten Auswahl-
situation das Ziel und den benötigten Ressourcenaufwand gegeneinander abzuwägen. 
Die Literatur78 nennt hier Information, Zeit, physische Mittel (wie Geld- und Sachmit-
tel) und Institutionen als wesentliche Ressourcen. 
Die Ressource ‚Information‘ soll zunächst als Ausgangspunkt nachfolgender Überle-
gung dienen. Ein Akteur benötigt neben dem Wissen über die Beschaffenheit der Ge-
genstände seiner Entscheidung (zur Präferenzbildung) Informationen in Bezug auf ers-
 
76 Wie bei Diekmann und Voss (2004: 15) werden dabei ‚Ziele‘ begrifflich synonym für ‚Präferenzen‘ 
verwendet. 
77 Prominent diskutiert bei z.B. Mayntz und Scharpf (1995), Esser (1996) oder Simon (1981).  
78 Es werden die unterschiedlichsten Kategorien gebildet und die unterschiedlichsten Faktoren gesehen; 
Kunz z.B. (2004: 36f): „Hier können neben den erwähnten und in ökonomischen Analysen traditionell 
betrachteten Faktoren Zeit und Einkommen sehr verschiedene Sachverhalte von Bedeutung sein, zum 
Beispiel können persönliche Fähigkeiten, der verfügbare Wissensstand, aber auch internalisierte Nor-
men oder soziale und institutionelle Faktoren, wie soziale Netzwerke, Macht- und Herrschaftsverhält-
nisse oder Gesetze, die Realisierung der Ziele beschränken oder erleichtern.“ Mit Blick auf die gering zu 
haltende Anzahl von erklärenden Faktoren ist ein sparsamer Umgang bei der Konstruktion einer Situa-
tion geboten. Ein kitchen-sink-Modell soll so vermieden werden. 
122 
 
tens die Konsequenzen seiner Handlung (Erwartungen) und zweitens das Handeln an-
derer Akteure und sonstige Beschränkungen aus der Umwelt (Umweltperzeption). Ide-
alerweise besitzt der Akteur vollständige Information. In der Realität liegt diese im Re-
gelfall nicht oder nicht im geeigneten Format vor (siehe insb. March und Olsen 1998: 
950, Simon 1981: 104f, Schreyögg 1985: 59). Informationen müssen also zunächst ge-
sammelt und verarbeitet werden. Damit ist Ressourceneinsatz verbunden. Aber auch 
bei unbegrenzten Ressourcen zur Informationssammlung können nicht alle Informati-
onen eingeholt werden: Insbesondere das Verhalten anderer Akteure und zukünftige 
Ereignisse, die unabhängig vom eigenen Handeln sind, können meist nur abgeschätzt 
werden. Akteure handeln also unter Unsicherheit: “Uncertainty is a pervasive feature of 
political activity.” (Budge 1994: 443). Die Annäherung an vollständige Information ver-
ursacht die Aufwendung zusätzlicher Ressourcen zur Informationssammlung und In-
formationsverarbeitung. 
Wenn es um die Ressourcenfrage geht, stechen insbesondere zwei Autoren aus der For-
schungsdiskussion heraus: Simon (insb. 1955 und 1956) mit dem Konzept des ‚satisfi-
cing‘ und Williamson (insb. 1985, 1991) mit dem Transaktionskostenansatz. 
Simon verlässt in seinem Ansatz des ‚Satisficing‘ (als Wortneuschöpfung aus ‚sa-
tisfying‘ und ‚sufficient‘) die Sphäre der Rationalität und greift bei seiner Argumenta-
tion auf reflexartiges Reagieren auf Stimuli zurück: „Die Unterscheidung zwischen dem 
Stimulus-Reaktionsmuster des Verhaltens und dem Zögern-Entscheidungsmuster bie-
tet einen Schlüssel zu den jeweiligen Rollen von Nichtrationalem und Rationalem im 
vollständigen Verhaltensmuster.“ (1981: 123). Diesen Schritt macht er nicht zuletzt, um 
das Informationsproblem fassen zu können. Mit dem REMM-Modell (Resourceful, Eva-
luating, Maximizing Man79) beschreibe Simon den lernfähigen, abwägenden und nur 
mit eingeschränkten Fähigkeiten ausgestatteten Akteur, heißt es im RC-Lehrbuch von 
Kunz (2004: 11). Diesem Akteur fehlt vor allen Dingen eines: vollständige Information. 
„Die meisten menschlichen Entscheidungsprozesse – individueller oder organisatori-
scher Natur – befassen sich mit dem Auffinden und der Auswahl befriedigender Alter-
nativen; nur in Ausnahmefällen befassen sie sich mit dem Auffinden und der Auswahl 
optimaler Alternativen“ (March und Simon 1976: 132). Auch Diekmann und Voss (2004: 
14) betonen – wenn sie von „möglichst guter“ Zielerreichung sprechen –, dass dies eben 
nicht Maximierung oder Optimierung heiße. Ich werde im Kontrast zu Simon im Nach-
gang argumentieren, dass es sich vermeiden lässt, den Akteuren in bestimmten Fällen 
Nichtrationalität zu unterstellen (diskutiert bei u.a. Morris und Ripstein 2001, Brandom 
2001, Davidson 2004, Jollimore 2005, Kahnemann 2011 u.v.m.); und zwar gerade weil 
diese ohne Abwägungsprozess Normen befolgen. Damit kann ein Beitrag zur theoreti-
schen Diskussion geleistet werden, der eben nicht wie so oft zur Ausdehnung, sondern 
zur Reduktion der Komplexität des Ansatzes beiträgt.   
 
79 Lindenberg (1985: 100) spricht in Bezug auf Meckling 1976 vom RREEMM-Modell incl. der Merkmale 
‚restricted‘ und ‚expecting‘ 
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Der Transaktionskostenansatz des Hauptvertreters Williamson (1985 und 1991) ist eine 
weitere mögliche Konzeption, der Begrenztheit von Ressourcen theoretisch zu begeg-
nen. Kurz gesagt beziehen sich Transaktionskosten auf Kosten, die auf Informationsbe-
schaffung und -verarbeitung, Koordination mit anderen Personen oder auf die Kontrolle 
des Verhaltens anderer Akteure verwendet werden; zudem fallen Kosten für Vertrags-
aushandlungen und Kontrollen der Vertragsbedingungen an. “The assumption that in-
formation is costly is extremely important because it implies that individuals will often 
find it too expensive to make really fully informed decisions.” (Horn 1995: 7f). Dies lässt 
sich an zwei Begrifflichkeiten verdeutlichen: Akteure werden angesichts der Transakti-
onskosten den Weg wählen, den die Nutzenfunktion nicht als den effektivsten, sondern 
als den effizientesten identifiziert. Informationsbeschaffung und -verarbeitung ist kos-
tenreich und fließt in die Erstellung der Nutzenfunktion ein. Auch hier ist die Kernbot-
schaft klar: Individuen entspinnen eine Nutzenfunktion dahingehend, mit welchem 
Mitteleinsatz Ziele bedacht werden. Der Transaktionskostenansatz kann insbesondere 
die Berücksichtigung von Zeitkosten in der Diskussion verdeutlichen. Allerdings unter-
scheidet sich auch dieser Ansatz von der Argumentation der vorliegenden Untersu-
chung: Williamson betrachtet nämlich das Individuum nur in einer bestimmten oder 
in wenigen isolierten Auswahlsituationen unabhängig von der Gesamtheit aller ande-
ren, noch zu entscheidenden Situationen. Das theoretische Argument dieser Arbeit geht 
jedoch einen anderen Weg und betrachtet die Nutzenfunktion einer bestimmten Ent-
scheidungshandlung als Teil einer Gesamtfunktion. Erst dadurch lässt sich feststellen, 
ob von einem Akteur großes oder niedriges Interesse am Entscheidungsgegenstand zu 
erwarten ist. 
Beide Ansätze machen also deutlich, dass Akteure mit ihren Ressourcen in einer be-
schränkenden Umwelt bedacht operieren müssen. Allerdings zieht Simon die Konse-
quenz, dass er den Akteuren beschränkte Rationalität unterstellt und zugleich die Kern-
annahmen von Rational Choice aufweichen muss. Ich werde zeigen, dass dies nicht nö-
tig ist. Auch Williamson kann kaum zur theoretischen Fundierung von ‚Aufmerksam-
keit‘ beitragen. Es ist sehr umständlich, mit dem Transaktionskostenansatz zu erklären, 
warum bestimmte Gegenstände für Akteure wichtiger sind als andere, da Williamson 
den Fokus auf Einzelentscheidungen oder eine sehr kleine Gruppe von Entscheidungen 
richtet.  
Das Argument dieser Arbeit zielt auf genau diese theoretische Forschungslücke: Erstens 
sollen die RC-Kernannahmen nicht unnötig aufgeweicht werden: Akteure sind in jeder 
Handlungssituation rational abwägend. Warum es rational sein kann, Normen ohne 
komplexen Abwägungsprozess zu folgen, werden die folgenden Abschnitte zeigen. 
Zweitens wird zwar davon ausgegangen, dass unterschiedliche ‚Aufmerksamkeit‘ oder 
‚Salienz‘ existiert; wie es jedoch zu unterschiedlicher Aufmerksamkeit der Akteure ge-
genüber bestimmten Gegenständen kommt, bleibt noch herzuleiten. Zu diesem Zweck 
wird nicht die isolierte Nutzenfunktion, sondern die Vielzahl der untereinander konkur-
rierenden Ziele aus der Vogel-Perspektive betrachtet. 
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4.3.2 Zeit und Aufmerksamkeit 
Wie entsteht also hohe oder niedrige Aufmerksamkeit eines Akteurs gegenüber einem 
Handlungsgegenstand? Und: Was passiert, wenn diese Aufmerksamkeit hoch oder 
niedrig ist? Ich werde deshalb darauf eingehen, dass rationales Handeln zwei Hauptfor-
men annehmen kann: habituelles Handeln und/oder Delegationshandeln. Grundlage 
dieser Handlungsformen ist stets das Maß an Aufmerksamkeit, das ein Akteur auf den 
Handlungsgegenstand richtet. Von ihr hängt ab, wie viele Ressourcen der Akteur bereit 
ist einzusetzen. Dabei spielt beim habituellen Handeln die Ressource Zeit eine wesent-
liche Rolle und beim Delegationshandeln die Nutzung von Fremdressourcen. 
4.3.2.1 Unterschiedliche Aufmerksamkeit und Folgen 
Informationen verursachen Kosten, da zu deren Gewinnung Zeit-, Geld- und Sachmittel 
aufgebracht werden müssen. Exemplarisch sei hier aus den Ressourcen zur Informati-
onseinholung die Zeit herausgegriffen. Sie soll uns als Herleitungsbeispiel dienen. In 
der realen Welt erfordert jede bewusste Kosten-Nutzen-Abwägung einen Zeitaufwand. 
Zeit ist für jeden Akteur knapp und deshalb eine wertvolle Ressource. Sie steht dabei 
einer zahllosen Menge an Zielen – und insbesondere Unterzielen als Mittel zur Zieler-
reichung – gegenüber. Dies hat schwerwiegende Konsequenzen. Ein Akteur kann sei-
nen Zielen nicht gleich viel und immer volle Aufmerksamkeit widmen.  
Für den rational denkenden Menschen, der die Ressource (Lebens-)Zeit mit einbezieht, 
setzt sich ein Abwägungsprozess in Gang: Wie viel seines Zeitbudgets von 100% kann 
er auf jede einzelne aller Handlungen verwenden? Besonders deutlich wird diese Über-
legung bei Zielen, die nur mit hohem Ressourcenaufwand zu erreichen sind: Beschäf-
tigt sich beispielsweise ein Doktorand zu sehr mit der Lehre, kommt seine Forschung 
zu kurz. Der Doktorand kann dieses Dilemma jedoch leicht lösen: Er wird sich dafür 
entscheiden, vom Zeitbudget für Freizeit Ressourcen abzuziehen, um dadurch der 
Lehre und der Forschung mehr Aufmerksamkeit widmen zu können.  
Exemplarisch wurde also entlang der Ressource Zeit herausgearbeitet, dass Akteure ge-
genüber verschiedenen Gegenständen unterschiedlich aufmerksam sind. Das Phäno-
men lässt sich analog auf andere Ressourcen ausdehnen. Aufmerksamkeit drückt sich 
also darin aus, welchen Ressourcenaufwand der Akteur bereit ist einzusetzen. 
4.3.2.2 Normen als Ressourcensparer 
Bei Zielen, denen Individuen geringe Aufmerksamkeit widmen wollen, kann auf Nor-
men zur Komplexitätsreduktion zurückgegriffen werden. Für das Argument unerheb-
lich ist dabei, worin die Ursprünge der Normgenese genau liegen. Dies kann entlang 
soziostruktureller oder sozialisierter Prädisposition der Akteure, deren rationale Kosten-
Nutzen-Abwägung, der Übernahme wissenschaftlich überlieferter Funktionalitätszu-
sammenhänge (z.B. Kieser und Walgenbach 2007) und im Zusammenhang damit ent-
standener Mythen (Meyer und Rowan 1977) oder der Zielangleichung an den system-
bezogenen Diskursverlauf geschehen sein. Normen sind kostengünstig in der Hinsicht, 
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weil sie als Rezepte (Esser 1990: 23580) oder vorgefertigte Lösungen einen gesonderten 
und kostenreichen Abwägungsprozess zur Auswahl von Handlungsoptionen obsolet 
machen. So muss der Handelnde beispielweise im Straßenverkehr nicht an jeder roten 
Ampel abwägen, ob er die Zeichen beachten soll. Für ihn ist es kostengünstig, den Re-
gelkanon des Straßenverkehrs unreflektiert zu beachten, weil diese Entscheidungsop-
tion (die nur einmal getroffen werden muss) in aller Regel vor Unfällen schützt. Ent-
scheidungen solcher Art können sich insbesondere dann der Eigenwahrnehmung auf-
grund ihrer extremen Unterkomplexität entziehen. Eine ähnliche Ansicht vertreten 
Ajzen und Fishbein: „… only in rare cases do we become fully aware of the processes.“ 
(1980: 245). 
March und Olsen (1998) konnten nicht bestimmen, wann habituelles Verhalten oder 
rationales Handeln auftritt. Auf Grundlage des dargelegten Argumentationsgangs steht 
nun fest: Habituelles Handeln tritt auf, wenn ein Missverhältnis zwischen den aufzu-
bringenden Mitteln für rationales Handeln im Vergleich zur Verfolgung der Gesamtheit 
aller anderen Ziele auftritt. Habituelles Handeln ist also die bewusste Entscheidung ge-
gen das weitere Einholen und Verarbeiten komplexer Information. Wichtig ist dabei der 
Punkt an dem die Entscheidung fällt, keine weiteren Mittel mehr einzusetzen. Dieser 
wird bestimmt durch den Grad an Aufmerksamkeit. Ab hier tritt habituelles Handeln 
an die Stelle der Ratio. Das Erreichen dieses Punkts kann in einer Nutzenfunktion ma-
thematisch bestimmt werden. Informationslücken werden also mit Normen aufgefüllt. 
Auch bei Simon findet man immer wieder Andeutungen darauf; zum Beispiel: „Nur in 
den Fällen außerordentlich wichtiger Entscheidungen ist es möglich, hinreichende Mit-
tel einzusetzen, um eine sehr komplexe Ursache-Wirkungskette aufzudecken.“ (1981: 
118). 
 
4.3.2.3 Gewohnheit und Strategien  
In diesem Unterabschnitt wird es bereits möglich sein, die ersten beiden Hypothesen 
abzuleiten. Zu diesen Hypothesen gelangt man, wenn der Fokus auf zwei besonderen 
Formen der Ressourcenersparnis liegt: der Wiederholung und der Strategie.  
Habituelles Handeln wird nämlich für den Akteur bei Wiederholungen besonders at-
traktiv. Es ist nämlich dann nicht nötig, sich aus extern generierten Normen zu bedie-
nen. Wiederkehrende Entscheidungssituationen bringen niedrigere (Informations-
)Kosten hervor. Hier führt Simon die Gewohnheit oder Routine81 ein (1981: 122): „Ge-
wohnheit erfüllt eine äußerst wichtige Aufgabe beim zweckgerichteten Verhalten, weil 
sie erlaubt, ähnlichen Stimuli oder Situationen mit ähnlichen Reaktionen zu begegnen, 
 
80 oder auch ebd.: „automatische Handlungsskripte“ 
81 March und Simon (1976: 132) sprechen von Routine: „Wenn es sich um einen Stimulus handelt, der 
in der Vergangenheit schon wiederholte Male vorgekommen ist, so wird die Reaktion gewöhnlich über-
aus routinisiert sein. Der Stimulus wird mit einem Minimum an problemlösender oder anderer intel-
lektueller Aktivität eine wohl strukturierte Definition der Situation hervorrufen, die ein Repertoire von 
Reaktionsprogrammen, sowie Programme für die Auswahl einer geeigneten spezifischen Reaktion aus 
dem Repertoire beinhaltet.“  
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ohne bewußt die Entscheidung für die richtige Handlung überdenken zu müssen. Ge-
wohnheit erlaubt es, den neuen Aspekten einer Situation, die Entscheidung verlangt, 
Aufmerksamkeit zu schenken.“ Kunz verweist auf ähnliche Schlussfolgerungen bei 
Ajzen und Fishbein (1980): „Vor allem bei oft ausgeführten und bewährten Handlungen 
könnten stattdessen die entsprechenden Einstellungen direkt aus dem Gedächtnis akti-
viert werden. Aus Sicht des Rational-Choice-Ansatzes wäre alles andre auch eine Ver-
schwendung knapper Ressourcen, insbesondere von Zeit.“ (Kunz 2004: 158, vertieft 
dazu auch Kahnemann 2011). Mit der Entscheidung für habituelles Handeln stellt man 
die aktive Sammlung nicht-kostenfreier Informationen außerhalb der eigenen konkre-
ten empirischen Erfahrung ein. Dadurch entgehen dem Handelnden bisweilen wichtige 
Informationen. Das führt dazu, dass eine bestimmte Handlung immer wieder vollführt 
wird, obwohl sich die verfügbare Informationsstruktur der Umwelt schon längst geän-
dert haben kann. Eine Neuberechnung der Nutzenfunktion hinsichtlich der Ziele und 
Mittel findet deshalb nicht oder erst einige Zeit nach der Veränderung wesentlicher Pa-
rameter statt. Der bei Bourdieu (2006: 187f) beschriebene Don-Quichotte-Effekt tritt auf. 
H1.1: Je öfter eine Entscheidung in der Vergangenheit in vergleichbaren Situationen auf die-
selbe Weise ausgeführt wurde, desto geringer ist die Chance auf abweichende Entscheidungen 
in der Zukunft.  
Ein weiterer Fall von Komplexitätsreduktion kann bei der Auswahl von Handlungsopti-
onen in hintereinandergeschalteten Entscheidungssituationen auftreten: die Strategie82. 
Eine Strategie beschreibt ein langfristig angelegtes Bemühen zur Zielerreichung mittels 
Zwischenzielen. Die überwiegende Zahl der RC-Standardmodelle stützt sich auf singu-
läre zeitunabhängige oder zeitpunktspezifische Modelle. Strategien kommen aber in ei-
ner realen Welt der Zeiträume zum Tragen. Zeiträume können eine entscheidende 
Rolle bei der Abschätzung von Handeln spielen (vgl. prominent Axelrod 1984). Bei der 
Verfolgung einer Strategie wird es nämlich unwahrscheinlicher, dass immer wieder 
Nutzenfunktionen ersonnen werden, in denen Neubewertungen des Mitteleinsatzes 
vorgenommen werden.  
H1.2: Je mehr Handlungsschritte hinsichtlich des Ziels bereits vorliegen, desto enger sind Spiel-
räume für die Auswahl zukünftiger Handlungsoptionen.  
Zusammenfassend kann also von habituellem Handeln83 gesprochen werden, wenn ers-
tens kein komplexer Abwägungsprozess stattfindet und stattdessen für Normbefolgung 
optiert wird, zweitens bei wiederkehrenden Handlungen und drittens, wenn Strategien 
verfolgt werden.  
82 Simon (1981: 104) definiert Strategie so: „Die Folge von solchen Entscheidungen, die das Verhalten 
über eine gewisse Zeitspanne bestimmt, kann als Strategie bezeichnet werden.“ 
83 Auch Kunz meint dazu: „Wenn man von dieser Position ausgeht, erscheinen habituelle Handlungen 
auf Grundlage einer automatischen Kalkulation mit der Nutzentheorie kompatibel …“ (2004: 158).  
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4.3.3 Interaktion als ressourcensparendes Instrument  
Habituelles Handeln als Rückgriff auf Normen, routinierte Abläufe und Strategien stellt 
jedoch nur eine von zwei möglichen Optionen dar, eine Wesensveränderung der Nut-
zenfunktion in Handlungssituationen herbeizuführen. Bei der zweiten handelt es sich 
um Kostenaus- oder -verlagerung mittels Delegation. Sogenannte Delegationshandlun-
gen sind eine Form von Interaktion zwischen Akteuren. Nachdem vorhin in 4.3.2 ins-
besondere auf die Zeitdimension eingegangen wurde, muss nun also die Betrachtungs-
weise ein weiteres Mal erweitert werden: Akteure handeln regelmäßig in Interaktion 
mit anderen Akteuren. Diese Erkenntnis stand im bisherigen Argumentationsgang 
stark im Hintergrund.  
 
4.3.3.1 Beschaffenheit und Interaktion von Akteuren 
In der Akteurslandschaft sind insbesondere zwei Grundtypen zu unterscheiden: Indivi-
dualakteure, die jeweils für sich gesehen handeln und die handelnde Gruppe als Hand-
lungseinheit. Nur wenn dieselben Handlungsfähigkeiten (vgl. Kropp und Sturm 1998: 
14f) eines Individualakteurs auch für die handelnde Gruppe gelten, spricht man von 
einem sogenannten kollektiven Akteur. Diese kollektiven Akteure bestehen entweder 
aus Individualakteuren (Mayntz und Scharpf 1995: 5084), aus anderen kollektiven Akt-
euren oder aus einer Mischung beider Typen. Bei korporativen Akteuren tritt „eine ‚Ver-
fassung‘, in der die Regeln, nach der die kollektive Akteurseinheit ‚funktioniert‘, explizit 
festgehalten sind“ (Kunz 2004: 42) hinzu. Ein korporativer Akteur ist immer ein kollek-
tiver Akteur. Korporative Akteure sind Organisationen.  
Akteure interagieren regelmäßig. Interaktion setzt gegenseitige Wahrnehmung voraus. 
Akteure in der Umwelt des handelnden Akteurs sind Teil von dessen Situation. Ge-
nauso wie alle anderen situativen Gegebenheiten findet auch deren Wahrnehmung auf 
Grundlage unvollständiger Information statt. Akteure schätzen nicht nur ab, sie sind 
auch Gegenstand von Abschätzung anderer Akteure. Habituelles Handeln erzeugt hier 
Rollenzuordnung. Rollen dienen dazu, von vorhandener Information auf weitere Attri-
bute und auf zukünftiges Verhalten des Akteurs zu schließen.  
Es wird davon ausgegangen, dass Akteure ungeachtet ihrer unterschiedlichen inneren 
Beschaffenheit auf gleicher Ebene interagieren. So gelten die Grundannahmen han-
delnder Akteure auch, wenn beispielsweise ein Individualakteur mit einem Kollektivak-
teur interagiert. Warum diese vereinfachende Sichtweise regelmäßig eingenommen 
wird, behandeln Mayntz und Scharpf: Sie verweisen auf einen Trade-Off zwischen Kom-
plexitätsreduktion beim theoretischen Argument und der Ignorierung von besonderen 
akteursinternen Konstellationen (1995: 50f, vgl. auch Mayntz 1999: 81, Laver und 
Shepsle 1996: 24f). Da jeder kollektive Akteur aus Akteuren besteht, kann die private 
Nutzenfunktion eines Individualakteurs durchaus von der des Kollektivs abweichen 
(vgl. ebd. und Kieser 1985: 10). So sind beispielsweise Situationen denkbar, in denen 
ein Individuum als Individualakteur entscheidet und gleichsam Teil mindestens eines 
 
84 Mayntz und Scharpf sehen dabei die beiden anderen Optionen nicht.  
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weiteren, in dieser Situation ebenfalls entscheidenden kollektiven Akteurs ist. Über ei-
nen erfolgreichen Referentenentwurf aus seinem Haus hat beispielsweise der Minister 
zunächst als Ressortchef, als Kabinettsmitglied und gegebenenfalls als Parlamentsabge-
ordneter bis zu dreimal entschieden.  
4.3.3.2 Arbeitsteilung als Interaktion 
Relevant wird das analytische Entpacken einer Handlungseinheit insbesondere dann, 
wenn (erstens) Entscheidungsmodi oder (zweitens) Informationssammlung und -verar-
beitung innerhalb oder zwischen Kollektivakteuren arbeitsteilig gehandhabt werden. 
Diese beiden Aspekte müssen daher eingehender beleuchtet werden. 
Zum ersten Aspekt: Die Nutzenfunktion eines kollektiven Akteurs kann arbeitsteilig mit-
tels intra-institutioneller Arrangements eine Gewichtung erfahren. Institutionen sorgen 
dafür, dass Ressourcen nicht darauf verschwendet werden müssen, den modus operandi 
der Herbeiführung von Entscheidungen immer wieder neu auszufechten (zur Diskus-
sion vgl. Axelrod 1984). Scott (2008) stellt fest: „Institutions provide guidelines and re-
sources for taking actions as well as prohibitions and constraints on action.“ (ebd. 50). 
Bei solchen Institutionen kann es sich also um Verhaltens- und Verfahrensregeln, sowie 
die Festlegung von Ressourcenrelationen und Handlungsspielräumen (Mayntz und 
Scharpf 1995: 47f) in Situationen handeln. Klassische Institutionen sind beispielsweise 
die Einstimmigkeitsregel, oder gewährte Ermessensspielräume bei Entscheidungen. In-
stitutionen als situative Faktoren können somit die Nutzenfunktion innerhalb und zwi-
schen Akteuren entscheidend beeinflussen. 
Zum zweiten Aspekt: Einem kollektiven Akteur kann unterstellt werden, dass er mit 
steigender Anzahl seiner jeweilig ressourcenbestückten Individuen mindestens keine 
Verschlechterung und wahrscheinlich einen Anstieg des Gesamtressourcenstands zur 
Informationssammlung und -verarbeitung (näher hierzu Lindstädt 2006) verzeichnen 
kann. Damit sinken die Informationskosten in der Nutzenfunktion des kollektiven Ak-
teurs. 
Den Akteuren reichen jedoch in bestimmten Situationen eigene Kapazitäten zur Ziel-
erreichung nicht aus (Schreyögg 1984: 35). Das gilt vor allem bei der Informations-
sammlung und -verarbeitung. Wenn eine zu fällende Entscheidung die Sammlung wei-
tergehender Informationen erfordert, können Akteure mithilfe anderer Ressourcen – 
regelmäßig Geld- und Sachmittel – Kapazitäten erweitern (vgl. Hofmann 1994: 172-213, 
Bergman, Müller und Strøm 2000: 257). Auch kann innerhalb von Akteuren arbeitstei-
lige Informationssammlung und -verarbeitung vereinbart werden. Diese externen Aus- 
oder internen Verlagerungen heißen Akte der Delegation. Will oder kann ein Akteur 
also keine Entscheidung über das aufbauorganisatorische Arrangement einer Ministe-
rialverwaltung treffen, dann kann er delegieren.  
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4.3.3.3 Delegation und Prinzipal-Agenten-Ansatz 
Jede85 Vereinbarung zwischen Akteuren, die ein Beauftragungsverhältnis festlegt, kon-
stituiert eine Delegationssituation (Ross 1973: 134, Pratt und Zeckhauser 1985: 2). In 
einer arbeitsteiligen Welt steckt deshalb hinter nahezu jeder Interaktion Delegation 
(Shepsle 2010: 366): Akteure behalten sich bei ihrer Zielverfolgung entweder Entschei-
dungen zum Handeln selbst vor und verzichten damit auf Delegation (Nicht-Delega-
tion86) oder übergeben diese in die Hände anderer Akteure (vgl. Epstein und O’Halloran 
2006: 82). So wird durch Interaktion eine Delegationsbeziehung (Hawkins et.al. 2006: 
7) konstituiert. Regelmäßig wird Delegation aus Perspektive des Prinzipal-Agenten-An-
satzes (Braun und Gilardi 2006: 3, Thatcher und Sweet 2002: 3, Shepsle 2010: 367f, Fuß-
note) betrachtet. Macharzina und Wolf stellen fest: „Wegen der strukturellen Gleichar-
tigkeit können […] grundsätzlich alle Formen delegativer Handlungen als Agenturver-
hältnisse gedeutet werden.“ (2010: 61). Ein solches Verhältnis bestünde immer dann, 
wenn eine oder mehrere Personen (Prinzipal) andere Personen (Agent) beauftragten, 
Dienste im Interesse Ersterer zu leisten, womit eine Delegation von Entscheidungsbe-
fugnissen auf den Agent erfolgt, das Risiko für Fehlentscheidungen jedoch beim Prin-
zipal verbleibe (ebd.). “In doing so, the sphere of action of the principal is extended.” 
(Braun und Gilardi 2006: 1). Der Prinzipal macht sich die Ressourcen eines Agenten 
zunutze, indem der Agent auf Gebieten tätig wird, in denen die Fähigkeiten des Prinzi-
pals, kleinteilige Entscheidungen zu treffen, eingeschränkt sind (vgl. Epstein und 
O’Halloran 1994: 701).  
Nicht in jedem Fall bedient sich der Prinzipal der Delegation. Damit geht nämlich nicht 
nur Ressourcenersparnis einher, sondern es entstehen auch neue Kosten in der Nut-
zenfunktion. Es ist deshalb zu erwarten, dass Prinzipale nur dann delegieren, wenn sie 
sich vom Delegationsakt einen Netto-Nutzengewinn versprechen.  
Die Delegationsentscheidung hängt außerdem von der Einschätzung des Prinzipals ab, 
in welche Richtung dessen Zielerreichungsbedürfnis zeigt. Ungleiche Zielrichtungen 
der Delegationspartner bedeuten Zielkonflikte (Döhler 2005: 216). Kiewiet und McCub-
bins (1991: 5) wie auch Thatcher und Sweet (2002: 4) stellen fest, dass Zielkonflikte “so 
gut wie immer” und „sehr wahrscheinlich“ aufträten. Zurückzuführen sind diese Ziel-
konflikte aus Sicht des Prinzipals auf das Bestreben des Agenten, das Beauftragungs-
verhältnis zu nutzen, um zusätzlich eigene Gewinne zu verbuchen. Dies ruft Verluste 
in der Nutzenfunktion des Prinzipals hervor und wird deshalb als ‚agency loss‘ bezeich-
net (Kiewiet und McCubbins 1991: 24, Epstein und O’Halloran 1999: 24, Thatcher und 
Sweet 2002: 4). Diese Verluste träten laut Macharzina und Dedler (1986: 6) regelmäßig 
auf.  
 
85 Durch die Formulierung ‚jede‘ wähle ich in Anlehnung an die Wirtschaftswissenschaft (Rees 1985a 
und 1985b, Ross 1973, Müller 1995) bewusst ein breites Konzept. 
86 Zwar mutet die Formulierung des Begriffs eher umständlich an; damit soll jedoch die dichotom-kom-
plementäre Eigenschaft der Merkmalsausprägung betont werden.     
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Da der Agent die Kontrolle über die vom Prinzipal verlangten Ressourcen (meist Infor-
mation) hat, stehen Prinzipal und Agent diesbezüglich regelmäßig in einem asymmet-
rischen Verhältnis zueinander (Lupia und McCubbins 2000: 294). Dies kann sich zum 
Beispiel in Form von extrem kostenreicher Informationserlangung (Kiewiet und 
McCubbins 1991: 25) für den Prinzipal oder in einer vergleichsweise größeren Expertise 
des Agenten (Epstein und O’Halloran 2006: 82), die oft aufgrund dessen Spezialisierung 
zustande kommt (Shepsle 2010: 366), äußern. Der Prinzipal befindet sich somit bei ge-
genläufigen Zielen im Nachteil, wenn der Agent ihm Ressourcen vorenthält. Situations-
bedingt sind dem Prinzipal Instrumente der Kontrolle jenes Problems an die Hand ge-
geben. Diese Umstände muss der Prinzipal unter Unsicherheit abschätzen. Welche In-
strumente dem Prinzipal zur Agentenkontrolle zur Verfügung stehen ist situationsab-
hängig.  
 
4.3.4 Handlungstheoretische Erwartungen  
Verhalten von Akteuren wurde also als rationales Handeln modelliert. Dabei sehen sich 
Handelnde einer beschränkenden Umwelt gegenüber in der es gilt, die zur Verfügung 
stehenden Ressourcen mit Bedacht einzusetzen. Dabei ist Zeit eine zentrale Ressource. 
Um diese sparsam einzusetzen, widmen die Akteure ihren Zielen unterschiedliche Auf-
merksamkeit. Je nachdem, welchen Grad an Aufmerksamkeit ein Akteur einem Ziel 
beimisst, gestaltet sich auch seine Mittelwahl. Bei niedriger Aufmerksamkeit ist es 
wahrscheinlich, dass er ressourcensparend vorgeht. Er wird deshalb z. B. auf Normbe-
folgung zurückgreifen. Basierend auf Gewohnheitshandeln und strategischem Handeln 
wurden auf dieser Grundlage zwei Hypothesen generiert. Diese formulieren die Erwar-
tung, dass Akteure bei wiederholt ausgeführten Handlungen und bei Handlungen, die 
Teil einer Strategie oder einer Handlungskette sind, mit geringer Wahrscheinlichkeit 
vom bisherigen Verhalten abweichen. Auch kann der Akteur bei niedriger Aufmerk-
samkeit beispielsweise mit anderen Akteuren Zeit oder Geld gegen Informationen tau-
schen. Individualakteure können dabei an externe Akteure bestimmte Handlungen de-
legieren. Kollektive Akteure sind zudem in der Lage, arbeitsteilig spezielle Handlungen 
an Teilgruppen nach innen zu delegieren. Ob ein Akteur als Prinzipal delegiert oder 
darauf verzichtet, richtet sich danach, wie wichtig ihm die Erreichung des Ziel ist, wel-
che Ressourcenverluste er zu erwarten hat und wie stark er den Agenten kontrollieren 
kann.  
Damit ist das Verhalten von Akteuren theoretisch modelliert. Nun geht es darum, die 
konkrete Situation der Ansiedlung von Aufgaben in Ministerialverwaltungen zu be-
leuchten. 
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4.4 Gemeinsame Randbedingungen in Delegationsketten 
 
Im vorangegangenen Abschnitt wurden die Grundparameter bestimmt, nach denen Ak-
teure handeln. Diesem Konzept folgend können wir von einer zwingend arbeitsteilig 
(vgl. Martin und Vanberg 2011: 3, Ellwein 1976: 119, Lepper 1981: 116, Müller 1986b: 
10) ausgelegten Umwelt ausgehen, in der regelmäßig Delegationsakte hervorgerufen 
werden. Nun werden die gewonnenen Erkenntnisse auf die Situation des Betrachtungs-
gegenstands übertragen.  
Handeln in Bezug auf den Betrachtungsgegenstand drückt sich entweder darin aus, 
dass Akteure organisationspolitische Entscheidungen über die Ausgestaltung des Auf-
baus einer Ministerialverwaltung treffen oder das Treffen jener organisationspoliti-
schen Entscheidungen an andere Akteure delegieren.   
Wichtig ist dabei vor allem, welches Gefüge durch Delegationshandeln in einem kom-
plexen Geflecht verschiedener Akteure entsteht: Entscheidungen über das aufbauorga-
nisatorische Arrangement finden nämlich nicht innerhalb einer singulären Delegati-
onsbeziehung, sondern in sequenziell hintereinander geschalteten Delegationssituatio-
nen statt. Die so entstehende Delegationskette bildet das institutionelle Grundgerüst. 
Die teils hoch spezialisierte und breite Literatur zu Delegation und Prinzipal-Agenten-
Problemen eignet sich dabei nur bedingt als hilfreiche Quelle zur Modellierung solcher 
Delegationsketten. Einerseits mag dies an der Spezifität des Forschungsgegenstands lie-
gen. Deutsche Beiträge zur Erklärung organisatorischer Arrangements von Ministerial-
verwaltungen halten sich in Grenzen. Andererseits wird der Bereich im US-amerikani-
schen Raum breit beforscht (Döhler 2005: 228). Diese Forschungsbeiträge lassen sich 
jedoch aufgrund unterschiedlicher Randbedingungen nicht problemlos auf deutsche Si-
tuationen übertragen. Trotz dieser Einwände (siehe insb. Waterman und Meier 1998) 
lässt sich unter dem Dach des Prinzipal-Agent-Ansatzes eine gemeinsame Grundstruk-
tur erkennen. So kann das institutionelle Grundgerüst unter Zuhilfenahme vereinzelter 
Fragmente des Forschungsstands hergeleitet werden.  
Sobald zu erwarten ist, dass ein Akteur in der Delegationskette die Entscheidung nicht 
weiterdelegiert sondern selbst trifft, müssen konkrete Erwartungen über dessen organi-
sationspolitische Entscheidung formuliert werden. Dies geschieht am Ende dieses Un-
terkapitels. Dabei werden die Erkenntnisse aus Kapitel 2 genutzt, um funktionale Zu-
sammenhänge zwischen organisationspolitischen Entscheidungen und den damit ver-
folgten Zwecken herzustellen.  
 
4.4.1 Nur zwei Optionen: Delegieren oder entscheiden 
Dieser kurze Abschnitt soll zwei besondere Umstände herausheben, unter denen Ak-
teure handeln. Erstens steht es nämlich dem Akteur nicht frei, auf Handeln zu verzich-
ten: Entweder er entscheidet über organisatorische Arrangements oder er delegiert diese 
Entscheidung. Zweitens stehen dem Prinzipal nur ex-ante-Instrumente zur Kontrolle des 
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Agenten zur Verfügung. Zentral bei der ex-ante-Kontrolle ist die Abschätzung des Prin-
zipals, ob der Agent gedenkt, bei der Umsetzung des Ziels dieselbe Zielrichtung einzu-
schlagen.  
Erstens: Eine Regierung steht in Sachen Organisationspolitik einer gegebenen Masse an 
Aufgaben gegenüber, die vollständig zu 100% organisiert werden muss (vgl. Becker 
1973a: 84, Klages 1977: 45). Es gibt keine Aufgabe, die im ministerialfreien Raum 
steht87. Somit stellt sich die Frage nicht, ob organisiert wird. Vielmehr gilt es zunächst 
in Erfahrung zu bringen, welche der Akteure organisieren werden. In einer arbeitsteilig 
ausgelegten Umwelt muss deshalb über Delegation von organisationspolitischen Ent-
scheidungsspielräumen nachgedacht werden.  
Diese Sondersituation, dass eine bestimmte Bestandsmasse zwingend organisiert wer-
den muss, erfordert eine Anpassung der Erwartungshaltung darüber, wann sich Prinzi-
pale für Delegation entscheiden. In der Literatur findet sich überwiegend die Ansicht, 
dass ein Netto-Nutzengewinn für den Prinzipal die Voraussetzung für Delegation sei. 
In einer Situation, in der zwingend organisiert werden muss, kann es jedoch für den 
Prinzipal in Anbetracht der Fülle von Entscheidungsgegenständen bereits von Vorteil 
sein, wenn ihm ein Delegationsakt zumindest keine Verluste beschert. Es erscheint des-
halb sinnvoll, der negativ formulierten Bedingung von Lupia und McCubbins für das 
Zustandekommen oder Nicht-Zustandekommen eines Delegationsakts zu folgen: “We 
say that delegation fails when an agent’s action reduces a principal’s welfare relative to 
the status quo.” (2000: 29688). Auch ein erwarteter Nicht-Verlust kann also schon zu 
Delegation führen89.  
Zudem stellt sich das Problem des Ausbleibens von Akteurshandeln nicht. Diesen klas-
sischen Angstgegner vergleichbarer Forschungsdesigns, gibt es hier nicht: Entweder 
wird eine Entscheidung getroffen oder eine Entscheidung delegiert. Beide Varianten 
sind Handlungsakte. Die kontrafaktische Frage bei Nicht-Beobachtungen ‚Was wäre 
passiert, wenn …?‘ stellt sich somit nicht. Auch tragen jene Randbedingungen dazu bei, 
den Test in eine reale Umwelt einzubetten. Diese Umwelt passt günstigerweise auf zahl-
reiche sozialwissenschaftliche Phänomene, sodass der Gültigkeitsbereich des Hypothe-
sentests weit über den getesteten Betrachtungsgegenstand hinausreicht.  
Zweites: Im Bereich der Agentenkontrolle tritt eine weitere Sondersituation auf. Regel-
mäßig kann davon ausgegangen werden, dass der Agent eigene Ziele verfolgt, die nicht 
zwingend mit denen des Prinzipals übereinstimmen müssen. Die Prinzipal-Agent-Lite-
ratur hält zahlreiche Möglichkeiten zur Eindämmung von sogenannten agency losses – 
87 Spezielle Ausnahmen (vgl. Klein 1973) werden hier nicht berücksichtigt. Ausnahmen (oder Grenz-
fälle) stellen beispielsweise auf Bundesebene die Anerkennungs- und Widerspruchsausschüsse in Asyl-
verfahren dar (ebd. 84). 
88 Hervorhebung von den Autoren 
89 Freilich kann man den dadurch hervorgerufenen Entlastungseffekt für den Prinzipal wiederum auf 
der Nutzenseite in die Nutzenfunktion integrieren. 
133 
 
also Verluste aus der Verfolgung anderer Zielrichtungen des Agenten in einer Delega-
tionsbeziehung – für Prinzipale bereit (Überblick bei Meinhövel 2004, Kategorisierung 
bei Strøm, Müller und Bergman 2006: 38, Kiewiet und McCubbins 1991: 27).  
Diese lassen sich einerseits in ex-ante- (Überblick bei Huber und Shipan 2000: 30-32) 
und andererseits in ex-post- (Braun und Gilardi 2006: 5) oder ongoing- (Epstein und 
O’Halloran 1999: 23) Kontrollinstrumente unterscheiden (ausführlich Epstein und 
O’Halloran 1994: 698). Ongoing- und ex-post-Instrumente sind für die vorliegende An-
ordnung kaum relevant, weil der Delegationsgegenstand ausschließlich die einmalige 
und für jeden ersichtliche Entscheidung über institutionelles Design beinhaltet. Es ver-
bleiben die ex-ante-Kontrollinstrumente. Klassisch werden diese in zwei Typen aufge-
teilt: Erstens kann der Prinzipal den Agenten in seinem Ermessensspielraum mittels 
konkreter Vorfestlegungen in Verträgen90 (‚contract design‘) einschränken. Dieser Schritt 
ist bedeutungsgleich mit Nicht-Delegation von Entscheidungsbefugnissen und steht im 
Fokus der Betrachtung. Jedoch hängt dieses Instrument direkt vom zweiten ab. Prinzi-
pale können zuweilen aus einem Set von potentiellen Agenten auswählen (‚screening‘ 
and ‚selection‘). Hier will man adverse Selektion (Akerlof 1970) – oder für die vorliegende 
Situation im Deutschen besser: Schlechtauswahl – vermeiden. Der Agent sollte natür-
lich so weit wie möglich die gleiche Zielrichtung des Prinzipals verfolgen (Bendor, Gla-
zer und Hammond 2001: 251) und so kompetent wie möglich sein.  
Darauf und auf den Annahmen über das Verhalten von Akteuren basierend lassen sich 
nun Hypothesen in Bezug darauf generieren, wann Akteure in welchem Ausmaß dele-
gieren. Die Antwort liegt im Zusammenspiel von Zielrichtung und Aufmerksamkeit ge-
genüber Zielen. Inwiefern sich die Zielrichtung zwischen Prinzipal und Agent konkret 
unterscheiden können, wird im übernächsten Abschnitt behandelt. Dort geht es dann 
um konkrete Erwartungen, für welche aufbauorganisatorischen Arrangements sich die 
Akteure entscheiden würden und wie stark diese Entscheidungen zwischen den Akteu-
ren abweichen.    
 
H2.1: Bei hoher Aufmerksamkeit des Prinzipals, hoher Aufmerksamkeit des Agenten und glei-
cher Zielrichtung kommt es eher zu Delegation. 
H2.2: Bei hoher Aufmerksamkeit des Prinzipals, hoher Aufmerksamkeit des Agenten aber 
Zielrichtungsungleichheit kommt es eher zu Nicht-Delegation. 
H2.3: Bei hoher Aufmerksamkeit des Prinzipals aber geringer Aufmerksamkeit des Agenten 
kommt es zu Nicht-Delegation. Die Untätigkeit des Agenten würde ansonsten den Gegenstand 
unbehandelt bleiben lassen. 
H2.4: Bei geringer Aufmerksamkeit des Prinzipals und hoher Aufmerksamkeit des Agenten 
kommt es eher zu Delegation – vorausgesetzt, dass keinerlei Wechselwirkung zu anderen Zie-
len des Prinzipals vorliegt. 
H2.5: Bei niedriger Aufmerksamkeit beider kommt es zu Delegation. 
 
 
90 „Ergänzend ist anzumerken, daß der Begriff Vertrag im weiteren Sinne zu verstehen ist. Er steht hier 
für die Summe aller Regelungen, denen die Partner in einer konkreten Situation unterworfen sind.“ 
(Macharzina und Dedler 1986: 7). 
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Wie die beiden tabellarischen Darstellungen (Abbildung 4.1 und 4.2) zeigen, ist die Auf-
merksamkeit des Prinzipals notwendige Bedingung für Nicht-Delegation. 
 
Abbildung 4.1: QCA-Darstellung notwendiger und hinreichender Bedingung für das Zustandekommen 
von Delegation mit vereinfachend dichotomen Ausprägungen  
QCA-Darstellung notwendiger und hinreichender Bedingungen für das Zustandekommen 
von Delegation* 
                    
     P A R D   Legende   
  a 1 1 1 1   P Aufmerksamkeit des Prinzipals 
  b 1 1 0 0   A Aufmerksamkeit des Agenten 
  c 1 0 - 0   R Richtungsgleichheit 
  d 0 1 - 1   D Delegation 
0 = nicht vorhan-
den 
  e 0 0 - 1   a-e Konfigurationen 1 = vorhanden 
                    
  
* Zur theoretischen Modellierung  ist Zielaufmerksamkeit und -richtung dichotom dar-
gestellt mit "nicht vorhanden" und "vorhanden". Empirisch handelt es sich 
  um  ein graduelles Phänomen.    
Eigene Darstellung. 
 
Abbildung 4.2: Outcome-fokussierte Darstellung der Entscheidungsgrundlage des Prinzipals über Dele-
gation oder Nicht-Delegation mit vereinfachend dichotomen Ausprägungen 
Outcome-basierte Darstellung der Entscheidungsgrundlage des Prinzipals über Delegation 
oder Nicht-Delegation* 
    Agent 
  
  
hohe Aufmerksam-
keit und ähnliche 
Zielrichtung 
hohe Aufmerksam-
keit und gegensätzl.  
Richtung 
keine / ge-
ringe Auf-
merksamkeit 
Prinzi-
pal 
hohe Aufmerksam-
keit 
Delegation Nicht-Delegation 
Nicht- 
Delegation 
geringe / keine 
Aufmerksamkeit 
Delegation { } Delegation 
* Zur theoretischen Modellierung  sind Zielaufmerksamkeit und -richtung dichotom darge-
stellt mit "hoch" und "gering/keine". Empirisch handelt es sich  um ein graduelles 
Phänomen.  
Eigene Darstellung. 
 
Aus dieser Darstellung wird deutlich, dass sich die Bedingungen in bis zu fünf Prinzi-
pal-Agenten-Konstellationen kombinieren lassen. Trotzdem liegen die Ergebnisse nur 
auf einem – und zwar demselben – Kontinuum: von vollständiger Delegation bis zur 
vollständigen Nicht-Delegation. Erstens umschreibt dies einen interessanten Fall von 
Äquifinalität: Unterschiedliche Kombinationen können zum gleichen Ergebnis führen. 
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Zweitens formuliert aber diese Darstellung vorerst lediglich allgemeine Erwartungen 
darüber, ob und wie viel Delegation stattfindet. Erwartungen dazu, welche Ausprägun-
gen organisatorische Arrangements haben werden, können bis hierher noch nicht for-
muliert werden. Dies kann erst gelingen, wenn die Akteure auf Delegation verzichten 
und Entscheidungen selbst treffen.  
 
4.4.2 Akteure und deren Anordnung in einer Delegationskette 
Bisher wurde nur auf singuläre Delegationsbeziehungen eingegangen. Damit kann aber 
das Zustandekommen komplexer Organisationsstrukturen nicht erklärt werden. Die 
Zahl der Akteure, an die Entscheidungsspielräume weiterdelegiert werden können, ist 
nämlich groß. Die Frage ist also, welche dieser beteiligten Akteure Entscheidungen tref-
fen werden. Hierzu müssen wir das institutionelle Grundgerüst, in dem die verschiede-
nen Delegationsbeziehungen eingebettet sind, näher kennen.  
Der Teilnehmerkreis bestehe im Parlamentarismus in Sachen policy-Entscheidungen 
üblicherweise aus dem Volk, dem Parlament als Gesetzgeber, dem Kabinett, den Minis-
tern und den Bürokraten (Braun und Gilardi 2006, Lupia und McCubbins 2000). Diese 
Feststellung liefert erste Anhaltspunkte dazu, welche Akteurstypen eine Rolle spielen. 
Letztlich muss die Information aus den bekannten (rechtlichen) Arrangements abgelei-
tet werden (z.B. Böckenförde 1964 auf Bundesebene). Zwar ändert sich die Teilnahme 
bestimmter Akteurstypen nicht; in parlamentarischen Systemen bleiben jedoch auf-
grund von Wahlen oder Ernennungen die konkreten Posteninhaber regelmäßig nicht 
über die Zeit gleich (vgl. Thatcher und Sweet 2002: 6). 
Die Akteure haben bei ihren Entscheidungen keinen Einfluss auf bestimmte Randbe-
dingungen. Dazu gehören neben intern und exogen wirkenden Institutionen einige or-
ganisatorische Schranken (Laux 1993: 314-319). Letztere existieren aus allgemein aner-
kannten Konsistenz-, Kosten- und Effizienzgründen (Lepper 1981). Zu jenen organisa-
torischen Schranken würden laut Derlien vor allem Probleme der strukturellen Konsis-
tenz zu über- und untergeordneten Ebenen und nachgeordneten Behörden, Probleme 
der Kontrollspanne und Koordinationsprobleme und der internen Konfliktregelung im 
Ablauf zählen (siehe 1996: 564-571). Beispielsweise ergibt es in der Regel wenig Sinn, 
einer Ministerin 50 gleichberechtigte Referate zu unterstellen, ohne eine Abteilungs-
ebene zwischenzuschalten. Eine Kontrollspanne von 50 würde die Arbeit des Ressorts 
sehr erschweren. Externe Institutionen sind meist verfassungsmäßige Schranken 
(Lange 2003: 257f, Loeser 1994: 47, Leunig 2012: 161, Derlien 1996: 565) oder andere 
rechtliche Regelungen (Gebauer 2006: 137). So durfte beispielsweise das Justiz- und das 
Innenministerium in Nordrhein-Westfalen aus Gründen der Gewaltenteilung nicht zu-
sammengelegt werden (Lange 2003: 256).  
Viele dieser Randbedingungen tragen zur Schaffung optimaler Laborbedingungen für 
einen Theorietest bei, da sie eine Einschränkung der Handlungsoptionen für die Ak-
teure bedeuten. Dies wirkt sich komplexitätsreduzierend auf das Testdesign aus. Die 
wesentlichen internen Randbedingungen kommen gesondert im letzten Unterkapitel 
des Theorieteils noch genauer zur Sprache. 
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Die wohl wichtigste aller Randbedingungen ist aber die Anordnung der Akteure. Die 
Akteure sind so im institutionellen Gefüge positioniert, dass sie sequenziell handeln. 
Sie agieren also nicht zeitgleich auf ein Ziel bezogen, sondern betreten und verlassen 
das Aktionsfeld in einer festgelegten Abfolge. Strøm spricht von einer Delegations-
kette91 (2000), die vom Wähler bis zum letztlichen Politik-Produzenten reiche (Berg-
man, Müller und Strøm 2000: 257). Diese Kette ist abhängig von der Verfassung des 
jeweiligen Staats (Roberston 1976: 33f). In unserem Fall ist das Wahlvolk (vgl. ebd. 1976: 
26) – als erster Prinzipal in der demokratischen Delegationskette – am weitesten ent-
fernt vom organisatorischen Ausgestaltungsprozess in Exekutiven. Der Wille des Volks 
wird in repräsentativen Demokratien mittels Auswahl des Agenten – also der Regie-
rungspartei(en) – im Wahlakt kundgetan. Zudem sei es unwahrscheinlich, dass Wähler 
Präferenzen zu organisatorischen Arrangements der Regierung ausgebildet hätten (Gi-
annetti und Laver 2005: 9692). Die Untersuchung beginnt deshalb mit dem Ergebnis von 
Willensbildungsprozessen in Parteien. Die ersten Prinzipale in der betrachteten Kette 
sind somit die Regierungsparteien. Es ergibt sich in Landesministerialverwaltungen fol-
gende Kette: Regierungspartei(en), Koalitionsaushandlungsgremium, Ministerpräsi-
dent, Minister sowie beamtete Staatssekretäre und Abteilungs-/Unterabteilungsleiter 
als Spitzenbeamte (ähnlich Loeser 1994: 50). Insbesondere ab der Stelle, ab welcher die 
Minister ins Spiel kommen, ergibt sich eine breite Auswahl an Agenten, die beauftragt 
werden können. Mit den Spitzenbeamten endet die Delegationskette, da der Entschei-
dungsspielraum über organisatorische Arrangements spätestens ab hier gegen Null 
strebt. Betrachtet werden also insgesamt vier Sequenzen.  
4.4.3 Wirkungen der Ketteneigenschaft 
Die Ketteneigenschaft der Situation entfaltet drei zentrale Wirkungen. Erstens schränkt 
sie den Entscheidungsspielraum von Akteuren bei der Festlegung aufbauorganisatori-
scher Arrangements ein. Diese Einschränkung wirkt unabhängig von den Entscheidun-
gen vorhergehender Prinzipale und wird von der Position des Akteurs in der Kette be-
stimmt. Zweitens zwingt sie die Akteure, bei Entscheidungen nicht nur situative Fakto-
ren einer bestimmten Delegationsbeziehung zu berücksichtigen, sondern die des ge-
samten Beziehungsgeflechts. Drittens scheitert bei einem Scheitern des Prinzipals auch 
der Agent. In einer Delegationskette verstärkt sich diese Gefahr mit jedem zusätzlichen 
Glied.  
91 Diesem folgen z.B. auch Lupia und McCubbins (2000: 291-293). Müller und McGovern (1999: 229) 
sprechen von Handlungsebenen, meinen jedoch dasselbe. 
92 Robertson (1976: 44) bezweifelt, ob Wähler überhaupt eine Vorstellung von den zu organisierenden 
Politikfeldern hätten. Auch Knapp (Q 2016: 6) ist ähnlicher Meinung; jedoch gäbe es in Bezug auf grobe 
ministerielle Zuschnitte so etwas wie einen Zeitgeist im Wahlvolk, welcher über die Parteien transpor-
tiert werden würde.  
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Erstens: Die Ketteneigenschaft der Anordnung hat Auswirkungen auf den Entschei-
dungsspielraum der Akteure in Bezug auf die organisatorische Ansiedlung von Aufga-
ben in der Struktur. Hier helfen die Beiträge in der Literatur zur Delegation nicht un-
mittelbar weiter. Dort beschäftigt man sich vornehmlich mit singulären Delegationssi-
tuationen (Braun und Gilardi 2006: 3). Kiewiet und McCubbins begründen dies wie 
folgt: „Each form of delegation arises from a different set of considerations. Each in-
volves a different relationship between principal and agent, and each entails a different 
set of problems.” (1991: 4). Dass eine allumfassende und integrative Theorie bisher fehle 
(Thatcher und Sweet 2002: 3, Braun und Gilardi 2006: 3), mag hieraus resultieren.  
Es ergeben sich jedoch im vorliegenden Szenario einige unmittelbare Einschränkun-
gen, welche auf die Akteure unabhängig von den Entscheidungen vorhergehender Prin-
zipale wirken: Die Ketteneigenschaft legt den maximalen Handlungsspielraum von Akt-
euren fest. Sequenzabhängig werden nämlich die gestalterischen Spielräume für Ak-
teure in späteren Gliedern der Kette zunehmend enger: In einer hierarchisch geglieder-
ten Anordnung (vgl. Lepper 1981: 117) kann nur über Gegenstände im unterstellten 
Zuständigkeitsbereich entschieden werden (vgl. H1.2). Ein Abteilungsleiter, der im Mi-
nisterium für Wissenschaft und Kunst für ‚Wissenschaft‘ zuständig ist, kann im Regel-
fall nicht über aufbauorganisatorische Arrangements in der Nachbarabteilung ‚Kunst‘ 
befinden. Umgekehrt gilt für gewöhnlich aber auch, dass Akteure in den vorderen Glie-
dern der Kette am weitesten von Detailreglements entfernt sind. Weil sie deshalb über-
wiegend nur gegenüber abstrakten Entscheidungsgegenständen aufmerksam sein kön-
nen, sind sie folglich auch nur in der Lage, hierüber Festlegungen zu treffen. Es gilt also 
grundsätzlich zu erwarten:  
 
H3.1: Je früher es in der Delegationskette zu Nicht-Delegation kommt, desto vertikal höher 
wird der betroffene Themenbereich angesiedelt. 
 
Auch im speziellen Fall der Beauftragten wird deren Existenz von der Ketteneigenschaft 
der Delegationssituation beeinflusst. Werden Beauftragte mit ganz bestimmten Funkti-
onen bedacht, müssen sie bereits früh angekündigt werden, um die funktionsinten-
dierte Wirkung zu erzielen: Insbesondere symbolpolitische, öffentlichkeitswirksame 
(vgl. Kropp und Sturm 1998: 35) und/oder Außenkontakt stiftende Beauftragte müssen 
der Bevölkerung oder der Zielgruppe frühzeitig angezeigt werden. Beauftragte, die eher 
verwaltungs- und koordinationsunterstützend (Hopp 1993) intern wirken sollen, sind 
hingegen auch in späteren Kettengliedern bestimmbar. Oft verbleiben aufgabenlastige 
Gegenstände, die der Linienorganisation zugeführt werden.  
 
H3.2: Je früher es in der Delegationskette zu Nicht-Delegation kommt, desto wahrscheinlicher 
ist die Installation von Beauftragten mit den obig genannten Funktionen.  
 
Zweitens: Neben dieser institutionellen Wirkung der Ketteneigenschaft ist insbesondere 
deren Wirkung auf Delegationsbeziehungen zwischen den Akteuren betrachtungsrele-
vant. Diese Delegationsbeziehungen sind von drei Hauptcharakteristika geprägt.  
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Punkt 1: Da Akteure nacheinander das Aktionsfeld betreten, stehen sie jeweils unter 
dem Eindruck der vorhergehend Handelnden und der Abschätzung des Handelns 
Nachfolgender. Weil der Akteur diese Situation antizipiert, wird er in seinem Handeln 
aufgrund des Handelns anderer mehr oder weniger stark beeinflusst.  
Punkt 2: Je nachdem, wie stark der vorhergehende Akteur den betrachteten Agenten in 
der hierarchischen (Lepper 1981: 117) Delegationskette einschränken kann, verbleibt 
dem Agenten das Ermessen frei zu entscheiden (Epstein und O’Halloran 2006: 82), ob 
er als Prinzipal wiederum delegiert oder nicht: „Die von der jeweils vorgeordneten exe-
kutivischen Ebene freigelassenen Gestaltungsräume der Organisation können auf der 
jeweils niedrigeren Ebene ausgefüllt werden.“ (Loeser 1994: 51). Werden den nachfol-
genden Akteuren sämtliche Handlungsmöglichkeiten offen gelassen, werde ich von 
vollständiger Delegation (von Entscheidungsermessen) sprechen; determiniert der vor-
hergehende Akteur hingegen jegliche organisatorische Ausgestaltung, wird von voll-
ständiger Nicht-Delegation oder Vorfestlegung die Rede sein. Dabei gilt freilich: Der 
Entscheidungsspielraum des Agenten kann nur kleiner oder gleich desjenigen des Prin-
zipals sein.  
Punkt 3: Prinzipal-Agent-Beziehungen können für gewöhnlich von beiden Seiten be-
trachtet werden. Der Agent hat aber in der vorliegenden Anordnung kein oder nur mar-
ginales Entscheidungsermessen darüber, Vorfestlegungen anzunehmen oder abzu-
lehnen. Deshalb ist die Perspektive des Prinzipals Bezugspunkt, wobei Agenten in der 
darauffolgenden Sequenz wieder zu Prinzpalen werden: “Agents are those who govern 
by exercising delegated power.” (Thatcher und Sweet 2002: 493).  
 
Drittens: Für den Agenten kann es sich – in der Organisationspolitik mehr als andern-
orts – rächen, wenn er eine Zielrichtung verfolgt, die von der des Prinzipals abweicht. 
Scheitert der Prinzipal, so scheitert – mit sehr wenigen Ausnahmen – auch der Agent. 
Agenten sind meist stark vom Erfolg des Prinzipals abhängig. In einer Delegationskette 
verstärkt sich jener Effekt mit jedem zusätzlichen Glied. Das macht die Verfolgung einer 
abweichenden Zielrichtung aus Eigeninteresse für Agenten nur bis zu einem gewissen 
Grad möglich. Im Falle eines Misserfolgs der Regierungsarbeit liefen nämlich sämtliche 
Akteure in der Delegationskette Gefahr, in einer Art Dominoeffekt ausgewechselt zu 
werden. Die jeweilig gewählte Regierung muss ihren Vertrag gegenüber dem Wahlvolk 
als Prinzipal erfüllen. Das Ziel der Regierung in der Rolle der Agentin ist also die Selbst-
erhaltung mittels Wieder(aus)wahl (Moe 1995: 139). Minister sind beispielsweise wie-
derum vom Erhalt der Regierung abhängig. Spitzenbeamte laufen Gefahr, bei einem 
Minister- und/oder Regierungswechsel ausgewechselt zu werden. Das gemeinsame In-
teresse an der Zielerreichung der Regierung greift insbesondere auch deshalb, weil sich 
Agenten oft aus Schnittmengen mit oder Teilmengen des Prinzipals rekrutieren.  
 
 
 
93 Hervorhebung durch die Autoren 
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In der Delegationskette entsteht ein klassisches Kollektivgutproblem mit der Möglich-
keit des Trittbrettfahrens. Einerseits liegt es im Interesse des Agenten, den Erhalt seines 
Prinzipals zu befördern (vgl. Peters 1999: 344). Damit erhöht er die Chancen, seine ei-
gene Position zu erhalten, welche ja vom Erfolg des Prinzipals abhängig ist. Andererseits 
kann er für sich zusätzliche Gewinne in gewissem Rahmen herausschlagen. Dieses Ab-
weichen in der Zielrichtung des Agenten kann Verluste in der Nutzenfunktion des Prin-
zipals hervorrufen. Und dies bringt freilich wiederum die Erreichung des gemeinsamen 
Ziels in Gefahr (Shepsle 2010: 366).  
 
4.4.4 Entscheidungen über aufbauorganisatorische Arrangements 
In den vorangegangenen Abschnitten wurde erläutert, ob Akteure die Entscheidung 
über die Ansiedlung von Aufgaben der Migrations- und Integrationspolitik in der Auf-
bauorganisation deutscher Landesministerialverwaltungen an nachfolgende Kettenglie-
der delegieren oder ob sie selbst entscheiden. Damit wissen wir ‚wer‘ entscheidet. Nun, 
da wir hierzu Erwartungen generiert haben, richten wir den Blick auf das ‚wie‘. Hierbei 
handelt es sich um Organisationspolitik, weil eine policy betrieben wird, deren Gegen-
stand polity ist. Die Festlegung organisatorischer Arrangements stellt für die Akteure 
ein Instrument zur Verfolgung bestimmter (inhaltlicher) policies und politics dar. Auf-
grund dessen müssen die handelnden Akteure davon ausgehen können, dass zwischen 
bestimmten organisationspolitischen Arrangements und bestimmten policy- oder poli-
tics-Zielen ein funktionaler Wirkzusammenhang besteht. Der Abschätzungsprozess die-
ser Wirkzusammenhänge kann – wie im vorangegangenen Unterkapitel gezeigt wurde 
– seitens des Akteurs je nach Ressourceneinsatz verschiedentlich komplex ausgestaltet 
sein. Akteure können sich dabei auf komplexe Kosten-Nutzen-Abwägungen unter gro-
ßem Ressourceneinsatz, auf die Übernahme von Erkenntnissen über Funktionalitäts-
zusammenhänge aus dem Fundus der Wissenschaft (z.B. bei Kieser und Walgenbach 
2007) oder auch auf allgemein akzeptierte Mythen, die in diesem Zusammenhang ent-
standen sind (Meyer und Rowan 1977), stützen. Auf Grundlage dieses Wissens gestalten 
sie sodann die Ansiedlung der Aufgaben aus.  
Die hauptsächlichen polity-Stellschrauben sind dabei bekanntlich die vertikale und ho-
rizontale Verortung von Aufgaben in Stab oder Linie sowie auf sonderorganisierte 
Weise. Hier wird beispielsweise unterstellt, dass Akteure grundlegende Funktionalzu-
sammenhänge zwischen aufbauorganisatorischen Arrangements und Erfolg und Miss-
erfolg inhaltlicher policy erkennen. Akteure, welche beispielsweise die Sichtbarkeit eines 
Politikfelds erhöhen wollen, werden die entsprechenden Aufgaben im Aufbau hierar-
chisch aufwerten. Ein Aufgabenbündel stärker in das Blickfeld des Ministers zu rücken 
ließe sich ebenfalls durch eine vertikale Höherverortung erreichen. Soll ein Thema brei-
ter in verschiedenste Bereiche des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens Ein-
gang finden, wird der Akteur auf eine querschnittsmäßig diverse Verortung in einer 
Vielzahl von Ministerien setzen.  
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Die Kombination von Migrations- und Integrationspolitik mit anderen Politikfeldern 
hängt davon ab, welche Affinität der Akteur zwischen den Aufgabenbereichen feststellt 
und welche Bereichsverquickungen für seine Zwecke opportun erscheinen. So können 
komplexitätsreduzierende Hypothesen zu allgemeinen Handlungserwartungen gene-
riert werden, die policy- und politics-Ziele von Akteuren verschiedenster Art jeweils mit 
bestimmten organisationspolitischen Zielen verknüpfen. Diese Komplexitätsreduktion 
findet auf Seite der policy-Ziele dadurch statt, indem die Ziele nach deren Aufmerksam-
keitshöhe und Zielrichtung eingeordnet werden.  
Unabhängig davon, warum beispielsweise hohe Aufmerksamkeit für migrations- und 
integrationspolitische Fragen beim Akteur besteht, wird sich seine Aufmerksamkeit im 
Wunsch nach vertikaler Aufwertung des Felds ausdrücken. Oder ein Beispiel zu hori-
zontalen Verortung: Sieht ein Akteur den sozialpolitischen Aspekt der Integrationspoli-
tik als zentral an, ist es wahrscheinlich, dass der Akteur das entsprechende Aufgaben-
bündel nicht beim Innenministerium, sondern eher in einem Ministerium des sozialen 
Bereichs ansiedeln will. So können also folgende Hypothesen zur Abschätzung des or-
ganisationspolitischen Handelns von Akteuren formuliert werden:  
H4.1: Je stärker ein Akteur gegenüber dem Themenbereich aufmerksam ist, desto vertikal höher 
will er den Bereich ansiedeln. 
H4.2: Je näher ein Akteur die Affinität eines Aufgabenbündels zu einem Politikfeld einschätzt 
oder wünscht, desto wahrscheinlicher ist die horizontale Verortung des Aufgabenbündels am 
entsprechenden Ort jenes Politikfelds.  
H4.3: Je stärker ein Akteur gegenüber einem Aufgabenbündel aufmerksam ist, desto wahr-
scheinlicher ist die horizontale Verortung in seiner Zuständigkeitssphäre. 
Ähnliche Wirkmechanismen sind bei der Einführung von Beauftragten (vgl. erschöp-
fend behandelt bei Hopp 1993 und Fuchs 1985 und 1986 und diskutiert u.a. bei Busch 
1986 und Eberle 1988) zu unterstellen. Unter zwei Bedingungen fördert hohe Aufmerk-
samkeit von Akteuren gegenüber einem Thema oder Politikfeld die Ein- und Fortfüh-
rung eines Beauftragten:  
Erstens wird dieses Organisationsmodell meist dann eingesetzt, wenn ein Aufgabenfeld 
neu zu organisieren ist oder sich die Qualität der Aufgaben verändert hat. Beauftragte 
dienen hier als Pioniere, weil sie aufgrund ihrer Funktionsbeschreibung flexibler agie-
ren können als linienorganisierte Stellen (Fuchs 1985: 154-156).  
Die zweite Bedingung bezieht sich auf die Sichtbarkeit von bestimmter Beauftragtenty-
pen in der Öffentlichkeit: Wenn bereits alle wesentlichen Aufgaben im organisatori-
schen Arrangement Niederschlag gefunden haben, Akteure jedoch hohe Aufmerksam-
keit nach außen demonstrieren wollen, steigt die Wahrscheinlichkeit der Installation 
von Beauftragten (wieder).   
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H4.4: Wenn die Aufmerksamkeit des Akteurs hoch ist und unter den Bedingungen, dass (1) 
das Thema entweder organisatorisch noch nicht erschlossen ist oder vor einer radikalen Umor-
ganisation steht ODER dass (2) trotz bereits vollzogener Erschließung des Aufgabenfelds im 
Aufbau die Aufmerksamkeit der Akteure öffentlichkeitswirksam demonstriert werden soll, steigt 
die Wahrscheinlichkeit der Installation von Beauftragten. 
 
4.4.5 Modell 
In den vorangegangenen Abschnitten wurde eine Reihe von Hypothesen aufgestellt. Im 
Fokus standen zunächst Überlegungen dazu, in welchen Situationen Akteure Entschei-
dungen über aufbauorganisatorische Arrangements an andere Akteure delegieren und 
wann sie selbst entscheiden. Maßgeblich waren dabei gemeinsame Randbedingungen, 
unter denen Akteure ihre Ziele entwickeln. Ob und wie viel delegiert wird kann nur 
dann bestimmt werden, wenn die Zielrichtungsdiskrepanz zwischen den Akteuren im 
Hinblick auf organisatorische Arrangements bekannt ist. Hierzu müssen Erwartungen 
über die Ausprägung jener Zielrichtungen für jeden einzelnen Akteur existieren. Erst 
recht müssen Erwartungen zu seinen diesbezüglichen Zielen vorhanden sein für den 
Fall, dass der Akteur nicht delegiert, sondern die Entscheidung über organisatorische 
Arrangements selbst trifft.  
Die entlang dieses Argumentationsgangs hergeleiteten Hypothesen sind nach vier 
Gruppen geordnet und begründen so das theoretische Modell, welches der Untersu-
chung zugrunde liegt. Die Hypothesen stehen nicht im Konkurrenzverhältnis zueinan-
der. Vielmehr konstituieren Sie einen Gesamtmechanismus, der in jeder untersuchten 
Delegationssituation entlang aller Hypothesen durchgespielt wird. Ihre auf den ersten 
Blick hohe Zahl lässt sich damit erklären, dass sich Ministerialverwaltungen entlang 
fünf nicht weiter aggregierbaren Merkmalen zusammensetzen: Charakterisierende 
Umschreibungen beinhalten Aussagen über (1) vertikale und (2) horizontale Anord-
nung des Gegenstands in der Linienorganisation, (3) die Existenz, sowie (4) vertikale 
und (5) horizontale Anordnung von Beauftragten. Teilweise bedingen sich diese unter-
einander, wobei diese Bedingungen festgelegt wurden. Die erste Hypothesengruppe 
wurde in Unterkapitel 4.3 begründet und bezieht sich auf habituelles Handeln. In der 
zweiten Gruppe werden Erwartungen darüber formuliert, in welchen Fällen es an be-
stimmten Stellen der Delegationskette zu Nicht-Delegation kommt, das heißt, wann Ak-
teure Entscheidungen über aufbauorganisatorische Arrangements selbst treffen. In der 
dritten Gruppe werden sodann Erwartungen postuliert, die aus der Ketteneigenschaft 
der Delegationssituation selbst erwachsen. Gruppe 4 klärt, welche policy- und polity-Ziele 
die beteiligten Akteure zu welchen organisationspolitischen Handlungsschritten veran-
lassen. Die akteursbezogene Gruppe 4 ist somit den umweltbezogenen Gruppen 2 und 
3 analytisch nachgelagert.  
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Abbildung 4.3: Gesamtübersicht aller Teilhypothesen des theoretischen Modells 
Gesamtübersicht aller Teilhypothesen des theoretischen Modells 
H 1 
1 
Je öfter eine Entscheidung in der Vergangenheit in vergleichbaren Situationen auf 
dieselbe Weise ausgeführt wurde, desto geringer ist die Chance auf abweichende 
Entscheidungen in der Zukunft. 
2 
Je mehr Handlungsschritte hinsichtlich des Ziels bereits vorliegen, desto enger 
sind Spielräume für die Auswahl zukünftiger Handlungsoptionen.  
H 2 
1 
Bei hoher Aufmerksamkeit des Prinzipals, hoher Aufmerksamkeit des Agenten 
und gleicher Zielrichtung kommt es eher zu Delegation. 
2 
Bei hoher Aufmerksamkeit des Prinzipals, hoher Aufmerksamkeit des Agenten 
aber Zielrichtungsungleichheit kommt es eher zu Nicht-Delegation. 
3 
Bei hoher Aufmerksamkeit des Prinzipals aber geringer Aufmerksamkeit des 
Agenten kommt es zu Nicht-Delegation. Die Untätigkeit des Agenten würde an-
sonsten den Gegenstand unbehandelt bleiben lassen. 
4 
Bei geringer Aufmerksamkeit des Prinzipals und hoher Aufmerksamkeit des 
Agenten kommt es eher zu Delegation – vorausgesetzt, dass keinerlei Wechselwir-
kung zu anderen Zielen des Prinzipals vorliegt. 
5 Bei niedriger Aufmerksamkeit beider kommt es zu Delegation. 
H 3 
1 
Je früher es in der Delegationskette zu Nicht-Delegation kommt, desto vertikal hö-
her wird das betroffene Aufgabenbündel angesiedelt. 
2 
Je früher es in der Delegationskette zu Nicht-Delegation kommt, desto wahrschein-
licher ist die Installation von Beauftragten mit obig genannten Funktionen.  
H 4 
1 
Je stärker ein Akteur gegenüber einem Aufgabenbündel aufmerksam ist, desto ver-
tikal höher will er es ansiedeln. 
2 
Je näher ein Akteur die Affinität eines Aufgabenbündels zu einem Politikfeld ein-
schätzt oder wünscht, desto wahrscheinlicher ist die horizontale Verortung dieses 
Aufgabenbündels am entsprechenden Ort jenes Politikfelds.  
3 
Je stärker ein Akteur gegenüber einem Aufgabenbündel aufmerksam ist, desto 
wahrscheinlicher ist die horizontale Verortung in seiner Zuständigkeitssphäre. 
4 
Wenn die Aufmerksamkeit des Akteurs hoch ist und unter den Bedingungen, dass 
(1) das Thema entweder organisatorisch noch nicht erschlossen ist oder vor einer 
radikalen Umorganisation steht ODER dass (2) trotz bereits vollzogener Erschlie-
ßung des Aufgabenfelds im Aufbau die Aufmerksamkeit der Akteure öffentlich-
keitswirksam demonstriert werden soll, steigt die Wahrscheinlichkeit der Installa-
tion von Beauftragten. 
Eigene Darstellung. 
Nun bleiben noch zwei Dinge auszuführen. Erstens ist bereits angeklungen, dass es 
Randbedingungen gibt, die sich nicht auf die gesamte Kette, sondern nur auf einzelne 
Delegationsbeziehungen in der Kette beziehen. Diese müssen noch explizit herausge-
arbeitet werden. Zweitens handeln in diesen Sequenzen verschiedene Typen von Akteu-
ren, denen unterschiedliche Ziele unterstellt werden können. Auch damit muss sich der 
letzte Abschnitt des Theoriekapitels befassen.  
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4.5 Sequenzspezifische Randbedingungen in Delegationssituationen 
 
Im vorangegangenen Abschnitt wurden insgesamt fünf Akteurstypen identifiziert, die 
ein Geflecht aus Delegationsbeziehungen bilden: die Regierungspartei(en), das Koaliti-
onsaushandlungsgremium, der oder die Ministerpräsident/in, die Minister und die 
Spitzenbeamten. Diese fünf Akteurstypen sind durch vier Delegationssequenzen mitei-
nander verbunden. Jede Sequenz schafft die Randbedingungen für das Handeln der 
Akteure. Nun geht es darum, jene Randbedingungen näher zu beleuchten. Sie können 
ausschlaggebend für Handlungsentscheidungen sein. Bei den Randbedingungen han-
delt es sich dabei insbesondere um die Beschaffenheit und Anordnung teilnehmender 
Akteurstypen sowie deren Beziehung zueinander. Daraus können akteurstypische Ziele 
zugeordnet werden.  
Die gewünschte Information zu den Randbedingungen kann in kleinteiligen Fragmen-
ten teilweise aus dem Literaturbestand entnommen werden. Insbesondere in der eng-
lischsprachigen Literatur existieren zahlreiche Beiträge zu Delegationsbeziehungen in 
singulären Sequenzen. Empirische Analysen dominieren hier das Feld. Man beschäftigt 
sich mit Prinzipal-Agenten-Verhältnissen zwischen Mitgliedern der Regierungsfrak-
tion(en) und Ausschussmitgliedern (z.B. Krehbiel 1992), zwischen Regierungsfrak-
tion(en) und Kabinett (z.B. Strøm, Budge und Laver 1994, Saalfeld 2000b, Martin und 
Vanberg 2011), zwischen Parlament und/oder Ausschüssen und der Exekutive (zB. 
McCubbins und Schwartz 1984 und 1987, McCubbins, Noll und Weingast 1987, Balla 
1998, Epstein und O’Halloran 1999, Volden 2002, Huber und Shipan 2002), zwischen 
Regierungsfraktionen und Ministern (Thies 2001), an weisungsgebundene (Döhler 
2005, Döhler und Jann 2007) und weisungsungebundene Institutionen (z.B. Thatcher 
und Sweet 2002, Braun 2006, Gilardi 2008, Schrefler 2010). Damit sind lediglich einige 
wichtige Hauptfelder im Bereich des staatlichen Politikbetriebs genannt. Weitere For-
schungstätigkeit (grober Überblick bei Epstein und O’Halloran 1994) ist beispielsweise 
bei Hawkins und andere (2006) auf den Bereich der Internationalen Organisationen o-
der Politikfelder (Pfaff und Zweifel 1998) bezogen. Eine große Herausforderung stellte 
im Folgenden die Zusammenführung verschiedenster Informationsschnipsel aus ge-
nanntem Literaturbestand zu einem großen Ganzen für die jeweilige Sequenz dar. 
 
Abbildung 4.4: Graphische Darstellung der sequenziellen Abfolge von Delegationssituationen zwischen 
den fünf Akteurstypen 
 
Eigene Darstellung. 
 
Regierungs-
parteien
S1 Koalition S2
Minister-
präsident/in
S3 Minister/innen S4
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e
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4.5.1 Sequenz 1 
Die erste Sequenz ist zweifelsohne die am dichtesten beforschte unter allen betrachte-
ten. Hier bilden Regierungsparteien den Prinzipal und das Koalitionsaushandlungsgre-
mium den Agenten. Dabei kann der Agent nicht vom Prinzipal frei ausgewählt werden. 
Vielmehr ist der Agent in dieser Sequenz ein zeitlich begrenztes Gremium. Hauptauf-
gabe dieses Gremiums ist, die im Vorfeld der Wahl formulierten Ziele der Regierungs-
parteien in Einklang bringen.  
4.5.1.1 Randbedingungen 
Obwohl die Literatur anerkennt, dass sich ein Blick in die innerparteiliche black box loh-
nen würde (Jun 1994: 15, Kropp und Sturm 1998: 15), werden Regierungsparteien re-
gelmäßig als einheitliche kollektive Akteure angesehen (Robertson 1976: 26, Laver und 
Shepsle 1990, Laver und Schofield 1998: 15, Saalfeld 2008: 349, Kropp und Sturm 1998: 
14). Mit dem Koalitionsaushandlungsgremium wird ein temporärer Akteur als Agent 
geschaffen.  
Im Normalfall (Schmidt 1996: 72) ist in deutschen Bundesländern mehr als eine Frak-
tion nötig, um mehr als die Hälfte der Parlamentssitze auf sich zu vereinen. In diesem 
Fall gibt es nicht einen, sondern mindestens zwei Prinzipale. Diese zwei verschiedenen 
Kollektivakteure wirken gegenüber dem Agenten als ‚multipler‘ (Müller und Strøm 
2008, Thatcher und Sweet 2002: 6) Prinzipal. Im Vorfeld einer Regierungsbildung gilt 
es, eine Einigung auf einige grundlegende organisatorische Arrangements der Regie-
rung herbeizuführen. Dieses geschieht in deutschen Bundesländern seit einigen Jahr-
zehnten ausnahmslos (dazu Jun 1994: 26, Kropp und Sturm 1998: 88) in Koalitionsver-
einbarungen. Zu diesem Zweck wird ein aus Vertretern der jeweiligen Regierungsan-
wärterparteien zusammengesetztes Koalitionsaushandlungsgremium gebildet. Der so 
geschaffene Agent existiert lediglich für kurze Dauer: Nach der Aushandlung von orga-
nisatorischer Arrangements und der Festlegung des Ermessenspielraums für nachfol-
gende Sequenzen löst sich dieser temporäre Akteur wieder auf. Der Agent wird regel-
mäßig nicht geschaffen, wenn eine Partei die absolute Mehrheit auf sich vereinigen 
kann (Bull 1999: 172). Dies ist folgenreich für das vorhandene Entscheidungsermessen 
in dieser Sequenz: Es kommt zu einer vollständigen Delegation an den Ministerpräsi-
denten. 
Die personelle Bestückung von Unterhändlern der Parteien im Koalitionsaushand-
lungsgremium kann unterschiedlich ausfallen: „Die Parteien werden in den Koalitions-
verhandlungen durch je nach innerer Struktur und personeller Organisation unter-
schiedlich gebildete Kommissionen vertreten, die in der Regel aus den wichtigsten Füh-
rungspersönlichkeiten der einzelnen Parteien bestehen.“ (Jun 1994: 25, ähnlich Schüt-
temeyer 1999: 94). Obwohl dies nicht zwingend erforderlich sei (Bauckhage 1999: 218), 
handelt es sich beim Verhandlungsführer meist um den Parteichef, der auf Landes-
ebene überwiegend (März 2006: 174-176, Schneider 2001: 74-77) in Personalunion mit 
dem designierten Ministerpräsident auftritt. In diesem Fall stellt er gleichzeitig den 
Agent in Sequenz 2 dar94. Der Parteichef dominiert bei wichtigen Gegenständen (vgl. 
94 Gebauer (2006: 138) spricht von „Vorwirkung der Richtlinienkompetenz“ 
145 
 
Saalfeld 2000: 48, Strøm 1990: 30f) als Hauptrepräsentant seiner Partei nicht selten das 
Geschehen um unter Zeitdruck komplexe Entscheidungswege zu vermeiden (Bauck-
hage 1999: 218). Regelmäßig sind auch spätere Minister – also spätere Agenten in Se-
quenz 3 – aus einem Pool von ‚ministeriablen‘ (vgl. Giannetti und Laver 2005: 92, Gal-
lagher, Laver und Mair 2006: 51, Derlien 1996: 548, Müller-Rommel 1994: 160) Perso-
nen95 als Fachexperten im Gremium vertreten. So liegen Delegationsakte meist nicht 
als Auslagerungen an Externe sondern als Verlagerungen innerhalb des kollektiven Ak-
teurs vor. Aufgrund von Informationsasymmetrie zugunsten der Fachexperten werden 
diese später mit hoher Wahrscheinlichkeit für Ministerposten oder in andere offizielle 
Ämter selektiert. Dies engt den Pool potentieller Agenten für die Sequenzen 1-3 ein. 
Seltener werden Fraktionsexterne und/oder Parteilose berufen.  
 
Abbildung 4.5: Zentrale Randbindungen in Sequenz I 
Randbedingungen in Sequenz I 
Teilnehmerkreis, Beziehung  
Parteien (P) > Koalitionsaushandlungsgremium 
(A) 
Selektion möglich Nein 
Anzahl der Agenten 1 
Anzahl der Prinzipale 1+x (abhäng. von der Zahl der Koalitionspartner) 
Agent Teilmenge Prinzipal  überwiegend ja 
Zugriffs- und Kontrollmöglichkeiten einmalig  
Eigene Darstellung. 
 
4.5.1.2 Akteursziele 
Die Formulierung von Erwartungen mit Blick auf akteurstypische Ziele des Aushand-
lungsgremiums bedarf einer genauen Analyse der Beschaffenheit jenes Agenten. Die 
entsandten Vertreter des Prinzipals sind nicht mit freiem Mandat ausgestattet, sondern 
mittels der jeweiligen Parteipositionen vorfestgelegt (vgl. Laver und Shepsle 1996: 25). 
Zu berücksichtigen ist hier, dass es sich um einen multiplen Prinzipal handelt. Das 
heißt: Die Entsandten kommen aus unterschiedlichen Teilprinzipalen mit potentiell un-
terschiedlichen Zielen. Der Handlungsspielraum und insbesondere die Verhandlungs-
masse des Koalitionsaushandlungsgremiums werden folglich von der Summe der auf-
merksamen Gegenstände und Positionen aller beteiligten Parteien eingeschränkt. Die 
Ausrichtung der Positionen des Prinzipals kann also unter Umständen in sich wider-
sprüchlich sein. Zur näheren Ermittlung der Ziele des Agenten ist zudem seine Be-
schaffenheit zu berücksichtigen. Tirole (1999: 768)96 beschreibt die Situation als ‚Veto-
Kollegialität‘: Alle Abordnungen der Regierungsparteien sind in der Lage, jeweils zuwi-
 
95 Das heißt: bisherige Minister und Funktionsträger oder Fachpolitiker aus Schattenkabinetten der Op-
position 
96 Hierauf stützen sich auch Müller und Strøm (2008: 163) 
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derlaufende Positionen der anderen notfalls zu blockieren. Bestehen folglich im multip-
len Prinzipal widersprüchliche Positionen, so sind die Positionen des Agenten und min-
destens eines Akteurs des Prinzipals richtungsungleich. Aufmerksamkeit und Richtung 
von Prinzipal und Agent hängen also von den Zielen eines Akteurstyps ab: den Parteien. 
Die Festlegung von Parteipositionen geschieht auf prominente Weise (vgl. Kropp und 
Sturm 1998: 40) regelmäßig in Parteiprogrammen. Diese können sowohl organisatori-
sche als auch inhaltliche Gegenstände enthalten. Zudem können Texte zum program-
matischen Inhalt so determinierend formuliert oder kontextualisiert werden, sodass 
dies die Optionen passender organisatorischer Lösungen stark einschränkt. 
Parteien als Agenten haben sich in der vorhergehenden Sequenz gegenüber deren Prin-
zipal – also ihrer Wählerschaft (Martin und Vanberg 2011: 10) – auf Ziele festgelegt. 
Jene Ziele bildeten die Grundlage des Wahlvolks zur Selektion potentieller Regierungs-
parteien. In der nun betrachteten Sequenz 1 bilden jene programmatischen Festlegun-
gen die Verhandlungsmasse des Prinzipals. Dies zeigen Bäck, Debus und Dumont auch 
empirisch: “… our results show that there is a link between the promises made by parties 
before the elections and their behaviour when they bargain in the process of coalition 
formation” (2011: 467f)97. Parteien formulieren also ihre Positionen auch unter Antizi-
pation möglicher Regierungsbeteiligung. Zum Zeitpunkt der Programmerstellung lässt 
sich die genaue Beschaffenheit des Koalitionsaushandlungsgremiums samt Kräftever-
hältnisse noch nicht absehen. Trotzdem berücksichtigen Parteien in ihrer Positionsfor-
mulierung bereits möglicherweise auftretende Konflikte: „Das jeweilige Wahlpro-
gramm sollte im Vorfeld der anstehenden Wahl dergestalt abgefaßt sein, daß Verhand-
lungen mit dem potentiellen Partner in allen Bereichen grundsätzlich möglich sind, ge-
meinsame Lösungen erkennbar sind und die jeweiligen Koalitionäre dennoch ihre pro-
grammatische Eigenständigkeit wahren.“ (Bauckhage 1999: 221, ähnlich Heinrich 1999: 
126, angedeutet in Laver und Schofield 1990: 59-61 i.V.m. 103f,). Zu diesem Zweck wird 
das Aushandlungsgremium geschaffen. Einerseits besteht also der gemeinsame Wille 
zum Regierungserhalt und andererseits das Bedürfnis der Parteien, sich vor der kom-
menden Wahl mittels programmatischer Eigenständigkeit als die beste Option von an-
deren Parteien abzusetzen (Martin und Vanberg 2011: 10-15). Ein Weg aus diesem Di-
lemma führt über bestimmte Profilierungsfelder (Bauckhage 1999: 221, Kropp und 
Sturm 1998: 34) von Parteien, die relativ zum potentiellen Koalitionspartner deutlicher 
ins Licht der Aufmerksamkeit des Wählers gerückt werden: “What counts is the relative 
amount of emphasis they put on discussing specific themes as devoting a greater part 
of a manifesto to a policy area will usually indicate that the party has a well thought-out 
plan of action for it and the desire to implement it.” (Bäck, Debus und Dumont 2011: 
449). Ganz im Sinne des dargelegten theoretischen Rahmens weißt auch Robertson da-
rauf hin, dass Parteien nicht gegenüber allen Gegenständen gleich aufmerksam sein 
könnten und dass diese Aufmerksamkeit situationsabhängig höheren oder niedrigeren 
Nutzen verursache (1976: 67f, ähnlich Budge 1994: 455). Man kann also erwarten, dass 
97 Aufgrund eines spekulativen (Fehl-)Schlusses nehmen Kropp und Sturm (1998: 40) hier eine Gegen-
position ein.  
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der multiple Prinzipal den Agenten dieser Sequenz mit eher nicht-gegensätzlichen, aber 
dafür zahlreichen Gegenständen bestückt wird.  
 
4.5.2 Sequenz 2 
Die zweite Sequenz besteht aus dem Koalitionsaushandlungsgremium und dem oder 
der Ministerpräsident/in. Besagtes Gremium hatte in der vorangegangenen Sequenz 
noch als Agent die Aufgabe, die Ziele der Regierungsparteien in Einklang zu bringen. 
Nun fungiert es als Prinzipal.  
Dabei ist die Zugriffsmöglichkeit dieses Prinzipals zeitlich begrenzt: Löst sich das Gre-
mium nach der Koalitionsvereinbarung auf, gehen damit jegliche Möglichkeiten der 
Einflussnahme der Akteure aus der ersten Sequenz unter: Im Bereich der Organisati-
onspolitik fällt alles Weitere in den Kompetenzbereich von Akteuren, die dem Gremium 
in der Delegationskette nachgelagert sind. Dadurch ist diese Sequenz insbesondere hin-
sichtlich des Ressortzuschnitts zentral. Den Ressortzuschnitt legt in der Regel das Koa-
litionsaushandlungsgremium fest. Der Ministerpräsident hat zwar formal weitreichen-
den Einfluss auf den Ressortzuschnitt. Das Aushandlungsgremium kann diesen Ein-
fluss jedoch erheblich dämpfen. Mittelbar kommt dadurch dem stellvertretenden Mi-
nisterpräsidenten, der üblicherweise von dem/einem Koalitionspartner gestellt wird, 
ein gewisses Maß an Entscheidungsgewalt zu.  
 
4.5.2.1 Randbedingungen 
In der zweiten Sequenz befindet sich der Ministerpräsident – also ein Individualakteur 
– in der Rolle des Agenten. Das Koalitionsaushandlungsgremium fungiert als Prinzipal. 
Im Gegensatz zu den Prinzipalen aller nachfolgenden Sequenzen hat dieser temporäre 
Akteur nur eine einmalige Zugriffsmöglichkeit – und zwar zu Beginn einer Regierungs-
periode –, um auf die organisatorische Ausgestaltung der Regierung Einfluss zu neh-
men: „Mit der Wahl des Regierungschefs und der Ernennung der Ministerinnen und 
der Minister ist eine Abkopplung der Regierung von der Fraktion verbunden, die für die 
weitere Arbeit beider Seiten bestimmend ist.“ (Bull 1999: 172)98. Der Prinzipal dieser 
Sequenz muss deshalb sorgfältig festlegen, welchen Ermessensspielraum er den nach-
folgenden Agenten über alle weiteren Gegenstände lässt. Dazu muss er potentielle Rich-
tungsungleichheiten in der Zukunft abschätzen. So gehen Vereinbarungstexte über die 
‚Ressortverteilung als Minimum‘ (Müller, Bergman und Strøm 2008: 14) weit hinaus.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
98 Hervorhebung vom Autor 
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Abbildung 4.6: Zentrale Randbindungen in Sequenz II 
Randbedingungen in Sequenz II 
Teilnehmerkreis, Beziehung  Koalitionsaushandlungsgremium (P) > MP (A) 
Selektion möglich nein 
Anzahl der Agenten 1 
Anzahl der Prinzipale 1 
Agent Teilmenge Prinzipal  regelmäßig ja 
Zugriffs- und Kontrollmöglichkeiten einmalig  
Eigene Darstellung. 
Schon vor einiger Zeit entspann sich eine Kontroverse bei der Frage, ob Politikinhalte 
(Kropp und Sturm 1998, Müller-Rommel 1994: 165-167) oder organisatorische Arrange-
ments (Laver und Shepsle insb. 1996, Browne und Franklin 1973: 454, Budge und 
Keman 1990) den Hauptgegenstand von Koalitionsvereinbarungen darstellten und ob 
diese unabhängig voneinander (Laver und Schofield 1998, Müller-Rommel 1994: 165, 
Saalfeld 2000: 65) oder interdependent (Laver und Shepsle 1996, Keman 2006, Hind-
moor 2006) seien (vgl. zur Diskussion Pappi, Schmitt und Linhart 2008: 323f). Mittler-
weile geht man in diesem Forschungsfeld nur noch vereinzelt davon aus, dass das orga-
nisatorische Arrangement nicht Hauptgegenstand und völlig unabhängig vom Inhalt 
sei. Diese Erkenntnis folgt der theoretischen Modellierung, nach welcher inhaltliche 
Festlegungen über policies als intendierte oder nicht-intendierte Mittel zur Beschrän-
kung des ministeriellen Entscheidungsspielraums auch und besonders im Hinblick auf 
das organisatorische Arrangement betrachtet werden können. Der Zuschnitt von Min-
isterien wird dabei als zentraler Gegenstand des Interesses angenommen: “Although 
cabinet portfolios are only the tip of the iceberg of allocation decisions that coalition 
parties have to make, they are probably the most important ones.” (Verzichelli 2008: 
237). 
4.5.2.2 Ressortzuschnitt 
Der Ressortzuschnitt ist für die organisatorische Ausgestaltung eines Politikfelds – und 
besonders eines potentiell beweglichen wie der Migrations- und Integrationspolitik – 
bestimmend. Durch die Zuweisung von Aufgaben zu bestimmten Ressorts wird erstens 
die horizontale Verortung nahezu determiniert und zweitens der Pfad in der Delegati-
onskette mit der Auswahl des Ministers als Agenten festlegt.  
Erstens: Mit der horizontalen Verortung von Aufgaben erfolgt die erste und folgen-
reichste Zusammenfassung derselben mit anderen Aufgaben. Parteien haben hier auf-
grund ihres jeweiligen Aufmerksamkeitsbilds bestimmte Präferenzen gegenüber mög-
lichen Kombinationen von Aufgaben und Aufgabenbündeln (jüngst Saalfeld und 
Schamburek 2014, Sieberer 2015). Parteien, die sich für das Politikfeld stark interessie-
ren, wollen es unter ihrer ministeriellen Zuständigkeit organisiert wissen, wodurch sie 
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die Politik im Feld am besten kontrollieren können (Budge und Keman 1990, Hindmoor 
2006: 62, Jun 1994: 80, Martin und Vanberg 2011: 9, Bäck, Debus und Dumont 2011: 
441, Druckman und Warwick 2005: 18f). Ob sich dies verwirklichen lässt hängt von zwei 
Faktoren ab. (1) Wenn das Politikfeld von anderen Koalitionspartnern beansprucht wird 
(vgl. Laver und Schofield 1998: 183), besteht Zielrichtungsungleichheit. Unter Umstän-
den setzt sich die Partei bei der Besetzung des Ressorts nicht gegenüber dem Partner 
durch. (2) Es herrscht Knappheit hinsichtlich der Ressortanzahl, was die Gründung ei-
nes eigenen Ressorts für jedes Teilpolitikfeld regelmäßig nicht zulässt, was die Zusam-
menfassung von Teilpolitikfeldern zwingend notwendig macht. Die Kompatibilität von 
Aufgaben des Politikfelds mit denen anderer Politikfelder kann also eine Rolle spielen. 
Folglich können strategische Ziele gegenüber anderen Politikfeldern die horizontale 
Verortung des Betrachtungsgegenstands beeinflussen.  
Tritt mindestens einer dieser beiden Fälle – der Nicht-Durchsetzung oder der Inkompa-
tibilität – ein, so fallen entsprechende Aufgaben anderen Partnern zu. Hier ist zu erwar-
ten, dass die zielverfehlende Partei die Aufgaben zumindest im von ihnen vorgesehenen 
Aufgabenzusammenhang organisiert wissen will (vgl. Schamburek 2015) oder beim 
Schnüren von Tausch-Paketen ein anderes umstrittenes Feld zugesprochen bekommt 
(Pappi, Schmitt und Linhart 2008: 326). Beides bedarf der vertraglichen Festlegung: 
“The greater the preference diversity among the coalition parties the more formalized 
their coalition agreement is likely to be.” (Müller und Strøm 2008: 167). ‚Like-minded 
parties‘ tendierten daher dazu, Festlegung nur zu wenigen strittigen Fragen zu treffen; 
Umgekehrtes gelte für Partner, die weiter auseinander lägen (Müller, Bergman und 
Strøm 2008: 16f). Für gewöhnlich sinkt die Zahl der strittigen Fragen bei unveränderter 
Akteurskonstellation. Basierend auf Ergebnissen aus der vorhergehenden Koali-
tionsaushandlung ist habituelles Handeln wahrscheinlich: “… some ‘new’ cabinets are 
identical or almost identical to their respective predecessors, so that it is likely that little 
or no real bargaining occurred.” (De Winter und Dumont 2008: 124). 
Zweitens: Der Ressortzuschnitt legt die Agenten der dritten Sequenz fest. Damit gehen 
drei wichtige Implikationen einher. (1) Zwischen den Agenten werden maximale aus-
schließliche Verantwortungsbereiche über organisatorische Arrangements aufgeteilt 
(vgl. Tirole 1999: 742f). So kann ein Agent nicht oder nur bedingt über Gegenstände 
verfügen, die an andere Agenten delegiert wurden. (2) Den Ressorts werden mittels Be-
nennungsrecht Einflusssphären von Parteien zugeordnet. (3) Je nach der Person des 
Ministers unterscheiden sich individuelle Ziele.  
 
4.5.2.3 Ministerpräsidenten als Kettenglieder 
Der Ressortzuschnitt muss spätestens vom Prinzipal der Sequenz 3 bestimmt werden. 
Es handelt sich hierbei um den Ministerpräsidenten. Im Falle einer Koalitionsregierung 
ist zu erwarten, dass der Zuschnitt schon im Aushandlungsgremium erfolgt (Steinberg 
1979: 362). Der Ministerpräsident als Individualakteur kann de facto meist nur für den 
Koalitionspartner Festlegungen treffen, dem er selbst angehört (vgl. März 2006: 153). 
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Dieser Partner tritt bereits als Teil-Prinzipal in Sequenz 1 auf. Jedoch kann er auch ei-
gene und potentiell vom Prinzipal abweichende Ziele haben (Moe 1995: 139). Davon 
abgesehen ist aber das Hauptmotiv des Ministerpräsidenten dem des Prinzipals sehr 
ähnlich: Die Verantwortung für das Funktionieren der Regierung liege nämlich beson-
ders bei ihm (ebd.: 140f). 
Die Person des Ministerpräsidenten steht in der Regel schon lange vor der eigentlichen 
Wahl fest (Leunig 2012: 181). Sein Gestaltungsspielraum sei – vergleichbar mit der des 
Bundeskanzlers (vgl. Böckenförde 1964: insb. 139-144) als ausgewiesener Inhaber von 
Organisationsgewalt (Lange 2003: 257f, Schümer 2006) in allen Landesverfassungen 
verhältnismäßig stark und weitreichend (Schneider 2001: 53, Bull 1999: 172). Wie weit-
reichend Festlegungen seitens vorhergehender Prinzipale formal erfolgen können ist 
strittig (zur Diskussion siehe u.a. Schümer 2006: 11-32, Leunig 2012: 161f, Kropp und 
Sturm 1998: 88-94). Die faktische (Jun 1994: 27) Verbindlichkeit (Müller und Strøm 
2008: 164, Müller-Rommel 1994: 165) von Koalitionsvereinbarungen99 ist nahezu100 un-
umstritten. Mindestens kann der Ministerpräsident jedoch in gewissem Rahmen (orga-
nisatorische) Akzente setzen (Schneider 2001: 51, März 2006: 155, vgl. auch Michna 
2008a: 104-106, 149).  
4.5.3 Sequenz 3 
Sequenz 3 enthält den Ministerpräsidenten und die Minister. Formal verbrieft das Res-
sortprinzip den Ministern einen gewissen Entscheidungsspielraum im Rahmen der res-
sortinternen Organisationspolitik. Die Praxis kommt jedoch dem klassischen Delegati-
onsverhältnis zwischen Ministerpräsident und Ministern sehr nahe, weil es darauf an-
kommt, inwieweit der Ministerpräsident von seiner Richtlinienkompetenz Gebrauch 
macht. 
Ungeachtet der Festlegungen in vorhergehenden Sequenzen ist die Kompetenz des Mi-
nisterpräsidenten als Prinzipal in seiner Funktion, ‚die Exekutive zu organisieren‘ (Mül-
ler-Rommel 1994: 162) ebenfalls umstritten. Richtlinienprinzip und Organisationsge-
walt des Ministerpräsidenten einerseits und das Recht der Minister, ihr Ressort eigenver-
antwortlich zu führen (vgl. Ellwein 1976: 102) andererseits stehen unaufgelöst in einem 
formalen Spannungsverhältnis (Saalfeld 2000: 51, Gebauer 2006: 137f, März 2006: 157). 
Der theoretische Rahmen erlaubt mit der Ermittlung des Grads an Nicht-Delegation, 
empirisch über bisher oft nur fallbezogene Betrachtungen hinauszugehen. 
Der Ministerpräsident kann als Prinzipal im Rahmen der Vorgaben aus vorherigen Se-
quenzen vor allem in zwei weiteren Bereichen vorfestlegend tätig werden: (1) personelle 
Selektion der Agenten und (2) organisatorische Ansiedlung von Aufgabenerledigung in 
99 … nebst jeweiligen geheimen Zusatzvereinbarungen (siehe Bauckhage 1999: 219) … 
100 In der Literatur wird dies mithin relativiert, wie z.B. bei Gebauer: „Verfassungsrechtlich bleibt der 
Ministerpräsident frei, in seiner Regierungserklärung wie auch in der weiteren Regierungsarbeit von 
einer Koalitionsvereinbarung abzuweichen. Überlegungen zur Einklagbarkeit von Koalitionsverträgen 
sind rein theoretischer Natur; es geht allein um die Frage der politischen Belastbarkeit einer Koalition.“ 
(2006: 138); vgl. z.B. auch Bull 1999: 173. 
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seiner Steuerungsbehörde, der Staatskanzlei (Zerr 2006: 191). Staatskanzleien sind auf-
grund ihrer vornehmlichen Leitungsfunktion von Ressortaufgabenerledigung zum gro-
ßen Teil befreit (Jantz und Veit 2011: 185, Leunig 2012: 163, Schneider 2001: 72f). Tra-
ditionen, persönliche Präferenzen des Ministerpräsidenten und besondere politische 
Bedeutung seien aber oft Grund dafür, den Ministern bestimmte Gegenstände aus de-
ren Händen zu entziehen und diese bei der Staatskanzlei anzusiedeln (Schneider 2001: 
295, ähnlich Häußer 1995: 61). Dazu zähle unter anderem die Kulturpolitik (ebd.: 72f).  
 
Abbildung 4.7: Zentrale Randbindungen in Sequenz III 
Randbedingungen in Sequenz III 
Teilnehmerkreis, Beziehung  Ministerpräsident (P) > Minister (A) 
Selektion möglich Ja 
Anzahl der Agenten 7+x 
Anzahl der Prinzipale 1 
Agent Teilmenge Prinzipal  ja, z.T. Schnittmenge 
Zugriffs- und Kontrollmöglichkeiten Ständig 
Eigene Darstellung. 
 
Genauso wie und wohl noch stärker als der Ministerpräsident können auch die Minister 
als Agenten eigene Ziele verfolgen (Moe 1995: 139). Diese Ziele sind individuell abhän-
gig davon, welche Person für das Amt ausgewählt wurde (vgl. Gallagher, Laver und Mair 
2006: 159). Akteurstypische Erwartungen sind hier also ähnlich (vgl. Derlien 1996: 577) 
denen zum Ministerpräsidenten – lediglich auf den jeweiligen Verantwortungsbereich 
gerichtet. Nur selten seien laut Laux „persönliche Neigungen eines einzelnen Ministers 
für die Aufgabenbündelung ausschlaggebend“ (1993: 310, ähnlich Derlien 1996: 572). 
 
4.5.4 Sequenz 4 
In der letztbetrachteten vierten Sequenz agieren Minister als Prinzipale in ihrem Ver-
antwortungsbereich, während sich die Agenten aus Spitzenbeamten des Hauses konsti-
tuieren. Letztere Gruppe besteht nahezu ausnahmslos nicht unmittelbar aus einer 
Schnitt- oder Teilmenge der vorhergehend betrachteten Prinzipale.  
Spitzenbeamte unterscheiden sich in ihrer Beschaffenheit maßgeblich von Akteuren 
der bisherigen Delegationskette. „[C]abinet ministers are just politicians, more or less 
amateurs in particular policy fields, who move into and out of their jobs like birds of 
passage. Senior civil servants, in contrast, are more or less permanent professionals in 
a given field, with access to a vast pool of specialist expertise. If civil servants have a 
policy agenda of their own – whether this arises from particular personal tastes, a desire 
for professional advancement, or even from sincerely held views about what is best for 
the country – then they are in a very strong position effectively to determine government 
policy outputs.” (Laver und Shepsle 1994: 6, ähnlich Moe 1995: 143-145). Dies bedeutet 
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zweierlei. Einerseits ist die Informationsasymmetrie zugunsten des Agenten in dieser 
Sequenz am höchsten anzunehmen. Andererseits würde das Ressortprinzip dem Minis-
ter nahezu uneingeschränkten Zugriff erlauben (Müller-Rommel 1994: 158, Rutschke 
1973: 15). Zupass käme ihm dabei, dass sein Entscheidungsbereich überschaubarer weil 
eingeschränkter als der seiner vorhergehenden Prinzipale wäre. Dieser Entscheidungs-
spielraum werde jedoch in der Praxis regelmäßig nicht ausgenutzt. Den wohlinformier-
ten Referenten blieben vielmehr – von gelegentlichen Einzelanweisungen abgesehen – 
große Entscheidungsspielräume (Lepper 1973: 128). Die Spitzenbeamten würden 
dadurch eher umgekehrt Vorschläge an den Minister herantragen (Leunig 2012: 224f).  
Spitzenbeamte unterscheiden sich auch zu ihren Kollegen auf hierarchisch nachgeord-
neten Ebenen in mehrerlei Hinsicht (vertiefend siehe auch Steinkemper 1974). Erstens 
ist die politische Selektion von Spitzenbeamten als Agenten nur auf jener Ebene mög-
lich101. Diese politischen Beamten als „Delegationselite“ (Derlien 2001: 39) können min-
destens versetzt (Q Beckstein 2013) und meist auch in den einstweiligen Ruhestand ge-
schickt werden (Derlien 1984, Schmid und Treiber 1975: 115, Kugele 1978: 153). Auf-
grund dieser Hybridform entsteht eine Verknüpfung zwischen Exekutivpolitikern einer-
seits und Karrierebeamten andererseits in der Delegationskette. Zweitens kann der Ver-
antwortungsbereich des Amtschefs oder beamteten Staatssekretärs (wenn n=1 im Res-
sort) mit dem des Ministers identisch sein. Auch wenn es mehr als einen beamteten 
Staatssekretär im Haus gibt oder wenn sich nur wenige Abteilungsleiter den Aufgaben-
kreis aufteilen, können diese mit der Organisation eines beträchtlichen Teils im Minis-
terium betraut werden. Hingegen ist der organisatorische Verantwortungsbereich für 
Beschäftigte unterhalb der Referatsleiterebene merklich eingeschränkt. Das dritte Un-
terscheidungsmerkmal bezieht sich auf Zielunterschiede zwischen Spitzenbeamten 
und ihren hierarchisch nachgeordneten Kollegen. In der Literatur gibt es deutliche Hin-
weise auf akteurstypische Eigenzielverfolgung von Ministerialbeschäftigten (Dunleavy 
1991: 154, Gallagher, Laver und Mair 2006: 156, Moe 1995: 143, Hindmoor 2006: 136, 
Peters 1999: 343f, Steinkemper 1974: 97-99). Auch wenn das Hauptziel von Bürokraten 
wohl die Budgetmaximierung (Downs 1967, Niskanen 1971) sei – so stellt Dunleavy fest 
–, genieße diese nur bei ‚lower ranking bureau members‘ höchste Priorität; hingegen trä-
ten für Spitzenbeamte andere Hauptziele in den Vordergrund (1991: 200)102. Vielmehr 
würden hier Status, Prestige, Patronage, Einfluss und der Stellenwert ihrer Aufgabe im 
Vordergrund stehen (ebd.). Freilich muss man auch sehen, dass hierfür Budgetmaxi-
mierung oft notwendiges Zwischenziel sein kann (Niskanen 1971: 38). Diese kann man 
gut über die Größe des verantworteten Aufgabenbestands rechtfertigen. Dem Spitzen-
beamten kann somit unterstellt werden, dass er mindestens die einmal gewonnenen 
Aufgaben nicht wieder abgeben will (Dunleavy 1991: 225/151, Laux 1993: 310). Insbe-
sondere die prestigeträchtigen und salienten Gegenstände, welche sich positiv in der 
Erfolgsbilanz niederschlagen könnten, werden dabei vertikal hoch angesiedelt. So ist es 
nicht unwahrscheinlich, dass die Ziele der Spitzenbeamten – im Gegensatz zu niedriger 
101 Bayern ist hier eine Ausnahme (Q Beckstein 2013).  
102 Dem Argument folgen auch Hindmoor 2006: 145 und Gallagher, Laver und Mair 2006: 158. 
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angesiedelten Bürokraten – im Einklang mit denen des Ministers sind. Zielungleichhei-
ten dürfte man aber insbesondere zwischen horizontal gleichgestuften Kollegen erwar-
ten, die den Ressourcenbestand unter sich aufteilen müssen. 
 
Abbildung 4.8: Zentrale Randbindungen in Sequenz IV 
Randbedingungen in Sequenz IV 
Teilnehmerkreis, Beziehung  Minister (P) > Spitzenbeamte (A) 
Selektion möglich Ja (Ausnahme: Bayern) 
Anzahl der Agenten 1+x  
Anzahl der Prinzipale 1 
Agent Teilmenge Prinzipal  Nein 
Zugriffs- und Kontrollmöglichkeiten Ständig 
Eigene Darstellung. 
 
4.6 Zusammenfassung  
 
Unter systematischer Einbindung von unvollständiger Information, Unsicherheit und 
Aufmerksamkeit in ein Konzept rationalen Handelns wurden zunächst Handlungser-
wartungen identifiziert. Diese Handlungserwartungen beziehen sich auf Entscheidun-
gen der Akteure bei der Ausgestaltung organisatorischer Arrangements in Ministerial-
verwaltungen. Auf dieser Grundlage wurde unter Verwendung salienz- und delegati-
onsbasierter Elemente ein theoretisches Argument herausgearbeitet. Das so generierte 
Modell einer Delegationskette enthält Hypothesen, die sich auf zwei analytisch nachei-
nander geschaltete Schritte beziehen. In einem ersten Schritt wird ermittelt, welcher 
Akteur in der Delegationskette eine organisationspolitische Entscheidung trifft. In ei-
nem zweiten Schritt werden Erwartungen dazu gebildet, wie jene Entscheidung ausfal-
len wird. Im Wesentlichen handelt es sich bei diesen Entscheidungen darum, wie Auf-
gaben oder Aufgabenbündel vertikal und horizontal in Ministerialverwaltungen verortet 
werden. Entlang dieser beiden Hauptdimensionen der vertikalen und horizontalen Ver-
ortung wird die abhängige Variable zweidimensional modelliert.  
Insgesamt lassen sich die deduzierten Hypothesen in vier erklärende Blöcke gruppie-
ren. Im ersten sind Erwartungen dazu formuliert, wie wahrscheinlich es ist, dass orga-
nisatorische Arrangements unverändert bleiben und es somit zu Nicht-Veränderung 
kommt. Der zweite Block identifiziert diejenigen Akteure in der Delegationskette, von 
denen organisationspolitische Entscheidungen zu erwarten sind. Die dritte Hypothesen-
gruppe deckt Wirkungszusammenhänge auf, die rein aus den institutionellen Gegeben-
heiten der Delegationskette entspringen. Abschließend werden im vierten Block Hypo-
thesen dazu generiert, wie die Entscheidungen der handelnden Akteure ausfallen wer-
den.  
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Die Delegationskette enthält vier aufeinanderfolgende Sequenzen, in denen Akteure je-
weils in bestimmten Konstellationen handeln. Weil in der Delegationskette je nach Se-
quenz verschiedene Akteurstypen auftreten, die typenspezifische Ziele verfolgen, wur-
den diese in einem eigenen Unterabschnitt diskutiert. Die hieraus gewonnen Informa-
tionen helfen später, die Aufmerksamkeit und Ziele von Akteuren besser einzuordnen. 
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Kapitel 5: Testdesign und Operationalisierung 
Im vorangegangen Kapitel wurde ein Erklärungsmodell entwickelt, welches die Ansied-
lung migrations- und integrationspolitischer Aufgaben in der Ministerialverwaltung mit 
organisationspolitischem Handeln von Akteuren erklären will.  
Das Methoden-Kapitel 5 bildet den Anfang des empirischen Teils des Projekts. Hier gilt 
es nun zunächst, geeignete Fälle für eine Prüfung des Modells auszuwählen (5.1). Ein 
Fall umschreibt dabei eine Delegationssituation, in der über eine migrations- und integ-
rationspolitische Aufgabe oder ein Aufgabenbündel entschieden, oder jene Entschei-
dung delegiert wird. Insgesamt werden ca. 400 Fälle ausgewählt, die aus dem Zeitraum 
zwischen ca. 1995 und 2013 und aus den sechs vorausgewählten Bundesländern stam-
men.  
Es schließt sich ein Abschnitt zur konzeptionellen Methodik an. Hier werden Strategien 
entwickelt, die sicherstellen sollen, dass den Qualitätsanforderungen an das Design Ge-
nüge getan wird. Diesen Überlegungen zur abstrakteren Konzeptebene (5.2) schließt 
sich das Unterkapitel zur konkreten Ebene der Messung (Adcock und Collier 2001: 531) 
an (5.3). Hier erfolgt sowohl der Test theoretisch vermuteter Zusammenhänge als auch 
die Plausibilisierung kausaler Beziehungen. Im Zentrum steht dabei die Operationali-
sierung der unabhängigen Variablen. Dreh- und Angelpunkt ist die Bestimmung von 
Akteurszielen. Auf ihnen basieren sämtliche Hypothesen. Sie beziehen sich auf die ho-
rizontale und vertikale Ansiedlung migrations- und integrationspolitischer Aufgaben in 
der Organisationsstruktur – also auf die Ausprägung der abhängigen Variablen. Insbe-
sondere handelt es sich damit um die Einführung, Abschaffung und Veränderung be-
stimmter Organisationsstrukturen im Bereich der Migrations- und Integrationspolitik.  
Im theoretischen Teil wurden jeweils Parteien, Koalitionsaushandlungsgremien, Minis-
terpräsidenten und deren Stellvertreter, Minister und sonstige Exekutivpolitiker sowie 
Spitzenbeamte als Akteurstypen herausgearbeitet. Für jene Akteurstypen erfolgt nun 
die Zielbestimmung. Als Datenmaterial stehen dabei u.a. die Analyse von Programm-
texten, Befragungen, Printmedien, Sekundärliteratur, Lebensläufen oder Reden zur 
Verfügung. Nicht immer eignet sich das Datenmaterial gleich gut für jeden Akteurstyp. 
Deshalb wird zunächst darauf eingegangen, welches Datenmaterial sich für welchen 
Akteurstyp am besten eignet.  
Erst dann erfolgt die Entwicklung von Indikatoren. Dabei können Ziele zum Teil direkt 
aus verschiedenen Datenquellen extrahiert werden und zum Teil indirekt abgeschätzt 
werden. Es gilt dabei der Anspruch, einen qualitativ hochwertigen Datensatz zu erstel-
len. Dazu ist eine möglichst genaue Zielabschätzung erforderlich. Um diese vornehmen 
zu können, bedarf es nicht nur einer detaillierten Auswertung, sondern auch einer sorg-
fältigen Operationalisierung.  
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5.1 Fallauswahl 
Die Fallvorauswahl in Kapitel 3 engte zunächst den Forschungs- zu einem Betrach-
tungsgegenstand ein. Der Betrachtungsgegenstand steckte dabei den Rahmen hinsicht-
lich des betrachteten Zeitraums und der untersuchten Bundesländer ab. Im Zuge dieser 
Vorauswahl wurde darauf geachtet, dass der Betrachtungsgegenstand je nach Erklä-
rungsmodell für verschiedene unabhängige Variablen anschlussfähig ist.  
Im folgenden Unterkapitel wird nun jene Vorauswahl zur eigentlichen Fallauswahl spe-
zifiziert. Da nun ein konkretes Erklärungsmodell vorliegt, ist die Fallauswahl danach 
auszurichten, welche unabhängigen Variablen zum Einsatz kommen sollen und inwie-
weit auf diesen Variablen Varianz vorhanden ist. Dort wo es möglich ist, sollen potenti-
elle Drittvariablen, die das Testergebnis verzerren könnten, konstant gehalten werden. 
Bevor Fälle ausgewählt werden können, gilt es zunächst, die der Auswahl zugrundelie-
gende Analyseeinheit festzulegen. Im folgenden Abschnitt wird ein Fall als eine Dele-
gationsbeziehung zwischen Akteuren definiert werden, in welcher über eine migrati-
ons- und integrationspolitische Aufgabe oder ein Aufgabenbündel entschieden, oder 
jene Entscheidung delegiert wird.  
Im Vorfeld des Auswahlprozesses wird diskutiert, inwiefern die Auswahl von Fällen je-
weils vom theoretischen und vom empirischen Erkenntnisinteresse abhängt. Eine res-
sourcentechnisch maximal mögliche Fallzahl ist beiden Forschungszielen zuträglich, 
sodass am Ende 425 Fälle herangezogen werden. Zum Schluss des Unterkapitels wird 
kurz auf den Umgang mit Ost-West-Unterschieden als einflussreicher Problemdruck-
Variable eingegangen.  
Um eine Fallauswahl vornehmen zu können, bedarf es zunächst einer Festlegung, wie 
ein Fall definiert wird. Zuallererst stellt sich also die Frage nach der Analyseeinheit des 
Tests.  
Im Theorieteil wurden die Entscheidungsmechanismen dargelegt, die im Delegations-
geflecht von zahlreichen Akteuren wirken. Als Endprodukt entsteht dann das aufbauor-
ganisatorische Konstrukt einer Ministerialverwaltung. Dieses Gesamtkonstrukt ist auf-
grund der zahllosen Entscheidungsmöglichkeiten der Akteure zur Aufgabenbündelung 
und -ansiedlung hoch komplex konfiguriert. Es sollen jedoch alle wesentlichen Ausprä-
gungsaspekte dieses aufbauorganisatorischen Gesamtkonstrukts eingefangen und zu-
dem auch der Gestalt der Hypothesen Rechnung getragen werden. Deshalb empfiehlt 
es sich, dieses komplexe Geflecht analytisch zu dekonstruieren und den Blick auf ein-
zelne Delegationsbeziehungen zu richten. Der organisationspolitische Beitrag jener ein-
zelnen Delegationsbeziehungen zum aufbauorganisatorischen Gesamtarrangement 
soll beleuchtet werden.  
Ein Fall konstituiert sich deshalb um die Analyseeinheit einer einzelnen Delegationsbe-
ziehung zwischen Akteuren. In dieser Delegationsbeziehung wird über die Ansiedlung 
migrations- und integrationspolitischer Aufgaben oder Aufgabenbündel entschieden o-
der diese Entscheidung delegiert.  
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Nun, da definiert worden ist, was ein Fall ist, stellt sich die Frage, welche Fälle betrachtet 
werden sollen. Die Fallauswahl richtet sich nach dem Erkenntnisinteresse.  
Das dritte Kapitel dieser Arbeit beschäftigte sich mit der empirischen Aufarbeitung des 
Betrachtungsgegenstands. Im vierten Teil stand die Entwicklung eines Theoriegebäu-
des im Vordergrund, aus welchem schließlich Hypothesen generiert wurden. Jene bei-
den Teile dienen nun als Ausgangspunkt für die eigentliche Fallauswahl. Sie führen 
jeweils zu unterschiedlichen Ansätzen bei der Fallauswahl. Während man im Hinblick 
auf den Forschungsgegenstand einerseits daran interessiert ist, eine solide und detail-
lierte Erklärung für das jeweilige Zustandekommen einzelner organisatorischer Arran-
gements zu finden, wäre andererseits aus dem Blickwinkel des vierten Teils die Prüfung 
der allgemeinen Gültigkeit des gewählten theoretischen Ansatzes von Interesse. Die 
erste Perspektive befürwortet somit eine Kausalitätsprüfung im Einzelfall; die zweite 
Perspektive einen Hypothesentest, um die Gültigkeit des theoretischen Arguments zu 
prüfen.  
Zum Zwecke der Prüfung des theoretischen Arguments stünde aufgrund der bewusst 
sehr kleinteiligen Definition der Analyseeinheit eine hohe Fallzahl für Hypothesentests 
zur Verfügung. Auch um der Erklärung der reichhaltigen empirischen Varianz des er-
hobenen Betrachtungsgegenstands auf den Grund gehen zu können, eignet sich eine 
hohe Fallzahl, solange die Fälle in der nötigen Tiefe betrachtet werden können. So soll 
nicht die übliche Frage (Hönnige 2007: 223) im Vordergrund stehen, wie viele Fälle nö-
tig sind, um ein bestimmtes Niveau an Generalisierbarkeit zu erreichen. Ziel ist es viel-
mehr, aus umgekehrter Perspektive eine möglichst geringe Reduktion derjenigen Fälle 
vorzunehmen, die im Rahmen des Betrachtungsgegenstands möglich wären.  
Bereits bei der Eingrenzung jenes Betrachtungsgegenstands in Kapitel 3 wurde darauf 
geachtet, dass der Anteil der ausgewählten organisatorischen Arrangements an der 
Grundgesamtheit relativ hoch ausfällt. Überwiegend blieb es dort bei einer Negativaus-
wahl: Unter Berücksichtigung der zur Verfügung stehenden Ressourcen wurde das Ma-
terial mittels einer Bundesland-Selektion auf ungefähr ein Drittel vermindert. Das Er-
gebnis war ein Datensatz, welcher Fälle in sechs Bundesländern im Zeitraum der letz-
ten circa 20 Jahre ohne Einschränkung bei den Abständen auf der Zeitachse umfasst. 
Nun soll jener Datensatz als abhängige Variable in einem deduktiven Gesamtdesign 
fungieren.  
 
Um eine näherungsweise vollständige Erklärung der Variation zu erreichen ist es rat-
sam, die Fallauswahl so zu treffen, dass einerseits maximale Varianz auf den Variablen 
der theoretisierten Hypothesen auftritt. Andererseits sollte diese Varianz aber möglichst 
ausschließlich ebendort vorhanden sein; Variablen, die auf andere Erklärungsfaktoren 
hindeuten, müssen konstant gehalten werden. Es stellt sich also zunächst die Frage, ob 
die theoretisierten unabhängigen Variablen zufriedenstellenden Niederschlag in der Va-
rianz der Fälle finden (vgl. Geddes 1990). Wie sich zeigt, ist diese Mindestanforderung 
erfüllt.  
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Varianz ist in Bezug auf relevante Einzelakteure – bei den Ministerpräsidenten (Korte, 
Florack und Grunden 2006, März 2006103) und erst recht unter den zahlreichen Minis-
tern oder Partei-, Exekutiv- und Legislativpolitikern wie unter den Ministerialbeschäftig-
ten – sichergestellt. Dabei ist zudem sehr hilfreich, dass aus einem verschiedentlich 
konfigurierten Pool von Delegationsbeziehungen geschöpft werden kann.  
Auch mit Blick auf die Kollektivakteure ist ein hinreichendes Potential an Varianz gege-
ben. Für Sequenz 1 und 2 stehen im Falluniversum folgende Parteien in Regierungs-
verantwortung zur Verfügung (in alphabetischer Reihenfolge): Christlich-Demokrati-
sche Union Deutschlands – CDU, Christlich-Soziale Union Bayern – CSU, Freie Demo-
kratische Partei Deutschlands – FDP104, Bündnis‘90/Die Grünen – Grüne und die Sozi-
aldemokratische Partei Deutschlands. Wie im Zuge der Operationalisierung noch her-
ausgearbeitet wird, sind dabei die Landesparteien derselben Bundescouleur über Bun-
desländer hinweg jeweils nicht zwingend richtungs- und aufmerksamkeitsgleich positi-
oniert. Die Grünen in Baden-Württemberg treten beispielsweise weit weniger progres-
siv auf als in Rheinland-Pfalz. Hierin steckt zusätzlich Varianz.  
Koalitionskombinationen finden sich entsprechend in Form von bürgerlichen, linken, 
sozialliberalen und großen Koalitionen. Außerdem sind sozialdemokratische, christso-
ziale und christdemokratische Alleinregierungen vertreten. Aus Platzgründen konnten 
lediglich einige exotische oder seltene Koalitionskombinationen105 nicht berücksichtigt 
werden.  
 
Von der erwünschten zur unerwünschten Varianz: Potentiell relevante Drittvariablen 
auszuschließen heißt, diejenigen Einflussfaktoren konstant zu halten, die nicht theore-
tisch aufgearbeitet wurden. Mithilfe eines most-similar-systems-Designs (vgl. Przeworski 
und Teune 1970: 32-34) kann der Einfluss anderer Erklärungen maximal gering gehal-
ten werden. Die Fallauswahl genügt diesem Anspruch trotz der Vielzahl und Bandbreite 
an Fällen. Durch den Ausschluss der drei Stadtstaaten wurde bereits die Gefahr des 
Einflusses einer wichtigen potentiellen Störgröße gedämpft.  
Darüber hinaus scheint zunächst eine weitere Variable zu stören: Die Sprache ist vom 
Problemdruck-Argument. Es gibt einen augenfälligen Unterschied zwischen Bundes-
ländern mit hohem und sehr niedrigem Anteil an Menschen mit Migrationshinter-
grund. Dies hat mittelbaren Einfluss auf das Abbild des Politikfelds in der Aufbauorga-
nisation. Die migrations- und integrationspolitische Herausforderung in ostdeutschen 
 
103 Sogar unter den bis dato sieben Kanzlern stellt Helms (2005: 70) „sehr unterschiedliche persönliche 
und politische Profile“ fest. 
104 bis 2001 F.D.P. und in Baden-Württemberg FDP/DVP 
105 Die Linke – ehemals PDS, PDS/WASG und PDS/Die Linke – tritt in zwei Landesregierungen von 
Flächenländern auf: in Brandenburg von 2009 bis heute und Mecklenburg-Vorpommern von 1998 bis 
2003. Für den fraglichen Untersuchungszeitraum wurden außerdem die Schill-Partei PRO in Hamburg 
von 2001 bis 2004 sowie die Linken in Berlin von 2002 bis 2011 aufgrund des Ausschlusses von Stadt-
staaten nicht berücksichtigt. Im Falluniversum würden nur zwei Regierungsperioden tatsächlich einen 
gültigen Mehrwert mittels Verbreiterung der empirischen Varianz erbringen: die schleswig-holsteini-
sche Koalition mit Einbeziehung des Südschleswigsche Wählerbunds seit 2012 und die ‚Schwampel‘ 
oder auch ‚Jamaika-Koalition‘, einem Bündnis aus CDU, FDP und Grünen, als unberücksichtigte Kom-
bination einer Regierungskoalition im Saarland 2009-2012. 
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Flächenländern ist von den westdeutschen grundverschieden (Weiss 2010: 37f, Q Gillo 
2013, Q Strunden 2014, Q Lauinger 2015). Deshalb sind auch Unterschiede zwischen 
den Akteuren hinsichtlich ihrer Aufmerksamkeits- und Zielrichtungsausprägungen zu 
erwarten. Dadurch, dass aber dieser Ost-West-Unterschied bereits in der Zielausprä-
gung der Akteure transportiert werden, kann er als dichotome Randbedingung model-
liert und damit eingefangen werden. Somit tritt sie nicht in Konkurrenz mit den zu 
testenden unabhängigen Variablen, weil sie dem theoretischen Argument vorgelagert 
ist. Allerdings schlägt sich ihr Einfluss deutlich in der Varianz des Falluniversums nie-
der: Ostdeutsche Flächenländer sind aufgrund des sehr niedrigen Anteils von Men-
schen mit Migrationshintergrund als Betrachtungsobjekte weit weniger komplex als 
westdeutsche.  
Die Fallauswahl steht also im Spannungsfeld einer möglichst hohen Varianz auf den 
theoretisierten Variablen und dem Ausschluss relevanter Drittvariablen. Die dichte und 
breite Abdeckung der schließlich 425 ausgewählten Delegationsbeziehungen aus dem 
Falluniversum erscheint im Lichte dieses Abwägungsprozesses zweckmäßig. 
 
5.2 Methodik 
 
Dieser Abschnitt beschäftigt sich mit dem, was Adcock und Collier (2001: 531) als Kon-
zipierungsphase bezeichnen. Hier geht es noch nicht um die Erstellung konkreter Indi-
katoren, sondern um die Festlegung des methodischen Rahmens. Vier wichtige Konzi-
pierungsfragen sind hierbei zu beantworten. Erstens: Bezieht sich das Erkenntnisinte-
resse auf einen Zusammenhangs- oder einen Kausalitätstest? Zweitens: Wie detailliert 
soll erhoben werden? Drittens: Akteursziele bilden die essentiellen Bestandteile der un-
abhängigen Variablen. Sollen diese direkt bestimmt oder indirekt abgeschätzt werden? 
Viertens: Wie eng sollen die Konzepte von Explanans und Explanandum verbunden wer-
den? Und fünftens: Kann eher die qualitative oder die quantitative Methode der vorge-
schlagenen Fallauswahl gerecht werden?  
 
5.2.1 Zusammenhang und Kausalität 
Die Beantwortung der ersten Frage ist notwendige Bedingung für die Diskussion aller 
weiteren Fragen. Es geht hier darum, ob man sich im empirischen Teil auf den Zusam-
menhang von unabhängiger und abhängiger Variable beschränken soll, oder ob Kausa-
litätsbeziehungen herausgearbeitet werden sollen.  
Ein Hypothesentest nach der erstgenannten Variante würde zunächst nur offenlegen, 
ob und in welchem Maß die theoretischen Vermutungen über Zusammenhänge zutref-
fen. Zusammenhang bedeutet aber noch nicht zwangsläufig Kausalität. Das angedachte 
Erkenntnisinteresse dieses Texts erstreckt sich jedoch auch auf Kausalität. Um diese 
nachvollziehen zu können bedarf es weiterer Arbeitsschritte, die über einen reinen Zu-
sammenhangstest hinausgehen. Dies muss sich in den Überlegungen zur Methoden-
wahl und in der Operationalisierung niederschlagen.  
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5.2.2 Quantität und Qualität des Datenmaterials 
Zur Beantwortung der zweiten und dritten Frage müssen allgemeine Gütekriterien wie 
Validität und Reliabilität immer vergegenwärtigt bleiben. Zunächst beschäftigt sich die 
zweite Frage mit der Datenfülle: Wie viele Daten werden in welcher Detailtiefe benötigt? 
Hier gilt: Je feingranulierter und dichter der Datensatz bestückt ist, desto größer sind 
die messtechnischen Möglichkeiten und desto höher folglich die Güte. Zur Sicherstel-
lung dieser Güte kommen verschiedene Methoden der Datensammlung zum Einsatz. 
Der Datensatz sollte zudem nicht nur reichhaltig sein, sondern auch arm an fehlenden 
Werten.  
Eine hohe Informationstiefe und -dichte ist nicht nur bezüglich der Messung unabhän-
giger Variablen wünschenswert. Die prozessanalytische Rekonstruktion von Kausalität 
erfordert ebenfalls eine engmaschige Informationslage hinsichtlich der Verknüpfung 
von unabhängiger und abhängiger Variable. Je genauer kausale Zwischenschritte doku-
mentiert sind, desto eher kann man Aussagen über Kausalität tätigen. Folglich galt das 
Prinzip der maximalen Annäherung an Informationsvollständigkeit (King, Keohane 
und Verba 1994: 24) nicht nur für die abhängige Variable, sondern auch für das Explan-
ans.  
Beginnend mit einem abstrakten Datengerüst sollen deshalb Informationslücken 
Schritt für Schritt gefüllt werden. Je enger die Lücken allerdings werden und je weiter 
zusätzliche Schritte in Richtung maximaler Datenabschöpfung genommen werden, 
desto häufiger sind bruchstückhaftere und unschärfere Informationen zu erwarten. 
Eine maximale Informationsausbeute ist dann zu erwarten, wenn man sich verschiede-
ner Datenquellen bedient. Die Verschiedenartigkeit der Daten verlangt wiederum nach 
unterschiedlichen Methoden zu deren Analyse. Die Datensammlungs- und Analyseme-
thoden sind also unzertrennbar miteinander verknüpft. In diesem Sinne empfiehlt sich 
ein mixed-methods-Design, welches einen überschaubaren Strauß an Analysetypen be-
inhaltet.  
Die Wahl der jeweiligen Datensammlungsmethode zur Füllung oder Minimierung von 
Datenlücken war beim Betrachtungsgegenstand in Kapitel 3 noch eine Frage der Detail-
tiefe. Weil aber Akteure verschiedentlich beschaffen sind, ist nunmehr die Wahl der 
Analysemethode stark vom Akteurstyp abhängig. Entsprechend werden die Operationa-
lisierungsschritte nach Akteurstypen gegliedert. Zentrale Komponenten des Designs 
werden die Programmtext-Analyse, die Befragungsinhaltsanalyse, die biographische 
Analyse, in gewissem Umfang die Printmedienanalyse sowie die Sekundärtextanalyse 
sein.  
Die Methode der Datensammlung zeichnet sich also insbesondere dadurch aus, dass (a) 
vom Abstrakten ins Speziellere vorgedrungen wird, (b) verschiedene Datenanalyseme-
thoden zum Einsatz kommen und (c) die Abschöpfung von Daten zu einem möglichst 
späten Schritt stoppt. Damit ist diese Strategie vergleichbar mit der Vorgehensweise zur 
Vermessung des Betrachtungsgegenstands in Kapitel 3. Damit ist geklärt, in welcher 
Detailtiefe erhoben werden soll. 
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Dem schließt sich drittens die Frage an, ob sich die Bestimmung von Akteurszielen auf 
direkt vorliegende Informationen oder auf indirekte Abschätzung von Zielen stützen 
soll. Diese Ziele beziehen sich auf die organisatorische Ausgestaltung von Migrations- 
und Integrationspolitik im Behördenaufbau.  
Vor der Beantwortung dieser Frage muss zunächst geklärt werden, in welcher Form die 
gewünschten Informationen vorliegen könnten. Erstens können diese Informationen di-
rekt und offensichtlich vorliegen. Diese werden hier als Daten erster Ordnung definiert. 
Zum Beispiel trifft ein Akteur die Aussage: ‚Wir wollen zwei zusätzliche Integrationsre-
ferate im Bildungsministerium schaffen‘. Hier ist die Absicht klar und eindeutig. Oft 
sind jedoch Akteursziele nicht direkt aus dem vorhandenen Datenmaterial extrahierbar. 
In diesem Fall ist eine Abschätzung von Zielen vonnöten. Diese Daten zweiter Ordnung 
werden nicht aus organisationspolitischen Zielen des Akteurs im Bereich der Migrati-
ons- und Integrationspolitik, sondern indirekt aus migrations- und integrationspoliti-
schen Zielen gewonnen. So könnte sich beispielsweise ein Akteur zwar nicht zum Er-
fordernis neuer Aufgabenbündelung im Bildungsministerium äußern, aber starke 
Kursänderungen hinsichtlich migrations- und integrationspolitischer Aufgaben im Bil-
dungsbereich ankündigen. Dies würde hochwahrscheinlich eine Veränderung der Auf-
bauorganisation innerhalb der Landesministerien nach sich ziehen, die dann wohl ins-
besondere die Aufbaustruktur des Bildungsministeriums betreffen würde. Im Theorie-
kapitel wurde bereits diskutiert, dass Akteure die Erledigung bestimmter Aufgaben 
hoch wahrscheinlich mit bestimmten organisatorischen Arrangements in Verbindung 
bringen. Derartige Funktionalzusammenhänge begründen also den Rückgriff auf eher 
indirekte Messmethoden. Dies macht die indirekte Ermittlung zur Strategie zweiter Gü-
teklasse. Freilich besteht ein vornehmliches Interesse an der Gewinnung direkter Infor-
mation.  
Im Folgenden ist deshalb von Daten erster und zweiter Ordnung die Rede. Je nach Ver-
fügbarkeit werden beide Datentypen verwendet. Liegen allerdings Daten erster Ordnung 
vor, so dienen Daten zweiter Ordnung als nachrangiges Validierungsmaterial. Sind 
keine Daten erster Ordnung vorhanden, treten Daten zweiter Ordnung zur Abschät-
zung von Zielen an deren Stelle.   
 
5.2.3 Passgenauigkeit zwischen Konzepten und Indikatoren 
Der vierte Punkt: Während es beim Betrachtungsgegenstand wichtig war, dass dieser 
an eine maximal große Anzahl möglicher Testdesigns anschlussfähig ist, muss nun 
umgekehrt ein konkretes Design entworfen werden, welches die theoretisierten unab-
hängigen Variablen mit jenem Betrachtungsgegenstand verknüpft.  
Aus der Passgenauigkeit zwischen Konzept und Indikatoren ergibt sich die Notwendig-
keit der Passgenauigkeit zwischen Indikatoren der unabhängigen und abhängigen Va-
riablen. Die Analysestrategie steht also im Zeichen äquivalenter Indikatorenbildung. Er-
folgreich ist diese insbesondere dann, wenn für korrespondierende Indikatoren auf der 
abhängigen und unabhängigen Seite ähnliche Skalenniveaus und näherungsweise spie-
gelbildliche Ausprägungsmessungen vorliegen.  
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Eine perfekte Passgenauigkeit ist freilich nicht immer möglich. Deshalb wird im Fol-
genden zuweilen mehr als eine Messvariante angeboten. Jene Varianten werden mithin 
parallel zum Einsatz gebracht, um wechselseitige Validierung möglich zu machen. 
Adcock und Collier (2001: 540f) nennen diese Vorgehensweise ‚convergent validation‘.  
 
5.2.4 Quantitative und qualitative Analyse 
Es stellt sich fünftens die Frage, mit welcher methodischen Strategie man dem Daten-
material der getroffenen Fallauswahl gerecht werden kann. Für gewöhnlich werden fall-
zahlabhängig und je nach gewünschter Untersuchungstiefe entweder eher quantitative 
oder qualitative Herangehensweisen (Brady und Collier 2004, King, Keohane und Verba 
1994, Goertz und Mahoney 2006 und 2012) empfohlen.  
Handelt es sich um eine größere Zahl an Fällen, wird regelmäßig eine quantitative Vor-
gehensweise angeraten. Besonders ein Zusammenhangstest erfordert systematische 
Vergleichbarkeit (vgl. Adcock und Collier 2001). Diese ist oft mit quantitativen Designs 
besser zu bewerkstelligen. Vor allem die eingehende Beschäftigung mit dem Kriterium 
der systematischen Vergleichbarkeit wird schließlich dafür sorgen, dass der Operatio-
nalisierungsteil einen nicht unerheblichen Raum im Gesamttext einnehmen wird. Steht 
hingegen die Untersuchungstiefe im Vordergrund, so greift man meist auf die nicht 
minder geeignete qualitative Strategie zurück: „Although quantification is important in 
many scientific endeavors, qualitative methods have proven successful as well …” (Krip-
pendorf 2013: 19). Mehr noch: Für die Informationsverdichtung ist eine qualitative Her-
angehensweise oft unerlässlich.  
Auch hier beeinflusst jeweils das empirische und das theoretische Forschungsinteresse 
die Wahl der methodischen Strategie. So wird man einerseits bei über 400 Fällen nicht 
umhinkommen, auf quantitativ-vergleichende Elemente zurückzugreifen. Andererseits 
sind Bausteine qualitativer Art schon allein deshalb vonnöten, weil Daten meist nicht 
bereits als Zahlenwerte vorliegen. Die verfolgte Gesamtstrategie besteht also darin, 
quantitative und qualitative Designbausteine miteinander zu verknüpfen.  
Trotz einer eher positivistischen Sicht auf die Welt, versucht dieses Projekt gleichsam, 
in einem gewissen Rahmen sensibel dafür zu sein, dass Informationen unterschiedlich 
gedeutet werden können (vgl. Krippendorf 2013: 22f, Lin 1998). Diese interpretative 
Komponente findet beispielsweise Berücksichtigung in der Diskussion um Grenzfälle 
bei der Zuweisung von Datenmaterial als Datenpunkte zu bestimmten Kategorien. Die-
ses Material liegt ursprünglich meist in qualitativer Gestalt vor. Je nachdem, ob die In-
formation prozessanalytisch Kausalität plausibel machen oder zum Zeit- und Paarver-
gleich herangezogen werden soll, bleibt die Information im Format des Erstzugangs 
oder wird quantifiziert (vgl. Adcock und Collier 2001: 534 oder Derlien 1982: 124f).  
 
5.2.5 Methodischer Rahmen 
Mit der Beantwortung der aufgeworfenen Fragen hat sich somit ein methodischer Rah-
men herausgeschält. Erstens ist geklärt worden, dass sowohl eine Prüfung von theore-
tisch vermuteten Zusammenhängen als auch eine Herausarbeitung von Kausalität von 
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Interesse ist. Zweitens ist eine lückenlose und detailtiefe Datenlage notwendige Bedin-
gung für eine möglichst hohe Validität und Reliabilität. Diese Bedingung wird durch 
die Strategie der Annäherung an Informationsvollständigkeit geschaffen. Drittens liegen 
Daten in Form von zwei verschiedenen Güteklassen vor. Beide kommen bei der Bestim-
mung von Akteurszielen zum Einsatz. Daten erster Ordnung sind Daten, die direkte 
Angaben zu Akteurszielen machen. Daten zweiter Ordnung sind Daten, die aus der Ab-
schätzung von Akteurszielen entstanden sind. Liegen beide Datentypen vor, werden sie 
zur gegenseitigen Validierung verwendet. Viertens ist es bei der Herstellung einer engen 
Bindung zwischen Konzept und Indikatoren wichtig, auf die Passgenauigkeit von Kon-
zepten und Indikatoren zu achten. Diese fördert die Durchführbarkeit des Tests. Fünf-
tens bietet sich im Spannungsfeld zwischen Fallzahl und Untersuchungstiefe an, sowohl 
auf qualitative als auch auf quantitative Designbausteine zurückzugreifen.  
Mit diesen Weichenstellungen gilt es nun, in die Operationalisierung von Akteurszielen 
einzutreten.  
5.3 Operationalisierung von Akteurszielen 
 
Die Operationalisierung der unabhängigen Variablen beschäftigt sich fast ausschließ-
lich mit der Bestimmung von Akteurszielen.  
Lediglich die ‚Gewohnheits-Hypothese(n)‘ bildet hier eine Ausnahme. Jene Hypothese 
enthält die Vermutung, dass sich die Aufbauorganisation nicht oder nur geringfügig 
wandelt, wenn sich Akteure und Akteurskonstellationen nicht wesentlich verändern o-
der wenn Arrangements Teil einer Gesamtorganisationsstrategie sind. Für die Überprü-
fung dieser Hypothese sind Informationen darüber notwendig, ob sich die Ausprägung 
der abhängigen Variable im Vergleich zum vorherigen Messzeitpunkt geändert hat. 
Diese Informationen wurden bereits erschlossen und kann aus dem Unterkapitel 3.4 
entnommen werden. Auf der unabhängigen Variablen sind lediglich noch Informatio-
nen über Änderungen beim Teilnehmerkreis der Delegationskette und deren Anord-
nung notwendig. Alle weiteren Operationalisierungen beziehen sich auf die Zielbestim-
mung von Akteuren.  
Aus messpragmatischen Gründen wurden die Ziele derjenigen Akteure von vornherein 
nicht betrachtet, die keine oder potentiell nur marginale Schnittpunkte mit Migrations- 
und Integrationspolitik haben. Dazu zählen beispielsweise Akteure, die ausschließlich 
im Bereich ‚Umwelt, Energie und Landwirtschaft‘ tätig waren. Hingegen wurden alle 
potentiell relevanten Akteure einer Prüfung unterzogen. Viele erreichten dabei einen 
nicht weiter nennenswerten Aufmerksamkeitswert. Wer diese Untergrenze unterschritt 
wurde in dem Datensatz, der die Ziele von Akteuren systematisch erfasst, mit dem Wert 
[0] für ‚nicht relevant‘ gekennzeichnet. Die Vielzahl irrelevanter Akteure aus feldfrem-
den Bereichen wird aus Platzgründen in diesem Text nicht genannt.  
Ziele von Akteuren drücken sich bei der Messung in der eingenommenen Position ei-
nes Akteurs aus. Die Operationalisierung der Positionsbestimmung ist kettengliedspe-
zifisch gegliedert. Sie erfolgt also getrennt nach Parteien, Koalitionsaushandlungsgre-
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mien, Ministerpräsidenten und deren Stellvertretern, Ministern und anderen Exekutiv-
politikern sowie Spitzenbeamten. Für die Kollektivakteure ‚Parteien‘ und ‚Koalitions-
aushandlungsgremien‘ werden überwiegend programmtextanalytische Instrumente 
verwendet, für politische Individualakteure oft medienanalytische. Befragungs- und se-
kundärtextanalytische Instrumente kommen bei der Positionsbestimmung aller Ak-
teurstypen zum Einsatz. Am aufwändigsten gestaltet sich die Ermittlung von Akteurs-
zielen aus dem reichhaltigen Datenfundus der Programmtexte.  
5.3.1 Positionsbestimmung von Parteien  
Im Zuge der Positionsbestimmung von Parteien wird zunächst diskutiert, welcher 
Messaufwand in Anbetracht der zur Verfügung stehenden Daten betrieben werden 
muss. Ergebnis dieser Diskussion ist, dass man auf Instrumente der Primärdatenana-
lyse zurückgreifen muss und dass Positionen von Parteien über die Zeit und über Bun-
desländer hinweg variieren.  
Als geeignete Datenquellen werden neben der schwerpunktmäßigen Beleuchtung von 
Wahlprogrammen auch Interviews und Fragmente aus weiteren Quellen behandelt. 
Wahlprogramme werden dabei allerdings als Grundstein der Zielbestimmung von Par-
teien und Hauptdatenquelle verwendet. Sie sind Träger von Beobachtungen. Diese Be-
obachtungen im Text lassen sich entsprechend ihrer Güteklasse als Daten erster oder 
zweiter Ordnung kategorisieren. Die horizontale und vertikale Ansiedlung von Be-
obachtungen zweiter Ordnung im Text dient dabei zur Abschätzung der Ziele des je-
weiligen Akteurs.  
Im Anschluss gilt es, die Extraktion von eher unstrukturiert vorliegenden Informatio-
nen aus flankierenden Datengrundlagen zu planen.  
5.3.1.1 Messaufwand und Datenwahl bei Positionsdaten 
Welche Ziele sind überhaupt zu messen? Mit Blick auf den Messaufwand bleiben dies-
bezüglich noch zwei106  Grundsatzfragen noch zu klären: erstens, ob man Zeit- und 
Raumvarianz von Parteizielen annimmt oder von konstanten Zielen ausgeht und zwei-
tens, ob man mittels Sekundäranalyse auf bekanntes Wissen zurückgreift oder selbst 
Erhebungen vornimmt. Beide Fragen werden nachfolgend so beantwortet, dass jeweils 
der aufwändigere Weg beschritten werden muss. Es steht also die Erstellung eines Da-
tensatzes an, der vornehmlich auf Primärquellen fußen muss und in welchem Partei-
ziele zur Ansiedlung migrations- und integrationspolitsicher Aufgaben je nach Bundes-
land und Zeit variieren können müssen. Im Folgenden werden diese beiden Fragen 
näher diskutiert.   
106 Im Theorieteil wurde bereits dargelegt, warum es adäquat erscheint, Kollektivakteure jeweils als 
‚Black Box‘ aufzufassen. Dadurch wird der Akteur so modelliert, als träte er als einheitlicher Akteur mit 
eigenen Zielen und Entscheidungen auf. Damit entfallen Messoptionen, die sich auf Ziel-Äußerungen 
von Teilen des Kollektivakteurs beziehen. Die Messung stellt also ausschließlich auf Ziele der Parteien 
als einheitliche Akteure ab und engt somit den Messaufwand ein. 
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Die Klärung der ersten Frage hat weitreichende Auswirkungen auf die Komplexität der 
Messung. Geht man nämlich davon aus, dass sich (a) die jeweilig untersuchte Landes-
partei in ihren Zielen unwesentlich von der Bundespartei unterscheidet und sich (b) 
Ziele über die Zeit ebenso unwesentlich verändern, müssten nur die Ziele der fragli-
chen Bundesparteien zu einem Zeitpunkt ermittelt werden.  
Dabei ist vor allem die Varianz zwischen Land und Bund sowie zwischen den Landes-
gliederungen der Parteien umstritten (vgl. u.a. Pappi, Schmitt und Linhart 2008: 327, 
Eilfort 2006: 213 u. 216, Heinrich 1999: 134, Schmid 1990). Sehr detailliert arbeiten 
Bräuninger und Debus (2012: 13-17) die große Heterogenität von Landesverbänden auf 
Grundlage einer breiten Sekundärliteraturanalyse sehr ausführlich heraus. Darin war-
nen sie vor Pauschalisierungen in diesem Bereich und empfehlen, die Parteipositionen 
je nach Zeit und Bundesland zu ermitteln.  
Hinzu kommt ein weiteres gewichtiges Argument dafür, die jeweiligen Landesgliede-
rungen zu betrachten. Dieses Argument klingt noch aus der Eingrenzung des For-
schungsgegenstandes nach: Die Aufgaben in Politikfeldern unterscheiden sich zum Teil 
erheblich zwischen Bundes- und Landesebene. Folglich unterscheiden sich auch die da-
rauf gerichteten Ziele. So entscheidet man beispielsweise weitgehend auf Bundesebene 
über rechtliche Aspekte der Asylberechtigung. Die Länder haben es hingegen mit der 
Unterbringung der Asylsuchenden zu tun. Auch stellten sich zwischen den Ländern 
unterschiedliche Fragen. Was Integrationspolitik betrifft, stehen ostdeutsche Bundes-
länder vor anderen Herausforderungen als westdeutsche. Es gibt also gute Gründe da-
für, zwischen den Zielen verschiedener Landesgliederungen derselben Partei zu unter-
scheiden.  
Ähnliches gilt für die Zeitvarianz. Hier wird in der Literatur fast ausnahmslos aner-
kannt, dass sich Ziele von Akteuren über die Zeit ändern. Nicht zuletzt die Längsschnitt-
Erhebungen des ‚Comparative Manifesto Project‘ – CMP – (Budge et al. 2001) zeigen 
dies. Ergebnis ist also, dass sowohl nach Bundesland und nach Zeit zwischen Parteizie-
len unterschieden werden muss. 
 
Die zweite Frage stellt sich entlang der Primär- und Sekundärdatenanalyse. Beide Vari-
anten sind in diesem Feld bereits zur Anwendung gekommen.  
Budge und Keman (1990: 91-98) offerieren beispielsweise eine auf Sekundärdaten ba-
sierende Strategie, indem sie Ziele aus der Zugehörigkeit zu Parteifamilien deduzieren. 
Diese Parteifamilien wurden bereits durch andere Forscher ermittelt. Je nach Zuord-
nung einer Partei zu einer Familie würden diese zur Betonung bestimmter Themen 
neigen und mit einer bestimmten Richtung verfolgt werden. Diese Herangehensweise 
wird beispielsweise bei Gallagher, Laver und Mair (2006) aufgegriffen und findet bei 
Bäck, Debus und Dumont (2011) Anwendung. So ähnlich gehen auch Pappi, Schmitt 
und Linhart (2008: 325f) vor, indem sie nicht Parteifamilien, sondern konkreten Par-
teien Ziele bei der portfolio allocation unterstellen. Man könne beispielsweise davon aus-
gehen, dass die Grünen „in einer Regierung sicher das Umweltressort anstreben wer-
den, oder die Sozialdemokraten […] am Arbeitsministerium interessiert sein dürften.“ 
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Diese Vorgehensweise ist einerseits präziser im Vergleich zum Parteifamilienansatz; an-
dererseits sei „das systematisch gesammelte Wissen über das Interesse der Parteien an 
bestimmten Ministerien“ (ebd.) eher spärlich.  
Besonders hinsichtlich der Migrations- und Integrationspolitik, bei der sich die Ziele 
von Parteien nur schwer entlang klassischer Konfliktlinien oder typischer Aufmerksam-
keitswerte abtragen lassen, stünde die Datengrundlage auf dünnem Eis. Zwar gibt es 
hier einige Datenpunkte; diese decken aber entweder nicht den benötigten Zeitraum ab, 
berücksichtigen nicht alle entsprechenden Bundesländer oder enthalten in anderer Hin-
sicht nur Bruchstücke der gewünschten Gesamtinformation (z.B. Tietze 2008, Michna 
2008a, Volkmann 2012). Viele Arbeiten sind zwar sehr aufwendig, beziehen sich aber 
gänzlich oder fast nur auf die großen Linien der Bundespolitik (z.B. Netzwerk Integra-
tion 2005, Tietze 2007a, Tietze 2007b, Grasnick 2007, Nick-Magin 2011) oder haben bei 
der Datensatzerstellung nicht die benötigten Merkmale operationalisiert. Auch die Da-
ten aus dem Comparative Manifesto Project genügen den Anforderungen nicht107. Be-
sonders auf Landesebene ist die Datenlage auch ansonsten sehr dürftig. Bezeichnend 
ist hier beispielsweise die Feststellung von Pappi, Seher und Kurella (2013: 8f): „Die 
Salienzen der Landtagsparteien für die Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik waren aus 
der Sekundärliteratur nicht bekannt. Auf dieser Basis konnte also nicht einmal die ein-
fache Frage, ob z.B. die FDP bei der letzten Landtagswahl in Sachsen die Wirtschaftspo-
litik höher bewertete als die sächsische CDU, beantwortet werden.“ (ähnlich Pappi, Sch-
mitt und Linhart 2008: 336). Zwar zeigen mehrere Arbeiten aus dem Projekt ‘Govern-
ment Formation as an Optimal Combination of Office- and Policy-Motivation of Parties’ 
(z.B. Pappi und Seher 2009, Schmitt 2008) und von Bräuninger, Debus und Müller 
(insb. 2012) Parteipositionen auf Landesebene an; diese gehen dann aber wiederum 
nicht explizit auf Migrations- und Integrationspolitik ein.  
Eine erschöpfende und gleichzeitig zeit- und raumvariante Datenbankgenerierung ist 
auch nicht durch Mosaik-artiges Ersetzen von fehlenden Werten über Zeit und Raum 
durch Schätzung von invarianten Werten – zum Beispiel unter Zuhilfenahme von Da-
ten auf Bundesebene – möglich. Sekundäranalytisch gewonnene Daten können also 
höchstens zur Erhöhung der Reliabilität oder gelegentlich zur Verdichtung des Daten-
materials beitragen. 
107 Dolezal (2008: 66) identifiziert zwei wichtige Mängel, die ausschlaggebend dafür sind, nicht auf den 
oft verwendeten Datensatz aus dem Comparative Manifesto Project zurückzugreifen. Erstens würden 
sich die dortigen Kategorien zur Erfassung von Positionen oft nur unbefriedigend mit den Politikfel-
dern des Forschungsinteresses decken. Das gilt besonders für die Migrations- und Integrationspolitik. 
Auf den ersten Blick böten sich drei Kategorien an, die das Politikfeld berühren. Diese Kategorien tra-
gen die Codes ‚705‘, ‚607‘ und ‚608‘. Der Code ‚705‘ umfasst ‚Unterprivilegierte Minoritäten‘ und ist des-
halb zu vage, weil Menschen mit Migrationshintergrund in einen Topf mit anderen marginalisierten 
Bevölkerungsgruppen geworfen werden. Die Multikulturalismus-Codes ‚607‘ und ‚608‘ sind hingegen 
viel zu eng gestrickt. Zweitens werde zwar Salienz, aber nicht die Richtung von Akteuren adäquat abge-
bildet (ebd., ähnlich Debus 2009). Nimmt man drittens den Umstand hinzu, dass bundespolitische Posi-
tionen nicht ausreichen, die Positionen der Landesparteien einzuschätzen, scheiden originäre CMP-Da-
ten ohnehin aus. 
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Als Primärquellen stehen dabei verschiedene Datentypen zur Verfügung. Diese sollten 
die Erfüllung von drei Grundanforderungen an die Messung gewährleisten: erstens De-
tailschärfe, zweitens Vergleichbarkeit und drittens Machbarkeit. Letzteres Kriterium be-
zieht sich auf die Verfügbarkeit des gewünschten Datenmaterials, setzt aber auch der 
Detailschärfe ressourcenbezogene Schranken. Zum Zwecke der Vergleichbarkeit sollte 
zudem Datenmaterial genutzt werden, welches für die jeweilige Akteursgruppe syste-
matisch vorliegt.  
 Für gewöhnlich finden drei Primärquellentypen Anwendung: Expertenwissen, Pro-
grammtexte und Medienmaterial (vgl. Müller und Strøm 2000: 8, ähnlich Dolezal 2008: 
65). Nicht alle drei Quelltypen sind gleichsam für die Zwecke des Projekts geeignet.  
Die üblichste Vorgehensweise führe über die Programminhaltsanalyse. Laut Grasnick 
(2007: 11) sei hier von Vorteil, dass die intersubjektive Nachprüfbarkeit von Textauswer-
tungen gewährleistet sei, weil es sich bei den Texten stets108 um zugängliche Veröffent-
lichungen handele – sei es postalisch, in Bibliotheken oder über das Internet. Weil das 
Kommunizierte in öffentlichen Dokumenten fixiert sei und sich nachträglich nicht ver-
ändern ließe, wäre die Programminhaltsanalyse zudem nichtreaktiv (ebd.: 12).  
Als weitere Möglichkeit der Primärquellennutzung könne man Experten schätzen las-
sen, welche Ziele die Partei verfolge (z.B. Laver und Hunt 1992, Benoit und Laver 2007). 
Im Projekt wird sich einer Doppelstrategie unter Einbeziehung der Programminhalts-
analyse und dem Ausbringen von Interviews – bedient.  
Zur Programminhaltsanalyse stehen dabei potentiell mehrere Programmformate (Merz 
und Regel 2013: 147) zur Verfügung: Programmtexte im klassischen Erscheinungsbild 
von Grundsatz-, Aktions- und Wahlprogrammen oder Programmäußerungen im parla-
mentarischen Prozess wie etwa Anträge und Gesetzesentwürfe sowie offiziellen Ver-
lautbarungen der Parteien in Stellungnahmen vertretungsberechtigter Personen der 
Partei oder Pressemitteilungen. Letztere Methode der Bestimmung von Parteipositio-
nen mittels Auswertung von Pressemitteilungen oder indirekt über eine Printmedien-
analyse wird oft eingesetzt (z.B. Kriesi et al. 2008, Grimmer 2010 und 2013, Lang 1980, 
Sagarzazu und Klüver 2016) und taucht mithin auch im migrations- und integrations-
spezifischen Zusammenhang auf (z.B. Koopmans et al. 2005, Lochocki 2013). Noch grö-
ßere Beliebtheit erfährt die Wahl- und Grundsatzprogrammanalyse, die laut Dolezal 
(2008: 66f) im Gegensatz zur Medienanalyse vergleichsweise grobkörnigere Daten lie-
fert. Umgekehrt ist eine Printmedienanalyse auf Landesebene im Hinblick auf die Ver-
gleichbarkeit aufgrund der sehr heterogenen Zeitungs- und Zeitschriftenlandschaft 
 
108 In Anbetracht des Untersuchungszeitraums waren aber insbesondere ältere Texte nicht ohne Prob-
leme zu beschaffen. Programme waren oft nicht mehr in den Geschäftsstellen betreffender Landespar-
teien vorrätig. Überwiegend sind Texte, die bis etwa zur Jahrtausendwende zurück datieren, online ver-
fügbar. Nahezu alle Landesparteiprogramme der FDP sind zudem im Web ‚Archiv der Freiheit‘ zur Ver-
fügung gestellt. Zum Teil und zunehmend gilt das auch für andere Archive. Über ein Drittel der ge-
wünschten Texte waren jedoch nicht oder nur mit verhältnismäßig hohem Aufwand zu beschaffen. 
Marc Debus und Jochen Müller waren so freundlich, die fehlenden Texte zur Verfügung zu stellen. 
Diese Daten wurden für das Buchprojekt ‚Parteienwettbewerb in den deutschen Bundesländern‘ 
(Bräuninger und Debus 2012) gesammelt. 
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weitaus problematischer als eine Parteiprogrammanalyse. Oft werden mehrere verschie-
dene Programmformate herangezogen (z.B. Tietze 2007, Emminghaus 2003) und mit-
hin dazu verwendet, Einzelfallstudien prozessanalytisch zu verdichten (z.B. Blumenthal 
2001: 57-101). Dies erhöht in der Regel den Ertrag bei der Datenabschöpfung. Parteien 
können beim Kommunizieren ihrer Ziele jedoch in unterschiedlichem Maße und auf 
unterschiedliche Weise auf bestimmte Programmformate zurückgreifen oder unter-
schiedlich stark auf Programmplattformen vertreten sein (Tietze 2007: 28). Dies gilt ins-
besondere für Presseauswertungen. Beim systematischen Vergleich einer größeren An-
zahl an Fällen ist diese Heterogenität hinderlich. Anzuraten ist deshalb, ein Format in 
den Mittelpunkt zu stellen, welches gleichmäßig für alle Untersuchungseinheiten vor-
liegt.  
Als Schwerpunktformat für die nachfolgend vorzunehmende Positionsbestimmung von 
Parteien eignen sich Parteiprogramme am besten (vgl. Volkens et al. 2013: 2, Pappi, 
Seher und Kurella 2013: 7). Im Bedarfsfall wird der Datensatz mit Informationen aus 
anderen Formaten angefüttert. 
5.3.1.2 Positionsbestimmung von Parteien über Wahlprogramme 
Einerseits wird also zur Positionsbestimmung von Parteien schwerpunktmäßig auf 
Wahlprogramme zurückgegriffen. Andererseits werden aber auch flankierende Daten-
quellen herangezogen. Im folgenden Abschnitt wird es zunächst darum gehen, welche 
zusätzlichen Vorteile Wahlprogramme als schwerpunktmäßige Datenquellen besitzen. 
Im Zuge dessen wird die Beschaffenheit von Wahlprogrammtexten erläutert. Es folgt 
die Identifizierung von migrations- und integrationspolitischen Beobachtungen in Pro-
grammtexten und deren Güte-Klassifizierung als Daten erster und zweiter Ordnung. 
Analog zur Vermessung der abhängigen Variablen wird anschließend deren horizontale 
und vertikale Verortung im Text ermittelt. Schließlich gilt es noch, auf das Abbild der 
Migrations- und Integrationspolitik im Gesamttext einzugehen.  
Wahlprogramme als Datengrundlage 
Die Positionsbestimmung von Parteien vornehmlich über Wahlprogramme hat fünf 
Hauptgründe. Die ersten vier stützen sich auf die Entstehungskontext, der fünfte auf 
die Grundgestalt, in der die Text abgefasst sind.  
Erstens geben diese einen erschöpfenden (vgl. Flechtheim 1966: 180, Klingemann und 
Budge 2013: 61, Merz und Regel 2013: 149) Überblick über Ziele in Politikfeldern, auf 
welche die Partei Wert legt. Robertson (1976: 72) spricht von Parteiprogrammen als 
beste unter den verfügbaren Datenmaterialien zur Messung von dem, was Parteien an 
die Öffentlichkeit kommunizieren wollen. Ähnlich schreiben Bäck, Debus und 
Dumont: „Manifestos are the most authoritative statements through which parties com-
municate their policy preferences to the citizens at each election campaign. As these 
publicised official documents are endorsed by sovereign party bodies and are assumed 
to bind all party members, they provide the most credible pieces of information regard-
ing the party’s policy priorities for voters …” (2011: 448).  
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Zweitens liegen Parteiprogramme systematisch für jede Partei zu periodisch wiederkeh-
renden Zeitpunkten vor: „Die Vergleichbarkeit der Texte ist […] gegeben, da sie bis auf 
wenige Ausnahmen (z.B. ältere Grundsatzprogramme) im selben Zeitraum und in der 
gleichen Art von den Parteien erstellt worden sind.“ (Grasnick 2007: 11, ähnlich Pappi, 
Schmitt und Linhart 2008: 336, Pappi, Seher und Kurella 2013: 7). So ist es möglich, 
dass sich für jede Partei in gewissen Zeitabständen immer wieder Messwerte generieren 
lassen. Dabei bilden Grundsatzprogramme zwar ein wichtiges Standbein der Partei hin-
sichtlich ihrer langfristigen programmatischen Ausrichtung; ein direkter Vergleich un-
tereinander ist jedoch schwer möglich, weil Grundsatzprogramme von Parteien in den 
Bundesländern zu verschiedenen Zeitpunkten und in größeren Zeitabständen erstellt 
werden. So können Grundsatzprogramme oftmals über mehr als 15 Jahre Gültigkeit 
besitzen. Auch Tietze (2007: 18) hält bei der Bestimmung einwanderungspolitischer Po-
sitionen Grundsatzprogramme für eher ungeeignet: „Diese Prinzipien [an denen sich 
die Parteien bei ihren migrationspolitischen Entscheidungen orientieren, Anm. d. Verf.] 
entsprechen daher nicht den Grundsätzen der Parteien, die in den Grundsatzprogram-
men beinhaltet sind, wie ‚das christliche Menschenbild‘ für die CDU oder ‚die Solidari-
tät zwischen den Kulturen‘ bei der SPD. Es handelt sich hier darum, wie die Parteien 
ihre migrationspolitischen Entscheidungen in der Alltagspolitik begründen und welche 
Argumente sie dabei verwenden.“ Dies sei in Wahlprogrammen besser wiedergegeben. 
Wahlprogramme werden außerdem im Vorfeld von Wahlen – also im selben und kür-
zeren Zeitraum – von allen, am Wettbewerb teilnehmenden Parteien angeboten. Sie 
spiegeln zudem das Portfolio an Themen wider, welches im Zeitrahmen der kommen-
den vier bis fünf Jahre als Agenda der jeweiligen Partei eingeplant ist.  
Drittens werden Wahlprogramme als Parteiprogramm-Typ immer109 genau dann publi-
ziert, wenn für dieses Projekt Daten über Ziele der Parteien gebraucht werden: und zwar 
im Zuge des Wahlkampfs, dem wenig später regelmäßig Regierungsbildungen fol-
gen110.  
Der vierte Grund ist insbesondere im Hinblick auf die delegationstheoretische Model-
lierung dieses Projekts günstig. Programme würden nämlich eine Verbindungsfunk-
tion zwischen dem Prinzipal ‚Partei‘ und seinem Agenten erfüllen: „Den Gewinnern 
einer Wahl dienen sie als Grundlage für Koalitionsverhandlungen, in denen die Politik 
der kommenden Regierung festgelegt wird.“ (Bräuninger und König 2000: 40, ähnlich 
Pappi und Seher 2009: 403, Pappi, Seher und Kurella 2013: 10f, Bäck, Debus und Du-
 
109 Eine Ausnahme kann hier auftreten, wenn Wahlen nach kurzer Zeit wiederholt werden. Unter Um-
ständen werden dann keine neuen Programme aufgelegt und die alten verwendet. Im Untersuchungs-
zeitraum könnte dies die Hessen-Wahl von 2009 und die Wahl in Nordrhein-Westfalen von 2012 betref-
fen. Auf die Messung hat dies keine erheblichen Auswirkungen, weil in diesen Fällen ‚kein neues Pro-
gramm‘ gleichzusetzen ist mit ‚nach wie vor Gültigkeit des alten Programms‘. 
110 Während der Regierungsperiode würden sich die Fraktionen der Regierungsparteien kaum für Orga-
nisationspolitik interessieren, stellt Czerwick (2010: 397) fest: Die Landtage hätten „nur wenig Gebrauch 
davon gemacht, den Ressortzuschnitt der Landesregierung im Parlament kritisch zu debattieren. Schon 
gar nicht haben sie von ihrem Recht Gebrauch gemacht, den Ressortzuschnitt auf ihr ‚Verlangen zu ver-
ändern oder außer Kraft zu setzen‘.“ 
170 
mont 2011: 448, Schmitt 2008: 4). Als Grundgerüst der Datengrundlage für die Bestim-
mung von Parteizielen dienen also die Wahlprogramme derjenigen Akteure, die jeweils 
im fraglichen Fall Regierungspartei waren. 
Fünftens ist neben dem typischen Entstehungskontext auch die typische Grundform von 
Wahlprogrammen bei der Analyse sehr hilfreich. Diese Art von Datenquelle hat nämlich 
den meisten anderen voraus, dass sie von einem gemeinsamen Strukturaufbau geprägt 
sind. Meist enthält ein Parteiprogramm eine Präambel. Ohne Ausnahme sind Pro-
gramme nach Themengebieten gegliedert. Nichtsdestotrotz sind kleinere Unterschiede 
zwischen den Programmen festzustellen: Hierbei handelt es sich hauptsächlich um ver-
schiedene Textlängen (vgl. Merz und Regel 2013), unterschiedliche Gliederungstiefen 
(vgl. Schmitt 2008) oder abweichende Wortwahl (Q Goll 2013, Q Polat 2015). Dies kann 
Auswirkungen auf die Messverfahren haben. In kurzen Texten werden beispielsweise 
wahrscheinlich weniger relevante Fundstellenauftauchen als in längeren. Zudem kön-
nen in kürzeren Programmen tendenziell weniger Themen abgedeckt werden. Biswei-
len kann es unterschiedliche Gütegrade in der inneren Strukturiertheit der Programme 
geben. Während sich die Liberalen beispielsweise oft präzise an die Aufgabenbereiche 
bestehender Ministerien halten, fließen bei der CDU diesbezüglich die Grenzen stark – 
ganz zu schweigen von den Programmen der Grünen, die zudem entstehungsbedingt 
oft ineinander unlogisch und redundant aufgebaute Textteile produzieren. Spielen diese 
oder jene Unterschiede bei der Operationalisierung eine Rolle, so werden diese an Ort 
und Stelle diskutiert.  
Identifizierung von Beobachtungen 
Nun, da Wahlprogramme als Datengrundlage festgelegt wurden, muss erstens die Ex-
traktion von Information aus diesen Texten und zweitens die Aufbereitung der gewon-
nenen Information operationalisiert werden. Der nachfolgende Abschnitt widmet sich 
ersterem. 
Sie erfolgt zunächst qualitativ, da es um inhaltliche Aussagen zu Zielen geht. Um einen 
systematischen Vergleich herstellen zu können, wird die qualitativ gewonnene Informa-
tion im Zuge der Datenaufbereitung teilweise quantifiziert (vgl. Derlien 1982: 124f). Da-
von sind rein automatisierte Strategien zur Programmanalyse zu unterscheiden, wo 
man nicht quantifizierend, sondern von Anbeginn quantitativ arbeitet. Hier sind insbe-
sondere Wordfish (Proksch und Slapin 2009, Slapin und Proksch 2008, Pappi und Seher 
2009), Wordscore (Laver, Benoit und Garry 2003, Schmitt 2008, Bräuninger und Debus 
2008 und 2012) und vergleichbare Programme der Worthäufigkeits- und Wortvertei-
lungsanalyse (Blätte 2015) zu nennen. Für die Zwecke des Projekts lassen sich jedoch 
Herangehensweisen dieser Art nur schwer an die theoretisierten Konzepte und/oder 
die Struktur der abhängigen Variablen anpassen. Dies betrifft insbesondere die analyti-
sche und konzeptionelle Trennung von Zielaufmerksamkeit und Zielrichtung von Akt-
euren. Derartige Automatismen sind daher ungeeignet.  
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Als Hilfsmittel zur Datenverarbeitung kommt MAXQDA zum Einsatz. Hier handelt es 
sich um ein computergestütztes Programm, welches vorwiegend zur Verarbeitung grö-
ßerer Datenmengen bei qualitativen Inhaltsanalysen dient. MAXQDA bietet alle benö-
tigten Instrumente der Textanalyse: Es steht ein breiter Instrumentenbaukasten in den 
Bereichen der systematischen Suche nach Schlagworten, des Markierens und Kodierens 
von Textstellen und des Errechnens von Worthäufigkeiten und Textanteilen zur Verfü-
gung. Allerdings kann das Programm zwar einige Arbeitsschritte beschleunigen; auto-
matisieren oder ersetzen kann es die Arbeitsschritte jedoch nicht.  
Aus den in MAXQDA eingepflegten Wahlprogrammen werden Seitenzahlen, Indizes, 
Glossare, Kopf- und Fußzeilen, Tabellen und Graphiken entfernt (vgl. ähnlich Bräunin-
ger und Debus 2012: 50). Dies gilt auch und besonders für Wörter und Texte, die nicht 
Teil des eigentlichen Programms sind, wie beispielsweise Wahlkampfslogans die unab-
hängig vom eigentlichen Text in verschiedenster Gestalt im Programm abgedruckt wer-
den. Mittels dieser Maßnahmen wird die Rohfassung des gewünschten Textkörpers in-
klusive der Überschriften herausdestilliert. Die technische – mittels Stopplisten – und 
mithin manuelle – mit dem Löschen einzelner Elemente – Umsetzung der Eliminie-
rung dieser Bausteine soll hier nicht näher erläutert werden. Die Texte müssen trotz der 
Software-Unterstützung in weiten Teilen einzeln handbearbeitet werden. Dies gilt auch 
für das Codieren im Zuge der Textanalyse. Obwohl Handcodierung als relativ ressour-
cen- (und insbesondere zeit-) aufwendig gilt (vgl. Schmitt 2008: 1), lassen sich be-
stimmte Informationen nur so extrahieren. Ziel ist, die relevanten Textpassagen er-
schöpfend valide und reliabel aufzuspüren111.  
Sind diese relevanten Textpassagen als Fundstellen identifiziert, müssen sie als Be-
obachtungen klar von der Struktur des Gesamttexts abgehoben werden. Unproblema-
tisch ist dies, wenn politikfeldbezogene Inhalte in jeweils ganzen Sätzen kommuniziert 
sind. In diesem Fall wird jeweils entsprechend der ganze Satz markiert. Handelt es sich 
um eine Reihung mehrerer Sätze – zum Beispiel bis hin zu mehreren Absätzen, Ab-
schnitten oder Gliederungspunkten – wird jeweils die gesamte Textpassage als Beobach-
tung markiert.  
Wie wird aber mit Sätzen umgegangen, die neben politikfeldbezogenen Textanteilen 
auch andere Inhalte enthalten? Besonders oft passiert dies, wenn mehrere Bevölke-
rungsgruppen Ziel einer bestimmten Maßnahme sein sollen. Ein derartiger Satz könnte 
lauten: ‚Wir werden uns dafür einsetzen, vermehrt Frauen, Menschen mit Behinderung 
und Menschen mit Migrationsgeschichte für den Polizeidienst zu gewinnen.‘ In diesem 
Fall werden politikfeldfremde Inhalte im Satz isoliert, sodass der Satz zwar lesbar bleibt, 
sich jedoch nur noch auf das Zielpolitikfeld ‚Migration und Integration‘ bezieht. Im Bei-
spiel würde der Ausdruck ‚Frauen, Menschen mit Behinderung und‘ aus dem Satz ge-
strichen werden. Die Beobachtung sähe dann wie folgt aus: ‚Wir werden uns dafür ein-
 
111 Aus Platzgründen muss die an dieser Stelle stattgefundene detaillierte Diskussion über das Aufspü-
ren von Textpassagen entfallen.    
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setzen, vermehrt […] Menschen mit Migrationsgeschichte für den Polizeidienst zu ge-
winnen.‘. Zusammenhängende Textpassagen – ob nun als größere Textabschnitte, ein-
zelne Sätze oder Satzteile – werden als Beobachtungen definiert.  
Daten erster Ordnung 
Die identifizierten Beobachtungen können entweder Daten erster oder zweiter Ordnung 
enthalten. Daten erster Ordnung beschreiben – nach der hier verwendeten Definition – 
Ziele einer Partei in Bezug auf die organisatorische Verortung von Aufgaben des Poli-
tikfelds. Diese können sich in verschiedener Form ausdrücken. Erstens kann es sich um 
konkrete Aussagen zu organisatorischen Arrangements in der Ministerialverwaltung 
handeln. Ein Beispielsatz könnte so lauten: ‚Wir werden im Falle eines Wahlsiegs ein 
zusätzliches Referat für Integration im Kultusministerium einrichten.‘ Neben dieser Art 
der direkten Benennung kann es jedoch auch Aussagen über Inhalte geben, die zwangs-
läufig oder sehr wahrscheinlich organisatorische Verortung von Aufgaben betreffen, 
ohne dass dabei konkrete inhaltliche Maßnahmen genannt werden; wie beispielsweise: 
‚Mit einer Regierungsbeteiligung unserer Partei würde man Integrationspolitik in Zu-
kunft nicht mehr als innenpolitisches, sondern vor allem als bildungspolitisches Thema 
behandeln.‘ Eine entsprechende Umgestaltung der Aufbauorganisation wäre hochwahr-
scheinlich. Für diese Art von Aussagen wird eine zweite Kategorie gebildet. Eine dritte 
Kategorie wird jeweils für Aussagen zur Verortung politikfeldbezogener Aufgaben in 
nachgeordneten Behörden oder auf untergeordneten Ebenen gebildet. Dahinter steckt 
die Überlegung, dass zumindest die theoretische Möglichkeit besteht, dass dies be-
stimmte organisatorische Arrangements in der Ministerialverwaltung nötig machen 
könnte. Eine nachgeordnete Behörde für Integration würde beispielsweise in der Minis-
terialverwaltung zwangsläufig die Wahrnehmung einer Aufsichtsaufgabe und höchst-
wahrscheinlich einer Steuerungsaufgabe hervorrufen. Schließlich ist im Zweifelsfall 
immer anzuraten, eine Residualkategorie vorzuhalten. In diese vierte Kategorie könnten 
Aussagen über ablauforganisatorische Arrangements oder der Einrichtung, Abschaf-
fung oder Veränderung von Arbeitskreisen und –gruppen fallen. Diese Aussagen könn-
ten ebenfalls dazu geeignet sein, Auswirkungen auf die Aufbauorganisation zu verursa-
chen. Die vier Kategorien wurden also so gewählt, dass sie von deterministischen Aus-
sagen über sehr wahrscheinliche Folgewirkungen bis hin zu potentiell indirekt verur-
sachter Wirkung alle Daten erster Ordnung einzufangen vermögen. Diese Daten bezie-
hen sich ausnahmslos auf singuläre Orte in der Ministerialstruktur und sind nicht wei-
ter quantifizierbar.  
Daten zweiter Ordnung 
Im Unterschied dazu treten Daten zweiter Ordnung in völlig anderer Form in Erschei-
nung: Sie geben Auskunft über Ziele von Parteien hinsichtlich politikfeldbezogener In-
halte und nicht primär in Bezug auf Organisationsstrukturen. Kernunterfangen bei der 
Arbeit mit Daten dieser Art ist es, vom Inhalt und von der Einbettung dieser Textbau-
steine auf ansiedlungspolitische Ziele zu schließen.  
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Bei der Durchführung dieses Unterfangens müssen zahlreiche Messbedingungen be-
achtet werden. Aufgrund dessen bedarf es einer bedachten und behutsamen Planung. 
Die Daten sollen nämlich so aufbereitet werden, dass sich ein Gesamtbild der Ziele im 
migrations- und integrationspolitischen Bereich darstellen lässt und dass sich diese in 
den Gesamtkanon aller politischen Ziele des Akteures einordnen lassen. Die Verarbei-
tung von Daten zweiter Ordnung steht dabei besonders im Spannungsfeld zwischen 
sinnhafter Komplexitätsreduktion und Informationsverlust. Beim Erstellen eines mög-
lichst verlässlichen Abbilds des Zielkanons kommt man nicht umhin, mit einer ganzen 
Reihe von Indikatoren zu arbeiten. Mit einer oder mit zwei Maßzahlen ließe sich jenes 
Abbild nur ungenügend darstellen. 
 
In einem ersten Schritt empfiehlt es sich, zunächst auf die Beschaffenheit der Beobach-
tungen als Messgegenstand einzugehen. Im Nachgang gilt es dann, Verfahren zur Ge-
winnung von Informationen über Ziele von Parteien zu entwickeln. Dabei dienen einige 
Operationalisierungsvorschläge aus der Bestandsliteratur als Inspiration. Diese Leit-
ideen kommen vor allem von jeweils der CMP-Gruppe und einer Mannheimer Gruppe 
von Politikwissenschaftlern. Die Zielbestimmung erfolgt dort über die Art der Einbet-
tung von Migrations- und Integrationspolitik in den Text. Sehr früh stellt sich aber her-
aus, dass diese Ideen aufgrund anders gelagerter Erkenntnisinteressen nur bedingt 
brauchbar sind. Sie müssen deshalb in einigen wesentlichen Charakterzügen abgeän-
dert werden (vgl. dazu Adcock und Collier 2001: 536).  
Für die Zwecke dieser Untersuchung wird eine Vorgehensweise vorgeschlagen, die sich 
vornehmlich auf drei Größen stützt. Die erste ist die horizontale Verortung. Diese zeigt 
an, welchen querliegenden Politikfeldern die ‚Migration und Integration‘ im Text zuge-
ordnet wird. Die zweite Größe stellt die vertikale Verortung dar. Hier wird anhand der 
hierarchischen Ansiedlung des Felds im Text abgeschätzt, wie wichtig dieses einer Par-
tei ist. Schließlich wird drittens ein Mehr-Komponenten-Indikator zur Messung der 
Streuung entwickelt. Dieser zeigt nicht nur an, ob Migrations- und Integrationspolitik 
als breite Querschnittsaufgabe oder eher konzentriert gesehen wird, sondern auch, auf 
welche Politikfelder Textbausteine verstreut sind. Die fünf zentralen Indikatoren, die 
nun in drei Arbeitsschritten näher erläutert werden, lassen sich wie folgt anordnen: 
 Die (absolute) inhaltlich-thematische Zuordnung von Beobachtungen (horizon-
tal) 
 Die (relative) strukturelle Einbettung von Beobachtungen in den (Kon-)text (ho-
rizontal) 
 Der Gesamttextanteil aller Beobachtungen (vertikal) 
 Der hierarchische Stellenwert in der Gliederung des Texts von großen Beobach-
tungen (vertikal) 
 Der kombinierte Streuwert aus Beobachtungsanzahl und horizontaler Vertei-
lung 
 
 
- Informationsgehalt und -umfang der Beobachtungen 
174 
In einem ersten Arbeitsschritt sollen die identifizierten Beobachtungen allgemein auf 
ihren groben Informationsgehalt hin charakterisiert werden. Der Informationsgehalt 
lässt sich in eine qualitative und eine quantitative Dimension gliedern.  
Die qualitative Dimension fängt den Aspekt der Migrations- und Integrationspolitik ein, 
der in der Beobachtung behandelt wird. Die behandelten Teilbereiche des betrachteten 
Politikfelds zu kennen ist deshalb wichtig, weil Akteure sehr wahrscheinlich je nach 
Teilbereich unterschiedliche Ziele verfolgen. So ist es im Hinblick auf die horizontale 
Verortung denkbar, dass eine Partei asylpolitische Aufgaben eher dem innenpolitischen 
Bereich zuordnet, während sie Integrationspolitik eher als sozialpolitisches Thema 
wahrnimmt. Als Beispiel für vertikale Unterschiede könnte eine Partei hohe Aufmerk-
samkeit gegenüber der Integration von Aussiedlern aufweisen, während die Integration 
anderer Menschen mit Migrationshintergrund eher in den Hintergrund tritt. Um diese 
Varianz einfangen zu können, bietet es sich an, analytisch zwischen Akteurszielen in 
Bezug auf die Migrations- und Integrationspolitik als Ganzes einerseits und in Bezug auf 
deren Teilbereiche andererseits zu trennen. Auf einer Nominalskala wird deshalb – ana-
log zur abhängigen Variablen – angegeben, ob es sich um Migrations-, Staatsangehörig-
keits-, Asyl-, Integration-, Aussiedlerpolitik oder um eine Kombination dieser Teilberei-
che handelt.  
Mit steigendem Umfang einer Beobachtung steigt freilich die Wahrscheinlichkeit, mehr 
als ein Teilgebiet vorzufinden. Deshalb werden die Häufigkeiten erfasst. Diese Messung 
dient unter anderem dazu, dem Leser reliabel und übersichtlich darzubieten, wie viele 
Beobachtungen mit welchem Informationsumfang in welchen Texten vorliegen. Zu-
dem werden die Beobachtungen dadurch für die später stattfindende Messung des 
Streuwerts aufbereitet. Der Streuwert gibt an, wie breit die Beobachtungen auf einen 
Text verteilt sind.  
Der erste Schritt auf diesem Weg ist getan, wenn der Informationsumfang von Beobach-
tungen übersichtlich dargestellt werden kann. Hier erscheint die Bildung von vier Kate-
gorien entlang einer Ordinalskala sinnvoll. Mit Kategorie 1 sollen all die Beobachtungen 
eingefangen werden, die zwar das Politikfeld erwähnen, jedoch mit näheren politikfeld-
spezifischen Zusatzinformationen zurückhalten. Insbesondere sind Kategorie-1-Be-
obachtungen dann zu erwarten, wenn eigentlich ein anderes Politikfeld behandelt wird, 
jedoch migrations- und integrationspolitische Aspekte als Querschnittspolitik nebenbei 
hinzutreten. Eine dergestalt auftretende Beobachtung könnte zum Beispiel so in Er-
scheinung treten: ‚Das in diesem Abschnitt Geforderte muss auch unter besonderer Be-
rücksichtigung der Bedürfnisse von Menschen mit Migrationshintergrund und Frauen 
implementiert werden.‘ Im Hinblick auf den Wort- und Satzumfang handelt es sich 
hierbei überwiegend um Teilsätze oder höchstens ein- bis zwei Kurzsätze. In Kategorie 
2 sollen all diejenigen Beobachtungen fallen, die politikfeldspezifisch mindestens einen 
eigenständigen konkreten inhaltlichen Punkt ansprechen – unabhängig davon, ob es 
sich nun um eine Rückschau auf vergangene Regierungsperioden, eine Problembe-
schreibung oder eine Handlungsabsicht handelt. Ein Beispiel im innenpolitischen Kon-
text: ‚Wir sind daran interessiert, dass vor allem Menschen mit Migrationshintergrund 
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für den Polizeidienst angeworben werden. Ziel dieser Maßnahme ist die bessere Abbil-
dung dieses Bevölkerungsteils bei unseren Sicherheitskräften.‘ In Kategorie 3 sollen 
sich diejenigen Beobachtungen wiederfinden, die über zwei logisch voneinander ab-
trennbare, eigenständige inhaltliche Punkte hinausgehen. Dies geht bei der Ausformu-
lierung meist mit der Bildung mehrerer Sätze einher; es kann sich hier aber auch um 
ein- oder zwei kürzere Absätze handeln. Ausgedehnte Absätze sind hingegen für Kate-
gorie 4 zu erwarten. Maßgeblich ist dort das inhaltliche Kriterium, dass der Migrations- 
und Integrationspolitik ein ausgedehnter Textteil gewidmet wird, der das Politikfeld aus 
mehreren Perspektiven ausführlich beleuchtet. Bei der Bildung dieser Kategorien sind 
die Grenzen bisweilen fließend. Trotzdem: „Eine Bedeutung muss bei angemessener 
Fehlertoleranz intersubjektiv rekonstruierbar sein, ansonsten ist anzunehmen, dass sie 
sich ausschließlich auf das Verständnis eines einzelnen Codierers beziehen.“ (Bräunin-
ger und Debus 2012: 39). Deshalb wurden zwei Coder eingesetzt, die unabhängig vonei-
nander die Zuordnung von Kategorien entlang des Kategorien-Schemas vornahmen. 
Die Ergebnisse wurden anschließend in einem Reliabilitätstest verglichen.  
Um unangebrachter Überinterpretation und subjektiven Einschätzungen entgegenzu-
wirken, wird bei der Betrachtung der Programmtexte darauf geachtet, so weit wie mög-
lich intersubjektiv akzeptable Datenpunkte zu generieren. Auf verstehende und inter-
pretierende Instrumente der Diskursanalyse wird weitgehend verzichtet. Angelehnt an 
die von Laver, Benoit und Garry (2003, Benoit, Laver und Mikhaylov 2009) ausgegebene 
Parole, Wörter als Daten zu nutzen, werden Beobachtungen aufgrund einiger standar-
disierter Merkmale – wie Wortanzahl, Schlagwortanzahl oder Politikfeldzuordnung – 
als Merkmalsträger eines Datensatzes aufgefasst.  
Die nicht-standardisierte und isolierte Interpretation von Einzelbeobachtungen ist dabei 
in der Regel nicht möglich. Sie findet nur im Bedarfsfall zur Untermauerung oder Ver-
tiefung der gewonnen Ergebnisse statt. Mithin kann aus den größeren Beobachtungen 
– also z.B. denjenigen, die über mehrere Zeilen oder Absätze lang sind – in begrenztem 
Umfang standardisierbare Information extrahiert werden. Insbesondere lässt sich der 
dort enthaltene Text entlang verschiedener Teilaspekte des Politikfelds gliedern. Grund-
sätzlich gilt aber: Im Zentrum muss die Gesamtausprägung stehen. Diese Gesamt-
ausprägung konstituiert sich aus jenen einzelnen Beobachtungen. Aggregierte Darstel-
lungen verschiedener Charakteristika von Einzelbeobachtungen aus dem Text können 
hierzu Aufschluss geben. Insbesondere sind Aussagen über die Streuung und Konzent-
ration von Beobachtungen im Text möglich.  
 
- Horizontale Verortung 
Als Querschnittspolitik kann Migrations- und Integrationspolitik im Zusammenhang 
mit verschiedensten Politikfeldern und Themen an zahlreichen Stellen im Text auftre-
ten. Die horizontale Verortung von Beobachtungen soll jene Zuordnung messtechnisch 
einfangen: An welchen Stellen im Text werden Beobachtungen mit welchen Themen 
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zusammengefasst? Es muss also die Zuordnung oder Abgrenzung migrations- und in-
tegrationspolitischer Beobachtungen zu querliegenden Politikfeldern gemessen und 
dadurch deren horizontale Einbettung in den Gesamttext bestimmt werden.  
Diese Messung beinhaltet erstens eine quantitative Dimension – im Sinne von: Auf wie 
viele Beobachtungen ist ‚Migration und Integration‘ verstreut? Zweitens stellt sich die 
Frage nach der qualitativen Dimension: Welchem Politikfeld werden die jeweiligen Be-
obachtungen zugeordnet oder eben nicht zugeordnet? Sehr großen Beobachtungen 
kann meist nicht nur ein Politikfeld zugeordnet werden, weil Migrations- und Integra-
tionspolitik an diesen Textstellen meist im Lichte zahlreicher Themen konzentriert be-
handelt wird. Hier muss ein gesondertes Messkonzept erstellt werden.  
Im Zuge dessen werden zwei Indikatoren herausgearbeitet. Der eine stützt sich auf die 
inhaltliche Zuordnung einer Beobachtung zu einem Politikfeld oder Thema und der 
andere auf die kontextuelle Einbettung einer Beobachtung in die Struktur. Schließlich 
lassen sich drittens beide Fragen kombinieren: Wie viele Beobachtungen werden wel-
chen Politikfeldern zugeordnet?  
Die erste Frage kann ganz einfach mit der Angabe der absoluten Zahl an Beobachtungen 
eingefangen werden. Damit wird die Streuung der Beobachtungen innerhalb eines Pro-
gramms angezeigt. Je höher die Anzahl dieser örtlich separierten Beobachtungen ist, 
desto größer ist die Streuung. Hier gilt es zu beachten, dass diese Streuung davon ab-
hängen kann, welche Länge der Gesamttext besitzt. Mit zunehmender Streuung steigt 
die Wahrscheinlichkeit, dass die Themen-Diversität auf der qualitativen Dimension 
steigt. 
Bei der zweiten Frage geht es um die qualitative Zuordnung von Beobachtungen zu je-
weils einem oder mehreren querliegenden Politikfeldern, mit denen sie jeweils verwo-
ben sind. Solche Politikfelder als nominales Maß für die richtungsmäßige Präferenz 
(Volkens 2002: 30) könnten beispielsweise ‚Arbeit‘, ‚Bildung‘ oder ‚Energie‘ heißen. Be-
vor jedoch eine Zuordnung erfolgen kann, müssen diese Felder jedoch genau spezifi-
ziert und untereinander abgegrenzt werden. Um möglichst wenig Eigeninterpretations-
leistung einzubringen, bedarf es standardisierter Kategorien für die Politikfelder. Diese 
Kategorienbildung erfolgte im Lichte der angeratenen Vorgehensweise und dem vor-
handenen Material aus der Bestandsliteratur (z.B. Giannetti und Laver 2005, Roberston 
1976, Volkens 2002, Schmitt 2008). Es lassen sich dabei folgende 17 Politikfelder her-
ausarbeiten: 
Abbildung 5.1: Querliegende Politikfeldkategorien für die horizontale Zuordnung 
 migrations- und integrationspolitischer Beobachtungen im Text 
Politikfeldkategorien 
Bund 
Europa / International 
Recht und Justiz 
Wirtschaft 
Arbeit 
Bildung und Sprache 
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Kunst und Kultur 
Religion 
Soziales 
Generationen 
Gender 
Gesundheit und Pflege 
Sport und Vereine 
Kommunales 
Innen 
Wohnungsbau und Stadtplanung 
Finanzen 
17 
Eigene Darstellung. 
Nachdem Politikfelder umrissen und untereinander entlang von Kategorien abgegrenzt 
wurden, können Beobachtungen jenen Kategorien zugeordnet werden. Hierbei sind alle 
Beobachtungen einerseits auf ihre inhaltliche Zuordnung und andererseits auf ihre struk-
turelle Einbettung in den Gesamttext zu prüfen.  
Die erstgenannte Zuordnung gibt das behandelte Thema der Textstelle an, während die 
strukturelle Einbettung die geographische Verortung der Beobachtung im Kontext an-
gibt. Eine äquivalente Unterscheidung zwischen inhaltlichem und strukturellem Merk-
mal findet sich in der abhängigen Variablen bei der Frage nach der inhaltlichen Bünde-
lung migrations- und integrationspolitischer Aufgaben und deren Verortung in der 
Struktur. Geht es an die konkrete Operationalisierung jener strukturellen und inhaltli-
chen Einbettung, so müssen diese jeweils zwischen erstens kleinen oder mittelgroßen 
und zweitens größeren Beobachtungen getrennt vorgenommen werden. 
Erstens: Bei der inhaltlichen Zuordnung zu einem querliegenden Politikfeld kommt 
man in der Regel ohne Interpretationsleistung aus. Wenn der Beobachtungstext bei-
spielsweise lautet: ‚Wir wollen bei der Kulturförderung insbesondere kreative Menschen 
mit Migrationshintergrund stärker einbeziehen.‘, dann würde man diese Beobachtung 
der Kategorie ‚Kultur‘ zuordnen. Oder ‚Wir wollen verstärkt Menschen mit Migrations-
hintergrund für den Polizeidienst gewinnen.‘ würde in die Kategorie ‚Inneres‘ fallen. 
Freilich stellt sich mithin heraus, dass Migrations- und Integrationspolitik nicht nur mit 
einem querliegenden Politikfeld verbunden ist, sondern dass oft drei oder vier Politik-
felder berührt werden112. Für Fälle dieser Art müssen Regeln entworfen werden, welche 
112 In den genannten Beispielen schwingt zwar beim erstgenannten auch ‚Finanzen‘ und beim zweige-
nannten auch ‚Arbeit/Beschäftigung‘ mit; jedoch stehen diese Felder stark im Hintergrund. Es gibt aber 
auch einige Fälle, in denen mehrere Felder gleichzeitig stark hervortreten. Ein klassisches Beispiel: ‚Zur 
gezielten Förderung von Jugendlichen mit Migrationshintergrund werden Programme im Bereich der 
Berufsausbildung gefordert‘. Hier kämen die Kategorien ‚Generationen‘ wegen des Jugend-Aspekts, ‚Ar-
beit‘ wegen des Berufsaspekts und ‚Bildung‘ infrage. Die definierten Kategorien sind dabei ver-
schiedentlich stark anfällig für Interferenzen jener Art. Beobachtungen, in denen Abschiebehaft thema-
tisiert wird, enthalten oft sowohl Elemente aus der Kategorie ‚Innen‘ als auch aus ‚Recht‘. Pflegebedürf-
tige Menschen mit Migrationshintergrund konstituieren sich überwiegend aus älteren Mitbürgern. Hier 
ist zwischen ‚Gesundheit‘ und ‚Generationen‘ zu entscheiden. 
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sicherstellen, dass jeder Beobachtung genau ein Politikfeld zugeordnet wird. Regelmä-
ßig gibt es ein querliegendes Feld, welches die Beobachtung stark dominiert. Ist diese 
Dominanz unstrittig, so erfolgt eine entsprechende Zuordnung hierzu.  
In Ausnahme- und Grenzfällen können Zweifel an der Eindeutigkeit jener Zuordnung 
entstehen. Mithilfe der Prüfung des kontextuellen Umfelds der Beobachtung lassen im 
Sinne der convergent validation (Adcock und Collier 2001) sich jene Zweifel ausräumen. 
Anhand zweier Beispiele soll aufgezeigt werden, dass Textteile in unmittelbarer Nähe 
zur Beobachtung gute Hinweise auf das dominante Politikfeld geben können. In beiden 
Beispielen wird jeweils Bildungs- und Sprachpolitik einerseits mit Kinder- und Jugend-
politik aus der Kategorie ‚Generationen‘ andererseits kombiniert. Das erste wurde dem 
baden-württembergischen FDP-Programm aus dem Jahr 2001 entnommen. Nach Prü-
fung des kontextuellen Umfelds der Beobachtung wird deutlich, dass hier die Jugend-
politik im Vordergrund steht.  
Abbildung 5.2: Beispielcodierung zur horizontalen Zuordnung einer migrations- und integrationspoliti-
schen Beobachtung zur Jugendpolitik 
Screenshot eines Ausschnitts der Text-Codierung mit MAXQDA. 
Den umgekehrten Fall kann man aus dem zweiten Beispiel entnehmen: Kinder- und 
Jugendpolitik kommt hier nur deshalb zur Sprache, weil junge Menschen vermehrt Ziel 
von Bildungsprogrammen sind. Die Beobachtung steht eindeutig im Kontext der Bil-
dungspolitik.  
Abbildung 5.3: Beispielcodierung zur horizontalen Zuordnung einer migrations- und integrationspoliti-
schen Beobachtung zur Bildungspolitik 
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Screenshot eines Ausschnitts der Text-Codierung mit MAXQDA. 
 
Vergleicht man die Ergebnisse der kontextuellen mit der inhaltlichen Analyse, so sind 
diese meist deckungsgleich. Typischerweise findet sich eine Beobachtung zum Beispiel 
im Kapitel ‚Bildungspolitik‘ und behandelt die Bildungschancen von Menschen mit 
Migrationshintergrund. Nur in absoluten Ausnahmefällen ist Deckungsgleichheit bei-
der Perspektiven auch nach Identifizierung des dominanten Politikfelds nicht gegeben. 
Unter den kleineren und mittelgroßen Beobachtungen findet sich Deckungsungleich-
heit nur in insgesamt 3 Textstellen.  
Zweitens: In sehr großen Beobachtungen wird Migrations- und Integrationspolitik re-
gelmäßig unter dem Gesichtspunkt mehrerer Politikfelder konzentriert behandelt. Ein 
Beispiel: Eine Beobachtung findet sich als Unterkapitel ‚Migration und Integration‘ im 
Kapitel ‚Soziales und Gesundheit‘, behandelt aber auch Themen der Inneren Sicherheit 
oder der Bildung von Menschen mit Migrationshintergrund. Jener Politikfeld-übergrei-
fende Charakter dieser Beobachtungen hat sowohl für die inhaltliche als auch für die 
strukturelle Kategorienzuordnung Konsequenzen. Entsprechend muss die horizontale 
Verortung jener konzentrierten Beobachtungen mit anderen Mitteln gemessen werden.  
In einem ersten Schritt müssen die fraglichen Beobachtungen zunächst im Programm 
identifiziert werden. Zu diesem Zweck werden in einer neuen Kategorie – unabhängig 
von der Typ-Einstufung zur Ordnung des Datenmaterials von [1] bis [4] – zunächst all 
diejenigen Beobachtungen zusammengefasst, die verschiedene Aspekte der Migrations- 
und Integrationspolitik in einem längeren Textabschnitt aus der Perspektive mehrerer 
querliegender Politikfelder konzentriert behandeln. Jene Beobachtungen werden fortan 
als ‚konzentrierte Textabschnitte‘ bezeichnet. Die inhaltliche Bestimmung der horizon-
talen Verortung erfolgt ähnlich zu der von nicht-konzentrierten Beobachtungen. Aller-
dings wird nur nicht das dominierende querliegende Politikfeld bestimmt: Nunmehr 
werden alle unabhängig voneinander behandelten querliegenden Politikfelder inner-
halb der des konzentrierten Textteils aufgelistet. Diese Listen geben jedoch zunächst 
nur die innere Beschaffenheit der Beobachtung an.  
Anders als bei kleineren und mittleren Beobachtungen ist Deckungsgleichheit zwischen 
Kontext und Inhalt bei konzentrierten Beobachtungen unwahrscheinlich. Der Grund 
liegt nahe: Während auf dem inhaltlichen Merkmal meist mehrere Politikfelder gleich-
wertig nebeneinanderstehen, ist die Beobachtung auf dem strukturellen Merkmal nur 
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einem Politikfeld oder einem Politikbereich untergeordnet. In einem zweiten Schritt 
bleibt also noch gesondert zu bestimmen, ob die Beobachtung im Zeichen eines be-
stimmten Politikbereichs steht oder gar eigenständig und unabhängig im Programm 
verortet ist. Aus dem Projekt um Franz Urban Pappi und Eric Linhart zur Bestimmung 
von Parteipositionen auf Landesebene kann man sich Anleihen für eine mögliche Her-
angehensweise nehmen. Dort würde man die horizontale Einbettung von Beobachtun-
gen für größere Politikbereiche über die Zuordnung von Textabschnitten zu Kapitel- 
oder Abschnittsüberschriften ermitteln. Durch bewusstes Setzen von Überschriften 
und das dadurch hervorgerufene Gliedern von Textpassagen würden laut Pappi, Seher 
und Kurella (2013: 12) Signale an die Adressaten von Wahlprogrammen gesendet. „In 
der Regel sind Parteiprogramme derart aufgebaut, dass durch Hauptüberschriften in-
haltlich zusammenhängende Themenblöcke eingeleitet werden.“ (Schmitt 2008: 4f). Zu 
diesen größeren Politikbereichen, die dort betrachtet werden, wird die Migrations- und 
Integrationspolitik allerdings regelmäßig nicht gezählt. Trotzdem ist die Grundidee der 
Wertigkeit verschiedener Absätze auch für das vorliegende Projekt fruchtbar. In unse-
rem Fall interessiert die strukturelle Einbettung von Migrations- und Integrationspolitik 
in Form einer Zuordnung zu einem querliegenden Politikbereich. Dieser lässt sich mit-
tels des Gliederungspunkts, welcher hierarchisch der Beobachtung zur ‚Migration und 
Integration‘ übergeordnet ist, bestimmen. Ein Beispiel: Die Themenblöcke ‚Justizvoll-
zug‘, ‚Allgemeine Bürgerrechte‘, ‚Wiederholungstäter‘, ‚Die Stellung der Frau in unse-
rer Gesellschaft‘, ‚Integration von Menschen mit Migrationshintergrund‘ und ‚Unser 
Rechtsstaat als hohes Gut‘ sind als Abschnitte mit Unterüberschriften Teil des Kapitels 
‚Recht‘. Die Bezeichnung des Kapitels deutet darauf hin, dass in diesem Programm 
wichtige Textteile zur Migrations- und Integrationspolitik im Kontext von Bürgerrech-
ten in der Gesellschaft diskutiert wird. Der Abschnitt wird deshalb dem Bereich ‚Justiz 
und Recht‘ zugeordnet. Es kommt gelegentlich vor, dass bei der strukturellen Untersu-
chung des Texts Überschriften nicht eindeutig einem Politikfeld zuzuordnen sind. Ent-
weder liegt es daran, dass Überschriften sehr vage formuliert sind oder dass mehrere 
Politikfelder zusammengefasst sind. Das Kapitel aus dem Beispiel könnte beispiels-
weise auch ‚Das „Wir“ entscheidet‘ heißen. Hier lässt sich nicht direkt auf den Bereich 
Rechtspolitik als einschlägige Kategorie schließen. Es empfiehlt sich deshalb, die Über-
schriften der anderen Textbausteine innerhalb der übergeordneten Gliederungseinheit 
zu betrachten. Diese geben im Regelfall Aufschluss über die gesuchte Kategorie. Eine 
ähnliche Vorgehensweise legen Fälle nahe, in denen mehrere Politikfelder unter dem 
Mantel einer übergeordneten Gliederungseinheit zusammengefasst sind. Die Betrach-
tung von Gliederungsüberschriften aus dem unmittelbaren Umfeld der Beobachtung 
kann hier helfen, die einschlägige Kategorie zu identifizieren.   
Somit wurde also für jeweils die kleinen und mittelgroßen Beobachtungen einerseits, 
sowie für die konzentrierten andererseits eine Prüfung des inhaltlichen und strukturellen 
Aspekts operationalisiert. Bei kleinen und mittelgroßen Textstellen fallen beide Aspekte 
regelmäßig zusammen. Bei konzentrierten Textstellen ist dies umgekehrt. Oft liegt dort 
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hinsichtlich der inhaltlichen Perspektive nicht nur ein dominantes Politikfeld vor. Viel-
mehr tummelt sich dort eine ganze Liste von gleichwertig nacheinander behandelten 
Politikfeldern.  
Die dritte Frage, die in diesem Zusammenhang aufgeworfen wurde, lautete: Wie viele 
Beobachtungen werden welchen Politikfeldern zugeordnet? Zur Klärung dieser Frage 
wird die Anzahl der Beobachtungen pro Kategorie bestimmt. Zum Beispiel liegt ein Text 
mit einem Streuwert von 9 Beobachtungen vor. Die Verteilung jener 9 Beobachtungen 
auf die querliegenden Politikfelder könnte dann beispielsweise so aussehen: Innen [3], 
Soziales [4], Gesundheit [1] und Bildung [1]. Alle anderen Felder erhalten eine [0], denn 
„selbst der Umstand, daß gewisse Formulierungen in einem Programm nicht (oder 
nicht mehr!) enthalten sind, kann äußerst aufschlußreich sein.“ (Flechtheim 1966: 180). 
 
- Vertikale Verortung 
Zur Operationalisierung der ‚Aufmerksamkeit von Parteien gegenüber migrations- und 
integrationspolitischen Themen‘ als vertikale Dimension der Messung wird auf das 
Konzept der Salienz (vgl. u.a. Budge und Farlie 1983, Petrocik 1996; zur Diskussion vgl. 
Humphreys und Garry 2000) in seiner üblich angewandten Form zurückgegriffen. Die-
ses ist vornehmlich nur als relatives Konzept fassbar. Absolute Werte – wie beispiels-
weise die absolute Satz- oder Wortanzahl einer Beobachtung – sind mit höchster Vor-
sicht zu genießen, weil die Programmtextlängen untereinander stark variieren. Deshalb 
empfiehlt es sich, absolut gemessene Werte ins Verhältnis zum Gesamttext zu setzen113.  
Auch hier werden zwei Hauptindikatoren herausgearbeitet: der hierarchische Stellen-
wert von Migrations- und Integrationspolitik in der Gliederungsstruktur und der Ge-
samtwortanteil von migrations- und integrationspolitischen Beobachtungen im Text. 
Wiederum sind es die beiden Ansätze der Berliner CMP-Gruppe und der Mannheimer 
‚Government Formation‘-Gruppe, die als Ideenlieferanten dienen. Gleichwohl müssen 
diese Ideen in bedeutendem Umfang für die Zwecke dieser Arbeit umgeformt werden. 
Während die einen Anteile des fraglichen Politikfelds am Gesamttext messen, schlagen 
die anderen eine vorherige Zergliederung nach Textabschnitten vor. Am Ende dieses 
Abschnitts wird diskutiert, wie ein dritter Hauptindikator zur Abbildung des vertikalen 
Stellenwerts einer Einzelbeobachtung aussehen könnte. 
 
 
113 Trotzdem kommt flankierend eine Messstrategie zum Einsatz, die für die unterschiedliche Gestalt 
von Texten anfällig ist: die Betrachtung der Präambel. Die Prüfung einer Behandlung [1] oder Nicht-Be-
handlung [0] von Migrations- und Integrationspolitik in der Präambel des Programms dient als erster 
Hinweis dafür, ob das Feld unter der Vielzahl von Politikfeldern hervorgehoben wird oder nicht. Promi-
nente wissenschaftliche Publikationen gibt es zu diesem Gegenstand bisher nicht. Gemeinhin wird je-
doch angenommen, dass Präambeln überwiegend dazu genutzt werden, besonders wichtige Punkte des 
Programms zu betonen. Dies äußert sich insbesondere in der Beschreibung, unter welchen Eindrücken 
und in welchem Kontext das Programm abgefasst ist, aber auch in der Aufzählung herausgegriffener 
Punkte aus dem Haupttext. Um hier einen Messwert generieren zu können, muss freilich eine Präam-
bel vorhanden sein. Ist dies nicht der Fall entfällt für dieses Programm die Messung – formal dargestellt 
mit dem Wert [ ]. Aufgrund dessen, dass nicht für jedes Programm ein Wert existiert, ist der Indikator 
nur zur Informationsverdichtung in Gebrauch. 
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Die Idee des ersten Hauptindikators ist dem CMP entlehnt. Die CMP-Forscher (insb. 
Volkens et. al 2013, Klingemann et al. 2006, Budge et al. 2001) dominieren das For-
schungsfeld mit dem populärsten und bisher größten Projekt zur Messung von Salienz 
(Linhart und Shikano 2007: 1). Für die Zwecke des vorliegenden Projekts sind die CMP-
Indikatoren jedoch nur bedingt geeignet. Hauptgrund dafür ist, dass Migrations- und 
Integrationspolitik als Indikator dort viel zu vage konzipiert wird. Zudem wird das Poli-
tikfeld inhaltlich nicht so abgebildet, wie es das entwickelte Konzept erfordern würde. 
Trotzdem kann man sich die Grundidee, die hinter der CMP-Operationalisierung steht, 
zunutze machen: Das zentrale Maß für Aufmerksamkeit soll die Frage beantworten, 
welchen Raum Migrations- und Integrationspolitik im Gesamtprogramm einnimmt; 
dazu eignet sich die Messung von Anteilswerten der politikfeldbezogenen Beobachtun-
gen am Gesamtprogramm hervorragend (Budge und Meyer 2013: 86). Jene Vorgehens-
weise ist gemeinhin bei dieser Art von Programmen akzeptiert (vgl. z.B. Bäck, Debus 
und Dumont 2011: 448, Pappi, Seher und Kurella 2013: 12). Pappi und Seher (2009: 412) 
begründen dies vorsichtig: “We argue in good content analysis tradition that the length 
of a text is an indicator of the relative interest of a party in a policy domain. Because 
election programmes are formulated with various goals in mind, we only have access to 
the stated interest and cannot assess how sincere or strategic parties are when they ded-
icate manifesto space to the topics of a particular policy domain. This may become clear 
during coalition negotiations, but even if sincere and strategically stated interests differ, 
text length should at least be a good first proxy.” So werden die Wörter aller Beobach-
tungen ins prozentuale Verhältnis zur Gesamtwortzahl gesetzt. Das theoretisch mess-
bare Minimum beträgt [0%], im Falle dass keine Beobachtung im Text identifiziert wird. 
Das Maximum kann [100%] erreichen im Falle, dass der Gesamttext mit einer Beobach-
tung deckungsgleich ist.  
Zur Validitäts- und Reliabilitätsprüfung dieser Messung wurden für alle114 systematisch 
betrachteten Programme zwei unabhängig voneinander kodierende Personen einge-
setzt. Die Ergebnisse wurden anschließend paarweise miteinander verglichen (vgl. Ab-
bildung 3.4.1 E). Von insgesamt 52 ausgewerteten Programmen fällt kein Vergleichs-
paar unter den Wert von 88% Übereinstimmung. Nur 2 Programme liegen knapp unter 
den Wert von 90%115. Die Standardabweichung beträgt 0,046. Der Messung kann also 
eine hohe Güte attestiert werden.  
 
Abbildung 5.4: Abweichungsquoten zwischen Coder I und II bei der Codierung betrachteter Parteipro-
gramme  
 
114 Mit Ausnahme des Koalitionsvertrags Hessen 1995, der aufgrund einer fehlerhaften Textgrundlage 
ohne Coder nachgemessen werden musste.  
115 Aber auch diese Abweichungswerte sind dann meist auf eine besonders geringe Gesamttextlänge 
oder einen besonders geringen Anteilswert von migrations- und integrationspolitischen Beobachtungen 
zurückzuführen. Hier verursacht jedes einzelne anders kodierte Wort eine beträchtliche Abweichung. 
Geringfügige strukturelle Abweichungen im Bereich von 0-2% ergeben sich zudem, weil das Verarbei-
tungsprogramm im ersten Coding den Buchstaben ‚ß‘ nicht erkannt und dann jeweils ein zusätzliches 
Wort ausgegeben hatte. Rechnet man diesen ‚Messfehler‘ heraus, schrumpft der errechnete Abwei-
chungswert geringfügig noch weiter zusammen. 
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Abweichung zwischen Coder I und II 
Übereinstimmung  
Anzahl der Pro-
gramme 
Anzahl der Pro-
gramme 
Anzahl der Pro-
gramme 
in % absolut pro Kategorie absolut kumuliert rel. kumuliert in % 
100 4 4 8 
> 99 14 18 36 
> 97 16 34 68 
> 95 6 40 80 
> 93 5 45 90 
> 90 3 48 96 
> 88 2 50 100 
Gesamt 50     
Eigene Darstellung. 
 
Der zweite Hauptindikator basiert auf der Grundidee der Mannheimer Gruppe (z.B. 
Pappi und Seher 2009), Textuntergliederungen als Analyseeinheiten heranzuziehen, in 
denen bestimmte Politikfelder konzentriert behandelt werden.  
 
Um aus dieser Grundidee einen neuen Indikator konstruieren zu können, müssen zu-
nächst die konzentrierten Beobachtungen ausfindig gemacht werden. Ganz im Sinne 
der Mannheimer Vorgehensweise können jene Textstellen simplifiziert als höchste Re-
präsentanten des Politikfelds im Text angesehen werden. Es gilt, deren hierarchische 
Verortung in der Gliederungsstruktur des Textes zu bestimmen. Dabei sind Programm-
texte verschiedentlich tief gegliedert. Meist erfolgt die Gliederung in Kapitel, Unterkapi-
tel und Abschnitte – die regelmäßig Überschriften trügen (Schmitt 2008: 4) – sowie Un-
terabschnitte, Absätze und Sinnabschnitte – die zwar durch einen Absatz oder Einzug 
voneinander abgehoben, aber nicht mit einer Überschrift versehen sind. Um die An-
schlussfähigkeit zwischen diesem Indikator und dem entsprechenden auf der abhängi-
gen Variablen zu garantieren, sei hier an die Messung des hierarchischen Stellenwerts 
(vgl. Schamburek 2013) erinnert.  
Analog zum vertikalen Stellenwert der abhängigen Variable soll auch hier ein Indikator 
gebildet werden, der bei der Abschätzung des vertikalen Stellenwerts der konzentrierten 
Beobachtung116 berücksichtigt, dass Programme verschiedentlich tief gegliedert und 
 
116 Freilich gibt es einige wenige konzentrierte Beobachtungen, die nicht deckungsgleich mit einer Glie-
derungseinheit sind. Jene Probleme treten dann auf, wenn konzentrierte Migrations- und Integrations-
politik mit bestimmten anderen Politikfeldern ohne Abgrenzung vermischt wird. Insbesondere kann 
das bei der Vertriebenenpolitik der Fall sein – empirisch feststellbar entweder in Form einer Interpreta-
tion als Nachkriegsmigrationspolitik oder in Verbindung mit Spätaussiedlern. Im Fall einer Analyse 
nach der Mannheimer Vorgehensweise würde dies zu starken Verzerrungen führen (vgl. Schmitt 2008: 
5), weil dort die Analyseebene nicht die Beobachtung, sondern die niedrigste Gliederungseinheit ist. Im 
Projekt können Probleme dieser Art deshalb gelöst werden. Man schätzt hierzu den prozentualen Anteil 
der Migrations- und Integrationspolitik an der Gliederungseinheit ab und fügt diesen Wert als Faktor an 
den Term an. Umfasst der migrations- und integrationspolitische Anteil an der im Beispiel genannten 
Gliederungseinheit 2.4 nur 70%, so errechnet sich der Wert für 2.4‘ durch  
1
3
∗
1
7
∗
7
10
=
7
210
= 3,33%. 
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Gliederungsabschnitte mit einer unterschiedlicher Anzahl an Unterpunkten ausgestat-
tet sind. Ein Beispiel: Befindet sich eine Beobachtung – im Gliederungspunkt 2.4 (vgl. 
Abbildung 4.3.1 F) – auf der zweiten Gliederungsebene gemeinsam mit sechs weiteren 
Gliederungseinheiten und ist der Gesamttext dabei insgesamt in drei Kapitel gegliedert, 
so errechnet sich der Wert der Beobachtung durch 
1
3
∗
1
7
=
1
21
= 4,76%. 
Abbildung 5.5: Beispiel für einen Programmtext mit zwei Gliederungsebenen 
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Eigene Darstellung. 
186 
So sind es schließlich zwei Hauptindikatoren117, die den vertikalen Stellenwert der Mig-
rations- und Integrationspolitik im Gesamtprogramm ermitteln. Für beide Indikatoren 
gelten hinsichtlich ihrer relativen und absoluten Interpretationsmöglichkeiten diesel-
ben Regeln: Interpretationen können nur außerhalb des Bereichs möglicher Messfehler 
geleistet werden. Auf weitere Möglichkeiten zur Messung des vertikalen Stellenwerts 
wird nicht eingegangen, weil diese entweder für die Zwecke der Operationalisierung 
unbrauchbar oder bisher noch zu unerforscht sind. So wurde beispielsweise außen vor 
gelassen, ob ein Gliederungspunkt wichtiger sei, weil er unter den anderen Punkten 
derselben Ebene zuerst genannt wurde.  
Offen blieb bisher auch, ob ein dritter Indikator sinnvoll ist, mit dem die vertikale Ver-
ortung von Einzelbeobachtungen abgebildet werden kann. Der Mehrwert einer vertika-
len Interpretation einzelner Beobachtungen als Daten zweiter Ordnung hält sich be-
kanntlich stark in Grenzen. Nützlich wäre dies nur dann, wenn sie zusammengenom-
men etwas über das Gesamtbild von Migrations- und Integrationspolitik im Text aussa-
gen könnten. Diese Aussagen könnten zum Vergleich zwischen Texten herangezogen 
werden und so aussehen: ‚Während Text T1 wenige, aber dafür vertikal hoch angesie-
delte Beobachtungen aufweist, enthält Text T2 zahlreiche Beobachtungen, die aber alle-
samt einen niedrigen hierarchischen Stellenwert innehaben.‘ Mit deutlichem Hinweis 
auf die limitierte Aussagekraft kann man vorsichtig davon ausgehen: Je größer der Um-
fang einer Einzelbeobachtung, desto höher ihr Stellenwert im Text. Zu beachten ist, dass 
hier nicht mehr die Programmtexte, sondern andere Beobachtungen im Text die ein-
schlägigen relativen Referenzpunkte darstellen.  
Wenn es um die Frage geht, welche Einzelbeobachtungen innerhalb eines Texts bedeu-
tender sind als andere, ist auch die Verknüpfung mit der horizontalen Eigenschaft einer 
Beobachtung besonders interessant. Es ginge nämlich nicht nur darum, welche Punkte 
ein Programm enthielte, sondern auch welches Gewicht sie in ihm hätten (Flechtheim 
1966: 180). In einer dimensionalen Darstellung (vgl. Robertson 1976: 55) ließe sich näm-
lich ermitteln, ob beispielsweise eine Beobachtung im Bereich ‚Bildung‘ höher angesie-
delt sei als eine andere Beobachtung im Bereich ‚Justiz‘.  
Dieses Abbild der vertikalen und horizontalen Streuung der Gesamtheit von Beobach-
tungen lässt sich gut in einer Matrix einfangen. Man würde dann jede Beobachtung 
nach Politikfeld und grober absoluter Ansiedlung prüfen (vgl. Abbildung 4.3.1 G-2). Im 
konkreten Beispiel sieht dies für das Wahlprogramm von der SPD in Rheinland-Pfalz 
im Jahr 1991 (rp1991spd) so aus: Recht [Gesamt: 2 Beobachtungen, Kategorie 1: 0 Be-
obachtungen, Kategorie 2: 2 Beobachtungen, Kategorie 3: 0 Beobachtungen, Kategorie 1: 
117 Sowohl zur Bestimmung des behandelten Teilbereichs von Migrations- und Integrationspolitik (Asyl, 
Aussiedler, Migration oder Integration) in einer Beobachtung als auch zur Abschätzung der Aufmerk-
samkeit wurden mit einigem Aufwand jeweils die Schlagwortanzahl gemessen. Ziel war es hier, im 
Rahmen einer ‚convergent validation‘ (Adcock und Collier 2001: 540f) die Validität und Reliabilität ande-
rer Indikatoren zu testen. Die Schlagwort-Messungen stellen sich aber als sehr ungenaue Indikatoren 
heraus und werden deshalb nicht prominent im Haupttext aufgeführt. Hingegen wurde berücksichtigt, 
ob migrations- und integrationspolitische Textteile in der Präambel enthalten waren oder nicht.  
187 
 
0 Beobachtungen], Wirtschaft [Gesamt: 0 Beobachtungen], Arbeit [Gesamt: 0 Beobach-
tungen], Bildung [Gesamt: 1 Beobachtung, Kategorie 1: 1 Beobachtung etc. (vgl. Abbil-
dung 4.3.1 G-1).  
 
Abbildung 5.6: Ausschnitt der tabellarischen Darstellung von Beobachtungen nach querliegendem Poli-
tikfeld und Beobachtungsgröße am Beispiel rheinland-pfälzischer Programmtexte aus dem Jahr 1991 
 
Eigene Darstellung. 
 
Abbildung 5.7: Ausschnitt der tabellarischen Darstellung von Beobachtungen nach querliegendem Poli-
tikfeld und Beobachtungsgröße am Beispiel rheinland-pfälzischer und thüringischer Programmtexte 
 
Eigene Darstellung. 
- Gesamtübersicht zur systematischen Textanalyse 
Eine Operationalisierung in der dargelegten Detailtiefe ist unabdingbar. Nur so kann 
eine präzise Zielabschätzung sichergestellt werden. Der Leser ist dadurch mit einem 
komplexen Portfolio an Vergleichswerten konfrontiert. Eine Überblicksdarstellung soll 
die wichtigsten Datenpunkte zweiter Ordnung einer Aufbauorganisation zu einem Zeit-
punkt in einem Bundesland auf einen Blick präsentieren. Wie eine derartige tabellari-
sche Zusammenschau in Form eines Datenblatts aufgebaut ist, erschließt sich in Abbil-
dung 5.8.  
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Abbildung 5.8: Datenblatt zur Gesamtübersicht der Indikatoren aus der Programmtextanalyse der Par-
teien je Bundesland, Jahr und Regierungskonstellation 
Eigene Darstellung. 
Aus Übersichtlichkeitsgründen kann immer nur ein Zeitpunkt in einem Bundesland 
abgetragen werden. In {Messwert a} ist zunächst die Gesamtzahl der identifizierten Be-
obachtungen abgetragen. Dieser ergibt sich aus der Summe der Messwerte für {b1} und 
{b2}. Die Werte in {b1} geben an, wie viele Einzelbeobachtungen jeweils den Kategorien 
des absoluten hierarchischen Stellenwerts von [1] bis [4] zugeordnet wurden. Dabei ist 
die Anzahl der konzentrierten Beobachtungen 118  gesondert in {b2} aufgelistet. Der 
Wortanteil von Migrations- und Integrationspolitik am Gesamttext als Indikator für den 
vertikalen Gesamtstellenwert des Felds im Text ist in {c} festgehalten. Parallel dazu 
wurde ein weiteres Maß für Aufmerksamkeit gegenüber dem Politikfeld entwickelt: der 
vertikale Stellenwert der konzentriertesten Beobachtung in der Gliederung des Texts. 
Jener Indikator wird mit dem Messwert {d2} abgebildet. Zugehörig zu diesem Messwert 
wird das Hauptpolitikfeld der konzentriertesten Beobachtung angegeben {d1}. Im Falle 
eines Auseinanderfallens von struktureller und inhaltlicher Zuordnung wird das struk-
turelle als Hauptpolitikfeld eingetragen. Als Kombination eines horizontalen und eines 
vertikalen Indikators wird in {d4} das Politikfeld mit der größten Streuung mitsamt der 
Anzahl diesbezüglich vorgefundenen im Text in {d3} genannt. Stellvertretend für die 
verschiedenen Teilbereiche von Migrations- und Integrationspolitik wird die Aussied-
lerpolitik herausgegriffen und in die Tabelle integriert. Der Messwert {e} gibt dabei an, 
ob jener Bereich ‚Aussiedler‘ im Text nicht vorkommt [0], lediglich genannt [1] oder ex-
plizit behandelt [2] wird. Als Zusatzinformation ist angegeben, ob Migrations- und In-
tegrationspolitik in der Präambel und/oder im Nachwort Erwähnung findet. Damit ist 
eine Reihe von Merkmalen der Programmtexte abgetragen.  
Unsystematische Datenanalyse  
Der überwiegende Teil der Daten zweiter Ordnung wurde zum Zweck des direkten Ver-
gleichs quantifiziert. Darüber hinaus enthalten Wahlprogramme mithin relevante In-
formation, die sich nicht weiter quantifizieren lässt. Dazu zählen insbesondere globale 
Äußerungen der Parteien, beispielsweise wie diese zu Migrations- und Integrationspo-
litik stehen und welche Anliegen sie in diesem Bereich verfolgen.  
118 In wenigen Ausnahmen war kein Textabschnitt vorhanden, der als ‚konzentriert‘ identifiziert werden 
konnte.  
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Die Analyse derartiger Information erfolgt ohne formalisierende Maßnahmen. Dies ist 
weniger in diskursanalytischer Freiheit (Phillips und Hardy 2002: 74f) als in einer prag-
matischen Vorgehensweise zu begründen. Insbesondere beim Zusammentragen poli-
tikfeldbezogener Text-Auffälligkeiten entzieht sich die Auswahl der Analysegrundlage 
einer systematischen Vorgehensweise völlig. Jene Auffälligkeiten können den Gesamt-
text – beispielsweise, wenn sich Textpassagen wiederholen oder Texte nicht durch Über-
schriften oder unlogisch gegliedert sind –, allgemeine Organisationspolitik oder weitere 
nicht-standardisierte Informationen zu Beobachtungen betreffen. Aussagen zur allge-
meinen Organisationspolitik wurden deshalb miterhoben, weil sie einen Einfluss auf 
die Ansiedlung migrations- und integrationspolitischen Aufgaben haben können. Wird 
beispielsweise die Verringerung der Zahl der Beauftragten oder der Zahl der Ministe-
rien angekündigt oder von der Absicht berichtet, themenunspezifisch Aufgaben an 
nachgeordnete Behörden zu delegieren, kann Migrations- und Integrationspolitik be-
troffen sein. In einigen Fällen treten Positionseinschätzungen über konkurrierende Par-
teien und andere Akteure auf. Diese werden auch unter dem Stichwort ‚Auffälligkeiten‘ 
gesammelt. Diese ‚Auffälligkeiten‘ fungieren gleichzeitig auch als Residualkategorie für 
verschiedenartige Zusatzinformationen.  
Den dritten Typ unter den nicht-standardisierten Datenmaterialien stellt eine inhalts-
analytische Zusammenschau größerer konzentrierter Textteile dar. Da diese Beobach-
tungen oft sehr viele Informationen enthalten, könnten mit den bisher erörterten In-
strumenten unter Umständen relevante Informationen nicht erfasst werden.119  
 
Beitrag zur Positionsbestimmung von Parteien 
Die Positionsbestimmung von Parteien über Wahlprogramme erfolgt also entlang der 
Grundstrategie des Gesamtprojekts: Von der direkten Extraktion von Information zur 
indirekten Abschätzung, von präzisen Daten zu unschärferen Daten und von vollstän-
dig ermittelbaren zu unvollständig vorliegenden Merkmalen sowie in Verwendung von 
aggregierter als auch nicht-aggregierter Information werden Daten im Rahmen maxi-
maler Ressourcenauslastung abgeschöpft. 
Insbesondere bei der Beschreibung von Daten zweiter Ordnung sind strukturierende 
standardisierte Indikatoren notwendig. Nun steht am Ende ein Bündel solcher Indika-
toren, die einerseits der Komplexität des Materials und andererseits den Anforderungen 
zur komplexitätsreduzierenden Messung von Parteizielen aus Wahlprogrammtexten ge-
recht wird.  
Einzelbeobachtungen werden (1) nach deren Umfang von [1] bis [4] kategorisiert, (2) 
einem oder mehreren Teilbereichen der Migrations- und Integrationspolitik zugeordnet 
und (3) horizontal einem oder mehreren querliegenden Politikfeldern zugewiesen. Die 
horizontale Zuweisung kann dabei über die Einbindung in die Textstruktur (3.1) oder 
 
119 Die systematische Inhaltsanalyse größerer konzentrierter Textteile erfolgte im Datensatz in der Kate-
gorie ‚Konz. Beobachtungen‘. Auf einer Wiedergabe des gesammelten Materials im Haupttext wurde 
aus Platzgründen weitgehend verzichtet.  
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über inhaltliche Zugehörigkeit beschrieben werden (3.2). (4) Konzentrierte Beobachtun-
gen werden als Träger besonderer Information identifiziert. Mit Bezug auf den Gesamt-
text werden (5) zwei Maße für die vertikale Verortung von Migrations- und Integrations-
politik im Text entwickelt. Eines bezieht sich auf die strukturelle Einbindung von Text-
teilen (5.1) – die andere auf Textanteilswerten (5.2). Als bedingt aussagekräftig haben 
sich Präambeln und Nachworte (6) sowie Worthäufigkeiten (7) herausgestellt. Die ge-
nannten Indikatoren können dabei auf verschiedenste Weise miteinander verknüpft 
werden.  
Begreift man die schwer systematisierbaren Daten erster Ordnung als Fundament, so 
können die systematisch vorliegenden Daten zweiter Ordnung als darauf aufbauendes 
Datengrundgerüst verstanden werden. Lücken in dieser Grundstruktur werden sodann 
weitgehend von interpretativen Daten befüllt. 
5.3.1.3 Positionsbestimmung von Parteien mittels flankierender Datenquellen 
Obwohl die Analyse von Wahlprogrammen für die Zwecke des Projekts das ertrag-
reichste Instrument zur Bestimmung von Parteipositionen darstellt, kann eine weitere 
Informationsverdichtung erreicht werden, indem flankierende Datenquellen hinzuge-
zogen werden.  
Dieser Schritt lässt sich einfach begründen: Erstens merkt Tietze (2007: 24f) an, dass 
unter Umständen die Untersuchung der Programme bei einer erschöpfenden Zielbe-
stimmung nicht hinreichend sei. Dies gilt besonders für das vergleichsweise spezielle 
Feld der Migrations- und Integrationspolitik. Zweitens kann mit zusätzlichem Material 
für theoretisch nicht vermutete Auswirkungen auf die Aufbauorganisation kontrolliert 
werden. Dies gilt insbesondere dann, wenn Parteien innerhalb der Regierungsperiode 
wesentliche Zieländerungen vornehmen. So werden die überwiegend standardisiert 
und systematisch operationalisierten Indikatoren mit punktuell und qualitativ vorlie-
genden Daten angereichert. „Allerdings“ – stellt Derlien (1982: 124) fest – „ist mit Ver-
fahren zur Gewinnung qualitativer Daten i.d.R. ein nicht-standardisiertes Erhebungs-
instrument verbunden, wodurch die Möglichkeit der quantitativen Auswertung, die in-
tersubjektive Nachvollziehbarkeit komparativer Untersuchungen“ eingeschränkt werde. 
Nachverdichtungen des Datensatzes lassen sich über sowohl über Primär- als auch über 
Sekundärquellen bewerkstelligen. Als Primärquellen werden überwiegend Medienbei-
träge über Ziele von Parteien herangezogen. Insbesondere handelt es sich dabei um 
Artikel in Tageszeitungen oder Online-Veröffentlichungen seriöser Publikationsorgane. 
Ebenso kommt Informationsmaterial aus der Öffentlichkeitsarbeit von Parteien und 
Fraktionen selbst zum Einsatz – wie beispielsweise Faltblätter, Aktionsprogramme, 
Pressemitteilungen und Publikationen von themenspezifischen Kommissionen und 
Arbeitskreisen. Nutzbare Sekundärquellen sind insbesondere wissenschaftliche Texte 
wie beispielsweise Michna (2008a und 2008b) oder Nick-Magin (2011). All diese Quellen 
können meist nur einen oder wenige Datenpunkte liefern und dann an einem bestimm-
ten Ort des Datensatzgerüsts punktuell eine oder wenige Lücken verdichten.  
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Daten aus Interviews unterscheiden sich einerseits von allen genannten Quellen, weil sie 
überwiegend gezielt zum Zwecke der Informationsgewinnung für das Projekt durchge-
führt wurden. Andererseits nehmen die Interviews eine Stellung zwischen den vorwie-
gend standardisierten Instrumenten der Textanalyse und den genannten nicht-standar-
disierten Primär- und Sekundärquellen ein. Fast ausnahmslos werden die Ziele der Par-
teien – meist allgemein, mithin aber auch gezielt zu einzelnen issues – in Interviews mit 
regierungskundigen Experten erfragt. Freilich sind hier Kontextfaktoren wie die partei-
politische Zugehörigkeit des Befragten zu berücksichtigten. Die Wahrscheinlichkeit für 
verzerrte Darstellungen seitens der Interviewten können jedoch auf ein Minimum re-
duziert werden. Die Interviewpartner werden nämlich im Vorfeld über Triangulations-
maßnahmen informiert und im Laufe des Interviews mit Aussagen anderer Inter-
viewpartner konfrontiert, sodass von abbildungstreuen Aussagen ausgegangen werden 
kann. Solche Probleme der Reaktivität und der allgemeinen Reliabilität sowie Wege, wie 
diesen Herausforderungen entgegnet werden kann, werden im Abschnitt ‚Minister und 
andere Exekutivpolitiker‘ dieses Kapitels noch näher diskutiert.  
 
5.3.2 Positionsbestimmung von Koalitionsaushandlungsgremien 
Soweit keine Partei eine Alleinregierung120 bildet, folgt als nächster Akteurstyp in der 
Delegationskette das Koalitionsaushandlungsgremium. In diesem Abschnitt wird dis-
kutiert, wie dessen Ziele gemessen werden können.  
Zunächst stellt sich die Frage, wie die Datenlage beschaffen ist und welche Informatio-
nen überhaupt gesammelt werden können. Vornehmlich Daten können erster Ordnung 
hauptsächlich aus Koalitionsvereinbarungen und Interviews gewonnen werden. Zudem 
stellen Koalitionsvereinbarungen eine ergiebige Datengrundlage zur Sammlung von In-
formationen zweiter Ordnung dar. Entsprechend bilden diese das erste Kernstück bei 
der Zielanalyse des Akteurs. Die Ziele können mittels einer Programmtextanalyse be-
stimmt werden. Die Vorgehensweise ist der Analyse von Wahlprogrammen sehr ähn-
lich, sodass es hierzu keiner tiefergehenden Ausführungen bedarf. Datenlücken werden 
zudem mit flankierendem Material aufgefüllt oder zumindest so weit wie möglich ver-
kleinert. Um Kausalbeziehungen herauszuarbeiten, wird Datenmaterial benötigt, wel-
ches die prozessanalytische Komponente der Arbeit abzudecken vermag. Hierzu wer-
den Interviews als zweites Kernstück der Zielbestimmung eine bedeutende Rolle ein-
nehmen. 
Ein kurzer Blick in die Literatur zur Koalitionsaushandlung legt schnell offen, mit wel-
chen beiden Hauptproblemen der Messung umgegangen werden muss.  
Das erste bezieht sie sich auf die Zielmessung selbst: Ziele von Koalitionsaushandlungs-
gremien sind der Öffentlichkeit nicht immer zur Gänze zugänglich. Jun (1994: 182) 
 
120 In diesem Fall entfällt regelmäßig auch das zweite Kettenglied. In seltenen Fällen geht die alleinre-
gierende Partei in Form eines Regierungsprogramms eine programmatische Selbstverpflichtung ein. 
Jene Regierungsprogramme dürfen dabei nicht mit Wahlprogrammen verwechselt werden, die biswei-
len mit ‚Regierungsprogramm‘ überschrieben sind. Grund für diese missverständliche Benennung ist, 
dass Parteien damit ihre Regierungsabsicht im Wahlkampf verstärkt kundtun wollen.   
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schreibt: „[W]eitere Festlegungen der Regierungspolitik sind in den öffentlich nicht zu-
gänglichen Protokollnotizen enthalten, in denen zumeist auch exaktere Daten zu den 
einzelnen Politikinhalten und verschiedene Schritte der Realisierung geplanter Vorha-
ben aufgezeichnet sind.“ Diese ‚weiteren Festlegungen‘ sind geheime Ziele des Akteurs, 
die nicht abgeschätzt werden können. Problematisch wären diese Ziele dann, wenn 
diese Effekte auf abhängige Variable hätten. Jene Effekte könnten dann nicht konkret 
auf den Akteur zurückgeführt werden. Im Bereich der Organisierungspolitik ist diese 
Gefahr jedoch als sehr gering einzuschätzen. Gerade weil sich Entscheidungen für je-
dermann sichtbar in der abhängigen Variable niederschlagen, macht es nur im Ausnah-
mefall121 Sinn, Informationen hierzu geheim zu halten. Regelmäßig liegen der Öffent-
lichkeit die relevanten organisationspolitischen Ziele jedoch verschriftlicht vor. Auch in 
problematischeren Politikfeldern geht man pragmatisch vor: „Da dem wissenschaftli-
chen Beobachter ein Einblick in die Verhandlungsprotokolle in der Regel verwehrt wird, 
muß er sich in seiner Analyse auf die offiziellen Koalitionsvereinbarungen beziehen, 
was insofern kein erheblicher Mangel ist, da alle wesentlichen Ziele und Konzeptionen 
der Politik der Koalitionspartner aus diesen herauszulesen sind.“ Jun (1994: 182). Koa-
litionsvereinbarungen122 als Hauptquelle von Zielen des Akteurs (vgl. Tietze 2007: 22) 
haben die wesentlichen Texteigenschaften mit Wahlprogrammen gemein. Die Operati-
onalisierung kann hinsichtlich der Textanalyse also genau nach demselben Muster 
durchgeführt werden. Entsprechend wird das Datenblatt der Übersichtstabelle (Abbil-
dung 5.9) für Ausprägungen der Hauptindikatoren um die Koalitionsvereinbarung (mit 
dicker Umrandung hervorgehoben) erweitert.  
 
Abbildung 5.9: Datenblatt zur Gesamtübersicht der Indikatoren aus der Programmtextanalyse der Koali-
tionspartner und des Koalitionsaushandlungsgremiums 
 
Eigene Darstellung. 
 
 
 
 
121 Eine solche Ausnahme könnte hypothetisch eintreten, wenn gezielt nicht bekannt werden soll, ob 
das Aushandlungsgremium oder ein anderer Akteur entschieden hat. Im unwahrscheinlichen Einzel-
fall, dass diesbezüglich eine Datensatzlücke entstünde, ließe sich deren Schließung sehr mühsam – bei-
spielsweise mittels Informationsschnipsel aus Interviews oder vertraulichen Textdokumenten – bewerk-
stelligen. 
122 Die Begriffe ‚Koalitionsvereinbarung‘ und ‚Koalitionsvertrag‘ können synonym verwendet werden, 
obwohl man aus begrifflicher Perspektive wohl annehmen könnte, dass ein ‚Vertrag‘ höhere Bindung 
erzeugt als eine ‚Vereinbarung‘. 
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Ergänzt wird die Zielmessung um Informationen aus den üblichen flankierenden Da-
tenquellen. Vornehmlich sind dies Interviews, Reden, Medienbeiträge und wissen-
schaftliche Texte. Wenn es an späterer Stelle um die Operationalisierung der Ziele des 
Ministerpräsidenten geht, muss diskutiert werden, inwieweit Regierungserklärungen 
des Ministerpräsidenten Ausfluss der Positionierung dieses Gremiums ist.  
Über den bloßen Zusammenhangstest hinaus stellt sich die Frage, inwieweit Kausalität 
so engmaschig und nachvollziehbar wie möglich herausgearbeitet werden kann. Dort 
tritt das zweite Messproblem auf. Es bezieht sich weniger auf die Ziele des Aushand-
lungsgremiums als vielmehr auf den Weg dorthin in der Delegationsbeziehung zwi-
schen Parteien und Aushandlungsgremium. “It is relatively easy”, schreiben Müller und 
Strøm (2000: 13), “to report the external parameters of the bargaining process (e.g. its 
duration), as well as its result in partisan composition and portfolio allocation. It is much 
more difficult to establish the exact route by which the parties arrived at this destination.” 
Diese Black-Box wird in der Forschung kaum angetastet, weil diese informellen und 
kaum dokumentierten Vorgänge sehr schwer nachvollziehbar sind. Um einigen Aus-
handlungsprozessen dennoch auf die Spur zu kommen, werden vornehmlich Daten aus 
Befragungen gesammelt. Dabei konnte teilweise auf Informationen aus erster Hand zu-
rückgegriffen werden: Insgesamt sechs Befragte waren unmittelbar oder mittelbar am 
Aushandlungsprozess beteiligt. Von allen sechs Personen liegen Aussagen zum Ablauf 
der Verhandlungen vor – wenn auch in unterschiedlicher Detailschärfe. Zahlreiche wei-
tere Befragte konnten gesicherte Angaben aus zweiter Hand machen. 
Neben den Interviews werden weitere Informationsquellen genutzt, die vornehmlich 
aus einzelnen Datenschnipseln bestehen. Lediglich die grobe Abschätzung des Macht-
verhältnisses zwischen den beteiligten Akteuren im Koalitionsaushandlungsgremium 
erlaubt die Verwendung systematisch gewonnener, quantitativer Werte. Der diesbezüg-
liche Indikator stützt sich auf die Parteien123 mit Koalitionsabsicht. Ihre Verhandlungs-
macht (vgl. Gamson 1961) wird in der Koalitionsforschung regelmäßig über den Sitzan-
teil eines Akteurs im Parlament (vgl. insb. im Bereich ‚portfolio allocation‘: Brown und 
Franklin 1973, Warwick und Druckman 2001 und 2006) bestimmt. Diese Sitzanteile 
werden jeweils ins Verhältnis zu den anderen Parteien im Gremium gesetzt. Je größer 
dieser Anteil, desto mehr Einfluss wird dem Akteur zugeschrieben. Da sich die Werte 
auf die allgemeine Verhandlungsmacht und nicht auf das konkrete Feld der Migrations- 
und Integrationspolitik richten, muss jeweils im konkreten Einzelfall geprüft werden, 
ob diese Daten nützlich für die Erklärung sind.  
 
123 Laut Jun (1994: 15) würden in der Koalitionsaushandlung auch personenbezogene Faktoren eine 
Rolle spielen: Welche Netzwerke zwischen- und innerparteilicher Art gibt es zwischen den teilnehmen-
den Personen? Und: Welche Führungspersönlichkeiten haben welchen Einfluss und welche Ziele? Auf 
diese Fragen wird im Rahmen dieses Projekts nicht näher eingegangen. Eine nähere Begründung 
hierzu findet sich im theoretischen Teil im Abschnitt zu Kollektivakteuren. Liegen Informationen über 
wesentliche Einflussnahme von Teilakteuren des Gremiums vor, fließen Sie an entsprechender Stelle 
ein. Ähnlich geht auch Jun selbst vor: „Sofern informelle Netzwerke und Machtgruppen im Prozeß der 
Koalitionsentscheidung und –bildung erkennbar eine Rolle spielen, werden sie in den Einzelstudien im 
fünften Kapitel jeweils Berücksichtigung erfahren, insonderheit wenn sie eine Erklärung für spezifische 
politische Prozesse und Strukturen liefern.“ (ebd.). 
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5.3.3 Positionsbestimmung von Ministerpräsidenten und deren Stellvertretern 
In diesem Abschnitt wird die Positionsbestimmung von Ministerpräsidenten und deren 
Stellvertretern operationalisiert.  
Die Positionsbestimmung erfolgt für diesen Akteurstyp jeweils getrennt in der Rolle des 
Prinzipals und in der Rolle des Agenten. Ist der Ministerpräsident in einer Delegations-
situation hingegen Agent gegenüber dem Koalitionsaushandlungsgremium, müssen 
seine Ziele analytisch von seinem Prinzipal abgegrenzt werden. Somit muss also auch 
eine isolierte Bestimmung seiner individuellen Ziele erfolgen. Tritt das Landesober-
haupt oder sein Stellvertreter in der Rolle des Prinzipals gegenüber den Ministern auf, 
verschmelzen in dieser Eigenschaft seine eigenen Ziele mit denen aller vorangegange-
nen Prinzipale. Er muss dabei in dieser Rolle bei seiner Zielformulierung alle vorherge-
henden Vorfestlegungen in der Delegationskette – insb. die des Koalitionsaushand-
lungsgremiums – berücksichtigen.  
Hinsichtlich der Messung ist die Frage, welche Datentypen herangezogen werden. 
Wenngleich Zieläußerungen des Akteurs in der Öffentlichkeit, die Berichterstattung 
der Medien oder Sekundärtexte flankierend zur Analyse herangezogen werden, stehen 
drei andere Datentypen im Fokus. Erstens sind dies Regierungserklärungen (vgl. ähnlich 
Czerwick 2010), zweitens Befragungen und drittens biographische Daten der Akteure. 
Für jeden Datentyp bedarf es wiederum einer passenden Operationalisierungsstrategie. 
Die Ziele der Stellvertreter werden ähnlich denen des Ministerpräsidenten bestimmt.  
5.3.3.1 Redebeiträge und Medienberichterstattung 
Kollektivakteure tragen ihre Zielvorstellungen in der Regel nur nach Beschluss und/o-
der am Ende von internen Aushandlungsprozeduren nach außen. Im Vergleich sind 
deshalb Zieläußerungen von Kollektivakteuren seltener und liegen meist systemati-
scher vor als die von Einzelakteuren. Einzelakteure können sich hingegen jederzeit und 
überall äußern. Dementsprechend ist auch die Fülle an möglichen Datenquellen zur 
Positionsbestimmung von Einzelakteuren sehr viel breiter. Zur Zielbestimmung von 
Einzelakteuren könnten deshalb jegliche Redebeiträge und Äußerungen in der Öffent-
lichkeit oder jegliche Berichterstattung zur Person in den Medien relevant sein.  
Da sich Ministerpräsidenten im Regelfall zu einer großen Bandbreite an Themen äu-
ßern, ist der Ertrag einer engmaschigen Durchforstung von Rede- oder Medienbeiträ-
gen im Verhältnis zum Aufwand unverhältnismäßig gering. Zudem ist die Erschei-
nungsform derartiger Daten höchst heterogen. Eine systematische Nutzung dieser 
Quellen zur Feststellung der Aufmerksamkeit oder Richtung von Zielen ist aufgrund 
der mangelnden Vergleichbarkeit untereinander schwierig. Redebeiträge und insbeson-
dere Medienberichterstattung werden deshalb dann als Datenquellen herangezogen, 
wenn sie ein bestimmtes Maß an öffentlicher Wirkung entfalten konnten124 und gleich-
zeitig deutliche Hinweise auf die Zielaufmerksamkeit und -richtung des Akteurs bei-
steuern.  
124 Im Hinblick auf Medienberichterstattung wird dies Beiträgen unterstellt, die in Zeitungen oder Zeit-
schriften mit regionaler oder überregionaler Leserschaft abgedruckt wurden. Beispiele für überregionale 
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5.3.3.2 Regierungserklärungen 
Eine Sonderform der Zieläußerung von Ministerpräsidenten ist die Regierungserklä-
rung. Jene Redebeiträge des Ministerpräsidenten liegen zu einem gewissen Grad in sys-
tematischer Weise vor. Mindestens einmal pro Regierungsperiode – nämlich an deren 
Beginn – stellt das Landesoberhaupt die Grundzüge seiner Regierungspolitik vor. Der 
Ministerpräsident kann je nach Belieben mehrmals und/oder themenspezifisch Regie-
rungserklärungen abgeben (von Beyme 2001: 94f).  
Hinsichtlich der Eignung dieser Datenquelle zur Zielbestimmung stellen sich zwei Fra-
gen. Erstens: Inwieweit spiegelt sich die Position des Ministerpräsidenten in seiner Re-
gierungserklärung wider? Und zweitens: Wie können relevante Daten aus Regierungs-
erklärungen gewonnen werden?  
Die erste Frage ist umstritten. Zwar wurde im theoretischen Teil bereits dargelegt, dass 
der Ministerpräsident in nicht unerheblichen Umfang von seiner Richtlinienkompe-
tenz Gebrauch machen kann; im Hinblick auf die Operationalisierung der Ziele des 
Ministerpräsidenten ist aber fraglich, ob sich diese in der Regierungserklärung nieder-
schlagen. Empirische Einzelfälle und der Grundtenor aus den geführten Interviews be-
jahen dies. Ein Beispiel aus der Sekundärliteratur in Bezug auf die Bundesebene macht 
dies deutlich: „Der vom Deutschen Bundestag neu gewählte Bundeskanzler Kohl kün-
digte in seiner ersten Regierungserklärung am 13. Oktober 1982 ein Dringlichkeitspro-
gramm mit vier Schwerpunkten an. Einer davon war die Ausländerpolitik, die bis dahin 
keine solche hervorgehobene Bedeutung erfahren hatte.“ (Michna 2008a: 104). Kohl 
räumte der Ausländerpolitik einen hohen Stellenwert in der Regierungserklärung ein. 
Diese besondere Hervorhebung hätte in einer Koalitionsvereinbarung sicher nicht im 
selben Ausmaß stattfinden können. So gesehen böten Regierungserklärungen die Mög-
lichkeit der besonderen Akzentuierung (Scharpf 1974: 63, von Beyme 2001: 93) und 
seien Ausdruck ausgeübter Richtlinienkompetenz (Schneider 2001: 51).  
Andererseits gibt es zahlreiche Hinweise darauf, dass auch die Akzentuierung und 
Schwerpunktbildung von den Regierungsfraktionen mit beeinflusst ist. Böhret (1983: 
54) schreibt in Bezug auf die Bundesebene: „Schließlich sind die Abstimmungen mit
dem Koalitionspartner von großer Bedeutung. Die Regierungserklärung wird oft zum 
‚Ersatz-Koalitionsvertrag‘.“ Dies wird besonders im Rahmen einer Untersuchung von 
Hofferbert, Klingemann und Volkens (1992: 387) auf Bundesebene deutlich. Regie-
rungserklärungen waren dort für die frühen Jahre der Bundesrepublik mangels Koaliti-
onsverträgen das einzig verfügbare Dokument infolge der Koalitionsbildung. Dement-
sprechend beschreiben die Autoren Regierungserklärungen als „das von der Koalition 
gemeinsam formulierte programmatische Dokument.“ Dies würde bedeuten, dass Re-
gierungserklärungen weniger die Positionen des Ministerpräsidenten, sondern eher die 
Zeitungen sind die ‚Frankfurter Allgemeine‘ FAZ, die ‚Tageszeitung‘ TAZ, die ‚Süddeutsche‘ oder etwa 
die ‚Welt‘. Als überregionale Zeitschriften gelten gemeinhin der ‚Focus‘ und der ‚Spiegel‘. Auch in den 
einzelnen Bundesländern gibt es Tageszeitungen mit landesweiter Wirkung wie etwa die ‚Hannover-
sche Allgemeine‘ HAZ oder das ‚Hamburger Abendblatt‘ in Niedersachsen. 
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Entscheidung des Ministerpräsidenten im Rahmen der vorhergehenden Delegations-
entscheidungen des Koalitionsaushandlungsgremiums misst.  
Daraus kann man schließen, dass Regierungserklärungen nicht zur Zielmessung für 
den Ministerpräsidenten als Agent, wohl aber zur Zielmessung für den Ministerpräsi-
denten als Prinzipal eingesetzt werden können.   
Auf Grundlage dieser Erwägung erfolgt die Datengewinnung entlang zweier unter-
schiedlicher Strategien. Die erste: Aus dem Pool aller Regierungserklärungen des Minis-
terpräsidenten werden die jeweils ersten zur systematischen Datenanalyse genutzt. In 
diesen Hauptregierungserklärungen legt der Ministerpräsident als Prinzipal die Ziele 
seiner Amtszeit fest.  
Die Regierungsperiode deckt sich dabei nicht immer mit der Amtszeit des Ministerprä-
sidenten. Wechselt dieser während der Regierungsperiode, ohne dass es zu Neuwahlen 
kommt, so bleiben in der Regel dabei die Entscheidungen des Aushandlungsgremiums 
auch für seinen Nachfolger gültig. Alle so identifizierten und verfügbaren Regierungs-
erklärungen können sodann nach migrations- und integrationspolitischen Inhalten aus-
gewertet werden.  
Daten erster Ordnung und bestimmte Daten zweiter Ordnung werden mit den üblichen 
Instrumenten der Textanalyse, die bereits bei der Analyse von Wahlprogrammen und 
Koalitionsvereinbarungen zum Einsatz kamen, generiert. Dies gilt insbesondere für die 
Streuung und die horizontale Verortung von Beobachtungen. Lediglich die Messung 
der vertikalen Verortung ist nicht so ohne weiteres übertragbar. Eine anteilsmäßige 
Schätzung ist nämlich nur dann sinnvoll, wenn davon ausgegangen werden kann, dass 
ein Text in groben Zügen den Gesamtkanon aller Ziele eines Akteurs widerspiegelt. In 
Regierungserklärungen hat der Ministerpräsident allerdings die Möglichkeit, starke 
Schwerpunktsetzung zu betreiben und gleichzeitig verschiedene andere Punkte wegzu-
lassen. Zudem sind Reden meist nicht sehr tief hierarchisch gegliedert, sondern flach 
strukturiert und in Sinnabschnitte aufgeteilt. Dies würde eine gliederungshierarchische 
Messung erschweren. Die Aufmerksamkeit in diesen Dokumenten kann deshalb nur 
außerhalb formal-vergleichender Instrumente grob abgeschätzt werden. 
Die zweite Strategie bezieht sich auf alle anderen verfügbaren Regierungserklärungen 
von Ministerpräsidenten. Hieraus werden vornehmlich Daten erster Ordnung gewon-
nen. Setzen sich Regierungserklärungen gezielt, schwerpunktmäßig und nahezu aus-
schließlich mit Themen der ‚Migration und Integration‘ auseinander, so wird von einer 
hohen Aufmerksamkeit des Akteurs gegenüber dem Feld ausgegangen.  
Im diesem Abschnitt wurde dargestellt, warum Regierungserklärungen die Position des 
Ministerpräsidenten unter Berücksichtigung der Summe aller Vorfestlegungen voran-
gegangener Prinzipale wiedergeben. Diese Daten werden in Sequenz 3 gebraucht. Dort 
tritt der Ministerpräsident als Prinzipal auf.  
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5.3.3.3 Befragungen und biographische Analyse 
Bis hierher wurde noch keine Datenquelle erschlossen, die isoliert Ziele des Minister-
präsidenten als Agenten misst. Hierzu eignen sich zwei Datentypen besonders gut.  
Die erste Möglichkeit zur Gewinnung von Daten vornehmlich erster Ordnung besteht 
mittels Befragung. Unter den Befragten des Primärquellendatensatzes befinden sich ein 
ehemaliger Ministerpräsident und zwei ehemalige Stellvertreter. Nahezu alle Exekutiv-
politiker und Spitzenbeamte konnten zudem zuverlässige Angaben zu den Zielen der 
Ministerpräsidenten machen.  
Mit der Abschätzung von Zielen über biographische Analysen erschließt sich eine 
zweite Möglichkeit zur Datengewinnung. Idee dabei ist, dass Lebensläufe einen erheb-
lichen Einfluss auf die Aufmerksamkeit und Richtung der Ziele eines Individualakteurs 
haben können (vgl. z.B. Bentzner 2010: 333f insb. FN 13f). So liefern beispielsweise 
Mitgliedschaften in bestimmten Vereinen und Organisationen Hinweise. Ist die be-
trachtete Person Mitglied oder bekleidet Ämter in Migrantenorganisationen (Überblick 
hierzu vgl. Thränhardt 2013), ist von einer bestimmten Grundaufmerksamkeit des Mi-
nisterpräsidenten gegenüber Themen des Politikfelds auszugehen. Ebenso wird diese 
vertikale Dimension der Aufmerksamkeit mittels soziostruktureller Merkmale, dem so-
zialen oder familiären Umfeld sowie der Mitgliedschaft in einschlägigen politischen 
Gremien und Arbeitskreisen und vorpolitischen Verbänden und Organisationen abge-
schätzt. Im Zuge dessen kann die horizontale Dimension abgeschätzt werden. Ist die 
Person beispielsweise beruflich im Bildungsbereich als Lehrkraft tätig gewesen, ist ihr 
wahrscheinlich der Themenkomplex im Zusammenhang mit Bildungschancen von 
Menschen mit Migrationshintergrund stärker gegenwärtig. Hingegen kommen Polizis-
tinnen oder Polizisten mithin über fremdenfeindliche Gewalttaten oder kriminelle 
Handlungen von Menschen mit Migrationshintergrund in Berührung.  
Obwohl das Material reichhaltige Möglichkeiten zur Gewinnung von Datenpunkten 
zweiter Ordnung bietet, können auch diese Informationen aufgrund ihres indirekten 
Charakters nur als flankierendes Hilfsmittel eingesetzt werden. Zwar ist es beispiels-
weise hochwahrscheinlich, dass bei Personen mit Migrationshintergrund eine wie auch 
immer gestaltete Sensibilisierung für das Thema stattgefunden hat; trotzdem besteht 
die Möglichkeit, dass das Interesse am Politikfeld oder eines seiner Teilbereiche in den 
Hintergrund gerückt ist (zur Diskussion vgl. z.B. Wüst 2013: 217, Polat 2015: 1f). Den 
deutlichsten Zusammenhang kann man im Bereich der Aussiedlerpolitik festzustellen. 
Hier ist einerseits soziostrukturelle Zugehörigkeit zur Gruppe der Aussiedler samt ent-
sprechender kultureller Zugehörigkeit eng mit politischer Aufmerksamkeit andererseits 
verbunden (vgl. Lee 1999). Um der Gefahr zu entgehen, aus biographischen Daten will-
kürlich passende ad-hoc-Erklärungen für Ereignisse zu entnehmen, wurden bei der Da-
tengewinnung zwei standardisierende Strategien verfolgt. Die erste betrifft die Auswahl 
der Datengrundlage. Als systematisch vorliegende und einheitlich gestaltete Quellen zu 
biographischen Daten wurden Lebensläufe aus dem Munzinger-Archiv (ähnlich vgl. 
Fleischer und Seyfried 2015: 508, Bentzner 2010: 333) verwendet.  
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Waren Ministerpräsidenten zu der Zeit oder im zeitnahen Vorfeld Mitglieder eines Lan-
des- oder Bundesparlaments, wurden biographische Daten flankierend aus den Volks-
handbüchern der Parlamente gesammelt. Zweitens wurden einheitliche Merkmalskrite-
rien zur Datenentnahme festgelegt und – sofern verfügbar – Daten dazu gesammelt. 
Diese betreffen insbesondere die Feststellung des Migrationshintergrunds, die berufli-
che Tätigkeit im Lebenslauf, das soziale Engagement und politisch Funktionen, Auffäl-
ligkeiten und Projekte vor deren Zeit als Ministerpräsident oder als Ministerpräsiden-
tenstellvertreter. Die ermittelten Merkmale aus den Lebensläufen sind in Abbildung 
5.10 angeführt.  
Abbildung 5.10: Systematische Kriterien zur Zielabschätzung von Einzelakteuren 
Systematische Kriterien zur Zielabschätzung von Einzelakteuren 
Bereich Merkmal Skala Bsp. Ausprägung 
soziostrukturelle 
Merkmale 
Geburtsort nominal Paris, Rom … 
Geburtsort der Eltern 
nominal 
Mutter: Paris, …      
Vater: Bonn, Marseille 
… 
Geburtsort des Partners nominal Paris, Rom … 
biographische Sta-
tionen 
langjährige dauerhafte Aus-
landsaufenthalte 
Ort: nominal / 
Zeit: kardinal 
20 Jahre arbeitstätig in 
den USA, 15 Jahre in 
Südafrika lebend, … 
Affiliation zu Ver-
bänden und Orga-
nisationen des Be-
reichs 'Migration 
und Integration' 
Migrantenselbstorganisatio-
nen 
Organisation: 
nominal / An-
zahl kardinal 
AGABY, Spanische 
Migranten in München 
e.V.
Migrantenhilfsorganisatio-
nen 
Organisation: 
nominal / An-
zahl kardinal 
Bayr. Flüchtlingsrat 
Kultur- und Religionsge-
meinschaften 
Organisation: 
nominal / An-
zahl kardinal 
Deutsch-syrischer Kul-
turverein, Glaubensge-
meinschaft syrischer Je-
siden in Deutschland 
Affiliation zu Ver-
bänden und Orga-
nisationen quer-
liegender Bereiche 
Partei nominal 
SPD, Grüne, CDU, 
FDP, CSU 
Sozialverbände, Sozialstif-
tungen, Kirchen 
Organisation: 
nominal / An-
zahl kardinal 
Caritas, Arbeiterwohl-
fahrt 
Beruf 
Organisationen des Bil-
dungsbereichs 
dichotom 1 (Lehrer) 
Organisationen der Inneren 
Sicherheit 
dichotom 1 (Polizistin) 
Eigene Darstellung. 
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5.3.3.4 Einordnung der gewonnenen Daten 
Die gewonnen Datenpunkte messen erstens die Ziele des Ministerpräsidenten in zwei 
verschiedenen Rollen, beziehen sich zweitens auf zwei unterschiedliche aber eng ver-
wandte Akteurstypen und speisen sich drittens aus verschiedenen Datenquellen.  
Erstens ist es wichtig, dass die Zielbestimmung des Ministerpräsidenten jeweils getrennt 
nach der Rolle des Prinzipals und des Agenten erfolgt. Dazu werden einerseits Regie-
rungserklärungen für erstere Rolle und andererseits vornehmlich Interviews sowie bio-
graphische Daten herangezogen.  
Zweitens können zur Positionsbestimmung des Stellvertreters alle Datentypen bis auf 
die Regierungserklärungen verwendet werden. Zwar können auch Stellvertreter Regie-
rungserklärungen abgeben; diese beziehen sich dann aber regelmäßig und überwie-
gend auf die Geschäftsbereiche der parteieigenen Ministerien oder direkt auf das vom 
Stellvertreter geführte Ressort125. Trotzdem wird von Fall zu Fall geprüft, ob und wem 
gegenüber der Stellvertreter in der jeweiligen Situation als Prinzipal auftritt.  
Drittens dienen Interviews vornehmlich der Ermittlung von Daten erster Ordnung, wäh-
rend aus Lebensläufen ausschließlich Daten zweiter Ordnung gewonnen werden kön-
nen. Die Erklärungskraft letzterer ist aufgrund ihres indirekten Charakters begrenzt. 
Biographische Daten werden deshalb nur flankierend eingesetzt. Bei Regierungserklä-
rungen kommt es im Hinblick auf die Güte der Daten auf den Typ an: Handelt es sich 
um die initiale und grundlegende Erklärung am Anfang der Amtszeit des Ministerprä-
sidenten, können auch Daten zweiter Ordnung abgeschätzt werden. Wenn nicht, sind 
regelmäßig nur Daten erster Ordnung brauchbar. 
5.3.4 Positionsbestimmung von Ministern und weiteren Politikern 
In diesem Abschnitt wird die Operationalisierung der Zielbestimmung von Ministern 
zusammengefasst. Diese muss zudem für einige weitere Politiker stattfinden, welche 
im Bereich der Ministerialverwaltung oder im parlamentarischen Bereich des Politik-
felds Verantwortung tragen und trugen. Zu letzterer Gruppe gehören vor allem parla-
mentarische Staatssekretäre und Beauftragte, aber auch Parlamentsausschussvorsit-
zende oder Sprecher im Bereich der Migrations- und Integrationspolitik. Parlamentari-
sche Staatssekretäre sind dem Minister in der Delegationskette regelmäßig nachgeord-
net. Sie spielen vor allem dann eine Rolle in der Delegationskette, wenn diesen vom 
Minister Organisationsgewalt für einen Teilbereich des Ressorts übertragen wird. Dies 
ist wiederum nur in Ausnahmen der Fall. Beauftragte sind dem Minister in der Regel 
bei- oder nachgeordnet; mithin treten Minister und Beauftragte in Personalunion auf.  
Die Ziele all dieser Politiker lassen sich unabhängig von ihrem Standort in der Delega-
tionskette mit denselben Instrumenten operationalisieren. Wie schon beim Minister-
125 Im Untersuchungszeitraum trat nur einmal ein Stellvertreter mit einer Antrittserklärung an die Mik-
rophone des Landtags: Christian Wulff war im Februar 2008 aufgrund schwerer Krankheit entschuldigt, 
sodass sein Stellvertreter Walter Hirche die Abgabe der Regierungserklärung übernahm.  
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präsidenten steht eine breite Auswahl an Datenquellen für die Zielbestimmung zur Ver-
fügung. Das zugrundliegende Datenmaterial fußt schwerpunktmäßig auf Befragungs-
daten. Daneben kommen vor allem biographische Analysedaten zum Einsatz.  
5.3.4.1 Befragungen 
Daten aus Befragungen fließen bei der Positionsbestimmung aller Akteurstypen ein. 
Bei Ministern und anderen Exekutivpolitikern stellen sie jedoch den zentralen Informa-
tionslieferanten dar. Aufgrund dessen erscheint es angebracht, an dieser Stelle auf jenes 
Messinstrument etwas genauer einzugehen.  
Nachfolgend werden zunächst Fallstricke und Chancen erkundet, die bei dieser Art der 
projektbezogenen Datengewinnung auftauchen können. Darauf gründend wird darge-
stellt, wie eine maximale Abschöpfung von Daten bei gleichzeitig hoher Güte des Mate-
rials sichergestellt werden kann. Im Zuge dessen wird beantwortet, wer warum wozu 
und auf welche Weise befragt wurde.  
Einige wichtige Hinweise dazu kann ein informationsreicher Erfahrungsbericht von 
Aberbach und Rockman (2002) geben. Die beiden Forscher interviewten zahlreiche 
hochrangige Exekutivpolitiker und Spitzenbeamte zu deren Problemdefinitionen und 
zugehörigen Lösungsansätzen im politischen Raum (vgl. u.a. Aberbach, Putnam und 
Rockman 1981 oder Aberbach und Rockman 2000). Ebenso müssen einige wichtige all-
gemeine (Übersicht bei Diekmann 2008: 434-531) und Exekutiveliten-bezogene (vgl. 
z.B. Derlien 1982) Probleme der Güte bei qualitativen Befragungen thematisiert werden.
Ein kleiner Teil des Befragungsmaterials wurde aus verwandten Forschungsprojekten 
gewonnen (insb. Nick-Magin 2011, teilw. Musch 2011). Beim Rückgriff auf Sekundär-
daten hat man freilich wenig Einfluss auf die Güte der Messung. Gleichwohl die Inter-
views jeweils abweichende Ziele verfolgten, war die Extraktion einiger Daten erster Ord-
nung möglich.  
Die eigentliche Stärke von Befragungsdaten entfaltet sich aber erst dann, wenn sie als 
Primärdaten gezielt für die Zwecke des Forschungsvorhabens erhoben werden: Bei ge-
zielt gestellten Fragen kann dann das interessierende Konstrukt direkt gemessen wer-
den (vgl. Bräuninger und Debus 2012: 35).  
Allerdings besteht die Gefahr, dass Befragte nicht immer ihre ‚wahren‘ eigenen Ziele 
und Ziele anderer Akteure preisgeben (vgl. ebd.). Zu diesem Verhalten gibt es verschie-
dene Anreize. Beispielsweise könnte der Befragte beim Interviewenden mittels er-
wünschtem Antwortverhalten eine wohlgesonnene Einstellung erzeugen wollen. Insbe-
sondere bei der Selbsteinschätzung der Befragten hinsichtlich ihrer Aufmerksamkeit 
gegenüber dem Politikfeld wird deshalb auf Spiegelbilderhebungen (Derlien 1982: 127) 
und andere Maßnahmen der Triangulation (Flick 2004) zurückgegriffen. Dazu wird die 
Eigeneinschätzung der Ziele mit korrespondierenden Daten aus mindestens zwei wei-
teren Quellen abgeglichen. Nur in sehr seltenen Fällen ist dies aufgrund von Datenman-
gel nicht möglich. Um eine maximale Anzahl an Fremdeinschätzungen zu erreichen, 
wurden alle Befragten sämtlicher Akteurstypen gebeten, die Ziele aller Akteure in ihrem 
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Bundesland anzugeben oder zumindest abzuschätzen. Die Befragten wurden im Vor-
feld über diese Triangulationsmaßnahmen informiert. Den Interviewpartnern war so-
mit klar, dass ihre Aussagen mit anderen wohlinformierten Datenquellen abgeglichen 
würden. Anreize zu verzerrenden Aussagen waren deshalb auf ein Minimum reduziert. 
Begünstigend für die Validität wirkt, dass Informationen weitestgehend nicht politisch 
brisant, vertraulich oder aus anderen Gründen geheimhaltungswürdig sind. Im Analy-
seprozess wird sich dann auch herausstellen, dass die Befragten – bis auf eine erwar-
tungsgemäße, systematisch leichte Überschätzung der eigenen Salienz – keine größe-
ren Unternehmungen machen, sich selbst wesentlich besser oder andere schlechter zu 
stellen. Akteurs- und parteiübergreifend werden sich die Angaben der Befragten weit-
gehend decken. Nicht selten werden sogar Anklänge reflektierter Selbstkritik in der 
Rückschau auf frühere Entscheidungen und Ziele feststellbar sein.  
Neben der Triangulation wird eine weitere Maßnahme zur Erfüllung der Gütekriterien 
durchgeführt: Zur Nachvollziehbarkeit für Prüfer des Materials werden alle Interviews 
dokumentiert. Bis auf eine schriftliche Befragung werden alle selbstgeführten Inter-
views mit Spitzenpolitikern mündlich stattfinden und auf Tonband (vgl. dazu Derlien 
1982: 127) aufgezeichnet. Anschließend werden die Aufzeichnungen im Wortlaut 
transkribiert. Ins Wortlautprotokoll finden dabei auch relevante Gestik und Mimik der 
Befragten Eingang (vgl. dazu Dittmar 2009: 53).  
Ein Kriterium bei der Auswahl wohlinformierter Interviewpartner ist die Verweildauer 
in verantwortungsvollen und maßgeblichen Positionen des Bereichs. Mit steigender 
Verweildauer wird stetig steigende Informationsgüte, -dichte und –fülle angenommen. 
Zudem achtet man darauf, die relevante Bandbreite der Parteifärbungen und vermute-
ten Positionsvarianz (vgl. dazu Derlien 1982: 127) abzubilden. 
Nachdem eine Auswahl der befragten Personen getroffen und die Rahmenbedingungen 
der Befragungen gesetzt wurden, stellt sich nun die Frage nach der Vorgehensweise in 
Interviewsituationen: Welche Informationen lassen sich wie ermitteln? Und zweitens: 
Wie ist der Ablauf der Befragungssituation ausgestaltet?  
Erstens: Daten erster Ordnung sind direkte Angaben des Befragten zu Ansiedlungszie-
len oder Zielen, die hochwahrscheinlich zu bestimmten Ansiedlungsarrangements füh-
ren. Daten zweiter Ordnung werden mittels Angaben zur horizontalen und vertikalen 
Verortung sowie zur Streuung der Migrations- und Integrationspolitik gewonnen. Die 
vertikale Verortung ist aufgrund der strukturell leicht überbewerteten Salienz unter den 
Befragten nur bedingt abschätzbar. Anders ist dies bei der horizontalen Verortung. Hier 
wurde gefragt, in welchen politikfeld- und aufgabenmäßigen Zusammenhängen die 
Personen Migrations- und Integrationspolitik oder deren Teilbereiche sehen. Dabei 
wurde ihnen vorgeschlagen, eine Rangliste von querliegenden Politikfeldern mit abneh-
mender Nähe zur Migrations- und Integrationspolitik zu erstellen. Nahezu immer 
wurde dabei der Querschnittscharakter des Felds erwähnt. Wie stark dieser jedoch be-
tont wurde, variierte je nach Interviewpartner und war von unterschiedlich strikten Vor-
stellungen begleitet, wie diese umgesetzt werden sollte. Beides wurde als Indikator für 
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die bevorzugte Streuung im Gesamtbild verwendet. Trotz des angesprochenen Quer-
schnittscharakters schälte sich jedoch eine deutliche Abstufung zwischen den Feldern 
heraus. Abgeschlagen landeten die Landwirtschafts- und die Umweltpolitik regelmäßig 
auf den letzten Rängen.  
Zweitens: Die Güte und Fülle von brauchbarer Information hängt wesentlich von der 
Ausgestaltung der Interviewsituation ab. Mit offenen126 Fragen und eines halbstandar-
disierten Ablaufs wird bei diesem Messinstrument von der bisher verfolgten Operatio-
nalisierungsstrategie abgewichen. Diese Strategie ist weitgehend von der Standardisie-
rung von Messinstrumenten geprägt. Es lassen sich jedoch gute Gründe für die Abwei-
chung finden. Der Hauptgrund liegt darin, dass das Informationspotential damit um 
ein Vielfaches steigt (ausführlicher diskutiert bei Klein 2013: insb. 65-69). Bisher vorge-
stellte Instrumente stützten sich auf bereits vorliegende Quellen. Der Informationsge-
halt war dadurch nicht beeinflussbar. Befragungen werden jedoch gezielt zum Zwecke 
des Forschungsprojekts durchgeführt. Aberbach und Rockman (2002: 674) bemerken 
dazu: „[S]ometimes someone does something that is not the ideal (in this case vary the 
order of questions) because the less than ideal approach is better than the alternative (in 
this case a clumsy flow of conversation that will inhibit in-depth ruminations on the 
issues of interest”. Dieselben weisen darauf hin, dass es sich bei Exekutivpolitikern – 
wie auch bei Spitzenbeamten – regelmäßig um hochgebildete, erfahrene und hochin-
formierte Personen handele. Diese ließen sich nicht auf ein stupides ‚Ja-Nein‘-Antwort-
spiel oder ein nicht-responsives Abarbeiten vorformulierter Fragen ein. Ebenso könne 
das Reflexionsvermögen der Befragten genutzt werden. Potentiell nicht bedachte und 
nicht erfragte, aber relevante Gegebenheiten könnten so erforscht werden (ebd.). Die 
Vorgehensweise ist außerdem für die prozessanalytische Komponente des Forschungs-
projekts sehr hilfreich. Prozesse können mit tiefgehenden Ausführungen detaillierter 
nachgezeichnet werden. Zudem wird den Befragten Raum für ihre Argumentation ein-
geräumt. Die Befragten haben zusätzlich die Möglichkeit, Einsicht in die transkribierten 
Wortlautprotokolle zu nehmen und bei Bedarf Veränderungen vorzunehmen (ähnlich 
Klein 2013: 69) – sei es, um Missverständnisse auszuräumen, brisante Informationen 
zu entfernen oder um den Text mit weiteren Informationen anzureichern. Letztere Va-
riante wurde besonders häufig gewählt. Schließlich hat sich herausgestellt, dass nicht 
zuletzt aufgrund dieser Kombination von offenem Ablauf und Möglichkeit zur nach-
träglichen Veränderung am Text die Bereitschaft der Interviewpartner, ihre Antworten 
für eine Veröffentlichung freizugeben, sehr hoch ausgefallen ist.  
Es werden also umfangreiche Maßnahmen zur Sicherstellung der Güte und der maxi-
malen Abschöpfung von Daten ergriffen. Darunter fallen insbesondere eine bewusste 
Auswahl wohlinformierter Interviewpartner und die Triangulation von Aussagen. Des 
Weiteren wird in den jeweiligen Befragungen auf ein offenes und halbstandardisiertes 
Design geachtet. So entsteht am Ende Datenmaterial, vor dessen Umfang die Literatur 
126 Im seltenen Bedarfsfall wurden Nachfragen geschlossen formuliert, um ausweichenden Antworten 
vorzubeugen. 
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regelmäßig warnt. Der Aufwand zur Auswertung ist nämlich aufgrund der Fülle von 
Daten insbesondere erster Ordnung immens hoch. Dagegen steht jedoch ein lohnend 
hoch erwarteter Ertrag.  
5.3.4.2 Flankierendes Datenmaterial 
Daten aus Befragungen decken den Bedarf an Informationen zum großen Teil ab. Zu 
Triangulationszwecken und zur Füllung von Datenlücken werden weitere Quellen der 
Datengewinnung erschlossen. Im Bedarfsfall wurden einzelne Reden, Regierungserklä-
rungen oder Wortmeldungen zu Regierungserklärungen sowie weitere Dokumente zur 
Verdichtung des Datenmaterials herangezogen.  
Die erste der beiden Hauptquellen zur Generierung flankierender Daten zweiter Ord-
nung basiert auf Lebensläufen. Sie werden analog zur biographischen Analyse von Mi-
nisterpräsidenten untersucht. Dazu werden zunächst alle Ressortleiter – bis auf die Um-
welt- und Landwirtschaftsminister – auf ein Mindestmaß an Salienz geprüft. Übrig blei-
ben vorwiegend Innenminister und Minister des sozialen Bereichs. Gegebenenfalls 
sind auch Lebensläufe von Justiz- und Bildungsministern sowie anderer relevanter Exe-
kutivpolitiker relevant. Dann erfolgt jeweils eine Abschätzung der Aufmerksamkeit und 
Richtung der fraglichen Personen.  
Als zweite Hauptquelle zur Generierung flankierender Daten wird auf medienanalyti-
sche Elemente zurückgegriffen.  
5.3.5 Positionsbestimmung von Spitzenbeamten 
Die Positionsbestimmung von einzelnen Spitzenbeamten stellt eine besonders große 
Herausforderung dar. Es gibt nur eine sehr geringe Anzahl an empirischen Untersu-
chungen (populär insb. Heclo und Wildavsky 1974 oder Niskanen 1971), in denen Ver-
suche unternommen wurden, Ziele von Spitzenbeamten über Interviews zu messen 
und darauf gründend zu modellieren.  
Die Operationalisierung wird sich im Folgenden auf jeweils beide Schritte stützen. Zu-
nächst wird vorgeschlagen, Interviews zur Generierung von Daten erster Ordnung her-
anzuziehen. Allerdings stellt sich schon bald heraus, dass mit Interviews die Anzahl der 
Spitzenbeamten und deren vielfältige Zielportfolios nicht abgebildet werden können. Es 
lassen sich dafür aber detaillierte Daten punktuell erzeugen. Um die Ziele der Spitzen-
beamten dennoch abschätzen zu können, wird vor allem auf die biographische Analyse 
zurückgegriffen. Zu den außerministerielle Lebenslaufdaten – die nicht immer verfüg-
bar sind –, treten durchlaufene Stationen im Verwaltungsapparat.  
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5.3.5.1 Kausalitätsprüfung 
Je weiter hinten das betrachtete Glied in der Delegationskette liegt, desto mehr weitet 
sich das Feld der potentiell zu untersuchenden Akteure. Die Spitzenbeamten stellen 
dabei als letztes Glied der Kette die größte Gruppe. Sie umfasst pro Ministerium den 
beamteten Staatssekretär127, die Abteilungsleiter und ggf. Unterabteilungsleiter sowie 
die Leiter der Stäbe und sonderorganisierten Stellen. Es handelt sich also in den rele-
vanten Häusern um einen Personenkreis von mindestens drei bis hin zu mehr als ei-
nem Dutzend Spitzenbeamten. 
Aufgrund dieser großen Zahl an potentiell relevanten Einzelakteuren wäre es auch bei 
einer deutlich höheren Ressourcenkapazität schwer möglich, die Ziele der Spitzenbe-
amten in derselben Tiefe zu ermitteln, wie das bei Ministern möglich war. Aus diesem 
Grund können nicht alle potentiell relevanten Spitzenbeamten betrachtet werden, son-
dern nur die zentralen. Dabei handelt es sich meist um drei Personen je relevantem 
Ministerium. In der Regel ist dies der Spitzenbeamte, welcher dem Bereich ‚Migration 
und Integration‘ im Haus vorsteht, und dessen vorgesetzter Beamte sowie ein Beauf-
tragter oder Stabsstellenleiter für den Bereich. Bisweilen sind nur zwei Personen zu be-
trachten, entweder weil in der Hierarchie beispielsweise kein vorgesetzter Spitzenbeam-
ter zwischengeschaltet ist oder weil der Beauftragte in Personalunion mit einem der 
genannten Spitzenbeamten oder dem Minister in Erscheinung tritt. Es kann aber auch 
sein, dass es keinen Beauftragten gibt.  
Die Kausalitätsprüfung erfährt eine weitere Einschränkung: Es werden diejenigen De-
legationsbeziehungen herausgepickt, bei denen die Datenlage mindestens ausreicht, 
um eine Prozessanalyse durchführen zu können.  
Im Abschnitt zur Positionsbestimmung von Ministern wurde bereits deutlich, dass ins-
besondere Befragungen eine dichte Detailanalyse zur Kausalitätsprüfung erlauben. Ob 
ein Interview mit einem Spitzenbeamten zustande kommt, hängt von zwei Faktoren ab, 
die in vorherigen Delegationsbeziehungen keine oder eine untergeordnete Rolle spiel-
ten. Als besonderen Vorteil für eine Interviewanbahnung nennen Aberbach und Rock-
man (2002: 673) einerseits, dass sich Forschungsziele der Politikwissenschaft meist nicht 
auf Verwaltungsstrukturen bezögen. Spitzenbeamte seien deshalb unvoreingenomme-
ner gegenüber Interviews, weil sie – im Gegensatz zu Politikern – nicht laufend mit 
Anfragen überflutet würden. Diese Untererforschung lässt sich besonders für deutsche 
Landesverwaltungen bestätigen (Überblick bei Derlien 2000). Lediglich Nick-Magin 
(insb. 2011) war einigen Befragten als externe Forscherin im Feld der Migrations- und 
Integrationspolitik bekannt128. Andererseits gibt es auch Erschwernisse. Diese gründeten 
sich vor allem auf Unsicherheit darüber, welche Informationen ein Ministerialbeschäf-
tigter ohne Absegnung des Ministers preisgeben darf und welche nicht. Es fehle hier an 
127 Der beamtete Staatssekretär als erster Beamter nach dem Minister ist regelmäßig Amtschef. Die Be-
zeichnung dieser Position kann zwischen den Bundesländer variieren. In größeren Ministerien tauchen 
regelmäßig zwei oder gar drei beamtete Staatssekretäre auf.  
128 Darüber hinaus war die Föderalismusforscherin Iris Reus (insb. 2014, 2016) bei zahlreichen Ministe-
rialbeschäftigten bekannt.  
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Kontaktvorschriften für den Umgang mit Forschern, weil es sich hier um „sozial unüb-
liche Kontakte“ handele (Derlien 1982: 129). Gegebenenfalls nach Rücksprache mit der 
Rechtsabteilung des jeweiligen Ressorts und mit dem Argument, dass brisante Infor-
mationen nicht vornehmlich im Forschungsinteresse lägen, konnten alle Wunschper-
sonen für eine Tiefenbefragung gewonnen werden. Lediglich zwei Ausnahmen gab es 
hier. In Baden-Württemberg musste das Interview mit einem offiziell zur Verfügung 
stehenden Spitzenbeamten durch ein Gespräch mit einer wohlinformierten Person aus 
dem Bereich der Regierung ersetzt werden. In einem anderen Fall in Niedersachsen war 
zwar ein informatives Gespräch möglich. Die Informationen daraus durften jedoch nur 
ohne Nennung des Namens zur Triangulation verwendet werden.  
Eine dichte Kausalitätsprüfung kann also nicht für die Gesamtheit aller relevanten Spit-
zenbeamten, sondern nur entlang ausgewählter Delegationsbeziehungen stattfinden. 
Analog zur Befragung von Ministern liegt dabei das Hauptaugenmerk der Kausalitäts-
prüfung auf der Zielbestimmung mittels Daten erster Ordnung. Bei der Anbahnung ist 
darauf zu achten, dass den Befragten keine rechtlichen und politischen Unannehmlich-
keiten entstehen. 
5.3.5.2 Zusammenhangsmessung 
Im Gegensatz zur stichprobenartigen Betrachtung von Kausalitätsbeziehungen sollte 
die Zusammenhangsmessung für eine möglichst breite Zahl von Delegationsbeziehun-
gen erfolgen, die den Übergang von der Hausleitung zu den Spitzenbeamten markie-
ren. Daten erster Ordnung aus Befragungen und anderen Datenschnipseln können den 
Informationsbedarf nicht decken. Im Folgenden wird deshalb eine Strategie entwickelt, 
mit der sich die Ziele von Spitzenbeamten abschätzen lassen. Sie greift die Idee auf, 
Lebensläufe als Grundlage für eine biographische Analyse zu nutzen. 
Bereits bei Ministerpräsidenten und Ministern wurde die biographische Analyse zur 
Zielabschätzung herangezogen. Lebensläufe waren die Grundlage für die Gewinnung 
entsprechender Daten zweiter Ordnung. Diese Vorgehensweise bringt einerseits eine 
große Fülle von Daten in die Analyse ein; andererseits haben Schlüsse von Lebensläufen 
auf Ziele einen eher indirekten Charakter. Auch hier kann diese Art von Information 
nur Substitut mangels hochwertigerer Daten sein.  
Um jene Vorgehensweise zur Zielbestimmung von Spitzenbeamten dennoch zu er-
schließen, muss sich der jeweiligen Lebensläufe bedient werden. Diese liegen jedoch 
bisweilen nicht vor, weil Spitzenbeamte meist nicht in dem Maße in der Öffentlichkeit 
stehen wie ihre vorgesetzten Politiker. Alternativ können allerdings oft die Stationen der 
Personen nachgezeichnet werden, die sie innerhalb der Ministerialverwaltung durch-
laufen haben. Informationen darüber erhält man mindestens ab Referatsleiter-Ebene 
aus den Organisationsplänen vorangegangener Jahre. Aus diesen Karriereverläufen las-
sen sich die Ziele hinsichtlich der horizontalen Ansiedlung der Migrations- und Integ-
rationspolitik abschätzen. Wenn die betrachtete Person im zurückliegenden Karriere-
verlauf überwiegend für den Bereich X zuständig war, wird die Salienz gegenüber jenem 
Bereich X als relativ hoch im Vergleich zu anderen Bereichen eingestuft. Umgekehrt ist 
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von niedrigeren Aufmerksamkeitswerten auszugehen, wenn der Bereich X nicht, nur 
peripher oder erst seit kurzem im Verantwortungsbereich dieser Person anzutreffen ist. 
Die Zielbestimmung der Spitzenbeamten zeigt, dass bei der Operationalisierung von 
Akteurszielen sowohl der Tiefe als auch der Breite des Forschungsinteresses Rechnung 
getragen wird. Die Zusammenhangsmessung steht oft auf der Basis grobkörnigen Da-
tenmaterials. In der Leserschaft mögen sich Kritiker der zweifelsohne indirekten Ermitt-
lung von Zielen konkreter Einzelakteure befinden. Bedenken gegenüber dieser Art von 
Datengewinnung können aber weitgehend mit dem parallelen Einsatz prozessanalyti-
scher Methoden aufgelöst werden. Mithilfe zahlreicher Tiefeninterviews wird der verall-
gemeinernden Vorgehensweise mit detaillierten Einzelbetrachtungen entgegengetre-
ten. Sowohl die Kausalitäts- als auch die Zusammenhangsmessung standen dabei stets 
im Dialog miteinander.  
5.3.6 Aufbereitung und Präsentation der Daten 
In den vorangegangenen Abschnitten wurde dargelegt, wie die erforderlichen Daten zu 
Zielen von Akteuren gewonnen werden. Nun wird bestimmt, wie diese Daten nach 
Maßgabe von Theorie und Testdesign im Rahmen der Auswertung aufbereitet werden 
sollen. Zu diesem Zweck wird ein Plan für den Auswertungsprozess entworfen. Dieser 
gliedert sich in zwei Blöcke. Im Rahmen einer Fallgruppenanalyse soll zunächst die Be-
schreibung der neu gewonnen Daten mit der Kausalitätsprüfung kombiniert werden. 
Im Anschluss erfolgt die Aggregation der Daten. Daraus ergeben sich Aussagen über 
Akteurshandeln in den jeweiligen Delegationsbeziehungen, die in einem Zusammen-
hangstest münden.  
Bei der Aufbereitung der Auswertungsdaten müssen zwei zentrale Punkte berücksich-
tigen werden. Diese ergeben sich jeweils aus dem theoretischen Teil, dem Rahmende-
sign und aus platzökonomischen Überlegungen. Erstens wurde festgelegt, dass sowohl 
ein breit angelegter Zusammenhangstest, als auch eine Kausalitätsprüfung in ausge-
wählten Fällen stattfinden soll. Während man im Zusammenhangstest mit wenigen, 
systematisch abstrahierten Ausprägungen arbeitet, bedarf es bei der Kausalitätsprüfung 
einer breiten Berücksichtigung zahlreicher, unsystematisch vorliegender Datenpunkte. 
Als weiteres Spannungsfeld hinsichtlich der Auswertung tritt zweitens ein Darstellungs-
problem hinzu. Zwar mündet die große Fülle an gewonnenen Daten in einem präzisen 
und hochwertigen Datensatz; die Herausforderung besteht aber darin, das empirisch 
reichhaltige Material so aufzubereiten, dass Auswertungen aufgrund ihres Umfangs ei-
nerseits nicht unübersichtlich werden und dass andererseits zu abstrakte Kennzahlen 
nicht den Blick auf die eigentliche Information verwehren.  
Diesen zwei Kernproblemen soll entgegengetreten werden, indem die Darstellung der 
Auswertung einem standardisierten Ablaufmuster folgt, welches einerseits Information 
strukturiert und verdichtet, sowie gleichsam ein gewisses Maß an Raum für unsystema-
tische Daten lässt.  
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Zur besseren Übersichtlichkeit wird der Auswertungsteil nach Fallgruppen gegliedert. 
Meist wird dabei eine Regierungsperiode in einem Bundesland als Basis jener Grup-
penbildung verwendet. Je nach Datenmenge werden bisweilen auch zwei Regierungs-
perioden zusammengefasst. Alle Fälle, die sich in jenem Zeitraum befinden, werden in 
einer Gruppe zusammengefasst. Diese Gruppen werden wiederum nach Bundeslän-
dern geordnet und bilden jeweils ein Unterkapitel.  
Diese Fallgruppenbetrachtung erlaubt es, alle Darstellungserfordernisse in eng abge-
grenzten und genau definierten Zeiträumen mittels vier Prozessschritten zu erfüllen. 
Jeweils macht erstens ein deskriptiver Überblick zur Datenlage den Anfang. Aufgrund 
der Materialfülle muss hier bereits eine Vorauswahl an präsentationsrelevanten Daten 
stattfinden. In der Darstellung verschmilzt der erste Prozessschritt mit dem zweiten: der 
Prozessanalyse129. Im Rahmen eines neuen Abschnitts erfolgt drittens die Datenverdich-
tung. Hier werden die zentralen Erkenntnisse aus den einzelnen Delegationsbeziehun-
gen herausdestilliert. Kurz und prägnant wird benannt, wer sich warum und in welchem 
Ausmaß für die Delegation an nachgeordnete Akteure oder für die Festlegung organi-
satorischer Arrangements entschieden hat. Am Ende kann für jede Fallgruppe eine Ta-
belle erstellt werden, die viertens das Ergebnis des Zusammenhangstests veranschau-
licht.  
In der Auswertungsdarstellung werden aus vier analytischen Schritten also zwei: Jeweils 
sind Datendeskription und Kausalitätsprüfung, sowie Datenverdichtung und Zusam-
menhangstest in einem Abschnitt untergebracht. Diese beiden Abschnitte konstituieren 
zusammen jeweils den Auswertungstext zu einer Fallgruppe. Fallgruppen sind wiede-
rum nach Bundesländern geordnet und bilden jeweils ein Unterkapitel.  
129 Damit geht einher, dass man sich vertieft mit Paarvergleichen zwischen den Zielen des Prinzipals 
und des Agenten in den jeweiligen Delegationsbeziehungen auseinandersetzen muss. Bekanntlich sind 
die Ziele zwischen zwei Akteuren nur dann sinnvoll interpretierbar, wenn mindestens ein externer Re-
ferenzpunkt und im günstigen Fall ein Referenzrahmen vorhanden ist. Nur mit diesem lässt sich wirk-
lich abschätzen, wie groß oder klein die Abweichung zwischen den Zielen tatsächlich ausfällt. Hierzu 
sollten mindestens Streuung und Mittelwert der Gesamtverteilung von Zielen grob bekannt sein. Zur 
Veranschaulichung, dass dieser Anforderung entsprochen wurde, sind exemplarisch die Ziele der bei-
den Kollektivakteurstypen in Bezug auf die Aufmerksamkeit gegenüber Migrations- und Integrationspo-
litik ermittelt und in einigen Verteilungsgraphiken (vgl. Anhang 3) zusammengefasst worden. Dabei 
wurden nicht nur die Aufmerksamkeits- und Richtungswerte der Regierungsparteien ermittelt, sondern 
auch die Werte für alle vier Parteien zu allen Regierungsperioden im Untersuchungszeitraum. Damit 
steht erstens eine größere Datenbasis zur Verfügung; zweitens wird die Verteilung durch den Wegfall 
der Datensatz-bedingten Übergewichtung zugunsten bürgerlicher Parteien weniger anfällig für Verzer-
rungen. Eine ausführliche Besprechung von partei-, landes- oder zeitspezifischen Mustern findet hier 
nicht statt. Obwohl sich aus dieser Messung zahlreiche interessante Erkenntnisse entnehmen lassen, ist 
dies ein induktives Nebenprodukt ohne Wirkung auf den Test. Für Einzelakteure ist die Erstellung von 
sinnhaft interpretierbaren Verteilungsgraphiken dieser Art freilich nicht möglich. Relative Einstufungen 
können hier nur in sehr groben Kategorien stattfinden – wie ‚keine‘, ‚niedrige‘, ‚mittlere‘ und ‚hohe‘ 
Aufmerksamkeit gegenüber dem Politikfeld. 
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Kapitel 6: Auswertung 
Im vorangegangen Kapitel wurde ein Design zur Überprüfung der theoretischen Erwar-
tungen entworfen. Im Zuge dessen fand die Operationalisierung der unabhängigen Va-
riablen statt. Im Zentrum standen dabei die Ziele von Akteuren bei der Ansiedlung von 
Aufgaben der Migrations- und Integrationspolitik. Lediglich zwei Hypothesen waren 
nicht direkt auf Akteursziele sondern vielmehr auf Akteurskonstellationen bezogen: 
Wesentliche Veränderungen in der Aufbauorganisation seien wahrscheinlicher, wenn 
Akteure ausgetauscht würden. Blieben Konstellationen in der Delegationskette hinge-
gen weitgehend unverändert, würde man in der Regel die gehabten Strukturen belassen 
und bestenfalls langfristig-inkrementelle Veränderungen bevorzugen.  
Kapitel 6 bildet neben dem Theoriekapitel den zweiten Kern dieser Arbeit. Hier werden 
nun die theoretischen Erwartungen in Bezug auf das Handeln von Akteuren entlang der 
zahlreichen Delegationsbeziehungen empirisch geprüft. Dabei tragen also sowohl die 
empirische Aufarbeitung des Materials an sich als auch die Überprüfung des theoreti-
schen Arguments zur wissenschaftlichen Diskussion bei. Als Ziel der Überprüfung gilt 
es herauszufinden, ob sich die organisatorischen Arrangements im Aufbau der Minis-
terialverwaltung auf den theoretisch beschriebenen modus operandi der Akteure zurück-
führen lassen.  
Der nachfolgende Text ist deshalb auch stark vom Vokabular und von den Konzepten 
aus Kapitel 2 (Skizzierung des Forschungsgegenstands), Kapitel 3 (Erhebung des Be-
trachtungsgegenstands) und Kapitel 4 (Theorie) durchdrungen. In alphabetischer Rei-
henfolge werden die Ausführungen nach Bundesländern geordnet. Den Anfang ma-
chen deshalb Baden-Württemberg und Bayern, gefolgt von Hessen, Niedersachsen, 
Rheinland-Pfalz und schließlich Sachsen.  
Innerhalb jener bundeslandspezifischen Unterkapitel werden die Fälle nach Regie-
rungsperioden zusammengefasst. Diese zusammengefassten Fallgruppen – insgesamt 
23 an der Zahl – sind jeweils in zwei Blöcke geteilt. Im ersten Block werden die Ausprä-
gungen der unabhängigen Variablen beschrieben. Diese Schilderungen werden mit ei-
ner detaillierten Prozessanalyse verknüpft. Die Analyse findet Schritt für Schritt entlang 
der einzelnen Kettenglieder statt. Dabei werden die Kettenglieder wie folgt nummeriert: 
Parteien (I), Aushandlungsgremien (II), Ministerpräsidenten und deren Stellvertreter 
(III), Minister und andere Exekutivpolitiker (IV) sowie Spitzenbeamte (V). Die Ketten-
glieder sind in den Sequenzen (1-4) jeweils miteinander verbunden. Im zweiten Block 
findet eine Datenverdichtung statt. Dort werden die Organisationsziele und -entschei-
dungen der Akteure in den einzelnen Delegationsbeziehungen entlang von Erkenntnis-
bausteinen dargelegt. Diese Bausteine enthalten meist Angaben einer kleineren Gruppe 
von Delegationsbeziehungen. In einer abschließenden Graphik wird aufgelistet, welche 
davon das theoretische Argument stützen und welche nicht.  
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6.1 Baden-Württemberg 
 
Die betrachteten Fälle in Baden-Württemberg umspannen einen Untersuchungszeit-
raum von 1996 bis zum letzten Dezembertag 2013. Das Unterkapitel ist im Fünfjahres-
rhythmus entlang von vier Fallgruppen (1996-2001, 2001-2006, 2006-2011, 2011-2013) 
gegliedert. Aus jeder Fallgruppe werden jeweils zwischen sechs und acht Erkenntnis-
bausteine gewonnen, mithilfe derer Aussagen über die Erklärungskraft des theoreti-
schen Modells getroffen werden können. In diesen Erkenntnisbausteinen werden ins-
gesamt 52 Delegationsbeziehungen näher beleuchtet. Für den Fall Baden-Württemberg 
bestätigen sich die theoretischen Annahmen in knapp 90% dieser näher betrachteten 
Delegationsbeziehungen. Jeweils gesondert werden die sogenannten ‚Gewohnheitshy-
pothesen‘ H1.1 und H1.2 betrachtet. Sie können – wenn auch nur in begrenztem Rah-
men – einen Beitrag zur Erklärung des Stattfindens oder Ausbleibens von Reorganisa-
tion liefern.  
 
6.1.1 Fallgruppe Baden-Württemberg 1996-2001 
Die erste Fallgruppe der Datenauswertung umschließt alle Fälle in Baden-Württemberg 
im Zeitraum von 1996 bis 2001. Zu dieser Zeit befand sich die Union mit der FDP in 
einer Koalitionsregierung. Migrations- und integrationspolitische Aufgaben wurden 
entsprechend der unterschiedlichen Aufmerksamkeit der Akteure und koalitionsarith-
metischer Erwägungen horizontal zugeteilt. Asyl- und staatsbürgerschaftliche Aufgaben 
fielen an das CDU-geführte Innenressort. Zudem wurde dem Wunsch der CDU nach 
Beibehaltung des Beauftragten für Spätaussiedler seitens der FDP ohne Einwände ent-
sprochen.  
Die FDP plädierte für die Einführung eines Integrationsbeauftragten. Dies fand hinge-
gen insbesondere bei Ministerpräsident Erwin Teufel nur geringen Anklang. Die nied-
rigen Aufmerksamkeitswerte der Sozialminister schlugen sich in vertikal niedriger Ver-
ortung eines kleinen Aufgabenbündels in den Sozialressorts nieder. In Sequenz 4 war 
man in der Spitzenbeamtenschaft des Justizministeriums nicht damit zufrieden, dass 
mit dem neuen Aufgabenbereich des Ausländerbeauftragten kein zusätzliches Personal 
einhergehen sollte. Allerdings verzichtete man zunächst auf Forderungen in Bezug auf 
Personal und den Aufgabenkreis. Alle 11 näher betrachteten Delegationsbeziehungen 
waren hypothesenkonform. 
 
6.1.1.1 Deskription der unabhängigen Variablen und Prozessanalyse 
Dieser Abschnitt hat die Aufgabe, die potentiell relevanten Akteure für die Fallgruppe 
zu nennen, deren Position in der Delegationskette anzugeben sowie deren Ziele zu er-
läutern oder abzuschätzen.  
Nach den Wahlen im Jahr 1996 hatte sich eine Koalition aus CDU und FDP-DVP unter 
Führung von Erwin Teufel gebildet. Dabei konnten die Christdemokraten 83,13% der 
derjenigen Sitze auf sich vereinigen, die den Regierungsfraktionen im Parlament zufie-
len. In der Vorperiode stand Teufel als Ministerpräsident einer Großen Koalition aus 
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CDU – mit 58,18% – und SPD vor. Man wechselte somit den kleinen Koalitionspartner 
aus. Die FDP besetzte das Justizressort mit Prof. Dr. Ulrich Goll und den Posten des 
stellvertretenden Ministerpräsidenten mit Wirtschaftsminister Dr. Walter Döring. Im 
Bereich ‚Migration und Integration‘ waren für die CDU Innenminister Thomas 
Schäuble (Q Goll 2013), Sozialminister Dr. Erwin Vetter, sein Amtsnachfolger Dr. Fried-
helm Repnik und der Staatssekretär für die Vertretung Baden-Württembergs beim 
Bund, Gustav Wabro, (Q Rech 2013) potentiell relevante Einzelakteure. Zudem wurde 
der Jurist Andreas Knapp zum Stabsstellenleiter des Ausländerbeauftragten berufen. 
Kettenglied I: Das erste Glied in der Kette umspannt die koalierenden Parteien. Bei der 
Analyse der Parteiziele von CDU und FDP stellt sich eine deutlich unterschiedliche The-
menaufmerksamkeit und inhaltliche Schwerpunktsetzung innerhalb des Felds ‚Migra-
tion und Integration‘ heraus: Erstens widmeten die Liberalen dem Gesamtfeld weitaus 
mehr Aufmerksamkeit als der große Koalitionspartner; außerdem: Während sich zwei-
tens die Freidemokraten auf Integration konzentrierten, zielten die Christdemokraten 
eher auf den Asylbereich und auf die Spätaussiedler (vgl. Q Rech 2013).  
Hinweise auf diese Schwerpunktlegung gibt zunächst die Schlagwort-Suche in den 
Wahlprogrammen. Dort verzichtete die CDU auf Vokabular im Bereich ‚Integration und 
Migration‘, während die FDP jeweils 3 Treffer bei der Integration und 8 Nennungen bei 
der Zuwanderung verbucht. Umgekehrt zählt man bei den Christdemokraten 4 Treffer 
beim Wortstamm ‚Asyl‘ und 2 bei ‚Flüchtling‘, während es bei den Liberalen an Schlag-
worten dieses Teilgebiets mangelt. Dabei sei die erhöhte Aufmerksamkeit gegenüber 
dem Asylthema für die Union nicht unproblematisch gewesen. Rech (Q 2013) erinnert 
sich an die Wahlkämpfe in den 90ern: „Da haben wir die Landtagswahl 1992 nur mit 
großen Verlusten überstanden, weil das [Asylthema] die Bevölkerung sehr bewegt hat. 
Und die CDU – ich sag es ganz offen – schon den Fehler gemacht hat zu plakatieren: 
‚Asylproblem lösen – CDU wählen‘. Ich war damals zum ersten Mal im Landtagswahl-
kampf gestanden. Ich konnte den Leuten auf dem Marktplatz nicht mehr erklären – weil 
sie es auch einfach nicht mehr wissen wollten –, dass es zu einer Grundgesetzänderung 
das Thema Asyl betreffend eine 2/3-Mehrheit im Bundestag braucht und dass diese 2/3 
Mehrheit durch die CDU eben nicht herzustellen war. Aber wir haben plakatiert: ‚Asyl-
problem lösen – CDU wählen‘. Da haben die Leute natürlich gesagt: ‚Ihr seid doch an 
der Regierung […] – warum habt ihr es denn nicht gelöst?‘“. Das öffentlich diskutierte 
Asylthema war also im Wesentlichen ein bundespolitisches. Weil aber im Wählerlager 
der Union eine Befassung mit diesem problematischen Politikfeld gewünscht war, 
musste es im Zielkanon der Partei einen prominenten Platz einnehmen. Das so gewon-
nene Bild erhärtet sich durch die qualitative Inhaltsanalyse.  
Die FDP spricht bereits in der Präambel kurz den Bereich ‚Migration‘ an. Im kon-
zentrierten Textteil zur Migrations- und Integrationspolitik stehen dann auch Themen 
der Zuwanderung von Arbeitskräften im Vordergrund (vgl. dazu F.D.P./DVP 2000: 1, 
Schäuble 2002b: 1291). So heißt es im Text: „Eine legale Zuwanderung nach Deutsch-
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land wird in der Zukunft schon aufgrund der demografischen Entwicklung in der Bun-
desrepublik notwendig sein.“ Das Asylthema wird hingegen vollständig ausgespart. Der 
vordringliche Wunsch der Liberalen, einen Ausländerbeauftragten zu benennen (Q Goll 
2013, Michna 2008a: 152), wird im Programm nicht geäußert. Erst im Programm der 
darauffolgenden Periode wird dessen Einführung als Erfolg der Freidemokraten be-
zeichnet.  
Ein qualitativen Unterschied zwischen den beiden Parteien findet sich auch in der Aus-
siedlerpolitik: Hier wird deutlich, dass die gleiche Fundstellen-Anzahl von 2 für das 
Schlagwort ‚Aussiedler‘ nicht über die unterschiedlichen inhaltlichen Schwerpunktset-
zungen hinwegtäuschen kann. Aussiedler wurden bei der FDP unter dem Aspekt der 
Bevorzugung bei Zuwanderung und der sprachlichen Integration behandelt. Die CDU 
lenkte die Aufmerksamkeit hingegen auf den kulturellen Bereich. 
 
Abbildung 6.1.1: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung in den Programmtexten von CDU, FDP/DVP 
und des Koalitionsaushandlungsgremiums (Koa) in Baden-Württemberg 1996 
 
Eigene Darstellung. 
 
Bei der CDU findet sich im Wahlprogramm für das Jahr 1996 nur ein kürzerer und 
konzentrierter Textteil, der sich dem Themenkomplex ausschließlich im Kontext von 
Innenpolitik nähert. Dieser Kürze des Textteils entsprechend fällt dessen hierarchische 
Ansiedlung im Gesamtprogramm mit 0,43% relativ niedrig aus. Der Wert bei den Libe-
ralen ist mit 2,38% approximativ fünfmal so hoch. Unterschiede ergeben sich auch bei 
der Gesamttextanteilsmessung. Auch hier liegt die FDP mit 3,7% deutlich über dem 
Wert der CDU (2,3%). Während die FDP hohe Aufmerksamkeit im integrations- und 
wirtschaftspolitischen Bereich in die Koalitionsverhandlungen einbringt, prägen Aus-
siedler-, innen- und asylpolitische Themen die Ziele der Christdemokraten.  
 
Kettenglied II: Der Koalitionsvertrag als Abschlussdokument des Aushandlungsgremi-
ums spiegelt sowohl die unterschiedliche Aufmerksamkeit als auch die unterschiedliche 
Schwerpunktsetzung (vgl. auch Q Rech 2013) der Koalitionspartner wider. Die Beto-
nung der Kulturarbeit für Aussiedler im Abschlussdokument und die Dominanz asyl-
rechtlicher Fragen im konzentrierten Textteil mit der Überschrift „Ausländerrechtliche 
Fragen“ trägt die Handschrift der Union. Diese erhielt mit dem Innenministerium den 
Großteil der asyl- und statusrechtlichen Fragen. Zudem wurde das Amt des Aussiedler-
beauftragten bei der CDU-geführten Staatskanzlei – in Baden-Württemberg ‚Staatsmi-
nisterium‘ genannt – weitergeführt. Die Christdemokraten bestanden zudem darauf, 
212 
dass Aufgaben der Aussiedlerpolitik ausschließlich im CDU-geführten Innenministe-
rium verblieben (Q Knapp 2016). Diesbezüglich lagen kaum Zielunterschiede zwischen 
Union und Liberalen vor: „Die CDU wollte traditionell ihren Aussiedlerbeauftragten, 
weil das ihr Klientel war. Da wollten sie einen Ansprechpartner. Und mich hat das nicht 
gestört.“ (Q Goll 2013). Die Union bekam somit das, was ihrer Vorstellung entsprach.  
Den integrationspolitischen Schwerpunkt der Freidemokraten im Koalitionsvertrag or-
ganisatorisch durchzusetzen, gestaltete sich hingegen schwierig. Das Ziel der Liberalen 
war es, in Abgrenzung zum Aussiedlerbeauftragten ein entsprechendes Amt für Aus-
länder zu schaffen. Der damalig frisch ernannte Justizminister Goll (Q 2013) erinnert 
sich: „Unser damaliger Partner – die CDU – wollte das nicht. […] Das haben wir – das 
kann man so sagen – in den Koalitionsverhandlungen durchgedrückt; jedoch nur um 
den Preis, dass es als Nächstes hieß: ‚Es darf keinen Mehraufwand bedeuten‘. Und dann 
kam dieser lapidare Satz in die Koalitionsvereinbarung: ‚Der Justizminister ist Auslän-
derbeauftragter der Landesregierung.‘“ Die reservierte Haltung der CDU bestätigt auch 
Knapp (Q 2016). So sei Integration für die Christdemokraten ein Non-Thema gewesen. 
Er habe dieses Verhältnis der Baden-Württembergischen CDU zu Integrationsfragen 
als „ein bisschen merkwürdig“ empfunden. 
Der Hauptgrund für die horizontale Ansiedlung des Beauftragten beim Justizminister 
hing mit der Ressortverteilung zusammen: „Ich habe immer wieder Mal mit kleinem 
Genuss angemerkt, dass auch in der Großen Koalition, die vorher dran war, kein Aus-
länderbeauftragter geschaffen wurde. Wir waren tatsächlich die ersten und das musste 
in Anführungsstrichen ‚einer von uns‘ machen, nachdem klar war, dass der Partner nur 
mitzieht, wenn wir das auf unsere Kappe nehmen“ (Q Goll 2013, vgl. auch Q Rech 2013, 
Michna 2008a: 186). Als weiteren Grund bestätigt Goll (Q 2013, ähnlich Landtagsdruck-
sache 12/536 BW 1996: 2) außerdem, dass im 1996er-Programm die Integrations- und 
Zuwanderungsthematik stark in den Kontext des bürger- und menschenrechtlichen 
Umfelds gerückt wurde. Dies habe zusätzlich eine Verbindung zum Justizministerium 
hergestellt. Auf diese Dualität der Entscheidungsfindung im Hinblick auf die horizon-
tale Verortung des Beauftragten weist auch der langjährige Stabsstellenleiter Storr 
(2008: 229) hin: „Die FDP hatte vorgeschlagen, dieses Amt zu schaffen. So kam das 
Vorschlagsrecht zur FDP und der Integrationsbeauftragte sollte auch ein Minister sein, 
damit das Amt auch am Kabinettstisch sitzt. Somit konnte man zwischen Wirtschaft 
und Justiz entscheiden. Das Thema Integration hat eben auch einen starken juristischen 
Bezug, so wurde der Justizminister auch Integrationsbeauftragter.“ Sein Amtsvorgän-
ger Knapp (Q 2016) sieht dies ähnlich: „Also gesetzt war das, was die FDP in Form des 
Justiz- und Wirtschaftsministeriums bekommen hat. […]. Dann bot sich natürlich das 
Justizministerium eher an als das Wirtschaftsministerium. Das waren also eher organi-
satorische Gründe, warum man das gemacht hat. Das hat sich aber natürlich inhaltlich 
dahingehend angeboten, weil diese Auffassung der Integration sehr stark verrechtlicht 
war. Das hatte ganz viel mit Ausländerrecht und dem Vollzug des Ausländerrechts zu 
tun. Kommunalwahlrecht war ein Thema, das ja dann auch neu eingeführt worden ist. 
Das heißt: Die Themen waren schon häufig rechtliche Themen.“ 
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Während somit die Union über die Ansiedlung aussiedler- und asylpolitischer Aufgaben 
ohne merklichen Gegenwind entschied, machte man es den Freidemokraten nicht 
leicht, den Integrationsbeauftragten durchzusetzen. Hier entschied maßgeblich die 
Parteicouleur der Ressorts über horizontale Verortung der Integrationspolitik (Michna 
2008a: 152).  
Kettenglied III: Aus der Datenanalyse zur Positionsabschätzung von Ministerpräsident 
Erwin Teufel erschließt sich ein Gesamtbild, das auf sehr zurückhaltende Ziele bei der 
vertikalen Ansiedlung von Migrations- und Integrationspolitik schließen lässt. Die ein-
zigen zwei Datenpunkte, die auf das Gegenteil hindeuten, finden sich in seinem 
Munzinger-Archiveintrag (2005a): „Häufig erwies er sich als Vordenker seiner Partei, 
zuweilen auch als Vorreiter der Landesregierung, so z. B. in der Frage der Aufnahme 
von Vietnam-Flüchtlingen, bezüglich der Humanisierung […] der Ausländerintegra-
tion.“ Der zweite Eintrag berichtet davon, dass Teufel mit einer liberaleren Haltung zur 
Asylpolitik an Zustimmung bei der Opposition gewann. Beide Datenpunkte beziehen 
sich jedoch jeweils noch auf seine Zeit als Fraktionsvorsitzender und auf die Phase, als 
er 1991/1992 einem alleinregierenden CDU-Kabinett vorstand. Zu dieser Zeit ist die 
Positionsbestimmung mehr auf CDU-interne Kreise und weniger in Abgrenzung zu 
den späteren Partnern SPD und FDP-DVP zu sehen.  
Seine Biographie ist indes stark vom Engagement im kirchlich-katholischen Bereich ge-
prägt. Hier setzt die Kritik von Vertretern des Koalitionspartners FDP an. Knapp (Q 
2016) erinnert sich, dass sich Teufel mit Integrationsthemen „sehr schwer getan“ habe 
und der Stab dies auch deutlich zu spüren bekommen habe. Goll (Q 2013), der es an 
mehreren Stellen nicht versäumt zu betonen, dass zwischen den beiden bis heute ein 
sehr herzliches und freundschaftliches Verhältnis herrscht und dass sich auch ansons-
ten sozial- und gesellschaftspolitische Ansichten in der Regel deckten, merkt hier an: 
„[…] ich habe das damals nicht auf die Reihe gekriegt, wie eine Partei, die eigentlich das 
Christliche in ihrem Namen hat, dieses Thema immer konsequent funktionalisiert, um 
den rechten Flügel abzudecken. Und drum musste eigentlich gegen alles reflexartig auf-
gestanden werden, was dazu hätte führen können, dass einer [Anm. des Verf.: ein 
Flüchtling] zu viel reinkommt und dass man es zu wohnlich macht. Und ein Integrati-
ons- oder Ausländerbeauftragter könnte ja dazu führen, dass man es zu wohnlich 
macht. Und deswegen war er dagegen. […] Er hat das für überflüssig gehalten und er 
wollte es nicht.“ So wäre laut Goll (Q 2013) wichtig gewesen, insbesondere die Einfüh-
rung des Ausländerbeauftragten im Koalitionsvertrag garantiert festzuschreiben, weil 
Erwin Teufel sich gegen dieses Amt ausgesprochen hatte.  
Ebenfalls an der Person Teufel habe es gelegen, dass das Amt des Ausländerbeauftrag-
ten mit dem Posten des Justizministers als Kabinettsmitglied (Q Knapp 2016, Storr 
2008: 229) verknüpft wurde. Ursprünglich sei angedacht gewesen, die Beauftragtenrolle 
durch einen Ministerialbeamten wahrnehmen zu lassen, so Knapp (Q 2016). „Das Prob-
lem war der Herr Teufel, der […] die Position vertreten hat, dass es keine Beauftragten 
geben solle, die nicht im Kabinett eingebunden sind. Da ging es […] nicht nur um das 
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Thema Ausländer. Das heißt: Alle Beauftragtentätigkeiten – auch Behindertenbeauf-
tragter, Aussiedlerbeauftragter und ähnliche Dinge – wurden alle mindestens auf Staats-
sekretärsebene wahrgenommen. Und deswegen hat Herr Teufel nicht erlaubt, dass je-
mand unterhalb der Minister- oder Staatssekretärsebene diese Aufgabe übernommen 
hätte. Was in Betracht gekommen wäre, wäre einen politischen Staatssekretär einzuset-
zen.“ Das hätte Teufel zwar akzeptiert, berichtet Knapp (ebd.) weiter, aber darüber sei 
nicht ernsthaft nachgedacht worden. Den Posten hätte man den Liberalen zwar zuge-
standen; allerdings habe sich die FDP mehr als ein Jahrzehnt gegen die Figur des poli-
tischen Staatssekretärs positioniert. Dadurch sei dieser Weg versperrt gewesen. Schließ-
lich habe man versucht, die Figur des Ausländerbeauftragten so zu etablieren, dass 
Knapp dennoch nach außen auftreten konnte. Man habe mehrere Wochen überlegt, wie 
man seine Position bezeichnen solle. „[E]s wurde dann gesagt, dass eine Stabsstelle ein-
gerichtet werde, die von einem Beamten des Justizministeriums geleitet wird. […] Aber 
angedacht war das ursprünglich anders. Das ist sozusagen eine Konzession an den Ko-
alitionspartner gewesen.“ (Q Knapp 2016). 
Zieht man Teufels (1996: 48) damalige Regierungserklärung zu Beginn der neuen Peri-
ode zurate, erhärtet sich der Eindruck, dass er Ausländerpolitik hinsichtlich der hori-
zontalen Verortung schwerpunktmäßig im Bereich der Inneren Sicherheit sah. In jener 
Regierungserklärung grenzte Teufel (ebd.: 51f) dabei die Spätaussiedler von der Ge-
samtheit aller anderen Menschen mit Migrationshintergrund ab und diskutierte Spät-
aussiedler-Themen insbesondere in Verbindung mit der Gruppe der Heimatvertriebe-
nen. Den Spätaussiedlern widmete er eine ausgedehnte Passage in seiner Rede. Die 
Beobachtung, dass der Ministerpräsident der Aussiedlerpolitik hohe Aufmerksamkeit 
schenkte, deckt sich mit der Aussage Rechs (Q 2013), dass Teufel eine „große innere 
Bindung“ zu dieser Gruppe „hatte und noch hat“. Entsprechend blieb das Beauftragten-
amt für Spätaussiedler und Heimatvertriebene direkt beim Staatsministerium angesie-
delt.  
Der Stellvertreter Teufels im Amt des Ministerpräsidenten in der Wahlperiode von 1996 
bis 2001 war Dr. Walter Döring. Für ihn zeigt die Datenlage einen hohen Aufmerksam-
keitswert im Bereich ‚Migration‘ an. Besonders sticht dabei die Forderung nach Zuwan-
derung von Fachkräften im wirtschaftspolitischen Kontext heraus (vgl. Döring 2000, 
F.D.P./DVP 2000, Döring 2002). Ebenso bezog er in den 90er Jahren mehrmals zu asyl-
politischen Themen Stellung (Munzinger 2011a). Seine Beiträge in beiden Themenbe-
reichen bezogen sich jedoch auf die Bundespolitik. Entsprechend den Erwartungen fin-
det sich deshalb in seinem Ressort kein größeres Aufgabenbündel der Migrationspoli-
tik. Denkbar wäre hier insbesondere ein Aufgabenbündel zur Anwerbung von Fachkräf-
ten aus dem Ausland gewesen. Den integrationspolitischen Aspekt deckte ohnehin sein 
Parteikollege Goll im Justizministerium ab.  
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Hinsichtlich des Führungsduos Teufel/Döring lässt sich also sagen, dass beide migrati-
onspolitische Themen aufgriffen. Nicht zuletzt war dies aber vor allem der heiß geführ-
ten Diskussion auf Bundesebene in jenem Zeitraum sowohl über asylpolitische (Q Rech 
2013) als auch zuwanderungspolitische Themen geschuldet. Während sich Döring hin-
sichtlich integrationspolitischer Beiträge eher zurückhielt, stand Teufel der Einrichtung 
eines Ausländerbeauftragten kritisch gegenüber – wenngleich er freilich in seiner Re-
gierungserklärung von 1996 die gemeinsame Entscheidung des Koalitionsvertrags mit-
trug (Teufel 1996: 52).  
 
Kettenglied IV: Neben Döring nahm für die FDP außerdem Prof. Dr. Ulrich Goll auf der 
Ministerbank Platz. Der Zielkonflikt zwischen Goll und Teufel hinsichtlich der Einrich-
tung eines Ausländerbeauftragten wurde jedoch nicht in Sequenz III – also zwischen 
Ministerpräsident Teufel und Minister Goll –, sondern bereits vorab in Sequenz I ent-
schieden.  
Der zweite wichtige Akteur unter den Ministern war der neue Innenressortchef Thomas 
Schäuble. Im Zuge der Regierungsneubildung von 1996 wechselte dieser vom Justizmi-
nisterium – welches nun der FDP zugesprochen war – ins Innenministerium. Das In-
nenressort war während der vorhergehenden Großen Koalition vom vormaligen Partner 
SPD besetzt worden. Der Munzinger-Archiveintrag (2013a) bringt Schäuble mit einer 
„restriktiven Haltung beim Zuzug von Ausländern und Spätaussiedlern“ in Verbin-
dung. Er habe eine konsequente „Rückführung von Bürgerkriegsflüchtlingen aus Rest-
jugoslawien“ betrieben130. Anzeichen für wesentliche Unterschiede zwischen den An-
siedlungszielen des Innenministers und des Ministerpräsidenten gibt es nicht. So 
konnte von der Beibehaltung der Aufbaustruktur des Innenressorts und speziell der 
‚Abteilung 4 – Zuwanderung und Eingliederung‘ ausgegangen werden.  
Im Sozialressort vollzog sich im Fallgruppen-Zeitraum ein Führungswechsel. Dr. Erwin 
Vetter wurde von Dr. Friedhelm Repnik abgelöst. Für beide Personen gibt es nahezu131 
keine Anzeichen für besondere Aufmerksamkeit mit Blick auf das Feld ‚Migration und 
Integration‘. Repnik ist Sohn heimatvertriebener Eltern. Im Regelfall kann man bei Uni-
onspolitikern dann auf eine gewisse Nähe zur Aussiedlerthematik schließen. Von sei-
nem Bruder, dem Bundespolitiker Hans-Peter Repnik, ist bekannt, dass dieser sich in 
der Gruppe der Vertriebenen und Flüchtlinge der Unionsfraktion im Bundestag ent-
sprechend engagierte (Repnik 2002, vgl. auch Munzinger 2005b). Im Munzinger-Ein-
trag (2004a) von Friedhelm Repnik ist diesbezüglich abgesehen von seiner Herkunft 
weder politisches noch vorpolitisches Engagement ersichtlich. Auch die Verlautbarun-
gen der vorhergehenden Prinzipale in der Delegationskette sehen keine vertikal hoch 
 
130 Dies deckt sich mit der Organisationsveränderung in ‚Abteilung 4 – Zuwanderung und Eingliede-
rung‘: Im Jahr 1999 wird dort ein neues Referat R45 geschaffen, in welchem ‚Rückführung‘ als eines 
der beiden Hauptaufgaben angegeben ist. 
131 Bei Repnik brachte die Medienanalyse lediglich zwei singuläre integrationspolitische Themen her-
vor: staatliche Sprach- und Sozialleistungen für Ausländer und Aussiedler (Südkurier 2001a und 1999, 
Wormser Zeitung 2004, Focus 1999) und der Einsatz ausländischer Arbeitskräfte im Pflegeberuf (Süd-
kurier 2001b) 
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angesiedelte Befassung mit Migrations- und Integrationspolitik im Sozialministerium 
vor. Passend dazu war dort lediglich ein kleineres Aufgabenbündel in Sachen ‚ausländi-
sche Arbeitnehmer‘ angesiedelt. Knapp (Q 2016) bestätigt: „Das Sozialministerium 
hatte zwar auch eine Zuständigkeit für die Integration insbesondere unter Arbeits-
marktgesichtspunkten. Es hat sich aber in dem Bereich praktisch nicht sehr engagiert.“ 
Im Unterschied zu Repnik verband der Abgeordnete und Staatssekretär im Staatsmi-
nisterium, Gustav Wabro, seine Herkunft stark mit politischem Engagement. Als Per-
son mit eigener Vertreibungserfahrung war Wabro unter anderem Landesvorsitzender 
des Bundes der Vertriebenen. Teufel und Wabro wiesen demnach beide einen messre-
levanten Aufmerksamkeitswert gegenüber dem Themenkomplex der Heimatvertriebe-
nen und Spätaussiedler auf. So bestand die Personalunion von ‚Beauftragtem für Ver-
triebene, Flüchtlinge, Aussiedler und Kriegsgeschädigte‘ und Staatssekretär für die Ver-
tretung Baden-Württembergs beim Bund in Person Wabros fort. Diese war von Teufels 
Vorgänger im Amt des Ministerpräsidenten, Lothar Späth, geschaffen worden.  
In der Gruppe der potentiell relevanten Exekutivpolitiker gab es somit drei Personen, 
die sich verstärkt bestimmten Teilbereichen der Migrations- und Integrationspolitik 
widmeten: Goll, Schäuble und Wabro. Potentielle Konflikte in der Delegationsbezie-
hung über organisatorische Arrangements zwischen Teufel und Goll waren bereits vom 
Koalitionsaushandlungsgremium ausgeräumt worden. Sowohl zwischen Teufel und 
Schäuble als auch zwischen Teufel und Wabro konnten keine wesentlichen Zielkon-
flikte bei der Ansiedlung migrations- und integrationspolitischer Aufgaben festgestellt 
werden.  
Kettenglied V: In der Operationalisierung wurden Akteuren des Typs ‚Spitzenbeamte‘ 
zwei wesentliche Ziele zugeschrieben: die Vermeidung von Problemaufgabenfeldern 
sowie ein günstiges Verhältnis zwischen Aufgabenfülle und dafür bereitgestellte Res-
sourcen. Im Innenbereich stellte das asylrechtliche Aufgabenfeld während der gesam-
ten 90er Jahre eine große Herausforderung für die Fachreferate dar – schon allein auf-
grund der steigenden Anzahl an Asylsuchenden (Q Rech 2013). Den Spitzenbeamten 
könnte man deshalb den Wunsch nach Auslagerung dieses Problemfelds unterstellen. 
Nur gab es keine Spielräume, den Asylbereich aus dem Innenressort herauszuschnei-
den. Die Ziele der Spitzenbeamten zur organisatorischen Ausgestaltung der Aufgaben-
struktur in diesen beiden Häusern werden deshalb vor diesem Hintergrund als struk-
turerhaltend abgeschätzt. Es ist davon auszugehen, dass sich aufgrund dessen die Ziel-
vorstellungen der Spitzenbeamten nicht wesentlich von denen der vorgesetzten Exeku-
tivpolitiker unterschieden. Tatsächlich blieben die organisatorischen Arrangements so-
wohl hinsichtlich der Ressourcen als auch der Aufgabenfülle im Innenministerium und 
im Staatsministerium unverändert.  
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Anders als in diesen beiden Häusern gingen mit dem Beschluss des Koalitionsaushand-
lungsgremiums, einen Ausländerbeauftragten zu bestellen, zwingende Veränderungen 
einher, die das Justizministerium betrafen. Dort war man über den Aufgabenzuwachs 
in einem fachfremden Bereich nicht erfreut, weil damit zunächst keine Ressourcenauf-
stockung einherging. Goll (Q 2013) erinnert sich: „Dann kam ich damals ins Justizmi-
nisterium. Das war natürlich ein sehr gutes Ministerium, aber Sie können sich vorstel-
len, dass die im ersten Moment auch nicht begeistert waren, dass da eine neue Aufgabe 
kam, ohne dass überhaupt von Personal geredet wurde.“ Im Koalitionsaushandlungs-
gremium hieß es indes, das neue Amt dürfe keinen Neuaufwand bedeuten (ebd.).  
Andreas Knapp, der bereits unter Golls Vorgänger Schäuble seinen Dienst im Ministe-
rium antrat, übernahm die Position des Stabsstellenleiters. Knapp habe bereits reich-
haltige Erfahrung über mehrere Jahre im parteipolitischen und ehrenamtlichen Bereich 
mit Blick auf Ausländer- und Integrationsarbeit sammeln können (Q Knapp 2016). Dem 
Liberalen wurde eine Mitarbeiterin zur Seite gestellt. Auf eine nachdrückliche Forde-
rung nach mehr Personal, einer Veränderung des Aufgabenkreises oder einer Reorga-
nisation der Stabsstelle habe er zunächst verzichtet. Einen geeigneten Zeitpunkt solche 
Anliegen vorzubringen, sah und sieht Knapp insbesondere am Anfang von Legislatur-
perioden.  
 
6.1.1.2 Datenkomprimierung und Erklärung mittels Modell 
Da Akteurskonstellation und -ziele beschrieben sowie Entscheidungsprozesse nachvoll-
zogen wurden, geht es folglich um die Aufbereitung der Daten für die Gesamtzusam-
menhangsanalyse des Tests.  
Unabhängig von Akteurszielen wurde im theoretischen Teil die Hypothese entwickelt, 
dass in unveränderten Delegationsbeziehungen eine geringe Wahrscheinlichkeit auf 
Strukturveränderung bestehe – und umgekehrt. Die Untersuchung dieser Hypothese 
ergibt ein uneinheitliches Bild. Die Veränderung in der Regierungszusammensetzung 
rief einerseits im Justizressort eine wichtige Änderung hervor. Anhand einer parlamen-
tarischen Anfrage der Sozialdemokraten an den FDP-Justizminister (Landtagsdrucksa-
che 12/536 BW 1996: 1) wird deutlich, dass die Verortung in jenem Hause beim ehema-
ligen Koalitionspartner der CDU auf Unverständnis stieß. Die Sozialdemokraten kriti-
sierten in der Anfrage die mangelnde Aufgabenaffinität zum Rechtswesen. Andererseits 
blieb der Wechsel von SPD132 auf CDU im Innenressort ohne Folgen für die Migrations- 
und Integrationspolitik in Abteilung IV. Unverändert blieb Erwin Teufel der Hausherr 
im Staatsministerium und beließ den Aussiedlerbeauftragten Wabro weiterhin bei der 
Steuerungszentrale. 
 
132 Das entsprechende Wahlprogramm der SPD zur Landtagswahl 1992 weist einen – für sozialdemo-
kratische Verhältnisse in diesem Zeitraum ungewöhnlich hohen – Aufmerksamkeitswert von 4,5% auf. 
Im Programm werden fast ausschließlich migrationspolitische Themen diskutiert. Auch wenn sich die 
Inhalte ideologisch-inhaltlich stark von der Union unterscheiden, so deutet Vieles auf Zielgleichheit bei 
der horizontalen Verortung – nämlich im Innenressort – hin. Auch der SPD-Birzele, der bis 1996 In-
nenminister war, trat in der Folgezeit für die SPD als Wortführer im Bereich der Migrationspolitik auf 
(vgl. Teufel 1996, Birzele 2002, Birzele 2006).  
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Für einen starken Zusammenhang bei der Auswertung sorgt die unterschiedliche Sali-
enz der Akteure gegenüber der Migrations- und Integrationspolitik. (1) Für die Christ-
demokraten und für Ministerpräsident Teufel war der Aussiedlerbeauftragte wichtig. 
Die FDP ließ sie in dieser Sache gewähren. Als Manifestation des CDU-Willens ist in 
der Koalitionsvereinbarung festgehalten, dass dieses Amt weitergeführt wird. (2) Auch 
der zu dieser Zeit sehr schwierige ausländer- und asylrechtliche Bereich fiel mit dem 
Innenministerium an die hoch aufmerksame Union. (3) Die „Koalitionsarithmetik“ (Q 
Rech 2013) sicherte der FDP trotz Richtungsunterschieden in dieser Sache den Auslän-
derbeauftragten. (4) Erwin Teufel, der diesem Amt eher kritisch gegenüberstand, 
musste in seiner Rolle als Ministerpräsident die Vorgaben seines Prinzipals, des Koali-
tionsaushandlungsgremiums, umsetzen. (5) Die beiden Sozialminister mit niedrigen 
Salienzwerten siedelten erwartungsgemäß keine größeren Aufgabenbündel in ihrem 
Haus an. Auch im Bereich Spitzenbeamten lässt sich schlussfolgern, dass eine stärkere 
Aufgabenbelastung in dieser Gruppe unbeliebt war. (6) In der Spitzenbeamtenschaft 
des Justizministeriums war man nicht zufrieden damit, dass mit den neuen Aufgaben 
kein zusätzliches Personal zur Verfügung gestellt wurde. Vorerst fand man sich mit 
zwei Stellen ab, die aus dem bestehenden Ressourcenpool abgestellt wurde. (7) Dem 
Innenministerium blieben kaum Möglichkeiten, das asylpolitische Problemfeld auszu-
lagern. Für die getesteten Delegationsbeziehungen ergibt sich entlang jener sieben Er-
kenntnisbausteine folgende Tabelle:  
Abbildung 6.1.2: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Baden-Württemberg 1996-
2001 
Eigene Darstellung. 
6.1.2 Fallgruppe Baden-Württemberg 2001-2006 
Die Fallgruppe umfasst den Zeitraum von 2001 bis 2006. Sie war von zahlreichen Per-
sonalwechseln auf der Regierungsbank geprägt. Die bürgerliche Koalition führte ihre 
Arbeit fort – jedoch mit zwei unterschiedlichen Ministerpräsidenten: Günther Oettinger 
folgte auf Erwin Teufel. Mit Oettinger wurde ein Unionspolitiker Landesvater, der An-
sätze eines Modernisierungskurses im Bereich der Integrationspolitik auf den Weg 
brachte.  
Nr. Entscheidungsgegenstand Stichwort Betei l igte Seq. Del .Bez. Erk. Legende
1 Auss iedler Affini tät der CDU CDU / FDP / Teufel 1-2 2 Erk. Erkenntnisbaustein
2 Migration & Asyl Innere Sicherheit CDU / FDP 1 1 konform
3, 4 Integration Koal i tionsari thmetik CDU / FDP / Teufel  / Gol l 1-3 3 fa ls i fi ziert
5 Sozia les nicht-sa l iente Sozia lminister Minister / Spitzenbeamte 3-4 3 keine Aussage mögl ich
6 Justiz Aufgabenzuwachs Gol l  / Spitzenbeamte 4 1 Del . Bez. Anzahl  der Delegationsbez.
7 Inneres Problematische Aufgaben Schäuble / Spitzenbeamte 4 1 Seq. betei l igte Sequenzen
1 - 4 11 11/0/0   << Gesamt
11
Fal lgruppe Baden-Württemberg 1996-2001
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In der Linie dominierte das Innenministerium das Politikfeld und trat dadurch organi-
satorisch in Konkurrenz zu den stabsorganisierten Aufgaben des Justizministeriums. 
Im Bereich der Aussiedlerpolitik ergaben sich im fünfjährigen Betrachtungszeitraum 
zwei Änderungen bezüglich des Beauftragten: Erstens fand 2001 eine vertikale Abwer-
tung und Umsiedlung des Amts ins Innenministerium statt; zweitens wurde der Aus-
siedlerbeauftragte im Verlauf der Periode formal wieder aufgewertet, indem Postenin-
haber Rech vom Staatssekretär zum Minister befördert wurde.  
Von insgesamt 11 näher betrachteten Delegationsbeziehungen waren 8 Entscheidungen 
hypothesenkonform und eine nicht. Zu 2 weiteren konnte aufgrund der Datenlage keine 
eindeutige Aussage getätigt werden.  
 
6.1.2.1 Deskription der unabhängigen Variablen und Prozessanalyse 
Der nachfolgende Abschnitt behandelt die potentiell relevanten Akteure der Fallgruppe, 
deren Position in der Delegationskette, sowie deren beobachtete oder abgeschätzte 
Ziele.  
Aus den Wahlen von 2001 ging die bürgerliche Koalition als Siegerin hervor. Das Sitz-
verhältnis zwischen den beiden Regierungsparteien verschob sich im Vergleich zur Vor-
periode nur sehr geringfügig: Auf die FDP entfielen 13,7%, während die CDU nunmehr 
drei Prozentpunkte mehr – also 86,3% – auf sich vereinigen konnte. Bis ins Jahr 2005 
blieb Teufel Ministerpräsident. Begleitet von mehrmonatigen Führungsstreitigkeiten 
wurde er im letzten Abschnitt der Legislaturperiode von Oettinger abgelöst. Auf Minis-
terebene kam es zu zahlreichen Personalumstrukturierungen im Zeitraum der Fall-
gruppe. 2002 trat zunächst Justizminister Goll aus privaten Gründen (Munzinger 
2011b) zurück. Die weitreichendste Kabinettsumbildung fand im Juli 2004 statt. Der 
stellvertretende Ministerpräsident Walter Döring (FDP) „war über die ungeklärte Finan-
zierung einer Umfrage zur Politik seines Ministeriums aus dem Jahre 1999 gestolpert“ 
(ebd.). Daraufhin trat auch dieser zurück. Ebenso legte die Nachfolgerin Golls im Jus-
tizministerium, Corinna Werwigk-Hertnek, ihr Amt nieder. Sie hatte Döring unerlaubt 
über geplante Ermittlungen bezüglich des Umfrageskandals informiert. Infolge holte 
man Goll auf die politische Bühne zurück. Man sprach ihm erneut das Amt des Justiz-
ministers mit dem Ausländerbeauftragten in Personalunion zu. Dörings Nachfolger im 
Amt des Wirtschaftsministers und Ministerpräsidentenstellvertreters wurde Georg Pfis-
ter.  
Teufel nutzte diesen Umbruch bei der FDP indes, um auch die CDU-Ministerriege zu 
verjüngen. So wurde Innenminister Thomas Schäuble durch seinen erst 2001 zum In-
nenstaatssekretär ernannten Heribert Rech ersetzt. Dieser hatte schon zu Beginn der 
Legislaturperiode Gustav Wabro in seiner Eigenschaft als Aussiedlerbeauftragter abge-
löst. Tanja Gönner ersetzte Friedhelm Repnik als Sozialminister. Mit der Amtsüber-
nahme Oettingers erfolgte eine weitere Umbildung des Kabinetts. Das Amt des Sozial-
ministers wurde nur kurzzeitig von Andreas Renner besetzt. Renner musste auf Druck 
des konservativen Teufel-Flügels zurücktreten, nachdem er mit seiner Schirmherrschaft 
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für den Christopher-Street-Day, einer darauffolgende Auseinandersetzung mit Weihbi-
schof Thomas Renz und einer scharfen Kritik an George W. Bush für Aufsehen im 
CDU-Lager gesorgt hatte (Munzinger 2006a). Die bis dahin als Kulturstaatssekretärin 
amtierende Dr. Monika Stolz übernahm nach dem Rücktritt Renners das Ressort.  
Aufgrund dieser starken Fluktuation im Kettenglied der Minister ist auf den ersten Blick 
mit großem Potential für Veränderungen innerhalb der Ressorts zu rechnen. Im Be-
reich der Spitzenbeamten vollzog sich zu Anfang des Fallgruppenzeitraums ebenfalls 
ein wichtiger Wechsel: Christian Storr übernahm von Knapp die Leitung der Stabsstelle 
des Ausländerbeauftragten. Storr blieb über zehn weitere Jahre Posteninhaber. Wäh-
rend also die Kettenglieder I und II unverändert blieben, vollzogen sich in den darauf-
folgenden Gliedern der Kette zahlreiche Wechsel, die überwiegend neue Akteure ins 
Spiel brachten.  
Kettenglied I: Dass sich die Konstellation der Regierungsparteien nur unwesentlich zu-
gunsten der Liberalen geändert hatte, ist ein erster Hinweis darauf, dass Vorfestlegun-
gen für die nachfolgenden Agenten wohl ähnlich formuliert sein könnten als im Jahr 
1996.  
Vergleicht man die Aufmerksamkeitswerte von CDU und FDP/DVP, so sind diese im 
Unterschied zur Vorperiode fast exakt auf gleicher Höhe: Der Textanteil im Programm 
der Union beträgt 4,3%; bei der FDP wurden 4,4% gemessen. Auch der hierarchische 
Stellenwert des konzentrierten Textteils ist fast gleich hoch: Mit 2,78%133 liegt die CDU 
zwar um 0,4 Prozentpunkte höher; dafür ist bei der FDP die Streuung geringfügig hö-
her. Beide Programme weisen darüber hinaus eine hohe Aufmerksamkeit gegenüber 
Aussiedlern und eine starke Konzentration von Textteilen mit migrations- und integra-
tionspolitischen Inhalten auf. Auch ist beiden Programmen gemein, dass bundespoliti-
sche Themen im Bereich Zuwanderung diskutiert werden. Auf eine vertikale Höherstu-
fung des Ausländerrechts kann hierauf basierend jedoch nicht geschlossen werden. Zu 
berücksichtigen ist, dass Anfang des Jahrtausends auf Bundesebene ein neues Zuwan-
derungsgesetz diskutiert wurde und dass die Bundesregierung 1998 nach 16 Jahren bür-
gerlicher Regierung von einer rot-grünen Mehrheit gestützt wurde. So lässt sich begrün-
den, warum die bürgerlichen Parteien in Baden-Württemberg verstärkt auf zuwande-
rungspolitische Bundesthemen eingingen. Auf den ersten Blick waren sich also Union 
und FDP sehr ähnlich.  
Hält diese Einheitlichkeit auch einer genaueren Betrachtung stand? Bei genauerem 
Hinsehen werden Muster deutlich, die aus dem Wahlkampf 1996 schon bekannt sind: 
Während die Liberalen im Zusammenhang mit Migrationspolitik die Asylpolitik weit-
gehend verschweigen, besetzt die Union den Bereich im innenpolitischen Kontext. Und 
auch bezüglich der Gruppe der Aussiedler gibt es vertraute Unterschiede: Die Liberalen 
wollen den Zuzug quotieren, während die Union Aussiedler in Verbindung mit den 
Vertriebenen im kulturellen Kontext behandelt. Die FDP betont im Programm ihren 
133 Der korrespondierende Wert auf der abhängigen Variablen – der vertikale Stellenwert der höchsten 
Beobachtung – liegt übrigens exakt identisch bei 2,78%. 
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organisationspolitischen Erfolg in den Koalitionsverhandlungen der Vorperiode: „Wir 
haben durchgesetzt, dass auch Baden-Württemberg das Amt eines Ausländerbeauftrag-
ten der Landesregierung eingerichtet hat, das vom Justizminister in Personalunion 
wahrgenommen wird.“  
 
Abbildung 6.1.3: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung in den Programmtexten von CDU, FDP/DVP 
und des Koalitionsaushandlungsgremiums (Koa) in Baden-Württemberg 2001 
 
Eigene Darstellung. 
 
Trotz erhöhter und ähnlicher Aufmerksamkeitswerte beider Parteien bleiben also die 
Ziele im Hinblick auf die Teilbereiche ‚Asyl‘ und ‚Aussiedler‘ einerseits sowie ‚Integra-
tion‘ andererseits bei genauerem Hinsehen zwischen den Koalitionspartnern unter-
schiedlich. Diese Unterschiede decken sich überwiegend mit denen aus der Vorperiode. 
Allerdings fällt auf, dass sich die Union dem Aufmerksamkeitswert der Liberalen in 
Sachen ‚Integration‘ messbar annäherte. Knapp (Q 2016) sieht diese Entwicklung in der 
Kampagne von Roland Koch im hessischen Landtagswahlkampf des Jahres 1999 be-
gründet. Dort habe man Integration als Voraussetzung zur Erlangung der deutschen 
Staatsbürgerschaft betont und damit nicht nur die migrationspolitische, sondern auch 
die integrationspolitische Komponente des Politikfelds auf die Agenda gesetzt.  
 
Kettenglied II: Entsprechend der migrations- und integrationspolitischen Textanteile von 
CDU und FDP liegt der Anteil im Koalitionsvertrag ununterscheidbar bei 4,5%. Auffäl-
lig ist der hohe Konzentrationswert des Politikfelds von 7,14%. Hier werden Zuwande-
rungs-, Asyl-, Integrations- und Spätaussiedlerfragen zusammengenommen behandelt. 
Insbesondere die bisher vom integrationspolitischen Kontext losgelöste Spätaussiedler- 
und Vertriebenenpolitik überrascht an dieser Fundstelle. Dies kann als Vorbote einer 
anstehenden horizontalen Umsiedlung des Aussiedlerbeauftragten gesehen werden. 
Mit Schäubles Regierungserklärung (2002a) im Jahr darauf erhärtet sich der Eindruck, 
dass die Regierung gedachte, beide Zielgruppen enger zusammenzunehmen. So kom-
mentierte Abgeordnete Bauer (2002a: 1232) jene Erklärung in ihrem Redebeitrag wie 
folgt: „Ich freue mich zum Beispiel darüber, dass Sie über Ausländer und Aussiedler in 
Baden-Württemberg nicht mehr in fein säuberlich voneinander getrennten unterschied-
lichen Kategorien sprechen, sondern unabhängig von einem vorliegenden Pass den 
Handlungsbedarf dort definieren, wo Integrationsprobleme auftreten.“ Entschieden 
wurde jene Maßnahme letztlich aber nicht in Sequenz II, sondern in Sequenz III vom 
Ministerpräsidenten als Prinzipal. Jedoch passt diese Entscheidung ins Gesamtbild, wo-
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nach fast sämtliche Aufgaben der Migrationspolitik, aber auch große Teile der Integra-
tionspolitik im Innenministerium zusammengezogen wurden: „Mit der Koordinierung 
aller Integrationsmaßnahmen des Landes wird das Innenministerium beauftragt, das 
den Ausländerbeauftragten beteiligt.“  
Diese Konzentrationsankündigung in der Koalitionsvereinbarung spiegelt sich auf der 
abhängigen Variable eindeutig wider (vgl. dazu Q Rech 2013134): Die einzigen beiden 
größeren linienorganisierten Aufgabenbündel befanden sich fortan im Innenministe-
rium. Schon in Sequenz I sind also dafür die Weichen gestellt worden, dass nur das 
Innen- und das Justizministerium größere Aufgabenbündel erhielten. So war es wäh-
rend der Amtsperiode auch Innenressortchef Schäuble, der 2002 eine Regierungserklä-
rung (2002a) zur Integrationspolitik abgab und dort auch auf bildungspolitische135 oder 
sozialpolitische Maßnahmen einging. Knapp (Q 2016) kommentiert: „Dann hat die Ab-
teilung 4 im Innenministerium den expliziten Auftrag ihres Ministers gehabt, vor dem 
Hintergrund der neuen CDU-Politik ‚Wir kümmern uns jetzt auch um Integration‘ 
auch Integration zu machen. Dann gab es manchmal ‚positive‘ Konflikte, dass das In-
nenministerium dann auch Integration organisieren wollte und Berichte über Integra-
tion schreiben wollte. Da wurde auch versucht, den Ausländerbeauftragten ein bisschen 
auf die Seite zu drängen.“  
Diese starke Konzentration bei gleichzeitig hohem Streuwert von zahllosen Einzelauf-
gaben über die Ressorts hinweg wäre „so gewünscht“ gewesen (Storr 2008: 228). 
Kettenglied III: Trotz dieser Vorfestlegungen lohnt sich ein Blick auf die nachfolgenden 
Kettenglieder und insbesondere auf den Ministerpräsidenten. Mit dem Generationen-
wechsel von Teufel auf Oettinger fand nämlich auch ein Paradigmenwechsel im Bereich 
‚Migration und Integration‘ statt.  
Unterschiedliche Standpunkte zwischen den beiden lassen sich zunächst bezüglich der 
beiden Regierungserklärungen nur bedingt herausarbeiten. Insbesondere müssen 
beide Texte im Zusammenhang mit zwei hochrelevanten Diskurssträngen gesehen wer-
den. Während Teufels Rede (2001a) im Juni 2001 noch unter dem Eindruck der Diskus-
sion um das Zuwanderungsgesetz auf Bundesebene stand, war Oettingers Regierungs-
erklärung (2005) von den Ereignissen des 11. Septembers 2001 geprägt. So widmete 
Letzterer dem islamischen Terrorismus eine eigene Textpassage. Auch zu Teufels Rede 
zur Inneren Sicherheit (2001b) äußerte sich Oettinger (2001) ausführlich. Beide behan-
delten die beiden Themen im innenpolitischen Kontext. Nichtsdestotrotz finden sich in 
134 Im Wortlaut a.a.O.: „Und dann ist das Innenministerium mit der Koordinierung aller Integrations-
maßnahmen des Landes beauftragt worden – so ist das in der Koalitionsvereinbarung festgelegt worden 
damals. Das hat dann auch in der Abgrenzung der Geschäftsbereiche der Ministerien seinen konkreten 
Niederschlag gefunden.“ 
135 Dem Kultusministerium wurde jeweils schon in den Sequenzen I und II nur Einzelaufgaben und 
Projekte mit begrenzter Reichweite im Bereich der Bildungspolitik zugewiesen. Größere Aufgabenbün-
del entstanden deshalb nicht. Daten zur Erklärung dieser Tatsache existieren nur in begrenztem Um-
fang. So weist Goll (Q 2013) darauf hin, dass Integrationspolitik dann besser liefe, wenn die Kultusmi-
nisterin samt Kultusbürokratie Maßnahmen nicht blockiere.  
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Oettingers Beitrag zumindest schwache Anzeichen relativer Unterschiede zum Vorgän-
ger. Oettinger führte das Integrationskonzept des ‚Förderns und Forderns‘ im Redebei-
trag (2005: 6416) näher aus. Teufel hingegen widmete der Integration in seiner Regie-
rungserklärung (2001: 53f) nur wenige Sätze. Was den Gesamtbereich ‚Migration und 
Integration‘ anbelangte, standen für ihn vielmehr asyl- und zuwanderungsbezogene 
Themen im Vordergrund.  
Am Beispiel der Einführung einer Härtefallkommission im Innenministerium und ei-
nes Integrationsausschusses beim Landtag zeigt jedoch Goll auf, dass Organisations-
entscheidungen stark von der Person des Ministerpräsidenten abhingen. Die soge-
nannte Härtefallkommission – ein Gremium zur Prüfung von Fällen ausreisepflichtiger 
Ausländer – habe man „erst hingekriegt als Erwin Teufel ging und Günther Oettinger 
kam.“ (Q Goll 2013). Erschwert sei die Einführung jener Kommission dadurch worden, 
dass die Liberalen diesen Punkt nicht in der Koalitionsvereinbarung unterbringen konn-
ten. So lag es am darauffolgenden Kettenglied: dem Ministerpräsidenten. Goll führt 
dazu aus (ebd.): „Das war eine Frage der Person. Diese Geschichte hat sogar kuriose 
Züge: Das stand in keiner Koalitionsvereinbarung – da hat sich auch nichts bewegt. 
Dann gab es den Entwurf für ein neues Ausländergesetz vom ‚Schwarzen Peter‘ von der 
Saar – dem Herrn Müller. Dieser Gesetzentwurf hat eine Härtefallkommission enthal-
ten. Da bin ich bereits schmunzelnd dagesessen und habe mir gedacht: ‚Wenn die CDU 
das jetzt beschließt am Bundesparteitag, dann habe ich gute Karten mit meiner Härte-
fallkommission‘. Dann hat der Erwin Teufel sich selbst die Mühe gemacht dafür zu sor-
gen, dass das aus dem Gesetz wieder rausflog. Am Schluss, als er zurücktrat hat er zu 
mir und zu Heribert Rech gesagt: ‚Ihr könnt machen, was ihr wollt‘.“ Schließlich wurde 
mit Oettinger jene Kommission dann auch eingerichtet. Die Terroranschläge auf die 
Zwillingstürme in den Vereinigten Staaten im Hinterkopf, wirkte Oettinger in seiner 
Regierungserklärung (2005) jedoch gleich beschwichtigend auf kritische Stimmen ein: 
„Gleichzeitig wird die Landesregierung ihre bisherige Linie beibehalten und alle ausrei-
sepflichtigen Ausländer, also auch abgelehnte Asylbewerber, konsequent und zügig ab-
schieben. Dies gilt vor allem dann, wenn Sicherheitsinteressen unserer Bürger berührt 
sind. An dieser Politik wird auch die neue Härtefallkommission nichts ändern.“  
So berichtet Rech (Q 2013) zwar von leichten Veränderungen im Übergang von Teufel 
auf Oettinger; diese seien jedoch nur in Nuancen spürbar gewesen: „Also grundsätzlich 
andere Positionen hätte ich nicht feststellen können. Die Frage der Intensität, wie man 
sich dem Thema widmet, persönlich als Ministerpräsident: Da hat es graduelle Unter-
schiede gegeben. Das mag sein.“  
Ein differenzierteres Bild erhält man, wenn man die Bereiche ‚Migration‘ und ‚Integra-
tion‘ gesondert behandelt und jeweils die Ziele beider Personen in diesen Teilbereichen 
miteinander vergleicht. Hier wird deutlich, dass beide in asyl- und ausländerrechtlichen 
Fragen ähnlicher Meinung waren. Deshalb verwundert es nicht, dass Rech keine Aus-
wirkungen auf seinen Geschäftsbereich sah (ebd.).  
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Betrachtet man jedoch die integrationspolitischen Ziele, tritt ein deutlicher Unterschied 
zutage. Dies äußerte sich – so Goll (Q 2013) – darin, dass Oettinger einen Kabinettsun-
terausschuss ‚Integration‘ vorschlug und ins Leben rief. Sein späterer FDP-Stellvertreter 
im Ministerpräsidentenamt liefert hierzu eine Erklärung: „Oettinger hatte einen völlig 
anderen Ansatz: Er wollte die CDU moderner präsentieren; und zwar gerade bei den 
Themen, die bisher auch ein bisschen unsere Abgrenzungsthemen waren. Zum Teil 
von der Integrations- bis zur Drogenpolitik und so weiter wollte der so ein bisschen die 
alten Fronten auflockern. Wobei bei ihm wieder eine Rolle gespielt hat: Sein Vater war 
ja viele Jahre für die FDP im Stadtrat Dietzingen. […] und der Oettinger war für uns 
insofern fast der gefährlichere Gegner, weil er mit unseren Themen gespielt hat.“ Zu-
sätzlichen Ausdruck seiner hohen Aufmerksamkeit gegenüber dem Integrationsthema 
verlieh Oettinger dadurch, indem er gegen Ende der Wahlperiode – wie dies auch schon 
in der Vorperiode der Fall war (Schäuble 2002a) – eine Regierungserklärung eigens zum 
Thema ‚Integration‘ abgab (Oettinger 2006a). 
Dörings Nachfolger im Amt des stellvertretenden Ministerpräsidenten, Ernst Pfister 
(FDP), weist im Lebenslauf (Munzinger 2011c) keine herausstechende Affinität zum 
Themenfeld der Migrations- und Integrationspolitik auf. Er äußerte sich zudem nicht 
auffällig oft zum Themenfeld. Beispielsweise lieferte er zwar einen Redebeitrag zu 
Schäubles Integrationsregierungserklärung (Pfister 2002); hier betonte er jedoch eher 
den Aspekt der finanziellen Lastenverteilung von Integrationsmaßnahmen als sich tie-
fergehend mit dem Politikfeld zu beschäftigen. Auch in Teufels Regierungserklärung 
(2001b) zur Inneren Sicherheit infolge der Terroranschläge vom 11. September im Jahr 
zuvor wies er (Pfister 2001: 373) lediglich darauf hin, dass die Zuwanderungsdebatte 
nicht mit der Einreise von Terrorverdächtigen vermischt werden dürfe. Weitere Anmer-
kungen zum Themenfeld ‚Migration und Integration‘ finden sich in diesem Beitrag 
nicht.  
Dörings und Pfisters Aufmerksamkeitswerte für landespolitische Fragen des Politik-
felds sind also verhältnismäßig gering. Die Ziele Teufels und Oettingers unterschieden 
sich vornehmlich im integrationspolitischen Bereich. Hierbei war Oettinger den FDP-
Vertretern graduell näher als Teufel. Auch im migrationspolitischen Bereich trat eine 
Änderung aufgrund des Wechsels an der Landesspitze ein: Da die Härtefallkommission 
von den Liberalen ohnehin nicht im Koalitionsvertrag verankert werden konnte, musste 
Justizminister Goll auf einen Prinzipal warten, der seinen Zielen entgegenkam. Dies 
geschah mit dem Rücktritt Teufels und der Vereidigung Oettingers.  
Kettenglied IV: Das Prinzipal-Agenten-Verhältnis zwischen beiden Ministerpräsidenten 
und CDU-Innenminister Heribert Rech kann als konfliktarm bezeichnet werden. Ähn-
lich wie bei seinem Amtsvorgänger Schäuble, hätten ihm sowohl Teufel als auch Oet-
tinger freie Hand gelassen, so Rech (Q 2013).  
Ähnlich wenige Zielkonflikte gab es in der Frage der organisatorischen Neuverortung 
des Vertriebenen- und Aussiedlerbeauftragten. Dies stand zur Entscheidung, weil der 
bisherige Amtsinhaber Gustav Wabro aus dem baden-württembergischen Parlament 
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ausgeschieden war. Bereits im Koalitionsvertrag hatte sich eine Anbindung des Postens 
an das Innenministerium angedeutet. Letztlich blieb es jedoch dem Ministerpräsiden-
ten vorbehalten, über die Ansiedlung des Postens zu bestimmen. Wie sein Amtsvorgän-
ger Lothar Spät (CDU) hatte Teufel diesen Aufgabenbereich bisher an das Staatsminis-
terium angebunden. Aus seiner Regierungserklärung zu Beginn der Amtsperiode (Teu-
fel 2001a) wird ersichtlich, dass er den Bereich ‚Heimatvertriebene und Spätaussiedler‘ 
von anderen Themen der Migrations- und Integrationspolitik getrennt sah. Rechtliche 
und innenpolitische Fragen der Aussiedlerpolitik waren schon vorher linienorganisiert 
im Innenressort untergebracht. Der Beauftragte kümmerte sich hingegen schwerpunkt-
mäßig um die kulturelle und soziale Dimension der Aussiedlerpolitik.  
Dadurch, dass Teufel nun auch das Beauftragtenamt ins Innenministerium holte, löste 
er zwei offene Fragen. Erstens wurden so aussiedlerbezogene Aufgaben im Innenminis-
terium konzentriert. Dies entsprach dem Fahrplan der Koalitionsvereinbarung. Zweitens 
– und das war der Hauptgrund – fand sich mit dem neuen Innenstaatssekretär Rech 
eine Person mit „hoher innerer Affinität“ (Q Rech 2013) zum Thema. Einen hohen Stel-
lenwert in seinem Lebenslauf (vgl. Munzinger 2011d und Landtag BW 2012: 122) 
nehme die Heimatvertriebenen- und Aussiedlerpolitik deshalb ein, weil seine Eltern 
heimatvertriebene Donauschwaben waren (Q Rech 2013). Dies spiegelte sich auch in 
Rechs ehrenamtlichem Engagement wider. Auch Teufel hatte und habe immer noch 
„eine große innere Bindung zu den Heimatvertriebenen“ (ebd.). Teufel als Prinzipal 
und Rech als Agent vereinte also sowohl die hohe Aufmerksamkeit als auch dieselbe 
Zielrichtung gegenüber der Aussiedlerpolitik. Zwar war der Posten nun wieder von ei-
nem Staatssekretär besetzt worden; der Wechsel von der Steuerungszentrale Staatsmi-
nisterium zum Innenministerium blieb jedoch laut Rech hinsichtlich der vertikalen 
Verortung zunächst nicht folgenlos: Als „ich Landesbeauftragter wurde, war ich ja 
Staatssekretär; und zwar nicht oben auf der Villa Reitzenstein [Anm.: Dort ist das Staats-
ministerium als Stab des Ministerpräsidenten untergebracht.], sondern unten im Tal-
kessel im Innenministerium. Das hat zunächst mal ein leichtes Fragezeichen ausgelöst 
bei diesen Volksgruppen, weil sie nun gedacht haben: ‚Unser Landesbeauftragter ist 
jetzt nicht mehr direkt beim Chef oben in der Staatskanzlei.‘.“  
Zwei Jahre später rückte Rech zum Ressortchef auf. In Anbetracht seiner neuen Funk-
tion stellte sich erneut die Frage, wie mit der Ansiedlung des Beauftragten weiter ver-
fahren werden sollte. Die Entscheidung fiel zugunsten der Weiterführung des Amts 
durch Rech aus. Dies erscheint im Lichte der Zielgleichheit von Ministerpräsident und 
frischgebackenem Minister plausibel: „Als ich dann zum Innenminister ernannt wurde, 
in Nachfolge von Thomas Schäuble im Jahr 2004“, so Rech (ebd.), „habe ich – es war 
eigentlich unüblich, dass diese Aufgabe an ein Ministeramt geknüpft war – darum ge-
beten, dass Erwin Teufel dies so entscheiden möge. Denn: Ich wollte diese Aufgabe, die 
ich damals schon 4 Jahre ausgeübt habe, einfach gerne weiterführen. Das war unge-
wöhnlich […]. Das hat beide Seiten natürlich gefreut. Die Heimatvertriebenen haben 
sich dadurch natürlich aufgewertet gefühlt.“ Teufel war über diesen Wunsch erstaunt 
und erfreut: „Ich zitiere jetzt den ehemaligen Ministerpräsidenten Erwin Teufel – hat er 
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auch oft über mich erzählt: Als ich Innenminister wurde, habe ich die Bedingung ge-
stellt, dass ich das angetragene Amt des Innenministers nur annehmen möchte, wenn 
ich weiterhin Landesbeauftragter bleiben kann.“ (ebd.). Die Heimatvertriebenen und 
Spätaussiedler hätten diesen Wechsel auch deshalb als so intensiv wahrgenommen, 
„weil halt jetzt der Landesbeauftragte plötzlich ein Minister war und nicht mehr nur in 
Anführungszeichen – wie in den Jahrzehnten zuvor – ein Staatssekretär. Das ist kein 
objektives Kriterium. Die haben das halt subjektiv so wahrgenommen …“ (ebd.). Und 
weiter: Aufgrund dieser Verortung an hierarchisch höherer Stelle habe man „daraus 
geschlossen, dass die Landesregierung diesem Thema ein besonderes Gewicht zu-
misst.“  
Im Fallgruppenzeitraum amtierten insgesamt vier Arbeits- und Sozialminister. Bei 
Tanja Gönner, die Repnik 2004 ablöste, finden sich keine Hinweise auf eine auffällig 
hohe Aufmerksamkeit gegenüber Migrations- und Integrationspolitik (vgl. Munzinger 
2011e, Landtag BW 2012: 59). Ihr Schwerpunkt im Sozialbereich lag eher auf der Kin-
der- und Familienpolitik (ebd.). Der durch die Kabinettsumbildung bei Antritt Oettin-
gers 2005 ins Amt gekommene Renner wies einen ähnlichen Schwerpunkt auf (vgl. 
Munzinger 2006a), wenngleich seine Positionen meist als liberaler im Vergleich zu de-
nen Gönners einzustufen waren. Zwei Monate vor der Wahl wurde Renner durch Stolz 
abgelöst. Eine wesentliche Umstrukturierung des Hauses in den letzten beiden Mona-
ten der Amtsperiode war in diesem Zeitraum nicht möglich. Da sie jedoch in den da-
rauffolgenden beiden Legislaturperioden weiter im Amt blieb, passt die Abschätzung 
ihrer Ziele besser zur Auswertung der kommenden Fallgruppe.  
Kettenglied V: Für die letztbetrachtete Prinzipal-Agenten-Sequenz sind die Spitzenbeam-
ten im Innen- und im Justizministerium relevant. In beiden Häusern kam es nicht zu 
messbar entgegengesetzten Zielen. Im Gegenteil: Schäuble (2002a: 1228) lobte in seiner 
Regierungserklärung zur Integrationspolitik ausdrücklich das Engagement seiner Spit-
zenbeamten der zuständigen Abteilung. Für eine Regierungserklärung sehr ungewöhn-
lich nennt er dabei sogar die Verantwortlichen persönlich beim Namen: „Ich darf an 
dieser Stelle für diese Arbeit, aber auch darüber hinaus für ihre hervorragende Arbeit 
und ihre außergewöhnlichen Leistungen meiner Abteilung im Innenministerium ganz 
herzlich danken - mit dem Abteilungsleiter Hellstern an der Spitze sowie den Referats-
leitern Enkler, Scheel und Uricher. Herzlichen Dank für ihr großes Engagement!“. 
Auch Amtsnachfolger Rech (Q 2013) attestiert den Spitzenbeamten dieser Abteilung 
ausdrücklich eine „stringente Arbeitsweise und inhaltliche Linientreue“.  
Auch der neue Mann im Justizministerium, Christian Storr, erwarb sich im Laufe der 
Zeit den Ruf eines verlässlichen und motivierten Stabsstellenleiter. Aus informierten 
Regierungskreisen heißt es gar: „Herr Storr war de facto Integrationsbeauftragter. For-
mal war das der Herr Goll. Der Herr Storr war der Leiter der Stabsstelle Integration.“ 
(Q Anonym1 2014, vgl. ähnlich Pavković 2008: 218). Der Unmut über die dünne perso-
nelle Besetzung drang immer deutlicher an Goll heran. Mittlerweile beschäftigte man 
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sich verstärkt (Q Knapp 2016) auch mit Einzelanliegen von Ausländern, was eine zu-
sätzliche Ressourcenverknappung bedeutete. Goll habe sodann reagiert, um Aufgaben-
last und Ressourcen in Einklang zu bringen. So trug Goll den deutlichen Wunsch seiner 
Stabsstelle gegenüber den vorangegangenen Prinzipalen vor. Im Ergebnis erhielt das 
Justizressort drei Personalstellen (Q Goll 2013).  
Die vorübergehende Amtsübernahme Werwigk-Hertnecks änderte am Prinzipal-Agen-
ten-Verhältnis kaum etwas. 2004 war Goll wieder der Vorgesetzte Storrs. Fortan gab es 
in der vierten Sequenz bis ins Jahr 2011 innerhalb des Justizressorts keine Änderung 
der Akteurskonstellation.  
6.1.2.2 Datenkomprimierung und Erklärung mittels Modell 
Nach der prozessanalytischen Betrachtung der Delegationsbeziehungen folgt nun die 
Aufbereitung der Daten für die Zusammenhangsanalyse des Tests.  
Vor der Datenaufbereitung wird die Gewohnheitshypothese, wonach in unveränderten 
Delegationsbeziehungen eine geringe Wahrscheinlichkeit auf Strukturveränderung – 
und umgekehrt – bestehe, geprüft. Im Fallgruppenzeitraum kam es zu zahlreichen Ver-
änderungen bei den Akteuren. Nur wenige der relevanten Delegationsbeziehungen blie-
ben unverändert. Derart weitreichende Veränderungen bergen in der Regel großes Po-
tential für Veränderungen in sich. Wie sich jedoch zeigt, bedeutet das nicht, dass dieses 
Potential auch genutzt wird. So hätten insbesondere die vier verschiedenen Sozialmi-
nister, die zweijährig amtierende Justizministerin oder der neue Stabsstellenleiter die 
Gestalt der Delegationsbeziehungen neu ausrichten können.  
Lediglich Oettingers Modernisierungskurs und der in Ansätzen vollzogene Richtungs-
schwenk in der Union im Bereich der Integration machten sich bemerkbar. Teufels Ent-
scheidung, den Aussiedlerbeauftragten ins Innenministerium zu verlegen, zog sowohl 
Konsequenzen für die vertikale als auch für die horizontale Ansiedlung nach sich. Die 
Hauptmotivation Teufels war jedoch eine andere. Es ging ihm vornehmlich darum, ei-
nen geeigneten Agenten zum Nachfolger zu bestimmen. Die Entscheidung muss man 
also eher als eine der Kontinuität als des Wandels deuten. Diese Kontinuität – auch im 
Hinblick auf die Sozialminister – führt dazu, dass die Gewohnheitshypothese mit Blick 
auf die Ebene der Minister verworfen werden muss. Nicht zuletzt mag dies an den Vor-
festlegungen der Prinzipale in den ersten beiden Sequenzen liegen. Umgekehrt schlägt 
die Gewohnheitshypothese hier nämlich an: Während der zweiten Amtszeit der 
schwarz-gelben Regierung bleiben die wesentlichen Stellschrauben der Organisations-
politik unangetastet. 
Zum Zeitraum der Fallgruppe von 2001 bis 2006 lässt sich also Folgendes zusammen-
fassen: Die zahlreichen Wechsel auf der Regierungsbank brachten nicht immer auch 
veränderte Zielbeziehungen zwischen Prinzipal und Agent hervor. (1) Im Fall des Aus-
siedlerbeauftragten ernannte Teufel mit Rech einen geeigneten Agenten, dessen Ziele 
richtungsgleich waren. (2) Im Zeitraum der Fallgruppe manifestierte sich zudem die 
konzentrierte Ansiedlung von Migrations- und Integrationspolitik in der Linienorgani-
sation des Innenressorts. (3) Die Wahlprogramme beider Parteien zeugen von hohen 
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Aufmerksamkeitswerten. Oettingers Versuch, die Christdemokraten zu modernisieren, 
äußerte sich darin, dass er den Liberalen das Thema Integration in Ansätzen streitig 
machte. Nicht zuletzt die Integrationsdoppelkompetenz von Innen- und Justizministe-
rium macht deutlich, dass die CDU auch in ihrer Einflusssphäre integrationspolitische 
Aufgaben anhäufen wollte. Es sei im Bereich der Integrationspolitik trotz dieser Neu-
orientierung der Union und der damit einhergehenden Zuständigkeitsteilung zwischen 
den Ressorts beider Lager nicht zu größeren Konflikten gekommen, so Goll (Q 2013). 
Neben diesen beiden Koordinationszentren waren weitere Aufgaben der Integrations-
politik sehr breit auf andere Ressorts verstreut. (4) Die Ansiedlung größerer Aufgaben-
bündel – beispielsweise im Sozialministerium – blieb mangels erhöhter Aufmerksam-
keit der verantwortlichen Personen aus. (5) In der vierten Sequenz sind keine heraus-
stechenden Zielkonflikte zwischen Innenminister und Spitzenbeamten auszumachen. 
(6) Im Justizministerium wuchs der Unmut über die schwache Personalausstattung in 
der Stabsstelle. Dies fand Gehör bei Ressortleiter Goll, der weitere Personalstellen 
durchsetzen konnte. (7) Für das Kultusministerium sind Daten nur spärlich vorhanden. 
Auf Erklärungsversuche im Bildungsbereich wird deshalb ab Sequenz II verzichtet. (8) 
Die Ziele der Ministerpräsidentenstellvertreter Döring und Pfister griffen kaum, weil 
beide sich vornehmlich auf bundespolitische Aufgaben bezogen.  
So erfüllten sich die Erwartungen in nahezu allen näher untersuchten Delegationsbe-
ziehungen dieser Fallgruppe. Einzig Erkenntnisbaustein 6 ist nicht hypothesenkon-
form, weil der Impuls für eine Vergrößerung der Stabsstelle vom Ende der Delegations-
kette – also über den umgekehrten Weg von den Agenten – an die Prinzipale herange-
tragen wurde.   
Abbildung 6.1.4: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Baden-Württemberg 2001-
2006 
Eigene Darstellung. 
6.1.3 Fallgruppe Baden-Württemberg 2006-2011 
Die Fallgruppe umfasst den Zeitraum von 2006 bis 2011. In diesem Zeitraum regierte 
weiterhin eine bürgerliche Koalition. Oettinger beließ die relevanten Akteure in ihren 
Ministerämtern: Rech blieb Innenminister und Justizminister Goll stieg zudem zum 
stellvertretenden Ministerpräsidenten auf. Die von Oettinger auf Landesebene und 
Koch auf Bundesebene angestoßene Zieladjustierung im Bereich ‚Integration‘ wurde 
Nr. Entscheidungsgegenstand Stichwort Beteiligte Seq. Del.Bez. Erk. Legende
1 Aussiedler Ruhestand Wabro Koa/Teufel/Rech 2-3 2 Erk. Erkenntnisbaustein
2 Migration & Asyl Innere Sicherheit CDU+FDP/Koa 1 1 konform
3 Integration Aufmerksamkeit CDU CDU+FDP/Koa/Oettinger 1 2 falsifiziert
4 Soziales nicht-saliente Sozialminister Minister 2 1 keine Aussage möglich
5 Integration linientreue Spitzenbeamte
Schäuble+Rech/ 
Spitzenbeamte
4 1
Del. Bez. Anzahl der
6 Integration Personalbedarf Goll/Spitzenbeamte 4 1 Delegationsbeziehungen
7 Kultus Engagement der Ministerin Goll/Schavan/Spitzenbeamte 2-4 2 Seq. beteiligte Sequenzen
8 stv. MP nicht-saliente stv. MP Koa/Pfister+Döring/Goll 2-3 2
1 - 4 11 8/1/2   << Gesamt
11
Fallgruppe Baden-Württemberg 2001-2006
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im Programm des Jahres 2006 fortgeführt. Einen entsprechenden Niederschlag in der 
organisatorischen Verortung fand dies jedoch kaum. Hingegen konnte die FDP ihre 
Ziele zunächst im Koalitionsaushandlungsgremium durchsetzen und schließlich auch 
organisatorisch in die Tat umsetzen. Rech waltete weiterhin über die linienorganisierte 
Migrations- und Integrationspolitik. Wesentlichen Änderungsbedarf sah er hinsichtlich 
der Aufbauorganisation nicht. Unverändert blieb auch die Struktur des Sozialministeri-
ums. Von insgesamt 11 näher betrachteten Delegationsbeziehungen entsprechen zwei 
ausdrücklich nicht den Erwartungen. Alle anderen eignen sich hingegen zur Erklärung 
von Reorganisations- und Nicht-Reorganisationsmaßnahmen.  
 
6.1.3.1 Deskription der unabhängigen Variablen und Prozessanalyse 
In diesem Textabschnitt werden die potentiell relevanten Akteure der Fallgruppe be-
nannt, deren Position in der Delegationskette angegeben sowie deren Ziele erläutert 
oder abgeschätzt.  
Die Wahlen im Jahr 2006 brachten erneut eine bürgerliche Koalition aus Union und 
Liberalen hervor. Mit einem relativen Verhältnis zur Union mit 17,86% der Regierungs-
fraktionssitze im Parlament konnte die FDP-DVP an Boden gewinnen. Ministerpräsi-
dent blieb zunächst Oettinger. Er hatte im Vorjahr den langjährigen Amtsinhaber Teufel 
abgelöst. 2010 wechselte Oettinger als EU-Kommissar für Energie nach Brüssel. Zu sei-
nem Nachfolger wurde der bisherige Unions-Fraktionsvorsitzende im Landtag, Stefan 
Mappus, ernannt. Im Gegensatz zur Vorperiode kam es – trotz Wechsel von Oettinger 
auf Mappus – zu keinen personellen Änderungen im Kreis anderer relevanter Akteure. 
Lediglich zu Beginn der Regierungsperiode löste Justizminister Goll unabhängig davon 
seinen FDP-Kollegen Pfister als stellvertretenden Ministerpräsidenten ab. Pfister blieb 
jedoch Ressortchef im Wirtschaftsministerium. 
 
Kettenglied I: Im Parteiprogramm der CDU spiegelt sich der von Oettinger auf Landes-
ebene und von Koch auf Bundesebene eingeschlagene Kurs einer höheren Aufmerk-
samkeit gegenüber dem Thema ‚Integration‘ deutlich wider. Der Gesamttextanteil be-
läuft sich auf 4,4% und ist ähnlich hoch im Vergleich zur Vorperiode. Goll (Q 2013) 
bemerkt hierzu: „Die CDU hatte ja Angst, zu rückständig zu erscheinen und drum ha-
ben sie dann dieses Thema verstärkt aufgegriffen.“ Und weiter: „Sie wollten uns bei 
dem Thema auf den Leib rücken. Aber erstens ist man ordentlich miteinander umge-
gangen und zweitens waren sie ja nicht beliebig handlungsfähig, weil sie dann ihre ei-
gene Anhängerschaft nicht hinter sich gehabt hätten.“ Deshalb gibt es vermutlich zwei 
größere, geographisch voneinander getrennte Textteile im Programm. Der eine hat in-
haltlich eine eher integrative Stoßrichtung mit Themen wie ‚Bildung‘ und ‚Sprache‘; der 
andere legt den Schwerpunkt auf migrationspolitische Aspekte und eine restriktive Hal-
tung gegenüber straffälligen Menschen mit Migrationshintergrund. Der restriktivere 
Textabschnitt ist wie gewohnt im Bereich der Innenpolitik angesiedelt. Neu ist die Ver-
ortung des ersten und größten Textabschnitts – mit einem hierarchischen Stellenwert 
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von 1,59% – im Kontext von Themen der Lebensqualität wie ‚Gesundheit‘, ‚Wohnungs-
bau‘ oder ‚Umwelt‘.  
Ebenso wie die Verortung des ersten konzentrierten Abschnitts im Kontext der Lebens-
qualität überrascht indes eine ungewöhnlich starke Präsenz der Aussiedlerpolitik im 
Bereich der Rechtsdurchsetzung. Eine nähere Befassung mit Aussiedlern im kulturel-
len und gesellschaftlichen Zusammenhang entfällt. Asylpolitik ist nach der Verabschie-
dung des Zuwanderungsgesetzes im Programm des Jahres 2006 nicht mehr relevant. 
Die Terroranschläge von 2001 spiegeln sich in Form eines mittelgroßen Textabschnitts 
zum Islamischen Extremismus in Deutschland136 wider. Zwar verwendet man im Pro-
gramm oft Wörter mit der Stammform ‚Integr‘ wie ‚integrieren‘ oder ‚Integration‘; nach 
wie vor ist jedoch allgemeinbegrifflich von Ausländerpolitik die Rede.  
Anders verhält es sich im Programm der Freidemokraten. Hier ist explizit von Integra-
tionspolitik die Rede. Die Liberalen siedelten den konzentrierten Textabschnitt als ei-
genständigen Textteil – mit einem hierarchischen Stellenwert von 5% – an. Sie positio-
nierten diesen im Anschluss an das Themenfeld ‚Bürgerrechte‘ unter der Überschrift 
‚Weltoffenes Baden-Württemberg - Integration von Zuwanderern‘. Weder asylpolitische 
noch zuwanderungspolitische Themen spielen dort eine dominante Rolle.   
Abbildung 6.1.5: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung in den Programmtexten von CDU, FDP/DVP 
und des Koalitionsaushandlungsgremiums (Koa) in Baden-Württemberg 2006 
Eigene Darstellung. 
Die CDU läutete also eine Kehrtwende im Hinblick auf drei Aspekte von Migrations- 
und Integrationspolitik ein. Erstens machte sich eine erhöhte Aufmerksamkeit gegen-
über dem Bereich der Integrationspolitik bemerkbar. Damit folgte sie hinsichtlich der 
Ziele ihrem Ministerpräsidenten Oettinger nach. In dieses Bild passt auch zweitens die 
Ansiedlung des konzentrierten Textteils bei sozialen Themen. Drittens wurden Aussied-
ler und speziell jugendliche Aussiedler Gegenstand polizeilicher Themen. Die FDP 
setzte weiterhin auf ihren Beauftragten, der „die Vielzahl von Integrationsinitiativen in 
einem Gesamtkonzept besser aufeinander“ (Code-Abschnitt 515) abstimmen sollte.  
136 Im Reliabilitätstest der zweiten Coderin wurde die Beobachtung zum Islamischen Extremismus 
nicht kodiert. Die Beurteilung, ob jener Grenzfall in die Gesamttextteilberechnung mit einfließen soll, 
bleibt hier der Leserschaft überlassen. Rechnet man diese Beobachtung heraus, ergäbe sich ein Wert 
von 4,1%.  
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Kettenglied II: Im Koalitionsvertrag einigten sich die beiden Prinzipale auf einen über-
wiegend integrationspolitischen Schwerpunkt innerhalb des Felds der Migrations- und 
Integrationspolitik.  
‚Integration‘ wird als wichtige zukunftspolitische Herausforderung in der Präambel der 
Vereinbarung genannt. Der Satz „Integration ist eine Querschnittsaufgabe mit Schwer-
punkten im Bereich Bildung und Arbeit“ wurde wortwörtlich aus dem FDP-Programm 
übernommen137. Abgesehen vom Absatz zu ‚Integration und staatliche Transferleistun-
gen‘ im konzentrierten Abschnitt, der deutlich die Handschrift der Union trägt, waren 
die Zielkonflikte zwischen FDP und Union Dank der Modernisierungsabsicht bei der 
CDU gering. Die FDP setzte sich mit ihrer Forderung nach einer besseren Abstimmung 
der Ablauforganisation im integrationspolitischen Bereich durch. Gemäß des Sprach-
duktus der Liberalen138 und des ablauforganisatorischen Umbaus der Integrationspoli-
tik erfolgte die Umbenennung des Ausländerbeauftragten in ‚Integrationsbeauftragter‘. 
Goll (Q 2013) erklärt hierzu: Zunächst einmal sei „es eine Frage der Terminologie. Ge-
nauso wie man heute nicht mehr von unehelichen Kindern redet. Das hört sich heute 
komisch an. Genauso hört sich Ausländerbeauftragter komisch an, weil der Begriff 
‚Ausländer‘ eigentlich nicht mehr so üblich ist. Man spricht von Migrationshintergrund 
und Ähnlichem. Von daher ergibt sich dann schon ein terminologischer Wechsel. Al-
lerdings ist es mir sehr wohl bewusst, dass es da nicht nur einen sprachlichen Unter-
schied gibt. Der Integrationsbeauftragte ist einerseits breiter, weil er nicht an die Aus-
ländereigenschaft anknüpft – und er ist andererseits enger, weil er die ausschließt, die 
wir nicht integrieren wollen. […] Wir haben am Anfang [Anm. des Autors: im Jahr 1996] 
die Entscheidung schon bewusst getroffen: Wir konzentrieren uns auf die, die ein gesi-
chertes Bleiberecht haben. Das war von Anfang an so.“  
Die Verortung des Integrationsbeauftragten war weiterhin in Personalunion mit dem 
Justizminister vorgesehen. Im Vereinbarungstext wurde dem Beauftragten zudem die 
Leitung des von Oettinger vorgeschlagenen Kabinettsausschusses für Integration über-
tragen. Eine wesentliche Umorganisation von Aufgaben im Aufbau blieb im Zuge die-
ser Umbenennung aus. Im Koalitionsvertrag heißt es hierzu: „Die originären Zustän-
digkeiten der anderen Ressorts bleiben durch diese Funktionsübertragung unberührt.“ 
(Code-Abschnitt 1451). Lediglich die Zuständigkeit für Zielteilgruppen der Integrations-
politik wurde angepasst. Wohl der Ausführlichkeit des Vertrags geschuldet fällt auf, dass 
die Regelungen zur Änderung der Organisation sehr detailliert dargelegt wurden. Dies 
gilt nicht nur für den Bereich ‚Integration‘.  
 
 
 
137 Ähnlich verhält es sich mit der wörtlichen oder sinngemäßen Übernahme anderer FDP-Textbau-
steine, z.B. die Installation eines ‚Rats der Muslime‘ und das ‚Entgegentreten bei der Entstehung von 
Parallelgesellschaften‘. 
138 Entsprechend tauchen in der Koalitionsvereinbarung 38 relevante Fundstellen für ‘Integr’ als 
Stammform für z.B. ‚Integration‘ oder ‚integrieren‘ auf.    
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Wie schon in der Vorperiode wurde die Wiedereinsetzung des Spätaussiedlerbeauftrag-
ten angekündigt. Ansonsten stand in der Aussiedlerpolitik die kritische Auseinander-
setzung mit Kriminalitätsaspekten im Vordergrund. Auch die gemeinsame Affinität bei-
der Koalitionspartner zur Zuwanderung von Hochqualifizierten spiegelt sich im Ver-
einbarungstext wider.  
Auffällig ist die horizontale Verortung des konzentrierten Abschnitts139 im Vertragstext: 
Dieser wurde in das Themenfeld ‚Demographie und Soziales‘ eingebettet. Damit folgte 
man in der Vereinbarung zwar der horizontalen Verortung des Felds im Unionspro-
gramm und den inhaltlichen Vorgaben der Liberalen; jedoch spiegelten sich die daran 
geknüpften Erwartungen eines Paradigmenwechsels nur teilweise in der Ansiedlung 
integrationspolitischer Aufgaben in der Ministerialverwaltung wider. Eine Verschie-
bung größerer Aufgabenbündel ins Sozialministerium blieb beispielsweise aus. 
Einerseits wurde also der Posten des Ausländerbeauftragten mittels seiner neuen Er-
scheinungsform als Integrationsbeauftragter aufgewertet. Andererseits blieben die li-
nienorganisierten Aufgaben der Integrationspolitik im Innenressort und wechselten 
nicht zum Sozialen.   
Kettenglied III: Zu Beginn der Regierungsperiode wurde der Justizminister und frisch-
gebackene Integrationsbeauftragte Ulrich Goll zum stellvertretenden Ministerpräsiden-
ten ernannt. Dies stärkte die Position Golls, weil er fortan in der Delegationskette zu-
sätzlich in Kettenglied III an Einfluss gewann (vgl. Q Rech 2013). Auch in Partei und 
Fraktion spielte der „eher zurückhaltend auftretende Jurist zunehmend eine tonange-
bende Rolle“ (Munzinger 2011b). Dies äußerte sich auch dadurch, dass er ab 2006 zum 
stellvertretenden Landesvorsitzenden bestimmt und als Landtagsabgeordneter wieder 
ins Parlament einzog.  
Im persönlichen Gespräch erhärtete sich die Vermutung, dass die Neuausrichtung des 
Beauftragtenamts und insbesondere die damit einhergehende Ablauforganisationsre-
form Golls Handschrift trägt. Er betonte im Interview, dass es ihm weniger um die 
Übernahme linienorganisierter Aufgaben als mehr um die Koordination von Integrati-
onsmaßnahmen zwischen den Ressorts ging: „Wir wollen keine Verwaltungszuständig-
keiten im eigentlichen Sinne übernehmen. Wir wollen nicht operativ tätig werden. Son-
dern: Wir haben eine Initiativfunktion, eine Wächter- und Mahnfunktion, eine Koordi-
nationsfunktion und eine Funktion um solche Dinge bewusst zu machen. Und dafür 
brauche ich keinen großen Apparat. Das ist eine ganz wichtige Frage. Das ist die Wei-
chenstellung, die man am Anfang machen muss: will man eigentlich behördliche Zu-
ständigkeiten oder will man eine Querschnitts-Animationsfunktion.“ (Q Goll 2013). 
Eine Konzentration aller Maßnahmen in einer Integrationsabteilung kam für den Frei-
demokraten nicht infrage: „Ich habe fasziniert beobachtet, wie dieser Prozess [der Bil-
dung hoch konzentrierter Aufgabenbündel in anderen Bundesländern] den Höhepunkt 
erreicht hat, als Laschet in Nordrhein-Westfalen Integrationsminister wurde. Aber ich 
139 mit einem vertikalen Stellenwert von 2,38% 
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habe das auch schon damals als Modernismus empfunden. Da wollte man ein politi-
sches Signal setzen. Und es ist wie gesagt nicht mal ungefährlich […] wenn ein Ressort 
für etwas zuständig ist. Da haben sie immer die Gefahr, dass man sagt: ‚Ja, die sind 
dafür zuständig und die anderen nicht.‘ Und das wäre das Allerletzte.“ (ebd.). 
Die zweite personelle Veränderung vollzog sich mit dem Wechsel Oettingers nach Brüs-
sel. Dieser war in der Vorperiode mit hoher Aufmerksamkeit gegenüber dem Integrati-
onsthema aufgefallen. Da er vier Monate zuvor bereits eigens zum Themenkreis ‚In-
tegration und Einbürgerung‘ eine Regierungserklärung abgegeben hatte, fiel der 
Textanteil zu diesem Bereich in der Wiederantrittserklärung (Oettinger 2006) relativ ge-
ring aus. 2008 behandelte er in seiner Zwischenbilanz für die 14. Wahlperiode insbe-
sondere Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund sowie Integrationspolitik 
mit dem Schwerpunkt Bildung (Oettinger 2008).  
2010 folgte ihm Stefan Mappus im Amt des Ministerpräsidenten nach. Dessen Haupt-
augenmerk galt den Politikfeldern Verkehr, Umwelt, Energie und Finanzen. Im Lebens-
lauf (Landtag BW 2012: 105, Munzinger 2011f) lässt sich keine nähere Befassung mit 
dem Themenfeld ‚Migration und Integration‘ feststellen. Dass er sich in Oettingers In-
tegrationsregierungserklärung als Vertreter der Christdemokraten äußerte (Mappus 
2006), liegt wohl weniger an einem besonders stark ausgeprägten Interesse für das 
Thema, sondern mehr an seinem damaligen Amt als Fraktionsvorsitzender im Parla-
ment. In seiner eigenen Antrittserklärung bei Amtsübernahme (Mappus 2010) war Mig-
rations- und Integrationspolitik kaum relevant. Lediglich in drei unabhängig voneinan-
der gesagten Sätzen erwähnt er das Themengebiet. Somit fällt Mappus als Akteur mit 
niedriger Salienz als vorfestlegende Instanz aus der Delegationskette heraus.   
 
Kettenglied IV: Umso weniger aufmerksame Akteure es gibt, desto mehr konzentriert 
sich das Augenmerk auf die verbleibenden Handelnden. Neben Goll kämen hierfür im 
Fallgruppenzeitraum insbesondere Innenminister Rech und Sozialministerin Stolz in-
frage. Beide traten ihr Amt jeweils schon in der Vorperiode an. Dr. Monika Stolz wurde 
jedoch erst wenige Monate vor Ende der Wahlperiode nach dem Rücktritt Renners ver-
eidigt (vgl. Landtag BW 2006). In ihrem Lebenslauf (Landtag BW 2012: 158, Munzinger 
2011g) finden sich keine Hinweise auf verstärktes Engagement in diesem Bereich. Ihre 
Politikschwerpunkte lagen eher auf Kinder- und Jugendpolitik sowie gesundheitlichen 
Themen wie beispielsweise Drogentherapien. Entsprechend fand keine merkliche Aus-
weitung des Aufgabenspektrums oder vertikale Aufwertung von Aufgabenbündeln im 
Bereich der Migrations- und Integrationspolitik statt.  
Rech hingegen wies schon vor seiner Tätigkeit als Innenminister nicht nur ein ausge-
prägtes Interesse an der Aussiedlerpolitik, sondern auch an der Migrationspolitik auf. 
Zuvor als Innenstaatssekretär tätig, kam er spätestens dort mit Ausländer- und Asyl-
recht in Berührung. Dabei bezog er ähnliche Positionen wie sein Amtsvorgänger. Auch 
nach Verabschiedung des Zuwanderungsgesetzes blieb die Einbürgerungsfrage für ihn 
eines der wesentlichen Themen in diesem Bereich. Dies zeigt sich beispielsweise in sei-
ner Ansprache (Rech 2006) zu Oettingers Integrationsregierungserklärung im Jahr 
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2006. Im Gesamtzuständigkeitsbereich des Innenministeriums, das sowohl Ausländer- 
und Asylrecht als auch Teile der Integrationspolitik beherbergte, standen für Rech eher 
migrations- und statusrechtliche Fragen im Fokus. Im Eintrag des Munzinger-Archivs 
(2011d) ist von einer eher restriktiven Haltung im Einbürgerungs- und Asylbereich die 
Rede140.  
Besonderen Wert legte Rech im persönlichen Gespräch darauf, dass es zwar zwischen 
der Gruppe der Spätaussiedler und anderen Menschen mit Migrationshintergrund ei-
nige Berührungspunkte im Bereich der Integration gäbe; jedoch wären für ihn als Hei-
matvertriebenen- und Aussiedlerbeauftragten kulturelle und gesellschaftliche Aspekte 
im Vordergrund gestanden. Der Grund dafür liegt beim kognitiven Zugang zum 
Thema, welcher über die Seite der deutschen Heimatvertriebenen und Flüchtlinge er-
folgte: „Meine Eltern sind Donauschwaben – wie viele hier in Baden-Württemberg. In 
Bayern ist es überwiegend die Landsmannschaft der Sudetendeutschen. Aber hier in 
Baden-Württemberg sind es die Donauschwaben – jetzt als Sammelbegriff. Meine El-
tern kommen aus der Batschka aus einem kleinen Ort in der Vojvodina. Man sagt: Jeder 
vierte Baden-Württemberger hat einen Migrationshintergrund. Da sind die Heimatver-
triebenen natürlich die große Gruppe.“ (Q Rech 2013). Entsprechend der traditionellen 
Sichtweise der Union, Aussiedler mehr als ethnisch Deutsche und weniger als klassi-
sche Zuwanderer zu sehen, war das Amt vor allem mit Austauschprogrammen mit dem 
östlichen Europa, kulturerhaltenden, kulturschaffenden und selbstorganisierenden Pro-
jekten verbunden.  
So bleibt für Kettenglied IV festzustellen, dass Rech neben Goll der einzige Minister mit 
erhöhter Aufmerksamkeit war. Rech brachte einerseits bereits hohe Aufmerksamkeits-
werte im Bereich der Aussiedlerpolitik ein. Andererseits übernahm er ein organisatorisch 
bereits vorstrukturiertes Haus von Schäuble. Dies verminderte den Bedarf, selbst orga-
nisatorische Veränderungen vorzunehmen. Noch zu Oettingers Amtszeit nahm er le-
diglich kleinere Änderungen vor: Erstens holte er das bislang an anderer Stelle im Haus 
organisierte Staatsangehörigkeitsrecht in die Abteilung und zweitens fügte er dem Auf-
gabenbündel andere, eng verwandte Rechtsgebiete bei.  
Kettenglied V: Die Abschätzung der Ziele von Spitzenbeamten bleibt unverändert. So-
wohl im Justiz- als auch im Innenministerium blieb der Großteil des Personals gleich. 
Nach wie vor war Storr der Leiter der Beauftragtenstelle und Hellstern der zuständige 
Abteilungsleiter im Innenministerium. Auch von Zielveränderungen ist nicht auszuge-
hen. Geräuschlos vollzog sich der Rückbau klassischer Integrationsaufgaben hinsicht-
lich der Heimatvertriebenen und des Lastenausgleichs, von dem zuletzt ein Beschäftig-
ter betroffen war: „Lastenausgleichsfragen spielen keine Rolle mehr. Deswegen ist der 
Mitarbeiter, der da schon seit längerer Zeit Spezialist war – wir hatten da nur einen im 
Innenministerium – für andere Aufgaben eingesetzt worden. Der ist jetzt auch in Pen-
sion gegangen. Dieses Thema spielt keine Rolle mehr. Die Heimatvertriebenen haben 
140 Vgl. zur Gesamtdiskussion insb. die Redebeiträge zur Einbürgerung im Nachgang der Regierungser-
klärung Oettingers (2006a) der Abgeordneten Noll, Kretschmann, Mappus, Goll und Rech. 
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auch mit dem Thema ‚Integration‘ im Grunde nix mehr gemein. Die sind längst inte-
griert.“ (Q Rech 2013). 
 
6.1.3.2 Datenkomprimierung und Erklärung mittels Modell 
In diesem Abschnitt gilt es nun, die gewonnenen Daten zu komprimieren, um darauf 
basierend Aussagen zur Gesamtzusammenhangsanalyse generieren zu können.   
Vor allem bevor man auf den Austausch nahezu aller Akteure im Jahr 2011 zu sprechen 
kommt lohnt es sich, zunächst ein Zwischenfazit zur Plausibilität der Gewohnheitshy-
pothese zu ziehen. Diese Hypothese kann für Baden-Württemberg im Zeitraum von 
1996 bis 2011 nicht für alle Delegationsbeziehungen in der Kette bestätigt werden. Nur 
für die Akteure der ersten drei Kettenglieder zeichnet sich ein eindeutig plausibles Er-
gebnis ab. Die vornehmste Organisationsaufgabe der Kollektivakteure in Glied I und II 
ist meist die Festlegung des Ressortzuschnitts. Die im gesamten Betrachtungszeitraum 
durchgängig regierende Koalition aus CDU und FDP verhielt sich erwartungsgemäß 
nicht sehr veränderungsfreudig: Vorfestlegungen deuteten jeweils meist auf eine Dua-
lität von Innen- und Justizministerium hin.  
Anders als bei den Kollektivakteuren ergab sich im Zeitraum seit 1996 eine wichtige 
personelle Änderung in Kettenglied III. Mit dem Amtsantritt des Ministerpräsidenten 
Oettinger kam es zu merklichen Verschiebungen im Bereich der Integration. Doch auch 
dieser Organisationswandel war nicht von radikaler Natur.  
Stabile Ziele bei den Prinzipalen der ersten drei Sequenzen zugunsten einer Konzent-
ration im Innen- und im Justizministerium waren ausschlaggebend dafür, dass es trotz 
zahlreicher Akteurswechsel auf Ministerebene dort kaum zu Entscheidungen über Or-
ganisationsveränderungen kam. Dies betrifft insbesondere die Sozial- und Kultusminis-
ter. Die Gewohnheitshypothese trifft also im Hinblick auf das vierte Kettenglied nur mit 
großen Abstrichen zu. Grund dafür ist, dass in den vorangegangenen Sequenzen weit-
gehend Einigkeit über die Vorfestlegung hinsichtlich der groben Ansiedlung migrati-
ons- und integrationspolitischer Aufgaben bestand.  
Auch Rech griff nicht auf die Gelegenheit zur Reorganisation zu Beginn der neuen Pe-
riode zurück. Jene Gelegenheit ließ er mangels Zielkonflikten mit seinem Amtsvorgän-
ger und ehemaligen Vorgesetzten ungenutzt. Auf die Frage hin, ob ein anderer CDU-
Minister wesentlich abweichende Organisationsentscheidungen getroffen habe, ant-
wortet Rech (Q 2013): „In den Grundlinien – oder den ‚großen Linien‘ – wäre das sicher 
nicht anders gelaufen.“ Jedoch verweist er darauf, dass grundsätzlich alles Politische 
eine Frage der handelnden Personen sei. So wäre zwar das Innenministerium ähnlich 
strukturiert geblieben; wenngleich könnte er sich vorstellen, dass der Bereich ‚Aussied-
ler und Heimatvertriebene‘, zu dem er eine besonders enge Verbindung pflegte, wohl 
nicht so stark im Vordergrund gestanden wäre.  
In der Gesamtschau wird deutlich, dass sich keine markante Zäsuren bei der vertikalen 
oder horizontalen Ansiedlung migrations- und integrationspolitischer Aufgaben wäh-
rend der CDU/FDP-Regierung auf Ministeriumsebene ergaben. 
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Zur Analyse akteurszielbezogener Hypothesen wurden insgesamt 11 Delegationsbezie-
hungen näher beleuchtet. (1) Bei der Betrachtung des ersten Kettenglieds wird deutlich, 
dass sich die CDU in ihrem Programm von 2006 horizontal neu ausgerichtet hatte. (2) 
Diese Kontextualisierung im sozial- und gesellschaftspolitischen Bereich schlug sich 
auch im Koalitionsvertrag nieder. Beides äußerte sich jedoch nicht in Reorganisation. 
Die Erwartungen hinsichtlich der Kollektivakteure sind also nicht erfüllt worden: In-
tegration blieb im Innenressort verortet. (3) Die FDP konnte hingegen ihre konkret be-
nannten organisationspolitischen Ziele im Teilpolitikfeld ‚Integration‘ im Koalitionsver-
trag durchsetzen. Es folgte eine entsprechende Umgestaltung des Beauftragtenamts mit 
neuen ablauforganisatorischen Regelungen. Diese Reorganisationsmaßnahmen wur-
den auch von den nachfolgenden Kettengliedern Goll und Storr mitgetragen und unter-
stützt. Auch was das Verhalten der Ministerpräsidenten betrifft, wurden die Erwartun-
gen erfüllt: (4) Oettingers neuer Kurs half bei der Neuordnung migrations- und integ-
rationspolitischer Aufgaben, während sich (5) Mappus aufgrund seiner niedrigen Auf-
merksamkeit gegenüber dem Politikfeld als relevantes Glied aus der Delegationskette 
zurückzog. (6) Im Sozialministerium blieb man bei den Vorgaben der vorangegange-
nen Kettenglieder und erledigte nur die vereinzelt zugeteilten Aufgaben auf vertikal 
niedriger Ebene. Auch die Erwartungen gegenüber dem konzentrierten Aufgabenbün-
del im Innenministerium wurden erfüllt. (7) Minister Rechs Ziele waren sowohl mit 
denen des Ministerpräsidenten als auch den Spitzenbeamten in Einklang oder standen 
sich zumindest nicht entgegen. Für diese sechs getesteten Delegationsbeziehungen 
ergibt sich folgende Tabelle: 
 
Abbildung 6.1.6: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Baden-Württemberg 2006-
2011 
 
Eigene Darstellung. 
 
6.1.4 Fallgruppe Baden-Württemberg 2011-2013 
Die Fallgruppe umfasst den Zeitraum von 2011 bis zum Ende des Gesamtuntersu-
chungszeitraums am 31. Dezember 2013. Diese letzte Phase in Baden-Württemberg war 
geprägt von einem großen Umbruch. Mit dem Regierungswechsel von der bürgerlichen 
CDU/FDP-Koalition auf eine Grüne/SPD-Konstellation wurden nahezu alle Akteure 
ausgetauscht oder verschoben. Zwar trifft man im Bereich der Spitzenbeamten noch 
zahlreiche altbekannte Personen an; viele von ihnen erhielten jedoch mit dem Macht-
wechsel neue Aufgaben. Entsprechend den theoretischen Erwartungen kam es auf-
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grund dieser weitreichenden Akteursveränderungen zu umfassenden Reorganisations-
maßnahmen. Es entstand ein neues Integrationsministerium, welches die bisher kon-
zentriert im Justiz- und im Innenministerium gebündelten Aufgaben übernahm. Als 
Hauptursache für diese vertikale Aufwertung des Politikfelds in der Aufbauorganisation 
konnte die erhöhte Aufmerksamkeit der Grünen und des SPD-Landesvorsitzenden Dr. 
Nils Schmid identifiziert werden. Die innere Struktur des Integrationsministeriums 
wurde maßgeblich von wenigen Akteuren aus dem Kreis einer sehr heterogen zusam-
mengesetzten Spitzenbeamtenschaft erschaffen. Von insgesamt 19 näher betrachteten 
Delegationsbeziehungen entsprechen drei nicht den theoretischen Erwartungen. 
 
6.1.4.1 Deskription der unabhängigen Variablen und Prozessanalyse 
In diesem Textabschnitt werden die potentiell relevanten Akteure der betrachteten Fall-
gruppe benannt und deren Position in der Delegationskette angegeben sowie deren 
Ziele erläutert oder abgeschätzt.  
Die Wahlen im Jahr 2011 führten zur Ablösung der schwarz-gelben Regierung Mappus. 
Als neuer Ministerpräsident einer grün-roten Regierung wurde Winfried Kretschmann 
vereidigt. Zu seinem Stellvertreter und zukünftigen Finanz- und Wirtschaftsminister 
wurde Dr. Nils Schmid von der SPD berufen. Mit diesem Regierungswechsel wurden 
in den ersten vier Kettengliedern alle Akteure ausgetauscht. Diese Personalveränderun-
gen erfordern eine eingehende Überprüfung aller Minister auf ihre Aufmerksamkeit 
gegenüber dem Politikfeld ‚Migration und Integration‘. Einige Akteure messen dem Be-
reich einen besonders hohen Stellenwert bei. Als Politikerin mit hohem Aufmerksam-
keitswert gegenüber der Migrations- und Integrationspolitik trat und tritt beispielsweise 
Wissenschaftsministerin Theresia Bauer in Erscheinung. Die Ressortchefin für Integra-
tion hieß Bilkay Öney. Die bislang für das Politikfeld wichtigen Ressorts ‚Justiz‘ und 
‚Inneres‘ sowie das Ministerium mit der gemeinhin höchsten Affinität zum Gegenstand 
– das Sozialministerium – bedürfen ebenfalls einer näheren Personalprüfung. Zum In-
nenminister wurde Reinhold Gall berufen. Im Justizministerium saß Rainer Stickelber-
ger. Karin Alpeter übernahm das Amt der Arbeits- und Sozialministerin. Auch im Be-
reich der Spitzenbeamten fand ein Umbau mit Neubesetzungsmaßnahmen statt.  
 
Kettenglied I: Zum ersten Mal seit Jahrzehnten ungebrochener CDU-Dominanz in der 
Exekutive waren die Christdemokraten nicht mehr an der Regierung beteiligt. Wahlge-
winner waren die Grünen, die mit ihrer erreichten Sitzanzahl fast gleich mit dem Koa-
litionspartner SPD auflagen. Das Anteilsverhältnis zwischen beiden Fraktionen betrug 
50,7 zu 49,3%.  
Das Wahlprogramm der Grünen weist mit 5,6% einen erhöhten Textanteilswert141 im 
Bereich ‚Migration und Integration‘ auf. Insgesamt finden sich in jenem Text 17 poli-
 
141 Dies ist im Vergleich zum Grünen-Programm 2006 (bw2006gru) noch anders: 2011 ist eine deutliche 
Erhöhung des Anteils am Gesamttext (2011: 5,64%, 2006:2,98%), vom hierarchischen Stellenwert des 
konzentrierten Teils (2011: 2,38%, 2006: 1,11%) und von der Streuung von Textstellen außerhalb des 
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tikfeldrelevante Beobachtungen. Neben einem konzentrierten Textteil existieren dar-
über hinaus noch fünf größere Textabschnitte. Jeweils ein Abschnitt der Kategorie 3 
beschäftigt sich mit den Politikfeldern ‚Arbeit‘, ‚Kultur‘ und ‚Frauen‘; der Bereich ‚Bil-
dung und Sprache‘ weist zwei Textteile dieser Kategorie auf. Der vergleichsweise nied-
rige Messwert für die vertikale Verortung von 2,38% lässt sich mit jener hohen Streuung 
mittelgroßer Beobachtungen erklären. Die Querschnittsthemenabdeckung ist maximal: 
Bei der Auswertung sind Codemarkierungen für nahezu alle Kategorien der horizonta-
len Verortung vergeben worden142. Die verstreuten Textteile behandeln jeweils Themen 
der Integrationspolitik. Einerseits sind also zahlreiche Integrationsbeobachtungen über 
den Programmtext verstreut und andererseits werden die asylpolitischen Teilkomponen-
ten des Politikfelds im konzentrierten Abschnitt gemeinsam mit ‚Integration‘ behandelt 
ohne dass weitere Beobachtungen zur Asylpolitik aufträten. Dies verstärkt den Ein-
druck, dass Asylpolitik thematisch eng mit der Integrationspolitik verwoben ist. Zu ein-
bürgerungs- und staatsbürgerschaftlichen Themen äußerten sich die Grünen in ihrem 
Programm nicht auffallend oft.  
Vier Gemeinsamkeiten stechen im Vergleich der Programme beider Koalitionspartner 
hervor. Erstens: Beide Parteien sprachen das Thema ‚Einbürgerung‘ explizit an. Beson-
ders stand dabei das Thema ‚doppelte Staatsbürgerschaft‘ im Fokus. Zweitens: Die 
Gruppe der Aussiedler wurde hingegen mit keinem Wort erwähnt. Diese beiden Punkte 
verdeutlichen, dass die gemeinsamen Themen der neugebildeten Koalition grundver-
schieden zu jener der Vorgängerkonstellation waren. Ähnlich wichtig war den neuen 
Koalitionsparteien in ihren Programmen drittens der Themenkreis ‚Bildung und Spra-
che‘. Viertens: Sowohl bei den Grünen als auch bei der SPD enthielt die Präambel Text-
teile zur Migrations- und Integrationspolitik.  
Der Anteil migrations- und integrationspolitischer Inhalte am Gesamttext des SPD-Pro-
gramms erreichte einen Wert von 4,5%. Wenngleich die Grünen um mehr als einen 
ganzen Prozentwert darüber lagen, ist dies für eine sozialdemokratische Partei ein ver-
gleichsweise hoher Messwert. Der Baden-Württemberg-kundige Politikwissenschaftler 
Wüst (Q 2014) erklärt sich diese Besonderheit so: „Es gibt in Baden-Württemberg einen 
relativ hohen Anteil ehemaliger Gastarbeiter. Auch innerhalb der SPD ist dieser meines 
Wissens vergleichsweise hoch, wobei man sicherlich andere Bundesländer findet – bei-
spielsweise NRW –, wo der Anteil ähnlich hoch sein müsste. Aber wir haben natürlich 
andere Verantwortlichkeiten. Die SPD hier ist im Verhältnis zur NRW-SPD eine ver-
gleichsweise weniger gewichtige Kraft und insofern vielleicht auch deshalb weniger 
stark auf Kernklientele reduziert als Landesparteien, die auch schon mal in der Lage 
waren, eine absolute Mehrheit zu holen.“ Der Abteilungsleiter im Integrationsministe-
rium Nordrhein-Westfalen, Anton Rütten, bestätigt diese Sichtweise (Q 2014): In der 
regierungserprobteren NRW-SPD habe man sehr früh erkannt, wie wichtig das Thema 
konzentrierten Teils (2011: 15, 2006: 7) eingetreten. In etwa handelt es sich jeweils ungefähr um eine 
Verdoppelung der Indikatorwerte. 
142 Nichtsdestotrotz sei auch darauf verwiesen, dass die hohe Streuung nicht nur an der breiten The-
menabdeckung, sondern auch teilweise am unstrukturierten und dezentralen Aufbau des Programm-
texts liegt. Oft wiederholen oder ähneln sich die einschlägigen Textpassagen inhaltlich.  
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‚Migration und Integration‘ sei. Man habe aber auch erkannt, wie schwierig es beispiels-
weise manchen Ortsvereinen im Ruhrgebiet fällt, sich in dieser Sache fortschrittlich 
aufzustellen. Wüst (Q 2014) kommt für Baden-Württemberg zu dem Schluss: „Mein 
Eindruck ist, dass für die SPD und für Etliche in der SPD das Thema Integration schon 
über viele Jahre und Jahrzehnte hinweg wichtig war.“  
Wüsts Ausführung über diese fast schon traditionelle Themenbesetzung bei den Sozi-
aldemokraten wird durch das verstärkte Engagement der damaligen Sprecherin für Zu-
wanderungsfragen Inge Utzt (z.B. 2002 oder Oettinger 2006a) und insbesondere des 
Abgeordneten Birzele zu einbürgerungs- und integrationsbezogenen Regierungserklä-
rungen (vgl. Teufel 1996, Birzele 2002, Birzele 2006) untermauert. Birzele war zudem 
als SPD-Innenminister in der Großen Koalition von 1991 bis 1996 für den Bereich ‚Mig-
ration und Integration‘ zuständig und gegenüber dem Feld aufgeschlossen (Q Knapp 
2016). Zwar erscheint es als eine selbstverständliche Aufgabe von innenpolitisch orien-
tierten Parlamentariern, sich bei diesen Themen verstärkt zu Wort zu melden; mit Blick 
auf die meisten anderen Bundesländer war ein derart ausgeprägtes Engagement in den 
Reihen der Sozialdemokraten für die Zeit um die Jahrtausendwende jedoch noch sehr 
ungewöhnlich. Die Position des Juniorpartners in einer Koalition mache Parteien bei 
der Themenfindung flexibler (vgl. Heinrich 1999 für die FDP). In diese Richtung argu-
mentiert auch Wüst (Q 2014): „Seit Menschengedenken wird die SPD [in Baden-Würt-
temberg] maximal Juniorpartner. Und dann braucht man Themen. Dann geht es natür-
lich auch darum, sich ein Alleinstellungsmerkmal zu erarbeiten. Und dafür ist das In-
tegrationsthema eine Option.“  
 
Abbildung 6.1.7: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung in den Programmtexten von Grünen und SPD 
sowie des Koalitionsaushandlungsgremiums (Koa) in Baden-Württemberg 2011 
 
Eigene Darstellung. 
 
Der Streuwert [7] und der vertikale Stellenwert [1,79%] der konzentrierten Beobachtun-
gen entsprechen im SPD-Programm – ebenso wie der Gesamttextanteil – den Werten 
der, als ‚aufmerksam‘ eingestuften CDU aus der Vorperiode. Im Gegensatz zu den Grü-
nen schenkt die SPD dem Bereich Flüchtlings- und Asylpolitik keine Aufmerksamkeit. 
Außerdem ist auch die Themenabdeckung weitaus geringer. Ungewöhnlich deutlich 
äußerten sich beide Parteien zur Organisationspolitik im Bereich ‚Migration und In-
tegration‘. Die Grünen forderten in ihrem Programm gar ein eigenes Ministerium: „Ein 
buntes Baden-Württemberg braucht auch ein Integrationsministerium.“ (Code-Ab-
schnitt 2477). Die Sozialdemokraten plädierten dagegen zunächst für einen Staatsmi-
nister beim Regierungschef: „Integration ist eine Querschnittsaufgabe. Wir werden sie 
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zur Chefsache machen, mit einem zentralen Ansprechpartner direkt im Staatsministe-
rium: einem 'Staatsminister für Integration' in Baden-Württemberg." (Code-Abschnitte 
1083-1086).  
Kettenglied II: Im Koalitionsaushandlungsgremium einigte man sich in Fragen der Or-
ganisationsform auf den größten gemeinsamen Zähler: ein Ministerium mit aus-
schließlicher Zuständigkeit für Migrations- und Integrationspolitik. Dies war möglich, 
weil sich nun auch die SPD verstärkt für ein eigenes Ressort ausgesprochen hatte. Aus 
wohlinformierten Kreisen heißt es: „Man darf den politischen Willen nicht außer Acht 
lassen. Man hat ja dieses Ministerium nicht umsonst geschaffen. Und es ist ja eine Ini-
tiative, die von der SPD ausging. Man hatte dieses Ministerium geschaffen, a) weil man 
dem Thema Nachdruck verleihen wollte und b) weil man der Ansicht war, dass das in 
der bisherigen Konstellation nicht hinreichend behandelt wurde.“ (Q Anonym1 2014, 
vgl. ähnlich Q Wüst 2014).  
Insgesamt erhärtet sich der Eindruck, dass beide Parteien hohe Aufmerksamkeitswerte 
aufwiesen und richtungsgleiche Ziele verfolgten. Auch die Daten zweiter Ordnung wei-
sen darauf hin, dass es nur zu Zielkonflikten marginalen Ausmaßes kam. Der kon-
zentrierte Abschnitt im Vertragstext besteht einerseits aus einer Integrationskomponente 
und andererseits aus einer Asyl- und Flüchtlingskomponente. Beide Aspekte dominieren 
heute den Aufgabenpool des neuen Ministeriums. Den graduell ambitionierteren Plä-
nen der Grünen in der Flüchtlingspolitik standen die Sozialdemokraten nicht im Weg. 
Der große Koalitionspartner ließ sich dieses Ziel prominent im konzentrierten Textteil 
des Koalitionsvertrags festschreiben. Mit 17 – meist kleineren – Beobachtungen liegt 
der Streuwert der Vereinbarung so hoch wie der des Grünen-Programms. Das Vor-
schlagsrecht für den Ministerposten fiel hingegen an die SPD (Südwestrundfunk 2011). 
Aussiedlerpolitik wurde in der Vereinbarung wie erwartet ausgespart.  
Die Vorfestlegungen im Koalitionsvertrag legten den Grundstein für eine radikale Re-
organisation der Migrations- und Integrationspolitik in der baden-württembergischen 
Landesministerialverwaltung. Kernstücke im Koalitionskontrakt waren die Neugrün-
dung eines Integrationsministeriums, die engere Zusammenlegung von Flüchtlingsso-
zial- und Integrationspolitik sowie der vertikale Rückbau der Aussiedlerpolitik. Letzteres 
äußerte sich dahingehend, dass man auf eine Wiederberufung des Aussiedlerbeauftrag-
ten verzichtete. Das Amt sei mit weit mehr Aufgaben betraut gewesen im Vergleich zu 
dem, „was das Integrationsministerium heute bearbeitet oder dem, was das Innenmi-
nisterium damals zu bearbeiten hatte“, kritisiert Rech (Q 2013); dadurch seien mit der 
Amtsübernahme der neuen Regierung Aufgaben im kulturellen und gesellschaftlichen 
Bereich weggefallen. 
Kettenglied III: Auch im dritten Kettenglied räumen sowohl Ministerpräsident Kretsch-
mann als auch sein Stellvertreter Schmid der Migrations- und Integrationspolitik einen 
hohen Stellenwert ein. Insgesamt nimmt der Stellvertreter gegenüber dem Ministerprä-
sidenten in dieser Fallgruppe eine verhältnismäßig starke Stellung ein. Nicht zuletzt 
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dadurch, dass die Koalitionspartner im Vergleich des Stimmenergebnisses nahezu 
gleichauf rangierten, betonte man eine Koalitionspartnerschaft auf Augenhöhe (vgl. 
Munzinger 2011h).  
Im Feld der ‚Migration und Integration‘ präsentierte sich der stellvertretende Minister-
präsident Dr. Nils Schmid eine Nuance aufmerksamer als Landesvater Kretschmann. 
Bei der Analyse des Lebenslaufs von Schmid erhärtet sich die Vermutung Wüsts (Q 
2014), der damals designierte Finanz- und Wirtschaftsminister sei ganz besonders für 
ein eigenes Integrationsressort eingetreten. Zwar lag der Schwerpunkt des Juristen auf 
Finanzpolitik; jedoch geben seine familiären Verhältnisse erste Hinweise auf erhöhte 
Aufmerksamkeit gegenüber der Migrations- und Integrationspolitik. Seine Eltern sind 
Heimatvertriebene (Munzinger 2011h). Außerdem ist Schmid mit einer türkischstäm-
migen Frau verheiratet (ebd.). Während sich die Herkunft seiner Eltern nicht nachweis-
lich in gesellschaftlichem Engagement niederschlug, ist Schmid Kuratoriumsmitglied 
im Deutsch-Türkischen Forum Stuttgart (Landtag BW 2012: 140). Zudem besäße  er 
Grundkenntnisse im Türkischen und reise vorzugsweise in die Türkei oder nach Ost-
europa (Munzinger 2011h). Die biographischen Indikatoren weisen also auf eine hohe 
Affinität Schmids zu Themen der kulturellen Vielfalt hin. Diese Vermutung bestätigend 
weist der SWR (Südwestrundfunk 2011) Schmid auch entsprechende Ziele zu: „Zudem 
will Schmid, der mit einer türkischen Migrantentochter verheiratet ist, die Chancen-
gleichheit für Migranten durch das neue Integrationsministerium fördern …“.  
Unwesentlich weniger hoch ist die Aufmerksamkeit des Ministerpräsidenten Winfried 
Kretschmann einzustufen. Schon in Oppositionszeiten äußerte sich Kretschmann bei-
spielsweise mit einem eigenen Redebeitrag zur integrations- und einbürgerungspoliti-
schen Regierungserklärung Oettingers (Kretschmann 2006) und auffallend oft zu Aus-
sprache-Beiträgen zum Beispiel von Schäuble (2002b), Goll (2006) oder Rech (2006)143. 
Als er sich dann als neu berufener Ministerpräsident selbst mit einer Regierungserklä-
rung ans Plenum wandte (Kretschmann 2011), bekräftigte und begründete er die Ein-
richtung eines Integrationsministeriums damit, dass Nachholbedarf aufgrund von Ver-
säumnissen in den Vorgängerregierungen bestehe. Aus seiner Biographie (Landtag BW 
2012: 91, Munzinger 2012a) lässt sich ersehen, dass für ihn der Themenbereich ‚Reli-
gion‘ eine wichtige Rolle spielte (vgl. auch Q Anonym1 2014). Das Staatskirchenrecht 
ist in Baden-Württemberg ohnehin traditionell beim Ministerpräsidenten im Staatsmi-
nisterium angesiedelt; dort befände sich auch eine Reihe kleinerer integrationspoliti-
scher Aufgaben (ebd.).  
 
143 Diese hohe Rate an Zwischenrufen und Wortmeldungen ist als Ausmaß der Beteiligung an der poli-
tischen Debatte freilich zunächst nur sehr eingeschränkt aussagekräftig. Redebeiträge oder Zwischen-
rufe können sich aus bestimmten Ämtern oder Situationen ergeben, auf die hier nicht näher eingegan-
gen werden kann. Im Operationalisierungsteil wurde bereits ausführlich dargelegt, warum Redebeiträge 
aus Parlamentsdebatten zur Analyse des hier beforschten Gegenstands nur bedingt brauchbar sind. Be-
sonders bei der niedrigen Gesamtzahl an Abgeordneten von insgesamt ca. 125 ist die Wahrscheinlich-
keit eines Beitrags aus kleinen Fraktionen relativ hoch. In der Periode von 2001 bis 2006 waren die Grü-
nen besonders schwach mit nur zehn Parlamentariern vertreten. Doch kann für Kretschmann eine ten-
denziell aufmerksame Haltung gegenüber dem Bereich ‚Migration und Integration‘ festgehalten wer-
den. 
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Erwartungsgemäß delegierte Kretschmann organisatorische Details der Integrationspo-
litik an seinen graduell aufmerksameren Stellvertreter Schmid von der SPD. Auch Kre-
tschmanns Eltern sind Heimatvertriebene (Munzinger 2012a), was laut Rech (Q 2013) 
in Baden-Württemberg keine Besonderheit sei. Diese Tatsache fand jedoch – wie bei 
Schmid – keinen prominenten Niederschlag im eigenen Lebenslauf oder gar in der Or-
ganisationspolitik. Entsprechend wurde das Amt des Aussiedlerbeauftragten aufgrund 
jener mangelnden Aufmerksamkeit auch nicht mehr wiederbesetzt (Q Rech 2013, vgl. 
Q Anonym1 2013). Exklusive der Aussiedlerpolitik handelt es sich also bei den Akteuren 
bis einschließlich des dritten Kettenglieds ausnahmslos um Personen oder Gruppen, 
die der Integrationspolitik eine hohe Wichtigkeit beimaßen. Entsprechend kam es zu 
Vorfestlegungen, die der Integrations- und Asylpolitik ein eigenes Ressort zusprachen.  
Kettenglied IV: Die Prinzipale aus den Sequenzen I, II und III wiesen also allesamt eine 
hohe Aufmerksamkeit und Zielrichtungsgleichheit im Hinblick auf Migrations- und In-
tegrationspolitik auf. Es stellt sich nun die Frage, welchen Personen aus Kettenglied IV 
ebenfalls hohe Salienzwerte zu unterstellen waren und ob diese eine ähnliche Zielrich-
tung verfolgten. Aufgrund der Konzentration zahlreicher Aufgaben im neuen Integrati-
onsministerium waren die Spielräume für größere Aufgabenbündelungen außerhalb 
des neuen Ressorts schon in der dritten Sequenz sehr eng.  
Die erste Person, die hinsichtlich ihrer Aufmerksamkeit aus der Gruppe der Minister 
heraussticht ist Theresia Bauer von den Grünen. Im Zuge des Regierungswechsels 
wurde sie als Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst vereidigt. In der Kurz-
biographie des Landtags (BW 2012: 35) findet sich zunächst kein Hinweis auf verstärk-
tes Engagement in diesem Bereich. Zieht man Pressequellen (z.B. Wieselmann 2011) 
und das Munzinger-Archiv (2011i) zurate, stellt sich heraus, dass ihr Ehemann Migrati-
onserfahrung hat: Bauer ist seit ca. 20 Jahren mit einem kubanischen Einwanderer ver-
heiratet. Bei der Auswertung der Regierungserklärungen fallen zudem ihre zahlreichen 
Zurufe an integrationsrelevanten Stellen (z.B. Pfister 2002, Schäuble 2002a, Schäuble 
2002b) auf. Für die Grünen trat Bauer sowohl in der Aussprache zur integrationspoliti-
schen Regierungserklärung Schäubles (Bauer 2002a) als auch zum Antrag der SPD zum 
Zuwanderungsgesetz in derselben Plenarsitzung (Bauer 2002b) ans Rednerpult. Von 
2001 bis 2005 war sie integrationspolitische Sprecherin ihrer Fraktion.  
Doch auch schon zu dieser Zeit war für Bauer das Hauptthemenfeld die Wissenschafts-
politik. Nun, als Wissenschaftsministerin, kümmere sie sich im exekutiven Bereich vor-
dringlich um ihr Ressort, würde sich aber als Abgeordnete in der Migrations- und In-
tegrationspolitik noch sehr engagieren (Q Bauer 2015). Auch wenn dem Wissenschafts-
ministerium keine größeren Aufgabenbündel in diesem Bereich zugesprochen wurden, 
so habe sich laut Bauer (ebd.) das Abbild migrations- und integrationspolitischer Aufga-
ben im Ressort trotzdem gewandelt: „Früher ging es stärker um deutsche Hochschulen 
im Ausland und auch um die Frage, ob sich Hochschulbildung exportieren lässt und als 
Geschäftsmodell erfolgreich ist. Diese Überlegungen spielen heute eine untergeordnete 
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Rolle. Wichtiger sind Aspekte im Hinblick auf Bildungsbeteiligung und -erfolg, Flücht-
lingsintegration und Teilhabe geworden. Internationalität hat im Vergleich zu früher an 
Bedeutung gewonnen, aber vor allem hat sich deren Ausrichtung verändert. Es gibt nun-
mehr einen stärkeren Bezug auf Migranten in Deutschland und deren erfolgreicher 
Teilhabe sowie auf die Gewinnung von Fachkräften. Als ursächlich für diese Verände-
rungen ist die Verschiebung politischer Koordinaten zu nennen, die aufgrund anderer 
politischer Prioritäten und Zielsetzungen erfolgte.“ Obgleich also der neuen Wissen-
schaftsministerin keine zusätzlichen Aufgaben von außen zugewiesen wurden, verän-
derte sie jedoch die Gestalt der schon vorhandenen Aufgaben in diesem Feld. 
Für drei weitere, potentiell relevante SPD-Minister liegen die Aufmerksamkeitswerte 
verhältnismäßig niedrig. Beim neuen Amtsinhaber Rainer Stickelberger finden sich 
keine Anzeichen eines herausgehobenen Engagements im Bereich der Migrations- und 
Integrationspolitik (vgl. Landtag BW 2012: 155, Munzinger 2011j). Die Zuständigkeit 
für Integration wurde vollständig aus dem Justizressort herausgelöst. Die in Personal-
union mit dem Minister geführte Beauftragtenstelle wurde aufgelöst. Das Personal 
überführte man in das neue Integrationsministerium.  
Ähnlich geringe Aufmerksamkeit kann Karin Alpeter unterstellt werden. Sie war auf 
Seiten der Sozialdemokraten in die Koalitionsverhandlungen eingebunden (Munzinger 
2011k). In jenem Aushandlungsprozess war die Ansiedlung der Antidiskriminierungs-
politik zwischen dem Sozial- und dem Integrationsministerium noch ungeklärt. Beson-
ders weil Antidiskriminierung nicht nur Menschen mit Migrationshintergrund betreffe 
und in verschiedene zielgruppenbezogene Politikfelder hineinrage, gestalte sich eine 
Zuständigkeitszuweisung hier schwierig (Q Anonym1 2014). Hinzu sei gekommen, 
dass geschlechts-, generationen- oder lebensentwurfsbezogene Anti-Diskriminierung 
bereits vorher im Sozialressort angesiedelt war: „Was man natürlich machen muss ist, 
sich anzuschauen a) was gibt es schon? und dann muss b) natürlich von Seiten derer, 
die das Thema bisher behandelt haben, eine grundsätzliche Bereitschaft dazu vorhan-
den sein, auch gewisse Kompetenzen zu teilen oder kooperativ zu sein. Das ist nicht 
immer gegeben. Das mögen mitunter politische Gründe, strukturelle Gründe sein: Da 
kommen viele Aspekte zusammen.“ (ebd.). Weitere Zielkonflikte blieben aufgrund des 
vorfestgelegten Ressortzuschnitts weitgehend aus. Anhaltspunkte für verstärktes Enga-
gement im Bereich ‚Migration und Integration‘ finden sich in Alpeters Lebenslauf 
(Landtag BW 2012: 33, Munzinger 2011k) ohnehin nicht. Ähnlich ist die Biographie des 
Innenministers Reinhold Gall zu beurteilen (Landtag BW 2012: 57, Munzinger 2011l). 
Im Innenministerium blieben vom ursprünglich konzentriertesten Aufgabenbündel 
aus der Vorgängerregierung lediglich einige staatsbürgerschafts- und asylrechtliche Ge-
genstände zurück – darunter die Härtefallkommission.  
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Mit Bilkay Öney rekrutierte man eine Politikerin von außerhalb für das Amt der Integ-
rationsministerin. Obwohl auch die Grünen mit zahlreichen migrations- und integrati-
onspolitisch engagierten Politikern wie etwa Manfred Lucha oder Daniel Lede Abal auf-
warten konnten (Q Bauer 2015144), war das Vorschlagsrecht der SPD zugefallen. So hatte 
Ministerpräsidentenstellvertreter Schmid als Prinzipal großen Einfluss auf die Auswahl 
des Agenten. Seine Wahl fiel auf die Berliner Sozialdemokratin und Ex-Grünen-Politi-
kerin Öney. Ihre Biographie ist eng mit dem Politikfeld ‚Migration und Integration‘ ver-
woben. Als Tochter ehemaliger türkischer Gastarbeiter war ihr Migrationshintergrund 
an zahlreichen Stellen ihres Werdegangs von Bedeutung. Sowohl im Beruf beim türki-
schen Sender TRT in Berlin als auch im politischen Raum als Expertin für Integrations- 
und Flüchtlingspolitik bestand eine enge Anbindung an das Politikfeld (Munzinger 
2011m). Diese hohe Affinität zum Thema war zwar ausschlaggebend dafür, dass die 
Auswahlentscheidung zu ihren Gunsten ausfiel; hinsichtlich der Ziele zur Ausgestal-
tung ihres Ressorts sagt die biographische Analyse noch wenig aus.  
Als externe Akteurin, die nicht an der Koalitionsaushandlung beteiligt war, gestaltete 
sich ihr Einfluss auf die Organisationsstruktur des eigenen Hauses vergleichsweise we-
niger stark als in anderen Ressorts: „Jetzt stellen Sie sich mal vor: Sie sind Spieler eines 
eingespielten Teams. Es kommt ein neuer, auffälliger Spieler, weil es einen neuen Trai-
ner gibt. Der Spieler hat Probleme, wenn er einfach so ins Feld gesetzt wird ohne Trai-
ningserfahrung […]. Es ist ein erhebliches Problem, ein neues Haus erstmal zu schaffen, 
das auch noch von den Ressourcen her den anderen Ministerien weit unterlegen ist.“ 
(Q Anonym1 2014). 
Kettenglied V: Der Entscheidungsprozess zur organisatorischen Ausgestaltung des Res-
sorts kann also nicht ohne die Ziele und Interessen aller Akteure aus der dritten und 
vierten Sequenz diskutiert werden. Man hatte nämlich bereits mit der Berufung Öneys 
eine weitere Personalie festgelegt, die entscheidend bei der organisatorischen Ausge-
staltung sein sollte. Es handelte sich dabei um die Besetzung des Ministerialdirektors 
im Haus mit Manfred Stehle. Laut Stuttgarter Zeitung war es Schmid, der den „mit dem 
Rückzug auf‘s Altenteil“ liebäugelnden SPD-Mann berufen habe (Ruf 2013). Aus wohl-
informierter Quelle heißt es hierzu bestätigend: „Also am Anfang war es ja so, dass der 
Ministerin – einer jungen, weiblichen, türkisch-stämmigen Ministerin aus Berlin – ein 
älterer Sozialdemokrat aus Baden-Württemberg zur Seite gestellt wurde, der Erfahrun-
gen im Landkreistag hatte […]. Ich glaube nicht, dass sie bei seiner Personalie eine Mit-
entscheidung hatte. Insofern war das eine Paketlösung, dass Frau Öney und Herr Stehle 
das Team gebildet haben.“ (Q Anonym1 2014). Öney habe zwar einige Vorstellungen 
über die Ressortstruktur gehabt; für das organisatorische Design sei jedoch eher Stehle 
verantwortlich gewesen (ebd., ähnlich Ruf 2013). So bemerkte man in einem Artikel 
zum Ruhestand Stehles in der Stuttgarter Zeitung dann auch: „Manfred Stehle hat das 
144 Als besonders engagierte Grünen-Politiker in Baden-Württemberg nennt Theresia Bauer ebenda ne-
ben ihrer Person noch Manfred Lucha, Daniel Lede Abal, Muhterem Aras, Beate Böhlen und Edith Sitz-
mann. 
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Integrationsministerium aufgebaut." (Ruf 2013). Die wohlinformierte Quelle kommen-
tiert: „Herr Stehle hat die Rolle, das Ministerium organisatorisch auszugestalten, nicht 
in dem Maße gespielt, wie man das vielleicht meint.“ So gab Stehle bei seiner Abschieds-
ansprache im Jahr 2013 selbst an, dass man mit verschiedenen Problemen zu kämpfen 
habe und meinte: „Wenn Sie bei Null auf dem Reisbrett anfangen, bedarf es auch der 
Kunst der Improvisation.“ (Südwest Presse 2013a, ähnlich bei Ruf 2013). 
Zu Stehles Nachfolger wurde der bisherige Landespolizeipräsident Hon.-Prof. Dr. Wolf-
Dietrich Hammann berufen. Für eine Beurteilung, ob der neue Ministerialdirektor der 
Wunschkandidat Öneys war, reichen die Daten nicht aus. Jedoch entspann sich an die-
ser Besetzung eine Diskussion, die dabei hilft, die Zusammensetzung des Personals im 
Ministerium zu charakterisieren. Stein des Anstoßes war für die baden-württembergi-
schen Jungsozialisten, dass mit Hammann ein Mann aus dem Innenministerium zum 
ersten Beamten des Integrationsressorts ernannt wurde (Südwest Presse 2013b und 
2013c). Während die politische Dimension der Diskussion145 in diesem Fall keine Rolle 
spielt, ist die Verbindung zum Innenministerium aus Gesichtspunkten der Verortung 
interessant. Mit dem Personal aus dem Innenministerium holte man sich auch deren 
organisationspolitische Zielvorstellungen mit ins Haus. Auch Stehle war vor seiner Tä-
tigkeit für den Städtetag – auch wenn dies schon länger zurücklag – im Innenministe-
rium tätig (Südwest Presse 2013a).  
Bei einem Blick auf die Führungskräfte im Haus erhärtet sich der Eindruck, dass viele 
andere maßgebliche Personen ebenfalls aus dem Personalstock des Innenressorts re-
krutiert wurden. Ein Abgleich der Organisationspläne des Innenministeriums der Vor-
gängerregierung mit dem Integrationsministerium ergibt, dass alle drei Abteilungslei-
ter – Bernhard Amend, Joachim Pampel und Claus Enkler – Referatsleiter im Innenres-
sort waren. Auch viele andere Beschäftigte kamen aus dem Innenministerium zum In-
tegrationsressort. Ziel sei hierbei gewesen, diese ablauferfahrenen Personen für die Auf-
bauarbeit im Ministerium zu gewinnen, so eine wohlinformierte Quelle aus dem Um-
feld der Regierung (Q Anonym1 2014); so gab es „auch Beamte, die waren zunächst 
abgeordnet und sind dann gerne wieder zurück ins Innenministerium gegangen“. Jene 
Quelle kann nur Vermutungen darüber anstellen, warum ausgerechnet das Innenress-
ort zum Partnerministerium ausgewählt wurde: „Herr [Innenminister] Gall gehört 
ebenfalls der SPD an; dass eher ein SPD-Haus hilft, liegt ja nahe.“ Sicherlich war diese 
Personalpolitik auch dem Umstand geschuldet, dass die linienorganisierte Migrations- 
und Integrationspolitik vorher konzentriert beim Ministerium des Innern bearbeitet 
wurde146. Für das Gros des Personals im Ministerium gilt also die Abschätzung, wonach 
 
145 Zur inhaltlichen Diskussion: Juso-Landesvorsitzender Torrez kritisierte diese Entscheidung insbe-
sondere deswegen, weil ein Polizist an der Beamtenspitze des Hauses ein „verheerendes Zeichen an die 
Migranten im Land“ (Südwestrundfunk 2013) sei. Und weiter: „Es wäre fatal, wenn durch die Persona-
lie der Eindruck erweckt wird, dass Integrationspolitik im Wesentlichen eine Frage der inneren Sicher-
heit ist.“ 
146 Obschon sowohl Herr Enkler (Referat Katastrophenschutz und Verteidigungsangelegenheiten) als 
auch Herr Amend (Finanzen und Controlling in der Z-Abteilung) nicht in der ehemaligen Abteilung IV 
tätig waren.  
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jene Personen den ehemaligen Aufgaben des Innenministeriums einen prominenten 
Platz im Integrationsministerium zusprechen wollten. 
Obwohl die meisten Spitzenbeamten aus dem Innenressort kamen, gab es noch zwei 
weitere Akteursgruppen unter den Beschäftigten. Bei der zweiten Gruppe handelte es 
sich um die Neurekrutierten außerhalb der Ministerialverwaltung. Dazu zählten u.a. die 
Referatsleiter Rainer Nolte – vormalig Abteilungsleiter beim Institut für Auslandsbezie-
hungen –, Dr. Max Bernlochner, der ehemals als Referent für interreligiösen Dialog an 
der Akademie der Diözese Rottenburg-Stuttgart tätig war, Petar Drakul – seines Zei-
chens SPD-Politiker und bis zur neuen Aufgabe im Ressort als Rechtsanwalt fungierte 
– oder Dr. Andreas Wüst, der vorher als Sozialwissenschaftler an der Universität Mann-
heim tätig war. Zu dieser Gruppe gehörte auch der zum Stellvertreter der neugeschaf-
fenen Zentralstelle im Haus berufene Landesvorsitzende der Jungsozialisten, Frederick 
Brütting. Diese Personen hatten ihren Schwerpunkt mehr beim gestalterischen Integ-
rations- als beim eher verwaltenden Migrationsaspekt des Politikfelds147. Als Neuan-
kömmlinge war deren Einfluss auf die organisatorische Ausgestaltung des Hauses frei-
lich geringer.  
Auch die dritte Gruppe um Christian Storr aus dem Justizressort hatte sich vor dem 
Umzug ins neue Ministerium vornehmlich mit Integration befasst. Alle vier Mitarbei-
terinnen von Storr seien zunächst ins neue Haus gewechselt, wo die alte Stabsstelle als 
Zentralstelle vorerst fortbestand (Q Anonym1 2014). Storr sei die einzige Führungsper-
son gewesen, die sich „sowohl in der Ministerialbürokratie als auch im Themenfeld ‚In-
tegration‘ ausgekannt hat“ (ebd.). Kontrastiert dargestellt kann man die beiden letztge-
nannten Gruppen im Hinblick auf ihre gestalterisch-integrationspolitischen Ziele von 
denen der verwaltenden migrations- und asylpolitischen Akteursgruppe unterscheiden.  
Will man die Vorgänge in Sequenz IV also verstehen, so muss man neben Ministerin 
Öney folgende Akteure und Akteursgruppen betrachten: Ministerialdirektor Stehle, der 
für Fragen des organisatorischen Designs vorgesehen war, Ex-Stabsstellenleiter Storr, 
der als neuer Zentralstellenleiter das Fachwissen der Vorgängerregierungen einbrachte, 
und schließlich die Gruppe um Enkler und Pampel, welche bei ihrer Ankunft im Integ-
rationsministerium insbesondere Aufgaben aus dem Migrationsbereich mit im Gepäck 
hatten. So habe sich Storr entsprechend um den Bereich ‚Integration‘ gekümmert, wäh-
rend Enkler für die Leitung von ‚Abteilung II: Flüchtlinge und Staatsangehörigkeit‘ vor-
gesehen war: „Alles schien zunächst sehr stark über Herrn Storr zu laufen, der aber 
auch irgendwie für alles zuständig war.“ (Q Anonym1 2014). Ähnlich äußert sich sein 
Amtsvorgänger Knapp: Storr sei derjenige gewesen, „der am Anfang die Überleitung 
von dieser Stabsstelle zum Ministerium weitgehend organisiert hat. […] Das war sozu-
sagen der Ansprechpartner schlechthin. Dann hatte er so eine Art Zentralstellenleiter-
funktion inne. Am Anfang war Herr Storr so eine Art Spiritus Rector und hatte natürlich 
 
147 Am Rande eines Fachgesprächs bezeichnet jedoch beispielsweise der Monitoring-Referatsleiter aus 
dem Integrationsministerium Wüst (Q 2014) einwanderungspolitische Fragen als nicht minder drän-
gend; hier müsse jedoch insbesondere auf bundespolitischer Ebene Bewegung stattfinden. 
247 
 
auch die ganzen Kontakte.“ 2012 verließ Storr das Ministerium nach einem Verset-
zungsgesuch (Badische Zeitung 2012). „[I]ch denke, da tut man ihm nicht unrecht, 
wenn man sagt, dass er mit der Ballung dieser Aufgaben schlicht und ergreifend über-
fordert war. Sukzessive kam Herr Enkler ins Zentrum des Spiels, der jetzt die Abteilung 
III leitet. Es scheint, dass er gemeinsam mit der Ministerin Grundzüge des Ministeri-
ums festgelegt und […] umgesetzt hat.“ (Q Anonym1 2014). Auch Storrs Stellvertreter 
Brütting verließ nach wenigen Monaten das Haus (Badische Zeitung 2012).  
Bis dahin hatte sich bereits eine organisatorische Zweiteilung ergeben. In Abteilung II 
brachte man – bis auf das Forschungs- und Monitoring-Referat – mit dem Staatsange-
hörigkeitsrecht und dem Bereich ‚Flüchtlinge‘ die migrationspolitischen Aufgaben un-
ter. Die starke Stellung jener Aufgaben in der Aufbauorganisation sei auch „befördert 
worden dadurch, dass der frühere Referatsleiter für Flüchtlinge – Herr Pampel – jetzt 
Abteilungsleiter in dieser Rechtsabteilung ist und insofern natürlich schon Erfahrung 
in dem Bereich vorhanden ist.“ (Q Anonym1 2014). Enkler übernahm die Integrations-
abteilung. Dem Referat 31 dieser Abteilung floss der Großteil an Aufgaben der aufge-
lösten Zentralstelle zu (ebd.).  
In dieser Gemengelage waren also organisatorische Arrangements von Entscheidungen 
aus der heterogen zusammengesetzten Spitzenbeamtenschaft und weniger von der Mi-
nisterin geprägt. Seine starke Stellung im Aufbau des Integrationsministeriums ver-
dankt der migrationspolitische Aspekt unter anderem der starken Präsenz des gewech-
selten Personals aus dem Innenministerium. Im Verlauf der Amtsperiode konnte Öney 
– auch mittels Personalwechseln (Badische Zeitung 2012) – an Organisationsgewalt ge-
winnen.  
 
6.1.4.2 Datenkomprimierung und Erklärung mittels Modell 
In diesem Abschnitt gilt es nun, die gewonnenen Daten zu komprimieren, um darauf 
basierend Aussagen zur Gesamtzusammenhangsanalyse generieren zu können.   
Die Gewohnheitshypothese betreffend wurden die theoretisch formulierten Erwartun-
gen erfüllt. Ein radikaler Austausch der Akteure führte zu einem völlig neuen Arrange-
ment der Aufbauorganisation. Die organisationspolitische Zieldiskrepanz zwischen al-
ten und neuen Akteuren tritt insbesondere bei den Kommentaren der ehemalig Verant-
wortlichen zur neuen Verortung des Politikfelds zutage. Vorwiegend wurde in der Dis-
kussion um die neue Verortung migrations- und integrationspolitischer Aufgaben auf 
die Überkomplexität eingegangen. So merkt der ehemalige Ausländer- und Integrati-
onsbeauftragte Goll an: „Durch ein solches Ministerium kann man nach meiner Mei-
nung nicht vernünftig weiterkommen. Man läuft sogar eher in Gefahr, dass man in 
Ressortegoismen und in typische Abläufe [verfällt und dann] weniger rauskommt als 
vorher. Und im Moment wird niemand behaupten, dass mehr rauskommt bei der Ver-
anstaltung als vorher.“ (Q Goll 2013). Knapp (Q 2016) verweist auf die Kosten, die das 
Ministerium verursacht habe: „Vom Rechnungshof […] wurde […] kritisch kommentiert, 
dass das Integrationsministerium ein zu kleines Ministerium sei. Hier hat man einen 
relativ hohen Overhead-Anteil.“ Dieser hohe Fixkostenanteil komme insbesondere im 
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Bereich der Z-Abteilung zustande. Auch kleine Ressorts müssten diese Abteilung vor-
halten und würden dadurch hohe Personal- und Finanzressourcen binden, so Knapp 
(ebd.)148. Rech (Q 2013) untermauert seine Einstellung zur neuen Organisationsstruktur 
gar mit einem Zitat aus dem sozialdemokratischen Lager: „Ich würde auch der Minis-
terpräsidentin Hannelore Kraft zustimmen, wenn sie sagt – wie sie das schon getan hat 
–, dass sie in NRW kein Integrationsministerium bräuchten, weil Integration eine Quer-
schnittsaufgabe sei, die jeden einzelnen Minister betreffe. Da hat sie auch völlig Recht. 
Wenn dies als gesamtgesellschaftliche Aufgabe ernst genug genommen wird, dann 
muss sich jeder Minister angesprochen fühlen … jeder. So haben wir das in Baden-
Württemberg auch gesehen. Deswegen haben wir – wie gesagt – ‚nur‘ in Anführungs-
zeichen diese Koordinierungsrunde regelmäßig einberufen. Es geht also um Koordina-
tion und nicht um ausschließliche, exklusive Wahrnehmung. Deswegen sage ich auch: 
eines eigenständigen Integrationsministeriums hätte es nicht bedurft.“ Ein Integrati-
onsministerium könne deswegen „geradezu falsch“ sein, meint Goll (Q 2013). In der 
neuen Regierung vertrat man den Standpunkt, dass das unumstrittene Ziel einer gelin-
genden Integrationspolitik jedoch mit einer Konzentration der betreffenden Aufgaben 
besser zu realisieren sei. Man habe das Ministerium deshalb geschaffen, weil man ers-
tens dem Thema Nachdruck verleihen wollte und weil man zweitens der Ansicht gewesen 
sei, dass das in der bisherigen Konstellation nicht hinreichend behandelt worden sei (Q 
Anonym1 2014). Zu diesen politischen treten auch ressourcenbezogene Argumente. 
Was die diesbezüglichen Möglichkeiten der vormaligen Stabsstelle im Justizministe-
rium betrifft, so spricht selbst Storr (2008: 228) von einem „eher niedrigen Budget“. 
Auch Knapp (Q 2016) räumt ein, dass die Möglichkeiten der Stabsstelle zu seiner Zeit 
mit einem Jahresetat von 100.000 Mark begrenzt gewesen seien. Seitens der wohlinfor-
mierten Quelle sei ein Umbau der bisherigen Struktur im Jahr 2011 nach Abwägung 
von Vor- und Nachteilen gut zu rechtfertigen gewesen: „Was man zur Stabsstelle sagen 
muss – und das ist sicher ein Vorteil gewesen –: dass man nicht so im Fokus stand und 
sich eher die Rosinen herauspicken konnte, wo man dann eben versucht hat zu punk-
ten. Ich bin nicht der Ansicht, dass dies in überzeugendem Maße gelungen ist.“ 
(ebd.)149. Die Hauptargumente in diesem Zielkonflikt wurden und werden also im Span-
nungsfeld zwischen größeren Ressourcen und der Trägheit eines eigenen Ressorts ei-
nerseits und limitierter Mittel gepaart mit Flexibilität des alten Organisationsmodells an-
dererseits ausgetauscht.  
Zur Analyse akteurszielbezogener Hypothesen wurden insgesamt 19 Delegationsbezie-
hungen näher beleuchtet. Es lassen sich acht wichtige Erkenntnisbausteine zusammen-
fassen. (1) Die Aufmerksamkeit aller Akteure in den ersten drei Kettengliedern gegen-
über der Integrations- und Einbürgerungspolitik war hoch. Die Zielrichtungen der Ak-
teure deckten sich weitgehend. So konnte man sich einvernehmlich auf die Errichtung 
148 Ein weiterer Einwand des Rechnungshofs bezog sich laut Knapp (Q 2016) auf die Verwendung der 
Mittel zur Projektförderung.  
149 Freilich sieht man das im Lager der Vorgängerregierung anders: „Diese krampfhaften Beschwörun-
gen, es hätte da vorher irgendeinen Mangel gegeben: Die werden von der institutionellen Szene hier si-
cher nicht geteilt.“ (Q Goll 2013). 
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eines Integrationsministeriums verständigen. (2) Im Teilbereich ‚Asyl‘ zeigten sich die 
Grünen engagierter als die Sozialdemokraten. Da dies aber weitgehend nur eine Frage 
unterschiedlicher Salienz war und keine tiefergehenden Zielkonflikte in dieser Sache 
bestanden, stießen die Grünen im Zuge der Aushandlung des Koalitionsvertrags hier 
nicht auf Widerstand. (3) Im Gegensatz zur Vorgängerregierung stand Aussiedlerpoli-
tik bei keinem der Akteure explizit auf der Agenda. Auch unter den Ministern von po-
tentiell gegenstandaffinen Ressorts wie dem Sozialen oder dem Innern fand sich keine 
Person, die Aussiedlerpolitik besonders thematisiert hätte. Entsprechend wurde das 
Amt des Aussiedlerbeauftragten nicht mehr weitergeführt. (4) In den Reihen der po-
tentiell relevanten SPD-Minister fand sich bis auf Schmid und Öney keine Person mit 
markanter Aufmerksamkeit für das Politikfeld. (5) Dagegen sticht Bauer von den Grü-
nen in diesem Bereich mit großem Engagement heraus. Allerdings war es nicht zu einer 
Bündelung entsprechender Aufgaben in ihrem Ressort gekommen, weil man sich in 
der Koalitionsvereinbarung gemeinsam bereits zugunsten einer Konzentration im 
neuen Ministerium ausgesprochen hatte. (6) Sowohl im Sozial- als auch im Integrati-
onsministerium hatte man Antidiskriminierungspolitik als wichtiges Thema eingestuft. 
In der Koalitionsvereinbarung wurde jedoch nicht festgelegt, welchem Ministerium ein 
diesbezüglich konzentriertes Aufgabenbündel zugesprochen werden sollte. Hier baute 
sich Konfliktpotential entlang der Zuständigkeiten für Menschen mit Migrationshinter-
grund einerseits und generationen-, frauen- und lebensentwurfspolitischen Fragen ande-
rerseits auf. Schließlich kam es zu keiner konzentrierten Lösung. Abgesehen von dieser 
interministeriellen Organisationsherausforderung hielt sich das Konfliktpotential vor 
allem deshalb in Grenzen, weil die Prinzipale entsprechende Vorfestlegungen getroffen 
hatten. (7) Insbesondere hatten sie der Integrationsministerin Öney von Beginn an Mi-
nisterialdirektor Stehle zur Seite gestellt, der die Organisation des Hauses übernehmen 
sollte. (8) Letztlich wurden die maßgeblichen Entscheidungen – entgegen der theoreti-
schen Erwartung – mit starker Beteiligung von Storr und später verstärkt von Enkler 
getroffen. Mithilfe des Einflusses auf die Organisationsstruktur seitens asylpolitisch ge-
prägter Spitzenbeamter, die vom Innenministerium ins neue Integrationsministerium 
gewechselt waren, erfüllte sich das ursprüngliche Ziel der Grünen, Asylpolitik promi-
nent in der Landesministerialverwaltung unterzubringen. Im Gesamtüberblick ergibt 
sich für diese acht Punkte folgende Tabelle: 
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Abbildung 6.1.8: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Baden-Württemberg 2011-
2013 
  Eigene Darstellung. 
6.2 Bayern 
Der Untersuchungszeitraum für Bayern beginnt im Jahr 1994 und endet am letzten 
Dezembertag 2013. Im Gegensatz zum vorherig betrachteten Bundesland Baden-Würt-
temberg werden die Fälle nicht nach Regierungsperioden gebündelt. Dies wäre unpas-
send, weil sowohl das Gesamtbild auf der unabhängigen als auch auf der abhängigen 
Variable von sehr niedriger Varianz geprägt ist. Die Fälle können somit unter Wahrung 
einer angemessenen Detailtiefe etwas knapper abgehandelt werden. Deshalb bietet es 
sich an, die kürzeren Textbausteine in nur drei Fallgruppen abzubilden: Fallgruppe I 
für den Zeitraum der CSU-Alleinregierung bis 2008, Fallgruppe II für die CSU-FDP-
Koalition und schließlich Fallgruppe III für 2013. In diesem Jahr kam die CSU kurz vor 
Ende des Untersuchungszeitraums erneut alleinig ins Regierungsamt.  
Aus jeder Fallgruppe werden jeweils zwischen fünf und sechs Erkenntnisbausteine ge-
wonnen, mithilfe derer Aussagen über die Erklärungskraft des theoretischen Modells 
getroffen werden können. Zu diesen Bausteinen gelangt man, indem 37 Delegationsbe-
ziehungen näher beleuchtet werden. Für die bayerischen Fälle bestätigen sich die theo-
retischen Annahmen in über 90% der betrachteten Delegationsbeziehungen.  
Als Besonderheit für das Bundesland Bayern ist hervorzuheben, dass Auswertungsda-
ten von Wahlprogrammen für die ersten beiden Fallgruppen nur bedingt aussagekräftig 
sind. Die bayerischen Fälle stützen die gesondert betrachtete Gewohnheitshypothese 
weitgehend: Geringe Fluktuation in der Akteurskonstellation führten zu Veränderungs-
armut. Wenn dann Akteure wechselten, kam es meist zu entsprechender Veränderung 
auf der abhängigen Variable.  
6.2.1 Fallgruppe Bayern 1994-2008 
Die erste Fallgruppe der Datenauswertung umschließt alle Fälle in Bayern im Zeitraum 
von 1994 bis 2008. Eingeschlossen sind somit die Wahlperioden 1994-1998, 1998-2004 
und 2004-2008.  
Wie auch schon in den Jahrzehnten zuvor regierte die CSU in dieser Zeitspanne mit 
absoluter Mehrheit. Der vormalige Innenminister im Kabinett Streibls, Edmund Stoi-
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ber, war schon ein Jahr vor Beginn des Untersuchungszeitraums zum Ministerpräsi-
denten gewählt worden. Aus jenem Anlass war die Position des Innenministers neu zu 
besetzen. Diesen Posten übernahm Günther Beckstein, der in der Folgezeit als aktiver 
Akteur im Bereich Migrations- und Integrationspolitik auftrat. Die Sozialministerinnen 
Stamm und Stewens verhielten sich hinsichtlich dieses Politikfelds vergleichsweise un-
auffällig. Entsprechend blieben die linienangesiedelten Aufgaben im Sozialressort im 
Wesentlichen unverändert. Charakteristisch für diese Fallgruppe ist insbesondere die 
schwache Rolle der alleinregierenden CSU als erster Prinzipal in der Delegationskette 
und das fehlende zweite Kettenglied mangels Bedarfs einer Koalitionsaushandlung.  
2007 trat die Fraktion als aufbegehrender Akteur allerdings merklich in Erscheinung. 
Es folgte die Absetzung des Ministerpräsidenten Stoiber. Unmittelbar migrations- und 
integrationspolitisch relevante Veränderungen in der Aufbauorganisation fanden je-
doch im Nachgang nicht statt. In dieser Übergangsphase zur zweiten Fallgruppe fun-
gierte Beckstein als Landesvater. Joachim Herrmann wurde Innenminister. Sowohl Mi-
nisterpräsident als auch Minister ließen die Aufbaustruktur angesichts der nahenden 
Landtagswahl unangetastet.  
Von insgesamt 16 näher betrachteten Delegationsbeziehungen, entlang derer Daten für 
den Gesamtzusammenhangstest gesammelt wurden, bestätigen sich die theoretisch 
formulierten Erwartungen in zwei Einzelbeziehungen nicht. 
 
6.2.1.1 Deskription der unabhängigen Variablen und Prozessanalyse 
Dieser Abschnitt hat die Aufgabe, die potentiell relevanten Akteure für die Fallgruppe 
zu nennen, deren Position in der Delegationskette anzugeben, sowie deren Ziele zu er-
läutern oder abzuschätzen.  
Ohne Veränderung regierte die CSU unangetastet im gesamten Fallgruppenzeitraum 
allein. Mangels Koalitionspartner entfiel das Koalitionsaushandlungsgremium. Auf-
grund dieses Fehlens von Kettenglied II bildete die Partei der Christsozialen den direk-
ten Prinzipal des Ministerpräsidenten Edmund Stoiber. Ein Jahr vor der Wahl 1994 war 
dieser nach dem Rücktritt Max Streibls als Landesvater ins Amt gekommen. Kurz vor 
Ende des Fallgruppenzeitraums wurde Stoiber im Oktober 2007 wiederum durch den 
bisherigen Innenminister Günther Beckstein ersetzt. Da es sich um eine Ein-Parteien-
Regierung handelte, war die Stellung der stellvertretenden Ministerpräsidenten nur un-
wesentlich bedeutender als die einiger Minister. Der Posten wurde regelmäßig an Mi-
nister vergeben, deren Portfolios ohnehin als einflussreich galten. Eine solche traditio-
nell starke Stellung im Kabinett nahm beispielsweise der jeweilige Innenminister ein150. 
Jenes Amt füllte Beckstein bis zu seinem Wechsel an die Regierungsspitze aus. Zu sei-
nem Nachfolger im Innenministerium ernannte er Joachim Herrmann. Das Arbeits- 
und Sozialressort wurde im Fallgruppenzeitraum zunächst von Barbara Stamm und ab 
 
150 Von 2001 bis 2007 wurde das Amt des stellvertretenden Ministerpräsidenten ohnehin in Personal-
union mit dem Innenminister geführt. Vorgänger Becksteins waren Sozialministerin Barbara Stamm 
und Kultusminister Hans Zehetmeier. Zu Becksteins Stellvertreterin im Ministerpräsidentenamt wurde 
Sozialministerin Christa Stewens berufen.  
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2001 von Christa Stewens geführt. Die potentiell relevanten Spitzenbeamten sind ent-
sprechend in der damaligen Organisationsstruktur des Innen- und Sozialressorts zu fin-
den.  
Kettenglieder I/II: Die Auswertung von CSU-Wahlprogrammen im Untersuchungszeit-
raum musste aufgrund sehr kurz gefasster Texte mit großer Vorsicht bei der Interpre-
tation geschehen. Das Programm von 1994 enthält knapp 4200 Wörter, das von 1998 ca. 
1000 weniger und der Text im Wahljahr 2003 immerhin nahezu 4500 Wörter. Diese drei 
Werte sind in Relation zu anderen Landtagswahlprogrammen dieser Zeit sehr niedrig. 
Zum Vergleich: Die durchschnittliche Textlänge der relevanten Parteiprogramme be-
läuft sich auf ungefähr 21500 Wörter und liegt damit fünfmal höher als die CSU-Pro-
gramme in der betrachteten Fallgruppe151. Mit dieser geringen Wortanzahl geht einher, 
dass die Bandbreite der behandelten Themen eingeschränkter ist als in längeren Pro-
grammen. Darunter leidet potentiell der Anteilswert des Migrations- und Integrations-
felds insbesondere dann, wenn das Thema als Querschnittspolitik wahrgenommen 
wird. Doch auch wenn man dies berücksichtigt, blieben die politikfeldbezogenen 
Textanteile am Gesamtprogramm mit 0,98% im Jahr 1994 und 0,30%152 im Jahr 2003 
sehr niedrig. Für 1998 findet sich hingegen ein vergleichsweise hoher Wert von 5,9% 
Textanteil. Der hohe Anteil kann – im Hinblick auf die begrenzte Themenspanne – nicht 
mit Zufall bei der Themenauswahl begründet werden: Auch der Streuwert ist in diesem 
Programm relativ hoch.  
Das Wahlprogramm fällt – wie für Baden-Württemberg schon gezeigt – in eine Hoch-
phase der Diskussion um Zuwanderung und steigende Flüchtlingszahlen (Q Rech 
2013). Im Munzinger-Archiveintrag zu Stoiber (2008a) erklärt man sich diesen Aus-
schlag nach oben wie folgt: „Im Landtags- und Bundestagswahljahr 1998 bemühten sich 
St. und die CSU verstärkt um eine Abgrenzung und Eigenprofilierung in den Bereichen 
Europa- und Ausländerpolitik, um nicht vom allgemeinen Wunsch nach einem Politik-
wechsel in Bonn negativ beeinflusst zu werden.“ Dementsprechend befasste man sich 
in den migrations- und integrationspolitischen Beobachtungen vor allem mit Themen 
unter dem Dach der Politikfelder ‚Inneres‘ und ‚Europa und Internationales‘. Zwei wei-
tere Textstellen wurden eher bei den Bereichen ‚Gesellschaftspolitik und Soziales‘ und 
‚Arbeitsmarkt‘ verortet. Im Hinblick auf die horizontale Verortung wird Integrationspo-
litik regelmäßig im sozial- und gesellschaftspolitischen Kontext diskutiert, während 
asyl- und zuwanderungspolitische Fragen im innenpolitischen Bereich ihren Nieder-
schlag finden.  
In allen drei Programmen werden Aussiedler nicht erwähnt. Das ist im Stamm- und 
Schirmland der Sudetendeutschen (Seehofer 2010a, vgl. auch Q Rech 2013) ungewöhn-
lich, zumal man in der CSU stets die Nähe zu deutschen Vertriebenen, Flüchtlingen 
151 Rechnet man jene drei Programme aus der Gesamtstatistik heraus, erhöht sich der Gesamtdurch-
schnittswert um weitere 1000 Wörter pro Text.  
152 Eine Reliabilitätscoderin setzte den Wert bei 0% an mit der Begründung, dass an der potentiell rele-
vanten Textstelle nur vorübergehende Migration behandelt werde.  
253 
 
und Aussiedlern betont. Der Europaparlamentarier und Sprecher der sudetendeutschen 
Volksgruppe, Bernd Posselt (2012) meint: „Auch auf europäischer und deutscher Ebene 
sind Bayern und die CSU Anwalt aller Heimatvertriebenen und Aussiedler, ohne den 
spezifischen Charakter der Schirmherrschaft über den Vierten Stamm, die Sudeten-
deutschen, in Frage zu stellen oder zu relativieren.“ (vgl. auch Seehofer 2010a). Lediglich 
die Heimatvertriebenen werden zwar im Programm von 2003 angesprochen, auch dort 
aber nicht prominent behandelt.  
 
Abbildung 6.2.1: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung des CSU-Programmtexts in Bayern 1994 
  
Eigene Darstellung. 
 
Abbildung 6.2.2: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung des CSU-Programmtexts in Bayern 1998 
 
Eigene Darstellung. 
 
Abbildung 6.2.3: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung des CSU-Programmtexts in Bayern 2003  
 
Eigene Darstellung. 
 
Die wahlprogrammbasierte Abschätzung von Zielen der christsozialen Partei stellt nicht 
nur aufgrund der Textlänge eine Herausforderung dar. Es kommt hinzu, dass man 
Wahlprogrammen in der CSU noch bis in die 2000er Jahre gemeinhin relativ wenig 
Wert beigemessen hatte (vgl. Q Beckstein 2013). Die programmatische Kommunikation 
mit den Wählern und der Bevölkerung fand meist über die politisch handelnden Ein-
zelakteure statt, so z.B. über die Wahlkreisarbeit von Abgeordneten. So sei die Erstel-
lung des Programmtexts vornehmlich nicht politisch, sondern vielmehr verwaltungs-
technisch expertenbasiert gewesen: Informationen zu aktuellen Problemen, gesetzge-
berischem Bedarf und dringlich zu lösenden Fragen seien aus den Ressorts selbst ge-
kommen – im Fall des Innenressorts genauer gesagt von den Führungshilfen (ebd.153). 
Dieses Charakteristikum macht deutlich, dass der Einfluss der Regierungspartei und 
 
153 vgl. auch Entstehung des Zehn-Punkte-Integrationsplans: Bayerischer Ministerrat (2008a, 2008b). 
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ihrer Fraktion im Landtag als Kollektivakteur deutlich geringer erscheint als in anderen 
Regierungskonstellationen in anderen Bundesländern.  
So ist also erstens eine Abschätzung der Parteiziele entlang von Wahlprogrammen auf-
grund der sehr knapp gehaltenen Textlänge nur sehr eingeschränkt möglich. Dies gilt 
besonders für die vertikale Verortung. Für die horizontale Dimension können die Zwei-
teilung in einen sozialpolitischen Integrationsbereich und in einen innenpolitisch do-
minierten Asyl- und Zuwanderungsbereich hingegen eher als plausible Indikatoraus-
prägungen dienen. Diese Zweiteilung ist im Fallgruppenzeitraum entsprechend auf der 
abhängigen Variablen vorgezeichnet. Zweitens ist der potentielle Einfluss von Partei und 
Fraktion auf die Organisationspolitik als eher niedrig einzuschätzen. Die Prinzipalei-
genschaft wird hier vom Akteur nicht in dem Maße ausgefüllt, wie theoretisch erwartet.   
Kettenglied III: Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber (1994) machte das Thema Zu-
wanderung in seiner Regierungserklärung von 1994 zu einem seiner sieben ‚Ecksteine 
des Wandels‘ und stellte jenen Teil der Migrations- und Integrationspolitik in den Fo-
kus. Auch in seiner Antrittsregierungserklärung der darauffolgenden Amtsperiode (Sto-
iber 1998) war die Aufmerksamkeit gegenüber dem Politikfeld hoch. Allerdings lag der 
Schwerpunkt hier auf dem Teilbereich ‚Integration‘. Einen textanteilsmäßigen Höhe-
punkt erreichte das Thema ‚Migration und Integration‘ allerdings in der Regierungser-
klärung zur Inneren Sicherheit (Stoiber 2001) zum Anlass der Anschläge des 11. Sep-
tembers. Hier wurde insbesondere der Ausländerterrorismus in Verbindung mit dem 
Politikfeld diskutiert. In seiner Regierungserklärung ‚Bilanz und Ausblick‘ (Stoiber 
2003a) gegen Ende der Periode war es wiederum der Teilaspekt ‚Zuwanderung‘, welcher 
prominent in der Rede behandelt wurde. Im Herbst desselben Jahres trat er zu seiner 
Antrittsregierungserklärung für die neue Periode erneut vor das Parlament (Stoiber 
2003b). In dieser Rede tritt abermals die Trennung der bayerischen Migrations- und 
Integrationsdebatte in einen Zuwanderungs- und einen Integrationsaspekt hervor. Im 
Zusammenhang mit der Hochschul- und Arbeitsmarktpolitik fällt in dieser Erklärung 
auf, dass er die Abwanderung von Spitzenkräften ins Ausland besonders ausführlich als 
Herausforderung für Wirtschaft und Forschung behandelte (zur dahingehenden Auf-
merksamkeit vgl. auch Munzinger 2008a). Insgesamt kann auf Grundlage seiner Regie-
rungserklärungen auf ein ausgeprägtes Interesse an Gegenständen der Migrations- und 
Integrationspolitik geschlossen werden.  
Noch deutlicher tritt die erhöhte Aufmerksamkeit gegenüber jenem Bereich beim Blick 
auf den Lebenslauf Stoibers hervor. Vor seiner Wahl zum Landesvater war Stoiber In-
nenminister im Kabinett seines Vorgänger Max Streibl. Dort habe neben der allgemei-
nen Inneren Sicherheit und der Bekämpfung des Rechtsradikalismus insbesondere die 
Ausländer- und Asylpolitik zu den politischen Schwerpunkten des Juristen gezählt (vgl. 
Munzinger 2008a). Auch in seiner Zeit als Landesvater äußerte er sich weiterhin gele-
gentlich zu Themen der Zuwanderungs- und Asylpolitik (ebd.).  
Mit der Übernahme des Ministerpräsidentenamts ging traditionell (Posselt 2012) auch 
die Übernahme der Schirmherrschaft für die Volksgruppe der Sudetendeutschen als 
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‚vierter Stamm Bayerns‘ einher. So sorgte Stoiber auf den Sudetentagen 1998 in Nürn-
berg mit der Weigerung zur Aufnahme der Tschechischen Republik in die Europäische 
Union und 2005 in Augsburg mit der Forderung an Tschechien, die Beneš-Dekrete154 
aufzuheben (vgl. Munzinger 2008a), für sichtbare Aufmerksamkeit in Angelegenheit 
der Volksgruppe. Hinweise auf eine besondere Affinität zur Gruppe der Aussiedler gibt 
es – abgesehen von allgemeinen Unterstützungsbemühungen für deutsche Migranten 
(vgl. Seehofer 2010a) – indes nicht.  
Vier wichtige Erkenntnisse lassen sich für die Analyse der organisationspolitischen 
Ziele Stoibers im Bereich der Migrations- und Integrationspolitik folgern. Erstens legte 
Stoiber schon in seiner Zeit als Innenminister, aber auch später als Ministerpräsident, 
besonderen Wert auf den Themenbereich ‚Zuwanderung‘. Zweitens erweiterte der Kanz-
lerkandidat von 2002 jenen Teilbereich in seinen Regierungserklärungen mithin um die 
Integrationspolitik. Dies rührte jedoch weniger von seinem besonderen Interesse her. 
Vielmehr war dies Ausdruck des Gesamtabbilds der Regierungspolitik. Drittens galt Sto-
ibers Aufmerksamkeit der wirtschaftlichen Weiterentwicklung Bayerns als Spitzen-
standort. Im Zuge dessen setzte er sich mit Ab- und Zuwanderung von Hochqualifizier-
ten auseinander. Viertens kann nicht festgestellt werden, dass die Affinität zu aussied-
lerpolitischen Themen über das traditionell erhöhte Aufmerksamkeitsmaß bayerischer 
Ministerpräsidenten gegenüber deutschen Migranten hinausging.  
 
Kettenglied IV: Aus mehreren Gründen ist die Akteursbeziehung zwischen Ministerprä-
sident Stoiber und Innenminister Beckstein eine besonders wichtige. Es gibt vier Haupt-
gründe, warum diese Delegationsbeziehung einer genaueren Betrachtung bedarf. Ers-
tens wurde Becksteins Position im Kabinett mindestens symbolisch aufgewertet, indem 
ihn Stoiber im Fallgruppenzeitraum zum stellvertretenden Ministerpräsidenten berief. 
Zweitens arbeitete Beckstein vor 1993 als Innenstaatssekretär bereits mit dem damaligen 
Ressortleiter Stoiber zusammen. Drittens war Beckstein daraufhin Amtsnachfolger Sto-
ibers als Innenminister. Die beiden teilten sich deshalb bereits Fachbereichswissen und 
amtsbezogene Themenaufmerksamkeit. Damit eng in Verbindung steht viertens die 
Zielabschätzung für Stoiber, an welcher Stelle er migrations- und integrationspoliti-
scher Aufgaben gerne verortet gehabt hätte. Aus dieser Zielabschätzung lässt sich die 
theoretische Erwartung generieren, dass der Landesvater eine Verortung jener Aufga-
ben im innenpolitischen Bereich bevorzugte. Dies galt insbesondere für zuwanderungs- 
und asylpolitische Fragen. Eine so geartete Ansiedlung setzt dabei gemäß theoretischer 
Herleitung immer voraus, dass die Ziele des Agenten in der Delegationsbeziehung von 
ähnlich hoher Aufmerksamkeit und richtungsgleicher Zielverfolgung geprägt ist. Bis 
gegen Ende des Fallgruppenzeitraums sei diese Bedingung für eine großzügige Delega-
tion von Entscheidungsbefugnissen gegeben gewesen: „Sie dürfen sich das nicht so vor-
stellen, als dass es da ein großes, böses Gegeneinander gegeben hat. Da gibt es schon 
 
154 Die Beneš-Dekrete sind nach dem damaligen tschechoslowakischen Staatspräsidenten Edvard Beneš 
benannt. Mit den Dekreten wurden die Besitztümer der ethnisch Deutschen auf dem Staatsgebiet der 
neu gegründeten Tschechoslowakei enteignet.  
256 
mal Rivalität – selbstverständlich. Aber im Prinzip war klar: Beckstein will den Erfolg 
von Stoiber. Ich war sein engster Mitarbeiter. Wenn ich eine tolle Idee gehabt habe, 
dann bin hingegangen: ‚Edmund, das wäre doch eine tolle Geschichte. Wie könnte man 
das denn anstellen?‘. Und umgekehrt, wenn er gesagt hat: ‚Wir haben Dieses und Jenes 
besprochen. Was meinst Du denn dazu?‘. Da hat es auf der politischen Ebene mehr als 
ein Jahrzehnt überhaupt keine Probleme gegeben.“ (Q Beckstein 2013). Auch im 
Munzinger-Archiveintrag (2008b) finden sich mehrere Hinweise auf ein enges Vertrau-
ensverhältnis: Beckstein sei schon als Staatssekretär „konsequenter Verfechter der von 
Innenminister Edmund Stoiber […] vorgegebenen restriktiven Politik“ im Bereich Asyl 
gewesen; außerdem sei der 2001 zum stellvertretenden Ministerpräsidenten berufene 
Franke „schon lange als enger Vertrauter des Regierungschefs“ bekannt gewesen. Trotz 
der weitreichenden Delegation von Entscheidungsbefugnissen und Bearbeitungsgegen-
ständen an Beckstein war dem Ministerpräsidenten einvernehmlich ein Rückholrecht 
für einzelne Gegenstände vorbehalten geblieben. Wollte der Ministerpräsident bei ei-
nem hochpolitischen Thema an die Presse gehen, dann sei er auch an die Presse gegan-
gen: „Das ist völlig klar gewesen. Wenn Edmund Stoiber zur Talkshow wollte, dann hat 
er mich angerufen und hat gesagt: ‚Günther, hab Verständnis, das mach‘ ich‘. Das war 
natürlich völlig klar, dass der Ministerpräsident überall das Zugriffsrecht hat, damit er 
Politik so gestalten kann, wie er das wollte.“ (Q Beckstein 2013). In einer Koalitionsre-
gierung ist das verfassungsrechtlich verbriefte Recht des gestaltenden Regierens durch 
den Ministerpräsidenten oft eher formaler Natur. In einer Ein-Parteien-Regierung 
konnte dieser Gestaltungsanspruch hingegen deutlich zur Geltung kommen. Von die-
sem Recht hatte Stoiber jedoch hinsichtlich der Organisationspolitik im Bereich der 
Migrations- und Integrationspolitik keinen Gebrauch gemacht.  
Stoiber ließ Beckstein also diesbezüglich freie Hand. Dies ging so weit, dass Beckstein 
sein persönliches Interesse an der Integrationspolitik organisatorisch bei den Führungs-
hilfen verankerte. Ursprünglich einigte man sich im Zuge des Ressortzuschnitts eigent-
lich darauf, dass das Innenministerium den Aufgabenkomplex um Zu- und Abwande-
rung, Asylpolitik, Einbürgerung und Staatsangehörigkeit erhalten sollte, während das 
Sozialministerium die koordinierende und konzentrierte Stelle integrationspolitischer 
Aufgabenbündelung im Haus sein sollte. Beckstein aber richtete bei den Führungshil-
fen – seinem politischen Ministerstab – eine Stelle für integrationspolitische Einzelpro-
jekte ein. Auf die Frage hin, ob das vom Ministerpräsident abgesegnet worden sei, ant-
wortete Beckstein, dass er diesbezüglich nicht vorher gefragt, sondern diesen Schritt 
einfach getan habe (Q Beckstein 2013). Zu den Sozialministerinnen habe Beckstein ein 
freundschaftliches Verhältnis gepflegt; im Zuge dessen seien Probleme bei Zuständig-
keitsüberlagerungen im Bereich der Integrationspolitik im Zwiegespräch aus der Welt 
geschafft worden: „In dem Augenblick, wo es Probleme zwischen den Ministern gege-
ben hat, haben wir das ohne große Problematik gelöst. Wir wollten unter keinen Um-
ständen, dass das vom Ministerrat oder vom Ministerpräsidenten geregelt wird. Wir 
sind alle so befreundet, dass wir auch immer gesagt haben: ‚Da finden wir eine Lösung‘. 
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Hat auch immer funktioniert. […] Es hat eine Absprache zwischen der damaligen So-
zialministerin und mir gegeben, dass wir nie einen Konfliktpunkt ins Kabinett geben, 
sondern das immer vorher lösen.“ (Q Beckstein 2013).  
Weniger hervorstechend als bei Innenminister Beckstein waren die Aufmerksamkeits-
werte der beiden Sozialministerinnen im Fallgruppenzeitraum. Barbara Stamm musste 
im Januar 2001 das Amt der Sozialressortchefin und stellvertretenden Ministerpräsi-
dentin im Zuge der BSE-Krise aufgeben. Weder bei ihr (Landtag BY 2014: 186, Munzin-
ger 2014a) noch bei der Nachfolgerin im enger zugeschnittenen Arbeits- und Sozialres-
sort, Christa Stewens (Munzinger 2014b), gab es Hinweise auf herausgehobene Interes-
sen in diesem Bereich. Stamms Einstieg in die Staatsregierung fiel in die Zeit der 
Asyldebatte Anfang der 90er, sodass sie als Staatssekretärin oft (z.B. Voigt 1992, 
Bremauer 1991, Nürnberger Nachrichten 1990, Führ 1990) zu diesen Themen öffentlich 
auftrat. Kurz nachdem die Intensität der Debatte abgeflaut war, übernahm Stamm die 
Hausleitung des Ressorts. Ab diesem Zeitpunkt dünnten sich entsprechende Wortbei-
träge zum Thema (z.B. Theml 1994) aus. Genauso darf man auch die raren Äußerungen 
von Stewens zur Integrationspolitik (z.B. Dahlkamp et al. 2003, Stern 2005 oder 
Schwarzmeier 2005) nicht überinterpretieren. Nicht zuletzt aufgrund jener wenig aus-
geprägten Aufmerksamkeit der beiden Sozialministerinnen gegenüber dem Themen-
feld war es Innenminister Beckstein möglich, auch im Bereich der Integrationspolitik 
tätig zu werden. 
Das Hauptaugenmerk Becksteins im Feld der Migrations- und Integrationspolitik lag 
jedoch auf dem ordnungspolitischen Aspekt der Zuwanderung. Entsprechend trat Beck-
stein in der Öffentlichkeit vor allem mit Äußerungen zu ‚Asyl‘, ‚Einbürgerung‘ und 
‚Umgang mit straffällig gewordenen Ausländern‘ in Erscheinung (Munzinger 2008b, 
vgl. auch Beckstein 2001 oder 2003). Jener Themenkomplex sei für ihn „sogar das do-
minierende Thema in all den Jahren“ gewesen (Q Beckstein 2013). Ihm sei dies schon 
ab 1993 klar gewesen: „Nach der Öffnung des Eisernen Vorhangs sind ja Aussiedlerzah-
len und Asylbewerberzahlen hoch gegangen. Die demographische Entwicklung war da-
mals noch nicht in aller Munde, aber das wussten wir. Aber auch die Internationalisie-
rung der Wissenschaft war ein riesen Thema.“  
Dabei erachtete der Jurist den Migrationsaspekt des Politikfelds als unzertrennlichen 
Bestandteil der Innenpolitik. Auf die Frage hin, ob er sich vorstellen könne, nach dem 
rheinland-pfälzischen Vorbild das linienorganisierte Staatsbürgerschaftsrecht aus dem 
Innenressort herauszulösen, erklärte er mit Nachdruck: „Als Innenminister hätte ich 
das nie erlaubt. Da wäre ich sofort zurückgetreten.“ Er hätte auf keinen Fall auf diese 
Kompetenz verzichtet, weil „es eine zentrale Aufgabe ist und abgesehen davon eine or-
dentliche Verwaltungsaufgabe ist. Ich kann ja Ausländerpolitik nicht so machen, dass 
wenn Unterschriftenlisten lang sind und ein Pfarrer oder Journalisten [auf dieser Liste] 
drauf sind, dann wird die Aufenthaltserlaubnis gegeben. Und der arme Teufel, der an-
ständig ist, aber keine Beziehungen hat, der wird dann abgelehnt. So kann man das 
nicht machen. Das ist zunächst einmal zu 90 Prozent eine ganz anständige Rechtsaus-
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legungsfrage. Und das gehört deshalb auch in ein ganz klassisches Ministerium: Innen-
ministerium mit Landratsamt, Regierungen und die Spitzenbehörde Ministerium, in 
der man das hierarchisch gegliedert machen kann und die eine ordnungsgemäße Ver-
waltung haben.“ (Q Beckstein 2013, ähnlich Q Knapp 2016).  
Über diese linienorganisierten Verwaltungsaufgaben hinaus beschäftigte sich Beckstein 
politisch auch mit Migrationssteuerung (vgl. auch Munzinger 2008b). Jenes Engage-
ment fand ihren organisatorischen Niederschlag mit der Berufung eines ‚Migrations-
verantwortlichen‘. Grund für die Einführung dieser Position sei gewesen, „dass man da 
jemanden hat, der diese Frage stärker bearbeitet“ (Q Beckstein 2013)155.  
Seinen Fokus auf Migrations- und Integrationspolitik habe der CSU-Politiker auch dann 
nicht aufgegeben, als er 2007 zum Ministerpräsidenten berufen wurde: „Die Frage Mig-
rations- und Integrationspolitik habe ich als die zentrale Frage des 21. Jahrhunderts in 
meiner Regierungserklärung angegeben. Die Frage ‚Sozialleistungen‘ hat ja sehr star-
ken Bezug zu Bildung, aber noch stärker mit der Frage ‚Integration‘.“ (Q Beckstein 
2013). Zwar seien in jener Regierungserklärung laut Munzinger-Archiv (2008b) eher 
familien-, bildungs- und umweltpolitische Themen im Vordergrund gestanden; tatsäch-
lich widmete Beckstein (2007) aber der Integrationspolitik als zweitem Thema zwischen 
dem ersten – Familienpolitik – und dem zweiten – Bildungspolitik – einen ausgedehn-
ten Abschnitt. Den Migrationsaspekt sparte er in jener Regierungserklärung hingegen 
aus.  
Von seiner nunmehr vorteilhafteren Position in der Delegationskette machte er jedoch 
in der kurzen Dauer seiner Amtszeit nicht Gebrauch. Der Grund hierfür liegt nahe: „Ich 
war ja nur ein Jahr. Ich konnte nicht große Zuständigkeiten ändern. Ich hätte [betont] 
mehr Zuständigkeiten verändert.“ (Q Beckstein 2013). „Die Frage nach der Verteilung 
auf die Ministerien hätte ich als Ministerpräsident deutlich verändert, aber mir war klar: 
Ein Jahr vor der Wahl macht man sowas nicht, weil es bis dahin viel Unruhe gibt, bis 
alle wieder arbeiten können. Zu einer zweiten Legislaturperiode ist es nicht gekommen, 
sodass ich da nix gemacht hatte.“ Und weiter: „Organisationsveränderungen haben ei-
nen Aufwand, den der Außenstehende nicht erkennt. Das beginnt damit: Bis der [Be-
schäftigte] seine Schreibmaschine hat oder irgendwelche Arbeitsmittel und die Telefon-
nummer, [vergeht Zeit]. Dann will der, dass sein Raum gestrichen wird und dass dann 
Bilder kommen. Dann muss er sich überall vorstellen: ‚Jetzt bin ich der Neue‘. […] Da 
geht unendlich viel Zeit verloren.“   
155 Zur personellen Besetzung merkt Beckstein (Q 2013) an: „Das war ein Mitarbeiter, der sehr große 
Verdienste und Arbeit im Ministerium geleistet hat und dann eine Zeit lang zu einer internationalen 
Organisation gegangen ist und dann wieder zurückgekommen ist. Das war dann auch etwas, um seinen 
Status zu rechtfertigen, […] Das war auch jemand, der das wirklich gut gemacht hat und viele Impulse in 
die Innenministerkonferenz auch gegeben hat.“ 
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Diese Zurückhaltung im Vorfeld der anstehenden Landtagswahl äußerte sich nicht nur 
in ausbleibender Verwaltungsreorganisation: Auch unter den Akteuren in Kettenglied 
IV kam es zu wenigen personellen Neuerungen. „Auf eine größere Umbildung seines 
am 16. Okt. vereidigten Kabinettes verzichtete B., neue Gesichter fanden sich vornehm-
lich bei den Staatssekretären und die von vielen als Aufbruchssignal erhoffte Verjün-
gung blieb aus“, heißt es im Munzinger-Archiveintrag (2008b). Ebenso zurückhaltend 
in Sachen Reorganisation verhielt sich Joachim Hermann Becksteins frischgebackener 
Nachfolger im Amt des Innenministers. Sowohl die Führungshilfen und den Migrati-
onsverantwortlichen im Stab als auch die linienorganisierten Aufgabenbündel beließ er 
mit entsprechender Zuständigkeit im Amt.  
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Beckstein über mehr als ein Jahrzehnt die 
zentrale Figur in der Migrations- und Integrationspolitik Bayerns war. Seine Vorhaben 
wurden von Ministerpräsident Stoiber wohlwollend begleitet. Als Beckstein selbst zum 
Ministerpräsidenten berufen wurde, nahm er aus Zeitgründen keine weitreichenden 
Organisationsveränderungen vor. Zu seiner Zeit als Innenminister war er zwar eher mit 
Fragen der Zuwanderung befasst; aus seinem besonderen Interesse für integrationspo-
litische Gegenstände siedelte er jedoch in seinem politischen Stab eine entsprechende 
Stelle an: Minister wollen „eigentlich – und so war es zumindest, was mich betrifft – 
immer alles was spannend ist bei sich irgendwie haben. Darum habe ich Integrations-
politik als zentrale Aufgabe des Innenministeriums angesehen.“ (Q Beckstein 2013). 
Konflikte aufgrund der dadurch entstandenen Zuständigkeitsüberlagerungen wurden 
meist auf Ministerebene beigelegt. Dies sei auf das persönlich-freundschaftliche Ver-
hältnis des Franken zu den beiden Ministerinnen zurückzuführen gewesen. Nicht ganz 
so einvernehmlich sei sein integrationspolitisches Engagement jedoch bei den Beschäf-
tigten des Sozialressorts aufgenommen worden (ebd.). Deshalb lohnt sich hier ein Blick 
auf die Ziele der Spitzenbeamten in den beteiligten Ressorts besonders.  
 
Kettenglied V: Becksteins integrationspolitisches Engagement war den zuständigen Be-
schäftigten im Sozial- und Kultusministerium zuweilen ein Dorn im Auge: „Im Sozial-
ministerium auf Beamtenebene hat es manche Eifersüchteleien gegeben. Die haben mir 
nicht zu Unrecht vorgeworfen, dass ich meine Kompetenzen sehr weit ausgelegt habe.“ 
(Q Beckstein 2013)156. Die Beschwerde aus dem Aufbau des Sozialressorts folgte oft 
prompt: Es sei vorgekommen, „dass der Ministerialrat kommt und sagt: ‚Frau Ministe-
rin, der Beckstein, der macht Dinge, die den überhaupt nix angehen.‘ Das hat es oft 
gegeben. Dann haben wir aber sofort gesagt: ‚Also, die sollen sich nicht so aufregen‘. 
Wir wollen die ja nicht beeinträchtigen. Aber auf der politischen Ebene kann man nicht 
allein als erstes fragen: ‚Wer ist zuständig?‘, sondern ‚Was will ich erreichen?‘“ (Q Beck-
stein 2013).  
 
156 Auch im weiteren Interviewverlauf betont Beckstein immer wieder, dass die Beamtenschaft des Sozi-
alressorts nicht zu Unrecht kritisch auf das eigenständige integrationspolitische Handeln des Ministers 
hingewiesen habe.  
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Zu jenen zuständigkeitsumstrittenen Einzelprojekten des Ministers zählten beispiels-
weise auch bildungspolitisch relevante Maßnahmen. Besonders hervorgehoben möchte 
Beckstein die Schulschwänzer-Aktion wissen. Der aus Nürnberg stammende Beckstein 
hatte gehört, dass die Chance auf einen guten Bildungsabschluss bei Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund schon deshalb geringer sei, weil diese im Unterricht oft fehlten. 
„Daraufhin habe ich schlichtweg – ohne das Kultusministerium zu fragen – in Nürn-
berg gefragt: ‚Wie ist das Problem?‘ und hörte, dass in nennenswertem Umfang Mig-
rantenkinder nicht zur Schule gekommen sind. Das haben wir dann durchgesetzt.“ (Q 
Beckstein 2013). Freilich musste das Kultusministerium beteiligt werden; die Maß-
nahme selbst wurde jedoch vom Innenressort angestoßen und begleitet. Der ehemalige 
Innenminister merkt hierzu an: „Ja gut, mit dem Kultusministerium habe ich immer 
eine schwierige Beziehung gehabt, weil das ein sehr bürokratisches Ministerium ist.“ 
(ebd.).  
Auch am Führungsstil im eigenen Haus ist ersichtlich, dass Beckstein regulär-verwal-
tungstätige Aufgaben der Beamtenschaft in der Landesministerialverwaltung stark von 
seinen politischen Maßnahmen als Exekutivpolitiker abhob. Er überließ die organisato-
rische Ausgestaltung des linienorganisierten Rumpfes seinem Amtschef, Dr. Georg 
Waltner. Dieser war bis 2004 im Amt. Genauso wie sein Nachfolger Günter Schuster 
kam Waltner aus dem baurechtlichen Aufgabenkreis des Innenministeriums (vgl. Bay-
erische Ingenieurekammer 2004). So bemerkt Beckstein (Q 2013) zur Ausgestaltung der 
Aufbauorganisation: „Die [beiden] haben das im Innenministerium gemacht. Mir war 
das wurscht.“ An anderer Stelle fügt er hinzu: „Mein Verständnis war: Meinem damali-
gen Amtschef Waltner habe ich ein außergewöhnliches Vertrauen entgegengebracht. 
Und das wollte der auch. Sonst hätte das Konflikte gegeben. So Dinge, die die anstän-
dige Verwaltung betroffen haben, da habe ich ihm sehr viel Freiheit gelassen.“ Die Viel-
zahl der administrativen Abläufe sei regelmäßig auf der Arbeitsebene erledigt worden; 
nur selten bedurfte es der Einschaltung des Ministers: Das „läuft in Bayern immer so, 
dass man zuerst einmal auf der Arbeitsebene ist. Wenn die Arbeitsebene nicht zu Rande 
kommt, geht es an die Amtschefs und die Amtschefs regeln das. 90 Prozent regeln die 
Amtschefs. Und wenn es da nicht klappt, dann ist das auf die Ebene der Minister gelau-
fen. Und da hat es dann nie ernsthaft Probleme gegeben.“ (ebd.). Beckstein selbst ist 
zudem als eher reorganisationsscheu einzuschätzen. Anlässlich der Berufung Schusters 
zum Amtschef im Jahr 2004 brachte er seine Hoffnung zum Ausdruck, dass dieser doch 
das Schiff wie gehabt weiterlotsen und Kontinuität im Haus sicherstellen solle (Bayeri-
sche Ingenieurekammer 2004).  
Im Interview berichtete Beckstein (Q 2013) auf die Frage nach der Sinnhaftigkeit von 
Organisationsreformen von einem für ihn kennzeichnendes Erlebnis: „Ich erinnere 
mich bis heute an eines meiner ersten Schlüsselerlebnisse. Das war in der ersten Woche 
als ich Minister war. Da wollte ich was wissen, dann hat ein Beamter gesagt: ‚Da brau-
chen wir gar nicht drüber reden, das haben wir erst kürzlich entschieden‘. Dann habe 
ich keine Ruhe gegeben. Dann ist er gekommen und hat gemeint: ‚Ist doch schon ein 
bisschen länger her: Das war vor 16 Jahren.‘ Von daher ist eine Verwaltung, die neue 
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Veränderungen berücksichtigt … wir leben in einer Zeit, in der alles immer schneller 
sich ändert. Dass man da Verwaltung bereit macht, sich den neuen Dingen zu stellen, 
ist ganz wichtig. Trotzdem sind die Prozesse – gerade bei Verwaltungsreformen – etwas, 
was viel Mühe macht und der Erfolg nur sehr eingeschränkt ist.“ Deshalb habe er seine 
organisationspolitischen Maßnahmen auf seinen Stab konzentriert.  
 
Sein Amtschef habe die stetige Vergrößerung des Stabs nicht mit Wohlwollen begleitet, 
so Beckstein (Q 2013). Dies deckt sich mit der Zielabschätzung für Spitzenbeamte aus 
der Linienorganisation, wonach diese Führungskräfte es nicht gerne sähen, wenn au-
ßerhalb der Linie Strukturen wüchsen. Diese Strukturen gefährdeten – so deren Auffas-
sung – regelmäßig den regulären Verwaltungsvollzug (vgl. Q Neumeyer 2011). Aller-
dings waren auch die Führungshilfen dem Amtschef unterstellt. Hier verließ sich Beck-
stein hinsichtlich der Stellenbesetzung regelmäßig auf die Vorschläge Waltners; die 
Stellen der Führungshilfe wurden fast ausnahmslos aus dem Personalbestand des Hau-
ses rekrutiert (Q Beckstein 2013). Es ist davon auszugehen, dass diese Vorgehensweise 
die Interessensdistanz zwischen Linie und Stab und somit auch indirekt zwischen Beck-
stein und Waltner schmälerte.  
 
6.2.1.2 Datenkomprimierung und Erklärung mittels Modell 
Nach der näheren Beschreibung zahlreicher Delegationsbeziehungen folgt nun die Auf-
bereitung der Daten für die Gesamtzusammenhangsanalyse des Tests. Vor der Betrach-
tung von akteurszielbezogenen Hypothesen steht zuvor eine Betrachtung der Gewohn-
heitshypothese im Lichte der vorhandenen Daten an. Dabei ist die Hypothese besonders 
im Fall Bayern zu bestätigen. Niedrige Varianz bei der Akteurszusammensetzung und 
-konstellation geht mit unwesentlichen Reorganisationsmaßnahmen einher. Lediglich 
der Migrationsverantwortliche ist neu und bringt damit Becksteins Interesse an Migra-
tionssteuerung noch deutlicher zur Geltung.  
Spätestens jetzt, beim eigentlichen Hypothesentest, stellt sich heraus: Bayern ist ein 
Sonderfall. Entsprechend ungewöhnlich zeigt sich die Zusammenschau. Eine Sequenz 
entfiel aufgrund der absoluten Mehrheit der CSU: Mangels der Notwendigkeit einer 
Koalitionsbildung lag kein entsprechendes Dokument der Vorfestlegung nachfolgender 
Agenten vor. Eine der näher betrachteten Delegationsbeziehungen passt nicht ins Bild 
der theoretisch formulierten Erwartungen. 6 Erkenntnisbausteine mit insgesamt 12 De-
legationsbeziehungen erfüllten die Erwartungen. Für eine weitere strittige Delegations-
beziehung fällt das Urteil nach Abwägung ebenfalls zugunsten der theoretischen Prog-
nose aus.  
Keine Aussage kann über die erstbetrachtete Sequenz getroffen werden. Hierbei handelt 
es sich um das Prinzipal-Agenten-Verhältnis zwischen den Christsozialen und Stoiber 
(1). Zwei Gründe sprechen gegen eine Interpretation der Parteiziele hinsichtlich der 
Organisationspolitik im Bereich ‚Migration und Integration‘. Erstens spielten Wahlpro-
gramme bei der Werbung um Wählerstimmen eine eher untergeordnete Rolle und zwei-
tens waren jene Texte für eine sinnhafte Interpretation in diesem Fallgruppenzeitraum 
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außerordentlich kurz. Dem Ministerpräsidenten kam deshalb eine sehr wichtige Rolle 
beim Zuschnitt und teilweise auch bei der Strukturierung der Ressorts zu. (2) Dabei 
gab es in einer überwiegend freundschaftlichen Atmosphäre innerhalb des Kabinetts (Q 
Beckstein 2013) kaum Zielkonflikte im Bereich der Migrations- und Integrationspoli-
tik157. Sowohl die Ziele des Innenministers als auch die der Sozialministerinnen stan-
den den Zielen Stoibers nicht entgegen. (3) Die Prinzipal-Agenten-Beziehung zwischen 
Beckstein und seinen Amtschefs war vertrauensvoll. Zielkonflikte hinsichtlich der Lini-
enorganisation kamen deshalb nicht zum Vorschein, weil sich Beckstein aus der orga-
nisatorischen Ausgestaltung des Rumpfministeriums heraushielt. (4) Was die schritt-
weise Vergrößerung des Führungsstabs im Haus betraf, traten allerdings Zielkonflikte 
auf. Einerseits bestimmte Beckstein erwartungsgemäß über die Ansiedlung von Aufga-
ben im Stabsbereich, indem er jener Stelle bestimmte Aufgaben der Integrationspolitik 
zuwies. Andererseits hatte Waltner aufgrund der hierarchisch-formalen Unterordnung 
des Stabs in seinen Zuständigkeitsbereich partiellen Einfluss auf die Geschicke im Be-
reich der Führungshilfen und Mitsprachemöglichkeit bei der personellen Besetzung je-
ner Stabsstellen. Testtheoretisch liegt in dieser Delegationsbeziehung vornehmlich die 
Aufbaustruktur im Fokus der Betrachtung. Diesbezüglich setzte sich Beckstein mit sei-
ner Position mittels Vorfestlegung durch. (5) Entgegen den Erwartungen sorgten die 
Ministerinnen im Sozialressort nicht für die Einhaltung von Ressortzuständigkeiten. 
Diese wurde von den Beschäftigten im Arbeits- und Sozialministerium vergebens ge-
fordert (5a). Trotz des Unbehagens dortiger Ministerialbeschäftigter blieb Becksteins 
Engagement im integrationspolitischen Bereich in Sequenz III unangetastet (5b). (6) 
Im kurzen Zeitraum des Kabinetts Beckstein von 2007 bis 2008 wurde auf Reorganisa-
tion in weiten Teilen verzichtet, da man schon bald nach Antritt des neuen Ministerprä-
sidenten offiziell den Wahlkampf einläutete. Für diese sechs näher betrachteten Er-
kenntnisbausteine ergibt sich folgende Tabelle:  
 
Abbildung 6.2.4: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Bayern 1994-2008 
 
Eigene Darstellung. 
 
 
 
157 In anderen Politikfeldern kam es hingegen vereinzelt zu personalbezogenen Reorganisationsmaß-
nahmen: Man erinnere sich an die Absetzung Stamms während der BSE-Krise (Munzinger 2014a) oder 
die „Entmachtung“ (Gorkow und Stiller 1998) ihres Vorgängers im Amt des stellvertretenden Minister-
präsidenten, Hans Zehetmeier (vgl. Munzinger 2011n).  
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6.2.2 Fallgruppe Bayern 2008-2013 
Die zweite Fallgruppe der Datenauswertung umschließt alle Fälle in Bayern im Zeit-
raum von 2008 bis 2013 und damit die Regierungsperiode der Koalition aus Freidemo-
kraten und Christsozialen.  
Erstmals seit mehreren Jahrzehnten war die CSU bei der Regierungsbildung auf einen 
Koalitionspartner angewiesen. Trotz verstärkter Aufmerksamkeit am Thema ‚Integra-
tion‘ gingen die organisationspolitischen Vorstellungen in dieser Hinsicht vielerorts 
auseinander. Die CSU erhielt die einschlägigen Ressorts mit Integrationszuständigkeit 
und konnte die im Wahlprogramm geforderte Einrichtung einer Koordinierungsstelle 
für Integration ohne Hindernisse durchsetzen. Die FDP musste sich hingegen in den 
Koalitionsaushandlungen hartnäckig gegen die Christsozialen durchsetzen: Schließlich 
gelang es ihnen, unabhängig von der neuen Koordinierungsstelle einen Beauftragten 
für Integrationsbelange in der Vereinbarung festzuschreiben. Allerdings scheiterten sie 
bei dem Versuch, den asylpolitischen Aspekt der Integration im Aufgabenspektrum des 
Beauftragten zu verankern.  
Zu weiteren wichtigen Reorganisationsmaßnahmen kam es nicht, da sich Migrations- 
und Integrationspolitik nicht im Fokus der maßgeblichen Akteure befand. Dies gilt so-
wohl für die Agenda des neuen Ministerpräsidenten Horst Seehofer als auch für seinen 
Stellvertreter Martin Zeil sowie für die relevanten Minister – darunter insbesondere In-
nenminister Hermann und Sozialressortchefin Haderthauer.  
Als neuer Akteur im Feld trat CSU-Politiker Martin Neumeyer als frischgebackener In-
tegrationsbeauftragter in die Delegationskette ein. Eigene organisationspolitische Vor-
stellungen konnte er zu diesem Zeitpunkt schon allein deshalb nicht anbringen, da er 
nicht von Anbeginn für dieses Amt vorgesehen war und erst später hinzustieß. Ur-
sprünglich war der FDP-Mann Prof. Dr. Georg Barfuß vorgesehen. Dieser fiel aufgrund 
bestimmter Äußerungen vor der Presse in Ungnade. Nach diesem holprigen Start war 
das Amt insbesondere der Beamtenschaft in der Linienorganisation des Sozialministe-
riums ein Dorn im Auge. Nicht nur, dass man mit der angedachten Koordinierungs-
stelle die bisherige Aufgabenstruktur ändern wollte: Mit dem neuen Beauftragten wan-
delte sich auch die Aufgabenzuteilung innerhalb des Hauses. Die Abteilung V des So-
zialressorts war von der Abtretung einiger Aufgaben bedroht. Zumindest musste man 
den Integrationsbeauftragten ins Benehmen setzen. Die Beamtenschaft konnte jedoch 
starken Einfluss bei der Ministerin geltend machen. So bestätigten sich die theoreti-
schen Erwartungen für Sequenz IV der Delegationskette, wonach die Spitzenbeamten-
schaft als letztes Glied in der Kette bei Zielkonflikten das Nachsehen hätte, nicht. Alle 
anderen Entscheidungen und Nicht-Entscheidungen in der Delegationskette gehen 
konform mit den akteurszielbezogenen Hypothesen. 
 
6.2.2.1 Deskription der unabhängigen Variablen und Prozessanalyse 
Der nachfolgende Abschnitt hat zur Aufgabe, die potentiell relevanten Akteure für die 
Fallgruppe zu nennen, deren Position in der Delegationskette anzugeben, sowie deren 
Ziele zu erläutern oder abzuschätzen.  
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Die erste und folgenreiche Konstellationsveränderung der Akteure im Vergleich zur vo-
rangegangenen Fallgruppe war, dass die CSU wegen verfehlter absoluter Mehrheit auf 
einen Koalitionspartner angewiesen war. Zum ersten Mal seit mehreren Jahrzehnten 
bedurfte es demnach eines Koalitionsaushandlungsgremiums. Dieses einigte sich auf 
die Bildung einer Regierung bestehend aus den Christsozialen mit 85,19% Anteil der 
Regierungsfraktionssitze im Parlament und der FDP entsprechend mit 14,81% Anteil. 
Nach parteiinternen Diskussionen um die Besetzung des Ministerpräsidentenamts ei-
nigte man sich in der CSU auf Horst Seehofer als Nachfolger Becksteins. Die personelle 
Besetzung des Innenministers blieb unverändert. Neue Ministerin für Arbeit und Sozi-
alordnung, Familie und Frauen wurde Christine Haderthauer. Sie löste Christa Stewens 
ab. Den Posten des stellvertretenden Ministerpräsidenten übernahm der neue Wirt-
schaftsminister Martin Ziel von der FDP. Zum zweiten liberalen Minister im Kabinett 
wurde Dr. Wolfgang Heubisch ernannt. Er leitete fortan das Wissenschaftsressort. Im 
Bereich der Spitzenbeamtenschaft blieb die Zusammensetzung der potentiell relevan-
ten Akteure nahezu unverändert. Mit dem niederbayerischen CSU-Politiker Martin 
Neumeyer reihte sich ein neuer Akteur in die Delegationskette ein. Er wurde 2011 an-
stelle des ursprünglich vorgesehenen FDP-Manns Prof. Dr. Georg Barfuß zum Integra-
tionsbeauftragten der Bayerischen Staatsregierung ernannt. Diese Stelle wurde dem So-
zialministerium zugeordnet und in der Folgezeit mit vier Mitarbeitern ausgestattet.  
Kettenglied I: Hatte die CSU in den Vorjahren Wahlprogramme mit sehr geringer Wort-
anzahl verfasst, so lag der Wert für 2008 mit über 8000 Wörtern deutlich über den alten 
Werten. Dies kann als Hinweis genommen werden, dass die Christsozialen dem Wahl-
programm einen höheren Wert einräumten als dies noch in der Vergangenheit der Fall 
war. Sowohl das Auswertungs- als auch das Interpretationsproblem haben sich für den 
vorliegenden Fallgruppenzeitraum ein Stück weit entschärft. Der Wortanteilswert des 
Programms notiert bei 2,7% – also im unteren Drittel der durchschnittlichen Aufmerk-
samkeitswerte.  
Neben zwei themenübergreifenden Textbausteinen finden sich im Programmtext zwei 
weitere Einzelbeobachtungen zur ‚Bildung‘ und eines zur ‚Inneren Sicherheit‘. Die bei-
den themenübergreifenden Textteile sind kontextuell in den Bereich ‚Zusammenleben‘ 
zwischen Themen wie ‚Kultur‘, ‚christlichem Leitbild‘, ‚Brauchtum und geschichtli-
chem Erbe‘ eingebettet. Zwar umfasst die Beobachtung lediglich vier Sätze; allerdings 
wird im dritten Satz explizit auf das Zehn-Punkte-Integrationsprogramm des Bayeri-
schen Ministerrats (2008a, 2008b) hingewiesen. Dieser Text wurde bereits kurz vor Er-
stellung des Wahlprogramms veröffentlicht, ist ein Dokument aus der vorhergehenden 
Fallgruppe und stammt aus der Feder des Kabinetts. Allerdings machte sich die Partei 
als erstes Glied in der Delegationskette jenen Zehn-Punkte-Plan in Form eines ausgela-
gerten Bestandteils des Wahlprogramms zu Eigen158. In diesem Text werden jeweils die 
158 Diese Vorgehensweise der Übernahme von Vorschlägen aus der Exekutive ins Wahlprogramm der 
CSU sei laut Beckstein (Q 2013) nicht unüblich gewesen. 
265 
 
integrationspolitischen Themen Bildung, Jugend und Arbeit sowie ehrenamtliche, ge-
sellschaftliche und berufliche Teilhabe besprochen. Punkt 8 behandelt Einbürgerung 
und Punkt 9 betont, dass Integrationspolitik vornehmlich eine kommunale Angelegen-
heit sei. Klar wird insbesondere, dass neben der allgemeinen gesellschaftlichen Einglie-
derung der Bereich ‚Bildung‘ stark im Vordergrund steht. Bestärkt wird dieser Eindruck 
von der Aussage, dass die Schwerpunkte der Integrationspolitik „die Sprachförderung 
in Kindertageseinrichtungen und Schule sowie die Verbesserung der gesellschaftlichen 
Teilhabe“ seien (ebd.: 8f).  
Auch ein Datenpunkt erster Ordnung ist im 10-Punkte-Programm enthalten: Es soll 
eine Koordinierungsstelle eingerichtet werden. Diese soll beim Staatsministerium für 
Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen angesiedelt werden und soll die Integ-
rationspolitik im engeren Sinne hinsichtlich der Gesamtausrichtung „unter Wahrung 
der Zuständigkeiten der einzelnen Ressorts“ (vgl. Punkt 9) abstimmen. Mit dem expli-
ziten Verweis auf den Zehn-Punkte-Plan im Wahlprogramm von 2008 erhielt das Vor-
haben der alten Landesregierung, diese angedachte Koordinierungsstelle zu schaffen, 
zusätzliche Rückendeckung aus der Partei, also dem Prinzipal. Anfang des neuen Jahr-
zehnts wurde jene koordinierende Stelle als Teil eines Grundsatzreferats im Sozialress-
ort eingerichtet. Gleichzeitig verlor das regulär linienorganisierte Aufgabenbündel in 
Abteilung V Aufgaben in Referatsstärke. Im Zehn-Punkte-Programm des Ministerrats 
kommt die unionsüblich separate Behandlung von Spätaussiedlern und anderen Men-
schen mit Migrationshintergrund zur Geltung, indem diese beiden Gruppen als Adres-
saten gesondert genannt werden. Beide Personenkreise bilden jedoch Zielgruppen von 
Integrationspolitik. Auch im Haupttext des Wahlprogramms tauchen Aussiedler auf.  
Insgesamt lassen sich die Ziele der CSU also wie folgt abschätzen: 2008 lag die Auf-
merksamkeit im Bereich der Migrations- und Integrationspolitik vornehmlich auf der 
Ausgestaltung des Integrationsaspekts. Sowohl der Wortanteil von 2,7% als auch der 
hierarchische Stellenwert der höchsten Beobachtung von 1,39% unterschätzen den ei-
gentlichen Aufmerksamkeitswert. Berücksichtigt man das ausgelagerte Zehn-Punkte-
Programm, so kann man eindeutig von einer erhöhten Aufmerksamkeit gegenüber dem 
Themenfeld sprechen. Die Aussagen der Oppositionspolitiker Franz Maget (2008) von 
der SPD und Sepp Daxenberger (2008) von den Grünen erhärten diese Einschätzung, 
indem sie den Christsozialen eine vorsichtige, aber merkliche Schwerpunktverlagerung 
der Aufmerksamkeit von migrations- auf integrationspolitische Themen bescheinigten. 
Das Thema Aussiedler wurde nach Jahren des Außenvorlassens wieder aufgegriffen. 
Völlig im Hintergrund stand der vormals stark betonte Migrationsaspekt des Politik-
felds.  
Ebenfalls mit dem Schwerpunkt ‚Integration‘ warteten die Freidemokraten in ihrem 
Wahlprogramm auf. Darüber hinaus ist beiden Programmen ein ähnlicher Streuwert 
sowie – ungeachtet der Besonderheit im CSU-Programm – der Wortanteilswert von 
2,7% gemein. Im Programm der Liberalen finden sich zwei größere Textteile. Der erste 
beschäftigt sich themenübergreifend mit integrationspolitischen Aspekten. Der zweite 
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legt den Fokus auf berufliche Chancen von Menschen mit Migrationshintergrund. Ver-
glichen mit den Aussagen der damaligen FDP-Sozialausschussvorsitzenden Meyer159 
(Q 2011) überrascht der niedrige Schätzwert für die Aufmerksamkeit. Sowohl Meyer als 
auch der Integrationsbeauftragte Neumeyer gaben in Befragungen an, dass die FDP 
nicht nur im fraglichen Fallgruppenzeitraum eine merklich erhöhte Aufmerksamkeit 
aufwies. Diese Aussagen bestätigen sich bei Durchsicht des FDP-Positionspapiers zur 
Integration (FDP BY 2010) oder für das Programm zur Landtagswahl von 2003 
(by2003fdp). In letzterem erreicht der Wortanteilswert 4,72% im Vergleich zu 2,7% für 
die vorangegangene Wahl. Bei genauerer Vergleichsbetrachtung beider Programm er-
schließt sich der Grund für diese Diskrepanz: Die Asylpolitik wurde zwar 2008 nur mit 
zwei Sätzen erwähnt – allerdings mit dem Hinweis, dass die Liberalen „weiterhin“ 
(Code-Abschnitt 294) für die fünf Jahre zuvor bestimmten Ziele in der Flüchtlingspolitik 
eintreten würden. Dort finden sich ausführliche Erörterungen u.a. zu Statusthemen, 
Abschiebefragen und Unterbringungskonditionen. Diese nehmen in jenem Text von 
2003 noch bedeutenden Raum im Text ein.  
Abbildung 6.2.5: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung in den Programmtexten von CSU und FDP so-
wie des Koalitionsaushandlungsgremiums (Koa) in Bayern 2008 
Eigene Darstellung. 
So sind also beide Parteien mit erhöhter Aufmerksamkeit gegenüber der Integrations-
politik in den Wahlkampf gezogen. Zudem galt das besondere Interesse der CSU den 
Aussiedlern, während die FDP ihre unveränderte Zielsetzung für Aufgaben im Asylbe-
reich betonte.  
Kettenglied II: Spätestens während der Koalitionsaushandlung traten gegensätzliche or-
ganisationspolitische Vorstellungen im Bereich der Integrationspolitik zutage. Insbe-
sondere stellten sich graduelle Unterschiede in der Stellenwertbeimessung jenes As-
pekts heraus. Für die CSU hätten Themen dieser Art laut damaliger Sozialausschuss-
vorsitzenden Meyer von der FDP zumindest zum Zeitpunkt der Aushandlung ver-
gleichsweise „keine so große Rolle“ (Q 2011) gespielt. So waren es auch die Liberalen, 
159 Zur Person: Brigitte Meier (FDP) war im betrachteten Fallgruppenzeitraum Vorsitzende des Sozial-
ausschusses und habe ihrer Aussage nach (Q Meyer 2011) aus diesem Grund im breiten Feld der Sozi-
alpolitik mit dem Thema Migration zu tun. Sie sei „aber auch – das hat sich so entwickelt – in der Frak-
tion zuständig für dieses Thema ‚Migration‘ und bearbeite jetzt intensiv die Asylpolitik, was ja jetzt in 
Bayern nicht unbedingt als das Integrationsthema gesehen wird – aber das ist jetzt für mich ein absolu-
ter Schwerpunkt und da bin ich eigentlich Hauptansprechpartnerin in der Fraktion.“ 
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die den Posten eines Integrationsbeauftragten als organisationspolitische Maßnahme 
vorschlugen.  
In der Rolle des integrationspolitischen Sprechers der Christsozialen räumt Neumeyer 
(Q 2011) bezogen auf den Veränderungsvorschlag ein: „Meine Partei hat es nicht gefor-
dert. Die hat gesagt: Das Thema gibt es nicht.“ Man müsse „der Ehrlichkeit halber sagen: 
Ohne die FDP würde es diesen Posten nicht geben.“ (ebd.). Im Koalitionsvertrag setzten 
die Liberalen schließlich einen ‚Integrationsbeauftragten der Bayerischen Staatsregie-
rung‘ durch. Neumeyer beschreibt die Vorgehensweise bei der Koalitionsaushandlung 
so, dass man im Koalitionsvertrag gesagt habe: „‘Wenn der Koalitionspartner einen In-
tegrationsbeauftragten will‘ … das ist auch wie am offenen Markt: Du kriegst das, dann 
krieg ich das – das ist ganz einfach. Man hat den Integrationsbeauftragten spiegelgleich 
zur Behindertenbeauftragten gestaltet: 4 Leute – 23.000 Jahresetat im Sozialministe-
rium. Man hat sich keine großen Gedanken gemacht: selbe Bürogröße – alles gleich.“ 
(Q 2011a, vgl. auch Bayerisches Ministerialblatt 2009: 107). Erstens wird an diesem Bei-
spiel die bedeutende Rolle des Aushandlungsgremiums als zweites Kettenglied in dieser 
Fallgruppe deutlich. Zweitens tritt ein Phänomen auf, welches typisch für eine sehr frühe 
und politische Festlegung bei der Ansiedlung von Aufgaben ist: Man orientierte sich – 
ohne Rücksprache mit der Spitzenbeamtenschaft – an bekannten oder ähnlichen Orga-
nisationsformen.  
Die organisatorische Wunschvorstellung der Liberalen wurden dabei bei Weitem nicht 
erfüllt: An „ein eigenes Ministerium wäre da nicht zu denken gewesen. Aber für uns 
war es zunächst mal wichtig, dass wir überhaupt diese Funktion eines Integrationsbe-
auftragten installieren konnten. Da wird man mit Sicherheit nochmal drüber nachden-
ken müssen beim nächsten Mal, ob man das wirklich im Sozialministerium belässt oder 
ob das nicht ein bisschen zu kurz greift, weil das ja eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe 
ist, die viele Bereiche betrifft. Da wird man mit Sicherheit darüber nachdenken müs-
sen.“ (Q Meyer 2011).  
In diesem Zusammenhang war bei der Koalitionsaushandlung besonders ein Punkt 
strittig, der das migrationspolitische Feld tangierte: die Zuständigkeit des Integrations-
beauftragten für asylpolitische Aufgaben. Hier sei laut Meyer (Q 2011) eine deutliche 
Diskrepanz zwischen den Zielen der beiden Koalitionspartner festzustellen gewesen: 
„Es steht mir nicht zu, die Lage bei unserem Koalitionspartner zu beurteilen, aber von 
außen hat man den Eindruck – was ich jetzt allein in den Verhandlungen um diese 
Asylgeschichte erlebt habe –: Da sind schon zum Teil Welten zwischen uns und denen 
im Denken.“ Die CSU habe darauf gedrängt, die Gruppe der Asylsuchenden nicht in 
den Verantwortungsbereich des Beauftragten zu geben. Bei nicht gesichertem Aufent-
halt seien integrationsfördernde Maßnahmen kontraproduktiv – so zitiert Michna 
(2008a: 142) aus den Leitlinien des Bayerischen Ministerrats von 2003 –, weil sie die 
Durchsetzung der Aufenthaltsbeendigung erschweren würden und damit außerdem 
ein finanziell nicht gerechtfertigter Aufwand einherginge. „Und das geht aus meiner 
Sicht überhaupt nicht. Das müssen wir in jedem Fall ändern, denn es sind ja sehr viele 
dieser Menschen, die in diesen Unterkünften untergebracht sind, über ganz lange Jahre 
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bei uns.“ (Q Meyer 2011). CSU-Mann Neumeyer (Q 2011b) wägt das Für und Wider 
einer Ausdehnung des Zuständigkeitsbereichs auf den Asylbewerberbereich ab: „Es hat 
Vor- und Nachteile. Der Vorteil ist, dass die Politik sagt: Über den Asylbewerber wird 
zunächst entschieden oder beschlossen, ob er in Deutschland bleiben kann oder nicht. 
Und ab diesem Zeitpunkt, ab dem er in Deutschland ist, dann fängt die Integration erst 
an. Dazu gibt es unterschiedliche Meinungen. Die Meinung ist grundsätzlich politisch 
richtig und ist auch bei der Meinung der Mehrheitsgesellschaft so angesiedelt. Anderer-
seits ist aber auch klar, dass ein ganz großer Teil der Asylbewerber hier in Deutschland 
bleibt – also nicht in das Heimatland zurückgeschickt wird. Jetzt stellt sich natürlich die 
Frage: Ist es dann gut, dass man diesen Menschen keine Integrationsleistung – sprich 
Sprach- oder Integrationskurse – zu Teil werden lässt oder nicht. […] Aber wenn der 
Gesetzgeber sagt, er wird nicht abgeschoben und dann biete ich ihm das [Anm. des 
Autors: gemeint sind Integrationsleistungen] nicht an, ja dann habe ich gewisse Prob-
leme. Aber momentan ist die Gesetzeslage da – die Vereinbarung im Freistaat Bayern 
hinsichtlich meiner Position – dass Integrationsleistungen sich nur eben darauf erstre-
cken.“  
Nach Ansicht der FDP sei Asylpolitik untrennbar mit anderen Migrantengruppen ver-
bunden. Die Liberalen beklagen sehr deutlich, dass sich jener Aufgabenbereich im Ko-
alitionsvertrag nicht in den Verantwortungsbereich des Beauftragten integrieren ließ: 
„Was für mich ein ganz großes Manko ist, dass also ganz strikt vom Asylbereich abge-
trennt wird. Das ist ja qua Beschreibung so, dass sich der Herr Neumeyer dazu gar nicht 
äußern darf und äußern soll.“ (Q Meyer 2011). 
Schneller einig waren sich die wirtschaftsfreundlichen Christsozialen mit den Liberalen 
bei der Bekämpfung von Abwanderung hochqualifizierter Arbeitskräfte und bei der An-
werbung von Spitzenkräften insbesondere in der Forschung und im spitzentechnologi-
schen Arbeitsmarkt. Der Herausstellung von Aussiedlerthemen im Koalitionsvertrag 
stand die FDP nicht entgegen. Die CSU konnte darüber hinaus einzelne inhaltliche As-
pekte des Politikfelds, die sie als wichtig erachtete, prominent im Vertrag unterbringen. 
Dazu zählten insbesondere bildungspolitische Themen der Migration und Integration 
und die kontextuelle Einbettung in den Themenbereich ‚Werte, Brauchtum und Kultur‘. 
Außerdem wurde die zeitliche Befristung der Tätigkeit einer Härtefallkommission auf-
gehoben160. Insgesamt liegt der gemessene Textanteilswert als Schätzung für die Auf-
merksamkeit des Akteurs mit 3,2% über den gemessenen Werten beider Parteien. 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass sich neben den unstrittigen Gemeinsam-
keiten und Unterschieden ein großer Zielkonflikt herauskristallisierte: die Berufung 
und Ausstattung eines Integrationsbeauftragten. Während sich die FDP im Aushand-
lungsprozess mit der Schaffung jenes Amts durchsetzen konnte, gebot die CSU weite-
ren Verhandlungserfolgen Einhalt. Weder mit der Ressourcenausstattung noch mit 
dem Zuständigkeitsbereich oder der Verortung in der Struktur konnten die Liberalen 
 
160 Dazu heißt es in der Koalitionsvereinbarung: „Wir werden die Ausländer-Härtefallkommission für 
Ausweisungen als Dauereinrichtung weiterführen. Die im Bundesrecht vorgesehene Befristung zum 
31.12.2009 soll entfallen.“ (Code-Abschnitt 1546-1548). 
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vollumfänglich zufrieden sein. Anstelle einer erwünschten Ansiedlung beispielsweise 
bei der Staatskanzlei musste man mit der weniger einflussreicheren sonderorganisier-
ten Anbindung an das Sozialressort Vorlieb nehmen. Abgesehen von diesem Wermuts-
tropfen blieb das Hinzukommen des neuen Akteurs ‚FDP‘ in Kettenglied I am Ende 
nicht ohne Konsequenz. Ganz im Gegenteil: Ein neuer Zielkonflikt brach auf, der das 
Handeln von zahlreichen Akteuren beeinflusste.  
 
Kettenglied III: Diese Veränderungen betrafen auch den Ministerpräsidenten. War der 
Landesvater in den Vorperioden noch der erste stabile Akteur in der Delegationskette 
gewesen, sah er sich fortan in einer Situation, in der er einem Koalitionsaushandlungs-
gremium nachgeordnet war. Zugleich wurde ihm ein stellvertretender Ministerpräsi-
dent beigeordnet, der vom Koalitionspartner gestellt wurde. Obwohl diese neue Situa-
tion die Entscheidungsfreiheit des Staatsoberhaupts potentiell hätte einschränken kön-
nen, wurden ihm nach wie vor weitreichende organisationspolitische Befugnisse zuge-
standen. Der integrationspolitische Sprecher der CSU-Fraktion meint im Interview, 
dass dem Ministerpräsidenten die Veranlassung organisationspolitischer Maßnahmen 
freistehe: Der Ministerpräsident habe diesbezüglich die Berufungshoheit (vgl. Q 
Neumeyer 2011a).  
Es stellt sich nun also die Frage, ob zu erwarten war, dass der Landesvater diese Kom-
petenz mit Blick auf die Migrations- und Integrationspolitik nutzen würde. Im Gegen-
satz zu seinen beiden Vorgängern besetzte mit Horst Seehofer ein Politiker das höchste 
Amt im Staat, der sich zuvor nicht als Landesinnenminister profiliert hatte. Seehofers 
Interessensgebiet lag sowohl hinsichtlich seines ehrenamtlichen Engagements als auch 
in Bezug auf seine politische Karriere im gesundheits- und sozialpolitischen Bereich 
(vgl. Landtag BY 2014: 177, Munzinger 2014c). Dabei war er mit migrations- und integ-
rationsrelevanten Fragestellungen nur aufgrund sozialpolitischer Einzelfragen in Kon-
takt gekommen. Da er sich zudem über die Jahre hinweg fast ausschließlich in der Bun-
despolitik engagierte, kam er auch kaum mit dem einschlägig linienorganisierten Auf-
gabenbündel im bayerischen Landessozialministerium in Berührung.  
Auch im Verlauf seiner Amtszeit beschränkten sich öffentlich wahrnehmbare Positio-
nierungen auf politikfeldperiphere Äußerungen wie der ‚PKW-Maut für Ausländer‘ o-
der zur Arbeitsmigration aus Südosteuropa (vgl. Munzinger 2014c). Seehofers Auf-
merksamkeit für migrations- und integrationspolitische Fragestellungen kann deshalb 
als vergleichsweise sehr gering eingeschätzt werden.  
Seehofers integrationspolitische Äußerungen in der Antrittsregierungserklärung (2008) 
spiegelten somit mehr den vereinbarten Kurs der Koalitionsaushandlung und weniger 
seine eigenen Akzente in diesem Feld wider. Im Redetext sparte Seehofer dabei die The-
menbereiche ‚Asyl‘ und ‚Migrationspolitik‘ vollständig aus. Dennoch fand in Seehofers 
erster Amtszeit die erste Regierungserklärung zur Integrationspolitik statt. Zwar war er 
nicht selbst Hauptredner – dies übernahm die Sozialministerin Haderthauer (2010b); 
jedoch betonte er in der traditionell abschließenden Stellungnahme des Ministerpräsi-
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denten (Seehofer 2010b) wiederholt, dass er den Ausführungen der Ministerin unver-
ändert zustimme. Einerseits sind Regierungserklärungen mit dem Staatsoberhaupt ab-
gesprochen. Andererseits zeigt die Wortwahl und Betonung, dass Seehofer hier – man-
gels eigener besonderer Aufmerksamkeit – ein hohes Ausmaß an Entscheidungsspiel-
raum an die zuständige Ministerin delegiert hatte161. In Seehofers Regierungserklärung 
von 2012 spielte Migrations- und Integrationspolitik keine Rolle.  
Es lässt sich sehr gut herausarbeiten, dass sich zwischen Koalitionsaushandlungsgre-
mium und den relevanten Ministern mit Seehofer ein Akteur befand, dessen Aufmerk-
samkeit sehr gering ausfiel.  
Ebenso wenige Anhaltspunkte für gesteigertes Interesse am Politikfeld finden sich bei 
Vize-Ministerpräsident und Wirtschaftsminister Martin Zeil (vgl. Munzinger 2014d). 
Zwar trat Zeil mithin mit politikfeldspezifischen Themen an die Öffentlichkeit (u.a. 
Stumberger 2012, Müller 2012, Reinhard 2010, Dietrich 2013); diese hatten jedoch so 
gut wie immer einen fachkräftepolitischen Themenschwerpunkt. Zeil handelte hier so-
mit als Minister und nicht als Akteur des dritten Kettenglieds. Seehofer und Zeil ver-
zichteten deshalb in ihrer Rolle als Ministerpräsident und Stellvertreter erwartungsge-
mäß auf Vorfestlegungen im Bereich des Politikfelds.  
Den organisatorischen Entscheidungsspielraum für die Minister legte also im migrati-
ons- und integrationspolitischen Bereich ausschließlich das Koalitionsaushandlungs-
gremium fest. Der einzig öffentlich sichtbare Eingriff in den unmittelbaren Verantwor-
tungsbereich des Ministerpräsidenten erfolgte mit der Umbenennung des Spiegelrefe-
rats A III 4 in der Staatskanzlei. Dieses trug neben Arbeit, Sozialem, Familien, Bildung, 
Kultur, Religionsangelegenheiten und Vertriebenenpolitik nun auch den Begriff ‚In-
tegration‘ im Namen.  
Kettenglied IV: Die Minister waren also hinsichtlich der Ansiedlung von Aufgaben im 
Bereich ‚Migration und Integration‘ innerhalb der Vorgaben des Aushandlungsgremi-
ums völlig frei. Kleinhappl (Q 2012) betonte im Gespräch, dass die Ressorts hinsichtlich 
der Organisationspolitik nach erfolgtem Zuschnitt große Eigenständigkeit besäßen: Es 
herrsche eine klar hierarchisch abgetrennte Einflusssphäre; Zuständigkeiten, die an ein 
Ressort abgegeben wurden, blieben auch dort.  
Die Koalitionsvereinbarung sah indes vor, dass migrationspolitische Themen weiterhin 
im Innenministerium und die linienorganisierte Integrationspolitik beim Sozialminis-
terium bleiben sollten. Dem Sozialressort wurde das Amt des Integrationsbeauftragten 
zugeordnet. Kleinere Aufgabenbündel erlegte man dem Kultus- und dem Wissen-
schaftsministerium auf. Diese Aufgabenbündel ergaben sich aus der inhaltlichen 
Schwerpunktsetzung im Koalitionsvertrag und in der Antrittsregierungserklärung. Eine 
nähere Befassung mit den dortigen Ressortchefs ist nicht nötig: Die Aufgaben sind er-
wartungsgemäß auf niedrigem vertikalen Niveau in die Linienorganisation eingefloch-
ten worden.  
161 Zum Vergleich: In Baden-Württemberg hatte der politikfeldaffinere Oettinger (2006) vier Jahre zuvor 
noch selbst die Regierungserklärung zum Thema Integration vorgetragen.  
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Die Verortung eines größeren Aufgabenbündels hatte hingegen Joachim Herrmann zu 
verantworten. Dem Mittelfranken waren vor seiner Tätigkeit als Innenminister Aufga-
ben des Sozialbereichs nicht fremd gewesen: Schon in den Jahren 1998 und 1999 war 
er Staatssekretär im Arbeits- und Sozialministerium gewesen (Landtag BY 2014: 97). In 
seinem Lebenslauf finden sich jedoch auch zahlreiche Stationen, die auf Vorerfahrung 
im innenpolitischen Bereich schließen lassen – wie beispielsweise seine Funktion als 
Leiter des Amts für Sicherheit und Ordnung in Erlangen. Ein spezieller Fokus auf Mig-
rationspolitik ist jedoch nicht zu erkennen (vgl. Munzinger 2013b). Das linienorgani-
sierte Aufgabenbündel im Innenministerium blieb weitgehend unberührt. In den Zeit-
raum der betrachteten Fallgruppe fielen zwei kleinere Änderungen: Das Sachgebiet A 
II ‚Ausländer- und Asylrecht‘ erfuhr erstens eine rechnerische, aber faktisch kaum spür-
bare vertikale Rückstufung; zweitens endete die Tätigkeit des Migrationsverantwortli-
chen noch vor Ablauf der Regierungsperiode162. Herrmanns Ziele und Entscheidung 
waren somit im Einklang mit der neuen Schwerpunktverlagerung von der Migration 
hin zur Integration.  
Der Bereich ‚Integration‘ war bisher gebündelt im Sozialressort verortet. Damit gehörte 
die neue Ministerin für Arbeit und Soziales, Dr. Christine Haderthauer, zum Personen-
kreis der relevanten Akteure im Feld. Allerdings finden sich für den Zeitraum vor ihrem 
Amtsantritt keine und während ihrer Amtszeit nur vereinzelt Anhaltspunkte für her-
ausstechendes Interesse an Migrations- und Integrationspolitik (vgl. Landtag BY 2014: 
90, Munzinger 2014e). Als CSU-Generalsekretärin war sie freilich in Diskussionen wie 
etwa die um gewaltbereite Ausländer (Müller 2008, Majer 2007, Nürnberger Zeitung 
2008) oder kulturelle und religiöse Konflikte aktiv (Lukaschik 2008, Reimann und Sillgitt 
2008, Fränkischer Tag 2008). Allerdings muss dies auch vor dem Hintergrund ihrer Po-
sition als Sprachrohr der Christsozialen gesehen werden. Auch dass sie als Sozialminis-
terin regelmäßig mit asylsozialpolitischen Themen im Spiegel der Medien (Nürnberger 
Nachrichten 2013c, Paul 2012, Sohr 2012, Halser und Kramer 2012 u.v.m.) vertreten 
war, entpuppte sich oft eher als Folge der Kritik an ihrem zögerlichen Handeln und 
nicht als Indikator für ein tiefergehendes Interesse am Themenfeld.  
Dennoch war es die Würzburger Juristin, die zum Thema Integrationspolitik mit einer 
gesonderten 163  Regierungserklärung (Haderthauer 2010b) an die Parlamentsmikro-
phone trat. Brigitte Meyer (Q 2011) vom Koalitionspartner FDP schrieb diese Bewandt-
nis im Interview jedoch eher der Gesamtveränderungstendenz in der christsozialen Par-
tei als der Ministerin selbst zu. Ähnlich drückt sich der Leiter des CSU-Fraktionspla-
nungsstabs Zolleis164 (Q 2011) aus: „Die integrationspolitische Regierungserklärung 
letzten Herbsts, die hat natürlich die Ministerin gehalten, weil sie für das Haus und das 
Ressort zuständig ist. Aber letztendlich ist die ganze Koordinierungsfunktion in diesem 
 
162 Dies kann jedoch auch personalspezifische Gründe gehabt haben.  
163 Haderthauer verlas zwei Jahre später (2012) eine Regierungserklärung, die sämtliche wichtige The-
men ihres Ressorts abdeckte; darunter fanden sich auch Textteile zur Integration.  
164 Zur Person: Prof. Dr. Udo Zolleis war zum Zeitpunkt des Interviews Leiter des Planungsstabs der 
CSU-Fraktion des Bayerischen Landtags und Honorar-Professor für Politikwissenschaft an der Univer-
sität Tübingen.   
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Politikfeld ein singulärer Akt …“. So stellt Meyer (Q 2011) zunächst lediglich eine for-
mal-symbolische Veränderung im Sozialressort fest, weil „sich Frau Haderthauer auch 
als Migrationsministerin – oder ich weiß es gar nicht wie genau, wie sie sich da benannt 
hat – präsentiert.“  
Darüber hinaus verlief Haderthauers Amtszeit im Hinblick auf die Verortung von Auf-
gaben des Politikfelds in der Aufbaustruktur erwartungsgemäß veränderungsarm – mit 
Ausnahme einer markanten Organisationsveränderung, die nach zwei Jahren wieder 
rückgängig gemacht wurde. Es handelte sich hierbei nämlich um die, im CSU-Pro-
gramm angekündigte Einführung einer Koordinierungsstelle für Integrationspolitik. 
Doch sowohl die Veranlassung wie auch die Rücknahme der Maßnahme sind nicht vor-
nehmlich auf Haderthauer zurückzuführen gewesen. Die Einführung war also auf die 
Vorfestlegung des erstbetrachteten Prinzipals zurückzuführen. Als Grund für den Wi-
derruf des Umbaus im Sozialministerium gab ein zuständiger Beamter „rein interne“ 
(Q Edlbauer 2014) Reorganisationsgründe an. Als Grund für die Wiederherstellung der 
alten Organisationsform ist hier zu vermuten, dass man mit der ursprünglichen Ablau-
forganisation besser gefahren war als mit der neuen.  
Das spürbare Anschwellen der Flüchtlingsströme in der zweiten Jahreshälfte von 2013 
rückte Haderthauer zwar nochmals mit dem asylpolitischen Thema in die öffentliche 
Wahrnehmung (u.a. Dahlkamp und Popp 2013, Linstädt 2013, Nürnberger Nachrichten 
2013a und 2013b, Ledebur 2013, Böhm 2013). Ihre Amtszeit endete jedoch schon we-
nige Wochen später. Ihre sprunghaft angestiegenen Aufmerksamkeitswerte gegenüber 
dem Politikfeld hatten entsprechend keine Auswirkungen mehr auf die Aufbaustruktur 
ihres Hauses.  
Wenn sowohl Seehofer, Hermann und Haderthauer als gestaltende Akteure im Feld der 
Migrations- und Integrationspolitik kaum in Erscheinung traten, stellt sich die Frage, 
ob es jemanden in der Delegationskette gab, der mit hohen Aufmerksamkeitswerten 
aufwarten kann. Die Suche endet vorläufig bei Neumeyer, dem neuen Amtsinhaber der 
Position des Landesintegrationsbeauftragten. Geplant war ursprünglich, diesen Posten 
mit einem Freidemokraten zu besetzen. Dies lag nahe, da sich die FDP in der Koaliti-
onsaushandlung für die Einführung eben jenes Beauftragtenpostens eingesetzt hatte. 
Allerdings zeichnete sich schon im Vorfeld des regierungswechselbedingten Umbaus 
in der Ministerialverwaltung ab, dass der damals vorgesehene Kandidat, Prof. Dr. Georg 
Barfuß, sein Amt nicht antreten würde. Dass die Besetzung des Amts zum Politikum 
wurde, verdeutlicht der Kommentar von SPD-Oppositionsführer Maget (2008) in der 
Aussprache zu Seehofers erster Regierungserklärung: „Sie haben angeblich schon ei-
nen Integrationsbeauftragten benannt, aber er ist jetzt nicht mehr da. Ah, da hinten sind 
Sie, Herr Barfuß. Vielleicht sind Sie es auch schon nicht mehr. Vielleicht sind Sie ein 
wenig ‚gach‘ in die Diskussion eingestiegen.“165 Barfuß hatte sich in der Öffentlichkeit 
zu provokanten – oder für bayerische Maßstäbe zumindest sehr missverständlichen – 
Äußerungen hinreißen lassen (Süddeutsche 2010a) und war dann schließlich selbst in 
165 Maget verwendet den Mundart-Begriff ‚gach‘, der in etwa gleichbedeutend ist mit ‚arg‘. 
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der eigenen Fraktion in Ungnade gefallen (Hofmann 2008, Bachmann 2008). Der letzt-
liche Amtsinhaber Martin Neumeyer (Q 2011a) schildert im Interview seine Perzeption 
des Hergangs wie folgt: „Herr Barfuß war im Gespräch [für das Amt des Beauftragten], 
der dann - noch ohne dass er installiert gewesen wäre - gesagt hat: die Scharia gehöre 
ins Grundgesetz; zumindest Teile der Scharia. Diese Aussage hat Aufsehen erregt und 
die eigene Partei hat ihn dann zurückgerufen. Das war dann meine Chance …“.  
Für Neumeyer stehe Integrationspolitik als Themenbereich laut eigenen Angaben ganz 
vorne mit dabei. In der Rückschau spiegelt sich dies auch in seinem ehrenamtlichen 
und politischen Engagement wider: Ca. fünfzehn Jahre lang war er im niederbayeri-
schen Mainburg ehrenamtlich in der Integrationsorganisation ‚In Mainburg zu Hause‘ 
sowie über ca. zehn Jahre hinweg im Integrationsarbeitskreis des Landkreises Kelheim 
aktiv; auch schon davor sei er bereits mehr als ein Jahrzehnt in der Integrationsarbeit 
engagiert gewesen (Q Neumeyer 2011a und 2011b). Auch in seinem Wirken als Abge-
ordneter sind deutliche Spuren im integrationspolitischen Bereich nachzuvollziehen. 
Neumeyer (Q 2011b) resümiert sein Engagement seit Beginn seiner Zeit als Abgeord-
neter: „Ich bin da hingekommen und habe dann innerhalb […] der Fraktion sieben Jahre 
lang den Vorsitz der Arbeitsgruppe Integration übernommen. ‚Islam‘ hat es zuerst ge-
heißen. Dann hat man es umbenannt in ‚Integration und Islam‘. Ich bin dann innerhalb 
der Partei eingeladen worden, war dann auch bei der CDU und bei der Hanns-Seidel-
Stiftung.“  
Auf seine organisationspolitischen Ziele direkt angesprochen sah Neumeyer trotz 
grundsätzlicher Zufriedenheit in zweierlei Hinsicht Verbesserungsmöglichkeiten. Ers-
tens sei die Ressourcenausstattung in Anbetracht der Aufgabenfülle nicht angemessen. 
Ein eigenes Ministerium halte er aber für übertrieben. Mit Blick auf das damals neu ins 
Leben gerufene Integrationsministerium in Baden-Württemberg meinte er: „Ja gut, in 
dieser Größe mit 45 Leuten oder 42: Das ist schon eine andere Dimension, wenn in 
einem anderen Ministerium zusätzlich noch einzelne Betroffene sitzen, Beamte oder 
Angestellte, die man vielleicht nicht brauchen würde. Ich würde sagen: ein vernünftiges 
Mittelmaß und lieber vielleicht mehr Geld in Projekte oder in Personal“ (Q Neumeyer 
2011a). Zweitens habe man die Anbindung an das Sozialministerium überdenken kön-
nen: „Frau Böhmer ist […] Bundesbeauftragte und sitzt im Bundeskanzleramt – was 
vielleicht besser ist, wenn man nicht in einem Einzelministerium sitzt. Wir sind zwar 
unabhängig aber rein logistisch sind wir hier am Haus; gewisse Bezüge sind da, aber 
der Integrationsbeauftragte bezieht sich natürlich auf alle oder fast alle Ministerien - 
deswegen wäre die Staatskanzlei zum Beispiel angebracht - ähnlich wie in Berlin.“ 
(ebd.).  
Seine Überlegungen zur organisatorischen Neuverortung nach der Wahl von 2013 er-
füllten sich indes zunächst nicht. Als Grund dafür kann das Ausscheiden der FDP aus 
der Koalitionsregierung vermutet werden. Im Gespräch vor der Wahl allerdings hielt er 
allerdings noch eine Neuverortung in horizontaler und vertikaler Hinsicht für sinnvoll: 
„[W]enn dann, wäre ein Staatssekretär in der Staatskanzlei angemessen. Das ist von der 
nächsten Wahl abhängig: wer da noch in Amt und Würden ist. In der Tat wäre es in der 
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momentanen Situation nicht schlecht, wenn man ein Ministerium mit einem Staats-
sekretär besetzen würde - rein für dieses Thema. Die Österreicher haben das auch ge-
macht […]. Ich muss festlegen: Was ist es mir wert? Nicht nur pekuniär, sondern: Was 
ist es mir ideologisch wert, was ist es mir politisch wert, was ist es mir auch als Groß-
stadtpartei wert? Wir haben sehr viele Themen die großstädtisch orientiert sind. Diese 
Fragen muss ich beantworten. Und die Antwort ist, wenn ich einen Staatssekretär und 
einen Minister, einen Beauftragten habe: Das ist es mir wert oder das ist es mir nicht 
wert.“ (Q Neumeyer 2011a).  
Neumeyer hatte also klare Vorstellungen, in welche Richtung sich Reorganisationsan-
strengungen orientieren müssten. Dadurch, dass er erst ein Jahr nach der Wahl (vgl. 
Bayerisches Ministerialblatt 2009: 107) berufen wurde, war sein Einfluss auf die Ausge-
staltung des Amts zu diesem Zeitpunkt eher gering. Erst in der darauffolgenden Legis-
laturperiode konnte er einen Teil seiner Ziele durchsetzen166.   
Kettenglied V: Nicht auf Gegenliebe stieß die Einführung eines Integrationsbeauftragten 
in der Beamtenschaft. Neumeyer (Q 2011a) führt dies auf bereits vorhandene Struktu-
ren zurück: Eine „‚Stabsstelle‘ Integration hat zum Beispiel das Arbeitsministerium ei-
gens, Kultus eigens, Inneres eigens. Die haben eigene Stabsstellen, was die Arbeit kom-
plizierter macht, weil jeder seine eigene Suppe kocht.“ Insbesondere in der Linienorga-
nisation167 des Sozialministeriums sei man über diese neue Stelle nicht glücklich gewe-
sen. Entsprechend habe man sich auch verhalten: „Also: Ich habe angefangen mit dem 
Wissen vom Landkreis und dem Wissen von der Fraktion. Aber es hatte nichts gegeben 
– kein Papier. Ich habe versucht, was zu bekommen. Das war ja im Ministerium schon
von einem Beamten verwaltet. Und dann habe ich lediglich gebeten: ‚Gebt mir bitte das, 
was ihr bisher gemacht habt.‘ Ich habe nichts bekommen – gar nichts. Nichts. Weil ich 
gestört habe. Dann habe ich aus NRW jemanden kennengelernt und ihn gefragt: 
‚Kannst Du mir was schicken, was Ihr alles über Bayern habt?‘ Ich habe nichts bekom-
men von Bayern. Aber über diese Umwege konnte ich mir anschauen, was Bayern 
macht.“ (Q Neumeyer 2011b). So glichen Kommunikationsversuche mit dem Haus laut 
Neumeyer (ebd.) oft mehr einem Mono- als einem Dialog: „Wir kriegen ab und zu auch 
mal was vom Ministerium, aber bei weitem nicht alles. Warum? – Das weiß ich nicht. 
Kann sein – vielleicht liegt es an mir – aber ich weiß es nicht.“  
Die Verweigerung der Kooperation passt in das abgeschätzte Bild der Machtstellung der 
Spitzenbeamtenschaft in Bayern. Nicht nur in Interviews mit verantwortlichen Politi-
kern, sondern auch in der Kommunikation mit der Spitzenbeamtenschaft zeigten sich 
zahlreiche Anzeichen für einen hohen Grad an Fachkompetenz (vgl. z.B. Einschätzung 
Q Banzer 2014), aber auch Hinweise auf die Nutzung derselben zur Einflussnahme. 
166 Mit Wirkung zum Juli 2015 konnte sich Neumeyer in Teilen mit seinen organisationspolitischen 
Vorstellungen durchsetzen. Der Beauftragte wird mit größeren Personalressourcen ausgestattet und 
wird an die Staatskanzlei angebunden. 
167 Dem sonderorganisierten Integrationsbeauftragten selbst waren nur sehr begrenzte Personalressour-
cen zugewiesen worden (vgl. Q Zolleis 2011). Die Geschäftsstelle des Beauftragten sei personalrechtlich 
zwar dem StMAS, fachlich jedoch dem Integrationsbeauftragten unterstellt (Q Müller 2014). 
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Nicht zuletzt wird dieser Einfluss erstens von der deutlich hervortretenden Arbeitsteilung 
zwischen politisch-programmatisch orientierten Ministern einerseits und regelaufga-
benerledigenden Beamten andererseits und zweitens vom Fehlen eines Apparats von 
politischen Beamten im Leitungsbereich der Behördenhierarchie (vgl. Q Beckstein 
2013) begünstigt. Exemplarisch für die Einflussnahme von Spitzenbeamten sei hier der 
aufsehenerregende Fall des Amtschefs für Bundes- und Europaangelegenheiten in der 
Bayerischen Staatskanzlei genannt. Jener leitende Beamte – der zufällig wie der Integ-
rationsbeauftragte ebenfalls Martin Neumeyer heißt – war aufgrund seines Einflusses 
auf den Ministerpräsidenten als ‚Einflüsterer von der Staatskanzlei‘ (Neukrich 2005, 
Stiller 2005, Passauer Neue Presse 2005, Nürnberger Nachrichten 2005) in die Schlag-
zeilen geraten. Das Beispiel zeigt, dass an dieser Stelle die theoretischen Annahmen 
über Entscheidungsmuster in der Delegationskette weitgehend aufgehoben sind. Nur 
mittels Festschreibung im Koalitionsvertrag war also die Berufung eines Integrations-
beauftragten möglich geworden. Denn auch wenn man sich in Sequenz II oder III zur 
Einführung dieser Position durchgerungen hätte, wäre der Reorganisationsversuch ver-
mutlich am Widerstand der ungewöhnlich einflussreichen Ministerialbürokratie ge-
scheitert.  
 
6.2.2.2 Datenkomprimierung und Erklärung mittels Modell 
Nun folgt die Aufbereitung der Daten für die Gesamtzusammenhangsanalyse auf Basis 
der vorher näher beschriebenen Einzeldelegationsbeziehungen.  
Vor der Betrachtung von akteurszielbezogenen Hypothesen steht – wie auch schon in 
vorangegangenen Fallgruppenbetrachtungen – eine Analyse im Lichte der Gewohn-
heitshypothese an. Diese lässt sich für die Fallgruppe nur teilweise bestätigen. Erstens 
führten die Veränderung in der Akteurskonstellation von Sequenz I und II zu zwei 
merklichen Reorganisationsmaßnahmen. Es handelte sich hierbei um den CSU-Vor-
schlag einer Koordinationsstelle im Sozialressort und dem FDP-Verhandlungserfolg der 
Einrichtung eines Integrationsbeauftragten. Zweitens blieben organisatorische Konse-
quenzen infolge personeller Änderungen in den Kettengliedern III und IV aus. Dies 
entspricht nicht dem theoretisch vermuteten Mechanismus der Gewohnheitshypothese. 
Der dritte Punkt entspricht wiederum den Erwartungen: Gerade das Ausbleiben poli-
tisch motivierter Wechsel in der bayerischen Ministerialbürokratie sorgt für Verände-
rungsresistenz im Verwaltungsaufbau. Warum es hinsichtlich der Gewohnheitshypo-
these zu Unterschieden bei der Erfüllung von Erwartungen kam, kann ein Blick auf die 
Zusammenfassung akteurszielbezogener Hypothesen aufzeigen. Dort entspricht einer 
von insgesamt sechs Erkenntnisbausteinen mit insgesamt 14 näher betrachteten Dele-
gationsbeziehungen nicht den theoretischen Erwartungen.  
(1a) Die Einrichtung einer Koordinationsstelle für Integration im Sozialressort stärkt 
die Hypothese des theoretischen Gesamtansatzes, wonach Vorfestlegungen des ersten 
Kettenglieds auch in Koalitionsregierungen Wirkung entfalten. Die CSU hatte diese 
Maßnahme im Programm angekündigt. In der Koalitionsvereinbarung fehlte dann je-
doch ein entsprechender Eintrag. Da die hauptzuständigen Ressorts für Integration – 
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nämlich das Sozial-, Innen- und Kultusressort – wiederum an CSU-Minister fielen, 
konnten die Vorstellungen der Partei hinsichtlich der Verortung von Integrationspolitik 
umgesetzt werden. (1b) Auch das Thema Aussiedlerpolitik fand im Rahmen der CSU-
Ziele Platz im Koalitionsvertrag. Änderungen in der Struktur löste dies kaum aus, da 
dieses Politikfeld bereits traditionell stark in der Aufbauorganisation des Sozialministe-
riums vertreten war. (2) Die Freidemokraten hatten das Wirtschafts- und das Wissen-
schaftsministerium zugesprochen bekommen. Zwar waren auch dort einige Aufgaben 
der Integration verortet; allerdings lag die Hauptzuständigkeit im Haus der Sozialmi-
nisterin. Eine Lösung vergleichbar mit der Baden-Württembergs in den Jahren der bür-
gerlichen Regierung, wonach der Integrationsbeauftragte in einem FDP-Haus trotz mä-
ßig ausgeprägter Aufgabenaffinität verankert werden würde, kam hier nicht infrage. 
Aber auch die Installation des Amts bei einem CSU-Ressort konnte nur mit Mühe von 
der FDP in der Koalitionsvereinbarung durchgesetzt werden. Das Anliegen der Libera-
len, den asylpolitischen Aspekt im Aufgabenspektrum des Integrationsbeauftragten un-
terzubringen, scheiterte. (3) Insbesondere in der Beamtenschaft wurde die neue Beauf-
tragtenposition mit Argwohn beäugt, zumal der Beauftragte organisatorisch quer zur 
linienorganisierten Aufgabenerledigung angelegt wurde. Meist wird dies in der Spitzen-
beamtenschaft als Störung des regulären Ablaufs empfunden (Michna 2008: 99a). Dem-
entsprechend versuchte man, die organisatorische Aufwertung des Beauftragten in der 
Folgezeit zu verhindern. Im Kabinett fehlte ein ausgeprägtes Interesse an Migrations- 
und Integrationspolitik an den relevanten Positionen. So heißt es in einer Replik des 
Sozialministeriums auf eine Interpellation der Grünen im Parlament (Landtagsdruck-
sache 16/8479 BY 2011: 64): „Ein Veränderungsbedarf wird seitens der Staatsregierung 
derzeit nicht gesehen.“ (4) Sowohl Seehofers als auch Zeils Aufmerksamkeitswerte wa-
ren nicht sehr ausgeprägt. Für ersteren stand neben allgemein landesväterlichen und 
parteiführungsbedingten Pflichten nach wie vor das Interesse an gesundheits- und so-
zialpolitischen Fragen im Vordergrund. Der Zweitgenannte kam mit Migration nur am 
Rande seines wirtschaftspolitischen Bemühens um Fachkräfte aus dem Ausland in Be-
rührung. (5) Ein deutlicher Unterschied in der Perzeption von Migrations- und Integ-
rationspolitik tritt bei der näheren Betrachtung des Wechsels von Beckstein auf Her-
mann im Innenressort zutage. Dieser fand zwar bereits 2007 statt; dass sich aber das 
gezielte Engagement Becksteins nicht in dem Ausmaß bei Herrmann fortsetzte, kann 
man am schleichenden Rückbau von stabsorganisierten Stellen im Haus nachvollzie-
hen. Die linienorganisierten Stellen blieben nahezu unverändert. Hier ergibt sich ledig-
lich eine nicht-interpretierbare rechnerische Abwertung. (6) Haderthauer setzte die 
Vorfestlegungen aus den ersten beiden Sequenzen um und verursachte wie Hermann 
keine nennenswerten Zielkonflikte. Auch untereinander gibt es eher Hinweise auf eine 
konfliktfreie Arbeitsteilung zwischen migrations- und integrationsbetonenden Aufga-
benbündeln (vgl. z.B. Hermann 2010). Für diese sechs näher betrachteten Erkenntnis-
bausteine ergibt sich folgende Tabelle:  
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Abbildung 6.2.6: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Bayern 2008-2013 
 
Eigene Darstellung. 
 
6.2.3 Fallgruppe Bayern 2013 
Die letzte Fallgruppe umfasst den sehr kurzen Zeitraum von der Landtagswahl im Sep-
tember 2013 bis zum Ende des Gesamtuntersuchungszeitraums am 31. Dezember des-
selben Jahres. Die Vereidigung des Kabinetts fand schon Mitte Oktober statt. akteurs-
wechselbedingte Reorganisationsmaßnahmen konnten somit gegebenenfalls noch im 
alten Jahr vollzogen werden.  
Die Konstellation der Akteure veränderte sich im Vergleich zur vorhergehenden Fall-
gruppe an zahlreichen Stellen in der Delegationskette. So schaffte die FDP den Wieder-
einzug ins bayerische Parlament nicht mehr. Die CSU konnte wieder allein regieren. 
Sie bekräftigte ihr Ziel, die bisherige Grobverortung von Migrations- und Integrations-
politik in der Ministerialverwaltung beibehalten zu wollen mit entsprechend gestalteten 
Textstellen im Wahlprogramm. Auch das von der FDP initiierte Amt des Integrations-
beauftragten blieb zunächst unangetastet. Seehofer und Herrmann behielten ihre Pos-
ten in der Landesregierung. Aufgrund der niedrigen Aufmerksamkeit gegenüber dem 
Politikfeld veranlassten die beiden diesbezüglich keine größeren Neugestaltungen der 
Aufbauorganisation.  
Eine andere Entwicklung nahm das Sozialministerium. Dort ersetzte Emilia Müller die 
bisherige Amtsinhaberin Haderthauer. Mit jener Neubesetzung berief man eine Minis-
terin mit hoher Aufmerksamkeit gegenüber der Asylsozialpolitik. Die Folge war eine 
hierarchische Aufwertung von Abteilung V mit einem eigenen Ministerialdirektor und 
einer neuen Referatsgruppe ‚Asyl‘. Zwar lag diese Veränderung ein knappes Jahr nach 
Ende des Gesamtuntersuchungszeitraums; ließe man diese Entwicklung im Herbst 
2014 jedoch außen vor, würde das Gesamtergebnis des Hypothesentests auf negative 
Weise verzerrt werden. Diese Transformation im Sozialressort ist als günstig für das 
dortige Personal im Bereich ‚Migration und Integration‘ zu werten. Deren Befürchtung, 
die Geschäftsstelle des Integrationsbeauftragten könnte zu Ungunsten der Linienorga-
nisation ausgebaut werden, trat nicht ein. Dies lag nicht zuletzt am vermittelnden Ver-
halten des Amtsinhabers Neumeyer. Trotz Betonung der Überparteilichkeit und Unab-
hängigkeit seines Amts – auch seitens des Sozialministeriums (vgl. Landtagsdrucksache 
16/8479 BY 2011: 64) – ging er mit gestärkter Position in der Delegationskette in die 
neue Legislaturperiode. Schließlich konnte er sich weit außerhalb des Untersuchungs-
zeitraums im Juli 2015 in Teilen seiner organisationspolitischen Ziele durchsetzen: Das 
Amt zog vom Sozialministerium in die Staatskanzlei um.  
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Von insgesamt 8 näher betrachteten Delegationsbeziehungen entsprechen alle den the-
oretischen Erwartungen. 
6.2.3.1 Deskription der unabhängigen Variablen und Prozessanalyse 
In diesem Textabschnitt werden die potentiell relevanten Akteure der betrachteten Fall-
gruppe benannt und deren Position in der Delegationskette angegeben sowie deren 
Ziele erläutert oder abgeschätzt.  
Bei den Wahlen im Herbst 2013 gelang es der CSU, erneut die absolute Mehrheit der 
Sitze im bayerischen Landtag zu erringen. Auf die Freidemokraten, die ohnehin den 
Einzug ins Parlament verfehlten, war man nicht mehr angewiesen. In der neuen Allein-
regierung entfiel deshalb – wie schon in Fallgruppe I – das Koalitionsaushandlungsgre-
mium. Ebenso nahm die Relevanz des Ministerpräsidentenstellvertreterpostens im Ent-
scheidungsprozess wieder ab. Seehofer blieb Staatsoberhaupt. Während in Fallgruppe I 
der Innenminister noch die starke Person nach dem Ministerpräsidenten repräsentiert 
hatte, waren es nun die beiden Superminister Ilse Aigner mit dem Wirtschaftsportfolio 
und Markus Söder mit dem Finanzressort (vgl. hierzu Munzinger 2013b). Das Aufga-
benspektrum beider Häuser wurde um gewichtige Kompetenzbereiche erweitert168 . 
Chef des Innenministeriums blieb weiterhin Herrmann. Haderthauer wechselte als Lei-
terin in die Staatskanzlei. Für sie kam Emilia Müller ins Sozialministerium. Neumeyer 
wurde erneut zum Integrationsbeauftragten berufen. Im Bereich der Spitzenbeamten-
schaft kam es nicht zu Personalwechseln, die eine Neuabschätzung der Ziele notwendig 
gemacht hätten.  
Kettenglied I/II: Das Wahlprogramm der CSU umfasst knapp 9000 Wörter. Damit ist 
auch bei den Christsozialen endgültig die Wende hinsichtlich der Zulässigkeit von Pro-
grammvergleichen geschafft. Zur Erinnerung: Besonders die Programme der Fall-
gruppe ‚Bayern I‘ ließen eine Interpretation von Aufmerksamkeitsschätzwerten nur be-
dingt zu.  
Mit knapp 3% erreicht der Gesamttextanteil im Vergleich zu anderen Programmen ei-
nen Wert im Mittelfeld. Zunächst vermittelt der Streuwert [6] ein Bild, das dem Pro-
gramm der vorangegangenen Wahl sehr ähnelt. Bei genauerem Hinsehen sind jedoch 
drei Beobachtungen im Text unter dem Dach der Inneren Sicherheit geographisch nah 
beieinander verortet. Hier werden die Themen ‚Armutsmigration‘, ‚straffällige Auslän-
der‘ und ‚Asylangelegenheiten‘ behandelt. Im Gegensatz zur Vorperiode griff die CSU 
damit wieder verstärkt Themen im innenpolitischen Kontext auf.  
Neben diesem Beobachtungscluster befindet sich im Abschnitt zum gesellschaftlichen 
Zusammenleben ein konzentrierter Textteil zur Integrationspolitik. Die geographische 
Distanz zwischen innenpolitischem Cluster und gesellschaftspolitischem Textteil deu-
tet auf eine organisationspolitische Aufgabentrennung dieser beiden Blöcke hin. In der 
Struktur spiegelte sich jene Zuständigkeitsverteilung schon seit Becksteins Weggang 
168 Wenngleich Aigner den Bereich ‚Verkehr‘ ans Innenministerium abgeben musste, kann von einem 
relativen Kompetenzzugewinn gesprochen werden.  
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vom Innenressort in der klaren Arbeitsteilung zwischen Sozial- und Innenministerium 
wider. Die Daten aus dem Programm zeigen auf, dass die Christsozialen mit diesem 
Text die bisherige Aufbaustruktur bestätigen. Auf eine Erwähnung der Aussiedler-
gruppe wird im Programm verzichtet.  
 
Abbildung 6.2.7: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung im Programmtext der CSU in Bayern 2013 
 
Eigene Darstellung. 
 
Kettenglied III: Seehofer fiel als vorfestlegende Instanz in der Delegationskette nach wie 
vor aus. Zwar widmete er dem Politikfeld in seiner Regierungserklärung (Seehofer 
2013) einen Redeabschnitt; dieser spiegelte jedoch einerseits die Grundlinie der CSU und 
andererseits die 2013 aufgeflammte Debatte über rapide ansteigende Flüchtlingszahlen 
wider. Unter Berücksichtigung insbesondere des letztgenannten Punkts sind bei 
Seehofer keine erhöhten Aufmerksamkeitswerte festzustellen. Gleiches gilt für seine 
Stellvertreterin Ilse Aigner (vgl. Landtag BY 2014: 42, Munzinger 2013i).  
 
Kettenglied IV: Auch die Abschätzung der Ziele Herrmanns ändern sich in Fallgruppe 
III nicht169. Entsprechend waren spätestens zu Beginn der neuen Amtsperiode im Jahr 
2013 alle migrations- und integrationspolitischen Aufgaben, die Beckstein außerhalb 
der Linie aufgebaut hatte, verschwunden. Im Innenministerium befanden sich zum 
Jahreswechsel 2014/15 lediglich noch die regulär linienorganisierten Aufgabenbündel 
in den Referaten IA2 und IA3.  
Mit Emilia Müller betrat hingegen eine Politikerin das Feld, die relativ zu ihrer Amts-
vorgängerin höhere Aufmerksamkeitswerte aufweist. Zwar kam sie weder beruflich 
noch ehrenamtlich vorher mit Migrations- und Integrationspolitik in Berührung (vgl. 
Landtag BY 2014: 135, Munzinger 2014f); jedoch zeigte sie schon kurz nach ihrem 
Amtsantritt erhöhtes Interesse am Bereich der Asylsozialpolitik (vgl. Merkur 2013, siehe 
auch Munzinger 2014f). Dies liege auch an ihrer Vorerfahrung mit dieser Thematik in 
ihrer Funktion als Europaministerin, wo sie sich „intensiv mit ethnischen Minderheiten 
in den osteuropäischen Ländern“ auseinandergesetzt habe (Evangelischer Pressever-
band 2015). Mit diesem Schritt vollzog sich eine Verlagerung der Asylthematik vom In-
nenministerium, welches bis dahin noch tonangebend in dieser Sache war, zum Sozial-
ministerium.  
 
 
169 In seiner Regierungserklärung zur Lage in den Kommunen (Hermann 2014) streifte er lediglich sehr 
kurz das Thema Zuwanderung. 
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Aufgrund dieser erhöhten Aufmerksamkeitswerte hätte man theoretisch eine Aufwer-
tung der Migrations- und Integrationspolitik und insbesondere der Asylsozialpolitik im 
Sozialministerium erwartet. Diese blieb jedoch 2013 noch aus. Grund hierfür waren be-
grenzte Ressourcen. Seehofer hatte das Sozialressort um mehrere Personalstellen und 
den politischen Staatssekretär beschnitten (Szymanski 2014). Im Mai 2014 hieß es sei-
tens der Ministerin (Q Müller 2014) noch: „Neueinstellungen erfolgten im StMAS im 
angefragten Bereich seit der Regierungsneubildung aufgrund der angespannten Stel-
lensituation nicht.“ Im Lichte der Organisationshoheit der Ministerin aufgrund des Res-
sortprinzips wies sie darauf hin, dass Reorganisation auch vor dem Hintergrund der 
Fülle von anderen sozialpolitischen Maßnahmen gesehen werden müsse (ebd.). Die er-
höhte Aufmerksamkeit spiegelte sich deshalb zunächst nur im Namen des Ressorts, 
welches den Zusatz ‚Integration‘ im Namen erhielt, wider.  
Im Oktober 2014 wurde das Sozialministerium jedoch stark umstrukturiert: Ein neuer 
Ministerialdirektor wurde eingesetzt (StMAS 2014), der gesondert die Leitung der Ab-
teilung V ‚Integration und Migration, Vertriebene, Europapolitik‘ übernahm. Diese 
wurde zudem um eine größere Referatsgruppe V ‚Asyl‘ verstärkt. Die neue, starke Ak-
teurin im Sozialministerium vollzog also – wenn auch mit zeitlicher Verzögerung – die 
erwarteten Reorganisationsmaßnahmen in der Linienorganisation ihres Hauses. 
Dies blieb nicht folgenlos für die Handlungsposition Neumeyers. Eine Aufwertung mig-
rations- und integrationspolitischer Aufgaben an anderer Stelle im Ressort bedeutete 
für die Geschäftsstelle des Integrationsbeauftragten, dass sich die Chancen des Ausbaus 
seiner Position im Ministerialapparat schmälerten. Nicht zuletzt liefert Neumeyer selbst 
einen entscheidenden Beitrag zu dieser Entwicklung, indem er besonderen Wert auf die 
Überparteilichkeit seiner Stelle und Unabhängigkeit von Weisungen des Hauses (Q 
Neumeyer 2011a) betont. „Ich habe sowieso meine Probleme, für wen ich zum Beispiel 
im Landtag gerade rede. Da rede ich gerne für alle Fraktionen. Seehofer hat mehrmals 
nicht geklatscht bei mir.“ (Q Neumeyer 2011b). Und weiter: „Ich bin wohl der einzige 
in meiner Partei, der im Landtag von allen Fraktionen Beifall bekommt – nicht immer, 
aber oftmals.“ Die Augsburger Allgemeine (2014) sprach von „partei-unüblichen Vor-
schlägen“ und gar von einer „Rebellion“ Neumeyers gegen die eigene Partei, als der 
Beauftragte die Abschaffung der Residenzpflicht für Asylbewerber forderte.  
Neben dieser überparteilich wahrgenommenen Beauftragtenrolle hatte Neumeyer zu-
dem eine weitere Funktion in der Delegationskette, die ihn von der klassisch exekutiven 
trennte: Neben seiner Tätigkeit als Integrationsbeauftragter der Bayerischen Staatsre-
gierung im vierten Glied der Kette ist und war er „gleichzeitig auch Abgeordneter und 
leitet auch gleichzeitig die AG Integration, also ist der integrationspolitischer Sprecher 
der CSU-Fraktion.“ (Q Zolleis 2011). Zwar ist es auch unter Kabinettsmitgliedern üb-
lich, dass diese ein Mandat im Landtag besitzen; regelmäßig übernehmen diese jedoch 
keine herausstechende Funktion im politischen Prozess. Neumeyers Status als integra-
tionspolitischer Sprecher der CSU-Fraktion hatte sich aber auch nach Beginn seiner 
Amtszeit als Beauftragter nicht geändert. So habe Neumeyer laut Zolleis (ebd.) während 
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der Haderthauer-Zeit „mehr oder weniger“ darüber entschieden, was Thema der Frak-
tion und was Thema der Staatsregierung sein soll.  
Dies versetzte ihn einerseits potentiell in die Lage, an einem sehr frühen Punkt in der 
Kette Einfluss auf Organisationsentscheidungen zu nehmen. Die FDP-Sozialausschuss-
vorsitzende Meyer (Q 2011) meint: „Und auch der Herr Neumeyer ist natürlich ein 
Leuchtturm in Sachen Integration in seiner Fraktion. Viele Dinge, die er da vertritt sind 
nicht unbedingt Mehrheitsmeinung in der CSU, aber allein dass wir ihn haben und dass 
er es macht … Er hat auch schon mal seine Arbeit im Landtag vorgestellt, was er auch 
soll und muss und im Sozialausschuss – steter Tropfen höhlt den Stein.“ Er sei sowohl 
in der CSU als auch beim Ministerpräsidenten so anerkannt, dass er die integrationspo-
litische Stimme der CSU darstelle, so Zolleis (Q 2011): „Das heißt, er ist beliebt in der 
Fraktion. Und er hat so eine große Glaubwürdigkeit, dass er nicht die falschen Typen 
anbringt.“  
Andererseits sei es oft ein Drahtseilakt gewesen, sich zwischen den verschiedenen Stellen 
zu bewegen. Neumeyer (Q 2011a) meint dazu: „Ich bin Fraktionsmitglied. Ich muss 
mich mit der Fraktion absprechen. Die sagen dann: ‚Martin, machst Du das?‘ Die über-
nehmen mich als ihren Hauptredner zum Thema. Ich ecke aus dieser Position heraus 
auch an. Ich meine: Sie [Anm.: Haderthauer] muss die Staatsregierung verteidigen. Ich 
bin aber in dem Fall Parteipolitiker. Diese Doppelfunktion ist natürlich manchmal auch 
nicht ganz einfach. Auch weil meine Partei manche Dinge noch – aber nicht mehr in 
dem Maße wie früher, sondern noch ein bisschen eingegrenzt – anders sieht; so habe 
ich zum Beispiel für den Parteitag das Anliegen, dass Parteien sich in dem Bereich öff-
nen sollen und dass in meiner Partei etwas vorwärts geht. Es ist manchmal ein Tanz auf 
dem Seil.“  
Diese Position zwischen den Welten – als Mittler zwischen Gesamtparlament, Fraktion, 
Menschen mit Migrationshintergrund und Exekutive – passte nicht zur Ansiedlung sei-
ner Geschäftsstelle in der Ministerialverwaltung. Es gelang ihm schließlich, die Veror-
tung seines Beauftragtenamts bei der Staatskanzlei zu erwirken.  
 
Kettenglied V: Die schwache Stellung Neumeyers im Sozialressort kam den Spitzenbe-
amten im Rumpfministerium nicht ungelegen. Die erhöhte Aufmerksamkeit der Mi-
nisterin äußerte sich schließlich in einer Aufstockung der Kapazitäten in der Linienor-
ganisation (StMAS 2014) ‚von oben‘. Der Jurist Dr. Markus Gruber wurde zum Minis-
terialdirektor für den Bereich Europa, Integration und Asylangelegenheiten im Sozial-
ministerium ernannt. Mit der Berufung Grubers als vormaligen Referenten im Arbeits-
ministerium und Mitarbeiters bei der CSU-Fraktion war zwar in erster Linie eine Auf-
wertung des Bereichs ‚Asyl‘ intendiert; die bessere hierarchische Anbindung wirkte sich 
jedoch auch günstig auf integrationspolitische Aufgaben aus. Mit der Besetzung Mül-
lers als Sozialministerin wurden die organisationspolitischen Ziele migrations- und in-
tegrationspolitischer Akteure in der Spitzenbeamtenschaft – beabsichtigt oder nicht – 
mit der der Hausleitung in Einklang gebracht. 
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6.2.3.2 Datenkomprimierung und Erklärung mittels Modell 
Es folgt nun die Aufbereitung der Daten zur Gesamtzusammenhangsanalyse. Grund-
lage dafür sind die vorher näher beschriebenen Einzeldelegationsbeziehungen. Vor der 
Betrachtung akteurszielbezogener Hypothesen wird kurz das Ergebnis zur Analyse der 
Gewohnheitshypothese angegeben.  
Bis auf eine Ausnahme erfüllen sich die theoretischen Vermutungen der Gewohnheits-
hypothese: Obwohl die Akteurskonstellation im ersten und zweiten Kettenglied alter-
nierte, blieb eine Neugestaltung der Aufbauorganisation aus. Entgegen den Erwartun-
gen verursachte nämlich der Wechsel von der bürgerlichen Koalition auf die CSU-Al-
leinregierung keine Auswirkung auf ministerielle Strukturen. Musste sich die FDP die 
Einrichtung eines Beauftragtenpostens für Integration in der vorangegangenen Periode 
noch hart erkämpfen, blieb die CSU auch nach dem Wegfall der Liberalen als Koaliti-
onspartner im Jahr 2013 beim etablierten Ansiedlungsmodell. In allen anderen Fällen 
bestätigten sich jedoch die Erwartungen der Gewohnheitshypothese: Der Wechsel an 
der Hausspitze des Sozialressorts löste – wenn auch mit etwas Zeitverzögerung – eine 
bedeutende Reorganisationsmaßnahme aus. Blieb eine Modifikation der Akteurskons-
tellation hingegen aus, so wurde auch die Aufbauorganisation im ursprünglichen Zu-
stand belassen.   
Betrachtet man die akteurszielbezogenen Hypothesen näher, so laufen in dieser Fall-
gruppe alle Erkenntnisbausteine mit den theoretischen Erwartungen konform. (1a) In 
der ersten Sequenz ließ sich die CSU gar von der bisherigen Aufbaustruktur inspirieren 
und repräsentierte die dortige Zweiteilung des Politikfelds im Programm in Form von 
zwei getrennten Textteilen – einem innenpolitischen und einem gesellschaftlich-sozia-
len. (1b) Zwar verwundert das erneute Ausbleiben aussiedlerpolitischer Fragestellun-
gen im CSU-Programm; dass die Ansiedlung der Aussiedlerpolitik unverändert blieb, 
bestätigt jedoch die Erwartung des theoretischen Modells. (2) Seehofer griff auch dieses 
Mal nicht organisationspolitisch ins Politikfeld ein. Man könnte höchstens die seiner-
seits veranlassten Personal- und Mittelkürzung im Sozialressort als Ursache für die dort 
zunächst ausbleibenden Reorganisationsmaßnahmen Müllers deuten. (3) Mit der Um-
besetzung an der Spitze des Sozialressorts hatte man eine Ministerin mit erhöhter Auf-
merksamkeit gegenüber Asylfragen bestimmt. Die neue Ressortchefin Müller trat an 
die Stelle ihrer Vorgängerin Haderthauer, die ihrerseits andere Schwerpunkte verfolgte. 
Wenn auch mit Verzögerung war ein Umbau des Ressorts die Folge: Die Abteilung V, 
in welcher Integrations-, Asyl- und Europafragen untergebracht waren, wurde aufgewer-
tet. Dies geschah, indem mittels Installation eines Ministerialdirektors eine zusätzliche 
Hierarchieebene zwischen Amtschef und Abteilungsleitern eingezogen wurde. Es kann 
davon ausgegangen werden, dass die bisher in Abteilung V verorteten Stellen nicht un-
glücklich über ihre Aufwertung waren. Die vormals in Fallgruppe II vermuteten orga-
nisationspolitischen Zielkonflikte zwischen Ministerin und Ministerialbeschäftigten 
lösten sich spätestens hier auf. (4) Zudem stellte sich Neumeyer im Ringen um den 
Aufgabenbestand im Sozialressort nicht als starke Konkurrenz heraus. Dieser Einen-
gung durch die Anbindung ans Sozialministerium entkam er schließlich, indem der 
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Umzug in die Staatskanzlei glückte. (5) Ein Blick auf das Innenministerium bestätigt 
ebenfalls die Erwartungen des theoretischen Modells: Hermann unterließ nach vollzo-
genem Rückbau von Stabsstrukturen im Bereich ‚Migration und Integration‘ weitere 
organisationspolitische Maßnahmen. Die Aufgabenerledigung überließ er den linien-
organisierten Stellen. Für diese fünf näher betrachteten Erkenntnisbausteine ergibt sich 
folgende Tabelle:  
 
Abbildung 6.2.8: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Bayern 2013 
 
Eigene Darstellung. 
 
6.3 Hessen 
 
Der Betrachtungszeitraum in Hessen beginnt im Wahljahr 1995 und endet im Jahr 2013 
am letzten Dezembertag. In die erste Fallgruppe von 1995 bis 1999 werden vereinzelt 
Informationen aus der Vorperiode eingeflochten. Die zweite Fallgruppe umfasst die 
bürgerliche Koalition aus CDU und FDP nach Ablösung der rot-grünen Regierung von 
1999 bis 2003. Es schließt sich die Phase einer CDU-Alleinregierung bis 2009 an. In 
jene Fallgruppe III fällt auch die kommissarische Weiterführung der Amtsgeschäfte in-
folge einer gescheiterten Regierungsbildung nach den Wahlen von 2008. Die vierte und 
letzte Fallgruppe deckt die betrachteten Fälle im Zeitraum zwischen 2009 und 2013 ab. 
Zwar fand noch vor Ende des einheitlichen Schlussdatums der Analyse im September 
2013 eine Neuwahl statt; die Amtsübernahme durch die neue schwarz-grüne Regierung 
wurde jedoch erst im Januar 2014 vollzogen.  
Aus jeder Fallgruppe werden wieder jeweils zahlreiche Erkenntnisbausteine gewonnen, 
die zur Erklärung des theoretischen Modells herangezogen werden. Für die Fälle in 
Hessen bestätigen sich die theoretischen Annahmen in knapp mehr als 90% der 81 nä-
her betrachteten Delegationsbeziehungen.  
 
6.3.1 Fallgruppe Hessen 1995-1999 
Die erste Fallgruppe der Datenauswertung umschließt den Zeitraum von 1995 bis 1999. 
Die Koalition aus Sozialdemokraten und Grünen unter der Führung von Hans Eichel 
konnte weiterregieren. Schon 1991 gelang es Rot-Grün, die CDU-geführte Regierung 
Wallmann abzulösen. Die organisationspolitische Devise nach der Wahl 1995 war eine 
Beibehaltung des status quo mit Ansage: Die programmatische Ausrichtung beider Par-
teien im Wahlkampf spiegelte sich bereits in der bisherigen Verortung von Migrations- 
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und Integrationspolitik wider. Während die Sozialdemokraten weiterhin auf breitange-
legte Aufgabenerledigung im Querschnitt auf niedriger Hierarchieebene setzten, über-
ließen sie den Grünen wiederholt das konzentrierte Aufgabenbündel rund um die Aus-
siedler- und Flüchtlingspolitik sowie das ‚Büro für EinwanderInnen und Flüchtlinge‘.  
Die entscheidenden Festlegungen des Ressortzuschnitts wurden bereits im Koalitions-
aushandlungsgremium getroffen. Ministerpräsident Hans Eichel griff nicht wahrnehm-
bar in die organisationspolitischen Geschicke des Politikfelds ein. Auch sein grüner 
Stellvertreter Rupert von Plottnitz verzichtete darauf, obwohl man genügend Gründe 
für ein Eingreifen hätte finden können. Vor allem zeichnete sich bereits sehr früh ab, 
dass die Zusammenlegung der Bereiche Energie und Umwelt einerseits und Jugend, Fa-
milie und Gesundheit mitsamt der Flüchtlings- und Aussiedlerpolitik andererseits ein 
kaum führbares Ressort hervorbrachte. Obwohl an dieser Stelle Vorsicht bei monokau-
saler Argumentation angebracht ist, war die personelle Situation im Superministerium 
‚HMEUJFG‘ entsprechend wohl auch deswegen von Beginn an angespannt. In vier Jah-
ren besetzten drei verschiedene Ministerinnen und zwei verschiedene beamtete Staats-
sekretäre den Posten. Alle drei Ressortchefinnen versuchten sich an Reorganisations-
maßnahmen sowohl in Bezug auf politikfeldspezifische als auch auf allgemein organi-
sationspolitische Gesichtspunkte.  
Neben den Prozessen im Superministerium spielten zwei weitere Nebenschauplätze 
eine Rolle. Im Innenministerium organisierte man das Ausländer- und Asylwesen um. 
Das dortige Aufgabenbündel erstreckte sich vormalig über zwei Referate. Ressortchef 
Gerhard Bökel konzentrierte jene Aufgaben ab 1995 in einem Referat. Der zweite Ne-
benschauplatz fiel insbesondere dadurch auf, dass sich die Hauptzuständigkeit für aus-
ländische Arbeitnehmer schwerpunktmäßig von einem SPD-Ministerium in ein Grün-
geführtes Haus verlagerte.  
Die Geschehnisse auf diesen Nebenschauplätzen sorgen zusammen mit der Untätigkeit 
von Rupert von Plottnitz bei Ressortstrukturierung und -zuschnitt innerhalb des Kom-
petenzbereichs der Grünen für hypothesenfalsifizierende Ergebnisse. Alle anderen Er-
kenntnisbausteine sind konform, sodass 70% der Delegationsbeziehungen für die Plau-
sibilität des theoretischen Arguments sprechen. 
6.3.1.1 Deskription der unabhängigen Variablen und Prozessanalyse 
Dieser Abschnitt hat die Aufgabe, die potentiell relevanten Akteure der Fallgruppe zu 
nennen, deren Position in der Delegationskette anzugeben sowie deren Ziele zu erläu-
tern oder abzuschätzen.  
Unter der Führung von Ministerpräsident Hans Eichel gingen SPD und Grüne zum 
zweiten Mal in Folge eine Koalition ein. Als Eichels Stellvertreter fungierte Justizminis-
ter Rupert von Plottnitz. Das zweite grüne Kabinettsmitglied war Superministerin Iris 
Blaul, welche neben Politikfeldern im sozialpolitischen Bereich wie Jugend, Familie und 
Gesundheit auch die Felder Umwelt und Energie verantwortete. Blaul schied jedoch 
schon kurz nach Beginn der betrachteten Regierungsperiode aufgrund eines politischen 
Skandals aus und wurde zunächst durch Margarethe Nimsch ersetzt. Im Jahr 1998 trat 
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auch diese zurück. Zu ihrer Nachfolgerin wurde Priska Hinz bestimmt. Diejenigen Auf-
gaben des sozialpolitischen Bereichs, die nicht im Superministerium angesiedelt waren, 
fanden sich im Ministerium für Frauen, Arbeit und Sozialordnung wieder. Dieses Haus 
wurde von Barbara Stolterfoht (SPD) geleitet. Aufgrund der „halbierten“ (Munzinger 
2014h) Zuständigkeitsaufteilung im Bereich klassisch sozialpolitischer Aufgaben zwi-
schen Grünen und SPD kann man davon sprechen, dass es während Eichels Amtszeit 
‚zwei Sozialministerien‘ gab. Gerhard Bökel fungierte als Innenminister. 
 
Kettenglied I: Die Analyse der Parteiprogramme von Sozialdemokraten und Grünen 
zeigt Unterschiede in der Schwerpunktsetzung beider Partner.  
Für die Sozialdemokraten standen insbesondere das Zusammenleben zwischen Men-
schen mit und ohne Migrationshintergrund und damit eng verbundene Themen im 
Vordergrund. Lediglich an einer Textstelle von insgesamt 16 Beobachtungen bezog man 
sich beispielsweise auf Bildung. Dabei fügt sich die Gruppe der Menschen mit Migrati-
onshintergrund im Gesamttext in eine Reihe bestimmter anderer Bevölkerungsteilmen-
gen ein, die ebenfalls von den Sozialdemokraten als Zielgruppe identifiziert wurden. 
Dazu zählen beispielsweise Frauen, Menschen mit körperlichem oder geistigem Han-
dicap oder Wohnsitzlose. Aussiedler werden zwar erwähnt, werden jedoch nicht explizit 
behandelt. Ebenso wird Asylpolitik nur am Rande erwähnt.  
Konkrete Aussagen zu bestimmten organisatorischen Arrangements werden nicht ge-
troffen. Trotz zahlreicher Beobachtungen erreicht der Gesamttextanteil mit migrations- 
und integrationspolitischen Inhalten lediglich einen relativ geringen Wert von 2,48%. 
Noch niedriger fällt – wohl auch aufgrund der hohen Streuung – die Maßzahl für den 
hierarchischen Stellenwert aus: 0,83%. Der theoretischen Argumentation nach würde 
sich der Wille der Sozialdemokraten organisationspolitisch in querschnittlicher Veror-
tung mit niedrigen vertikalen Indikatorwerten im Ministerialaufbau niederschlagen. 
Ein ganz anderes Bild zeichnet sich bei der Analyse des Wahlprogramms der Bündnis-
grünen ab. Schon in der Präambel findet das Politikfeld Erwähnung. Zunächst fällt auf, 
dass die Grünen – ähnlich wie die Sozialdemokraten – mehrere kurze Textstellen über 
das Programm streuen. Auch Aussiedler werden nur beiläufig behandelt. Hier endet 
jedoch die Liste der Gemeinsamkeiten auch schon. Ein relativ ausführlicher Teil mit 
eigener Absatzüberschrift findet sich beispielsweise zum Thema ‚Schule im Einwande-
rungsland‘. Dem Thema Bildung hatten die Sozialdemokraten im Zusammenhang mit 
Integrationspolitik nur eine kleinere Textstelle gewidmet. Auch in Sachen des Zusam-
menlebens zwischen Menschen mit und ohne Migrationshintergrund unterscheiden 
sich die Perspektiven. Während die Sozialdemokraten vorwiegend das Zusammenleben 
fördern wollten, lag das Hauptansinnen der Grünen in der Bekämpfung von bestehen-
dem Fremdenhass.  
Der hierarchische Stellenwert des konzentrierten Textteils, in welchem Fremdenfeind-
lichkeit ebenfalls aufgegriffen wird, erreicht einen Wert von insgesamt 6,25%. Grund 
dafür ist, dass Einwanderungs- und Flüchtlingspolitik auf derselben Hierarchieeben an-
gesiedelt wurden wie beispielsweise Wirtschafts- oder Arbeitsmarktpolitik. Zwar steht 
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Asylpolitik auch bei den Grünen nicht im Vordergrund; relativ zum SPD-Programm 
lässt sich aber eine intensivere Befassung ablesen. Im Gegensatz zur SPD würde man 
also den Grünen der theoretischen Argumentation nach eher eine Präferenz zur Bün-
delung migrations- und integrationspolitischer Aufgaben unterstellen.  
Bündnis‘90/Die Grünen gehen zudem im Zusammenhang mit der Nennung von ihrer-
seits erfolgreich bewerteten Maßnahmen der Vorperiode auf die Einrichtung des ‚Büros 
für EinwanderInnen und Flüchtlinge BEF’ ein (Code-Abschnitt 505). Zudem trägt der 
konzentrierte Textteil die Überschrift ‚EinwanderInnen und Flüchtlinge‘. Folglich war 
zu erwarten, was schließlich auch eintrat: Die Stabsstelle bestand fort und blieb im grün 
geführten der beiden Sozialministerien angesiedelt.  
Abbildung 6.3.1: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung in den Programmtexten von Grünen und SPD 
sowie des Koalitionsaushandlungsgremiums (Koa) in Hessen 1995 
Eigene Darstellung. 
So unterscheiden sich also beide Programme im Vergleich sowohl hinsichtlich der ge-
widmeten Gesamtaufmerksamkeit wie auch bei der horizontalen Verortung von Migra-
tion und Integration im Gesamtkanon der Politikfelder. Besonders deutlich wird dies 
auch mit Blick auf die Wahl bestimmter Begriffe: Während die SPD auf den Wortstamm 
‚Integr‘ besonders oft zurückgriff, verzichteten die Grünen hierauf völlig; genau umge-
kehrt verhielt es sich mit der Stammform ‚Einwander‘. Dies sind also die Vorzeichen, 
mit denen man in die Aushandlung der Bedingungen in der Koalition ging.  
Kettenglied II: Schon seit 1991 regierten in Hessen die Sozialdemokraten zusammen mit 
den Bündnisgrünen. Standen sich die beiden Partner hinsichtlich des Sitzanteilsverhält-
nisses damals noch mit 82,1% zu 17,9% gegenüber, verschob sich das Kräfteverhältnis 
zugunsten der Grünen auf 77,2% zu 22,8%. Diese Verschiebung hatte auch Auswirkun-
gen auf den Ressortzuschnitt. Zum Aufgabenbereich der Grünen, die bis dahin einerseits 
Jugend, Familie und Gesundheit und andererseits Umwelt und Energie in zwei getrenn-
ten Ministerien verwalteten, trat die Zuständigkeit für Justiz neu hinzu. Es blieb jedoch 
aufgrund der Verkleinerung des Kabinetts von 10 auf 8 Minister bei zwei Ressorts für 
die Grünen, sodass die bisherigen Kompetenzbereiche in einem Haus zusammenge-
fasst wurden. Diese „ganz ungewöhnliche“ und „bundesweit einmalige“ (Kleinert 2008: 
168) Zusammenlegung von eher überschneidungsarmen Zuständigkeiten zeigt aber 
auch ein typisch beobachtbares Bild für fortgeführte Koalitionsregierungen auf: 
Dadurch, dass man bereits vorher miteinander koalierte und vier Jahre lang bei der Ge-
staltung des Politikbetriebs zusammenarbeitete, veränderte man bei der Neuauflage der 
287 
 
Koalition an der Innenstruktur der Ressorts nichts. Man wich Veränderungen jener Art 
aus, in dem man einfach zwei selbständige Ressorts in die Hand einer gemeinsamen 
Ressortleitung gab.  
Ob die wiedergewählte Regierung beabsichtigte, ihr bisheriges Verortungsdesign über 
Bord zu werfen oder nicht, kann die Betrachtung des ausgehandelten Vereinbarungstex-
tes zeigen. Dort findet sich ein ausführlicher konzentrierter Textteil, der nicht in erster 
Linie nach Teilbereichen der Migrations- und Integrationspolitik, sondern zweigeteilt 
nach hessischer Politik einerseits im Bundesrat und andererseits auf Landesebene geglie-
dert ist. Auffällig ist, dass der Integrationsaspekt nahezu gar nicht angesprochen wird. 
Im Vordergrund stehen innenpolitisch-rechtliche Inhalte, wie beispielsweise zur Ab-
schiebehaft, zum Staatsbürgerschaftsrecht oder zum Wahlrecht für Ausländer.  
Die Marschrichtung hatten hier die Grünen vorgegeben. Die Sozialdemokraten standen 
zwar den Zielen der Grünen in migrations- und integrationspolitischen Fragen nicht 
entgegen; von den SPD-Forderungen finden sich jedoch umgekehrt kaum Inhalte in der 
Koalitionsvereinbarung wieder. Nicht nur ihre innenpolitisch-rechtlichen Vorstellun-
gen ließen sich die Grünen festschreiben: Auch ihrem zweiten Schwerpunkt in der Bil-
dungspolitik wurde Raum in der Vereinbarung gegeben. Hingegen entfiel ein wichtiger 
Schwerpunkt der Sozialdemokraten. Untermauert mit mehrfachen Nennungen in ih-
rem Programm hatten diese Migrations- und Integrationspolitik – neben anderen The-
men des sozialen Zusammenlebens – vor allem im Zusammenhang mit Stadtquartie-
ren, Wohnungsbau und Stadtentwicklung hervorgehoben. Davon finden sich im Ver-
einbarungstext kaum noch Spuren.  
Auf Basis der Textanalysen deuteten sich also bestimmte theoretische Erwartungen an 
die Ausgestaltung der Aufbaustruktur an.  
Erstens: Aufgrund der herausgehobenen Aufmerksamkeit der Grünen relativ zur SPD 
war ein konzentriertes Aufgabenbündel in einem Ministerium zu erwarten, an deren 
Spitze eine Person mit grünem Parteibuch stand. Organisatorisch umgesetzt wurden 
die angekündigten Inhalte dann tatsächlich in einer gesonderten Abteilung IV des Mi-
nisteriums für Jugend, Familie und Gesundheit. Mit der Zusammenführung dieses 
Hauses mit dem Ressort für Umwelt und Energie wurde die Abteilung mit marginalen 
inneren Strukturveränderungen in ‚Abteilung IX‘ umbenannt. In jener Abteilung do-
minierten asyl-170 und aussiedlerbezogene Aufgaben. Unverändert blieb auch das BEF 
dort im Haus.  
Zweitens: Zieht man den Programmtext der Sozialdemokraten zu Rate, trat deren Präfe-
renz für eine Wahrnehmung migrations- und integrationspoltischer Aufgaben im Quer-
schnitt zutage. Es hätte überrascht, keine kleineren Aufgabenbündel des Politikfelds in 
verschiedenen SPD-Häusern vorzufinden. So handelte es sich bei diesen verstreuten 
Aufgaben neben den üblicherweise vorhandenen – wie das reine Ausländer- und Asyl-
recht im Innenministerium oder die Zuständigkeit für ausländische Schülerinnen und 
 
170 Die Zuständigkeit für das Asylbewerberleistungsgesetz war indes beim SPD-geführten Arbeits- und 
Sozialministerium untergebracht.  
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Schüler im Bildungsministerium – um auffällig präsente Hauptaufgaben wie ‚Frauen-
förderung im Ausländergesetz und im Staatsangehörigkeitswesen‘ im zweiten Ressort 
mit sozialpolitischem Zuständigkeitsbereich, dem Ministerium für Frauen, Arbeit und 
Sozialordnung. Hatte jenes SPD-Haus vor der Wahl noch die Zuständigkeit für auslän-
dische Arbeitnehmer besessen, wanderten diese infolge der Neuauflage der Koalition in 
das grüne Sozialministerium ab.  
Im Fallgruppenzeitraum waren also organisationspolitische Weichenstellungen schon 
früh aufgrund der Fahrplangestaltung der Parteien im Koalitionsaushandlungsgre-
mium gestellt worden. Sowohl die Gewohnheitshypothese als auch die akteurszielbezo-
gene Hypothese kann nicht verworfen werden. Da beide plausibel erscheinen, lässt sich 
resümieren: Hinsichtlich der Verortung von Migrations- und Integrationspolitik han-
delte es sich um die Beibehaltung des status quo mit Ansage. 
Kettenglied III: In den beiden vorangegangenen Kettengliedern sind demnach schon 
zahlreiche Festlegungen getroffen worden. So verwundert es nicht, dass Hans Eichel 
nach der Koalitionsaushandlung in seiner Funktion als Ministerpräsident organisati-
onspolitisch nicht ins Politikfeld eingriff – trotz mehrerer Hinweise auf ein ausgepräg-
tes Interesse an migrations- und integrationspolitischen Fragestellungen. Eichel war 
nämlich bereits als Oberbürgermeister von Kassel mit einer hohen Dichte von Men-
schen mit Migrationshintergrund unter der Wohnbevölkerung (Q Banzer 2014) in Be-
rührung gekommen. Als Stadtoberhaupt verfolgte er schon damals eine öffentlich wahr-
nehmbare Politik in diesem Bereich (Munzinger 2010a). Auch in der Antrittserklärung 
seiner zweiten Amtsperiode (Eichel 1995) widmete er den Themenkreisen ‚Einwande-
rung‘ und ‚gesellschaftliches Zusammenleben‘ einen ausgedehnten Redeabschnitt. Un-
bestreitbar kann dem Nordhessen deshalb unterstellt werden, dass er das Politikfeld 
‚Migration und Integration‘ sehr wohl im Blick hatte.  
Mehrere Gründe sprachen jedoch dafür, dass Eichel seine Kompetenz zur Mitgestaltung 
der Aufbauorganisation nicht nutzte. Erstens demonstrierten SPD und Grüne einen pro-
grammatischen Schulterschluss inclusive einer rot-grünen Koalitionsaussage, der nicht 
zuletzt aufgrund der Vorerfahrung Eichels mit rot-grünen Konstellationen befördert 
wurde. Sowohl als Oberbürgermeister als auch als hessischer Landesvater in der Vorpe-
riode konnte er diese sammeln. Klecha et al. (2008: 300f) stellen fest: Eichel „bewies 
Fingerspitzengefühl und Integrationsfähigkeit im Umgang mit dem grünen Partner.“ 
So habe er bei der Kompetenzabgrenzung untereinander auch darauf geachtet, dass sich 
der Juniorpartner eigenständig profilieren konnte. Eichel selbst wurde in der Süddeut-
schen Zeitung171 damit zitiert, dass das sozialdemokratische Wahlprogramm "ohne grö-
ßere Widerhaken zum Wahlprogramm der GRÜNEN passte" (Munzinger 2010a). Zwei-
tens waren ja bereits wesentliche Fragen des Zuschnitts im Aushandlungsgremium fest-
gelegt worden. Und freilich war Eichel dort mitentscheidend. Neben weiteren Gründen 
bezieht sich ein wichtiger Punkt drittens auf sein Verhalten als Prinzipal gegenüber sei-
nen Ministern. Hätte es Anlass für Misstrauen oder Hinweise auf unzureichende Erle-
digung migrations- und integrationspolitischer Aufgaben gegeben, so sei dies ein 
171 Ausgabe vom 9.1.1991 
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Grund für Eichel gewesen, selbst detaillierte organisationspolitische Vorfestlegungen 
zu treffen. Die beiden grünen Ministerien entzogen sich nach der Koalitionsaushand-
lung ohnehin weitgehend seinem Zugriff. Für alle anderen 8 Ministerien löste sich ein 
Problem, mit dem er noch in der Vorperiode zu kämpfen hatte. Im vorangegangenen 
Kabinett habe er nämlich noch mit konkurrierenden „Platzhirschen“172 (Grunden 2009: 
149) zu kämpfen gehabt. Grunden (ebd.) schreibt zur zweiten Amtsperiode: „Nicht zu 
unterschätzen sind aber auch personelle Faktoren. Im Kabinett gab es keine Ersatzmi-
nisterpräsidenten mehr.“ Durch die hinzugewonnene Autorität als Regierungschef 
konnte er also direkt steuern, wenn Politik nicht in seinem Sinne gestaltet wurde. Es 
bedurfte daher keinen organisationspolitischen Maßnahmen, die den parteiinternen 
Konkurrenten Zuständigkeiten entzogen hätten. Als vierter Grund darf freilich nicht 
fehlen, dass sich die Organisationsstrukturen in der Wahrnehmung der beteiligten Ak-
teure überwiegend bewährt hatten. Auch für Eichel mag dies eine Rolle gespielt haben.  
Eichels Stellvertreter, Justizminister Rupert von Plottnitz, überließ seiner grünen Mi-
nisterkollegin die Bearbeitung des konzentrierten Aufgabenbündels. Schon in der Vor-
periode hatte er als Umwelt- und Energieminister von Amts wegen nur wenige Berüh-
rungspunkte mit Migrations- und Integrationspolitik. Nunmehr als Leiter des Justizres-
sorts führte er die Organisationspolitik in seinem neuen Haus hinsichtlich des Politik-
felds weitgehend fort. So blieb beispielsweise auch die Zuständigkeit für Abschiebungs-
haft weiterhin als Hauptaufgabe in RIV/9 organisiert wie zuvor. Von Plottnitz‘ Munzin-
ger-Eintrag (1999) weist nur schwache Spuren von gezielt migrations- und integrations-
politischem Engagement auf als die von Eichel. Lediglich punktuell erregte er Aufsehen 
mit einigen Vorschlägen – beispielsweise zur Neuregelung des Asylrechts oder zur Be-
rufung ausländischer Personen auf ehrenamtliche Richterfunktionen – oder Wortmel-
dungen – beispielsweise mit einem Beitrag in der Aussprache zur Regierungserklärung 
Bökel (von Plottnitz 1995).  
 
Kettenglieder IV und V: Im Amt des Innenministers löste Gerhard Bökel schon im Juli 
1994 den bisherigen Posteninhaber Dr. Herbert Günther ab. Bökel war vor seiner Über-
nahme der Hausleitung als Landtagsabgeordneter und Landrat kaum mit migrations- 
und integrationspolitischen Themen in Erscheinung getreten (Munzinger 2003a). Seine 
Aufmerksamkeit gegenüber dem Politikfeld änderte sich jedoch mit der neuen Position 
im Kabinett. Schon wenige Monate nach der Vereidigung des neuen Kabinetts trat Bökel 
aus aktuellem Anlass mit der Regierungserklärung (1995) zum Abschiebestopp für Kur-
den aus der Türkei vor die Mikrophone des Landtags. 1998 erließ der Jurist beispiels-
weise eine Regelung, die homosexuellen Asylsuchenden den Aufenthalt erleichtern 
sollte (Focus 1998, TAZ 1998). Hier wäre, dem theoretischen Argument folgend, zu er-
warten gewesen, dass aufgrund dieses herausgehobenen Engagements Bökels auf Lan-
desebene und im Bundesrat zumindest kein Rückbau von Strukturen stattgefunden 
hätte. Das Gegenteil war der Fall: Erledigte man asyl- und ausländerbezogene Aufgaben 
 
172 Positiver drücken sich Klecha et al. (2008: 301) aus: Diese sprechen von „wichtigen Stützen“ der Re-
gierung.  
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1994 noch in zwei Referaten, wurde das Bündel zu Beginn der neuen Regierungsperi-
ode auf ein Referat zurückgebaut173.  
Das sozialdemokratisch gefärbte Ministerium für Aufgaben des sozialpolitischen Be-
reichs mit den Kernbausteinen Frauen, Arbeit und Sozialordnung wurde seit Beginn 
der Regierungsperiode von Barbara Stolterfoht geleitet. Kennzeichnend für ihren Le-
benslauf ist die breite Themenabdeckung innerhalb der Frauen- und Sozialpolitik 
(Munzinger 2007). Passend zu ihrer breiten Themenpalette, bei einer gleichzeitig feh-
lenden besonderen Aufmerksamkeit gegenüber Migrations- und Integrationspolitik, 
waren Aufgaben verstreut auf sehr niedriger hierarchischer Ebene angesiedelt.  
Zu größeren Personalfluktuationen kam es im Superministerium für Umwelt und 
Energie, Jugend, Familie und Gesundheit. Iris Blaul, die bisherige Amtsinhaberin mit 
breiter thematischer Aufmerksamkeitsstreuung (vgl. Munzinger 1991), stolperte wenige 
Monate nach ihrer Wiederbestellung als Ressortchefin über die hausinterne Personal-
politik (Scherer 1995, Heemann 1995). Zu dieser Personalpolitik gehörte unter anderem 
die Entlassung ihrer damaligen beamteten Staatssekretärin Brigitte Sellach schon im 
Jahr 1992. Damit habe Blaul Sellach laut Scherer (1995) „die Schuld für die Misere bei 
der Unterbringung von Asylbewerbern aufgebürdet“. Heemann (1995) spricht von einer 
„chaotischen Unterbringungssituation“. Diese sei aber wohl nicht direkt Sellach, son-
dern vielmehr der Überforderung Blauls geschuldet gewesen. Jene Überforderung habe 
sich schon damals abgezeichnet. Blaul blieb jedoch im Amt. Als Konsequenz aus dieser 
Unterbringungsproblematik wurde in der Abteilung IV, in der das konzentrierte Aufga-
benbündel zur Flüchtlings- und Aussiedlerpolitik untergebracht war, das Projekt ‚Reor-
ganisation der hessischen Flüchtlingsverwaltung‘ aufbauorganisatorisch als ‚R IX PL‘ 
neben den beiden bestehenden Referatsgruppen angesiedelt. Leiter des Projekts wurde 
der bisherige Referatsleiter der Flüchtlingsunterbringung Osmers. Kurz nach Anbruch 
der neuen Regierungsperiode hatten schließlich die umstrittene Beschäftigung ihres 
Lebensgefährten im Ministerium und die frühzeitige Entlassung von Staatssekretär 
Schädler zu ihrem Rücktritt geführt.  
Bevor Margarethe Nimsch zur Nachfolgerin Blauls ernannt wurde, war von Plottnitz 
geschäftsführend eingesprungen. Die Politik-Schwerpunkte Nimschs lagen auf der 
Frauen- und Gesundheitspolitik. Das übernommene Portfolio passte in weiten Teilen 
nicht zu ihren bevorzugt bearbeiteten Politikfeldern. Im Bereich Umweltpolitik musste 
sie sich beispielsweise neu einarbeiten, während ihr Stammbereich der Frauenpolitik 
größtenteils vom sozialdemokratischen Ministerium für Frauen, Arbeit und Sozialord-
nung bearbeitet wurde (Munzinger 1998). Drei Jahre später meldete auch Nimsch ihren 
Rücktritt an. Die Presse führte dies auf „Cousinenwirtschaft“174 (Zorn 1998a) zurück.  
173 Befördert wurde diese Entwicklung freilich von der rigiden Sparpolitik, die auch im unmittelbaren 
Bereich Landesministerialverwaltung Fuß fasste (vgl. Grunden 2009: 117). Alternativ könnte die Be-
gründung für die Organisationsveränderung auch darin gesucht werden, dass man Fragen des Asyl- 
und Ausländerwesens in einem Referat bündeln und damit von mittelbar verbundenen Aufgaben tren-
nen wollte.  
174 Den Begriff hatte die Opposition vor dem Hintergrund des Gender-Mainstreaming und der überwie-
genden Involvierung von Frauen in angezweifelte Machtstrukturen und Finanztransaktionen geprägt.  
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Dass das Superministerium zum hessischen „Schleudersitz“ (Zorn 1998b, Munzinger 
2014h) wurde, kann jedoch – je nach politischer Perspektive – nicht oder nicht nur den 
angezweifelten Finanzgeschäften Nimschs oder dem Verantwortungsmissbrauch 
Blauls angelastet werden. So begründete Nimsch ihr Ausscheiden aus dem Amt mit 
dem, was schon in Blauls letzten Monaten als Ministerin viele vermutet hatten: Das 
Problem sei auch die Heterogenität des Hauses aufgrund der „zusammengewürfelten 
Zuständigkeiten“ gewesen (Munzinger 1998). „Das Riesenministerium sei ‚von einer 
Person nicht zu führen‘.“ (Zorn 1998b). Die Ministerinnen stießen also regelmäßig auf 
organisationspolitische Probleme. Blaul versuchte, ablauforganisatorische Maßnahmen 
zu ergreifen, während Nimsch die mangelnde Aufgabenaffinität untereinander und die 
überkomplexe Aufgabenstruktur als Ursache des Scheiterns sah.  
Ein Jahr vor der nächsten Landtagswahl übernahm Priska Hinz am 24.03.1998 die 
Amtsgeschäfte – zu kurz für radikale Veränderungen in der Ressortstruktur. Obwohl 
sich auch Hinz erst in umweltpolitische Themen einarbeiten musste, konnte sie sich 
mit atompolitischen Fragen profilieren; dadurch seien jedoch „die anderen Teilbereiche 
ihres Ressorts zu sehr ins Hintertreffen“ geraten (Munzinger 2014h). Aus zwei Grün-
den also – erstens wegen der knappen Zeitspanne zwischen Ernennung und bevorste-
hender Neuwahl und zweitens auch aufgrund ihrer Schwerpunktlegung außerhalb der 
Migrations- und Integrationspolitik – fiel ihre Organisationspolitik in Bezug auf das Po-
litikfeld nicht ins Gewicht.  
Bis zu ihrer Amtsübernahme hatte sich die Gestalt der vormaligen Abteilung IV, die im 
Zuge der Kompetenzerweiterung des Ressorts in Abteilung IX umbenannt worden war, 
bereits verändert. Aus zwei Referatsgruppen mit jeweils fünf Referaten im Jahr 1994 
wurden sechs Referate. Der organisatorische Eingriff in Spätaussiedler- und Flücht-
lingsbelange des Ministeriums war drastisch. Hingegen verringerte sich im Vergleich 
die Zahl der Referate in der Gesundheitsabteilung – also diejenige Abteilung, die für 
den erklärten Politikschwerpunkt Nimschs verantwortlich zeichnete – nicht.  
Zusammenfassend lässt sich für die innere Ausgestaltung des Superministeriums also 
zweierlei feststellen. Erstens versuchte man, aufbauorganisatorisch über die Res-
sortstruktur Probleme zu beheben, die der unglückliche Ressortzuschnitt mit sich 
brachte. Am Ende stand ein strukturbedingter Rückbau der absoluten Anzahl an Refe-
raten bei Amtsübernahme von Ministerin Hinz. Dazwischen rief man zweitens ein ge-
sondert verortetes Reorganisationsprojekt im Bereich der Flüchtlingsverwaltung ins Le-
ben. Hierfür kann jedoch nicht die Komplexität des Hauses als Auslöser gesehen wer-
den. Die Ursachsen müssen in der Vorperiode gesucht werden. Ob nun das schlechte 
Verhältnis zwischen Hausleitung und Spitzenbeamten in den jeweiligen Fällen auf per-
sönlichen, fachlichen oder organisatorischen Faktoren gründete, sei dahingestellt. 
Wichtig ist aber, dass die Delegationsbeziehung zwischen Ministerin(nen) und Teilen 
der Spitzenbeamtenschaft von Misstrauen geprägt war. Dieses Misstrauen drang nicht 
nur im Falle Sellachs und Schädlers an verschiedenen Stellen an die Öffentlichkeit. So 
vernahm man aus dem Ministerium mithin verschiedene Interna und Bezichtigungen, 
wie beispielsweise: „Beamte im Ministerium wollen wissen, daß in den vergangenen 
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Jahren fast alle Aufträge an Einrichtungen und Personen gegangen seien, die den Grü-
nen nahestanden.“ (Zorn 1998b).  
6.3.1.2 Datenkomprimierung und Erklärung mittels Modell 
Nach der prozessanalytischen Betrachtung folgt nun die Aufbereitung der Daten für die 
Zusammenhangsanalyse des Tests.  
Vor dem akteursbezogenen Hypothesentest wird zunächst die Gewohnheitshypothese 
geprüft. Diese besagt, dass in unveränderten Delegationsbeziehungen eine geringe 
Wahrscheinlichkeit auf Strukturveränderung bestehe – und umgekehrt. Zur Prüfung 
der Hypothese muss grob zwischen erstem Teil der Delegationskette von Glied I bis III 
und zweitem Teil zwischen Glied IV und V unterschieden werden. Im ersten Teil blie-
ben die Akteure dieselben. Es gab entsprechend dazu keine wesentlichen Veränderun-
gen des Ressortzuschnitts im migrations- und integrationspolitischen Bereich175. Wie 
erwartet sind mangels neuer Akteure radikale Zielneuausrichtungen ausgeblieben. 
Auch für die Glieder IV und V bestätigt sich die Gewohnheitshypothese mit jeweils um-
gekehrten Vorzeichen. Die hohe Akteursfluktuation im Superministerium steht im Zu-
sammenhang mit zahlreichen organisationspolitischen Verschiebungen. Auf diesem 
Abstraktionsniveau bleibt jedoch zunächst der Beigeschmack, dass es sich jeweils nur 
um einen günstigen Zusammenhang der Größen handele. 
Genauere Analyseergebnisse können hingegen im Test der akteursbezogenen Hypothe-
sen für die Fallgruppe 1995-1999 gewonnen werden. (1a) Schon in der Vorperiode re-
gierten SPD und Grüne in einer Koalitionsregierung. In ihren Wahlprogrammen bestä-
tigten sie jeweils den bisherigen Kurs im Hinblick auf die migrations- und integrations-
bezogene Aufgabenansiedlung. Die Sozialdemokraten hatten in den von ihnen verwal-
teten Häusern auf querschnittlich breite und hierarchisch niedrige Ansiedlung insbe-
sondere im Innen- und im Sozialressort gesetzt. Dies spiegelte sich entsprechend auch 
im Programm wider. Dort hoben sie das Politikfeld insbesondere in gesellschaftlichen 
Zusammenhängen hervor und betonten deren Querschnittscharakter. (1b) Die Grünen 
hatten auch bisher schon im Frauen-, Jugend- und Gesundheitsministerium ein großes 
konzentriertes Aufgabenbündel untergebracht, wo sie sich insbesondere mit flücht-
lingsbezogenen Aufgaben befassten. Auch diese Verortung spiegelte sich im Grünen-
Programm – sowohl in Form eines großen konzentrierten Textteils als auch in der Be-
arbeitung asylpolitischer Themen – wider. (2a) Explizite Erwähnung fand auch das BEF, 
welches aufgrund der bisherig erfolgreichen Arbeit fortgeführt werden sollte. (2b) Was 
theoretisch nicht eindeutig erklärt werden kann, ist die Verlagerung der Hauptzustän-
digkeit für ausländische Arbeitnehmer aus dem roten Sozialministerium ins grüne 
BEF. Zwar könnte man darüber spekulieren, ob diese Verlagerung aufgrund des ver-
schobenen Machtverhältnisses zwischen SPD und Grünen in der Koalition zustande 
175 Wenn man freilich die Betrachtung der Situation einerseits um die Konstellationsveränderung zwi-
schen SPD und Grünen aufgrund der neuen Sitzverteilung im Landtag und andererseits um den Zu-
schnitt der Zuständigkeiten aller Politikfelder erweitert, ist der gesteigerte Einfluss der Grünen in der 
Koalition Ursache der Entstehung des Superministeriums. Beides ist jedoch nicht Gegenstand der Ge-
wohnheitshypothese in Bezug auf Migrations- und Integrationspolitik.  
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kam; fraglich ist aber, ob die Zuständigkeitszugewinne der Grünen mit dem Justizmi-
nisterium schon erschöpft waren. (3) Obwohl sich der bisherige Kurs beider Parteien 
im Hinblick auf Migrations- und Integrationspolitik im Koalitionsvertrag manifestierte, 
soll trotzdem die Dominanz grüner Zielvorstellungen nicht unerwähnt bleiben. Die 
Grünen gaben mit höherer Gesamtaufmerksamkeit und ihrem flüchtlingspolitischen 
Schwerpunkt den Ton im Programm an, ohne dass die Sozialdemokraten mit richtungs-
ungleichen Zielen aufgetreten wären.  
(4) Hinsichtlich des Zuschnitts fand Ministerpräsident Eichel einen bereits aufgeteilten 
Kuchen vor. Zudem sah er von weiteren Detailvorgaben für die einzelnen Minister ab. 
Lag der Grund dafür in der ersten Regierungsperiode 1991-1995 zum Teil daran, dass 
am Kabinettstisch noch einflussreiche und weisungsresistente ‚Ersatzministerpräsiden-
ten‘ saßen, waren 1995-1999 zumindest die sozialdemokratischen Minister besser in der 
Lage, sich ressorteigenverantwortlich zu koordinieren (Grunden 2009: 149). (5a) Von 
Plottnitz, sein Stellvertreter, machte seinem Unmut über die personellen Querelen im 
Superministerium öffentlich Luft (Zorn 1998b). Trotzdem versuchte er nicht, die inner-
organisationalen Geschicke des Hauses von außen zu steuern. (5b) Am ausgedehnten 
Zuständigkeitsbereich wollte man festhalten. Ein dritter Minister von den Grünen kam 
indes nicht infrage. So war der Spielraum des Stellvertreters ähnlich beschnitten wie der 
des Staatsoberhaupts. (5c) Warum allerdings die Migrations- und Integrationszustän-
digkeit beispielsweise nicht ins Justizressort geholt worden ist – obwohl es in Sachen 
Zuschnitt mittlerweile ja Patchwork-Vorbilder u.a. in Niedersachsen176 gab – bleibt of-
fen.  
(6) Im Superministerium selbst versuchten sich die drei Amtsinhaberinnen indes an 
mehreren Umstrukturierungsmaßnahmen. Dabei lassen sich erstens eine politikfeld-
spezifische und zweitens eine funktional-gesamtorganisatorische Ursache ermitteln. Po-
litikfeldspezifischen Bedarf an Reorganisation stellte man schon in der Vorperiode im 
Aufgabengebiet der Flüchtlingsverwaltung fest. Zur Vorbereitung jener Umstrukturie-
rung wurde der Abteilung eine stabsorganisierte Projektstelle angeordnet. Zusammen 
mit komplexitätsreduzierenden und sparmaßnahmenbeeinflussten Zielen gestaltete 
man Abteilung IX in einem mehrstufigen Prozess um, sodass die Organisationseinheit 
zum Jahreswechsel 1997/1998 mit sechs Referaten ausgestattet war. Dass die Delegati-
onsbeziehungen zwischen Hausleitung und Spitzenbeamtenschaft – auch organisati-
onspolitisch – nicht durchweg harmonisch geprägt waren, zeigt nicht zuletzt die hohe 
Personalfluktuation in letzterer Gruppe.  
(7) Im Innenministerium überrascht indes – trotz allgemeiner Sparauflagen – die Ein-
dampfung der Organisationsstruktur im Bereich des Asyl- und Ausländerwesens auf 
ein Referat. Als einzig plausible Erklärung war die Erhöhung der inneren Konsistenz 
des Aufgabenbündels auffindbar. Hier ist vorstellbar, dass man erstens den gestalteri-
schen Grundsatz- und den rechtlichen Aufgabenerledigungsbereich zusammenlegen 
 
176 Vgl. dazu Fallgruppe I in Niedersachsen 
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und zweitens eine schärfere Abtrennung von nicht-migrationspolitischen Aufgaben er-
reichen wollte177. Da hier Daten fehlen, findet für diesen Punkt kein Hypothesentest 
statt. Die Ausbeute hinsichtlich hypothesenkonformer Ergebnisse liegt bei der Falsifi-
kation von drei Erkenntnisbausteinen und einer Datenlücke unter dem Durchschnitt. 
Unter den getesteten Delegationsbeziehungen plausibilisieren immerhin ca. 70% die 
Erwartungen. Für diese sieben getesteten Erkenntnisbausteine ergibt sich folgende Ta-
belle:  
 
Abbildung 6.3.2: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Hessen 1995-1999 
 
Eigene Darstellung. 
 
6.3.2 Fallgruppe Hessen 1999-2003 
Die zweite Fallgruppe der Datenauswertung umschließt den Zeitraum von 1999 bis 
2003. Mit dem Wahlsieg Kochs endete die Regierungszeit der rot-grünen Koalition unter 
der Führung von Ministerpräsident Eichel. Hatten Eichels Herausforderer in den Um-
fragen nur in wenigen Politikbereichen vorne gelegen (Grunden 2009: 110f), drehte 
Koch die Stimmung, indem er die Migrations- und Integrationspolitik in der heißen 
Wahlkampfphase aus dem Programmportfolio seiner Partei herauspickte und zum 
Hauptthema machte.  
Von der FDP beim Wort genommen und unterstützt von seiner Partei, läutete Koch 
schließlich einen organisatorischen Paradigmenwechsel bei der Ansiedlung integrati-
onspolitischer Aufgaben ein. Im Sozialministerium machte man sich sodann auf, eine 
Neugestaltung der Struktur zu erreichen. Dieses Ziel konnte – auch mittels Akquise 
neuer Mitarbeiter – schrittweise bis zum Ende der Regierungsperiode erreicht werden. 
Zufrieden zeigen konnte sich indes auch die FDP, die ihre Forderung nach Verwal-
tungsumstrukturierung auch auf dem Feld der Integrationspolitik durchzubringen ver-
mochte178. Ihre Kernforderung war hier, dass Integration als zentral koordinierte Quer-
schnittspolitik zu organisieren sei.  
Die Union konnte sich dagegen mit ihren Vorstellungen hinsichtlich der Dreiteilung 
des Politikfelds ‚Migration und Integration‘ durchsetzen. Erstens blieb der schlanke, rest-
riktiv-verwaltende Teil im Innenministerium. Der innovative Integrationsteil wurde 
 
177 Das Staatsangehörigkeitsrecht blieb indes gesondert organisiert.  
178 Neumann und Schmid (2008: 127) weisen darauf hin, dass auch Koch selbst dieses Vorhaben ver-
stärkt auf die Regierungsagenda setzte.  
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zweitens im Sozialministerium unter neuen Gesichtspunkten strukturiert. Drittens 
pochte die CDU öffentlichkeitswirksam auf die (teilweise) Loslösung der Aussiedlerpo-
litik von der Integrationspolitik. Aufbauorganisatorisch sollte eine neue Beauftragten-
stelle geschaffen werden. Was schon mit einer Forderung im Wahlprogramm der Union 
begann, wurde schließlich in der Koalitionsvereinbarung festgeschrieben und im So-
zialministerium verwirklicht. Zwar verblieben einige aussiedlerbezogenen Aufgaben li-
nienorganisiert in der Integrationsabteilung; Aufgaben, die man in Abgrenzung zu an-
deren Migrantengruppen getrennt verortet wissen wollte, schlugen sich aber sonderor-
ganisiert im Aufbau nieder.  
Die einzeln untersuchten Delegationsbeziehungen zwischen den jeweiligen Prinzipa-
len und Agenten unterstützen in dieser Fallgruppe durchweg den gewählten Erklä-
rungsansatz.  
 
6.3.2.1 Deskription der unabhängigen Variablen und Prozessanalyse 
In diesem Abschnitt werden die potentiell relevanten Akteure der Fallgruppe benannt, 
deren Position in der Delegationskette angegeben sowie deren Ziele erläutert oder ab-
geschätzt.  
Die Wahlen 1999 brachten einen Regierungswechsel hervor. Eine CDU-FDP-Koalition 
löste die rot-grüne Eichel-Regierung ab. Dabei wurden – mit Ausnahme von Kettenglied 
V – sämtliche Akteure ausgetauscht. Roland Koch wählte man zum neuen Ministerprä-
sidenten und Ruth Wagner zu seiner Stellvertreterin. Mit Volker Bouffier wurde ein 
„enger Vertrauter Kochs“ (Munzinger 2014i) und einflussreicher CDU-Mann Innenmi-
nister. Auch das Sozialministerium ging an die Christdemokraten. Die Hausleitung 
übernahm hier zunächst Marlies Mosiek-Urbahn und dann Silke Lautenschläger.  
Die FDP erhielt das Wirtschafts- und das Wissenschaftsministerium. Teilnehmer im 
Aushandlungsgremium war unter anderem der FDP-Fraktionsvorsitzende, spätere In-
tegrationsminister und Interviewgesprächspartner Jörg-Uwe Hahn. Mit dem Aussied-
lerbeauftragten Rudolf Friedrich betrat ein weiterer Abgeordneter den exekutiven Be-
reich. Auch in der Spitzenbeamtenschaft wurde das Personal teilweise erneuert oder 
mit neuen Aufgaben betraut. Dr. Walter Kindermann wechselte von der Drogen- zur 
Integrationspolitik. Neu hinzu kamen im Bereich der Beamtenschaft des Sozialminis-
teriums Landesausländerbeauftragter Dr. Hans-Achim Michna und Integrationsrefe-
ratsleiter Andreas Neutzner.  
 
Kettenglied I: Der Textanteilswert in Wahlprogrammen dient als erster grober Indikator 
zur Abschätzung der Gesamtaufmerksamkeit der betrachteten Partei gegenüber migra-
tions- und integrationspolitischer Themen. CDU und FDP weisen hier jeweils einen 
Anteilswert im oberen Mittelfeld auf. Dieser Gemeinsamkeit steht die Unterschiedlich-
keit im Detail gegenüber.  
Im Hinblick auf die Gliederungshierarchie erreicht das CDU-Programm nur einen ver-
tikalen Stellenwert migrations- und integrationspolitischer Inhalte von 1,54%. Dieser 
eher niedrige Wert im Vergleich zum Textanteil (4,29%) lässt sich leicht erklären: Im 
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Programm wurde Migrations- und Integrationspolitik in drei voneinander stark sepa-
rierten Blöcken thematisiert. Der erste Textblock mit zahlreichen weiteren Einzelbe-
obachtungen im näheren Umfeld beschäftigt sich mit Gegenständen der Inneren Si-
cherheit. Hier werden vor allem Asylangelegenheiten und der Umgang mit straffällig 
gewordenen Ausländern diskutiert. Davon geographisch abgetrennt findet sich der re-
lativ gesehen höher konzentrierter Textblock zur Integrationspolitik. Hier sind die zent-
ralen Themen das gesellschaftliche Zusammenleben, die Sprache und reguläre Einwan-
derungspolitik. Es existiert ein dritter, von den beiden vorangegangenen abgetrennter 
Textblock zur Gruppe der Spätaussiedler in Verbindung mit der Gruppe der Heimat-
vertriebenen. Hier dominiert das querliegende Politikfeld ‚Kultur‘.  
Die Christdemokraten treffen in diesem Abschnitt für den Fall eines Wahlsiegs bereits 
eine konkrete Ankündigung zur Organisationspolitik: Die CDU Hessen werde „einen 
leitenden Beamten der Landesregierung mit der Aufgabe eines Landesbeauftragten für 
Heimatvertriebene und Spätaussiedler betrauen, der – dem Beispiel Baden-Württem-
bergs folgend – unmittelbar dem Ministerpräsidenten unterstellt ist“ (Code-Abschnitt 
602). So reihte sich die hessische CDU mit dem Ruf nach einem Beauftragten für diese 
beiden Gruppen in die Regie zahlreicher anderer christdemokratischer Landesverbände 
ein. So bezeichnet die spätere Amtsinhaberin Ziegler-Raschdorf (Q 2014) die Union als 
den „natürlichen Verbündeten“ der Heimatvertriebenen und Aussiedler. Die CDU trat 
also mit einem Programm an, das in drei ähnlich umfangreichen Textblöcken jeweils 
asyl- und sicherheitspolitische Aufgaben im innenpolitischen, integrations- und ein-
wanderungspolitische Aufgaben im gesellschaftspolitischen und aussiedlerpolitische 
Aufgaben im kulturellen Kontext behandelte. 
Im Gegensatz dazu fällt bei der Analyse des FDP-Programms sofort auf, dass es eine 
konzentrierte und ausführliche Textpassage zum Themenkomplex ‚Integration und 
Einwanderung‘ gibt. Auch der relativ hohe vertikale Stellenwert untermauert die Fest-
stellung Schillers (2008: 147), der den Liberalen „deutliche Impulse zunehmend zur In-
tegrationspolitik für Migranten“ attestiert.  
Man betonte im Programm den Querschnittscharakter von Integrationspolitik und kri-
tisierte die Aufgabenansiedlung des Eichel-Kabinetts: „In Hessen sind nahezu in jedem 
Ressort und in zahlreichen Behörden Kompetenzen angesiedelt, ohne daß eine von al-
len Ressorts abgestimmte und von ihnen getragene Integrationspolitik erkennbar ist.“ 
(Code-Abschnitt 1032). Diese Kritik an der Verortung von Aufgaben des Bereichs ‚Mig-
ration und Integration‘ ist im Kontext der Kritik am gesamten Staatsorganisationsmo-
dell von Rot-Grün zu sehen. Die Freidemokraten machen an verschiedenen Stellen im 
Text, aber insbesondere mit einem gesonderten Abschnitt zur Aufgabenkritik deutlich, 
dass Reorganisation der Regierungsbehörden im Allgemeinen und der Ministerialver-
waltung im Besonderen zu deren Prioritäten zählen. Vor diesem Hintergrund machen 
die Liberalen konkrete Vorschläge zur Ansiedlung migrations- und integrationspoliti-
scher Aufgaben in der Ministerialstruktur. Sie votieren für eine gebündelte Ansiedlung 
im Innenressort: „Die F.D.P. wird sich dafür einsetzen, daß beim Hessischen Ministe-
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rium des Innern schwerpunktmäßig die Aufgaben der Integrationspolitik zusammen-
geführt werden und eine dort angesiedelte Stelle koordinierend für die Integration von 
Migrantinnen und Migranten in Hessen zuständig wird. In der Anbindung dieser Stelle 
beim Hessischen Minister des Innern spiegelt sich auch eine gewandelte Vorstellung 
von der Aufgabe des Ausländerrechts wider.“ (Code-Abschnitt 1033).  
Der konzentrierte Abschnitt ist entsprechend unter dem Gliederungspunkt ‚Innenpoli-
tik‘ angesiedelt. Außerdem finden sich insgesamt drei kleinere im Kontext von Bil-
dungspolitik. Zu straffällig gewordenen Menschen mit Migrationshintergrund und zur 
Asylpolitik – die jeweils sehr ausführlich im CDU-Programm besprochen wurden – exis-
tieren im FDP-Programm kleinere verstreute Textbausteine.  
 
Abbildung 6.3.3: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung in den Programmtexten von CDU und FDP so-
wie des Koalitionsaushandlungsgremiums (Koa) in Hessen 1999 
 
Eigene Darstellung. 
 
Darüber hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Unterschiede zwischen den Program-
men. Zwar finden auch Aussiedler in einem gesonderten Satz Erwähnung; im relativen 
Vergleich zum Wahlprogramm der Christdemokraten ist die gewidmete Aufmerksam-
keit hier wesentlich geringer. Auch im verwendeten Vokabular spiegeln sich Aufmerk-
samkeits- und Wahrnehmungsasymmetrien wider. So bemühen die Freidemokraten 
Wortstammformen wie ‚Zuwander‘, ‚Migra‘ und ‚Einwander‘ sehr viel öfter als die CDU 
– ‚Integr‘ sogar fünfmal so oft. Umgekehrt sprechen die Christdemokraten sehr viel 
häufiger von ‚Ausländern‘ als Zielgruppe und verwenden öfter Wortstämme wie ‚Asyl‘. 
Damit treten die wenigen Gemeinsamkeiten hinsichtlich Aufmerksamkeitsschwer-
punkten und horizontaler Kontextverortung in den Hintergrund.  
Zwar befürworten beide Parteien die Verortung einiger klassischer Aufgaben des Aus-
länder- und Asylwesens im Innenministerium; wenn es jedoch zur Ansiedlung integra-
tionspolitischer Kompetenzen kommt, lösen die Christdemokraten das Thema vom in-
nenpolitischen Kontext geographisch los, während die FDP klar eine Absichtserklärung 
zur Ansiedlung des Bereichs im Innenministerium abgibt. Im Hinblick auf die Koaliti-
onsaushandlung war also davon auszugehen, dass einige Entscheidungen getroffen 
werden mussten, bei denen sich nur eine Partei durchsetzen konnte. 
 
Kettenglied II: Der FDP gelang es 1999 nur äußerst knapp mit 5,1%, die Hürde zum 
Einzug in den Landtag zu nehmen. Damit vereinten die Freidemokraten lediglich 
10,71% der Sitze beider Regierungsfraktionen im Landtag auf sich. Ihr Gewicht in der 
Koalitionsaushandlung war somit eher gering. Für Jörg-Uwe Hahn (Q 2014), der neben 
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Wagner für die Liberalen als „zweiter Mann“ an der Aushandlung teilnahm, war damals 
klar: Man hätte „mit 5% keine Dicke-Backen-Musik machen können. Sondern: Wir woll-
ten das Wirtschafts- und Verkehrsministerium. Außerdem wollten wir für unsere Spit-
zenkandidaten Ruth Wagner – eine ausgewiesene Wissenschafts- und Kunstfachfrau – 
das entsprechende Ministerium“. Ein zusätzliches Politikfeld zu fordern wäre „arro-
gant“ (ebd.) gewesen. Man sei zudem nur zu sechst gewesen, was ohnehin eine sehr 
straffe Arbeitsorganisationstruktur innerhalb der Fraktion hinsichtlich anderer Politik-
felder erforderte.  
Trotzdem waren die Freidemokraten hinsichtlich der Migrations- und Integrationspoli-
tik bei der Koalitionsaushandlung nicht völlig einflusslos. Das betrifft zunächst den all-
gemein organisationspolitischen Paradigmenwechsel. Das im Koalitionsvertrag oft vor-
zufindende Problem-Ziel-Mittel-Textschema ist auf die FDP zurückzuführen. Auch die 
Formulierungen im Hinblick auf die organisatorische Verankerung des Politikfelds im 
Gesamtaufbau erinnern stark an den FDP-Programmtext: „In Hessen sind in nahezu 
jedem Ressort und in zahlreichen Behörden Kompetenzen angesiedelt, ohne daß bisher 
eine zwischen den Ministerien abgestimmte und von ihnen getragene Integrations-, 
Migrations- und Flüchtlingspolitik erkennbar ist.“ (Code-Abschnitte 730-733). Ange-
strebt sei eine zentrale und ganzheitliche Wahrnehmung der integrationspolitischen 
Aufgaben mit den Schwerpunkten ‚Bildung‘ und ‚Arbeit‘.  
Über jene Maßnahmen hinaus, die der allgemein organisationspolitischen Straffung 
des Gesamtapparats dienen sollten, schien es zunächst im Hinblick auf die horizontale 
Verortung des Politikfelds im Vertragstext so zu sein, als seien die Liberalen auch bei 
der Zuordnung zur Innenpolitik erfolgreich gewesen. Dass es dazu später nicht kam 
zeigt, dass diese innenpolitische Verortung in der Koalitionsvereinbarung wenig Ver-
bindlichkeit entfaltete und dass andere Akteure hier tonangebend waren. Dies ist der 
erste Hinweis darauf, dass sich der Einfluss der Liberalen mit Blick auf Migration und 
Integration in Grenzen hielt.  
Aber auch eine christdemokratische Dominanz lässt bei isolierter Betrachtung des Ver-
trags nicht zwingend ablesen. Die Union hatte sich jedoch dort (Code-Abschnitt 1854f) 
einen lange gehegten „besonderen Wunsch“ (Q Hahn 2014) verbindlich festschreiben 
lassen: die Einrichtung eines Spätaussiedlerbeauftragten. Vergleicht man das CDU-
Wahlprogramm mit der Koalitionsvereinbarung, so geht auch die semantische Auftei-
lung zwischen Integrations-, Migrations- und Flüchtlingspolitik auf das Konto der 
Christdemokraten. Im konzentrierten Textteil zur Migrations- und Integrationspolitik 
steht schließlich die Integrationspolitik im Fokus. Andere Bereiche, wie beispielsweise 
das Asylwesen, werden kaum angesprochen. 
Charakteristisch für die Koalitionsvereinbarung ist also, dass man die vorwiegend von 
der FDP thematisierte Neuausrichtung der Organisationspolitik in Angriff nehmen 
wollte. Dazu gehörte auch eine bessere Verortung und Koordinierung der Migrations- 
und Integrationspolitik. Wo und wie genau Aufgaben des Politikfelds verortet werden 
sollten, ging aus dem Vereinbarungstext noch nicht hervor. Lediglich der Spätaussied-
lerbeauftragte wurde als künftig fester Bestandteil des Regierungsapparats angekündigt.  
299 
 
Kettenglied III: Unabhängig von den inhaltlichen Festlegungen standen also die Vorzei-
chen in Sachen Organisationspolitik auf der Dominanz des Führungsduos aus Minis-
terpräsident Roland Koch und/oder Stellvertreterin Ruth Wagner.  
Die linksliberale Ruth Wagner stach nicht durch auffallendes Engagement in der Mig-
rations- und Integrationspolitik heraus. Den Gegenpart zur unionsgeführten Integrati-
onszuständigkeit übernahm der Fraktionsvorsitzende Hahn (Q Hahn 2014). Das Ste-
ckenpferd Wagners war hingegen die Bildungs- und Kunstpolitik (Munzinger 2006b). 
In ihrer Rolle als stellvertretende Ministerpräsidentin nahm sie nach der Koalitionsaus-
handlung keinen öffentlich wahrnehmbaren Einfluss auf migrations- und integrations-
politische Organisationspolitik.  
Der Lebenslauf des Juristen Koch erweckte bis zum Wahlkampf 1999 ebenso wenig den 
Eindruck, dass eine besondere Aufmerksamkeit zum Themenfeld der Migrations- und 
Integrationspolitik bestanden hätte. So war Koch zunächst als Gegenpart zu Joschka 
Fischer (Munzinger 2014i, Neumann und Schmid 2008: 115) umweltpolitischer Spre-
cher der CDU-Fraktion im Landtag. Als Fraktionsvorsitzender sprach er überwiegend 
wirtschaftspolitische Themen an (Munzinger 2014i).  
Kochs erhöhte Aufmerksamkeit gegenüber dem Politikfeld entstand während der Wahl-
kampfphase im Jahr 1999. Unter anderem ursächlich war die Diskussion um die Dop-
pelte Staatsbürgerschaft auf Bundesebene. Mit dem Slogan „Integration ja – Doppelte 
Staatsbürgerschaft nein“ folgte er zwar der Grundlinie des CDU-Programms; in den 
letzten drei Wochen des Wahlkampfs startete er jedoch mit einer „sehr klaren Position“ 
(Q Banzer 2014) hierzu eine Unterschriften-Aktion, welche die Gesamtkampagne na-
hezu vollständig auf diese Frage einengte. Der damalige FDP-Fraktionsvorsitzende 
Hahn (Q 2014) erinnert sich: „Das war diese berühmte Unterschriftenaktion von Roland 
Koch im Dezember 1998 und im Januar 1999, die sehr polarisierte. Eine geniale Idee – 
sage ich heute noch –, weil man so Wahlkampf umsonst machen konnte. Wenn sich die 
anderen auf einen stürzen, dann braucht man gar keine Sendezeit mehr zu kaufen. In-
haltlich fand ich das natürlich nicht so genial, aber von der Art her es so zu machen, 
finde ich es eine super Idee, sowas zu tun.“ (vgl. auch Schmitt-Beck 2000: 7).  
Jener Schachzug im Wahlkampf habe nicht nur zu einer weitreichenden Stammwäh-
lermobilisierung geführt, sondern vermochte auch Stimmen von sozialdemokratisch 
orientierten Wählern zu gewinnen (Grunden 2009: 111). Fast ausnahmslos sah man in 
Politik (z.B. Hinz 1999: 55), Presse (Munzinger 2014i, z.B. Greven 2007, Bäumlisberger 
et al. 1999, Welt 1999) und Wissenschaft (z.B. Neumann und Schmid 2008: 117, Klecha 
et al. 2008: 302, Schmitt-Beck 2000: 6f) die Unterschriftenaktion als wahlentscheidend 
oder mindestens als wahlbeeinflussend. Kochs Kampagne führte entsprechend zur Er-
wartung in Gesellschaft und Politik, dass dies sich auch prominent in der Regierungs-
politik niederschlagen würde. Für die FDP-Koalitionsverhandlungsführer Wagner und 
Hahn stand fest: „Wir nehmen Euch CDU-Leute jetzt ernst. Wenn Ihr jetzt meint: ‚Ja 
zur Integration‘, dann müssen wir eine andere Art von Integrationspolitik in Hessen 
betreiben und wir müssen auch strukturell etwas ändern.“ (Q Hahn 2014).  
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Deutlich wird die gesteigerte Aufmerksamkeit gegenüber Integrationspolitik auch in 
der Antrittsregierungserklärung Kochs (1999: 29f). Hier spiegelt sich zwar auch die 
CDU-Dreiteilung des Politikfelds in Innere Sicherheit, Integration und Aussiedler wi-
der; besonders betonte Koch aber die Integrationspolitik. Mit dieser Regierungserklä-
rung als Bestätigung des vorgezeichneten Kurses wurden auch organisationspolitische 
Maßnahmen im Aufbau der Ministerialverwaltung wahrscheinlich. „Und die Landesre-
gierung hat sich danach auch daran gehalten, was sie vor der Wahl versprochen hat: 
‚Wir werden uns im Integrationsbereich nicht von anderen übertreffen lassen‘“, be-
merkt der spätere Minister Jürgen Banzer (Q 2014).  
 
So war die letztliche Verortung migrations- und integrationspolitischer Aufgaben zwar 
einerseits von den Grundvorstellungen der Parteien geprägt. Andererseits stellte Koch das 
Politikfeld mit seiner Kampagne noch stärker ins Rampenlicht. Ihm sei insbesondere 
wichtig gewesen, auf dem integrationspolitischen Feld aktiv zu werden (Q Michna 
2014). Gleichzeitig wurde er von den Freidemokraten in der Einhaltung seines Kurses 
bestärkt. Die Neuausrichtung des Politikfelds äußerte sich organisatorisch jedoch nicht 
– wie von der FDP ursprünglich angedacht – in der Bündelung aller migrations- und 
integrationspolitischen Aufgaben im Innenressort. Vielmehr folgte man hier den Drei-
teilungswünschen der Union.  
Erstens änderte sich aufbauorganisatorisch im Innenressort kaum etwas. Der Koch-Ver-
traute und Innenminister Bouffier erhielt mit dem Asyl- und Ausländerrecht den „eher 
repressiveren Teil“ (Q Hahn 2014) des Felds. Die einzig messbare Veränderung war, 
dass man die Mitwirkung bei der Ausländerintegration offiziell im Aufgabenkreis des 
Innenressorts festschrieb.  
Zweitens verortete man die Integration im Sozialressort. Große Teile aus dem grünen 
Superministerium wanderten dorthin. Der radikale Umbau jener alten Abteilung und 
der damit einhergehende „Innovationsschub“ (Q Michna 2014) waren bereits vor Dele-
gation der Ausgestaltungsgewalt an die Ministerin grob vorgegeben.  
Drittens richtete man – neben der linienorganisierten Zuständigkeit in der Integrations-
abteilung – eine sonderverortete Beauftragtenstelle für Heimatvertriebene und Spätaus-
siedler ein. Diese Abkopplung von linienorganisierter Integrationspolitik und sonderor-
ganisierter Aussiedlerpolitik kommt nicht von ungefähr. Zwischen der rot-grünen Vor-
gängerregierung und der CDU-geführten Koch/Wagner-Regierung herrschten hier un-
terschiedliche Zuordnungsauffassungen. Ex-Superministerin Hinz (1999: 60) von den 
Grünen äußerte sich bei der Aussprache zur Regierungserklärung wie folgt: „Denn wie 
sollen es die Bürgerinnen und Bürger ausländischer Herkunft […] verstehen, wenn das 
Gesetz über den Landesausländerbeirat aufgehoben wird, aber gleichzeitig die Stelle ei-
nes Beauftragten für Heimatvertriebene und Spätaussiedler neu geschaffen wird? Was 
sagten Sie vorhin zur Parallelität von unterschiedlichen Gremien? Was sagten Sie zur 
Interessenvertretung? Ich bin der Meinung, auch die Aufgabe der Integration der Spät-
aussiedler ist eine Integrationsaufgabe und gehört in ein Gesamtintegrationskonzept. 
Wenn Sie einen Interessensvertreter für die Heimatvertriebenen und Spätaussiedler 
301 
 
wollen, was man Ihnen zugestehen kann im Hinblick auf die Klientel, die Sie auch be-
dienen müssen, so finde ich es nachgerade peinlich, dass Sie gleichzeitig den Landes-
ausländerbeirat abschaffen wollen.“ Der Union sei es sehr wichtig gewesen, diese 
Gruppe nicht mit anderen Zuwanderern „in einen Topf zu werfen“ (Q Ziegler-Rasch-
dorf 2014). „Da wehren wir uns bis heute erfolgreich dagegen, weil ja viele sagen: ‚Das 
sind ja auch Migranten‘. Ja und das sind auch Migranten und sie haben Integrations-
probleme. Aber sie sind auch deutscher Abstammung.“ (ebd.). Koch habe den Spätaus-
siedlern aufgrund ihrer Sonderrolle „kurz nach seinem Amtsantritt in seiner Regie-
rungserklärung von 1999 ein eigenes Kapitel gewidmet“, so der erste Spätaussiedlerbe-
auftragte179 der Landesregierung Rudolf Friedrich (2009: 181), „und dort klar herausge-
stellt, dass den Spätaussiedlern ein besonderes Augenmerk der neuen Landesregierung 
gilt.“ Die versprochene Unterstützung habe schließlich darin Ausdruck gefunden, dass 
eine Beauftragtenstelle geschaffen wurde.  
 
Kettenglied IV: Zu untersuchen wären also hinsichtlich der letztbetrachteten beiden Ket-
tenglieder in der Fallgruppe insbesondere das Innen- und das Sozialministerium, die – 
nicht zu vergessen – beide CDU-geführt (Q Michna 2014) waren. Dabei lohnt eine De-
tailanalyse des Innenressorts vorerst nicht, weil erstens die Strukturen nahezu unverän-
dert verwaltend-rechtlicher Natur blieben und weil man sich zweitens mit den Zielen 
Volker Bouffiers als späteren Ministerpräsidenten an gegebener Stelle ohnehin noch 
näher beschäftigen muss.  
Im Fokus stehen deshalb die Hauptakteure im damaligen Sozialministerium. Die Haus-
leitung übernahm beim Regierungswechsel zunächst Marlies Mosiek-Urbahn (später 
Mosiek-Müller). Ohne allerdings eine persönlich herausstechende Affinität zur Integra-
tionspolitik aufzuweisen, trug sie die Linie der Landesregierung reibungsfrei mit. So 
betonte sie beispielsweise in einer Grundsatzrede zur Integrationspolitik in Kommunen 
und Land (Mosiek-Urbahn 2000) den breiten Querschnittscharakter des Politikfelds mit 
den typisch dazu querliegenden Themen ‚Spracherwerb‘, ‚Arbeit‘, ‚Generationen‘, 
‚Sport‘, ‚Recht‘ und ‚Partizipation‘.  
Auch die Verortung der Spätaussiedlerpolitik spiegelte sich in ihrem Referat wider. So 
benannte sie die Gruppe der Vertriebenen und Aussiedler zunächst separat in Abgren-
zung zu Ausländern und anderen Menschen mit Migrationshintergrund, schwenkte 
dann aber im Zusammenhang mit einigen Integrationsmaßnahmen auf gemeinsame 
Aspekte aller Gruppen um. Besonders beim Thema ‚Spracherwerb‘ habe die CDU bei 
Aussiedlern „dann natürlich nicht unterschieden, aus welchen Gründen Sprachschwie-
rigkeiten da waren“, so der spätere Kultusminister Banzer (Q 2014). Dies entsprach 
schließlich auch der Verortung spätaussiedlerbezogener Aufgaben: Während der Beauf-
tragtenposten sonderorganisiert vornehmlich kulturelle Aufgaben bearbeitete, fanden 
sich in der Linie nach wie vor aussiedlerbezogen klassisch allgemeine Integrations- und 
Aufnahmeaufgaben.  
 
179 Im Kultusministerium war in den Jahren zuvor bereits ein ‚Aussiedlerbeauftragter‘ angesiedelt; die-
ser habe jedoch nur hausintern agiert (Q Michna 2014b). 
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Auffällig ist bei Mosiek-Urbahns Beitrag, dass sie dabei immer wieder auf die integrati-
onspolitischen Vorstellungen der Landesregierung verwies und nicht auf die eigenen 
Ziele oder die ihres koordinierenden Ressorts. Auf Ministerebene erhärtet sich also der 
Eindruck, dass es sich bei der Hausleitung des Sozialressorts um eine reibungsfreie180 
Mitträgerin des organisationspolitischen Paradigmenwechsels handelte. Mosiek-Ur-
bahn blieb bis 2001 Sozialministerin; im Zusammenhang mit ihrer zweiten Scheidung, 
welche mutmaßlich den Unmut manch konservativen Politikers in der Unionsfraktion 
hervorrief, und den bekanntgewordenen Heiratsplänen mit ihrem CDU-Landtagskolle-
gen Müller, trat sie überraschend (Hamburger Morgenpost 2001) von ihrem Amt zu-
rück.  
Ihre Nachfolgerin, die damals 32-jährige Silke Lautenschläger, kündigte an, inhaltlich 
in die Fußstapfen ihrer Vorgängerin zu treten. Damit blieben auch für Lautenschläger 
weniger Integrationspolitik als vielmehr „Familie, Kinder und Jugend“ Schwerpunkt der 
Sozialpolitik in Hessen (Hamburger Abendblatt 2001a). Mehr noch: Einsparungen in-
nerhalb des Hauses würde man durch rückläufige Ausgaben bei der Unterbringung von 
Asylsuchenden erreichen (ebd.). Umgekehrt spricht man zwar im Munzinger-Ar-
chiveintrag (2010b, vgl. auch Welt 2007a, Focus 2007) von einem „Schwerpunkt bei der 
Integration von Migranten“ in ihrer zweiten Amtsperiode, als sie den Spracherwerb von 
Kinder mit Migrationshintergrund auf die Agenda setzte. Allerdings kann dieses singu-
läre Aufblitzen eines Themas – genauso wie die Diskussion um Migranten-dominierte 
Fußballclubs (vgl. FAZ 2006, Varnholt 2007) – nicht als Indikator für eine langanhaltend 
hohe Aufmerksamkeit relativ zu anderen Felder in ihrem Verantwortungsbereich ge-
wertet werden.  
Noch weiter hergeholt wäre die Vermutung, dass dies mit direkten Auswirkungen auf 
die Verortung von Integration im Aufbau verbunden gewesen sei. Dass Lautenschläger 
oder auch Mosiek-Urbahn im Gegensatz zu Koch oder bestimmten Ministerialbeamten 
nicht (Q Neutzner 2014, Q Michna 2014, Q Banzer 2014, Q Ziegler-Raschdorf und Un-
kelbach 2014) oder nur beiläufig (Q Hahn 2014) in den Interviews erwähnt wurden, 
stützt die These, dass hier andere Kräfte relativ gesehen aktiver waren. Gleichwohl kön-
nen beide Ressortchefinnen des Sozialministeriums als reibungsfreie und unterstüt-
zende Durchleiter organisationspolitischer Vorstellungen aus den vorangegangenen 
Kettengliedern hin zur Ebene der Spitzenbeamten gesehen werden. So hob auch Lau-
tenschläger (2007: 8) nicht sich selbst, sondern die Rolle der Hessischen Landesregie-
rung beim integrationspolitischen Paradigmenwechsel von 1999 hervor. 
180 Freilich spielen bei aufbau- und ablauforganisatorischen Vorstellungen auch immer budgetrelevante 
Fragen hinein. So bleibt anzumerken, dass das Sozialministerium zu dieser Zeit von starken Budget-
kürzungen betroffen war (Hamburger Morgenpost 2001) und in diesem allgemeinen Zusammenhang 
von Reibungen grundsätzlicher Natur auszugehen war.  
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Kettenglied V: Anfänglich habe das migrations- und integrationspolitische Aufgabenkon-
glomerat im Sozialministerium im Jahr 1999 „damals mit dem Kernthema Integration 
zunächst mal gar nicht so viel zu tun“ gehabt (Q Neutzner 2014). In einem ersten Schritt 
nach dem Regierungswechsel wurden die Aufgaben des Aussiedlerbeauftragten vom 
Aufgabenbündel abgetrennt. Der eigentliche Umbau wurde überwiegend an den 
Psychologen Dr. Walter Kindermann delegiert. Dieser war in den vergangenen Jahren 
als Referatsleiter im gesundheitspolitischen Teil des grünen Superministeriums und 
dort vornehmlich im Drogenwesen eingesetzt. Kindermann habe sogleich damit begon-
nen, ein kleines neues Team speziell für das Integrationsthema zusammenzustellen 
(ebd.). Viele der Beschäftigten dort seien schon im alten Sozialministerium tätig gewe-
sen (Q Michna 2014). Darunter waren zunächst auch noch einige Mitarbeiter der Stabs-
stelle BEF; zwar „nicht der gesamte Stamm des BEF […], aber teilweise wurden die Leute 
dort in die neue Integrationsabteilung integriert. Da gab es dann aber auch sehr schnell 
wieder Fluktuationsbewegungen – auch wieder aus der Integrationsabteilung heraus“, 
so Neutzner (Q 2014).  
In der darauffolgenden Zeit holte Kindermann dann einige neue Mitarbeiter ins Haus, 
deren Qualifikationshintergrund sehr breit gestreut gewesen sei – von Betriebswirt-
schaftlern über Juristen bis hin zu Sozialwissenschaftlern (Q Michna 2014). Dazu zäh-
len insbesondere zwei Personen, die in der Folgezeit eine zentrale Rolle in der hessi-
schen Integrationspolitik innerhalb der Ministerialverwaltung spielen sollten. Als einer 
der ersten Neuankömmlinge, die heute181 noch in der Abteilung aktiv seien (Q Michna 
2014), sei Andreas Neutzner rekrutiert worden. Dieser sei in die Abteilung geholt wor-
den, weil er als Dienststellenleiter einer Erstaufnahmeeinrichtung für ausländische 
Flüchtlinge bereits Vorerfahrung im Politikfeld hatte. „Das hat sich ein paar Monate 
dann hingezogen. Deswegen bin ich dann erst Mitte des Jahres 2000 reingewechselt.“ 
(Q Neutzner 2014). Ein Jahr später – im November 2001 – wechselte dann Dr. Hans-
Achim Michna vom Büro der Ministerin in die Fachabteilung (Q Michna 2014). Michna 
wurde kurze Zeit später zum Landesausländerbeauftragten innerhalb der Abteilungsli-
nie bestimmt.  
Für die maßgeblich agierenden Personen des Kettenglieds V im Fallgruppenzeitraum 
lässt sich entlang dreier Hauptfaktoren ableiten, dass diese mit hoher Aufmerksamkeit 
gegenüber dem zu bearbeitenden Politikfeld ausgestattet und richtungsgleich zur Re-
gierungspolitik eingestellt waren. Erstens übertrug man Kindermann mit der Leitungs-
position maßgebliche Ausgestaltungskompetenz seiner Organisationseinheit. Seine Be-
förderung zum Abteilungsleiter und die bewusste Prioritätensetzung der Landesregie-
rung auf Aufgaben seines Kompetenzbereichs garantierten den Prinzipalen in diesem 
Delegationsverhältnis Richtungskonformität des Agenten Kindermann. Zweitens wur-
den die vormalig stabsorganisierten Beschäftigten des BEF in die neue Integrationsab-
teilung eingegliedert. Damit integrierte man eine Interessengruppe zur Unterstützung 
des neuen Politikschwerpunkts von Schwarz-Gelb in das alte, linienorganisierte rot-
grüne Aufgabenbündel, welches bis dahin noch eher von administrativ-defensiver 
 
181 Aussage im Interview April 2014; bestätigt durch Stellenplan zum Stand 1.1.2015. 
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Flüchtlings- und Aussiedlerpolitik und weniger von steuernd-aktiver Integrationspolitik 
geprägt war. Zudem rekrutierte man drittens bewusst neue Personen mit Führungstaug-
lichkeit für Aufgaben im integrationspolitischen Bereich – auch wenn diese zuvor in 
anderen oder verwandten Sach- und Funktionsgebieten arbeiteten.  
Kindermann, Neutzner und Michna blieben auch über das Ende der Regierungsperiode 
hinaus in diesen oder vergleichbaren Positionen sowohl für die CDU-Alleinregierung 
als auch für die darauffolgende CDU-FDP-Koalition und später für die schwarz-grüne 
Regierung tätig.   
Ähnliches gilt für Udo Röther bis zur seiner Pensionierung im Jahr 2014 (vgl. Q Ziegler-
Raschdorf 2014). Er war einer derjenigen Ministerialbeamten, die schon während Ei-
chels Regierungszeit die Leitung eines Referats im Bereich ‚Flüchtlinge und Aussiedler‘ 
innehatten. Hier bearbeitete er die Unterbringung von Spätaussiedlern und Aufgaben 
im Rahmen des §96 Bundesvertriebenengesetz. Röther blieb in der Linie für Spätaus-
siedler zuständig. Den ehrenamtlichen Aussiedlerbeauftragten verortete man indes au-
ßerhalb der Linie. Mit Rudolf Friedrich besetzte man den Posten mit einem Legislativ-
politiker. Hatte man schon mit der Sonderverortung des Beauftragten die Sichtbarkeit 
erhöhen wollen, unterstrich man diese zusätzlich mit der Berufung eines aktiven Abge-
ordneten. Die Abtrennung von linienorganisiert-integrationsbezogener und sonderor-
ganisiert-kulturbezogener Aussiedlerpolitik war schon in den vorangegangenen Schrit-
ten der Delegationskette vorgezeichnet worden. Aber auch auf Beamtenebene nahm 
und nimmt man diese Unterscheidung vor. Hier bezieht man sich dezidiert auf das 
Bundesvertriebenengesetz als rechtliche Trennlinie zu anderen Migrantengruppen (Q 
Unkelbach 2014).  
Während die sonderorganisierte Beauftragtenstelle für Heimatvertriebene und Aussied-
ler auch nach 1999 unverändert blieb, vollzog sich im Fallgruppenzeitraum ein schritt-
weiser Umbau des migrations- und integrationspolitischen Aufgabenkonglomerats, 
welches aus dem ehemaligen grünen Superministerium kam. Die zentrale Person bei 
der Neugestaltung der Abteilung war Kindermann, der bei der organisatorischen Aus-
gestaltung die Unterstützung übergeordneter und nachgeordneter Stellen genoss.  
 
6.3.2.2 Datenkomprimierung und Erklärung mittels Modell 
In Anbetracht der radikalen Umstrukturierung der Integrations- und Aussiedlerpolitik 
infolge eines echten Regierungswechsels und damit des Austauschs sämtlicher Akteure 
in den Kettengliedern I-IV kann die Gewohnheitshypothese bestätigt werden.  
Auf Grundlage der prozessanalytischen Betrachtung kann nun auch die Aufbereitung 
der Daten für die Zusammenhangsanalyse des Tests erfolgen. Auch hier deutet alles auf 
Hypothesenkonformität hin. (1) In der Aussiedlerpolitik setzte die CDU organisations-
politische Akzente, indem sie sich für die Schaffung einer sonderorganisierten Beauf-
tragtenstelle stark machte und diese schließlich auch durchsetzen konnte. Offener Be-
fürworter war hier Ministerpräsident Koch. (2) Dieser pickte sich aus dem Pool der The-
men im CDU-Wahlprogramm die Unterscheidung zwischen restriktiver Migrations- 
und progressiver Integrationspolitik heraus und erhob diese zum dominierenden 
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Thema der heißen Wahlkampfphase. Die Freidemokraten trugen insbesondere den in-
tegrationspolitischen Teil der Agenda mit Wohlwollen mit. Als reibungsfreier Durchlei-
ter von Kochs Konzept zur umsetzenden Spitzenbeamtenschaft fungierten die beiden 
Sozialministerinnen. Abteilungsleiter Kindermann sorgte schließlich für die schritt-
weise Umgestaltung und organisatorische Neuausrichtung des Aufgabenbündels. Be-
sonders an diesem Erkenntnisbaustein mit vollständig nachvollzogener Delegations-
kette wird die Entfaltung des theoretisch beschriebenen Wirkmechanismus deutlich. 
(3) Die Liberalen traten in dieser Fallgruppe mit ihren integrationspolitischen Forde-
rungen noch nicht so stark in den Vordergrund im Vergleich zu der Intensität, mit der 
sie das fast 10 Jahre später machten. Grund dafür war, dass man nur knapp über 5% 
Stimmanteil bei den Wahlen erreichte und sich überwiegend auf den Wirtschafts-, Wis-
senschafts- und Kunstbereich beschränkte. Trotzdem setzten sie Akzente bei der Ver-
waltungsneustrukturierung. Diese ist auch untrennbar mit der Verortung von Migrati-
ons- und Integrationspolitik als koordinierte Querschnittsaufgabe verbunden. (4) Neuer 
aufbauorganisatorischer Arrangements bedurfte es hingegen im Innenministerium 
nicht. Volker Bouffier konnte die inhaltlich veränderte Migrationspolitik ohne sichtbare 
Strukturveränderungen bewerkstelligen, da es sich hierbei eher um Richtungs- und we-
niger um Ressourcenveränderungen handelte. Änderungen vollzogen sich diesbezüg-
lich hauptsächlich in ablauforganisatorischer Hinsicht.  
Aufgrund der (5) klaren Dreigliedrigkeit von erstens Asyl- und Ausländerrecht, zweitens 
Integration und sozialen Belangen von Flüchtlingen und Aussiedlern sowie drittens kul-
turellen Aussiedlerangelegenheiten einerseits und des nahtlosen Entscheidungsprozes-
ses für die drei Teilbereiche andererseits, konnten die einzelnen Delegationsbeziehungen 
zu fünf größeren Erkenntnisbausteinen zusammengefasst werden. Es ergibt sich fol-
gende Tabelle:  
 
Abbildung 6.3.4: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Hessen 1999-2003 
 
Eigene Darstellung. 
 
6.3.3 Fallgruppe Hessen 2003-2009 
Aufgrund der geringen Akteursfluktuation an den entscheidenden Stellen kann diese 
Fallgruppe sehr knapp abgehandelt werden. Trotzdem kam es zu einigen wichtigen Än-
derungen, die angesprochen werden müssen. Die bedeutendste Änderung war der Weg-
fall der Freidemokraten als Koalitionspartner der CDU. Die Christdemokraten konnten 
aufgrund einer absoluten Mehrheit im Parlament alleine regieren. Wenn man Hahns 
Argumentation (Q 2014) folgt, wonach die Liberalen ihren Partner in der Vorperiode 
ermutigten, den angekündigten Umbruch in der Integrationspolitik zu wagen, muss 
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nun festgestellt werden, dass diese ermutigende Instanz ab 2003 fehlte. Im Fallgrup-
penzeitraum erfolgte nämlich ein schleichender Rückbau von Strukturen im Integrati-
onsbereich. Andererseits konnte man auf eine Periode der radikalen Umgestaltung mig-
rations- und integrationspolitischer Aufgaben zurückblicken.  
Entsprechend euphorisch liest sich das Unionsprogramm, welches dem Politikfeld au-
ßerordentlich breiten Raum einräumte. Insbesondere hob man die organisationspoliti-
sche Leistung der vergangenen Jahre in diesem Bereich hervor. Als dann die absolute 
Mehrheit nach der Wahl gesichert war, trat diesbezüglich zwar keine Kursänderung ein; 
allerdings schwächte sich die Aufmerksamkeit gegenüber dem Politikfeld deutlich ab. 
Dies äußerte sich beispielsweise im Rückbau der eigenständigen Integrationsabteilung 
im Sozialministerium, welche dem Bereich ‚Arbeit und Soziales‘ einverleibt wurde.  
Über die Fallgruppen hinweg etablierten sich hingegen die beiden Beauftragten zu kon-
stanten Größen in der Landesregierung. Sowohl der sonderorganisierte Aussiedlerbe-
auftragte als auch der linienorganisierte Ausländerbeauftragte behielten ihre Verortung 
im Ministerialaufbau. Der CDU-Wahlkampf 2008 brachte merklich gedämpfte Auf-
merksamkeitswerte in Sachen Migrations- und Integrationspolitik hervor. Koch wollte 
das Erfolgsrezept von 1999 wiederverwenden (Baspinar 2009, TAZ 2007) und das Poli-
tikfeld in den Vordergrund seiner Kampagne stellen. Die Wahl selbst brachte jedoch 
keinen eindeutigen Sieger hervor. Koalitionsbildungsversuche scheiterten. Die Koch-
Regierung blieb verwaltend bis in den Winter hinein im Amt. Zu größeren Strukturver-
schiebungen innerhalb und zwischen den Ministerien kam es nicht mehr. 
6.3.3.1 Deskription der unabhängigen Variablen und Prozessanalyse 
Vor der genaueren Betrachtung einzelner Delegationsbeziehungen werden zunächst 
die potentiell relevanten Akteure der Fallgruppe benannt, deren Position in der Delega-
tionskette angegeben sowie deren Ziele erläutert oder abgeschätzt.  
Infolge ihrer Zugewinne in der Wahl von 2003 konnte die Union in Hessen mit absolu-
ter Mehrheit alleine regieren. Roland Koch blieb Ministerpräsident. Ebenso führten Vol-
ker Bouffier im Innenministerium und Silke Lautenschläger im Sozialministerium ihre 
Amtsgeschäfte fort. Darüber hinaus kam es in der Spitzenbeamtenschaft nicht zu her-
ausstechenden Personalverschiebungen.  
Als sich aus den Neuwahlen 2008 keine Regierungsbildung ergab, blieb das Kabinett 
Koch geschäftsführend im Amt. Es schieden jedoch einige Kabinettsmitglieder aus, so-
dass der bisherige Justizminister Jürgen Banzer zusätzlich mit dem Kultusressort und 
die bisherige Sozialministerin Lautenschläger zusätzlich mit dem Wissenschaftsminis-
terium betraut wurde. Der Koch-Vertraute Volker Bouffier ersetzte zudem die bisherige 
Ministerpräsidentenstellvertreterin Karin Wolf, die bis dahin das Kultusministerium ge-
leitet hatte. Bis es schließlich Anfang 2009 zu Neuwahlen kam, hatten die Christdemo-
kraten die Amtsgeschäfte weit über ein halbes Jahr ohne Parlamentsmehrheit geführt.  
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Kettenglied I: Auch vier Jahre nach Kochs Unterschriftenkampagne stellte die christde-
mokratische Partei migrations- und integrationspolitische Themen ungebrochen in den 
Vordergrund. Die beiden Grobindikatoren weisen mit einem Gesamttextanteil von 6,5% 
und einem vertikalen Stellenwert von 8,75% sehr hohe Werte auf. Hinzu kommt, dass 
ungeachtet der hohen vertikalen Ansiedlung auch der Streuwert mit 14 Beobachtungen 
sehr hoch ist.  
Es lassen sich vier thematische Cluster im Text ausmachen. Zwei davon beschäftigen 
sich jeweils mit einem bestimmten querliegenden Politikfeld. Themencluster I beschäf-
tigt sich mit Bildung und streut mit vier Beobachtungen breit über das gesamte Pro-
gramm. Themencluster II greift Themen der Inneren Sicherheit auf. Hier geht es vor-
nehmlich um Asylmissbrauch, Ausländerkriminalität und Ausländerextremismus mit 
insgesamt fünf Beobachtungen. In Cluster III findet man Integrationspolitik in Form 
des konzentriertesten Textabschnitts. Hier betont man den Querschnittscharakter des 
Politikfelds. Auch die Heimatvertriebenen und Aussiedler haben wieder einen eigenen 
Abschnitt im Programm mit Cluster IV. Das Programm von 2003 mit besagter Cluster-
bildung führte nicht nur die bisherige Linie fort, sondern arbeitete sie explizit und noch 
schärfer heraus. Noch stärker als bisher trat Bildung als Dreh- und Angelpunkt von In-
tegration hervor. Außerdem spiegelte die Aufteilung der Spätaussiedlerpolitik in eine 
kulturelle und eine integrationsfördernde Komponente die Doppelstruktur von sonder- 
und linienorganisierter Aufgaben im Sozialministerium wider. Der Wahlprogrammtext 
bestätigte also weitgehend die bisher gefahrene Linie in der Organisationspolitik.  
Unter der Rubrik ‚Versprochen – Gehalten‘ betont man, dass „im Hessischen Sozialmi-
nisterium die notwendigen strukturellen Voraussetzungen“ unter anderem durch die 
Einrichtung einer Integrationsabteilung geschaffen worden seien (Code-Abschnitt 
2543f). Ebenso wird im Programm auf die Berufung des Aussiedlerbeauftragten rekur-
riert (Code-Abschnitt 3696f). Die noch deutlichere Herausarbeitung der Bildungspolitik 
im Programm von 2003 ist ebenfalls vor dem Hintergrund der organisationspolitischen 
Vorgeschichte zu sehen. So musste sich das Aufgabenbündel ‚Unterricht für ausländi-
sche und ausgesiedelte Kinder, Migrationsfragen‘ in der rot-grünen Koalition noch ein 
Referat mit außen- und EU-politischen Aufgaben teilen; spätestens im Millenniumsjahr 
wurden politikfeldfremde Zuständigkeiten vollkommen aus dem Referat verdrängt, wo-
mit man dem migrations- und integrationspolitischen Aufgabenbündel die gesamte Or-
ganisationseinheit zugestand. 
 
Abbildung 6.3.5: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung im Wahlprogramm und im Regierungspro-
gramm der alleinregierenden CDU in Hessen 2003 
 
Eigene Darstellung. 
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Kettenglied II: Zusammengefasst strotzte also das Wahlprogramm von 2003 vor Auf-
merksamkeit gegenüber verschiedenen Teilbereichen der Migrations- und Integrations-
politik. Dies galt jedoch nicht im erwarteten Maße für das Programm, das sich die neue 
Regierung nach der Wahl als Agenda auferlegte. Mangels Koalitionspartner war es zwar 
nicht zwingend nötig, sich auf einen konkreten Fahrplan für die Periode festlegen zu 
lassen; trotzdem entschied man sich nach der gewonnenen Wahl für die Formulierung 
eines Regierungsprogramms. Reibungsfrei erhielt Friedrich den Auftrag zur Fortset-
zung seiner Beauftragtentätigkeit. So heißt es im Regierungsprogramm: „Die Einrich-
tung eines Landesbeauftragten für Heimatvertriebene und Spätaussiedler hat sich be-
währt. Wir werden den Landesbeauftragten bitten, seine erfolgreiche Arbeit fortzuset-
zen.“ (1770f).  
Ansonsten hat sich die Rolle von Migrations- und Integrationspolitik in diesem Text 
verändert. Zwar widersprechen sich Wahlprogramm und Regierungsagenda nicht; auf-
fallend sind jedoch die gesunkenen Aufmerksamkeitswerte. Mit Abschlägen von mehr 
als 60% beim Textanteilswert (2,5%) und über 90% beim vertikalen Stellenwert ist einer-
seits eine Überinterpretation unangebracht. Andererseits ist die rückläufige Entwicklung 
der Aufmerksamkeit gegenüber dem Politikfeld nicht zu verleugnen. Mindestens war 
zu erwarten, dass sich die aufbauorganisatorische Aufbruchseuphorie zumindest nicht 
im selben Ausmaß fortsetzt oder gar Rückbau droht. Tatsächlich stellte sich in den 
Folgejahren eine vertikale Abstufung des Integrationsbereichs ein. Schon kurz nach der 
Wahl wurde das reine Spracherwerbs- und Integrationsreferat im Kultusministerium 
um zahlreiche politikfeldfremde Aufgaben ergänzt. Noch deutlicher hielt die aufbauor-
ganisatorische Rückstufung im Sozialministerium Einzug. Die reine Integrationsabtei-
lung wich einer neu zugeschnittenen ‚Abteilung IV: Arbeit, Soziales, Integration‘. Dabei 
ging der Grobindikator für den vertikalen Stellenwert um mehr als die Hälfte zurück. 
Nur noch drei Referate kümmerten sich um migrations- und integrationspolitische Auf-
gaben – davon eines um Flüchtlings- und Asylfragen. So will der später für Integration 
zuständige Minister Hahn (Q 2014) vermerkt wissen, dass es im Vorfeld seines Amts-
antritts 2009 keine Integrationsabteilung im Sozialministerium gab.  
Der aufbauorganisatorische Impuls der Vorperiode wurde also noch über den Wahl-
kampf hinweggetragen. Insbesondere zeigte man sich stolz über die organisationspoli-
tisch geschaffenen Weichenstellungen. Als es dann aber um die Planung der neuen or-
ganisationspolitischen Agenda ging, verblasste der dynamische Prozess im Verlauf der 
Periode zugunsten anderer Themen. Das Regierungsprogramm gibt hierauf erste Hin-
weise. Zwar änderten sich die Absichten hinsichtlich integrationspolitischer Inhalte 
kaum, weil man den bisherigen Weg als Erfolgsrezept erachtete; vermutlich im Strudel 
neuer Schwerpunkte und tagespolitischer Impulse wich man aber in Bezug auf die 
Struktur sichtbar zurück. Diese Entwicklung muss jedoch auch vor dem Hintergrund 
gesehen werden, dass man sich nach einer Phase des radikalen Umbruchs bereits auf 
einem sehr hohen Aufmerksamkeits- und Strukturniveau befand.  
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Kettenglieder III, IV und V: Da nun die Ressorts in der Hand einer einzigen Partei waren 
und das Amt des Landesvorsitzenden von Koch in Personalunion mit dem Ministerprä-
sidentenamt geführt wurde, trat umso deutlicher hervor, dass die großen Weichenstel-
lungen stark vom Ministerpräsidenten bestimmt wurden. So bemerken Neumann und 
Schmid (2008: 129): „Bei der Umsetzung von Reformen fällt auf, dass Koch im Kreise 
seiner Minister kaum als Teamplayer agierte, sondern schon mal in Ministerien ‚rein-
regierte‘.“ Koch machte von seiner Richtlinienkompetenz merklich Gebrach. Mit Beru-
fung auf den Koch-Biographen Hajo Schumacher (2004: 221) stellen auch Klecha et al. 
(2008: 304) fest: „Als Regierungschef führte er sein Kabinett straff, wollte über sämtliche 
Geschehnisse seiner Minister im Bilde sein, um gegebenenfalls zu korrigieren, zu er-
gänzen oder das jeweilige Thema zu seiner Chefsache zu machen. Besonders bei wirt-
schaftspolitischen Fragen übte er über die Staatskanzlei Druck auf die einzelnen Mini-
sterien aus.“  
Kochs Aufmerksamkeitsentwicklung in Bezug auf Migrations- und Integrationspolitik 
verlief indes ähnlich der seiner Partei. Der politikfeldbezogene Themenblock nahm nun 
weitaus weniger Raum in seiner Regierungserklärung (Koch 2003) ein. In der Erklärung 
präsentierte er zunächst die Ergebnisse der organisatorischen Umstrukturierungen im 
Feld. Den Hauptteil des Textabschnitts widmete er sodann dem Thema, das im Wahl-
programm bereits prominent diskutiert wurde: ‚Bildung und Sprache‘. Im letzten der 
vier Redeabschnitte zum Politikfeld kehrte er wieder zur Rückschau auf vergangene Or-
ganisationsveränderungen zurück, indem er auf die Ernennung des Aussiedlerbeauf-
tragten zu sprechen kam. Zwar sei Rudolf Friedrich in der kommenden Periode nicht 
mehr Landtagsabgeordneter; trotzdem werde er das Amt an sonderorganisierter Stelle 
für die Landesregierung weiterführen (ebd.: 29). Im Amt blieben indes auch die Minis-
ter Volker Bouffier und Silke Lautenschläger.  
Während die Pläne zur aufbauorganisatorischen Umgestaltung von Aufgaben des Poli-
tikfelds also schon kurz nach der Wahl 2003 ihren maximalen Amplitudenausschlag 
überschritten hatten, festigte sich das Modell des linienintegrierten Ausländerbeauftrag-
ten als Konstante im Zeitverlauf. Im November 2001 löste Dr. Hans-Achim Michna die 
BEF-Angestellte Maria Terzopoulou in dieser Funktion ab (Michna 2008b: 29). Zuvor 
war das BEF für denjenigen Aufgabenkreis zuständig, der nun in Gestalt des Auslän-
derbeauftragten mit veränderter Perspektive in eine neue Organisationsform gegossen 
wurde. Im Gegensatz zu Berufungsvorgängen in manch anderen Bundesländern, die 
nicht selten mit politischen und medialen Großereignissen einhergingen, verlief die 
Umwandlung in Hessen geräuschloser. Dazu passt auch die Begründung zur Verortung 
in der Linie: Nicht die Öffentlichkeitswirksamkeit und die politische Kontrollfunktion 
eines außenstehenden Politikers oder einer anderen Person des öffentlichen Lebens 
standen im Vordergrund, sondern die Informations- und Ombudsfunktion. „Wir hatten 
das immer so verstanden“, so Amtsinhaber Michna (Q 2014), „dass das immer jemand 
in Linie ist, was auch teilweise von anderen kritisiert wurde. Wir haben das in Hessen 
auch als Angebot einer Dienstleistung gemacht, dass Menschen sich an mich wenden 
können. Das ist ja bei einer obersten Landesbehörde nicht üblich. Wir machen ja hier 
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eigentlich keine Einzelfallberatung. Aber gerade in dem Bereich – meine Kontaktdaten 
stehen ja auch im Internet […] – rufen mich die Menschen an oder schicken mir Mails 
und wir versuchen dann zu helfen. Das ist also auch ein Schwerpunkt dieser Arbeit.“  
Gemäß vierjährig getaktetem Wahlmodus waren für 2008 Neuwahlen angesetzt. Zu ei-
ner Regierungsbildung kam es aber nicht, da sich die Fraktionen des neuen Landtags 
nicht auf eine mehrheitsfähige Zusammenarbeit einigen konnten. Die Spitzenkandida-
tin der Sozialdemokraten, Andrea Ypsilanti, strebte entgegen ihrer Ankündigung im 
Wahlkampf eine rot-grüne Minderheitsregierung an, die von den Linken toleriert wer-
den sollte. Parteiinterne Differenzen (von Bebenburg 2008) verhinderten das Zustande-
kommen einer derartigen Kombination. Die CDU-Regierung blieb deshalb kommissa-
risch im Amt. Zu größeren Umbauten der Strukturen kam es in dieser Zeit in Anbe-
tracht auf erneut bevorstehende Neuwahlen nicht mehr.  
 
6.3.3.2 Datenkomprimierung und Erklärung mittels Modell 
Die Gewohnheitshypothese kann mit Abstrichen für diese Fallgruppe bestätigt werden: 
Die damals im Politikfeld maßgeblichen Akteure blieben unverändert im Amt. Die In-
novationsdynamik war nach einer radikalen Umstrukturierung des Aufbaus in der Vor-
periode nach der Wahl 2003 abgedämpft. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die im 
Amt gebliebenen CDU-Akteure die organisationspolitische Arbeit der Vorperiode für 
erfolgreich abgeschlossen erachteten. Dies schraubte die Aufmerksamkeit im Zeitver-
lauf merklich zurück und führte schließlich auch zu einem leichten, aber merklichen 
Rückbau des Integrationsaufgabenbündels.  
Eine prozessanalytische Betrachtung kann über die Vorgänge noch detailreicher Auf-
schluss geben. (1) Die Freidemokraten verzichteten nach parteiinterner Diskussion 
(Schroeder, Albert und Neumann 2008: 40, Schiller 2008: 148, Munzinger 2006b) auf 
eine engere Zusammenarbeit mit den Christdemokraten, nachdem deren absolute 
Mehrheit im Parlament gesichert war. Die FDP hatte sowohl allgemein auf eine Verwal-
tungsneustrukturierung und -modernisierung gepocht als auch speziell der Umsetzung 
von integrationspolitischen Zielen der CDU Nachdruck verliehen. Dieser FDP-Einfluss-
faktor fiel nun weg. (2) Die Union sah ihrerseits mit Zufriedenheit auf den umgesetzten 
Strukturwandel zurück und wies deshalb im Wahlprogramm noch außerordentlich 
hohe Aufmerksamkeitswerte in Bezug auf das Politikfeld auf. Nach getaner Arbeit 
rückte die Integrationspolitik jedoch – ohne dass man die politische Grundausrichtung 
diesbezüglich veränderte hätte – schrittweise in den Hintergrund. Die Folge war, dass 
das Aufgabenbündel der vormals eigenständigen Integrationsabteilung in die Abteilung 
für Arbeit und Soziales eingegliedert wurde.  
(3) In Bouffiers Ressort änderte sich nichts Grundlegendes. Lediglich das Staatsange-
hörigkeitsrecht tauchte nicht mehr unter den Hauptaufgaben von Referat II A 2 auf. 
Dies hatte jedoch weniger mit Zuordnungsgründen zu tun als vielmehr mit Benen-
nungsgründen infolge einer – für das Politikfeld kaum relevanten – Neugruppierung 
der Abteilungen. (4) Jene Neugruppierung hatte indes im Sozialministerium weitrei-
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chendere Auswirkungen. Dadurch, dass ‚Integration‘ unter rückläufigen Aufmerksam-
keitswerten litt, war die kleine Integrationsabteilung die erste, die der Neustrukturie-
rung zum Opfer fiel.  
(5) Unverändert blieb indes die Verortung der beiden Beauftragten. (5a) Zum Aussied-
lerbeauftragten wurde der bisherige Posteninhaber Friedrich wiederernannt, dessen 
Amt an sonderorganisierter Stelle im Sozialministerium angesiedelt blieb. (5b) Das Amt 
des Ausländerbeauftragten wurde schon im November 2001 ins Leben gerufen, als Mi-
chna vom Ministerinnenbüro in die Fachabteilung wechselte. Seinen Posten beließ man 
auch infolge der Wahl 2003 in dieser Aufbaueinbettung.  
(6) Der von SPD und Grünen ausgehandelte Koalitionsvertrag nach den Wahlen 2008 
entfaltete nie Wirkung. Da die CDU nach der gescheiterten rot-grünen Regierungsbil-
dung nur kommissarisch die Amtsgeschäfte weiterführte und Neuwahlen absehbar wa-
ren, wurden keine Reorganisationsanstrengungen in dieser Zeit unternommen. In der 
Gesamtzusammenschau aller betrachteten Delegationsbeziehungen ergibt sich deshalb 
folgende Tabelle:  
 
Abbildung 6.3.6: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Hessen 2003-2009 
 
Eigene Darstellung. 
 
6.3.4 Fallgruppe Hessen 2009-2013 
Noch kurz vor Ende des Untersuchungszeitraums fanden im Spätherbst 2013 Neuwah-
len statt, welche die erste schwarz-grüne Regierungskonstellation in einem großen Flä-
chenland hervorbrachte. Aufbaustrukturelle Wirkung entfaltete diese jedoch erst mit 
deren Amtsantritt im Januar 2014, also außerhalb des Untersuchungszeitraums. Die 
vierte hessische Fallgruppe umspannt also den Zeitraum der bürgerlichen Koalitionsre-
gierung von 2009 bis Ende 2013.  
Im Vergleich zwischen den vier hessischen Fallgruppen liegt hier das reichhaltigste Da-
tenmaterial vor. Dies half insbesondere dabei, die Ziele von Parteien und Individualak-
teuren infolge der missglückten Regierungsbildungsversuche 2008 detailgetreu nach-
zuzeichnen. So betonten sowohl die Christdemokraten als auch die Freidemokraten In-
tegrationspolitik stark in ihren Programmen. Hinsichtlich der horizontalen Verortung 
setzte sich schließlich die FDP durch. Begünstigend wirkten hier insbesondere das gute 
Ergebnis der Liberalen bei den Wahlen und die öffentlichkeitswirksame Positionierung 
des Spitzenkandidaten Hahn in Fragen der Integration.  
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Während es Koch nicht mehr rechtzeitig bewerkstelligen konnte, den Fokus seiner Po-
sitionierung in der öffentlichen Wahrnehmung von migrations- auf integrationspoliti-
sche Themen zu lenken, feilte Hahn schon in den Vorjahren erfolgreich daran, dem 
Wahlvolk eine entsprechende Schwerpunktsetzung zu signalisieren. Als Querschnitts-
thema wurde Integrationspolitik alsdann im Portfolio des stellvertretenden Ministerprä-
sidenten Hahn untergebracht. Dieser baute das Aufgabenbündel (wieder) zu einer ei-
genständigen Abteilung aus. Zudem stockte Abteilungsleiter Kindermann auf Hahns 
Geheiß die Personalressourcen des Bereichs deutlich auf.  
Die allgemeine Aussiedlerpolitik blieb weiterhin linienorganisiert und das Beauftrag-
tenamt für Heimatvertriebene und Spätaussiedler sonderorganisiert. Beide Aufgaben-
bündel beließ man im Sozialressort. Man betonte hier, dass es einerseits zwar integrati-
onspolitische Aufgaben gäbe, die aussiedlerpolitische Themen berührten, andererseits 
aber kulturelle Aspekte der Aussiedlerpolitik wenig mit der Politik bezüglich anderer 
Migrantengruppen gemein hätten.  
Als 2010 Bouffier das Ministerpräsidentenamt von Koch übernahm, wartete der vorma-
lige Innenminister mit einem funktionsbedingten Zielwechsel auf: Statt sich wie bisher 
als Innenminister migrations- und sicherheitspolitischer Aspekte des Politikfelds anzu-
nehmen, legte er fortan als Landesvater den Fokus auf Integration. Allerdings hatten die 
Freidemokraten das Teilpolitikfeld seit der Wahl bereits fest im Griff. Auch zeigte sich 
Bouffier mit Hahns Integrationspolitik sehr zufrieden. Innerhalb der Legislaturperiode 
eine fraktionsübergreifende Veränderung des Ressortzuschnitts vorzunehmen wäre oh-
nehin schwierig gewesen, da es auf FDP-Seite keine Anreize dazu gab.  
6.3.4.1 Deskription der unabhängigen Variablen und Prozessanalyse 
Bevor eine Detailanalyse der Beziehungen zwischen den einzelnen Gliedern der Dele-
gationskette stattfinden kann, werden zunächst die potentiell relevanten Akteure der 
Fallgruppe benannt, deren Position in der Delegationskette angegeben und deren Ziele 
erläutert oder abgeschätzt.  
Nach fast einem Jahr kommissarischer Regierungsführung des Koch-Kabinetts brachte 
die Neuwahl 2009 eine bürgerliche Koalition aus CDU und FDP hervor. Als FDP-Pen-
dant wurde dem Ministerpräsident Koch Jörg-Uwe Hahn als Stellvertreter gegenüber-
gestellt. Hahns Portfolio umfasste neben der Justiz und dem Europabereich zusätzlich 
die Zuständigkeit für Integration. Trotzdem verloren sowohl das Innen- als auch das 
Sozialministerium nicht vollständig an Relevanz in migrations- und integrationspoliti-
schen Fragen. Während Bouffier zunächst Innenressortchef blieb, vollzog sich im So-
zialministerium ein personeller Wechsel. Lautenschläger übernahm das Umweltminis-
terium und übergab die Hausleitung ihres bisherigen Ressorts an den vormaligen Jus-
tiz- und Kultusminister Jürgen Banzer.  
Der langjährige Aussiedlerbeauftragte Friedrich zog sich aus der aktiven Landespolitik 
zurück. Zu seiner Nachfolgerin wurde die ehemalige Landtagsabgeordnete Margarete 
Ziegler-Raschdorf bestimmt. Die Büroleitung verblieb bei Georg Unkelbach, der bereits 
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für Friedrich tätig war. In der Linie zeichnete weiterhin Udo Röther für den komple-
mentären Teil der aussiedlerbezogenen Aufgaben verantwortlich. Trotz eines horizon-
talen Wechsels führte die Stammbelegschaft des Integrationsaufgabenbündels aus dem 
Sozialministerium ihre Arbeit im neu zugeschnittenen Justizministerium fort. Im 
Laufe der Regierungsperiode wurde der Personalstand um ein Vielfaches aufgestockt.  
Im Verlauf des Fallgruppenzeitraums kündigte Roland Koch überraschend seinen 
Rückzug aus der Politik an. Damit verbunden war auch die Niederlegung des Minister-
präsidentenamts noch während der Legislaturperiode. Nachdem Silke Lautenschläger 
auf Ansprüche auf das höchste hessische Staatsamt verzichtet hatte und sich ebenfalls 
aus der Landespolitik zurückzog, rückte Kochs Wunschnachfolger Volker Bouffier in 
das Ministerpräsidentenamt vor. Der bisherige parlamentarische Staatssekretär Boris 
Rhein trat wiederum Bouffiers Nachfolge an. Jürgen Banzer gehörte dem neuen Kabi-
nett nicht mehr an. Kochs Staatskanzleichef Steffan Grüttner nahm auf dem Minister-
sessel des Sozialressorts Platz. Infolge des Koch-Rückzugs drehte sich also das Perso-
nalkarussell noch während der laufenden Regierungsperiode an vielen wichtigen Stel-
len merklich. Betroffen waren dabei auch die Positionen einiger migrations- und integ-
rationspolitisch relevanter Exekutivpolitiker.  
 
Kettenglied I: Die Zielanalyse für die Union im Wahlkampf 2009 muss vor dem Hinter-
grund der Sondersituation in Hessen nach der gescheiterten Regierungsbildung im 
Vorjahr gesehen werden. Die CDU entschied sich dafür, kein komplett neues Wahlpro-
gramm zu erstellen, sondern in einem kürzeren Text bestimmte Themenschwerpunkte 
herauszugreifen. Im Programm von 2009 heißt es entsprechend in der Präambel, dass 
die Inhalte aus dem vorangegangenen Wahlkampf weiterhin Bestand hätten. Die text-
basierte Zielanalyse muss also beide Programme umfassen: das von 2008 und das von 
2009.  
Wieder ist im Programm von 2008 eine horizontale Dreigliederung des Politikfelds er-
kennbar. Die Aussiedlerpolitik schließt sich zwar dem konzentrierten Textteil zur In-
tegrationspolitik direkt an, ist aber gliederungstechnisch von diesem getrennt. Wie 
schon in der Vorperiode wurde auch hier die Wiederberufung eines Aussiedlerbeauf-
tragten angekündigt. Integrationspolitische Ziele im Hinblick auf die Gruppe der Aus-
siedler stehen dabei nicht im Vordergrund. Vielmehr prägen kulturelle Aspekte den 
Textabschnitt zu Heimatvertriebenen und Spätaussiedlern. Die dominierenden The-
men im konzentrierten Textteil zur Integrationspolitik sind Bildung und Spracherwerb. 
Der Cluster zu sicherheitspolitischen Themen fällt diesmal weit weniger umfänglich 
aus als noch vor vier Jahren. Asylpolitische Gegenstände werden dabei völlig ausgespart. 
Durch die Dreigliederung im CDU-Programm zeichnet sich auch hier wieder eine auf-
bauorganisatorische Trennung zwischen zuwanderungs-, integrations- und aussiedler-
bezogenen Aufgaben in der Ministerialverwaltung ab. Die Indikatoren zur Ermittlung 
der vertikalen Aufmerksamkeitsdimension schreiben die Entwicklung seit der Vorstel-
lung der Regierungsagenda 2003 fort: Mit 3,8% Textanteil und einem hierarchischen 
Stellenwert von 2,78% sind die Werte deutlich niedriger als noch im Wahlkampf 2003. 
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Genau entgegengesetzte Aufmerksamkeitswerte erhält man bei der Analyse des Wahl-
aufrufs von 2009. Doch hier ist Vorsicht geboten: Dieser umfasst nur knapp über 4000 
Wörter. Besonders im Hinblick auf die kurzgeratene Textgrundlage darf der Aufruf nur 
mit äußerster Vorsicht mit denselben standardisierten Messinstrumenten untersucht 
und interpretiert werden, die für reguläre Programme verwendet werden. Wie beispiels-
weise zu erwarten war, ist der Streuwert mit insgesamt 3 Beobachtungen aufgrund der 
Kürze des Texts sehr niedrig. Dennoch ist die Art und Weise des Auftretens migrations- 
und integrationspolitischer Inhalte bezeichnend. So wurden diesmal asyl- und zuwan-
derungsbezogene Themen sowie Verknüpfungen zur Inneren Sicherheit völlig wegge-
lassen. Zudem verzichtete man auf die Erwähnung von Aussiedlerpolitik. Von der klas-
sischen Dreigliederung der vergangenen 10 Jahre ist nichts mehr beobachtbar. Den kon-
zentrierten Textteil zur Integrationspolitik siedelte man als einen von neun Hauptglie-
derungspunkten – also mit einem hierarchischen Stellenwert von 11,11% – sehr promi-
nent an. Dominierend sind dort die querliegenden Politikfelder ‚Partizipation‘ und 
‚Spracherwerb/Bildung‘. Der zweite Grobindikator zur Abschätzung der Aufmerksam-
keit gegenüber ‚Migration und Integration‘ blieb mit 6,0% Textanteilswert ebenso au-
ßerordentlich hoch.  
Die Frage ist, inwieweit dieser Text – unabhängig davon, ob man diesen als außerge-
wöhnlich langen Wahlaufruf oder außerordentlich kurzes Programm versteht – Aussa-
gen über die Zielsetzung im Wahlkampf von 2009 treffen kann. Zu berücksichtigen ist 
hier der Entstehungskontext. Man stand bei der Abfassung des Texts für 2009 noch im-
mer unter dem Eindruck des misslungenen Griffs nach erneuter Regierungsverantwor-
tung im Jahr 2008. Damals hielt man sich im Programmtext noch stärker als 2003 und 
1999 mit zuwanderungs- und asylkritischen Äußerungen zurück; Koch vermittelte je-
doch im Wahlkampf mit verschiedenen Beiträgen zum öffentlichen Diskurs den Ein-
druck einer sehr restriktiven Ausrichtung in asyl- und zuwanderungspolitischen Fragen 
(vgl. Greven 2007). Bei der Wahlnachlese hatte man diese Ausrichtung bei der Wähler-
anwerbung als ungünstige Positionierung identifiziert (Schissler 2008: 72f, Schroeder, 
Albert und Neumann 2008: 28f, 37, Neumann und Schmid 2008: 135). Als Konsequenz 
hat man deshalb bei der Suche nach geeigneten Schwerpunkten für den Wahlkampf 
2009 asyl- und zuwanderungspolitische Themen zugunsten der Integrationspolitik hint-
angestellt.  
Die inhaltliche und organisationspolitische Positionierung der CDU im Wahlkampf im 
Hinblick auf migrations- und integrationspolitische Themen ist also im Zusammen-
spiel des umfassenden Programms von 2008 und der Schwerpunktsetzung des Kurz-
programms 2009 zu sehen. Diese Schwerpunktsetzung 2009 ist nicht zuletzt als Adjus-
tierung des weiterhin gültigen Texts vom Vorjahr zu sehen. Grundlage dieser Korrek-
turmaßnahmen seien begangene Fehler der Union gewesen. Daraus habe man gelernt 
und in den zurückliegenden Monaten gezeigt, dass man Konsequenzen aus dem letzten 
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Wahlergebnis gezogen hätte: „Dies hat zu Korrekturen in unserer politischen Arbeit ge-
führt, an denen wir festhalten werden.“ (Code-Abschnitt 5182).  
 
Abbildung 6.3.7: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung in den Programmtexten der CDU jeweils 2008 
und 2009, der FDP für beide Wahlkämpfe sowie des Koalitionsaushandlungsgremiums (Koa) in Hessen 
2008/2009 
 
Eigene Darstellung. 
 
Die Freidemokraten entschieden sich dafür, nach dem Motto ‚Unser Wort gilt‘ mit der-
selben Programmatik wie im Vorjahr in den Wahlkampf 2009 zu ziehen. Kennzeich-
nend für das Programm ist die geringe Streuung darin. Die insgesamt nur 5 Beobach-
tungen außerhalb des konzentrierten Textteils stellen überwiegend nur Erwähnungen 
von bestimmten Migrantengruppen in verschiedenen Zusammenhängen dar. So tau-
chen Beobachtungen beispielsweise in Verbindung mit der Integrationsförderung von 
Sport oder mit Sprachförderunterricht auf.  
Obwohl der größte Textbaustein in der Gliederungshierarchie nur auf der zweithöchs-
ten Ebene steht und sich der vertikale Stellenwert mit 3,33% vergleichsweise nur im 
oberen Drittel befindet, handelt es sich hier um einen hochkonzentrierten und ausführ-
lichen Abschnitt zur Integrationspolitik. Der Länge des Gliederungspunkts geschuldet, 
ist dieser wiederum in einzelne Sinnabschnitte unterteilt worden, die verschiedene Per-
spektiven (z.B. Querschnittscharakter), Aspekte (z.B. nachholende Integration) und 
querliegende Politikfelder (z.B. Bildung, Arbeit oder Partizipation) zur Integration auf-
zeigen. Einer dieser Sinnabschnitte beschäftigt sich gar gesondert mit der organisati-
onspolitischen Verortung des Integrationsaufgabenbündels. Als Vorbild sollte hier das 
nordrhein-westfälische Modell von Armin Laschet dienen: „Im Jahre 2005 hat die CDU-
/FDP-Regierungskoalition in Nordrhein-Westfalen mit der Schaffung des ersten Integ-
rationsministeriums in Deutschland einen zukunftsweisenden Schritt getan und die 
Gesamtverantwortung für die Querschnittsaufaufgabe Integration bewusst und erfolg-
reich in einem eigenständigen Ressort gebündelt und verankert. Dabei wurde wegen 
des engen Zusammenhanges zwischen den beiden großen gesellschaftspolitischen 
Herausforderungen ‚Integration‘ und ‚demografischer Wandel‘ auch die Verantwor-
tung für das Zusammenleben der Generationen und die Belange von Kindern, Jugend-
lichen, Familien, Senioren und Frauen konsequenterweise diesem Ministerium zuge-
ordnet. Dies geschah wohl wissend, dass der Zusammenhalt der Generationen und das 
 
182 Die Ausdrucksweise im Programm ist hier – auch im Kontext gesehen – leicht missverständlich: 
Man wollte wohl eher ausdrücken, grundsätzlich am programmatischen Kurs unter Berücksichtigung 
der Korrekturen festzuhalten und nicht vornehmlich an der Einhaltung der Korrekturen.  
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Gelingen der Integration für die Existenz unserer Gesellschaft überlebenswichtig sein 
werden. Nicht anders stellt sich die Sachlage in Hessen dar, wobei der Anteil an integ-
rationsrelevanten Zuwanderern an der Gesamtbevölkerung sogar noch deutlich den 
Nordrhein-Westfalens übertrifft. Es ist daher nur folgerichtig, auch in Hessen der über-
ragenden gesellschaftlichen Bedeutung einer erfolgreichen Integration gerecht zu wer-
den und ein eigenständiges Integrationsministerium mit vergleichbaren Zuständigkei-
ten zu schaffen.“ (Code-Abschnitte 1489-1493). Aus diesem Textbaustein erschließt sich 
der freidemokratische Plan sowohl zur horizontalen als auch zur vertikalen Ansiedlung 
des Politikfelds im Aufbau. Erstens sieht man eine hohe Affinität zur Generationen- und 
Demographiepolitik. Zweitens kündigten die Liberalen für den Fall einer Regierungsbe-
teiligung eine hierarchische Aufwertung an. Eine genauere Betrachtung erfordert die 
Formulierung ‚eigenständiges Integrationsministerium‘: Auch in Nordrhein-Westfalen 
handelte es sich nicht um ein eigenständiges Integrationsministerium, sondern um 
eine eigenständige Verortung des Aufgabenbündels im Aufbau von Laschets Patch-
work-Ministerium. So sollte die missverständliche Formulierung im Programmtext der 
hessischen Liberalen wohl auch eher den Eigenständigkeitscharakter des Politikfelds im 
Aufbau eines Ministeriums in Verbindung mit einer vertikalen Aufwertung verdeutli-
chen.  
Während die Integrationspolitik im Vordergrund steht, wird auf die Erwähnung von 
Asylpolitik verzichtet. Ebenso tritt die Zuwanderungspolitik stärker als üblich in den 
Hintergrund. Ein deutlicher Unterschied zwischen CDU und FDP fällt in der Aussied-
lerpolitik auf. Während die Union Aussiedler in Zusammenhang mit der Gruppe der 
Heimatvertriebenen als ‚Deutsche‘ begreift und dabei eine starke Gruppenunterschei-
dung zwischen Aussiedlern einerseits und anderen Menschen mit Migrationshinter-
grund andererseits vornimmt, betonen die Liberalen in ihrem Programm, dass Aussied-
ler eindeutig Teil der Gesamtgruppe der Migranten sind. „Zuwanderer nach unserem 
Verständnis sind dabei nicht nur diejenigen Migranten, die dauerhaft in Deutschland 
bleiben wollen und ihre Nachfahren (Personen mit Migrationshintergrund), sondern 
auch die (Spät-)Aussiedler, die zwar nach ihrem Rechtsstatus Deutsche sind, de facto 
aber wie auch andere Zuwanderer ähnliche Integrationsprobleme haben.“ (Code-Ab-
schnitt 1435). Damit hatten sich die Liberalen merklich gegen die Tradition der Union 
positioniert. 
Der Gesamttextanteil migrations- und integrationspolitischer Inhalte im Programm er-
reicht unter Berücksichtigung der Gesamtwortanzahl von knapp 60.000 Wörtern einen 
sehr beachtlichen183 Wert von 4,5% und liegt damit messbar über dem Wert des regulä-
ren CDU-Programms von 3,8%. Während Asylpolitik fehlt und zuwanderungs- und si-
cherheitspolitische Themen eher in den Hintergrund treten, wird ‚Integration‘ ausführ-
lich aus mehreren Blickwinkeln querliegender Politikfelder beleuchtet. Die Gruppe der 
183 Mit Blick über das Parteiprogramm hinaus auf andere Instrumente des öffentlichkeitswirksamen 
Wahlkampfs sei die Partei – im Gegensatz zur Person Hahn – mit relativ weniger Gewicht auf Integrati-
onspolitik aufgetreten, so Schiller (2008: 156).  
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Aussiedler geht für die Liberalen in der Gesamtgruppe der Menschen mit Migrations-
hintergrund auf. Zu untersuchen ist in einem nächsten Schritt, was aus programmati-
schen Reibungen und Gemeinsamkeiten in der Koalitionsaushandlung wurde. 
 
Kettenglied II und III: Maßgebliche Aushändler der großen Weichenstellungen seien je-
weils die Parteiführer der Fraktionen gewesen: Hahn (Q 2014) spricht davon, dass Ro-
land Koch und er „die Koalition vereinbart“ hätten184. Aufgrund dieser Nähe von Ket-
tenglied II und III erscheint es deshalb sinnvoll, das Aushandlungsgremium als Platt-
form ausgewählter Parteiabgesandter und das Führungsduo aus Ministerpräsident 
Koch und Stellvertreter Hahn gemeinsam zu behandeln.  
Zunächst sollen die Interessenkonstellationen und Verhandlungspositionen zwischen 
den Parteien betrachtet werden: Die FDP kam infolge der Wahlen von 2009 nicht nur 
erneut in Regierungsverantwortung, sondern konnte ihren Einfluss auf die Geschicke 
der Koalition bedeutend ausbauen (Q Hahn 2014). Mit insgesamt 30,3% Anteil an der 
Sitzanzahl der Regierungsfraktionen im Parlament gelang es den Liberalen, ihr Ver-
handlungspotential gegenüber der Union im Vergleich zur Periode von 1999 bis 2003 
wesentlich zu stärken. Zieht man zunächst ausschließlich die Programmatik der Par-
teien zurate, hätte für die Liberalen kein Anlass bestanden, ihr neugewonnenes Gewicht 
bei Verhandlungen im Bereich des Politikfelds einzusetzen. Man stand sich zumindest 
hinsichtlich der Aufmerksamkeit gegenüber dem Gesamtfeld und der Schwerpunktle-
gung auf ‚Integration‘ nicht entgegen. Konsequent weist die Koalitionsvereinbarung 
hohe Aufmerksamkeitsschätzwerte auf: einen Gesamttextanteil und einen hierarchi-
schen Stellenwert in der Gliederung der Vereinbarung von jeweils ca. 5,8%.  
Erwartungsgemäß findet sich auch eine Hervorhebung des Teilgebiets ‚Integration‘ im 
Text, aus welcher sich gleichzeitig auch der konzentrierte Textteil konstituiert. Im Vor-
dergrund integrationspolitischer Maßnahmen stehen Bildung und Spracherwerb. Auch 
wenn die Freidemokraten aussiedlerpolitisch eine andere Auffassung als die Union ver-
traten, tat man sich nicht schwer, den Christdemokraten den Bestand des bisherigen 
Beauftragtenamts zuzugestehen (Q Hahn 2014) und dies in der Vereinbarung festzu-
halten (Code-Abschnitt 867). Zuwanderungspolitische Themen werden lediglich im Zu-
sammenhang mit der Neubesetzung der Härtefallkommission und in Form einer Be-
obachtung vom Typ 1 zum Thema Fachkräftemangel angesprochen. Eine kleinere Be-
obachtung findet sich noch zur Inneren Sicherheit und eine weitere zu migrationspoli-
tischen Entscheidungen auf EU-Ebene. Das große Thema heißt also ‚Integration‘. Das 
in den 90ern noch akutere Thema Asyl war vorerst aus dem Themenportfolio – vor allem 
aber nicht nur – der Bürgerlichen verschwunden.  
 
184 Auch sonst zeugen mehrere Formulierungen Hahns davon, dass Vieles zwischen Ministerpräsident 
und Stellvertreter vereinbart wurde. So z.B. auch „Die Arbeitsvereinbarung in der Landesregierung ab 
2009 zwischen Roland Koch und mir und später zwischen Volker Bouffier und mir war gewesen …“ (Q 
Hahn 2014). Auch sei der Wechsel von Abteilungsleiter Kindermann aus dem Sozial- ins Justizressort 
eine „nicht schriftlich fixierte Vereinbarung zwischen Roland Koch und mir gewesen.“ Hahn verweist 
zudem darauf, dass sowohl Koch als auch Hahn zu diesem Zeitpunkt Landesparteivorsitzende waren 
(ebd.).  
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Fest steht also, dass beide Parteien eine (Wieder-)Aufwertung und einen Ausbau integ-
rationsbezogener Aufgaben anstrebten. Um jedoch die Ansiedlungsveränderungen 
nach dem Regierungswechsel gänzlich zu verstehen, ist es wichtig, die Verhaltensmus-
ter und Ziele der beiden Verhandlungsführer zu verstehen.  
Zur Erinnerung: Noch im Jahr 1999 war die umstrittene Unterschriftenaktion Kochs 
mit den beiden Komponenten einer restriktiven Migrations- und einer progressiven In-
tegrationspolitik der Auslöser für eine radikale Kehrtwende bei der Ausgestaltung mig-
rations- und integrationspolitischer Aufgaben. Die FDP trat damals als nachdrücklich 
begleitende Kraft der Umstrukturierung im integrationspolitischen Bereich auf. Gemes-
sen an und überflügelt von Kochs Themenbesetzung trat damals die Aufmerksamkeit 
Hahns185 – relativ gesehen – kaum öffentlichkeitswirksam hervor. Ganz anders verhielt 
es sich in den Jahren vor der Jahrtausendwende. So fiel Koch in der öffentlichen Wahr-
nehmung nur noch vereinzelt (z.B. Spiegel 2005) mit Integrationsthemen auf. Vielmehr 
betonte er die zweite, eher ordnungspolitisch verortete Komponente – nämlich eine rest-
riktive Politik gegenüber straffälligen Ausländern und Asylsuchenden – deutlich stär-
ker.  
Dies hatte „schlagzeilenträchtige Debatten“ (Munzinger 2014i) im Wahlkampf von 2008 
zur Folge. Während manche ihm in politischen Kommentaren und Kolumnenbeiträgen 
gar Ausländerfeindlichkeit vorwarfen (Baspinar 2009, Gareis 2007, Greven 2007) kom-
mentierte man die Kampagnenstrategie als unsensibel (NTV 2008). Hahn attestierte 
dem CDU-Ministerpräsidenten „eine erkennbare Lust, sich derartige Themen zu su-
chen […]. ‚Aber Roland Koch ist seit fast neun Jahren Ministerpräsident – mit seiner 
Mahnung kritisiert er auch seine eigene Integrationspolitik.‘“ (Welt 2007b). Zum geflü-
gelten Begriff dieser Tage wurde Frank-Walter Steinmeiers Beurteilung von Kochs Stra-
tegie als „brutalstmöglicher Populismus“ (ebd.) in Anspielung auf die Wortwahl Kochs 
im Zusammenhang mit der Aufklärung der CDU-Spendenaffäre einige Jahre zuvor. 
Koch selbst äußerte sich im Zuge einer Reflexion des Wahlkampfverlaufs von 2008 und 
des Wahlausgangs in der Frankfurter Allgemeinen (Koch 2008): „Dass ich Teile der 
Wähler, die der Union zugeneigt sind, irritiert habe, weil sie glauben konnten, dass ein 
Thema nur zu Wahlkampfzwecken genutzt wurde, hat mir persönlich geschadet, und 
es hat auch der CDU geschadet“. In breiter Übereinstimmung hatten Presse (z.B. Spie-
gel 2008, Süddeutsche 2010b, Munzinger 2014i) und Wissenschaft (Schissler 2008: 72f 
oder Schroeder, Albert und Neumann 2008: 28f, 37, Neumann und Schmid 2008: 135) 
diese Einschätzung bestätigt.  
Zwar habe sich Koch für die Kampagne 2009 „ein neues Image verpasst“ (Gareis 2007, 
vgl. auch Schroeder, Albert und Neumann 2008: 34); die glaubwürdige Darstellung einer 
radikalen Schwerpunktverlagerung von innenpolitischen Themen hin zum ausgewoge-
nen Dualismus von restriktiver Ordnungs- und progressiver Integrationspolitik gelang 
ihm angesichts der Schlagzeilen vorangegangener Jahre jedoch nicht mehr. Dies lag 
185 Vgl. dazu die spärliche Aufmerksamkeit gegenüber Integrationspolitik in den direkten Kommenta-
ren zu Kochs Regierungserklärungen (Hahn 1999, Hahn 2003). 
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mitunter auch daran, dass bereits ein anderer Akteur glaubhaft auf das Integrations-
thema besetzt hatte: Jörg-Uwe Hahn von der FDP. Schon im Wahlkampf hatte Hahn 
sein Feld abgesteckt (Q Michna 2014, von Bebenburg 2011). Als innenpolitischer Spre-
cher einer bürgerrechtlich orientierten Partei sei Hahn schon Ende der 80er Jahre in der 
Regierungsperiode Wallmann/Gerhardt mit dem Bereich ‚Integration und Ausländer‘ 
in Berührung gekommen (Q Hahn 2014). Auch war er in die Aushandlung migrations- 
und integrationspolitischer Themen in die Koalitionsverhandlungen von 1999 involviert 
gewesen.  
 
Abgesehen von dieser höchst unterschiedlichen Selbstpräsentation beider Politiker in 
der Öffentlichkeit zum Themenfeld der Migration und Integration war das Verhältnis 
zwischen Koch und Hahn von einer engen (Q Hahn 2014) und auch privaten (Munzin-
ger 2014j) Freundschaft geprägt. Einerseits habe man sich dadurch großes Vertrauen 
entgegenbringen können; andererseits seien beide von einer sehr rationalen Denkweise 
geprägt gewesen (Q Hahn 2014). Vor diesem Hintergrund muss die Verlagerung we-
sentlicher Absprachen auf das dritte Kettenglied gesehen werden. Zwar haben CDU und 
FDP die Bedingungen der Koalition verhandelt; die wichtigen Weichenstellungen fan-
den jedoch an der Stelle statt, an der im Aushandlungsgremium die größte Nähe be-
stand: nämlich zwischen den beiden Parteivorsitzenden.  
Aber nicht nur die freundschaftliche Verbundenheit von designiertem Ministerpräsi-
dent und Stellvertreter machten die Verhandlung unkomplizierter. Banzer (Q 2014) 
sieht darin, dass man bereits von 1999 bis 2003 miteinander zusammengearbeitet habe, 
einen großen Vorteil: „Und natürlich war zwischen CDU und FDP in der neuen Regie-
rung nicht über neue Paradigmen nachzudenken. Sondern: Die Grundübereinstim-
mung war da. Es ging eigentlich darum, wie die einzelnen Projekte, die die einzelnen 
Parteien im Wahlkampf und in der Wahlperiode davor als ihre Ziele formuliert haben, 
miteinander kompatibel gemacht werden konnten. […] Und es kommt immer sehr da-
rauf an: Ist es die Fortsetzung einer Koalition oder die ist es die Wiederaufnahme einer 
Koalition oder ist es die Neubegründung einer Koalition?“. Doch der geübte und ver-
traute Umgang mit dem jeweiligen Verhandlungspartner bedeutete nicht zwingend, 
dass immer Zielrichtungsgleichheit vorherrschte.  
Eine dieser Zielrichtungsungleichheiten deutete sich bereits in den Programmtexten 
der beiden Parteien an: Die Positionen in der grundsätzlichen Ausrichtung der Aussied-
lerpolitik stimmten nicht überein. Besonders unter dem Eindruck der schwarz-grünen 
Koalitionsverhandlungen vier Jahre später erinnert sich die Aussiedlerbeauftragte Zieg-
ler-Raschdorf (Q 2014) an die unterschiedlichen Ansichten zwischen Liberalen und 
Union in den Verhandlungen von 2009: Mit „der FDP waren die Verhandlungen schwie-
riger. Die waren 2009 eher zurückhaltend, als es darum ging, dass man wieder eine 
Beauftragte bestimmt. Überraschenderweise war das bei den Grünen jetzt anders, die 
[…] mehr Verständnis zeigten für die Wichtigkeit der Belange von Vertriebenen und 
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Spätaussiedlern.“186 Die Union habe ein starkes Interesse gehabt, die Zuständigkeit für 
Heimatvertriebene und Aussiedler erstens in einem CDU-Haus und zweitens gesondert 
von der Ausländerpolitik zu verorten, „weil das ja keine Ausländer sind“ (ebd.). Umge-
kehrt vertraten die Liberalen die Ansicht, dass Aussiedlerpolitik als integraler Teil der 
Integrationspolitik zu verstehen sei. Man einigte sich schließlich auf die Beibehaltung 
der Trennung von integrations- und kulturpolitischen Aufgaben. Im Hinblick darauf, 
dass dieser Punkt der Union sehr wichtig war, habe es Hahn (Q 2014) auch „nicht weiter 
gestört“, dass es dann eine Beauftragte gegeben habe. Entsprechend konnte Koch (2009) 
in seiner Regierungserklärung zu Beginn der neuen Amtsperiode verkünden, dass es 
auch in Zukunft eine(n) Landesbeauftragte(n) gäbe. Diese sei dann mehr für symbol-
trächtige Belange des kulturellen Aspekts und die Vernetzung verantwortlich gewesen; 
sowohl Arbeitsteilung als auch Zusammenarbeit seien dann auch fruchtbar verlaufen 
(Q Hahn 2014).  
Neben der Teilung aussiedlerbezogener Aufgaben handelte man noch eine weitaus um-
fassendere Änderung der Aufbaustruktur aus: die horizontale Verschiebung des integ-
rationspolitischen Aufgabenbündels. Hier ließ nun die CDU den Freidemokraten um 
Hahn den Vortritt. Ursprünglich beherbergte das vorher und nachher in Unionshand 
liegende Sozialministerium das konzentrierte Aufgabenbündel des Politikfelds. In die-
sem Zusammenhang mussten drei – voneinander nicht unabhängige – Ansiedlungsop-
tionen diskutiert werden: erstens inwieweit die Aushandelnden dem Bündel eine funkti-
onale Affinität zu anderen Aufgaben zuschrieben, zweitens ob das Bündel linienorgani-
siert bleiben sollte und drittens welchem Koalitionspartner es politisch zugesprochen 
werden sollte.  
Der Grundtenor unter den Befragten war, dass es sich vornehmlich um politische Mo-
tive der Kompetenzzuordnung handelte. Der Landesausländerbeauftragte betont im In-
terview: „2009 hat der FDP-Landesvorsitzende schon im Wahlkampf darauf Wert gelegt, 
dass er dafür zuständig wird. Und da er Justizminister wurde, ist das dann ins Justizmi-
nisterium gekommen.“ (Q Michna 2014). Das sei eine rein politische Entscheidung ge-
wesen (ebd.).  
Banzer (Q 2014) merkt an, dass man das mit Sicherheit auch sachlich begründen könne, 
aber: „Das war natürlich koalitionspolitisch begründet. Herr Hahn war der Spitzen-
mann der FDP und stellvertretender Ministerpräsident. Ich glaube, er hätte damals gern 
das Innenministerium gehabt. In den Diskussionen um die Ressortverteilung ist ihm 
das nicht gelungen, weil Bouffier da damals noch Innenminister war und in einer ent-
sprechend starken Position, sodass Herr Hahn das Justizministerium bekam. Und das 
wurde dann eben aufgewertet.“ Mit anderer Wortwahl schildert Hahn (Q 2014) Ähnli-
ches. Es sei klar gewesen, dass er das erste Zugriffsrecht auf einen Kabinettsposten 
hatte: „Und allen war damals auch klar gewesen: Der Hahn entscheidet sich für ‚Innen‘. 
Und damit habe ich Freund und Feind verwirrt, weil ich das nicht gemacht habe. Wa-
rum habe ich das nicht gemacht? Weil ich den damals schon seit 10 Jahren amtierenden 
186 Ähnliche Erkenntnisse zur sich wandelnden Position der Grünen finden sich auch für Niedersach-
sen in der Fallgruppe 2013 (u.a. aus dem Interview Q Polat 2015).  
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Hessischen Innenminister Volker Bouffier nicht aus dem Amt stoßen wollte. Also habe 
ich mich dann entschieden und gesagt: ‚Dann nehme ich das Justizressort‘.“ Dieses sei 
ebenso gut oder schlecht gewesen wie das Innenressort – damals aber noch nicht mit 
entsprechend vielen Kreativitätsbereichen ausgestattet gewesen. Insgesamt wurden der 
FDP – in annähernder Proportionalität zum Sitzanteil von ca. 30:70 – drei von zehn 
Ministerien zugesprochen.  
Darüber hinaus konnte Hahn zwei weitere Felder in seinen Verantwortungsbereich ho-
len. Während die Bundesangelegenheiten an den Regierungschef fielen, bekam Hahn 
als Stellvertreter im Gegenzug die Europaangelegenheiten. Welches andere Feld Hahn 
noch übernehmen würde, konnte man sich mit Blick auf die Themenbesetzung im Vor-
feld der Wahl erschließen. So forderte Hahn (Q 2014): „‚Und drittens, Roland: Ich ma-
che Integration.‘ Wir hatten darüber schon ein paar Male vorher gesprochen. Da gab es 
keine Diskussion drüber. Das war jetzt auch nicht frech: Ich wollte ja nicht die halbe 
Regierung haben …“. Dabei habe es „in keinster Weise überrascht“ (ebd.), dass Hahn 
das Integrationsaufgabenbündel ins Haus holte (vgl. auch Q Neutzner 2014, Q Michna 
2014). Rückschauend bemerkt Hahn: „Es gab nicht einen Einzigen – auch nicht unter 
den Journalisten –, wo es nicht hieß: ‚Ja, stimmt: das kann der‘.“ (Q Hahn 2014).  
Auch wenn politische Faktoren eine große Rolle spielten, hält Hahn im Interview jedoch 
auch funktionale Gründe für die Angliederung des Integrationsbereichs an das Justiz-
ressort bereit. Dabei zieht er gerade die mangelnde Affinität des Politikfelds als Grund 
für eine dortige Verortung heran. Doch der Reihe nach: „Ich kann schon sagen, dass es 
im Europathema viele rechtliche Fragestellungen gibt“, kommentiert Banzer (Q 2014), 
„und dass die im Justizministerium recht gut bearbeitet werden. Und ich kann natürlich 
auch begründen, warum ich mich um die Integrationspolitik unter juristischen Aspek-
ten besonders kümmere.“ Eine besondere Affinität zwischen Integrations- und Justizpo-
litik sei für ihn jedoch – wie auch für die anderen Befragten aus Hessen – weit hergeholt. 
Auch Michna (Q 2014) sieht keine auffallend großen Schnittmengen zwischen den Be-
reichen und blickt zurück: „Mancher hat zwar gesagt: ‚Muss das denn Justiz sein?‘ Aber 
bei einer Querschnittsaufgabe ist das jetzt nicht so problematisch.“ Man müsse jedoch 
konstatieren, dass Integration an vielen Stellen näher an der Sozialpolitik sei. Dies 
merkt auch Hahn (Q 2014) an: „Integration passt ja klassisch nicht zu Justiz und Justiz-
vollzug […] und passt klassisch ja nicht zu Europa, weil es jeweils andere Schnittmengen 
und Teilmengen gibt. Und mit Justiz hat sie die geringsten Schnittmengen.“ Gerade 
deshalb – so Hahn – sei eine dortige Verortung angebracht: „Ich halte es für prinzipiell 
falsch, Integration einem – wie auch immer gestrickten – Sozialministerium zuzuord-
nen. Das ist eine Diskriminierung der Integration. Integration ist kein sozialpolitisches 
Thema. Ja: Integration hat auch sozialpolitische Aspekte – möglicherweise von der De-
ckungsgleichheit her auch sehr viele. […] Da ist die Schnittmenge sehr groß bei Themen 
oder bei Problemlagen. […] Aber das dann so abzutun: ‚Da machen wir jetzt ein bisschen 
Sozialpolitik-Sauce drüber und dann ist es gut‘ – Das ist halt falsch. Und das ist auch 
mein Vorwurf jetzt, dass das wieder zurückressortiert worden ist ins Sozialministe-
rium.“ (Q Hahn 2012). Da sei die Ansiedlung beim Justizministerium noch die beste 
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Lösung: „Soziales und Bildung würde ich eigentlich als kluge Lösung ausschließen, weil 
das jeweils zu sehr durch die Ressortbrille gesehen wird.“ Aus jenem besonderen Quer-
schnittscharakter abseits sozialpolitischer Zuordnung folgert Hahn (ebd.) wiederum, 
dass sich die Stabsverortung im Aufbau besonders als Organisationsform eigne: „Das 
sollte eigentlich beim Ministerpräsidenten oder bei seinem Stellvertreter sein. Das war 
unsere Logik gewesen.“  
Obwohl Hahn in Banzers Augen schließlich das Bestmögliche daraus gemacht habe, 
betrachtet der damalige Sozialminister die Verortung bei der Justiz dennoch eher aus 
einer kritischen Perspektive: „Für wissenschaftliche Zwecke und nicht der Überlegung, 
nachträgliche Kritik an der Koalitionsaufstellung zu treffen, war ich von Anfang an über-
zeugt, dass es dem Justizministerium nicht gut tut, ein Sachthema dazu zu nehmen.“ 
(Q Banzer 2014). Von den ursprünglichen Aufgaben des Politikfelds blieb indes nur 
noch die Beauftragtenstelle im Sozialressort. Gegen die Befürchtung Hahns, die „Res-
sortbrille“ beeinflusse zu sehr die Sichtweise auf Integration, könnte man im speziellen 
Fall bei Jürgen Banzer vielleicht anführen, dass er im vorherigen Kabinett die Hauslei-
tung von Justiz und Bildung innehatte und damit eine breitere Einsicht in andere ein-
schlägige Politikfelder genoss.  
Die Weichen waren also nach den Festlegungen zur organisatorischen Verortung aus-
siedler- und integrationsbezogener Aufgaben grob gestellt. Im Einzelnen standen noch 
Entscheidungen über den genaueren Zuschnitt der Aufgabenbündel insbesondere zwi-
schen dem FDP-Justizressort und den christdemokratisch geführten Häusern aus. 
Diese Zuteilung brachte keine nennenswerte Konflikte hervor: „Wir hatten da keinerlei 
Streit gehabt – jedenfalls nicht in der Regierungskoalition“ (Q Hahn 2014). Als entschie-
den war, dass ‚Integration‘ zur Justiz wechseln würde, stand die Frage im Raum, welche 
Aufgabenteilbereiche es treffen würde: „Relativ schnell war klar, dass der Bereich 
‚Flüchtlinge‘ nicht als Integration angesehen worden ist. Relativ schnell war auch klar, 
dass der Bereich ‚Spätaussiedler‘ nicht als Integration gesehen worden ist, sondern die-
ser Bereich teilweise im Sozialministerium verbleiben sollte. Und so kam es, dass dann 
letztlich eine Gruppe von acht Personen ins Justizressort wechselte.“ (Q Neutzner 2014). 
Die Zuständigkeiten des Innenressorts blieben hinsichtlich der Migrations- und Integ-
rationspolitik also unangetastet.  
Kettenglied IIIa: Sowohl die horizontale Grobaufteilung als auch der detailliertere Zu-
schnitt war in der Koalitionsaushandlung der Parteien mit Koch und Hahn als domi-
nanten Akteuren abgeschlossen. Die Zuständigkeiten waren auf das Justiz-, das Sozial- 
und das Innenressort verteilt worden.  
Hahns Idee einer stabsorganisierten Integrationspolitik musste innerhalb seines Ver-
antwortungsbereichs umgesetzt werden. Aus Baden-Württemberg war das Modell be-
kannt, wonach sein Parteikollege Goll – ebenfalls Ministerpräsidentenstellvertreter in 
Personalunion mit dem Justizminister – zu jener Zeit noch parallel das Amt des Aus-
länderbeauftragten innehatte. An eine klassische Stabsstelle in Form eines Beauftragten 
hatte Hahn (Q 2014) aber nicht gedacht: „Das bringt mir nicht viel“. Er entschied sich 
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schließlich für eine Art Zwischenlösung: Die ‚Abteilung Integration‘ – die nun auch 
wieder ausschließlich mit Integration befasst war – erfuhr eine Einbindung in die Lini-
enorganisation. Allerdings brachte man jener Abteilung eine Sonderbehandlung entge-
gen: „Wir hatten acht Abteilungen und regelmäßig jeden Monat Abteilungsleiterbespre-
chungen. Da war Kindermann – mit seinen Integrationsleuten – ein Solitär. Und das 
war auch gut so.“ (ebd.). Mit dem Abteilungsstatus ging nicht nur die gleichberechtigte 
Teilnahme an Abteilungsleiterbesprechungen einher. Genauso, wie kleine Abteilungen 
Gefahr laufen, von größeren geschluckt zu werden, bedeutet die Emanzipierung eines 
Politikfelds als eigene Abteilung umgekehrt eine Aufstockung der Ressourcen. Auch 
hier sei man wieder „in keinster Weise überrascht“ gewesen, dass Integration aufgewer-
tet und auf „die nächste Stufe in der Organisationsstruktur“ gehoben wurde (Q Hahn 
2014).  
Neben der inneren Organisation des Hauses stand in diesen Tagen auch die Benennung 
des Ministeriums im Raum. Übereinstimmend vertraten Banzer, Hahn und Michna im 
Interview die Ansicht, dass die Namensgebung bedeutend sei. Jedoch stehen hinter die-
ser übereinstimmenden Schlussfolgerung drei heterogene Motivlagen.  
Für den damaligen ‚Sozialminister‘ Banzer, der die Integration an Hahn abgab, sei die 
Benennung eines Ministeriums ein probates Mittel, die Schwerpunktlegung auf be-
stimmte Arbeitsfelder des Ressorts nach außen zu präsentieren und nach innen als 
strukturelle Orientierung vorzugeben (FAZ 2009a). Dabei sei für ihn bei der Benennung 
wichtig gewesen, was im Fokus der Aufgabenerledigung stand und weniger wie etwas 
bearbeitet würde. Der Begriff ‚Sozialministerium‘ ziele dabei sehr stark auf die program-
matische Dimension ab, „eine soziale, ausgleichende Gesellschaft zu schaffen“. Dies 
passe aber eigentlich nicht zu dem System, wie die anderen Ministerien benannt wür-
den. „Das Justizministerium heißt ‚Justizministerium‘ und nicht ‚Gerechtigkeitsminis-
terium‘. Nehmen wir mal das Landwirtschaftsministerium: Das hieß mal ‚Ernährungs-
ministerium‘, aber so heißt es schon lange nicht mehr. Das Wirtschafts- und Verkehrs-
ministerium heißt ja auch nicht ‚Mobilitätsministerium‘ und so weiter. Da ist das nicht 
ganz logisch: Da steckt der Auftrag im Ministeriumsnamen – in allen anderen sind die 
Bereiche genannt.“ (Q Banzer 2014). Diese Aufgabenorientierung anstelle der Program-
morientierung in der Bezeichnung setzte Banzer um, indem er das ‚Sozialministerium‘ 
in ‚Ministerium für Arbeit, Familie und Gesundheit‘ umbenannte. „Ich fand auch, dass 
diese Themen – insbesondere Gesundheit, aber auch Familie – sich gut begründen las-
sen als Zuständigkeits- und Aufgabenstellung. Natürlich habe ich mich dann relativ 
schnell mit der Anfrage auseinandersetzen müssen – ich war ja auch Frauenminister –
, warum die Frauen nicht im Namen des Ministeriums stehen. Oder: ‚Warum stehen 
die Heimatvertriebenen und Aussiedler nicht mit drinnen?‘ Wenn Sie aber so anfangen, 
dann werden Sie aus der Begrüßungsformel nicht mehr rauskommen.“ (Q Banzer 
2014). „Im Nachhinein“, so Banzer (ebd.), „hat es nicht viel genutzt, muss ich bedauernd 
sagen.“ Seine Erwartungen an diese aufgabenanalytischen Themenbesetzung seien hö-
her gewesen.  
324 
Von dieser funktional-aufgabenanalytischen Benennung abzugrenzen ist die program-
matisch-signalisierende Namensgebung. Landesausländerbeauftragter Michna (Q 
2014) vertritt im Interview die Ansicht, eine frühzeitige Aufnahme des Namenszusatzes 
‚Integration‘ in den Titel des Sozialministeriums habe schon damals eine positive Sig-
nalwirkung in der Bevölkerung erzielt. Jedoch habe es in Hessen seit Ende der 60er 
Jahre – mit Unterbrechung während Eichels Regentschaft – die Tradition gegeben, dass 
sämtliche Teilbereiche inklusive der Felder Familie oder Jugend unter dem Mantel des 
‚Hessischen Sozialministeriums‘ subsumiert wurden. „Deshalb hat man das nicht mit 
in den Namen geschrieben. Aus heutiger Sicht wäre es klüger gewesen, das etwas mehr 
rauszustellen, denn solche symbolischen Akte sind in der Politik auch immer sehr wich-
tig.“ Dabei möchte Michna (ebd.) Symbolpolitik nicht negativ verstanden wissen, „denn 
Symbolpolitik ist unheimlich wichtig in der Integrationspolitik, weil man damit ja im-
mer Signale setzen kann.“ Qualitativ mache es keinen Unterschied, welches Namens-
schild ein Ressort trage; jedoch zeige man nach außen, wo die Prioritäten lägen. So weist 
Koch (2009) in seiner Regierungserklärung zu Beginn der neuen Periode explizit darauf 
hin, dass ‚Integration‘ im Namen des Hahn-Ressorts auftauche. Auch Hahn findet sym-
bolpolitische Aspekte in der Benennung des Hauses: „Natürlich haben wir Symbolpoli-
tik gemacht. Wir haben Symbolpolitik dadurch gemacht, dass ich zum ersten Hessi-
schen Integrationsminister wurde“ (Q Hahn 2014). Dennoch sieht er Symbolpolitik e-
her kritisch. Man könne bei Symbolpolitik nur schwer unterscheiden, ob man „Karten 
im Spiel hat“ oder es bei inhaltsloser Signalsetzung beließe. Entscheidend sei aber ge-
wesen, dass sich mit der Benennung des Ministeriums auch die Hauptverantwortlich-
keitsebene im Aufbau geändert habe – und damit insbesondere mit Blick auf die Integ-
rationsministerkonferenz auf Bundesebene auch Kompetenzen (ebd.).  
Während sich das Justiz- zum erweiterten Patchwork-Ministerium entwickelte, verlor 
das Sozialministerium bedeutende Teile des integrationspolitischen Aufgabenportfo-
lios. Eine der Begründungen, die der theoretische Ansatz dieser Untersuchung liefern 
könnte, wäre eine niedrige Aufmerksamkeit des Sozialministers gegenüber dem Poli-
tikfeld. Davon kann jedoch bei Jürgen Banzer keine Rede sein. „Mit Integration und 
Migration hatte ich schon vor der Ministerzeit zu tun: Ich war 15 Jahre lang Landrat im 
Hochtaunus-Kreis. Natürlich hat man da auch Ausländeramt und Asylamt. Und auf 
kommunaler Ebene kommt man ja oft mit den Herausforderungen, die die Zuwande-
rung anstellt, viel enger in Kontakt als es dann auf der Landesebene der Fall ist, wo das 
ja alles dann ein bisschen abstrakter ist.“ Auch als Kultus- und Justizminister sei er im 
Zuge der allgemeinen Kabinettsbefassung, aber auch im Rahmen querschnittspoliti-
scher Aufgabenstellung der Integration – besonders im bildungspolitischen Kontext – 
in Berührung gekommen (Q Banzer 2014). Schließlich ist er nach seiner Ministerzeit 
wieder verstärkt mit besagtem Themenkreis in Verbindung gestanden aufgrund seiner 
Funktion als Vorsitzender der Enquête-Kommission (vgl. Kartmann 2013, Munzinger 
2010c).  
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Warum also wechselte ‚Integration‘ zum großen Teil ins Justizressort, obwohl auch 
Banzer große Aufmerksamkeitswerte aufwies? Die Beantwortung dieser Frage zeigt be-
sonders deutlich, warum das theoretische Konzept der Delegationskette zur Erklärung 
sehr hilfreich sein kann. Banzer war nämlich bei den ausschlaggebenden Verhandlun-
gen in Kettenglied II nicht an der Horizontalverschiebung migrations- und integrations-
politischer Aufgaben beteiligt. Aufgrund seiner Tätigkeit als Justiz- und Kultusminister 
begleitete er bei der Koalitionsaushandlung noch die Bereiche ‚Recht‘ und ‚Bildung‘. 
Der Wechsel ins Sozialministerium war ihm sehr kurzfristig mitgeteilt worden 
(Munzinger 2010c). „Und als ich das Sozialministerium übernommen habe, war im 
Rahmen der Koalitionsvereinbarungen gerade verabredet worden, dass die dort ressor-
tierende Abteilung des Sozialministeriums hinüberwechselt zum Justizministerium.“ 
(Q Banzer 2014).  
Aufgrund der Kabinettsumbildung 2010 – Banzer: „In diesem Team war kein Platz“ 
(Propson-Hauck und Hanack 2010) – wurde Banzer durch den bisherigen Staatskanz-
leichef Stefan Grüttner ersetzt. Dieser nahm die Umbenennung des Hauses vom Vor-
jahr zurück (Barkewitz 2011). Das Haus firmierte fortan wieder als ‚Sozialministerium‘. 
Trotz Erfahrungen in der Sozialpolitik und Tätigkeit als Demographiebeauftragter in 
der Staatskanzlei bestand keine herausstechende Affinität zur Migrations- und Integra-
tionspolitik (Munzinger 2014k). Mindestens bis zum Ende der Periode habe ohnehin 
kaum eine Möglichkeit bestanden, über die bereits vorhandenen Kompetenzen bei der 
Asylunterbringung (Q Hahn 2014) und Aussiedlerpolitik Aufgabenhinzugewinne im 
Integrationsbereich zu erlangen. Über die Absprachen zur Arbeitsteilung hinaus sei 
Grüttner zudem sowohl mit dem Koalitionspartner FDP (Barkewitz 2011) als auch mit 
dessen Vorsitzenden Hahn (Q 2014) gut zurechtgekommen.  
 
Kettenglied IIIb: Auch das Innenministerium beherbergte weiterhin einige Aufgaben des 
Teilbereichs ‚Migration‘. Das Ausländer- und Asylrecht, welches als Aufenthaltsrecht 
weiterfirmierte, blieb unangetastet im Innenressort. Das Innenministerium war schon 
seit Kochs Amtsantritt 1999 vom Gießener CDU-Politiker Volker Bouffier geführt wor-
den. Bouffier genoss insgesamt großzügige Ausgestaltungsfreiheiten und sei vom 
„Reinregieren“ Kochs kaum betroffen gewesen (Neumann und Schmid 2008: 130). 
Seine privaten und ehrenamtlichen Eckdaten im Lebenslauf (Munzinger 2014g) weisen 
auf keine nähere Befassung mit Migrations- und Integrationspolitik hin. In der Vorpe-
riode – also während der CDU-Alleinregierung – war er allerdings auf dem Gebiet des 
Ausländer- und Einbürgerungsrechts wahrnehmbar (Euler 2006, Spiegel 2006a, FAZ 
2009b) engagiert. Vereinzelt äußerte er sich auch zu integrationspolitischen Themen 
(Schulte von Drach 2006), die außerhalb seines Verantwortungsbereichs lagen. Nun zur 
Frage, ob die Ziele Bouffiers Veränderungen in Aufbaustruktur zur Folge gehabt hätten: 
Damals änderte sich zwar die absolute Verortung des Aufgabenbündels in der Hierar-
chie nicht und blieb als eigenständiges Referat bestehen; aufgrund von Umstrukturie-
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rungen im Ressort erfuhr es jedoch eine relative Aufwertung. Dieses Indiz einer auf-
merksamkeitsinduzierten Aufwertung reicht jedoch nicht für eine gesicherte Kausalin-
terpretation aus.  
Bouffier blieb nur bis 2010 Innenminister. Roland Koch hatte überraschend seinen 
Rücktritt angekündigt. Somit stellte sich die Nachfolgefrage. Mit der ehemaligen Sozial- 
und späteren Umweltministerin Lautenschläger verzichtete eine aussichtsreiche Kandi-
datin (Euler 2010a) auf das Ministerpräsidentenamt. Auch der vormalig als Nachfolger 
gehandelte (Euler 2010b) Minister Banzer, der seine Versetzung vom Justiz- und Kul-
tusministerium in das Sozialressort im Jahr zuvor als Degradierung empfand (Propson-
Hauck und Hanack 2010, Euler 2010b), kam nicht mehr infrage. So war es schließlich 
Kochs langjähriger Parteifreund Bouffier, der ihn im Amt des Ministerpräsidenten be-
erbte. Neumann und Schmid sahen im damaligen Innenminister schon 2008 einen „si-
cheren Nachfolgekandidat“ (2008: 129).  
War Bouffier als Innenminister noch vornehmlich mit Aspekten der Migration, des Auf-
enthaltsrechts und der Inneren Sicherheit befasst, entdeckte auch er Integration als Po-
litikschwerpunkt. Davon zeugen entsprechende Äußerungen in seiner Antrittsregie-
rungserklärung (Bouffier 2010), die von der Presse (z.B. FAZ 2010, Hessische Nieder-
sächsische Allgemeine 2010) einhellig als integrationsbetont identifiziert wurde. Dass 
dies aber in der laufenden Legislaturperiode wohl keine aufbauorganisatorischen Ver-
änderungen nach sich ziehen würde, wird durch explizite Verweise auf die Verdienste 
Hahns in diesem Bereich (Bouffier 2010: 20, 27) deutlich. Hahn (2011) wiederum gab 
im Folgejahr seinerseits eine eigene Regierungserklärung zur hessischen Integrations-
politik ab. Dies kann als Signal dafür gedeutet werden, dass man in dieser Hinsicht 
keine Ressortumstrukturierungen vorzunehmen gedachte. Bereits in der Koalitionsaus-
handlung hatte man sich auf eine Ressortstruktur geeinigt und damit das horizontale 
Veränderungspotential eingeschränkt.  
Sozialminister Jürgen Banzer schied auf Wunsch Bouffiers (Propson-Hauck und Ha-
nack 2010) aus dem Kabinett aus. Dafür übernahm der ehemalige Landrat den Vorsitz 
der Enquête-Kommission ‚Integration‘ des Hessischen Landtags. Zu Bouffiers Nachfol-
ger im Amt des Innenministers wurde der bisherige Innenstaatssekretär Boris Rhein 
berufen. Anzeichen für herausgehobene Aufmerksamkeit vor seinem Amtseintritt sind 
nicht festzustellen (Munzinger 2014l). In der Aufbauorganisation beider Häuser erga-
ben sich durch den Wechsel an der Spitze keine messbaren Veränderungen.  
Kettenglied IV: Die letzte Beziehung in der Delegationskette ist die zwischen den Minis-
tern als Hausleiter und den zu- sowie nachgeordneten Stellen im Aufbau des Ressorts. 
Dabei stehen im Folgenden erneut das Sozial- und das Integrationsministerium im Fo-
kus.  
Nachdem die hessische Ministerialverwaltung in seiner Geschichte bereits zwei Wellen 
der Aufwertung im integrationspolitischen Bereich erlebt hatte, war es umso interes-
santer zu beobachten, welchen Kurs man bei der aufbauorganisatorischen Ausgestal-
tung des neuen Patchwork-Ministeriums einschlagen würde. Für Neutzner (Q 2014), 
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der die Entwicklung der Integrationspolitik in der Aufbaustruktur schon seit Jahren mit-
verfolgte, sei schon früh klar gewesen, welche Richtung man infolge dieser Zäsur er-
warten konnte: Minister Hahn hatte „ja schon im Wahlkampf deutlichgemacht […], dass 
das Thema Integration eine hohe Bedeutung hat, also dass er dafür einen Faible hat und 
das Thema – auch politisch – pushen wollte. Deswegen hat er gesagt: ‚Natürlich brau-
chen wir für meine Vorstellung von Integrationspolitik auch mehr Man-Power‘. Deswe-
gen hat es dann auch die Möglichkeit gegeben, dass wir noch eine ganze Reihe an Stel-
len ausschreiben konnten, die dazu geführt haben, dass wir letztlich jetzt 23 Personen 
sind.“187  
Um die Aufstockung der Personalstärke mit qualitativ guten Leuten zu erreichen, sei 
breit ausgeschrieben worden, so Hahn (Q 2014). Einige Personen wollte sich Hahn ge-
zielt ins Ministerium holen – allen voran Kindermann. Dieser war mit den Integrations-
aufgaben ins Haus gewechselt. Diese Personalie sei zentral gewesen: „Meine Vorstel-
lung war so konkret, dass ich Herrn Dr. Kindermann als Abteilungsleiter haben wollte. 
Das war auch eine – nicht schriftlich fixierte – Vereinbarung zwischen Roland Koch und 
mir gewesen, weil natürlich der Sozialminister den auch wollen hätte können. Denn der 
Kindermann war ja nicht nur Integration. Die Abteilung hieß ja damals ‚Arbeitsschutz, 
Soziales und Integration‘. […] Dann habe ich schon frühzeitig gesagt: ‚Klar ist: Den brau-
che ich‘.“ (ebd.). Mit der Einschätzung dieser Situation lag Hahn nicht falsch: Banzer 
(Q 2014) habe sehr bedauert, dass Kindermann das Sozialressort verlassen hatte. Auf 
Kindermann habe Hahn viel gehalten und sei auch nicht enttäuscht worden – im Ge-
genteil: Er habe viele Ideen mit eingebracht (Q Hahn 2014). Bei der Verfolgung organi-
sationspolitischer Ziele zogen Kindermann und Hahn an einem Strang. In jener Dele-
gationsbeziehung zwischen den beiden gab es also keine Anzeichen für gegenläufige 
Ziele. Auch bei der Personalakquise und -auswahl habe Kindermann sehr großes Ge-
schick bewiesen (Q Hahn 2014). Beim Bildungs- und Berufshintergrund der Mitarbeiter 
hat man ein sehr breites Spektrum abgedeckt. Neben einigen Juristen seien unter ande-
rem Psychologen, Betriebswirte, Politikwissenschaftler (Q Michna 2014), Berufsanfän-
ger von der Universität, Soziologen, Verwaltungsfachleute und Statistiker (Q Hahn 
2014) unter den Neuankömmlingen gewesen. Besonders Statistiker hätten für Hahn 
eine große Rolle gespielt (ebd.). Für Integrationsforschung und Monitoring wurde des-
halb ein eigenes Referat gegründet und mit Dr. Ingrid Wilkens als Leiterin besetzt. 
Neutzner war indes ebenfalls zum Referatsleiter aufgestiegen und betreute fortan neben 
verschiedenen Fachaufgaben die Organisation der Abteilung, Haushaltsfragen und Ver-
waltungsfachangelegenheiten (Q Neutzner 2014). Michna blieb Ausländerbeauftragter.  
Zudem erfolgte keine Umbenennung des Amts in ‚Integrationsbeauftragter’. Die Be-
zeichnung sei aus rein sprachpraktischen Gründen beibehalten worden, so heißt es bei 
Michna (2008a: 197): „Da die Abteilung die Begrifflichkeit der Integration enthält, ist es 
nicht möglich, dass eines der Referate die Bezeichnung ‚Integrationsbeauftragter‘ be-
kommt.“ Auffallend stark betonen alle drei befragten Politiker in Hessen unabhängig 
voneinander die Qualität des Fachpersonals in der Integrationsabteilung. Auch Banzer 
 
187 Die Angabe „jetzt“ im Zitat bezieht sich auf den Zeitpunkt des Interviews im April 2014. 
328 
(Q 2014), dessen Ressort die Abteilung schon vor seinem Amtsantritt abgegeben hatte, 
erklärt: „Die Abteilung war eine der besten Abteilungen des Sozialministeriums. […] Das 
war eine sehr fachkundige und engagierte Abteilung.“ Komplementär zum Lob der Po-
litiker stand auch das Personal der Abteilung dem neuen Dienstherren Hahn sehr wohl-
gesonnen gegenüber – nicht zuletzt weil viele ihre Anstellung ihm verdankten: „Rück-
blickend muss man sagen, hat sich Hahn wirklich damals auch massiv für den Ausbau 
eingesetzt. Das war eine große Steigerung gewesen.“ (Q Neutzner 2014). Hausinterne 
Delegationsbeziehungen und das allgemeine Betriebsklima waren also betont positiv.  
Hahn hatte sich seinen eigenen Angaben zufolge (Q Hahn 2014) zudem strikt an das 
hierarchische Delegationsprinzip gehalten. Es habe jedoch einer kurzen Eingewöh-
nungsphase bedurft: „Mit Referenten und Referatsleitern habe ich nie über die organi-
satorischen Dinge gesprochen. Ich glaube, dass das nicht klug ist – und zwar nicht, weil 
ich überheblich bin, sondern weil das die Autorität des Abteilungsleiters einschränkt. 
Ich habe das gemerkt bei der stellvertretenden Abteilungsleiterin, die ich dort installiert 
habe. Sie war früher die Geschäftsführerin der FDP-Landtagsfraktion. Die brauchten 
wir als Organisationsfachfrau. Dann habe ich eben zwei- oder dreimal diesen Weg ge-
wählt, weil wir uns auch privat ganz gut kennen. Und dann habe ich gemerkt: ‚Oh Vor-
sicht, Du musst die Hühnerleiter immer rauf und runter wandern. Lass das sein, weil 
das die Autorität der jeweiligen Vorgesetzten untergräbt‘.“ Kindermann habe aber laut 
Michna (Q 2014) seinerseits die nachgeordneten Stellen eingebunden: „Da saßen wir 
mit den Referatsleitern zusammen und haben besprochen wie wir das machen wollen. 
[…] Man kann Ideen schon einbringen in der Ministerialbürokratie. Das ist auch ganz 
gut so. Aber entscheiden muss natürlich der, der politisch legitimiert ist. Das ist die 
politische Ebene. Das ist so. Man muss da immer zusammenfinden.“  
Im Kontrast zur Stimmungslage innerhalb der Abteilung zeichnet Banzer (Q 2014) ein 
anderes Bild hinsichtlich der Zufriedenheit unter den Beschäftigten im Justizbereich 
über die neue Verortung der Integrationspolitik. Dies läge am besonderen Aufgaben-
feld. Richterinnen und Richter hätten ein spezifisches Verständnis vom Hineinragen 
der Exekutive in ihren Bereich der dritten Gewalt. „Und bei dieser dritten Gewalt bist 
du sowieso so nicht als Minister der Chef derer, sondern eher die Servicestruktur der 
Gerichte für die Rechtsfindung. […] Auch wenn die Staatsanwaltschaft im Justizbereich 
ist: Ich habe nie eingegriffen in die Staatsanwaltschaft. Das soll man auch tunlichst nicht 
tun als Justizminister. Und an den Gerichten hat man das mit kritischen Augen beo-
bachtet, dass sich der Justizminister eben auch für Integration engagiert und nicht mit 
hundert Prozent der Arbeitskraft für den Justizbereich. Das wird Kollege Hahn vielleicht 
nicht so sehen in dieser Schärfe. Er hat sich auch bemüht, beiden Seiten gerecht zu 
werden.“  
So kann die von Hahn beschriebene Solitär-Verortung der Integrationsabteilung vom 
Rumpfministerium durchaus auch aus kritischer Perspektive betrachtet werden. „Als 
Justizminister können Sie das sicherlich als Thema bewältigen. Ich finde, Herr Hahn 
hat das ja auch sehr gut gemacht. Aber er kann die Psyche der Richter und Gerichtstä-
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tigen nur bedingt verändern. Und ich glaube schon, dass man da miteinander gefrem-
delt hat. Und in so einem Ministerium muss es schon so eine Art ‚gemeinsame Betrof-
fenheit‘ geben. Wenn sie so wollen: […] Dass man Integration nicht bei der Justiz haben 
dürfte, ist weniger wegen der Integration so, sondern das kommt eher aus der Justiz. – 
Ja: Es hat funktioniert. Und der Sache hat es sicherlich nicht geschadet, aber dem psy-
chologischen Vorgärtchen des Justizbereichs eher schon. […] Psychologie spielt eben 
auch eine Rolle.“ (Q Banzer 2014). 
Folgt man Banzers Argumentation, so bestand deshalb ein Unbehaglichkeitsgefühl der 
Beschäftigten des Justizbereichs gegenüber der neuen Horizontalverortung, weil der 
Ausschließlichkeitscharakter ihres Aufgabenbündels wegfiel. Dieser Patchwork-Rei-
bungspunkt wurde im Aufbau des Hauses auch nicht organisatorisch aufgelöst, in dem 
etwa Europa-Staatssekretärin Dr. Zsuzsa Breier für Integration zuständig war: Die Ab-
teilung Integration war dem Justizstaatssekretär Dr. Rudolf Kriszeleit zugeordnet. Klar 
war aber auch, dass der Grundaufbau des Hauses nach den Vorstellungen Hahns kon-
struiert werden würde. Der Delegationsstrang, welcher also in den Justizbereich hinein-
ragte, nahm schon früher in der Kette eine Abzweigung, sodass er für die Ansiedlung 
des integrationspolitischen Aufgabenbündels irrelevant war.  
In Banzers Ministerium blieb indes das Amt des Aussiedlerbeauftragten verortet. Zur 
Erinnerung: Charakteristisch für diesen Posten war insbesondere die sonderorgani-
sierte Ansiedlung im Aufbau. Im Fokus steht nun die Frage, welche Ziele die Akteure 
in Kettenglied IV hinsichtlich dieser Ansiedlungsform verfolgten. Die Hauptbeteiligten 
waren der Beauftragte selbst, dessen Büroleiter Georg Unkelbach und der zuständige 
Beamte in der Linie Udo Röther. Der langjährige Amtsinhaber Friedrich zog sich nach 
der Wahl 2009 aus der Politik zurück.  
Koch selbst sprach die damals scheidende Landtagsabgeordnete Margarete Ziegler-
Raschdorf an, ob sie die Nachfolge Friedrichs antreten wolle (Q Ziegler-Raschdorf 2014). 
Eine besondere Affinität habe sie zum Themenkreis aufgrund ihrer Familiengeschichte: 
„Meine Eltern sind beide Heimatvertriebene beziehungsweise Flüchtlinge aus Schle-
sien. Und da hat man ja immer so einen Rucksack, den man irgendwie mit sich schleppt 
mit so einer gewissen Aufgabe – einer Art gefühlten Auftrag.“ Die Juristin befürwortet 
das sonderorganisierte Arrangement der Heimatvertriebenen- und kulturellen Aussied-
lerpolitik ausdrücklich. Dass es schwierig sei, Heimatvertriebene und Aussiedler einer-
seits und andere Migrantengruppen andererseits in eine Bevölkerungskategorie zu fas-
sen, erkenne man auch daran, dass bereits die Heimatvertriebenen und Spätaussiedler 
untereinander in der Vergangenheit eine gewisse Distanz und gegenseitige Skepsis 
wahrten. Sowohl Ziegler-Raschdorf wie auch ihr Büroleiter Georg Unkelbach halten die 
Sonderansiedlung insbesondere im Lichte des Bundesvertriebenengesetzes (Q Unkel-
bach 2014, Q Ziegler-Raschdorf 2014) für sinnvoll.  
Michna (Q 2014) weist darauf hin, dass die Sonderstellung „ja auch eine Aufwertung 
der ganzen Sache“ darstelle. Diese Aufwertung drücke sich auch in der Ausstattung aus: 
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Obwohl es sich um eine ehrenamtliche Tätigkeit handele, gehöre ein Ministerialbeam-
ter und eine Sekretärin zum Amt (Q Ziegler-Raschdorf 2014)188. Betrachtet man die 
Ziele in der Delegationsbeziehung zwischen Ziegler-Raschdorf und Büroleiter Unkel-
bach, so kann aus dem vermittelten Eindruck im Interview von einer reibungsfreien 
Zielrichtungsgleichheit ausgegangen werden. Ziegler-Raschdorf betont ausdrücklich, 
dass Unkelbach seine „sehr verantwortungsvolle Aufgabe“ vorbildlich erfülle. Auch die 
Zusammenarbeit mit „dem klugen Herrn Röther“ (ebd.), der mit den eher integrations-
lastigen Aufgaben in der Linie verortet war, sei sehr verlässlich (vgl. Q Unkelbach 2014) 
gewesen.  
6.3.4.2 Datenkomprimierung und Erklärung mittels Modell 
Betrachtet man das Gesamtbild der Fallgruppe, so trifft die Gewohnheitshypothese hier 
weitgehend zu: Mit der FDP und ihrem Vorsitzenden Hahn kam es nach einer Phase 
der CDU-Alleinregierung im Hinblick auf die Aufbauorganisation im Politikfeld zu ei-
nem heftigen Ausschlag des Veränderungsbarometers. Kennzeichnend ist umgekehrt, 
dass große Teile der verorteten Aussiedlerpolitik im CDU-Verantwortungsbereich un-
verändert blieben. Soweit sind also bedeutende Teile der geprüften Daten hypothesen-
konform. Nur zwei Punkte stören dieses Bild: Der Wechsel im Ministerpräsidentenamt 
führte nicht zu Strukturveränderung hinsichtlich der Migrations- und Integrationspoli-
tik während umgekehrt Hahn bei der Umsetzung seiner organisationspolitischen Vor-
stellungen auf keinen neuen, sondern einen alteingesessenen Akteur, nämlich Kinder-
mann, zurückgriff.  
Die prozessanalytische Detailansicht kann diese Vorkommnisse aufklären. Doch der 
Reihe nach: (1a) Als Kontinuitätspol stellte sich die kulturelle Aussiedlerpolitik in Form 
einer Beauftragtenstelle heraus. Von der CDU gefordert, von Koch und den jeweiligen 
Ministern Banzer und Grüttner unterstützt und schließlich mit der Juristin Ziegler-
Raschdorf besetzt, wurde die Sonderverortung im Sozialressort beibehalten. (1b) 
Ebenso unverändert blieb der Landesausländerbeauftragte linienorganisiert im integra-
tionspolitischen Aufgabenbündel angesiedelt. (2) Im Vergleich zu den Vorperioden 
standen asyl- und zuwanderungspolitische Themen für die Parteien bis gegen Ende des 
Fallgruppenzeitraums eher im Hintergrund. In den Wahlprogrammen und der Koaliti-
onsvereinbarung fanden diese höchstens kurz Erwähnung. Auch Innenminister Bouf-
fier und dessen Amtsnachfolger Rhein sahen sich nicht zu einer Änderung migrations-
politischer Aufgaben in der Aufbaustruktur veranlasst.  
Das Integrationsthema (3-5) war hingegen allgegenwärtig. (3) Auf eine vertikale Auf-
wertung deutete bereits die Programmatik der beiden Koalitionspartner hin. Beide Par-
teien betonten kräftig und mit ähnlichen inhaltlichen Zielen das Thema ‚Integration‘. 
(4) Die Koalitionsaushandlung über jenes Teilgebiet fand zwar zwischen den Parteien 
statt; diese wurden aber – wie schon in den beiden vorangegangenen Perioden (vgl. 
188 Freilich spielte man zu Zeiten der bürgerlichen Koalition in Baden-Württemberg „nochmal in einer 
ganz anderen Liga“ als das Beauftragtenamt mit dem Amt des Innenministers verknüpft war, so Zieg-
ler-Raschdorf (Q 2014).  
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Neumann und Schmid 2008: 129) – wiederum sehr stark vom Ministerpräsidenten und 
dem Chefunterhändler des Koalitionspartners bestimmt. (4a) Hahns FDP hatte gute 
Chancen, die organisatorische Entwicklung zu beeinflussen. Einerseits lag dies an Koch, 
der es in der öffentlichen Wahrnehmung nicht mehr rechtzeitig geschafft hatte, sein 
Image als Ausländerkritiker auszuräumen. Andererseits hatte sich Hahn in den Vorjah-
ren explizit mit dem Thema ein Aufmerksamkeitsmerkmal schaffen können. Aufgrund 
günstiger Wahlergebnisse konnten die Freidemokraten nicht nur drei Ministerien be-
setzen, sondern auch das Justizministerium mit zwei weiteren Politikbereichen ausstat-
ten. So vollzog sich eine horizontale Verschiebung des Integrationsaufgabenbündels in 
Hahns Patchwork-Ressort. (4b) Innerhalb des Ressorts baute Hahn jenes Bündel zu 
einer Abteilung aus. Hier konnte er auf die Unterstützung des vorhandenen und neuen 
Personals im Bereich Integration bauen. Insbesondere delegierte er organisations- und 
ressourcenbezogene Aufgaben an Abteilungsleiter Kindermann. (4c) Obwohl die neue 
Organisationsform für viele im Rumpfbereich des Ministeriums gewöhnungsbedürftig 
war, sei man letztlich gut zurechtgekommen. Ohnehin hätte die Integrationsabteilung 
eine Sonderstellung genossen, wodurch sich die Grenzen zwischen den drei Teilberei-
chen des Ressorts nicht zu sehr verwischten. (4d) Mit den Veränderungen der horizon-
talen und vertikalen Aufbaustruktur war auch eine Umbenennung des Ministeriums 
einhergegangen. Die genannten Gründe für die Bezeichnungsänderung bezogen sich 
sowohl auf die politische Signalwirkung als auch auf die funktionalen Konsequenzen 
der neuen Namensgebung. (5) Banzer hegte ebenfalls grundsätzliches Interesse an der 
Integrationspolitik. Dass er allerdings das um jenen Politikbereich reduzierte Sozialmi-
nisterium erhalten würde, stand im Prozess der Aushandlung erst relativ spät fest.  
(6) Volker Bouffier hatte freilich als Innenminister vor allem mit migrations- und si-
cherheitspolitischen Themen zu tun. Als er jedoch das Ministerpräsidentenamt über-
nahm, stand Integrationspolitik sehr weit oben auf seiner politischen Agenda. Da die 
Kompetenzen allerdings schon bei der Koalitionsaushandlung an die Liberalen abgege-
ben wurden und Hahns Kurs in der Integrationspolitik regierungsfraktionsübergrei-
fend auf Zustimmung stieß, kam es zu keinen weiteren Veränderungen nach Bouffiers 
Amtsantritt als Landesvater. In der Gesamtzusammenschau aller betrachteten Delega-
tionsbeziehungen ergibt sich demnach folgende Tabelle:  
 
Abbildung 6.3.8: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Hessen 2009-2013 
 
Eigene Darstellung. 
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6.4 Niedersachsen 
 
Für Niedersachsen lohnt es sich aufgrund der schon besonders früh stattfindenden Va-
rianzausschläge auf der abhängigen Variablen, den Untersuchungszeitraum auf das 
Jahr 1990 vorzuverlegen. Auch hier endet die Betrachtung am 31.12.2013.  
Je weiter man zurückgeht, desto geringer wird freilich die Dichte der verfügbaren Daten. 
Die ersten beiden Fallgruppen werden deswegen sehr knapp abgehandelt: Fallgruppe I 
enthält die im Jahr 1990 neu ins Amt gekommene rot-grüne Regierung, welche 1994 
von einer Alleinregierung der Sozialdemokraten abgelöst wurde. Ab hier werden die 
nachfolgenden Kabinette bis 2003 in einer weiteren Fallgruppe zusammengefasst. Es 
folgt die Fallgruppe III. Diese umfasst die Perioden von 2003 bis 2008 sowie von 2008 
bis 2013 mit jeweils bürgerlicher Regierungszusammensetzung. Am Ende steht die 
letzte Fallgruppe mit rot-grüner Regierung.  
Aus jeder Fallgruppe werden jeweils wieder mehrere Erkenntnisbausteine gewonnen, 
mithilfe derer Aussagen über die Erklärungskraft des theoretischen Modells getroffen 
werden können. Für die niedersächsischen Fälle bestätigen sich die theoretischen An-
nahmen in knapp unter 90% der 112 näher betrachteten Delegationsbeziehungen. Be-
sonders interessante Erkenntnisse waren für den Fall Niedersachsen schon deshalb zu 
erwarten, weil die Varianz auf der abhängigen Variable hier über die Zeit am größten 
war.  
Diese Varianz ließ sich jedoch nicht allein mit der Gewohnheitshypothese erklären: 
Zwar gingen mit den zahlreichen Akteurswechseln meist auch Organisationsverände-
rungen einher; jedoch blieben Reorganisationsmaßnahmen insbesondere in Fallgruppe 
III auch bei unveränderter Akteurskonstellation nicht aus. Hier konnten die akteursziel-
bezogenen Hypothesen einen entscheidenden Beitrag zur Aufklärung des Sachverhalts 
leisten.  
 
6.4.1 Fallgruppe Niedersachsen 1990-1994 
Die erste Fallgruppe der Datenauswertung umschließt die rot-grüne Regierungsperiode 
von 1990 bis 1994. Das Kabinett von Gerhard Schröder löste damals die bürgerliche Re-
gierung Albrecht ab. Die Grünen schafften nur knapp mit 5,5% der Stimmen den Ein-
zug in den Landtag. 
 Trotzdem ist trat eine deutliche Dominanz des kleinen Partners in Fragen der Migrati-
ons- und Integrationspolitik zutage. Der Diskurs dieser Tage war geprägt von asylpoliti-
schen Themen. Obwohl sich auch Innenminister Glogowski und Landesvater Schröder 
in Ansätzen aufmerksam gegenüber dem Politikfeld zeigten, wiesen die Grünen relativ 
gesehen die höheren Salienzwerte auf.  
Nicht der Ministerpräsident, sondern das Koalitionsaushandlungsgremium war 
schließlich das Kettenglied, welches die ausschlaggebenden Festlegungen traf. Im Gre-
mium wiederum waren die Grünen tonangebend. Sowohl horizontal-funktionale Ziele 
beider Parteien als auch politische Erwägungen zeigten in dieselbe Richtung: Bundes-
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ratsminister Trittin sollte die Zuständigkeit erhalten. Dieser wertete das Aufgabenbün-
del im Aufbau zu einer Abteilung auf. SPD-Sozialminister Hiller zeigte kein besonderes 
Interesse am Politikfeld. Dass der interessierte Parteigrüne Trittin zum Zuge kam, über-
raschte also nicht. Lediglich Innenminister Glogowski macht der perfekten Hypothe-
senkonformität einen Strich durch die Rechnung. Trotz erhöhter Aufmerksamkeits-
werte blieben Veränderungen im Strukturaufbau – und insbesondere eine Aufwertung 
– aus.  
 
6.4.1.1 Deskription der unabhängigen Variablen und Prozessanalyse 
Dieser Abschnitt hat die Aufgabe, die potentiell relevanten Akteure für die Fallgruppe 
zu nennen, deren Position in der Delegationskette anzugeben sowie deren Ziele zu er-
läutern oder abzuschätzen.  
Im Fallgruppenzeitraum regierte die erste rot-grüne Koalition in Niedersachsen. Sie 
hatte nach 14 Jahren bürgerlicher Regierung das letzte Kabinett Albrecht abgelöst. Die 
Grünen konnten mit 8 von 79 Abgeordneten einen Anteil von rund 10% der Regierungs-
fraktionssitze stellen. Zum Stellvertreter Gerhard Schröders als Ministerpräsident 
wurde nicht wie traditionell üblich eine Person vom Koalitionspartner, sondern der 
SPD-Innenminister Gerhard Glogowski ernannt. Die Grünen erhielten die Ressorts 
‚Frauen‘ und ‚Bundes- und Europaangelegenheiten‘. Letzteres Haus, dessen Namen die 
Zuständigkeit für Ausländerangelegenheiten nicht verrät, wurde von Jürgen Trittin be-
setzt.  
In Trittins Ressort war auch Frau Erpenbeck in ihrer Funktion als Ausländerbeauftragte 
untergebracht. Sie war schon 1987 ins Amt gekommen (Q Erpenbeck 2011). Damals 
ressortierte ihre Stelle im Sozialministerium. Später wird Erpenbeck als Spitzenbeamtin 
das Bild des Politikfelds im Zeitverlauf maßgeblich prägen. Auch Herbert Jelit, der zum 
Ende des Untersuchungszeitraums zum Referatsleiter für Migration und Teilhabe im 
Sozialministerium aufgestiegen war, trat in diesem Zeitraum als Akteur der Spitzenbe-
amtenschaft in den Landesdienst ein (Q Jelit 2015).  
 
Kettenglied I: Die Parteiprogramme von SPD und Grünen weisen beide einen Anteil an 
migrations- und integrationspolitischen Passagen am Gesamttext von knapp unter 3% 
auf. Dominiert war die Diskussion in beiden Programmen von der Asyldebatte der spä-
ten 80er und frühen 90er Jahre (vgl. Q Polat 2015, Q Rech 2013). Während Aufenthalts- 
und Asylrechtsfragen also im Vordergrund standen, traten integrationspolitische Frage-
stellungen eher in den Hintergrund.  
Deutlich wird dies im Programmtext der Sozialdemokraten, die zwar den konzentrier-
ten Textteil mit ‚Zusammenleben mit Ausländern‘ überschreiben, dann jedoch über-
wiegend ordnungs-, asyl- und ausländerrechtliche Themen der Innenpolitik ansprechen 
und den Textbaustein außerhalb des sozialpolitischen Kontexts im Bereich ‚Recht und 
Gesellschaft‘ unterbringen. Integrationspolitik findet indes aber immerhin an einigen 
Stellen im Zusammenhang mit den querliegenden Feldern ‚Bildung‘ und ‚Kultur‘ Er-
wähnung.  
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Auch das Grünen-Programm beinhaltet einen ausführlichen Abschnitt zum Asyl- und 
Aufenthaltsrecht im innenpolitischen Kontext. In zwei wichtigen Punkten unterschei-
det sich aber das Grünen-Programm von denen der Sozialdemokraten. Erstens: Das Pro-
gramm der Grünen weist im Vergleich einen sehr hohen Streuwert auf. Dieser ergibt 
sich aus zahlreichen mittelgroßen Beobachtungen, die breit über den Programmtext 
verteilt sind. Insbesondere waren dort Frauen und Homosexuelle Adressaten von 
Flüchtlingsfragen oder anderen Aspekten der Migrationspolitik. Zweitens: Neben der 
ausführlichen Befassung mit asyl- und aufenthaltsrechtlichen Gegenständen finden 
sich zwei größere Textteile zum Zusammenleben von aufnehmenden und migrierten 
Bevölkerungsteilen. Aber auch hier verzichten die Grünen auf die Einbettung in einen 
sozialpolitischen Kontext. Zusammengefasst liegen die Werte des Hauptindikators für 
Aufmerksamkeit beider Parteien nahezu gleich auf.  
Gemein ist beiden Texten außerdem, dass Aussiedler zwar erwähnt werden, jedoch 
nicht explizit als Zielgruppe politischen Aktivitätsbedarfs behandelt werden. Eine Ver-
ortung von Haupttextteilen im asyl- und aufenthaltsrechtlichen Kontext war zu dieser 
Zeit untrennbar mit Innenpolitik verbunden. Es deutet sich also mindestens die Bestä-
tigung der horizontalen Ansiedlung des Asyl- und Aufenthaltsrechts im SPD-Innenmi-
nisterium an. Die Grünen räumen zudem dem Aspekt des Zusammenlebens einigen 
Raum im Programm ein. Basierend auf dem Programmtext, in dem auf eine sozialpo-
litische Kontextualisierung auffallend verzichtet wurde, kann prognostiziert werden, 
dass Aufgaben im Bereich ‚Zusammenleben‘ eher nicht im Sozialministerium angesie-
delt werden. So decken sich schließlich die Erwartungen aus dem Programm mit der 
tatsächlich festgelegten Verortung: Das Aufenthalts- und Asylrecht wird dem Innenres-
sort zugeordnet. Die Grünen erhalten die Zuständigkeit für Fragen des Zusammenle-
bens und weiteren Verfahrensweisen nach erfolgter Migration. Jenes Aufgabenbündel 
landet nicht – wie das beispielsweise im Nachbarbundesland Hessen wenige Jahre spä-
ter der Fall war – in einem Ministerium mit anderen sozialpolitischen Aufgabenfeldern. 
Abbildung 6.4.1: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung in den Programmtexten von SPD und Grünen 
sowie des Koalitionsaushandlungsgremiums (Koa) in Niedersachsen 1990 
Eigene Darstellung. 
Kettenglied II: Freilich hängt die horizontale Verortung oftmals von externen Randbe-
dingungen des Ressortzuschnitts ab. Mit einem Verhältnis von 10:90 Sitzanteil zwi-
schen Grünen und SPD konnte der kleine Koalitionspartner zwei Ressorts für sich ge-
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winnen. Er erhielt das Frauen- und das Bundesratsressort. Aufgabenkreis und Ressour-
cen der beiden Häuser waren nicht außergewöhnlich groß. Dem Bundesratsministe-
rium wurde jedoch die Migrations- und Integrationspolitik exklusive der rein administ-
rativen asyl- und ausländerrechtlichen Aufgaben als drittes Standbein neben den Bun-
des- und den Europaangelegenheiten zugesprochen.  
Diese Zuschnittsentscheidung spiegelt sich auch im Inhalt des Koalitionsvertragstexts 
wider. Dort wird in einem eigenen, ausführlichen Textbaustein Engagement seitens 
Niedersachsens zur Neuregelung des Ausländerrechts auf bundespolitischer Ebene an-
gekündigt. Diese Ankündigung habe man dann während der Legislaturperiode auch 
wahrgemacht, indem Niedersachsen eine führende Rolle bei der Ausarbeitung des Asyl-
kompromisses übernahm (Q Erpenbeck 2012). Naturgemäß ist für bundespolitische 
Vorstöße aufenthaltsrechtlicher Art das Bundesratsministerium zuständig. Die beson-
dere Affinität zwischen Bundesangelegenheiten und ausländerrechtlichen Themen im 
Zielportfolio der Koalition trat also sehr stark hervor und macht die Entscheidung zur 
Unterbringung der beiden Felder in einem Ressort plausibel. Dass das Politikfeld im 
Bundesratsministerium verortet wurde, sei aber auch der höheren Salienz der Grünen 
zuzuschreiben gewesen: Die Zuständigkeit sei von den Grünen reklamiert worden, die 
ja lediglich das Bundesrats- und das Frauenressort erhielten (Q Erpenbeck 2012). Die 
Grünen-Politikerin Polat (Q 2015) bemerkt mit Blick auf die 80er und Anfang der 90er 
Jahre, dass die Thematik aufgrund der gestiegenen Zuwandererzahlen bei den Grünen 
ein Schwerpunktthema gewesen sei: „Bei den Grünen sowieso: Der niedersächsische 
Flüchtlingsrat hat sich ja quasi in unseren Räumen gegründet. Da war auch die Verzah-
nung mit den Flüchtlingsinitiativen noch viel stärker als heute, muss man dazusagen. 
Von daher war das damals – wie heute jetzt auch – eines der Top-Schwerpunkte der 
Grünen.“ Ihrer Einschätzung nach sei das bei der SPD damals nicht in dem Maße der 
Fall gewesen (ebd.). So lassen sich die Ziele der Akteure hinsichtlich der horizontalen 
Verortung sowohl aus koalitions- und zuschnittsbezogener Sicht aber auch aus affini-
tätsbezogener Perspektive erklären.  
Auch die eher integrationspolitischen Aufgaben im Rahmen des Zusammenlebens mit 
Ausländern sind dem Bundesratsministerium zugesprochen worden. Im Zentrum der 
Diskussion stand dabei das Amt der Ausländerbeauftragten. Der Aufgabenkreis und die 
Ressourcenausstattung der Ausländerbeauftragten sind ebenfalls Thema im Vereinba-
rungstext. Dort heißt es: „Die Ausländerbeauftragte ist zukünftig für alle AusländerIn-
nen zuständig. Sie wird bei allen Entscheidungen des Landes, die ihren Aufgabenbe-
reich berühren, beteiligt. Die Stelle wird entsprechend dem Aufgabengebiet personell 
ausgestattet.“  
Eingerichtet wurde die Beauftragtenstelle jedoch schon 4 Jahre zuvor. Die damalige 
Amtsinhaberin Erpenbeck (Q 2012) erinnert sich: „1986 kam zum letzten Mal die Re-
gierung Albrecht hier in Niedersachsen an die Macht. Das war eine CDU/FDP Koali-
tion. Damals in der Zeit – Ende der 80er Jahre – war Frau Liselotte Funcke von der FDP 
die Ausländerbeauftrage des Bundes. Sie hat damals immer wenn die FDP mit in die 
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Regierung kam in den Ländern innerhalb ihrer Partei versucht, dass dort jeweils Aus-
länderbeauftragte installiert werden. Das traf in dieser Zeit auf Niedersachsen zu. […] 
1986 kam der Beschluss der Koalition hier in Niedersachsen und dann habe ich im Mai 
1987 begonnen als Ausländerbeauftragte des Landes Niedersachsen. Das war die Regie-
rung Albrecht.“  
Rot-Grün sei aber nach gewonnener Wahl nicht vom Modell der Beauftragten abgekom-
men: „Dann kam 1990 Rot-Grün an die Regierung und da war eigentlich ziemlich 
schnell klar, dass auch unter der neuen Konstellation diese Institution der Ausländer-
beauftragten beibehalten würde. […] Da war Jürgen Trittin Minister. Und der hat dann 
die Aufgabe in das Ministerium reingeholt. Dort bin ich dann mit dem Referat 1:1 vom 
Sozialministerium in das damalige Bundesrats- und Europaministerium gekommen – 
aber dann in eine Fachabteilung. Denn dort gab es eine dritte Abteilung, die im Namen 
des Ministeriums keine Rolle spielte. […] Das ging bis 1994.“ (ebd.). In besagter Abtei-
lung seien verschiedenste integrations- aber eben auch migrationspolitische Aufgaben 
versammelt gewesen (Q Erpenbeck 2012). Die Verschiebung in das neu geschaffene Mi-
nisterium bot die Gelegenheitsstruktur für eine vertikale Aufwertung. Jelit (Q 2015) be-
merkt: „Und die damalige rot-grüne Regierung wollte dem Migrationsgeschehen eine 
besondere Bedeutung beimessen. Insofern hat das Bundesrats- und Europaministerium 
den Bereich der Aufnahme und Unterbringung der Flüchtlinge dann bekommen.“  
Doch nicht alle politikfeldbezogenen Aufgaben zogen die frischgebackenen Koalitions-
partner in jenem Ministerium zusammen. Dies gilt beispielsweise für migrations- und 
integrationsbezogene Frauenpolitik. Diese tritt in der Koalitionsvereinbarung weitaus 
schwächer in Erscheinung, als das noch im Grünen-Wahlprogramm der Fall war. Da 
den Grünen allerdings das Frauenministerium zugesprochen wurde, erscheint es nicht 
überraschend, dass ebendort die Zuständigkeit für Ausländerinnen und Asylbewerbe-
rinnen prominent als eine der Hauptaufgaben des Referats R25 verankert war. In den 
frühen 90ern war es damals noch undenkbar, die rein ausländer- und asylrechtlichen 
Angelegenheiten aus dem Innenministerium herauszulösen. „Das Ausländerrecht mit 
all seiner Kälte und Härte – ich denke, das ist auch immer wichtig, dass man sich das 
vergegenwärtigt – war im Innenministerium“, merkt Jelit an (Q 2015). Aufgrund des 
ordnungsrechtlichen Rahmens sei man hier gezwungen, harte Entscheidungen zu tref-
fen. Vor diesem Hintergrund kann man die Ankündigung der aufbauorganisatorischen 
Verankerung einer Härtefallkommission in der Koalitionsvereinbarung sehen. Dort 
heißt es: „Beim Innenministerium soll nach dem ‚Berliner Modell‘ eine Härtefall-Kom-
mission gebildet werden, an die von Abschiebung und Ausweisung Betroffene sich wen-
den können.“ Fanden Aussiedler in den beiden Wahlprogrammen zumindest noch kurz 
Erwähnung, sparte man die Gruppe als Adressat von Migrations- und Integrationspoli-
tik im Vertragstext aus.  
Im Hinblick auf die spärliche Datenlage für die folgenden Kettenglieder ist zusammen-
fassend an dieser Stelle zu sagen, dass weite Teile des organisatorischen Arrangements 
migrations- und integrationspolitischer Aufgaben im Ministerialaufbau schon in den 
Kettengliedern I und II vorgegeben oder mindestens grob angelegt wurden. Sowohl die 
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horizontale Verortung im Bundesrats-, Frauen- und Innenministerium als auch die ver-
tikale Ansiedlung im Innen- und im Frauenministerium lässt sich durch entsprechende 
Textstellen nachvollziehen. Lediglich die vertikale Verortung innerhalb des Bundesrats-
ressorts bedarf noch einer näheren Beleuchtung. 
 
Kettenglieder III und IV: Die Landesbeauftragte für Migration und Teilhabe, Doris 
Schröder-Köpf, betont im Interview (Q 2015), dass Niedersachsen hinsichtlich der Mi-
nisterpräsidenten auf eine lange Tradition des migrations- und integrationspolitischen 
Engagements zurückblicken könne. Dazu sei auch der damals amtierende Gerhard 
Schröder zu zählen. Begründet sei diese Tradition in der Sonderstellung Niedersach-
sens als Einwanderungstor mit dem Grenzdurchgangslager Friedland (ebd.). Auch Er-
penbeck (Q 2012) berichtet von einer aktiven Mitarbeit Schröders am Asylkompromiss. 
Schröders Engagement muss jedoch insbesondere vor dem Hintergrund seiner Funk-
tion in Angelegenheiten des Asylkompromiss gesehen werden: Zusammen mit Rudolf 
Scharping führte er als aufstrebender Landeschef die Verhandlungen für die SPD-Län-
der (vgl. z.B. Voges 1992, Linke 1993, Rhein-Zeitung 1997). Diese waren aufgrund der 
Zustimmungspflichtigkeit des Asylkompromisses im Bundesrat beteiligt.  
Ungeachtet seines Einflusses in anderen Feldern fiel Schröder letztlich als starker Spie-
ler hinsichtlich organisationspolitischer Weichenstellungen in der Migrations- und In-
tegrationspolitik aus. Zwar zählte ‚kulturelle Vielfalt‘ zu den vier Leitmotiven seiner Re-
gierungserklärungen; die Erklärung stellte jedoch schon den Kompromiss der Koaliti-
onspartner dar, der sich im Spannungsfeld „zwischen ‚grünem Utopismus‘ und ‚sozial-
demokratischem Pragmatismus‘“ bewegte (Munzinger 2014m). Der grüne Einfluss – 
personifiziert als Minister Jürgen Trittin – war hier also schon eingepreist. Der Partei-
linke Trittin habe schon in der Koalitionsaushandlung zu den „maßgebenden Wortfüh-
rern“ (Munzinger 2014n) gezählt. Innerhalb seines Ressorts hatte er dem migrations- 
und integrationspolitischen Aufgabenbündel im Rahmen der Ressortverantwortung 
eine eigene Abteilung zugestanden.  
Was die inhaltliche Arbeit am Asylkompromiss in den Folgejahren betrifft, sei neben 
Trittin und Schröder auch das Innenministerium beteiligt gewesen (Q Erpenbeck 2012). 
Hier sei an die Aussage Jelits (Q 2015) erinnert, der dem Innenministerium aus der 
Natur seiner Aufgaben im ordnungsrechtlichen Bereich heraus ein eher distanziertes 
Verhältnis zu den Adressaten der Hauspolitik zuschreibt. Umgekehrt könne das Ressort 
auf unterschiedliche Weise geführt werden, so Polat (Q 2015): Man müsse nicht zwangs-
läufig den „Hardliner“ spielen. Glogowski bildete aber gerade nicht nur aufgrund seiner 
aufgabenspezifisch gegebenen Rolle als Innenminister einen inhaltlich-richtungspoliti-
schen Gegenpol zum Trittin-Ressort. So hätte er Zuwendungen im Ausländer- und 
Asylbereich um 20% kürzen lassen und sei mit „derben Sprüchen“ in Sachen Asylrecht 
und Ausländerkriminalität aufgetreten (Munzinger 2013c). Diese Darstellung aus dem 
Munzinger-Lebenslauf wird vom Stimmungsbild in der Presse erhärtet: Innenminister 
Glogowski galt in dieser Frage als ‚Hardliner‘ (Özgenc 1998 und 2000, Siering und Hell-
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wig 1994, Spiegel 1998). Gerade deswegen erscheint es plausibel, dass die Grünen Fra-
gen der Unterbringung in einem ihrer beiden Häuser wissen wollten. Typisch für der-
gestalt entschlackte Ministerien blieb die Aufgabenansiedlung während der Periode im 
Innenministerium in Referatsstärke unverändert.  
Glogowskis Amtskollege im Sozialministerium, Walter Hiller fiel indes weder vor noch 
nach seiner Ministertätigkeit mit migrations- und integrationspolitischen Themen auf 
(Munzinger 1997). Entsprechend dazu unterhielt das Haus keine Hauptaufgaben in be-
sagtem Bereich.  
6.4.1.2 Datenkomprimierung und Erklärung mittels Modell 
Nach der prozessanalytischen Betrachtung folgt nun die Aufbereitung der Daten für die 
Zusammenhangsanalyse des Tests. Folgende Erkenntnisbausteine konnten dabei ge-
wonnen werden:  
(1) Innerhalb des facettenreichen Felds der Migrations- und Integrationspolitik standen 
für SPD und Grüne insbesondere asylpolitische Themen im Fokus der Zielsetzung. 
Dies schlägt sich auch im Koalitionsvertrag und schließlich in der Prioritätenlegung der 
Aufgabenbündel von Innen- und Bundesratsministerium nieder. (2) Aussiedlerpolitik 
sparte man aus. Keiner der zentralen Akteure trat mit wahrnehmbaren Positionen in 
Erscheinung. (3) Parteiübergreifend war man sich in der Koalition einig, dass das Mo-
dell der Ausländerbeauftragten erhalten bleiben sollte. (4) Schon in der Vorperiode 
wurde diese Stelle von der bürgerlichen Koalition Albrecht auf Betreiben der Liberalen 
ins Leben gerufen. (5) Dass große Teile des migrations- und integrationspolitischen 
Bündels konzentriert im Bundesratsministerium verortet wurden, ist Ausfluss einer 
ganzen Reihe von Gründen. Neben einer großen Affinität des Felds zu den Bundesan-
gelegenheiten zum damaligen Zeitraum und der relativ höheren Aufmerksamkeit der 
Grünen gegenüber der SPD ließe sich noch argumentieren, dass die Grünen beispiels-
weise Unterbringungsfragen nicht dem restriktiv agierenden Innenminister Glogowski 
überlassen wollten. (6) Eine Entscheidung für das Trittin-Ressort war auch gleichzeitig 
eine Entscheidung gegen das Sozialressort. Der dortige Hausleiter Hiller war besonders 
im gewerkschaftlichen Kontext aktiv und wies keine messbare Affinität zum Politikfeld 
auf.  
(7) Ministerpräsident Schröder reihte sich zwar in die lange Tradition von Landesvätern 
ein, die sich aktiv an Fragestellungen in diesem Bereich beteiligten; allerdings fiel er 
hinsichtlich der konkreten Frage, wie Organisationspolitik diesbezüglich zu gestalten 
wäre, als maßgebliches Kettenglied aus. In der Koalitionsaushandlung waren die Wei-
chen bereits gestellt. (8) Bundesratsminister Trittin sorgte für eine entsprechende Auf-
wertung des migrations- und integrationspolitischen Aufgabenbündels, indem er dafür 
eine eigene Abteilung im Aufbau einrichtete. Selbiges Bündel fand jedoch keinen öf-
fentlichkeitswirksamen Niederschlag im Namen des Hauses. (9) Glogowski trat des Öf-
teren im Zusammenhang mit ordnungspolitischen Fragen öffentlich auf. Die theoreti-
sche Modellierung würde hier eine Aufwertung der Aufgaben erwarten lassen. Eine 
hohe Salienz des Ressortchefs ist aber im besonderen Fall des Innenministeriums nicht 
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immer mit einer aufbauorganisatorischen Aufwertung verbunden. So verhält es sich in 
diesem Fall so, wie sich das in vergleichbaren Situationen auf induktivem Wege als sys-
tematisch herausgestellt hat: Charakteristisch für Innenministerien, deren migrations- 
und integrationspolitische Aufgaben auf den rein ordnungsrechtlichen Aspekt be-
schränkt wurden, kam es zu keiner Veränderung. Es blieb bei einem Referat, das sich 
um jenen Zuständigkeitsbereich kümmerte. In der nachfolgenden Tabelle können die 
Bausteine im Überblick eingesehen werden:  
 
Abbildung 6.4.2: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Niedersachsen 1990-1994 
 
Eigene Darstellung. 
 
 
6.4.2 Fallgruppe Niedersachsen 1994-2003 
Die zweite Fallgruppe umschließt den Zeitraum von 1994 bis 2003. Gerhard Schröders 
SPD konnte ab 1994 nach vier Jahren Rot-Grün mit absoluter Mehrheit alleine weiter-
regieren. Mit der Auflösung des Bundesratsministeriums sprach man dem Innenmi-
nisterium den größten Teil des Aufgabenbündels zu. Die Ausländerbeauftragte wech-
selte ins Sozialministerium. Diese Aufteilung passt zum programmatischen Bild der 
SPD für die Wahl 1994.  
Vier Jahre später errang die SPD wiederum die absolute Mehrheit im Niedersächsischen 
Landtag. In der Zwischenzeit sank die Aufmerksamkeit gegenüber der Migrations- und 
Integrationspolitik schleichend, sodass im Programmtext von 1998 die beiden Grobin-
dikatorwerte nur noch die Hälfte des Vorperiodenwerts erreichten. Passend dazu ver-
schob man im Innenministerium nach und nach politikfeldfremde Aufgaben in die vor-
mals rein migrationspolitische Abteilung. Obwohl sich gegen Ende dieser zweiten Al-
leinregierungsperiode – also Anfang des neuen Jahrtausends – vermehrt Aktivität im 
sozial- und bildungspolitischen Bereich abzeichnete, wurden die dort angesiedelten in-
tegrationspolitischen Aufgaben nicht messbar ausgebaut oder vertikal aufgewertet. Die 
hohe Personalfluktuation sorgte im Sozialministerium mitunter dafür, dass sich Reor-
ganisationsanstrengungen weitgehend in Grenzen hielten.  
So lässt sich einerseits ein weitreichender Umbruch in der Aufbauorganisation zu Be-
ginn der fast neunjährigen SPD-Alleinregierung feststellen. Andererseits hielten sich 
Organisationsveränderungen während dieser Zeit weitgehend in Grenzen. Woran es 
340 
lag, dass man die stabsorganisierte Ausländerbeauftragte im Sozialministerium schließ-
lich in die Linie integrierte, kann aufgrund der spärlichen Datenlage für diese Delegati-
onsbeziehungen nicht eruiert werden.  
6.4.2.1 Deskription der unabhängigen Variablen und Prozessanalyse 
Dieser Abschnitt hat die Aufgabe, die potentiell relevanten Akteure für die Fallgruppe 
zu nennen, deren Position in der Delegationskette anzugeben sowie deren Ziele zu er-
läutern oder abzuschätzen.  
Mit 44,3% Stimmanteil und dem Scheitern der FDP an der 5%-Hürde konnten die So-
zialdemokraten ohne Koalitionspartner eine mehrheitsfähige Alleinregierung bilden. 
Schröder blieb zunächst Ministerpräsident und Innenminister Glogowski dessen Stell-
vertreter. Sozialminister Hiller wurde gegen Mitte der Amtsperiode von Wolf Weber 
abgelöst. Vier Jahre nach dem Wahlerfolg der Sozialdemokraten gelang erneut der Griff 
nach der Regierungsverantwortung. Dieses Mal schnitt die SPD mit 47,9% noch höher 
ab. Wieder scheiterten der Liberalen – wenn auch denkbar knapp – an der 5%-Hürde. 
Erneut startete man mit Gerhard Schröder in die neue Amtsperiode.  
Man reorganisierte den Zuschnitt der Ressorts mit weitreichenden Konsequenzen für 
die Migrations- und Integrationspolitik. Das Bundesratsministerium wurde aufgelöst. 
Das Frauen- und das Sozialministerium legte man zusammen. Infolge einiger Perso-
nalwechsel übernahm zunächst die vormalige Europa- und Justizministerin Heidrun 
Merk das neue ‚Ministerium für Frauen, Arbeit und Soziales‘. Schon kurz nach seiner 
Wiederwahl wechselte Gerhard Schröder in die Bundespolitik. Schon im Vorfeld der 
Niedersachsen-Wahl war klar geworden, dass er das Amt des Bundeskanzlers anstrebte. 
Wunschnachfolger (Fertmann 1998) Glogowski beerbte ihn im Amt des Ministerpräsi-
denten. Die frischgebackene Sozialministerin Merk wiederum übernahm den Stellver-
treterposten. Zum Innenminister berief man Heiner Bartling.  
Ein weiterer Wechsel an der Regierungsspitze bahnte sich mit der Enthüllung einiger 
zweifelhafter Finanztransaktionen von Glogowski an. Dieser nahm seinen Hut. Sigmar 
Gabriel folgte ihm im Amt des Ministerpräsidenten nach. Während Bartling bis zur 
Wahl im Jahr 2003 im Amt blieb, wurde Merks Ministerinnendasein im Zuge einer 
Kabinettumbildung beendet. Erpenbeck blieb weiterhin Ausländerbeauftragte. Es ent-
fällt also Kettenglied II als Betrachtungsgegenstand mangels eines Koalitionspartners. 
In Kettenglied I müssen lediglich die Ziele der SPD erörtert werden. Eine hohe Fluktu-
ation war hingegen in den Kettengliedern III und IV festzustellen. 
Kettenglied I: Der ausgehandelte Asylkompromiss im Jahr 1993 wirkte sich auf die SPD-
Parteiprogrammatik 1994 merklich aus. Erstens schwächte sich der starke Fokus auf die 
Bundespolitik bedeutend ab. Zweitens rückte die Integrationspolitik einen Schritt weiter 
in den Vordergrund. Folgender Satz kann als Sinnbild beider Entwicklungen gesehen 
werden. Im Programmtext heißt es: „Unabhängig von der Bundesgesetzgebung werden 
wir in der Landesregierung die Gleichstellung im Alltag vorantreiben.“ 
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Indes verschwanden asyl- und zuwanderungspolitische Themen nicht aus dem Ziel-
portfolio des sozialdemokratischen Parteiprogramms. Mehr noch: In geographisch ge-
trennten Abschnitten werden jeweils integrationspolitische und migrationspolitische 
Punkte ausführlich diskutiert. Beide konzentrierte Abschnitte zusammengenommen 
ergeben rechnerisch einen Wert von 4,17% für den vertikalen Stellenwert. Fast genau 
identisch damit notiert der zweite Schätzindikator mit 4,10% Wortanteil migrations- 
und integrationspolitischer Inhalte am Gesamttext.  
Während die geographische Trennung der beiden konzentrierten Abschnitte schon ein 
bezeichnender Hinweis auf die Teilung des Aufgabenbündels aus dem ehemaligen 
Bundesratsministerium gesehen werden kann, verdeutlicht die kontextuelle Zuord-
nung zudem, welche Ziele man hinsichtlich der horizontalen Ansiedlung verfolgt. Wäh-
rend der erste konzentrierte Abschnitt zum Zusammenleben mit Ausländern zusam-
men mit den Feldern Frauen, Generationen, Kultur und Sport behandelt wird, ist der 
zweite Abschnitt zur Migrationspolitik im Kapitel ‚Staat und Recht‘ untergebracht. Nicht 
nur, dass im Vergleich zum Programm von 1990 aus einem konzentrierten Textteil zwei 
wurden: Auch die Streuung im Text hat sich erstens von insgesamt 6 auf 17 Beobachtun-
gen mehr als verdoppelt und ist zweitens thematisch sehr viel breiter über querliegende 
Politikfelder vorgenommen worden.  
Sehr starke Hinweise deuteten also auf eine Dekonzentration migrations- und integra-
tionspolitischer Aufgaben hin. Zu erwarten war zudem die horizontale Zuordnung 
zweier getrennter Aufgabenbündel jeweils zum Innenministerium und zu einem Res-
sort des sozialen Bereichs. Die Zielvorstellungen der SPD wurden schließlich mangels 
eines intervenierenden Koalitionspartners entsprechend so auch umgesetzt.  
 
Abbildung 6.4.3: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung des Programmtexts der alleinregierenden SPD 
in Niedersachsen 1998 
 
Eigene Darstellung. 
 
Vier Jahre später stellten sich die Sozialdemokraten den Wahlen mit einem Programm, 
welches sich hinsichtlich der Salienz gegenüber Migrations- und Integrationspolitik von 
den Texten aus den Jahren 1990 und 1994 radikal unterschied. Der Anteil politikfeldbe-
zogener Inhalte am Gesamttext ging um fast die Hälfte auf 2,42% zurück. Mit 8 Be-
obachtungen war auch die Streuung wieder deutlich niedriger. Gleichzeitig erreichte 
aber auch der vertikale Stellenwert nur einen Wert von 0,24%. Zwar gibt es einen Text-
abschnitt, in dem bestimmte Facetten des Politikfelds angesprochen werden; dieser fällt 
aufgrund seiner Kürze und des sehr eingeschränkten Facettenreichtums jedoch nur in 
Kategorie 2 und nicht – wie sonst bei konzentrierten Textteilen üblich – in Kategorie 4. 
Auch sonst handelt es sich nur um kleine oder kleinste Beobachtungen.  
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Aussiedler werden nicht explizit erwähnt. Eine tiefergehende Auseinandersetzung mit 
migrations- oder integrationspolitischen Fragestellungen findet kaum statt. Es bleibt 
zum großen Teil bei Erwähnungen in verschiedenen Zusammenhängen. Dabei darf die 
geringe Aufmerksamkeit gegenüber dem Politikfeld nicht mit bewusstem Ignorieren in 
Verbindung gebracht werden. Vielmehr drängten andere – insbesondere wirtschaftspo-
litische – Ziele und – für Schröder bundespolitische – Motive auf die Agenda und ver-
wiesen die Migrations- und Integrationspolitik auf eine nachrangige Position im Ziel-
portfolio. Die niedrigen Salienzwerte schlugen sich dementsprechend in Form von Un-
tätigkeit in Bezug auf aufbauorganisatorische Ansiedlungsveränderungen des Politik-
felds nieder.  
Auch zwischen 1998 und 2003 waren die Sozialdemokraten nicht auf einen Koalitions-
partner angewiesen. Kettenglied II entfiel somit.  
Abbildung 6.4.4: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung im Programmtext der alleinregierenden SPD in 
Niedersachsen 1998 
Eigene Darstellung. 
Kettenglied III: Mit der Auflösung des Bundesratsministeriums (Q Erpenbeck 2012) be-
günstigte Gerhard Schröder 1994 die Neusortierung migrations- und integrationspoliti-
scher Aufgaben. Zum dritten Mal in Folge war er im März 1998 zum Ministerpräsiden-
ten gewählt worden. Im Gegensatz zur Antrittserklärung der Vorperiode (Schröder 
1994) unterließ er es diesmal, in seiner Regierungserklärung im März (Schröder 1998) 
migrations- und integrationspolitische Themen zu erwähnen. Damit verstärkte er das 
Signal gesunkener Aufmerksamkeit und unterbot die ohnehin schon niedrigen Auf-
merksamkeitswerte seiner Partei.  
Schon ein halbes Jahr später wechselte Schröder als Kanzler auf die Bundesebene. Der 
bisherige Innenminister und Stellvertreter Gerhard Glogowski rückte ins Amt des Lan-
desvaters auf. In der Berliner Zeitung (Kolhoff 1998) urteilte die Grünen-Abgeordnete 
Rebecca Harms, dass Glogowskis Kurs weder Erneuerung noch Aufbruch kenne. Im 
Munzinger-Eintrag (2013c) wird festgehalten, dass seine Agenda „von Kontinuität“ ge-
prägt gewesen sei. Dazu passt auch zunächst sein Kurs in der Migrationspolitik. Be-
kannt als ‚Law-and-Order‘-Mann (Fertmann 1998, Özgenc 2000) führte er auch als Re-
gierungschef diejenige Politik fort, die er als Hauptverantwortlicher für den Bereich 
Migration im Innenministerium ohnehin schon verfolgte. Von einer anderen Seite 
zeigte er sich aber in seiner ersten Regierungserklärung als Landesvater (Glogowski 
1998) im integrationsbezogenen Teilbereich des Politikfelds. Mehrere Textabschnitte 
widmete er unter positivem Vorzeichen dem Zusammenleben der aufnehmenden und 
einwandernden Bevölkerungsteile. Allerdings rückt die Thematisierung von Hand-
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lungsbedarf zugunsten von Bekundungen, Niedersachsen sei als Einwanderungsziel-
land sehr attraktiv und weltoffen, in den Hintergrund. In der Gesamtschau waren dem-
nach auch von Schröders Nachfolger Glogowski keine neuen Impulse hinsichtlich Re-
organisation von migrations- und integrationspolitischen Aufgaben zu erwarten.  
Aber auch Glogowski war nur kurz Ministerpräsident. Aufgrund von „Vorwürfen über 
seine mangelnde Distanz zu Wirtschaftskreisen und mögliche private Vorteilsnahme“ 
(Munzinger 2013d) musste er nach 13 Monaten zurücktreten. Zu seinem Nachfolger 
wurde Sigmar Gabriel bestimmt. Der Beitrag zur Migrations- und Integrationspolitik in 
dessen Regierungserklärung (Gabriel 1999a) fällt noch kürzer aus. Er ging in seiner 
Rede sehr allgemein auf die Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund ein. 
Asyl- und Zuwanderungspolitik oder Aussiedlerpolitik sprach er dabei nicht an. Nur 
vereinzelt – wie etwa zur gleichmäßigen Verteilung ausländischer Schüler auf Klassen 
und Schulen (Leffers 2003, Main-Post 2003) – war er zum Themenfeld an die Öffent-
lichkeit getreten189. Dass seine Eltern deutsche Heimatvertriebene waren, rief bei Gab-
riel keine besondere Affinität zur verwandten Aussiedlerpolitik hervor190. 
 
Kettenglied IV: Nachdem Glogowski zum Ministerpräsidenten bestimmt wurde, rückte 
Heiner Bartling als Innenminister auf. Als Innenpolitiker fiel dieser vor Amtsantritt 
kaum mit migrations- und integrationspolitischen Themen auf. Als Hausleiter führte 
er dann die Amtsgeschäfte mit aktiver Beteiligung am migrationspolitischen Diskurs 
im Sinne Glogowskis fort. Dies betraf auch die eher restriktive Haltung bei „überführten 
Asylschwindlern“ (Dahlkamp 2000), allgemein im Asylrecht (Hamburger Abendblatt 
1999) und bei Abschiebungen (Hamburger Abendblatt 2000a). Neu hinzu kamen in-
folge der Geschehnisse des 11. Septembers 2001 gesteigerte Aufmerksamkeitswerte im 
Bereich des islamistischen Terrorismus (Bönisch et al. 2001, Goffart 2001, Hamburger 
Abendblatt 2001b, Handelsblatt 2001a). Bei der Diskussion um ein neues Zuwande-
rungsgesetz legte Bartling insbesondere Wert darauf, dass der Zuzug von Spätaussied-
ler begrenzt werden solle (Munzinger 2003b, Tagesspiegel 2001 und 2002, TAZ 2001a, 
Handelsblatt 2003).  
Angesichts jener großen migrationspolitischen Themen, mit denen Bartling auftrat, war 
theoretisch die Vorhaltung eines größeren Aufgabenbündels und deren prominente 
Verortung im Behördenaufbau zu erwarten gewesen. Schon sein Vorgänger Glogowski 
hatte nach Auflösung des Bundesratsministeriums bereits eine eigene Abteilung für 
migrationspolitische Aufgaben eingerichtet. Auch Bartling habe an dieser Struktur fest-
gehalten, erinnert sich Jelit (Q 2015). Messtechnisch ergeben sich rückläufige Werte für 
die vertikale Ansiedlung. Zu den rein migrationspolitischen Aufgaben der Abteilung IV 
 
189 Auch seine Äußerungen zur Doppelten Staatsbürgerschaft und zur Ausländerintegration im Plenum 
des Parlaments (Gabriel 1999b) sind wohl eher vor dem Hintergrund des zeitbezogenen Diskursverlaufs 
zu sehen und stechen vergleichsweise nicht in besonderer Weise heraus. 
190 Mehr noch: Das Verhältnis zu seinem aus Schlesien stammenden und nationalsozialistisch gesinn-
ten Vater war sehr distanziert (Munzinger 2013d). Damit könnte eher umgekehrt eine Distanz zur Ver-
triebenen- und Aussiedlerpolitik entstanden sein.  
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gesellten sich nämlich auch einige politikfeldfremde Aufgaben, die des Personenstands-
rechts, des Datenschutzes und der Verwaltungsverfahren. Vor dem Hintergrund der 
schleichend nachlassenden Aufmerksamkeit bei der SPD, die bei der Betrachtung des 
Parteiprogramms von 1998 offensichtlich wird, ist dieser leichte Rückgang des vertika-
len Stellenwerts im Behördenaufbau nachvollziehbar. Bartling blieb auch unter dem 
neuen Landesvater Gabriel im Amt.  
Unabhängig von den Personalveränderungen an der Landesspitze und im Innenressort 
vollzog sich im Sozialministerium ebenfalls ein Wechsel. Ressortchef Walter Hiller 
wurde 1996 von Wolf Weber abgelöst. Dieser tat sich im öffentlichen Diskurs nicht vor-
dringlich mit migrations- und integrationspolitischen Fragen hervor und wies auch in 
seiner kurzen Amtszeit als Sozialminister keine hervorstechenden Aufmerksamkeits-
werte auf (siehe Munzinger 2001). Im Zuge der Kabinettsumbildung infolge der Wahl 
von 1998 tauschte er das Ressort mit der bisherigen Justiz- und Europaministerin 
Heidrun Merk. Sie stand damit dem neugestalteten ‚Ministerium für Frauen, Arbeit 
und Soziales‘ vor, welches nach Zusammenlegung des Frauen- und des Sozialministe-
riums entstanden war. Außerdem beerbte sie Glogwoski in der Stellvertretung des Mi-
nisterpräsidenten. Obwohl ihr ein „besonderes Engagement“ in Ausländer- und Flücht-
lingsfragen zugeschrieben wird (Munzinger 2004b191), wurde dies im öffentlichen Dis-
kurs kaum deutlich. Im Rahmen der Presseanalyse finden sich kaum relevante Treffer. 
In ihre Amtszeit fiel die Eingliederung des Büros der Ausländerbeauftragten in das re-
gulär linienorganisierte Referat 506. Zuvor war die Beauftragte noch stabsorganisiert in 
der Zentralabteilung untergebracht. Zur Herstellung einer Kausalbeziehung zwischen 
den Zielen von Merk und der veränderten Verortung reicht die Datenlage – besonders 
im Hinblick auf die Strukturzusammenlegung der zwei Ressorts und deren zwangsläu-
fige Folgen für die Aufbauorganisation als intervenierender Faktor – nicht aus.  
Fast genau ein Jahr, nachdem Gabriel zum Ministerpräsident gekürt wurde, bildete er 
sein Kabinett an einigen wichtigen Stellen um (Hamburger Abendblatt 2000c). Betrof-
fen war dabei auch das Ressort von Merk. Gabriel berief Gitta Trauernicht zur neuen 
Ministerin. Ihr Themenschwerpunkt lag insbesondere auf der Jugendpolitik. Mit mig-
rations- und integrationspolitischen Themen stach sie vor Amtsantritt hingegen weni-
ger heraus (Munzinger 2009a). Allerdings fiel die Erarbeitung eines Integrationsplans 
für Niedersachsen in ihre Amtszeit (Landtag NI 2002: 11924f, TAZ 2002, Hamburger 
Abendblatt 2002). Auch sei sie im jugendpolitischen Kontext oft integrationspolitisch 
tätig geworden (Munzinger 2009a). Auch die Affinität von Jugend- und Bildungspolitik 
machte sich im Diskurs bemerkbar. In Trauernichts Integrationsplans zeigt sich diese 
Verbindung deutlich (Landtag NI 2002: 11925).  
Kultusministerin war in jenen Tagen Renate Jürgens-Piepers. Die SPD-Politikerin, die 
zwischen 1990 und 1994 ein Gastspiel bei den Bündnisgrünen gab, war nach Merks 
Rücktritt zusätzlich zur Ministerpräsidentenstellvertreterin bestimmt worden. In die 
 
191 Hier fehlt jedoch eine Zeitangabe. Die Medien- und Parlamentsdebattenanalyse hat gezeigt, dass 
sich Merk insbesondere nach ihrer Ministerinnenzeit auf dem Feld öffentlichkeitswirksam betätigt hat.  
345 
 
letzte Phase ihrer Amtszeit fielen auch die ersten (vergeblichen) Bemühungen des Kul-
tusministeriums, den islamischen Religionsunterricht einzuführen (Heflik 2003, Süd-
kurier 2003). Die Aufmerksamkeitsprofile beider Politikerinnen passen nicht zu den 
Erwartungen hinsichtlich der Organisationsstruktur: Im Sozialministerium fand keine 
formale Aufwertung statt; im Kultusministerium erfolgte während der Amtszeit 
Jürgens-Piepers gar eine Abwertung des Aufgabenbündels, indem mehrere politikfeld-
ferne Aufgaben in das vormals fast rein integrations- und ausländerpolitische Referat 
306 verlegt wurden.  
 
6.4.2.2 Datenkomprimierung und Erklärung mittels Modell 
Im Vorfeld der Einpassung gesammelter Daten in das Modell gilt es, gesondert die Ge-
wohnheitshypothese zu betrachten. Die Ergebnisse hierzu fallen zweigeteilt aus.  
Erwartungsgemäß verlaufen die Entwicklungen in Kettenglied I und II: Mit dem Weg-
fall der Grünen als Koalitionspartner wird die Verortung von Migrations- und Integrati-
onspolitik umfassend umgestaltet. Vier Jahre später wird die SPD erneut alleinige Re-
gierungspartei und belässt die Strukturen wie zuvor.  
Von mehr Reorganisationsaktivität insbesondere innerhalb der Ressorts hätte man an-
gesichts der großen Personalfluktuation in Kettenglied III und IV ausgehen können. 
Drei Ministerpräsidenten und zahlreiche Wechsel insbesondere im Sozialressort waren 
zu beobachten. Die Hypothese, dass neue Akteure mit neuen Zielen auch neue Akzente 
in der Ausgestaltung der Strukturen im Bereich ‚Migration und Integration‘ setzen wür-
den, kann für diese Fallgruppe als falsifiziert gelten: Es habe sich „nicht viel geändert“ 
in diesem Zeitraum (Q Erpenbeck 2012). 
Vergleichsweise viele falsifizierte Annahmen treten bei dieser Fallgruppe auch im Zuge 
der Zusammenhangsanalyse des Modelltests auf. Dies mag entweder an Messfehlern 
aufgrund der spärlichen Datenlage für Akteure in Kettenglied IV liegen oder daran, dass 
die jeweiligen Neulinge in Sachen Reorganisation Scheu zeigten. Regelmäßig kamen 
jene Akteure nämlich inmitten einer laufenden Legislaturperiode hinzu. Im Hinblick 
auf erhebliche Veränderungen am aufbauorganisatorischen Grundgerüst eines Hauses 
kann vermutet werden, dass man hiervon – trotz genügend Zeit bis zur nächsten Wahl 
– bewusst Abstand genommen hat, um die akteurswechselbedingt bereits angeschla-
gene Stabilität der Regierungsarbeit nicht zu gefährden.  
Ungeachtet möglicher Alternativerklärungen ist es Aufgabe des Tests, das theoretische 
Argument zu prüfen. Für die Erkenntnisbausteine der positionsbasierten Hypothesen 
erhält man folgende Ergebnisse: (1) Die Zweiteilung des Themenfelds in einen migra-
tionspolitischen und einen integrationspolitischen im Parteiprogramm der Sozialdemo-
kraten von 1994 spiegelte sich als Trennung des Gesamtaufgabenbündels in einen in-
nenpolitischen und einen sozialpolitischen Teil wider. (2) Für 1998 wurde ein massiver 
Rückgang der Aufmerksamkeit gegenüber migrations- und integrationspolitischen The-
men festgestellt. Entsprechend legte man gestalterisch am bisherigen Ansiedlungsdes-
ign nicht Hand an.  
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(3) Sowohl Schröder als auch Glogowski und Gabriel hatten die Migrations- und Integ-
rationspolitik im Blick. Das bestätigt auch Schröder-Köpf (Q 2015: „Auf jeden Fall haben 
rückblickend alle Ministerpräsidenten – aber vor allem Gerhard Schröder, aber auch 
Sigmar Gabriel – das [Politikfeld] auf ihre Weise geprägt.“ Im Vergleich zu deren Nach-
folgern Wulff und später Weil waren die Aufmerksamkeitswerte der drei SPD-Landes-
väter jedoch relativ gering ausgeprägt. (4) Lediglich Glogowski ging vor allem in seiner 
Zeit als Innenminister mit migrationspolitischen Themen an die Öffentlichkeit. Auch 
sein Nachfolger Bartling tat es ihm gleich. Das Innenministerium war entsprechend 
nach der Wahl von 1994 mit migrationspolitischen Aufgaben in Abteilungsstärke aus-
gestattet worden. Dass sich später wieder politikfeldfremde Aufgaben in die Organisati-
onseinheit einschlichen, passt zur schleichend nachlassenden Aufmerksamkeit im Zeit-
verlauf bis 2003.  
(5) Insgesamt vier verschiedene Personen leiteten zeitweilig das Sozialressort. Die ers-
ten drei – Hiller, Wolf und Merk – machten nicht vornehmlich als Integrationspolitiker 
von sich reden. (5a) Während sich bei Hiller und Wolf keine nennenswerten Verschie-
bungen ergaben, (5b) fand in Merks Amtszeit eine Eingliederung der stabsorganisierten 
Ausländerbeauftragten in die Linie statt. Anlass war hier wohl die Zusammenführung 
von Frauen- und Sozialministerium in einem Haus. (5c) Umgekehrt hätte man im Zuge 
vermehrten Engagements der vierten Amtsinhaberin Trauernicht in Sachen Integration 
eine Vergrößerung und Aufwertung des Aufgabenbündels erwartet. Dies ist wiederum 
nicht eingetreten.  
(6) Auch der neue integrationspolitische Schwerpunkt in der Bildung schlug sich nicht 
in der Aufbauorganisation des Kultusministeriums nieder. So sind die Ergebnisse für 
immerhin knapp über 20% der Delegationsbeziehungen nicht hypothesenkonform.  
 
Abbildung 6.4.5: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Niedersachsen 1994-2003 
 
Eigene Darstellung. 
 
6.4.3 Fallgruppe Niedersachsen 2003-2013 
Diese Fallgruppe überspannt den Zeitraum der bürgerlichen Koalition aus Christdemo-
kraten und Liberalen mit den Wahlperioden 2003-2008 und 2008-2013. Union und Frei-
demokraten lösten im Jahr 2003 die SPD-Alleinregierung unter der Führung von Sig-
mar Gabriel ab.  
Die CDU begann die erste Legislaturperiode des Fallgruppenzeitraums mit hoher Auf-
merksamkeit gegenüber Migrations- und Integrationspolitik. Für die Union spielte auch 
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die Aussiedlerpolitik eine herausragende Rolle. Hingegen hielten sich die Liberalen in 
Angelegenheiten des Politikfelds eher zurück. Auch die jeweiligen Ministerpräsidenten-
stellvertreter von der FDP traten meist nur zur Einzelfragen der Flüchtlingspolitik und 
vor allem gegen Ende der zweiten Periode in Erscheinung.  
Ministerpräsident Christian Wulff entdeckte schon bald nach Amtsantritt die Integrati-
onspolitik für sich. Diese vertraute er dem Innenminister Uwe Schünemann an. Im 
Innenministerium fanden sich zunächst sowohl migrations- als auch integrationspoli-
tische Aufgaben. Im Zuge einer vertikalen Aufwertung des Gesamtpolitikfelds machte 
Schünemann 2007 aus einer Abteilung zwei: eine Ausländerrechts- und eine gesonderte 
Integrationsabteilung. Wohlwollende Unterstützung erhielt er dabei auch von der bis-
herigen Ausländerbeauftragten Erpenbeck, die mit der Leitung und dem Aufbau der 
Integrationsabteilung betraut wurde. Kurze Zeit später wurde Honey Deihimi zur 
neuen Integrationsbeauftragten bestimmt.  
Zu Beginn der zweiten Regierungsperiode stand man damit auf dem Höhepunkt der 
vertikalen Verortung des Felds. In der Folgezeit trat Schünemann in zunehmendem 
Maße als asyl- und sicherheitspolitisch restriktiver Politiker auf. Dies beeinträchtigte die 
beabsichtigte Wahrnehmung des integrationspolitischen Kurses in der Öffentlichkeit. 
Unbeschadet der ausländer- und asylrechtlichen Komponente entband Wulff Schüne-
mann deshalb mittels Neuzuschnitt der Ressorts von der integrationspolitischen Zu-
ständigkeit. Mit Aygül Özkan holte sich der Ministerpräsident die erste muslimgläubige 
Ministerin mit Migrationshintergrund auf Landesebene in sein Kabinett. Als Sozialmi-
nisterin übernahm sie die Integration von Schünemann. Kurze Zeit später erfolgte im 
Sozialressort eine vertikale Abstufung des integrationspolitischen Aufgabenbündels 
durch Zusammenlegung der Integrations- und der Generationenabteilung. Ein weiterer 
Rückbau aufbauorganisatorischer Strukturen vollzog sich mit dem Ausscheiden Deihi-
mis als Beauftragte. Mit drei starken Frauen im Verantwortungsbereich des Politikfelds 
waren Parallelstrukturen geschaffen worden, die mit dem Weggang der Beauftragten 
und der Auflösung ihres Amts ein Stück weit abgebaut wurden. Weniger veränderungs-
reich gestaltete sich hingegen die Verortung des neu geschaffenen Aussiedlerbeauftrag-
ten. Dieser blieb über die gesamten zehn Jahre seiner Amtszeit sonderorganisiert dem 
Innenminister unterstellt.  
Als Christian Wulff im Sommer 2010 zum Bundespräsident gewählt wurde, gab er sein 
Amt an David McAllister ab. Entgegen der bisherigen Praxis Wulffs griff dieser weit 
weniger in die migrations- und integrationspolitischen Geschicke der Landesregierung 
ein und legte Wert auf die jeweilige Ressortverantwortung Schünemanns und Özkans.  
Maßgeblich geprägt waren Veränderungen in dieser Fallgruppe insbesondere durch 
zwei herausstechende Personen: Uwe Schünemann und Christian Wulff. Darüber hin-
aus gab es weitere Personen, die im migrations- und integrationspolitischen Zusam-
menhang für Bewegung in der Aufbaustruktur sorgten. Dazu gehörten die Ausländer-
beauftragte und spätere Abteilungsleiterin Gabriele Erpenbeck und die Sozialministerin 
Aygül Özkan genauso wie die Integrationsbeauftragte Honey Deihimi.  
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6.4.3.1 Deskription der unabhängigen Variablen und Prozessanalyse 
In diesem Abschnitt werden die potentiell relevanten Akteure für die Fallgruppe be-
nannt, deren Position in der Delegationskette angegeben sowie deren Ziele erläutert 
oder abgeschätzt.  
CDU und FDP konnten 2003 die Sozialdemokraten aus der Regierungsverantwortung 
drängen. Auch 2008 konnten sich die Bürgerlichen in der bisherigen Koalitionskonstel-
lation die Mehrheit sichern. Bis zu seiner Wahl zum Bundespräsidenten war Christian 
Wulff niedersächsischer Ministerpräsident. Zu seinem Nachfolger wurde im Sommer 
2010 David McAllister bestimmt. Das Amt des Ministerpräsidentenstellvertreters füllte 
bis Februar 2009 der Freidemokrat Walter Hirche aus. Ein kurzes Gastspiel in dieser 
Funktion hatte Philipp Rösler, der lediglich bis Oktober desselben Jahres im Amt blieb, 
bevor er sich dann auf die Bundesebene konzentrierte. Ihm wiederum folge Jörg Bode 
nach, der auch in McAllisters Amtszeit Posteninhaber blieb.  
Als einer der zentralen Akteure stellte sich Innenminister Uwe Schünemann heraus. Er 
leitete das Innenressort im gesamten Zeitraum der schwarz-gelben Koalition. Der 2003 
berufene Aussiedlerbeauftragte Rudolf Götz – damals Landtagsabgeordneter – blieb 
über diese Zeitspanne von zehn Jahren ebenfalls unverändert dort angesiedelt. Im So-
zialministerium vollzogen sich hingegen zwei Personalwechsel an der Hausspitze. Die 
erste Amtsinhaberin im Fallgruppenzeitraum, Ursula von der Leyen, wechselte gegen 
Ende 2005 in die Bundespolitik. Zu ihrer Nachfolgerin wurde zunächst Mechthild Ross-
Luttmann bestimmt. 
2010 gab sie ihr Amt jedoch an die erste türkischstämmige Landesministerin Aygül 
Özkan ab. Zu den bekannten Gesichtern in der Spitzenbeamtenschaft wie die Auslän-
derbeauftragte Gabriele Erpenbeck und Herbert Jelit traten spätere Verantwortungsträ-
ger wie beispielsweise Dr. Frank Frühling in den Landesdienst ein. Erpenbeck wechselte 
später an die Spitze der neu geschaffenen Integrationsabteilung. Ihr Beauftragtenamt 
ging zunächst in jener Abteilung auf. Im späteren Verlauf stieß zudem vorübergehend 
eine neue Integrationsbeauftragte, Honey Deihimi, hinzu. Sie war noch im Innenmi-
nisterium ins Amt berufen worden und legte selbiges einige Zeit nach dem Wechsel ins 
Sozialministerium nieder.  
Kettenglied I: Diese Fallgruppe umspannt – wie auch schon die vorherige – insgesamt 
zwei Wahlperioden. Während die Programme der Wahlen 2003 also als Datengrundlage 
für die Abschätzung der Startbedingungen dienen, kann mit den Programmen von 2008 
der Zwischenstand für die Ziele beider Akteure eingefangen werden. Im direkten Ver-
gleich zwischen CDU und FDP liegen die Christdemokraten jeweils vorn. Mit einem 
Gesamttextanteil von 3,1% im Jahr 2003 und 5,8% im Jahr 2008 liegt die Union jeweils 
weit vor den Liberalen mit 2,1% zu beiden Betrachtungszeitpunkten. Auch der zweite 
Grobindikator zur Abschätzung der Aufmerksamkeit mittels des hierarchischen Stel-
lenwerts zeigt ein ähnlich Bild: Mit 1,79% erreicht die CDU fast einen doppelt so hohen 
Wert wie die FDP mit 0,93%. Während die Freidemokraten 2008 ihrerseits zulegen 
(1,56%), bricht der hierarchische Stellenwert der Christdemokraten alle Rekorde: Mit 
349 
 
9,09% liegt der Wert am oberen Ende aller gemessenen Ausprägungen. Basierend auf 
diesen Schätzwerten ist eindeutig, welche der beiden Partner dem Feld relativ mehr 
Aufmerksamkeit widmet. Auch absolut interpretiert war von den Christdemokraten zu 
erwarten, dass die vertikale Ansiedlung des Politikfelds nicht im niedrigen Wertebereich 
stattfinden wird.  
Für eine genauere Zielabschätzung hinsichtlich der horizontalen Verortung ist ein de-
taillierter Blick in die einzelnen Programme nötig. Das CDU-Programm von 2003 lässt 
sich in drei großzügige thematische Cluster aufteilen.  
Cluster I bildet dabei ein ausgedehnter Textteil, in dem Spätaussiedlerpolitik kon-
zentriert behandelt wird. Zwar wird nicht – wie in anderen Bundesländern, in denen die 
Union in Regierungsverantwortung kam – schon im Programm ein Aussiedlerbeauf-
tragter angekündigt; dass aber Spätaussiedler eine sehr prominente Rolle in der christ-
demokratischen Aufmerksamkeitsverteilung spielen, zeigt erstens die Länge des Bau-
steins, zweitens die sehr breite Themenabdeckung innerhalb dieses Textabschnitts und 
drittens eine ähnlich ausführliche Beschäftigung mit dem Thema ‚Vertriebene und Aus-
siedler‘ im Vorperiodenprogramm (ni1998cdu). Die Grünen-Politikerin Polat (Q 2015) 
verwundert der Aufmerksamkeitsfokus der Christdemokraten nicht: „Bei den Aussied-
lern ist es ja so, dass sie als klassische CDU-Klientel wahrgenommen wurden – früher 
auch von der grünen Partei. Und man hat sich vielleicht auch als Aussiedler anfangs 
dieser Partei näher gefühlt und sich auch gar nicht als Zuwanderer oder Migrant gese-
hen. Sondern man hat ganz stark auf diese deutsche Identität wertgelegt.“  
Logisch getrennt vom Spätaussiedler-Cluster, aber dennoch gleich anschließend veror-
tet, befindet sich Cluster II. Auch hier handelt es sich um einen konzentrierten Textab-
schnitt – diesmal zur Zuwanderungs- und Integrationspolitik für nicht-deutsche Zu-
wandernde. Auf defizitäre Fähigkeiten von Zuwanderern abstellend stehen Fragen des 
gesellschaftlichen Zusammenlebens und der Arbeitsmarktintegration im Vordergrund. 
Beide Cluster werden unter einem eigenen Punkt auf höchster Gliederungsebene be-
handelt.  
Cluster III umfasst insgesamt 4 der insgesamt 7 nicht-konzentrierten Beobachtungen. 
Diese sind im Kontext sicherheits- und ordnungsbezogener Themen über den innenpo-
litischen Programmbereich verteilt. In diesem Zusammenhang werden Jugendkrimi-
nalität, organisierte Kriminalität, Abschiebung nach Straffälligkeit und Haftverbüßung 
im Ausland thematisiert. Asylpolitik spielt keine Rolle. Nicht ein einziges Mal sind die 
Wortstämme ‚Asyl‘ und ‚Flücht‘ zu beobachten. Aus der Analyse des Sprachgebrauchs 
lässt sich eine weitere wichtige Feststellung herausstellen: Während auf den Wort-
stamm ‚Migra‘ völlig verzichtet wird, treten ‚Aussiedl‘ (12), ‚Integr‘ (17) und ‚Ausl‘ poli-
tikfeldbezogen auffallend häufig auf. Zwar war ‚Integration‘ zur Jahrtausendwende zum 
dominanten Programmbegriff geworden und mit dem Landesintegrationsplan bereits 
in Erscheinung getreten; die CDU als neue Regierungspartei verhilft diesem aber zum 
Durchbruch im Strukturvokabular Niedersachsens.  
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Zusammengefasst lässt das Programm in der Gesamtbetrachtung keinen Zweifel da-
ran, dass erstens das Politikfeld stark im innenpolitischen Kontext gesehen wird, dass 
zweitens die Gruppe der Spätaussiedler eine Sonderrolle192 abseits von anderen Migran-
tengruppen einnehmen werden, dass drittens Asylpolitik völlig ausgespart wurde und 
dass viertens der Weg für den Programmbegriff ‚Integration‘ geebnet war. 
Die FDP versammelt die Teilbereiche des Politikfelds unter der bezeichnenden Über-
schrift ‚Zuwanderung, Integration und Ausländerpolitik‘ in einem kurzen, konzentrier-
ten Textteil. Aussiedlerpolitik wird nicht angesprochen. Ohne Begriffe wie ‚Asyl‘ und 
‚Flüchtlinge‘ zu verwenden, gehen die Liberalen kurz auf die Rückkehrförderung von 
Ausländern ohne Bleiberecht ein. Die Freidemokraten stehen mit ihrer Programmatik 
der CDU-Linie nicht entgegen. Auch im FDP-Text nehmen Zuwanderungsbegrenzung, 
Defizite bei Bildung und Sprache sowie die Einpassung in das deutsche und niedersäch-
sische Werte- und Rechtssystem eine zentrale Rolle ein. Abseits des konzentrierten Ab-
schnitts findet sich neben einer kleineren Textstelle zur Innenpolitik noch eine Be-
obachtung vom Typ 2 zur Bildungspolitik.  
Beim Erscheinen des FDP-Wahlprogramms 2008 hat sich inzwischen ein inhaltlicher 
Richtungswandel vollzogen. Zwar heißt die Überschrift noch immer ‚Zuwanderung, 
Integration und Ausländerpolitik‘; der Ton ist jedoch anders. Dominiert wird der kon-
zentrierte Textteil diesmal von einer offenen Einwanderungspolitik. Es wird auch Bezug 
auf eine aufbauorganisatorische Veränderung aus der letzten Legislaturperiode genom-
men: Man schreibt sich als Teil der Regierung die Einführung der Härtefallkommission 
auf die Fahnen. Abgesehen vom inhaltlichen Richtungswechsel bleibt die thematische 
Besetzung im konzentrierten Abschnitt jedoch unverändert auf der Zuwanderungsthe-
matik mit einigen Elementen aus dem Integrationsbereich.  
Neu ist, was außerhalb des konzentrierten Textfelds stattfindet. Hier finden sich zahl-
reiche kleinere Beobachtungen, die eine große Bandbreite von Themen abdecken. Ver-
treten ist dabei die Kultur-, Sport-, Wohnungsbau- und Wirtschaftspolitik genauso wie 
die geschlechterspezifische Politik. Auffallend sind gleich 3 Beobachtungen zur Ge-
sundheitspolitik, wo insbesondere kultursensible Pflege und Gesundheit im Alter the-
matisiert werden. 
Der programmatische Wandel mit querschnittspolitischem Anstrich muss jedoch weni-
ger als vorauseilende Innovation, sondern mehr als Kursanpassung an die Gescheh-
nisse der letzten vier Jahre gesehen werden. Unter dem Strich habe sich das migrations- 
und integrationspolitische Engagement der Liberalen sehr in Grenzen gehalten: „Die 
FDP hat sich dann lange Zeit auf Wirtschaftsthemen konzentriert und hatte wohl die 
Vorstellung, dass das ausreichen würde.“ (Q Jelit 2015). Die Freidemokraten hätten sich 
bis gegen Ende ihrer zweiten Regierungsperiode „weniger bis gar nicht“ (Q Polat 2015) 
in die Diskussion eingeschaltet. „Und dann gegen Ende merkten sie, dass sie unterge-
192 So betonte man 2004 aus dem CDU-geführten Innenministerium: „Bei den Spätaussiedlern handelt 
es sich um deutsche Staatsbürgerinnen und Staatsbürger und nicht um Ausländer.“ (Landtagsdrucksa-
che 15/1039 NI 2004: 3) 
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hen in dieser Gesamtsituation […] und dass das doch ein wichtiges Thema in Nieder-
sachsen geworden ist […]. Dann haben die im Wahlkampf gerade im Bereich der Flücht-
lingspolitik mit einem 10-Punkte-Papier angefangen und so weiter. Es gab auch eine 
Auseinandersetzung im Landtag, in der Schünemann gesagt hat: ‚Dieses Papier der 
FDP ist ganz unten im Stapel gelandet‘. Auch noch sehr despektierlich so auf die Art: 
‚Was wollt ihr vom kleinen Koalitionspartner denn?‘ Bei der FDP hatten daraufhin auch 
komplett sämtliche Abgeordnete – das war eine Fraktionskampagne – in ihrer Signatur 
stehen: ‚Flüchtlingspolitik …‘ […]. Das war sozusagen eine Wording-Mainstreaming-
Kampagne innerhalb der FDP. Und das war grade auch – wie ich meine – gegen Ende 
der Periode.“ Vermutlich habe man sich gedacht, so Polat, „Oh, jetzt wird’s schwierig“ 
und sei dann thematisch in die Offensive gegangen. Auch aktuell193 sei zu beobachten, 
dass die Liberalen wieder stärker auf dem Feld aktiv seien, so Jelit (Q 2015).  
Im Wahlkampf zuvor war davon aber noch nichts zu erkennen. Man passte sich ledig-
lich dem Kurswechsel an, der sich zwischen 2003 und 2008 vollzogen hatte. Denn bis 
zum Wahlkampf im Jahr 2008 war viel geschehen – und zwar vor allem in (CDU Lan-
desvorstand 2009: 8f) und mit der CDU. 
 
Abbildung 6.4.6: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung in den Programmtexten CDU und FDP sowie 
des Koalitionsaushandlungsgremiums (Koa) in Niedersachsen 2003 
 
Eigene Darstellung. 
 
Abbildung 6.4.7: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung in den Programmtexten von CDU und FDP so-
wie des Koalitionsaushandlungsgremiums (Koa) in Niedersachsen 2008 
 
Eigene Darstellung. 
 
Dies spiegelt sich auch im CDU-Wahlprogramm von 2008 wider. Auch hier finden sich 
mehrere kleine Beobachtungen zu den verschiedensten querschnittspolitischen Sach-
fragen. Kernstück ist aber ein sehr ausführlicher, über mehrere Passagen ausgedehnter 
und konzentrierter Textteil. Dieser enthält vereinzelt Angaben zur Zuwanderungs-, 
Asyl- und Aussiedlerpolitik, beschäftigt sich aber vorwiegend mit zahllosen Facetten der 
 
193 Stand zum Zeitpunkt des Gesprächs am 02.03.2015 
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Integrationspolitik. Allein der Wortstamm ‚Integr‘ ist 65 Mal in Gebrauch. Obgleich die 
Anbindung der Migrations- und Integrationspolitik laut Programmtext im Innenminis-
terium bleiben soll, stellt sich Integrationspolitik im CDU-Programm als eigenständig 
emanzipiertes Politikfeld dar.  
Wie schon vor vier Jahren trennen die Christdemokraten zwischen integrationspoliti-
schen und kulturellen Aspekten von Aussiedlerpolitik. Auch in diesem Programm er-
hielt die Gruppe der Spätaussiedler zusammen mit den deutschen Heimatvertriebenen 
und Flüchtlingen einen logisch gesonderten Textteil. Dieser wurde gleich im Anschluss 
an den integrationspolitischen Textteil platziert.   
Kettenglied II: Die Entscheidung für eine Verortung der Migrations- und Integrations-
politik beim Innenministerium sei von den Koalitionspartnern (Q Erpenbeck 2012) – 
also in Kettenglied II – festgelegt worden. Auch die Einverleibung der Ausländerbeauf-
tragten in die Linie des Innenressorts sei eine bewusste Entscheidung gewesen (Q Jelit 
2015). Welche der beiden Parteien migrations- und integrationspolitische Themen dabei 
tonangebend besetzt hatte, war schon während des Wahlkampfs klar. Trotzdem: Ein 
Blick auf die Koalitionsvereinbarungen als Endprodukt der Aushandlung kann Gewiss-
heit schaffen.  
Im Vereinbarungstext von 2003 klaffen die beiden Grobindikatorwerte für die Abschät-
zung der Aufmerksamkeit stark auseinander. Dadurch, dass ‚Integration‘ zwar einen 
eigenen Gliederungspunkt erhält, dieser aber sehr kurz gefasst ist [Typ 3], beträgt der 
Textanteilswert nur 1,54% während der vertikale Stellenwert in der Gliederung 5,88% 
aufweist. Hauptgegenstand des Textabschnitts ist jedoch nicht die in der Überschrift 
angekündigte Integration. Vielmehr wird in drei Abschnitte gegliedert, die wiederum 
aus nicht mehr als jeweils höchstens zwei Sätzen bestehen. Der erste Abschnitt handelt 
von Zuwanderungssteuerung, der zweite von Aussiedlerintegration und der dritte von 
Vertriebenen. Damit trägt das verschriftlichte Aushandlungsergebnis die Handschrift 
der Union. Wie man bereits aus dem Inhalt des Wahlprogramms der Christdemokraten 
erahnen konnte, ließ sich die CDU (Q Erpenbeck 2012) auch die Schaffung einer Beauf-
tragtenstelle für Aussiedlerbeauftragten festschreiben. Allerdings wollte man sich hier 
noch nicht festlegen, in welcher Form und wo im Aufbau man das neue Strukturele-
ment verorten wollte. Abgesehen von zwei weiteren kleineren Beobachtungen jeweils 
zur Eingliederung jugendlicher Aussiedler und zur Haftverbüßung im Ausland enthält 
der Text keine weiteren Bausteine zum Politikfeld.  
Erwartungsgemäß fielen die Maße zum konzentrierten Abschnitt in der Vereinbarung 
von 2008 ganz anders aus. Mit 6,4% Textanteil und 6,25% Gliederungsstellenwert liegen 
die Werte dicht beieinander und bewegen sich auf hohem Niveau. Verantwortlich dafür 
ist die CDU. Dabei sprechen zwei Gründe gegen eine maßgebliche Einflussnahme der 
Freidemokraten. Erstens: Gemessen an den Grobindikatorwerten der FDP ist die ge-
schätzte Aufmerksamkeit gegenüber der Migrations- und Integrationspolitik für beide 
Werte mehr als dreimal so hoch.  
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Zweitens: Verschiebungen im Gesamtkräfteverhältnis zwischen den beiden Parteien in 
der zweiten Periode hatten hier – im Gegensatz zur zweiten bürgerlichen Koalition in 
Hessen – ebenfalls keine nennenswerten Auswirkungen, zumal die FDP mit 16,05% 
Anteil an den Regierungssitzen im Parlament im Vergleich zur Vorperiode mit 14,5% 
nicht wesentlich an Verhandlungsressourcen hinzugewinnen konnte. So führten ein 
ähnlich bleibender Einfluss der Parteien auf die Ergebnisse der Aushandlung und ein 
weitaus niedrigeres Interesse der FDP am Politikfeld zur Dominanz der Christdemo-
kraten.  
Im Gegensatz zur Vereinbarung der Vorperiode ist hier tatsächlich die in der Über-
schrift angekündigte ‚Integration‘ inhaltlicher Hauptgegenstand. 2/3 des Abschnitts 
werden dazu verwendet, die integrationspolitischen Schwerpunkte der Koalition darzu-
legen. Das letzte Drittel teilen sich Aussagen zu erwünschter Zuwanderung von Fach-
kräften und die Aussiedlerpolitik in Zusammenhang mit dem Grenzdurchgangslager 
Friedland. Die Koalitionsaushandler legen dabei die Geschicke des Politikfelds vollstän-
dig in die Hand des Innenministeriums. Zunächst ist im Text davon die Rede, dass 
Innenminister Schünemann die Federführung bei der Erstellung eines Gesamtkon-
zepts erhalten solle, womit eine „nachhaltig und langfristig angelegte Integrationspoli-
tik“ untermauert werden sollte. Aber mehr noch: „Zur Stärkung des integrationspoliti-
schen Profils ist es notwendig, die über verschiedene Ressorts verteilten Kompetenzen 
zu bündeln. Unbeschadet der jeweiligen Ressortzuständigkeit erfolgt die Koordinierung 
und Steuerung aller integrationspolitischen Maßnahmen künftig durch das Innenmi-
nisterium. Es ist Integrationsministerium und damit Ansprechpartner für alle Fragen 
der Integration.“ Damit folgt das Aushandlungsgremium der Agenda des CDU-Pro-
gramms, wo es heißt: „Wir gestalten das Ministerium für Inneres und Sport um zu 
einem Ministerium für Inneres, Integration und Sport. Wir koordinieren dort alle mit 
Integration zusammenhängenden Angelegenheiten.“ (ni2007cdu).  
Bei genauerer Betrachtung ist dieser Schritt bereits 2002 – also im Jahr vor der Wahl – 
vollzogen worden. Davon zeugt auch die Aussage im CDU-Wahlprogramm von 2008, 
wonach bereits eine neue Abteilung für Integration im Innenministerium gegründet 
worden sei, welche die politikfeldbezogenen Aufgaben dort bündele (ni2007cdu). Ins 
Auge sticht außerdem, dass sicherheits- und ordnungspolitische Themen in der Verein-
barung nur eine unbedeutende Rolle spielen.  
 
Im Vergleich der beiden Vertragstexte von 2003 und 2008 wandelte sich erstens der in-
haltliche Schwerpunkt von eher sicherheits- und zuwanderungspolitischen hin zu in-
tegrationspolitischen Themen und zweitens der Stellenwert von einem eher moderaten 
zu einem erhöhten Niveau. Drittens ist festzustellen, dass die CDU zweifelsohne tonan-
gebend war, wenngleich die FDP keine wesentlich gegenläufigen Ziele verfolgte. Vier-
tens stellte man die Gründung einer Integrationsabteilung heraus. Diese war schon im 
Jahr vor der Wiederwahl ins Leben gerufen worden.  
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2003 stellte man in den ersten beiden Kettengliedern – neben anderen kleineren Festle-
gungen – die Weichen für vier zentrale Punkte: Erstens wurde ein Spätaussiedlerbeauf-
tragter berufen. Zweitens verlagerte man fast sämtliche nennenswerten Aufgabenbündel 
der Migrations- und Integrationspolitik ins Innenressort. Drittens wertete man dort das 
verschmolzene Gesamtbündel signifikant auf. Viertens ebnete man den Weg für eine, 
vom migrationspolitischen Teil emanzipierte Integrationspolitik.  
2008 hingegen erläuterte man ausführlich die Beweggründe für die 2007 geschaffenen 
Fakten, die im wesentlich in einer weiteren Aufwertung des Aufgabenbündels und einer 
weitergehenden Ausdifferenzierung von Migrations- und Integrationspolitik bestanden. 
Kettenglied III: Diese geschaffenen Fakten wurden auch von der christdemokratischen 
Gesamtpartei mitgetragen. Die beiden zentralen Figuren auf dem migrations- und in-
tegrationspolitischen Terrain Niedersachsens waren jedoch Ministerpräsident Christian 
Wulff und Innenminister Uwe Schünemann.  
Der Stellvertreter Wulffs, Walter Hirche, trat entsprechend der Prioritätensetzung sei-
ner Partei kaum mit migrations- und integrationspolitischen Themen in Erscheinung. 
Weder in seiner Munzinger-Vita (2008c) noch im Spiegel der Presse finden sich Hin-
weise auf verstärktes Engagement in dieser Sache. Sein Augenmerk galt insbesondere 
der Wirtschaftspolitik (Munzinger 2008c), sodass Migrations- und Integrationspolitik – 
wenn überhaupt – eher in diesem Zusammenhang auftrat (z.B. Göres 2004)194. Ähnlich 
wenige Anhaltspunkte für ein nennenswertes Aufmerksamkeitsniveau finden sich bei 
seinen Nachfolgern Rösler und Bode.  
Dr. Phillip Röslers Stammpolitikfeld war die Gesundheitspolitik. Seine asiatische Her-
kunft spielte für die politische Schwerpunktsetzung keine Rolle195, zumal er bereits mit 
9 Monaten von einem Ehepaar adoptiert und nach Deutschland kam (Munzinger 
2013e). Unabhängig vom persönlichen Hintergrund äußerte er sich kritisch gegenüber 
der restriktiven Terrorbekämpfungs- und Bleiberechtspolitik Schünemanns (TAZ 2006, 
Himmelreich 2006) und signalisierte damit im Jahr 2006 – also noch im Rahmen der 
ersten der beiden bürgerlichen Regierungsperioden – einen gewissen Teilhabeanspruch 
der FDP (vgl. Dernbach 2013) an der Ausgestaltung des Politikfels an. Mindestens be-
stand dieser Anspruch jedoch darin, dass die FDP den christdemokratischen Akteuren 
einen nicht uneingeschränkt weiten Handlungskorridor zugestand. Seine Verweildauer 
im Landesministeramt war jedoch nur kurz. Schon gut ein halbes Jahr nachdem er An-
fang 2009 das Ministerpräsidentenstellvertreter- und Wirtschaftsministeramt von Hir-
che übernommen hatte, wechselte er in die Bundespolitik. Sein späterer Nachfolger, 
194 Hirche (2008) gab zu Beginn der Periode 2008-2013 eine Antrittsregierungserklärung ab, in der mig-
rations- und integrationspolitischen Themen ein breiter Raum eingeräumt wurde; allerdings tat er dies 
im Namen des zum damaligen Zeitpunkt schwer erkrankten Landesvaters Wulff, der nicht persönlich 
erscheinen konnte. 
195 Freilich finden sich vereinzelt auch Äußerungen zur Integrationsthematik – so beispielsweise kurze 
Statements in der Aussprache zur Hirche-Regierungserklärung (Rösler 2008: 105f). Angesichts des da-
maligen Regierungskurses kam hier aber auch nicht umhin, das Thema anzusprechen.  
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Jörg Bode (Munzinger 2013f), verfolgte in Sachen Bleiberechtspolitik schon als Gene-
ralsekretär eine ähnliche Linie wie Rösler (TAZ 2008, Quasthoff 2009) und trat ansons-
ten eher selten196 mit migrations- und integrationspolitischen Sachfragen in Erschei-
nung.  
Für Christian Wulff avancierte Integrationspolitik insbesondere in Verbindung mit sei-
nem religiös konnotierten Aspekt des Islam zu einem der drängendsten Themen seiner 
Amtszeit. Dabei war er in den Jahren der Opposition und zu Anfang seiner Amtszeit als 
Landesvater nicht in besonderem Maße im Zusammenhang mit dem Politikfeld aufge-
fallen (Munzinger 2012b). Auch in seiner ersten Regierungserklärung vor dem Nieder-
sächsischen Parlament (Wulff 2003) fanden sich nur drei sehr kurze Textteile zum Po-
litikfeld: einer zur Haftverbüßung von Ausländern in ihren Heimatländern und zwei 
zur Förderung von Bildung und Sprache von Menschen mit Migrationshintergrund. 
Während sich die gewidmete Aufmerksamkeit gegenüber dem Gesamtpolitikfeld noch 
merklich ändern sollte, blieb Bildung der Schwerpunkt seiner Integrationspolitik. Zu 
Wulffs Vorstellungen gehörten insbesondere eine „bessere Sprachförderung sowie isla-
mischer Religionsunterricht in deutscher Sprache.“ (Wormser Zeitung 2007).  
Die Kehrtwende kam in der zweiten Hälfte seiner ersten Amtsperiode. „Ob es dann rein 
strategisch-politisch motiviert war, dass dann Ministerpräsident Wulff rechtzeitig die 
Signale so gedeutet hat, dass er gesagt hat: ‚Wenn wir die Macht in Niedersachsen halten 
wollen auf Dauer …‘: Das kann ich nicht beurteilen. Das kann ich nur vermuten.“, so 
der Migrationsreferatsleiter Jelit (Q 2015). Jede Regierung müsse sich Gedanken über 
ihre Wiederwahl machen. „Thematische Erhöhungen“ bestimmter Themenfelder könn-
ten dabei hilfreich sein (ebd.: 15). Unbeschadet verschiedener Ansätze, die Wulff dazu 
gebracht haben, sich dem Thema verstärkt zu widmen, bescheinigen die einschlägigen 
Interviewpartner (Q Jelit 2015, Q Schröder-Köpf 2015, Q Polat 2015, Q Erpenbeck 2012, 
Q Ollenschläger 2012a) Wulff aus verschiedenen Rollenperspektiven durchweg ver-
stärktes Engagement auf diesem Feld. Nur dann, wenn etwas politisch gewollt sei und 
kommuniziert werde, gäbe es die Chance, eine Aufwertung im regierungspolitischen 
Portfolio zu erreichen, so Erpenbeck (Q 2012). Für 2012, als Wulff noch Ministerpräsi-
dent des Landes war, stellt sie sogleich fest: „Wir haben einen Ministerpräsident der das 
jede Woche mindestens einmal sagt.“ (ebd.).  
Die Anschlussfrage muss nun angesichts des hohen Salienzwerts von Christian Wulff 
hinsichtlich des Teilbereichs ‚Integration‘ lauten, wie er mit den nachgeordneten Agen-
ten in dieser Sache verfahren würde.  
 
 
 
 
 
196 Dies drückte sich beispielsweise dadurch aus, dass die FDP 2009 zwar einen Plan zur Einführung 
des islamischen Religionsunterrichts vorstellte. Im Vordergrund stand hier aber nicht der Niedersachse 
Bode, sondern sein hessischer Kollege Hahn (vgl. Anders 2009). 
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Kettenglied IV: Zunächst fiel die Wahl auf den Innenminister Uwe Schünemann. Als 
damals noch natürlicher Hort migrationspolitischer Aufgaben erhielt das Innenressort 
nun auch die Zuständigkeit für Integration. Eine nähere Befassung mit den Zielen 
Schünemanns und deren Verhältnis zu den Zielen Wulffs ist deshalb unabdingbar.  
Schünemanns Ziele197 müssen aufgrund unterschiedlicher Stoßrichtungen getrennt 
nach den beiden Teilbereichen ‚Migration und Innere Sicherheit‘ einerseits und ‚Integra-
tion‘ andererseits herausgearbeitet werden. Er sei von Kritikern wegen seines als hart 
wahrgenommenen Kurses in Flüchtlingsfragen immer wieder als ‚Abschiebeminister‘ 
betitelt worden (Welt 2013b). Auch habe er sich bei Muslimen unbeliebt gemacht, weil 
er mit Personenkontrollen vor Moscheen Islamgläubige unter Generalverdacht gestellt 
habe (Hamburger Abendblatt 2014a). So war Schünemann sowohl regional (Osnabrü-
cker Zeitung 2013) als auch im linken Spektrum (Knödler 2013, TAZ 2013a, von Appen 
2013) und im moderat konservativen Spektrum (Welt 2013a, Fertmann 2014) der Pres-
selandschaft als ‚Hardliner‘ bekannt (vgl. Munzinger 2013g).  
Außerhalb sicherheits- und bleiberechtlicher Fragen sei Schünemann umgekehrt sehr 
engagiert in der Integrationspolitik (Laschet 2008: 209) gewesen: „Schünemann war je-
mand – das glaubt heute kaum jemand draußen –, dem Integration wirklich am Herzen 
lag. Das war ein Thema für ihn. Er ist ja eher bekannt als Hardliner unter den Ministern 
in der Öffentlichkeit. Aber Integration war sein Thema. Zum Beispiel hat er die Sachen, 
die in das Zuwanderungsgesetz gekommen sind mit den Integrationskursen und mit 
anderen Dingen sehr aktiv begleitet. […] Er hat es zum Thema gemacht.“ (Q Erpenbeck 
2012). Deshalb habe er sich 2003 als designierter Innenminister dafür stark gemacht, 
dass die Integration zu ihm kam. „Schünemann hat Integration als sein Anliegen gese-
hen. Wir haben nie genau darüber diskutiert, aber so ist es, wie ich es erlebt habe: Er 
hat es immer gesehen als Komplettierung der ausländerrechtlichen Aufgaben, die ein 
Innenminister hat. Das war sozusagen ‚die andere Seite der Medaille‘. Ich habe ihn im-
mer aktiv erlebt in Fragen der Integration“, so Erpenbeck (ebd.). Als besonderes Beispiel 
für sein Engagement führt sie weiter aus: „Er ist derjenige, der vor allem damals mit 
dem ehemaligen Integrationsminister in NRW, Laschet, - die beiden sozusagen im Dop-
pelpack – dafür gesorgt hat, dass es heute eine Fachministerkonferenz, nämlich die In-
tegrationsministerkonferenz gibt. Das war ein großer Kampf gegen die Ministerpräsi-
dentenkonferenz, weil die kein neues Gremium wollten. Aber die beiden haben es dann 
doch geschafft und durchgesetzt. Und so ließe sich diese Liste fortsetzen.“  
Einerseits waren Muslime seinetwegen polizeilicher Überwachung ausgesetzt; ander-
seits setzte sich der CDU-Politiker beispielsweise für den Islamischen Religionsunter-
richt ein (vgl. Horstkotte 2013). Integrationspolitik sei von Schünemann „gewollt“ ge-
wesen (Q Erpenbeck 2012). „Und das hat dann vier Jahre später dazu geführt, dass dann 
197 In nahezu allen Fällen stieß man in allen Bundesländern bei Interviewanfragen auf große Bereitwil-
ligkeit zur Teilnahme. Uwe Schünemann war eine der beiden Personen, die auf Anfrage nicht zu einem 
Interview bereit waren. Obwohl er aufgrund dessen in diesem Text nicht zu Wort kommt und sich auch 
nicht näher erklären kann, wurde versucht, ein möglichst ausgewogenes und konsensfähiges Bild der 
Ziele des Politikers zu schaffen. 
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daraus eine ganze Abteilung wurde, weil die Aufgabe größer war und weil mehr Perso-
nal gebraucht wurde. […] Das war eine Entscheidung des Ministers. Und der Minister 
damals wusste sehr wohl – obwohl das damals ein Regierungswechsel war – was In-
tegration bedeutet. Und Minister Schünemann hatte einen Plan. Außerdem sind das ja 
häufig bei Regierungswechseln nicht Menschen die Minister werden, die keine Ahnung 
haben oder die ganz von außen kommen. Sondern bei Schünemann war das so: Er war 
parlamentarischer Geschäftsführer seiner Fraktion im Landtag vorher. Das heißt: Er 
hatte einen sehr genauen Überblick über das, was in den Häusern inhaltlich läuft. Und 
Innenpolitik war auch immer sein Thema. Also insofern war das für ihn nichts Neues.“   
Schließlich hätten Schünemann und Ministerpräsident Wulff ein Jahr vor der anstehen-
den Landtagswahl entschieden, dass Integration eine Abteilung werden solle und dass 
Integration auch in den Namen des Ministeriums auftauchen solle. (Q Erpenbeck 2012). 
Das, was von den beiden bereits 2007 beschlossen und umgesetzt wurde, hob man im 
CDU-Wahlprogramm ein Jahr später prominent hervor: „Wir gestalten das Ministerium 
für Inneres und Sport um zu einem Ministerium für Inneres, Integration und Sport. 
Wir koordinieren dort alle mit Integration zusammenhängenden Angelegenheiten. Per-
sonell machen wir diese Neuausrichtung fest an der bereits neu geschaffenen Position 
der Integrationsbeauftragten.“  
Damit wurde noch deutlicher, dass man den Innenminister mit zwei sehr unterschied-
lichen Teilbereichen des Politikfelds betraut hatte. Während für Schünemann und zu-
nehmend auch für Wulff Integrationspolitik als Profilierungsthema angedacht war, 
stand der Innenminister vermehrt mit migrations- und sicherheitspolitischen Fragen in 
der Öffentlichkeit (vgl. Randermann 2015). Dies hatte wiederum Auswirkungen auf die 
Wahrnehmung Schünemanns im Gesamtpolitikfeld. Damit wurden Wulffs Pläne einer 
vorbildhaft wahrgenommenen Integrationspolitik durchkreuzt. Die Grünen-Abgeord-
nete Polat (Q 2015) erinnert sich: „Als Wulff noch Ministerpräsident war, da lief ‚Bad-
Cop, Good-Cop‘. Schünemann hat Moscheekontrollen gemacht, islamische Viertel iden-
tifiziert, wo angeblich besondere Probleme waren oder hat Muslime beim Gang zur Mo-
schee kontrolliert. 3000 bis 4000 Muslime wurden teilweise gestempelt – was da alles 
rauskam. Und Wulff hat ja sozusagen das Gegenteil gemacht. Er hat den Staatsvertrag 
[mit dem Islam] angekündigt und so weiter. Von daher war da diese Dialektik.“ Ihren 
vorläufigen Höhepunkt erreichte die zunehmende Diskrepanz zwischen Wulff und 
Schünemann (vgl. auch TAZ 2009 und Schöneberg 2009, Munzinger 2013g) dann im 
Jahr 2010. Im Tagesspiegel heißt es hierzu: „Erst 2010 beendete ein Machtwort des da-
maligen Ministerpräsidenten Christian Wulff (CDU) das Treiben seines Ministers und 
Parteifreunds Uwe Schünemann, der die Aktionen gegen unbescholtene Menschen bis 
zuletzt als Mittel verteidigte, der ‚Bedrohung durch den internationalen Terrorismus‘ 
zu begegnen.“ (Dernbach 2013).  
Um seinen integrationspolitischen Schwerpunkt davor zu retten, dass dieser in der Dis-
kussion um Bleiberecht und Sicherheitspolitik untergeht, entschied sich Wulff zu einer 
drastischen Maßnahme. Im Rahmen einer aufsehenerregenden Kabinettsumbildung 
(Munzinger 2012b) veränderte er auch gleich den Zuschnitt der Ministerien: „Dann 
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kam die Umressortierung, indem man dem Innenministerium den Bereich der Integra-
tion weggenommen hat. Das war eine Entscheidung des damaligen Ministerpräsiden-
ten Wulff.“ (Q Jelit 2015). Damit habe Wulff seinen restriktiv agierenden Innenminister 
auch ein Stück weit demontieren wollen, so Polat (Q 2015). Wolfgang Jüttner (2010: 
8660), Abgeordneter der SPD, kommentiert in der parlamentarischen Debatte um die 
Kabinettsumbildung, dass Schünemann diese zwar überlebt habe, aber dabei ge-
schrumpft sei. 
Für Wulff musste sich für diesen Schritt jedoch zunächst eine Gelegenheitsstruktur zur 
Herauslösung des Bereichs und ein neuer Ansiedlungsort ergeben. Diese Gelegenheit 
schuf er mit der Umgestaltung des Kabinetts. Polat (Q 2015) erinnert sich: „Dann hat er 
auch damals das Kabinett komplett umgekrempelt. Das hat sehr viele Wunden gerissen 
bei denen, die schon Minister waren und deren Anhänger in der Fraktion.“ Die zweite 
Frage war sodann, wer das integrationspolitische Aufgabenbündel bekommen solle. Als 
vormalig zuständiges Ministerium war das Sozialministerium als erstes im Gespräch. 
Hier war zunächst Ursula von der Leyen mit der Hausleitung betraut. Bis sie 2005 in 
die Bundespolitik wechselte, trat die Gesundheits- und Familienpolitikerin (Munzinger 
2014o) nur vereinzelt mit integrationspolitischen Themen auf. Als es beispielsweise um 
die Abschiebung einer Iranerin ging, positionierte sich von der Leyen gemeinsam mit 
Kultusminister Busemann CDU-intern noch gegen Wulf und Schünemann, die eine 
Ausweisung befürworteten (TAZ 2005, Fertmann 2005). Die vakante Stelle füllte nach 
von der Leyens Wechsel die vormalige sozialpolitische Sprecherin Mechthild Ross-Lutt-
mann.  
Für Wulff, dem an positiver und auffallender Aufmerksamkeit gegenüber integrations-
politischen Themen gelegen war, stellte die meist „geräuschlos“ agierende und weniger 
auf große mediale Aufmerksamkeit abzielende (Munzinger 2010d) Sozialministerin 
Ross-Luttmann keine geeignete Kandidaten für die Übernahme jenes Verantwortungs-
bereichs dar. Aus diesem Grund sah sich Wulff nach einer neuen Agentin für die Lei-
tung des Sozialressorts um. Fündig wurde er mit der Hamburger CDU-Politikerin 
Aygül Özkan. Wulff sei über persönliche und informelle Empfehlungen zugetragen 
worden, dass sie sehr engagiert und kompetent sei (vgl. Q Ollenschläger 2012a); darauf-
hin sei sie von Wulff für das Amt „im Alleingang“ angeworben worden (vgl. Bax 2012, 
Topçu 2010). Dass Özkan offenkundigen Migrationshintergrund mitbrachte, habe zu-
dem eine wichtige Rolle gespielt: Wulff habe mit der Berufung Özkans auch ein politi-
sches Signal gesetzt, so die SPD-Politikerin Schröder-Köpf (Q 2015, vgl. einhellig auch 
Q Polat 2015 oder Q Jelit 2015). Man habe eine Person zur Ministerin ernannt, „die 
aufgrund ihrer Herkunft sozusagen ‚auf Integration verpflichtet‘“ wurde (Q Erpenbeck 
2015). Dies sei laut Polat (Q 2015) ein Alleingang Wulffs gewesen und habe für Ge-
sprächsstoff innerhalb der CDU gesorgt: „Das ist ja ein Novum gewesen. Ich meine, der 
Kreisverband Emsland hat mehrere Mitglieder und Wähler verloren. Es gab da wirklich 
auch Austritte. Für die CDU in Niedersachsen, die sehr strukturkonservativ und katho-
lisch ist, war das schon eine Herausforderung.“ Die Fraktion sei gespalten gewesen, so 
Polat weiter: „Da wurden Veranstaltungen organisiert vom CDU-Verband mit Themen 
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wie ‚Was ist das C im Namen? Wo ist das Christliche bei der CDU?‘ Solche Themen 
wurden da diskutiert.“ Ungeachtet dessen präsentierte der Ministerpräsident im April 
eine muslimisch-gläubige Ministerin mit türkischen Wurzeln und ein horizontal ver-
schobenes Integrationsaufgabenbündel. In seiner Regierungserklärung zum Anlass der 
Kabinettsumbildung und des Neuzuschnitts (Wulff 2010) stellte er hierbei die Integra-
tionspolitik in den Vordergrund.   
 
Wulff hatte sich mit dieser Entscheidung Aufmerksamkeit in der Öffentlichkeit und ein 
positives Zeichen mit Signalwirkung gesichert. Auf einem anderen Blatt stand dann, in 
welcher Weise die neue Ministerin das Politikfeld mit Leben erfüllen würde. Zwar war 
Özkan in der Folgezeit mit einigen integrationspolitischen Vorstößen an die Öffentlich-
keit getreten (siehe Topçu 2010, Havlicek 2012, Saarbrücker Zeitung 2013a); relativ zu 
den anderen Politikfeldern in ihrem Ressort gesehen, stach die Integrationspolitik oft 
nur in kurzem Aufblitzen bestimmter Fragen besonders hervor. Dies sei angesichts der 
Aufgabenfülle jedoch nicht verwunderlich: Ein sehr großes Aufgabenportfolio mit der 
Zuständigkeit „für Gesundheit, Wohnungsbau, für Seniorenpolitik, Familienpolitik, Ju-
gendpolitik, Frauenpolitik und ich weiß nicht was alles“ hätte zur Folge, dass Integra-
tion von Özkan nur als eine von vielen Aufgaben198 behandelt werden konnte (Q Erpen-
beck 2015). In einem Kommentar in der Wochenzeitung ‚Zeit‘ wird kurz vor Ablauf der 
Legislaturperiode gar festgestellt: „Aygül Özkan ist keine normale Ministerin, sie ist ein 
Symbol. […] Eigentlich macht Özkan bis heute nichts anderes, als dieses Symbol zu sein. 
Niemandem Angst machen. Beide Seiten aneinander gewöhnen. […] So kommt es, dass 
die Frage, was Özkan in der Integrationspolitik sachpolitisch tatsächlich geleistet hat, 
kaum eine Rolle spielt.“ (Jacobsen 2013). Anschließend wird Filiz Polat zitiert: „Symbo-
lisch war es ein wichtiger Schritt, inhaltlich ist leider nichts passiert" (ebd.).  
Ungeachtet davon, dass es zur Aufgabe von Oppositionspolitikern und kritischen Jour-
nalisten gehört, der Landesregierung Versäumnisse vorzuwerfen, fand kurze Zeit nach 
dem Wechsel des Aufgabenbündels ins Sozialministerium eine bezeichnende aufga-
benorganisatorische Veränderung statt. Anlass war die Vorgabe des Landesrechnungs-
hofs, das Haus müsse strukturell mindestens eine Abteilung und ein weiteres Referat 
einsparen. Um dabei das Aufgabenportfolio nicht reduzieren zu müssen, musste eine 
aufbauorganisatorische Entscheidung zu Ungunsten eines oder mehrerer Politikfelder 
in Hinsicht auf deren vertikalen Ansiedlung und Aufgabenumfang getroffen werden. 
„Dann war klar,“ so Erpenbeck (Q 2012), „dass die ‚Integration‘ davon betroffen sein 
würde. Aber dann war nicht ganz klar: Kommen ‚Integration‘ und ‚Frauen/Gleichstel-
lung‘ oder ‚Integration‘ und ‚Familie/Jugend‘ zusammen.“ Im Hinblick auf die Affinität 
der Politikfelder sei die Zusammenlegung mit der Jugendpolitik schließlich eine adä-
quate Entscheidung gewesen (ebd.). Der Wert zur Abschätzung der vertikalen Veror-
tung sackte indes schrittweise von 2,78% vor dem Umzug auf 2,02% unmittelbar nach 
der Umressortierung und ein weiteres Mal auf 0,79% nach der innerministeriellen 
Strukturreform ab.   
 
198 Bisweilen sei das Aufgabenspektrum auch „viel zu viel“ gewesen, so Erpenbeck (Q 2015) 
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Eine weitere Zäsur in der Akteurskonstellation markierte die Wahl Wulffs zum Bundes-
präsidenten im Sommer 2010. Im Ministerpräsidentenamt folgte ihm David McAllister 
nach. Dieser übte bis dahin das Amt des Fraktionsvorsitzenden aus. Zuvor war er als 
Generalsekretär für die Wahl 2003 zudem Programmverantwortlicher. Wulff habe ihn 
„über Jahre hinweg konsequent zu seinem Nachfolger aufgebaut“ (Munzinger 2012b). 
McAllister, selbst Träger der Doppelten Staatsbürgerschaft und Sohn eines schottischen 
Vaters, fiel als politischer Ziehsohn Wulffs nur vereinzelt dezidiert mit migrations- und 
integrationspolitischen Themen auf. Im Vordergrund seien für ihn die Diskussion um 
ein Atommüllendlager, die Auswirkungen der Bundeswehrstrukturreform, Schul-
denabbau und Windenergie gestanden (ebd.).  
Auch wenn man Interesse am Politikfeld aufgrund persönlicher Betroffenheit in den 
Zielkanon des Halbbriten hineinprojizieren wollte, so verdichten sich doch die Hin-
weise darauf, dass er migrationspolitische und integrationspolitische Fragestellungen 
ohne Eingriff in die Struktur auf die beiden zuständigen Minister Özkan und Schüne-
mann delegierte. So streifte McAllister (2010b) in seiner Regierungserklärung die 
„Kernaufgabe Integration“ nur kurz im Bildungskontext und verwies auf die Besetzung 
des Themas durch die Sozialministerin. Auch den migrationspolitischen Teil des Felds 
verstand er nicht in dem Maße als Chefsache wie Wulff es getan hatte und überließ es 
weitgehend Schünemann. Damit schwächte er den Prinzipal-Agenten-Konflikt in der 
Flüchtlingspolitik ein Stück weit ab. Polat (Q 2015) gewann dazu folgenden Eindruck: 
„Schünemann hat so weitergemacht – auch im Flüchtlingsbereich. McAllister hat das 
alles nicht so im Fokus gehabt. Der hat sich auch nicht so für die muslimische Gesell-
schaft interessiert. Ab und an hat er den Europapolitiker gemimt, aber war sehr indiffe-
rent. Das war unter Wulff noch etwas anders. Da gab es zumindest noch dieses Gegen-
gewicht zu Schünemann.“  
Diese Zurückhaltung habe zu einem Riss durch die Fraktion geführt. Die Osnabrücker 
Zeitung (Kapitza 2013) bezieht sich auf den Grünen-Bundesvorsitzenden Özdemir, der 
im Rahmen einer Wahlkampfveranstaltung erklärte, es „passe nicht zusammen, einer-
seits mit der türkischstämmigen Sozialministerin Aygül Özkan zu plakatieren und an-
dererseits mit Schünemann einen Innenminister zu stellen, ‚der am rechten Rand 
fischt‘.“ Schließlich räumte McAllister nach der Wahlniederlage 2013 ein, dass er sich 
mehr um die Ausgestaltung der Flüchtlings- und Migrationspolitik kümmern hätte sol-
len und dass dies einer der Gründe für die verlorene Wahl gewesen sei (NDR 2013, 
Exner 2013, Flüchtlingsrat NI 2013, Q Polat 2015). Der Ministerpräsident als starker 
Spieler in der Delegationskette verschwand also in Sachen Migrations- und Integrati-
onspolitik mit dem Abgang Christian Wulffs. McAllister setzte auf starke Ressortverant-
wortlichkeit in dieser Angelegenheit. Nicht nur, aber auch deshalb erscheint die Unter-
suchung des Innenlebens der Ressorts angebracht. 
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Kettenglied V: Jenes Innenleben betrifft verschieden gelagerte Delegationsbeziehungen. 
Die Mehrzahl der zu untersuchenden Beziehungen verbindet die Hausleitung mit der 
Spitzenbeamtenschaft. Eine Sonderrolle in der Delegationskette können dabei sonder-
verortete und politisch besetzte Stellen einnehmen. Im Folgenden sollen nun drei ganz 
besondere Kettengliedakteure des Fallgruppenzeitraums im Fokus stehen: der Aussied-
ler-, die Ausländer- und die Integrationsbeauftragte. Dabei ist eine Position – und zwar 
die des Aussiedlerbeauftragten – nicht mit Ministerialbeschäftigten, sondern ehrenamt-
lich mit dem christdemokratischen Parlamentarier Rudolf Götz besetzt worden.  
Bereits aus der Zielsetzung im CDU-Wahlprogramm und spätestens aus der Koalitions-
vereinbarung von 2003 ist bekannt, dass es einen Aussiedlerbeauftragten geben würde. 
Dessen vertikale und horizontale Verortung im Aufbau war indes noch nicht klar. Die 
dies betreffende Entscheidung fiel ohne öffentlich wahrnehmbaren Begleitdiskurs 
(Landtagsdrucksache 15/1039 NI 2004: 2). In den Programmtexten standen jedoch im 
Zuge der Bündelung aller Aufgaben des Politikfelds alle Zeichen auf eine Verortung im 
Innenressort. Auch die direkte Minister-Unterstellung des Amts ist Ausdruck der Son-
derstellung aussiedlerbezogener Aufgaben. Nach der Wiederwahl 2008 heißt es dann in 
der Koalitionsvereinbarung: „Die Arbeit des Landesbeauftragten für Heimatvertriebene 
und Spätaussiedler hat sich bewährt und wird auch in Zukunft fortgesetzt.“ 
Die Ausländerbeauftragte wechselte mehrmals im Untersuchungszeitraum ihre Veror-
tung im Aufbau. Im Zuge der Aufgabenbündelung von 2003 wurde sie ins Innenressort 
geholt. Der Ansicht der damaligen Amtsinhaberin Gabriele Erpenbeck (Q 2012) zufolge 
könne man das Aufgabenfeld auf verschiedene Weise sinnhaft verorten. Maßgeblich sei 
dabei die Berücksichtigung des Querschnittscharakters und damit zwangsläufig ein ge-
wisser Grad an Eigenständigkeit: „Ich glaube: Weil es ein Querschnittsthema ist, kann 
man mit der Integration in verschiedenen Ministerien immer gut arbeiten. Grundsätz-
lich könnte ich mir das auch im Kultusministerium vorstellen. Nur heute würde ich die 
Integration nicht ins Kultusministerium packen oder auch nicht mehr in irgendeine 
Arbeitsabteilung oder in eine Wirtschaftsförderungsabteilung. Sondern: Das ist heute 
ein eigenständiger Bereich. Das ist eine Querschnittsaufgabe.“  
Die Ansiedlung im Innenministerium habe sie jedoch besonders begrüßt (Q Erpenbeck 
2012). Auch das man die Ministerialbeschäftigten im Politikfeld gefragt hatte, als es um 
den Ausbau des Integrationsbereichs im Jahr 2007 ging, empfand sie als positiv: „Das 
hängt von den Personen ab, ob Sie da vorher gefragt werden oder nicht gefragt werden. 
Damals – das kann ich heute wohl sagen – sind wir gefragt worden, als aus dem Referat 
eine Abteilung wurde, wie zum Beispiel der Zuschnitt der Referate inhaltlich sein kann 
etc. Und natürlich haben wir damals Vorlagen geschrieben für den Minister [Schüne-
mann]. Aber er hat dann entschieden, wie es gehen soll. Solche Dinge hängen sicher 
auch mit Überlegungen wie Machtkalkül und so weiter zusammen. Es sind also nicht 
ausschließlich immer nur Inhalte, die eine Rolle spielen.“ (ebd.). Im Zuge dieses Um-
bruchs wurde die Beauftragtenstelle als Organisationsform aufgelöst; die Aufgaben 
wurden in der neuen Abteilung erledigt, zu deren Leiterin wiederum die vormalige Be-
auftragte bestimmt wurde. Die Delegationsbeziehung zwischen Schünemann und der 
362 
Spitzenbeamtenschaft im Innenministerium war zu dieser Zeit in Sachen Reorganisa-
tion von Harmonie geprägt. Für die leitenden Beamten bedeutete die vertikale Aufwer-
tung199 freilich auch eine Aufwertung ihrer eigenen Position. Insbesondere wurde aus 
der stabsorganisierten Beauftragten ein vollwertiger Teil der Linienstruktur in Abtei-
lungsstärke. Hingegen seien die Benennung einer neuen Sozialministerin und die Ver-
schiebung der Integration dorthin für die Verwaltungsbediensteten eher unerwartet 
und spontan erfolgt (Q Ollenschläger 2012a).  
Besonders an diesen beiden Entscheidungen – also der Aufwertung der Integration in-
nerhalb des Innenministeriums und der Horizontalverschiebung ins Sozialministe-
rium drei Jahre später – wird die Kettenwirkung von Entscheidungen deutlich. Während 
Schünemann innerhalb seines Ressorts auf strukturelle Ratschläge seiner Beamten-
schaft einging und damit organisationspolitische Homogenität zwischen den Ketten-
gliedern IV und V erzeugte, kam es mit der Entscheidung zur horizontalen Verschie-
bung der Integration ins Sozialministerium zu einer Zielrichtungsdissonanz. Diese Dis-
sonanz entstand zunächst zwischen dem Ministerpräsident als Kettenglied III und den 
Ministern Schünemann und Ross-Luttmann in Kettenglied IV. Sie spann sich schließ-
lich fort bis in die Spitzenbeamtenschaft, da man sich dort organisationspolitisch in ei-
nem homogenen Zielverhältnis zum jeweiligen Minister befand. Eine derartig ausge-
formte Zielrichtungsirritation bleibt jedoch nicht dauerhaft bestehen. „Sie können nicht 
das Gegenteil sagen, was der MP sagt oder der eigene Minister, die eigene Ministerin 
sagt. Wenn Sie das machen, dann kriegen Sie einfach Probleme und Sie sind bei der 
nächsten Gelegenheit weg. Egal ob in der Linie oder als Stab: Als Stab sind Sie ganz weg 
und in der Linie kommen Sie an einen anderen Platz. Sie können sich nicht dauerhaft 
gegen die Grundlinie einer Landesregierung stellen. Sie können kritisch mal hinterfra-
gen und sie können Pro und Contra darstellen – aber da endet es dann auch schon.“ (Q 
Erpenbeck 2012). Man sei immer abhängig von der Generallinie der Regierung, aber 
das liege in der Natur der Sache (ebd.). 
Nachdem die Aufgaben der Ausländerbeauftragten in der neuen Integrationsabteilung 
aufgingen, wurde wenige Zeit später erneut eine Beauftragtenposition geschaffen. In 
der Koalitionsvereinbarung von 2008 heißt es hierzu: „Durch die Bestellung einer In-
tegrationsbeauftragten haben wir in Niedersachsen heute eine zentrale Koordinatorin 
und Ansprechpartnerin für alle Maßnahmen zur Integration von Migrantinnen und 
Migranten.“ Die Genese einer ‚neuen‘ Beauftragten in diesem Bereich kann nun entwe-
der als variierte Fortführung der Ausländerbeauftragtenstelle oder als Errichtung und 
Verortung einer neuen Organisationseinheit mit neuen Aufgaben gedeutet werden.  
199 Zeitgleich mit der vertikalen erfolgte auch eine symbolische Aufwertung durch den Namenszusatz 
‚Integration‘ im Namen des Ressorts. Erpenbeck (Q 2012) erinnert sich, dass diese Änderung nicht nur 
eine Wirkung nach außen gehabt habe, sondern dass dies auch eine programmatische Neuausrichtung 
zur Folge hatte. „Aber“ erläutert sie weiter, „bei der Integration scheint mir das schon sinnvoll zu sein, 
dass man das nach außen deutlich macht, wo Integration ressortiert. [Umgekehrt] muss man auch im-
mer wieder deutlich machen, dass Integration nicht nur da organisiert wird, wo es steht; sondern eben 
auch bei den anderen.“ 
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Im Aufbau entstand dadurch eine Art Doppelstruktur: Einerseits hatte man die Integra-
tion in der Linie deutlich aufgewertet und die Abteilungsleitung mit der stark vernetzten 
Ex-Ausländerbeauftragten Erpenbeck besetzt; andererseits gab es als Ansprechpartnerin 
und Koordinatorin integrationspolitischer Maßnahmen mit Honey Deihimi eine neue 
Beauftragte. Das Beauftragtenamt war zudem in die Linie der Abteilung eingebettet. 
Aus dieser arbeitsteiligen Doppelstruktur wurde 2010 eine Tripelstruktur. „Unter Herrn 
Schünemann haben wir ja schon eine Integrationsbeauftragte quasi als Vorstufe der 
Verortung im Ministerrang gehabt.“ (Q Jelit 2015). Die nächste formale Aufwertung er-
folgte dann mit der Berufung Özkans. Dass Deihimi sich dafür entschied nicht mehr 
weiter als Landesbeauftragte zur Verfügung zu stehen kann Jelit nachvollziehen: „Ich 
würde das so verstehen, dass Frau Deihimi das gemacht hat, was naheliegt, wenn man 
als Beauftragte gewirkt hat und eine Ministerin zur Seite bekommt, die das Thema, wo-
für man eigentlich in den Landesdienst eingetreten ist, eine Etage höher besetzt – quasi 
von der Beauftragten zum Ministerrang. Sie hat sich dann nach einiger Zeit in der Ab-
teilung V unter Leitung von Frau Erpenbeck neu orientiert und die Spannungssituation 
quasi aufgelöst. Ich weiß nicht, ob sie das damals als Entmachtung empfunden hat – 
was man ja ohne weiteres so verstehen könnte, wenn es denn so wäre. […] Das ist die 
Auflösung einer spannungsreichen Situation gewesen.“ (Q Jelit 2015). 
Ein zusammenfassender Blick auf die drei Beauftragten verdeutlicht abermals die Ver-
änderungsanfälligkeit von verorteten Aufgaben bei Ziel- oder Akteurswechseln. So 
konnte sich der Landtagsabgeordnete Götz der dauerhaften Ansiedlung seiner Beauf-
tragtenstelle im Innenministerium sicher sein. Nur ein Regierungswechsel oder eine 
radikale Verschiebung der Kräfteverhältnisse zwischen den Koalitionspartnern hätte 
hier Potential für Veränderung geboten. Die einvernehmliche Beendigung der Tätigkeit 
seitens der Ausländerbeauftragten ging mit einer gewichtigen Aufwertung der Integra-
tion einher. Mit der Einführung einer zusätzlichen Integrationsbeauftragten erschuf 
man zunächst eine Doppel- und mit der Benennung einer Integrationsministerin eine 
organisatorische Dreifachstruktur. Fortan hätten mit Deihimi und Özkan zwei Frauen 
mit Migrationshintergrund die Integrationspolitik der Landesregierung nach außen re-
präsentiert. Deihimi erkannte dies und zog daraus die Konsequenz. Mit ihrem Weggang 
schuf sie schließlich den Posten und damit auch jene Dreifachstruktur ab.  
 
6.4.3.2 Datenkomprimierung und Erklärung mittels Modell 
Für die wichtigen Akteure des Fallgruppenzeitraums lässt sich die Gewohnheitshypo-
these nicht halten. Sowohl Ministerpräsident Wulff als auch die Minister Schünemann 
und Özkan änderten das organisatorische Arrangement während des Fallgruppenzeit-
raums. Die Christdemokraten und die Koalition zogen nach und bestätigten den Kurs-
wechsel. Und wenn auch die horizontale Verschiebung des Integrationsaufgabenbün-
dels ins Sozialministerium in der Spitzenbeamtenschaft für Irritation gesorgt hatte: 
Eine dauerhafte Zielungleichheit trat auch hier nicht auf, denn auch die Spitzenbeam-
tenschaft passte sich – wenngleich wiederum aufgrund eines Gewöhnungseffekts – bald 
den neuen Zielen an.  
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Die Aufbereitung der Daten für die Zusammenhangsanalyse des Tests gestaltet sich 
aufgrund der häufigen Reorganisationsmaßnahmen sehr komplex. Zunächst werden 
die zentralen Ergebnisse zu den soeben behandelten Umbrüchen im Beauftragtenwe-
sen behandelt. (1a) Die seit 1987 amtierende Ausländerbeauftragte stellte ihre Tätigkeit 
mit Übernahme der Abteilungsleitung im einschlägigen Aufgabenbereich ein. Dieser 
Schritt kam sowohl den Zielvorstellungen des Ministers Schünemann als auch der 
frischgebackenen Abteilungsleiterin Erpenbeck entgegen. (1b) Die Datenlage erlaubt 
keine Rückschlüsse darauf, welche Delegationsbeziehung ausschlaggebend dafür war, 
dass es kurze Zeit später zur Berufung einer Integrationsbeauftragten kam. (1c) Hinge-
gen ist die Wiederauflösung des Beauftragtenamts wenige Jahre später ganz klar auf die 
neue Akteurskonstellation zurückzuführen: Mit Aygül Özkan übernahm eine Frau mit 
Migrationshintergrund nicht nur die Hausleitung, sondern auch den Titel ‚Integrations-
ministerin‘. Sie besetzte damit das Aufgabenportfolio der Beauftragten Honey Deihimi 
selbst. (1d) Der Aussiedlerbeauftragte wurde auf Betreiben der CDU in der Koalitions-
vereinbarung festgeschrieben und erwartungsgemäß im Innenministerium gesondert 
von anderen Aufgaben des Politikfelds sonderverortet dem Minister direkt unterstellt.  
(2) Ansonsten befanden sich alle größeren Aufgabenbündel der Migrations- und Integ-
rationspolitik konzentriert in einer Abteilung des Innenministeriums. Für diese Hori-
zontalverortung hatten die Christdemokraten gesorgt. (3a) Gesteigertes Interesse am 
Politikfeld wurde bei den Liberalen nur ganz zum Ende ihrer zehnjährigen Regierungs-
beteiligung hin geweckt. (3b) Auch die drei stellvertretenden Ministerpräsidenten von 
der FDP im Fallgruppenzeitraum – Hirche, Rösler und Bode – taten es meist ihrer Partei 
gleich und traten nur vereinzelt mit flüchtlingspolitischen Einzelfragen an die Öffent-
lichkeit. 
(4a) Der zuständige Minister Schünemann genoss in den ersten Jahren das vollumfäng-
liche Vertrauen des Ministerpräsidenten Wulff, der großes Interesse an Integrationspo-
litik hegte. Schünemann baute die Struktur entsprechend mit dem Wohlwollen der ein-
schlägigen Spitzenbeamtenschaft aus, sodass die Aufgaben des Politikfelds zwei Abtei-
lungen im Ressort umspannten. (4b) Problematisch wurde die Situation, als sich die 
Doppelrolle Schünemanns als engagierter Integrations- und restriktiver Sicherheits- 
und Flüchtlingspolitiker nicht mehr vor der Öffentlichkeit glaubhaft darstellen ließ. 
Wulff entzog Schünemann die Integrationspolitik und siedelte den Bereich ins Sozial-
ministerium um. (4c) In der betroffenen Spitzenbeamtenschaft war man zunächst 
überrascht und teilweise irritiert. (5a) Die bisherigen beiden Ministerinnen von der 
Leyen und Ross-Luttmann stachen nicht mit besonderer Aufmerksamkeit gegenüber 
dem Politikfeld heraus. Ihnen wurde auch entsprechend kein größeres Aufgabenbündel 
aus diesem Bereich zugesprochen. (5b) Konsequenz des geräuschlosen Politikstils von 
Ross-Luttmann war deren Ablösung durch Aygül Özkan, die der neuen Zuständigkeit 
für Integration nach außen ein Gesicht verleihen sollte. (5c) Zwar war die Signalwir-
kung mit der Berufung einer Muslimin mit Migrationshintergrund gelungen; im brei-
ten Zuständigkeitsbereich ging das Feld ‚Integration‘ aber unter.  
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(6) David McAllister, der Wulff im Ministerpräsidentenamt nachfolgte, betrat als Spie-
ler kaum das Akteursfeld. Er ließ seine Minister Schünemann und Özkan walten, 
wodurch die Reibungspunkte zwischen Sicherheits- und Flüchtlingsfragen einerseits 
und Integrationspolitik andererseits nicht aufgelöst – wenn nicht sogar noch forciert – 
wurden. Die nachfolgende Tabelle gibt einen Überblick über die Erkenntnisbausteine 
und deren einzelne Delegationsbeziehungen:  
 
Abbildung 6.4.8: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Niedersachsen 2003-2013 
 
Eigene Darstellung. 
 
6.4.4 Fallgruppe Niedersachsen 2013 
Diese Fallgruppe umspannt den kurzen Zeitraum von der Wahl einer neuen Regierung 
Anfang 2013 bis zum Ende des Untersuchungszeitraums am letzten Dezembertag des-
selben Jahres. Um die Ziele und Beziehungen zwischen bestimmten Akteuren noch 
besser zu veranschaulichen, wurde vereinzelt Material aus dem Folgejahr 2014 hinzu-
gezogen.  
In den beiden Vorperioden war Ministerpräsident Christian Wulff der dominierende 
Akteur. Zwar engagierte sich sein Nachfolger Stephan Weil ähnlich aktiv im Politikfeld; 
als zweiter starker Akteur in der Delegationskette trat 2013 aber auch das Koalitionsaus-
handlungsgremium in Erscheinung. Vieles wurde – natürlich auch mit starker Beteili-
gung Weils – dort festgelegt. Bei Abgleich des Vertragstexts mit den abgeschätzten Zie-
len der Koalitionspartner fällt auf, dass sich die Sozialdemokraten bei inhaltlicher Ähn-
lichkeit zwischen SPD und Grünen mit ihren Vorstellungen zur aufbauorganisatori-
schen Reorganisation klar durchsetzen konnten. Die Ansiedlung des Politikfelds er-
folgte nicht im Sinne der Grünen konzentriert im Sozialministerium, sondern dekon-
zentriert auf vier Aufgabencluster beim Innern, im Sozialen und in der Staatskanzlei 
verteilt. Ursprünglich wollte der kleine Koalitionspartner vermeiden, dass größere poli-
tikfeldbezogene Aufgaben beim Innenministerium landen. Jedoch konnte man sich 
schließlich doch mit der dortigen Verortung flüchtlings- und einwanderungspolitischer 
Aufgaben anfreunden. Untypisch für einen Innenressortchef verfolgte der zuständige 
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Minister Boris Pistorius nämlich eine eher sozialpolitische und weniger eine ordnungs-
politische (Q Polat 2015) Richtung.  
Im Verantwortungsbereich des Staatskanzleichefs wurde die strategische Planung der 
Migrations- und Integrationspolitik mit dem neuen Dachbegriff ‚Migration und Teil-
habe‘ untergebracht. Unabhängig davon residierte die Beauftragte für Migration und 
Teilhabe, Doris Schröder-Köpf (SPD), fortan dort im Haus. Die operative Einheit des 
Politikfelds blieb als Referat im Sozialministerium. Die Hausleiterin Rundt setzte den 
Schwerpunkt ihrer Arbeit besonders auf Gesundheits- und Pflegepolitik und trat kaum 
mit migrations- und integrationspolitischen Themen auf. Aussiedlerpolitik als eigen-
ständiger Teilbereich des Politikfelds spielte fortan eine eher untergeordnete Rolle. Die 
entsprechende Beauftragtenstelle wurde aufgelöst. Dessen bisherige Aufgaben wurden 
Schröder-Köpf und ihrem Büro übertragen.  
Auch im Bereich der Spitzenbeamtenschaft ergaben sich einige Wechsel. Gabriele Er-
penbeck, die langjährige Beauftragte und Abteilungsleiterin, verabschiedete sich infolge 
der aufbauorganisatorischen Umbrüche in den Ruhestand. Jelit blieb Referatsleiter im 
Sozialministerium, Dr. Frank Frühling Abteilungsleiter im Innenministerium – aller-
dings fortan mit ausschließlicher Zuständigkeit für Ausländerangelegenheiten. Vorher 
war das Aufgabenbündel mit den Zentralen Diensten zusammengelegt gewesen. Pisto-
rius trennte die beiden Bereiche voneinander ab und wertete sie damit innerhalb des 
Hauses gegenüber den anderen Aufgabenbündeln auf.  
6.4.4.1 Deskription der unabhängigen Variablen und Prozessanalyse 
Im Folgenden werden die potentiell relevanten Akteure für die Fallgruppe benannt, de-
ren Position in der Delegationskette angegeben sowie deren Ziele erläutert oder abge-
schätzt.  
Knapp verlor die bürgerliche Koalition Anfang 2013 die Parlamentswahlen. Dies habe – 
so räumte auch der CDU-Spitzenkandidat McAllister in der Wahlnachlese ein (Exner 
2013) – nicht zuletzt an Versäumnissen in der Flüchtlingspolitik gelegen (Q Polat 2015). 
Neuer Landesvater und Vorsteher einer rot-grünen Koalitionsregierung wurde Stephan 
Weil (SPD). Seinen Stellvertreter stellten die Grünen: Stefan Wenzel übernahm das 
Umweltministerium.  
Die Grünen erhielten zudem das Landwirtschafts- und das Justizressort – also kein Mi-
nisterium, das eine natürliche Affinität zur Migrations- und Integrationspolitik vermu-
ten ließe. Das Innenministerium besetzte Boris Pistorius, das Sozialministerium Cor-
nelia Rundt. Die bisherige Abteilungsleiterin ‚Integration‘, Gabriele Erpenbeck, und der 
bisherige Aussiedlerbeauftragte Rudolf Götz schieden aus dem Bereich der Landesre-
gierung aus. Dafür trat die Sozialdemokratin Doris Schröder-Köpf als neue Beauftragte 
für Migration und Teilhabe in den Dienst der Regierung. Dr. Frank Frühling, der schon 
am Aufbau der Integrationsabteilung im Jahr 2007 beteiligt war (Q Jelit 2015), über-
nahm die Leitung der Ausländerrechtsabteilung im Innenressort. Im Sozialressort 
übertrug man Herbert Jelit die Leitung des dortigen integrationspolitischen Aufgaben-
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bündels. Dr. Dursun Tan leitete fortan das migrations- und teilhabepolitische Grund-
satzreferat in der Staatskanzlei. Die drei Letztgenannten hatten die Entwicklungen der 
vergangenen Jahre als Ministerialbeschäftigte bereits aktiv mitbegleitet. 
 
Kettenglied I: Gemein ist den Programmen von SPD und Grünen, dass sich die ge-
schätzte Aufmerksamkeit gegenüber der Migrations- und Integrationspolitik auf einem 
ähnlichen und moderat hohen Niveau befindet. Die Präambeln beider Texte enthalten 
Aussagen zum Politikfeld. Die Ausprägungen der beiden Grobindikatoren, die zur Ab-
schätzung der Aufmerksamkeit im Wahlprogramm herangezogen werden, liegen mit 
Blick auf die SPD jeweils bei 4,47% Gesamttextanteil und 1,59% hierarchischem Textan-
teil. Insgesamt zählt man 16 Beobachtungen. Die Werte des Grünen-Programms liegen 
mit 3,98% Textanteil und 1,26% hierarchischem Stellenwert einerseits unter denen der 
Sozialdemokraten; andererseits wartet das Programm mit 28 Textteilen auf, die geogra-
phisch vornehmlich in der zweiten Hälfte des Texts angesiedelt sind. Während also die 
Streuung bei den Grünen etwas ausgeprägter ist, liegt der hierarchische Wert bei der 
SPD etwas höher. Dieses gemischte Bild lässt zunächst keine eindeutigen Schlüsse zu, 
welche Partei in Sachen ‚Interesse am Politikfeld‘ vorne liegt. Fest steht, dass migrati-
ons- und integrationspolitische Themen im Wahlkampf-Zielkanon der beiden Gruppie-
rungen einen festen Platz einnahmen.  
Bei der inhaltlichen und kontextuellen Analyse finden sich zwar auch einige Gemein-
samkeiten; die Schwerpunktlegung fällt jedoch sehr unterschiedlich aus.  
In vielen der verstreuten Beobachtungen aber auch in den konzentrierten Textabschnit-
ten des Grünen-Programms dominiert die Flüchtlingspolitik. Schon in der Präambel 
des Programmtexts stellen die Grünen jenes Feld heraus. Der zweite große Teilbereich 
ist die ‚Inklusionspolitik‘. Man weist hier explizit daraufhin, dass auf den Begriff ‚In-
tegration‘ verzichtet werde, da dieser unpassend konnotiert sei: „Wir Grüne wollen den 
in der Gesellschaft teilweise mit falschen politischen Voraussetzungen und Annahmen 
verbundenen Begriff ‚Integration‘ durch den selbstverständlichen gesellschaftspoliti-
schen Anspruch der Inklusion ersetzen.“ (Code-Abschnitt 894f). Zwar fällt der Begriff 
‚AussiedlerInnen‘; Aussiedlerpolitik spielt jedoch kaum eine Rolle. Als querliegende Po-
litikfelder fallen insbesondere das gesellschaftliche Zusammenleben unter dem Schirm 
der kulturellen Vielfalt und die Pflegepolitik auf. Beide Bereiche sind mit mehreren Be-
obachtungen im Text vertreten.  
Die SPD setzt sowohl im Hinblick auf die Teilbereiche des Politikfelds als auch in Bezug 
auf die querliegenden Politikfelder andere Schwerpunkte. Auch hier wird das dominie-
rende Feld bereits in der Präambel angekündigt: Integrationspolitik. Dazu zählen ins-
besondere erstens eine herausgehobene Befassung mit Religion mit Fokus auf die 
Gruppe der Muslime und zweitens die politische sowie gesellschaftliche Teilhabe von 
Menschen mit Migrationshintergrund. Zwar nimmt auch die Flüchtlingspolitik als 
dritte Komponente einen wichtigen Platz im konzentrierten Textteil ein; im Vergleich 
zum Programm der Grünen steht dieser Teilbereich weit weniger im Vordergrund. Als 
auffallend herausgestelltes Politikfeld kann die Bildungspolitik gesehen werden. Diese 
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spielt an sich schon eine bedeutende Rolle im Programmtext und wird an mehreren 
Stellen auf Personen mit Migrationshintergrund bezogen. Aussiedlerspezifische Politik 
wird ausgespart.  
 
Abbildung 6.4.9: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung in den Programmtexten von SPD und Grünen 
sowie des Koalitionsaushandlungsgremiums (Koa) in Niedersachsen 2013 
 
Eigene Darstellung. 
 
Auf Grundlage der Programmtexte lässt sich also einerseits nur wenig darüber sagen, 
welche der beiden Parteien die migrations- und integrationspolitische Thematik stärker 
besetzt. Andererseits kann auf eine moderat hohe Aufmerksamkeit bei beiden Parteien 
geschlossen werden. Zudem zeigen sich Unterschiede in der Schwerpunktsetzung so-
wohl im Hinblick auf die fokussierten Teilbereiche der Migrations- und Integrationspo-
litik als auch hinsichtlich der querliegenden Politikfelder.  
 
Kettenglied II: Während über die vergangenen zehn Jahre hinweg der Ministerpräsident 
im Politikfeld tonangebend war, ist nun eine deutliche Dominanz des Koalitionsaus-
handlungsgremiums zu beobachten. In dieser Hinsicht hat sich also eine teilweise Vor-
verschiebung der Festlegungsinstanz von Kettenglied III auf II vollzogen. In der Koali-
tionsvereinbarung wurden weitreichende Vorentscheidungen zur Aufbaustruktur ge-
troffen und Pfade vorgezeichnet.  
Ungewöhnlich für Vereinbarungstexte und Programmtexte ist, dass in dieser Vereinba-
rung der konzentrierte Textteil relativ früh – und zwar gleich als erstes Politikfeld – ab-
gehandelt wird. Einzig ein Abschnitt dazu, welche Schwerpunkte der Ministerpräsident 
in seiner Staatskanzlei bearbeitet, ist dem Textteil vorgelagert. Die zweite Auffälligkeit 
ist, dass der konzentrierte Teil zwei getrennte Abschnitte auf höchster Gliederungs-
ebene umfasst: einer zur Einwanderungs- und Integrationspolitik und anschließend ei-
ner zur Flüchtlingspolitik. Das Gesamtprogramm enthält insgesamt 15 inhaltliche Glie-
derungspunkte. Damit erreicht der hierarchische Stellenwert des Politikfelds im Ver-
tragstext einen Wert von 13,33% und damit den höchsten unter allen betrachteten Ver-
einbarungen. Der Anteil migrations- und integrationspolitischer Inhalte am Gesamttext 
beträgt 5,58% und liegt damit deutlich über den Werten der beiden Wahlprogramme. 
Die Streuung ist mit insgesamt 13 Beobachtungen im Vergleich dazu weitaus niedriger.  
Zweifelsohne spielte das Politikfeld im Aushandlungsgremium eine sehr wichtige 
Rolle. Dabei konnten sowohl die Sozialdemokraten als auch gleichsam die Grünen ihre 
Schwerpunkte jeweils in Form eines eigenen Gliederungspunkts platzieren. Beide Par-
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teien finden sich zudem in den kleineren Beobachtungen der Kategorie [1] und [2] wie-
der. Hier werden Pflege, kulturelle Teilhabe und Bildung behandelt. Deutlich tritt das 
Thema zudem im Zusammenhang mit der Arbeitsmarktpolitik auf. Einen ersten Hin-
weis darauf, welche Partei sich in Sachen Schwerpunktsetzung eher durchgesetzt haben 
könnte, liefert die Präambel. Hier ist von Integrationspolitik als ressortübergreifende 
Querschnittspolitik die Rede. Flüchtlingspolitik und ‚Inklusion‘ wird dort zunächst 
nicht erwähnt. 
Hauptsächlich wird die relevante Information zum Politikfeld allerdings im kon-
zentrierten Textteil dargelegt. Dort betont man zunächst das, was den Grünen im Hin-
blick auf die Wortwahl wichtig war: Der Begriff ‚Integration‘ solle ersetzt werden. Refe-
ratsleiter Herbert Jelit (Q 2015) hebt die Bedeutung der begrifflichen Neuorientierung 
hervor: „Ich habe das so verstanden, dass man dem Thema einen neuen Blickwinkel 
verschaffen wollte, aus dem man auf dieses Arbeitsfeld blickt. Dem Integrationsbereich 
ist ja oft – Land auf, Land ab – unterstellt worden, wir würden einen Negativ-Blick haben 
und würden uns nicht um die Potentiale der Menschen, für die wir arbeiten, kümmern, 
sondern viel zu stark den Defiziten, die einer Integration im Wege stehen, Bedeutung 
beimessen. Da sollte dann eine neue Schwerpunktsetzung erfolgen. Das ist im Rahmen 
der Koalitionsvereinbarung dann entsprechend aufgesetzt worden, dass man verdeut-
licht hat: Das ist für diese Landesregierung ein besonders wichtiges Thema und da be-
nutzen wir dann auch wo es geht neue Begriffe, die im Grunde genommen so etwas wie 
einen Aufbruch mit einer anderen Zielsetzung verdeutlichen sollen.“ Allerdings vollzog 
sich der Begriffswandel nicht entlang der Einführung des Inklusionsbegriffs, wie ur-
sprünglich von den Grünen gefordert. Hier setzte sich die SPD mit ‚Teilhabe‘ durch. 
Wie sich später bei der Betrachtung der einzelnen Strukturbausteine herausstellen wird, 
implizierte der Begrifflichkeitswandel sowohl eine symbolische als auch eine inhaltliche 
und dadurch eine strukturelle Komponente.  
Die Sozialdemokraten spielten bei Belangen der Migrations- und Integrationspolitik 
eine auffallend präsente Rolle im Aushandlungsgremium. Wenn man sich an die Aus-
führungen zur Regierung Schröder/Trittin Anfang der 90er Jahre zurückerinnert, wa-
ren es damals noch die Grünen, die das Thema deutlich stärker besetzt hatten. Erklären 
lässt sich diese Verschiebung einerseits anhand des politischen Profils der Grünen und 
andererseits mit dem gewandelten Zielportfolio der SPD. In der Sozialdemokratie habe 
man sich seit 1993 bedeutend bewegt und schließlich in Sachen Aufmerksamkeit zu 
anderen Parteien aufgeschlossen, so Polat (Q 2015). „Das steht und fällt bei der SPD 
immer auch mit den Personen. Bei uns Grünen ist das nicht so. Bei uns ist es vor allen 
Dingen das Thema und die Personen können wechseln. Bei der SPD steht und fällt das 
Ganze dann mit den Personen.“ (ebd.) Dabei hing es nicht nur vom designierten Minis-
terpräsidenten Weil ab, dessen Aufmerksamkeitswerte freilich im nächsten Kettenglied 
noch näher zu behandeln sein werden; als Beispiel eines einflussreichen Akteurs in die-
ser Frage nennt die Teilhabebeauftragte Schröder-Köpf (Q 2015) den SPD-Stadtver-
bandsvorsitzenden von Hannover mit türkischen Wurzeln, Alptekin Kirci. Hannover-
Stadt sei kein unwichtiger Stadtverband. Und weiter: „Zum andren ist es so, dass […] 
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große Teile unserer Mitglieder Migrationsgeschichte haben“. Ähnlich äußert sich Jelit 
(Q 2015) mit seiner Einschätzung zum Verlauf des Wahlkampfs: „Wenn man sich dann 
nochmal die Wahlkampfthemen ansieht, wird man feststellen, dass Teile der SPD das 
Thema ‚Einwanderung‘ – und wie man diese hier in Niedersachsen bewältigt – stark in 
den Vordergrund gestellt haben und dass man bestimmte thematische Vorleistung, die 
jetzt umzusetzen ist, der Bevölkerung und Parteikreisen nähergebracht hat. Man muss 
ja im Innern der Partei auch ein Stück weit Aufbruchsstimmung produzieren, warum 
es sich lohnt, sich in diesem Wahlkampf – wobei zwei Wahlkämpfe zuvor ja negativ 
ausgefallen waren – besonders zu beteiligen.“  
Auch die Grünen-Politikerin Polat (Q 2015) hebt hervor, dass sich die niedersächsischen 
Sozialdemokraten – im Gegensatz zu manch anderen Landesverbänden wie etwa Nord-
rhein-Westfalen – parteiintern auf gleichgerichtete Ziele verstanden: „Also zum Glück 
ist es nicht so, dass die Sozialdemokraten diese interne Auseinandersetzung haben, den 
rechten Flügel abdecken zu müssen.“ Natürlich kämen auch „Leserbriefe, die sagen: 
‚Die Gutmenschen von der SPD‘ oder ‚Nicht alle Flüchtlinge aufnehmen in Niedersach-
sen‘ […]. Aber auf dieses Trittbrett sind die Sozialdemokraten – aus grüner Sicht – zum 
Glück noch nicht aufgesprungen; also dass sie versuchen würden, so ein bisschen ‚Bad-
Cop-Good-Cop‘ zu machen: der Hardliner-Innenminister und die gute Landesbeauf-
tragte oder so ähnlich“. 
Diese Kompatibilität der Ziele zwischen Grünen und SPD habe schließlich auch dazu 
geführt, dass die Grünen bei der Aushandlung der Koalitionsvereinbarung damit ein-
verstanden waren, migrations- und integrationspolitische Aufgaben ausschließlich in 
SPD-geführte Strukturen zu übergeben: „Wenn wir sehen, dass da jemand ist – SPD 
oder FDP –, der das zur Chefsache machen will, dann stellen sich die Grünen auch gern 
mal in die zweite Reihe und sagen: ‚Ok, dann profilieren wir uns halt da nicht bei diesem 
Thema‘, obwohl das ja auch klassische grüne Kernkompetenz ist. Sondern wir sagen 
dann: ‚Das ist eine Chance für das Thema‘. Denn dann entsteht ein Wettbewerb zuguns-
ten des Themas.“, meint Filiz Polat (Q 2015), die im Koalitionsaushandlungsgremium 
mitwirkte. Zu klären bleibt nach wie vor, warum den Grünen trotz ähnlich hoher Auf-
merksamkeit keine Aufgaben übertragen wurden. Auch hier stößt man bei der Ursa-
chensuche auf Transparenz: „Ich denke, Zufälle sollte man dort nicht vermuten“, erläu-
tert Jelit (Q 2015). „Das ist eher vernünftig zu erklären, wenn man sich die Politik-
schwerpunkte der Grünen ansieht. Die Anzahl der Ministerien ist ja nicht beliebig er-
weiterbar. […] Die Grünen haben ihre Schwerpunkte auf anderen Feldern gesehen. Klas-
sischerweise haben sie wieder das Umweltministerium für sich dann beansprucht.“  
Außerdem hätten sich die Grünen mit dem Eintritt in diese Regierung für das Land-
wirtschaftsministerium interessiert. Polat vermutet hier historisch bedingte Gründe: 
„Für die niedersächsischen Grünen war ganz wichtig, das Landwirtschaftsministerium 
zu bekommen und das Umwelt- und Klimaschutzministerium. […] Die niedersächsi-
schen Grünen haben ja mit Gorleben und dem Atommüll nochmal eine besondere Si-
tuation. Und auch im Agrarbereich: Wir sind eben das Agrarland Nummer 1 europa-
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weit. Und das ist ein Schwerpunktthema neben dem Migrations- und Integrationsbe-
reich. Da hatten wir auch zwei Köpfe, die dafür [für Landwirtschaft und Umwelt] prä-
destiniert waren. Und insofern war klar: Diese beiden wollen wir durchsetzen beim Ko-
alitionspartner. Den Innenbereich nicht. […]. Und dann war es so, dass es darauf ankam: 
entweder Justiz, Sozialministerium oder Wissenschaft und Kultur.“ Man einigte sich 
schließlich strukturbedingt auf letzteres, weil man hier mit geeignetem Personal auf-
warten konnte. „Die [jetzige Ministerin] von diesem einen Flügel sollte auf jeden Fall 
eine herausragende Position bekommen. Und da sie klassischerweise aus dem Wissen-
schafts- und Kulturbereich kam, war das Ministerium auch für die SPD nicht so wichtig, 
wie das Sozialministerium beispielsweise. Dann ging es ja auch um Studienbeiträge 
und so weiter. Das waren ja dann auch sehr wichtige Themen.“ Jelit (Q 2015) betont, 
dass die Grünen trotz der niedrigen Affinität jener drei Ressorts zu migrations- und 
integrationspolitischen Fragestellung nicht ganz einflusslos auf die Geschicke des Felds 
seien: „Was vielleicht nicht so deutlich wird ist, dass die Grünen ja auch eine wichtige 
Schnittstelle bedienen: nämlich die Kommission für Migration und Teilhabe, wo die 
grüne Abgeordnete Polat den Kommissionsvorsitz innehat. Und diese Kommission 
speist in die Alltagsarbeit der Landesregierung ja auch Ideen ein, sodass man nicht da-
von ausgehen kann, dass die Grünen dieses Themenfeld nicht bedienen.“  
Wie wichtig die Abläufe im Aushandlungsgremium zur Koalitionsvereinbarung waren 
wird nicht nur im Hinblick auf die Verteilung der Ressorts zwischen den beiden Par-
teien deutlich. Der Gegenstand der Verhandlungen erstreckte sich auch auf die Vertei-
lung und strukturelle Ansiedlung von Aufgaben der Migrations- und Integrationspolitik 
auf jene Ressorts. Hier sei den Bündnisgrünen zunächst wichtig gewesen, eine Ansied-
lung von inklusionsbezogenen Aufgaben im Innenministerium soweit wie möglich zu 
vermeiden (Q Polat 2015). Diese Entscheidung zur horizontalen Verortung fiel schließ-
lich auch im Sinne der Grünen: inklusions- und teilhaberelevante Aufgabenbündel wur-
den nicht zurück ins Innenressort gegeben. Weiterhin war noch zu entscheiden, wo – 
wenn nicht dort – man jene Aufgaben platzieren sollte. Die Grünen bevorzugten hier 
eine konzentrierte Verortung in einem Ressort und vorzugsweise im Sozialministe-
rium, während die Sozialdemokraten auf eine Aufteilung in vier Cluster drängten. 
Schließlich setzte sich die SPD durch. Die Ansiedlung von Cluster I und II direkt bei 
der Staatskanzlei ist Ausdruck dafür, dass der Ministerpräsident als Akteur nicht uner-
heblichen Einfluss nahm. Was das migrationspolitische Cluster betrifft, so blieb das In-
nenministerium vorherrschend. Nur ein kleiner Teil – nämlich Cluster IV – wurde tat-
sächlich im Sozialressort verortet.  
Dieser Zuschnitt lief den Konzentrationsvorstellungen der Grünen freilich zuwider. Po-
lat (Q 2015) räumt ein: „Das war uns wichtig. Aber da konnten wir uns dann nicht 
durchsetzen. Im Gegenteil: Jetzt ist es sozusagen in einer Dreifaltigkeit organisiert.“ 
Diese Dekonzentration von Aufgaben habe je nach Perspektive sowohl Vor- als auch 
Nachteile. So sprach die FDP-Vertreterin Eilers von einem „Integrations-Wirrwarr“, weil 
es jetzt vier verschiedene Aufgabenbündel mit vier verschiedenen Akteuren an der 
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Spitze gäbe (TAZ 2013b, vgl. auch Wallbaum 2013a). In der Hannoverschen Allgemei-
nen befürchtete man, dass sich die Akteure „ins Gehege kämen“ (Wallbaum 2013a). 
Nach Bekanntwerden des unerwarteten (vgl. Q Erpenbeck 2013) Neuzuschnitts rea-
gierte auch die ehemalige Integrationsbeauftragte von Rheinland-Pfalz, Maria Weber, 
mit Kritik: Man tue mit der Aufgabenzersplitterung der Sache damit keinen Gefallen (Q 
Weber 2013b).  
„Ja“ meint Herbert Jelit (Q 2015) angesprochen auf diese Befürchtungen, es sei natür-
lich zu einem höheren Koordinationsaufwand gekommen, aber: „Im Grunde genom-
men hat sich der Koordinationsaufwand […] auch schon nach der teilweisen Ausgliede-
rung des Integrationsbereichs aus dem Innenministerium […] erhöht. Wir mussten ja 
damals auch schon nach der neuen Verortung des Integrationsbereichs – in der alten 
Sprache – im Sozialministerium eine widerspruchsfreie Politik umsetzen. Das war mit 
dem Innenministerium zu koordinieren, weil das Innenministerium für die Zugangs- 
und Abgangsebene zuständig geblieben ist. Die Menschen kommen unter rechtlichen 
Bedingungen her. Und dann sind Maßnahmen zu initiieren für temporäre und dauer-
hafte Aufenthalte, die – abgesehen von der rechtlichen Seite – vom Sozialministerium 
zu bearbeiten waren. Das hat sich dann nochmal verändert mit einem weiteren Koordi-
nationsaufwand, nachdem die strategische Einheit – die vorher auch in der Abteilung 
von Frau Erpenbeck war –, das Grundsatzreferat, in die Staatskanzlei verlegt wurde …“. 
Er räumt zunächst auch ein: „Manchmal kommt man dann nicht ohne Widersinnigkeit 
aus: Die strategische Einheit ist ja in der Staatskanzlei verortet; da Integration aber vor 
Ort stattfindet, muss man sich ja fragen, wie ich das hinbekommen kann, dass dieses 
Geschäft planvoll auf der Ortsebene vorangetrieben wird.“ (Q Jelit 2015). Die kommu-
nale Zuständigkeit fällt – wie auch in den anderen Bundesländern – ins Innenministe-
rium. Tatsächlich stellte sich in den Anfangsmonaten der Regierungsperiode heraus, 
dass die Bedenken der Koordination durchaus begründet waren. Grünen-Politikerin Po-
lat (Q 2015) erklärt: „Dadurch, dass das Themenfeld […] namentlich auf drei verschie-
dene Häuser verteilt ist – wobei das Kultusministerium auch noch einen großen Anteil 
hat, wenn man den Bereich ‚Bildungsintegration‘ nimmt –, ist es für Außenstehende 
wahnsinnig schwierig. Wir haben ein Jahr damit verbracht zu erklären, wie jetzt wer für 
was zuständig ist. Für die außenstehenden Verbände ist das natürlich immer schwierig, 
wenn man viele Ansprechpartner hat, weil das natürlich zu Synergieverlusten führt. Für 
uns als Fraktion ist es auch ein kleiner Aufwand, weil wir natürlich dann auch einen 
höheren Abstimmungs- und Kommunikationsbedarf haben. Man muss immer im 
Zweifel zwei Häuser ansprechen oder fragen.“ 
Folglich, so stellt Schröder-Köpf (Q 2015) heraus, bedürfe es einer unbedingten Notwen-
digkeit, dass die Vielzahl von Akteuren an einem Strang zöge. Dies funktioniere aber 
mittlerweile auch ganz gut, so Schröder-Köpf weiter. Angesichts der Aufgabenvielfalt in 
diesem Bereich könne es gar nicht genug Menschen geben, die sich damit beschäftigen. 
Dies sieht auch Polat (Q 2015) als Vorteil: „Wenn natürlich die Themen erstmal schwer-
punktmäßig verteilt sind […], dann verankert sich das in diesen Häusern nochmal ganz 
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anders. Das ist natürlich ein Vorteil: dass sich jedes Haus – und mindestens die maß-
geblichen Häuser – vertieft damit beschäftigt und nicht nur in einem […] interministe-
riellen Arbeitskreis sitzen, wo sie dann nur zuliefern. Das ist ein großer Vorteil. Aber 
das bedeutet dann immer auch noch Abstimmungsbedarf und manchmal Reibereien.“  
Dem erhöhten Koordinationsaufwand stellt Jelit (Q 2015) die Innovationsfähigkeit als 
weiteren Vorteil gegenüber, dem er nicht wenig Gewicht beigemessen sehen will. 
„Wenn man bestimmte Themen vorrangig bedienen wollte und mehr Aufmerksamkeit 
widmen wollte – so verstehe ich die Koalitionsvereinbarung dieser Landesregierung –, 
musste man diesen Schritt machen und musste man einiges durcheinanderbringen, 
damit das neu gedacht wird. Wenn man davon ausgegangen ist, kann ich nur vermuten, 
dass das mit den bestehenden Strukturen nicht möglich gewesen wäre.“ Er vollzieht die 
vermuteten Beweggründe wie folgt nach: „Welche strategischen Ansätze muss man ei-
gentlich wählen, damit man so einen Apparat umgestalten kann? Von der Binnensicht 
sind das dann Veränderungen, die einiges durcheinanderbringen, womit sich der Ap-
parat dann damit anfreunden muss. Aber Schwerpunktsetzung lässt sich gar nicht an-
ders erreichen, als dass man auch die Strukturen anpackt; und sei es nun […] dass Be-
reiche, die sich sehr aneinander gewöhnt haben, auseinandergerissen werden, sodass 
die sich neu aufstellen müssen und dass man bestimmte Abläufe neu denken muss. Da 
ist das Nützliche mit dem Hinderlichen – wie ich denke – gut miteinander vermischt.“ 
Er führt weiter aus: „Wenn man bestimmte Themen vorrangig bedienen wollte und 
mehr Aufmerksamkeit widmen wollte – so verstehe ich die Koalitionsvereinbarung die-
ser Landesregierung –, musste man diesen Schritt machen und musste man einiges 
durcheinanderbringen, damit das neu gedacht wird. Wenn man davon ausgegangen ist, 
kann ich nur vermuten, dass das mit den bestehenden Strukturen nicht möglich gewe-
sen wäre. Das zeigt sich an der einen oder anderen Stelle auch, wenn man mit Migran-
tenorganisationen zu tun hat, die das Ganze dann wie so eine Art Aufbruchsstimmung 
wahrnehmen und teilweise nicht bemerken oder nicht thematisieren, dass die Ge-
sprächspartner [Anm.: im Hinblick auf die Ministerialbeschäftigten] dann letztlich 
gleich geblieben sind.“ (ebd.).  
Zufrieden sei man mit dieser Aufteilung bei den Grünen freilich nicht vollends, resü-
miert Polat (Q 2015): „Da besteht eben wie gesagt noch Unsicherheit. Natürlich favori-
sieren wir immer noch das Modell ‚Alles in einem Haus‘ – auch mit den möglichen 
Nachteilen, die gegeben sind, wenn sich nicht mehr alle bisherigen Häuser primär hier-
für verantwortlich fühlen. Aber die Reibungsverluste sind doch auch groß. Und es wäre 
natürlich toll, wenn es ein grünes Haus ist, weil man dann nämlich an den entscheiden-
den Schnittstellen – also Innenministerkonferenzen und anderen Konferenzen – bei 
diesem Thema mit am Tisch sitzt. Das macht schon einen großen Unterschied. Nichts-
destotrotz sehen wir auch: Wenn in einer zukünftigen Koalition die Personen dieselben 
sind wie jetzt und die das Thema weitermachen wollen in dieser Konstellation von so-
zialdemokratischer Seite, dann hat das so einen hohen Stellenwert bei unserem Koaliti-
onspartner, sodass das für die Gesamtperformanz des Themas entscheidend ist. Dann 
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würde ich unseren Grünen in der Koalitionsverhandlung empfehlen, dass wir lieber ei-
nen Schritt zurücktreten, weil wir wissen, dass das Thema gut aufgehoben ist.“ 
Während also besonders Flüchtlings- und Integrationspolitik in begrifflich neuer Ge-
stalt und unter dem Dach von ‚Migration und Teilhabe‘ eine herausragende Rolle im 
Aushandlungsgremium spielte, enthielt man sich im Vereinbarungstext jedweder An-
gaben zur Gruppe der Aussiedler. Im Hinblick darauf, dass der Zielkanon beider Ver-
tragsparteien für Aussiedler keine eigenständige Politik vorsah, ist dies freilich nicht 
überraschend. Allerdings könne man zwischen SPD und Grünen nochmals differenzie-
ren, so die Grünen-Politikerin Polat (Q 2015). Es sei mittlerweile nicht mehr so, dass es 
keine Affinität zwischen Grünen und Aussiedlern gäbe. „Bei den Aussiedlern ist es ja 
so, dass sie als klassische CDU-Klientel wahrgenommen wurden – auch von der grünen 
Partei. Und man hat sich vielleicht auch als Aussiedler anfangs dieser Partei näher ge-
fühlt und sich auch gar nicht als Zuwanderer oder Migrant gesehen. Sondern man hat 
ganz stark auf diese deutsche Identität wertgelegt. Die Aussiedler und auch deren Ver-
bände haben sich zunehmend geöffnet für Themen der Integration – ‚Auch wir haben 
Integrationsproblematiken‘ – und haben das nachher auch angenommen, dass man sie 
dann bei den Migrationsthematiken auch mitdenkt in Programmen. Diese Programme 
waren natürlich dann auch mit Finanzierung von Organisationen und Verbänden ver-
bunden. Dann wurde es auch stärker für die Grünen Thema, weil sich die Aussiedler in 
diesem Kernkompetenzthema wiedergefunden haben.“ 
Während die CDU über die Jahre hinweg also in der Aussiedlerpolitik der Platzhirsch 
gewesen ist und die SPD nicht merklich in diesem Bereich aufgetreten ist, griffen die 
Grünen das Thema verstärkt auf (Q Polat 2015). Einen aussagebestärkenden Anhalts-
punkt liefert das Parteiprogramm der Bündnisgrünen. Im Gegensatz zu den Sozialde-
mokraten finden Aussiedler dort zumindest kurz Erwähnung, als man verschiedene 
Zielgruppen von Inklusionspolitik aufzählt. Trotz langsam aufkommender Aufmerk-
samkeit war jedoch nicht davon auszugehen, dass die Grünen eigene Strukturen für 
Aussiedlerpolitik fordern würden, gerade weil die Partei Aussiedler als Teil der Bevöl-
kerungsgruppe mit Migrationshintergrund ansah. So führten jeweils zwei unterschied-
liche Ziellagen – die niedrige Aufmerksamkeit bei der SPD und die inklusive Wahrneh-
mung bei den Grünen – zum selben Ergebnis: kein gesondertes Aufbaustrukturelement 
für die Gruppe der Aussiedler.  
Für die nachfolgenden Kettenglieder hatte der formulierte Koalitionsvertrag weitrei-
chende Strahlkraft. Insbesondere hatten die Festlegungen Konsequenzen für die Res-
sortleiter in Kettenglied IV. Mit der Übernahme von Regierungsverantwortung durch 
Rot-Grün war also ein spürbarer Schwenk von einer klaren Ministerpräsidenten-Domi-
nanz zu merklich gestiegenem Einfluss des Aushandlungsgremiums festzustellen. Ob 
nun die Umsetzung der ‚Migration- und Teilhabe‘-Strategie, die Rahmenbedingungen 
zur Verortung der Aussiedlerpolitik oder die Festlegungen zum Zuschnitt: Zahlreiche 
Entscheidungen des Aushandlungsgremiums waren zu berücksichtigen.  
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Kettenglied III: Die Rolle des Ministerpräsidenten ist dennoch trotz oder gerade wegen 
der aufgewerteten Rolle der Koalitionsvereinbarung nicht unbedeutend. Zum einen tra-
gen verschiedenste Festlegungen im Vertrag die deutliche Handschrift des damals de-
signierten Amtsinhabers; zum anderen holte er sich bedeutende Aufgabenteile des Poli-
tikfelds in die Staatskanzlei.  
Die Abschätzung von Weils Interesse ist vor dem Hintergrund seines Oberbürgermeis-
teramts in Hannover zu sehen. Im Lebenslauf (Munzinger 2013h) deutet zunächst 
nichts darauf hin, dass der gelernte Jurist, praktizierende Anwalt, Richter, Staatsanwalt, 
Ministerialrat und später Stadtkämmerer besondere Aufmerksamkeit gegenüber der 
Migrations- und Integrationspolitik aufwies. Aufgrund seiner Tätigkeit als Bürgermeis-
ter der Landeshauptstadt kam er jedoch vielfach mit politikfeldbezogenen Themen in 
Berührung. Darauf weist auch Polat (Q 2015) hin: „Bei Herrn Weil ist es ja so, dass er 
als Oberbürgermeister aus einem Oberzentrum kommt, wo ja eigentlich das Thema vor 
Ort immer sehr stark verankert ist – sowohl als Studentenstadt als auch hier als Messe-
standort. Das darf man nicht unterschätzen.“ Insbesondere mit dem Thema ‚Islam‘ trat 
er als Bürgermeister im migrations- und integrationspolitischen Zusammenhang auf 
(Schinkel und Goebel 2010, Kreiszeitung 2010, Hannover 2012b). Aber auch den Um-
gang mit Flüchtlingen thematisierte er schon vor der Wahlkampfphase als Stadtober-
haupt (vgl. Hannover 2012a).  
Einzig seine verhältnismäßig eher kurze Antrittserklärung nach der Wahl zum Minis-
terpräsidenten (Weil 2013) lässt kein besonderes Interesse am Politikfeld erkennen. 
Dort fasst er sich zur Migrations- und Integrationspolitik äußerst knapp und handelt 
drei Bereiche des Politikfelds als Beispiele eines neuen und kooperativen Arbeitsstils 
der neuen Landesregierung ab. Er spricht dort erstens von ‚Integration‘ und (noch) nicht 
von ‚Migration und Teilhabe‘, zweitens von einem Paradigmenwechsel in der Flücht-
lingspolitik und drittens von einer Reformierung des Verfassungsschutzes zur Rückge-
winnung von Vertrauen unter den Migrantinnen und Migranten, den das Land unter 
Verdacht gehabt habe. Das zentrale Thema der Regierungserklärung sei hingegen der 
Demographische Wandel gewesen; als weitere Schwerpunkte könne man zudem Bil-
dungspolitik, Agrarpolitik und die Umsetzung der Energiewende identifizieren 
(Munzinger 2013h).  
Dass die Lebenslaufanalyse nicht auf ein herausstechendes Interesse Weils am Politik-
feld hindeutet, während die Medienanalyse in seiner Zeit als Oberbürgermeister eher 
für Interesse spricht, lässt persönliche Affinität nicht als ursächlich erscheinen. Viel-
mehr ist eine instrumentelle und kommunal-programmatische Betonung des Politik-
felds zu vermuten. Die abgegebene Regierungserklärung passt hingegen nicht ins Ge-
samtbild der Aufmerksamkeitsabschätzung. Hier hätte man eine weitaus intensivere 
Befassung mit dem Politikfeld erwartet – sowohl aufgrund der Zielabschätzung zu Weil 
als auch wegen der Wichtigkeit des Themas in der Koalitionsvereinbarung. Endgültige 
Klarheit schafft hier die Einschätzung der drei Interviewpartner Jelit (Q 2015), Schröder-
Köpf (Q 2015) und Polat (Q 2015), die Weil eine hohe Aufmerksamkeit bescheinigen.  
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Auch sein besonderes Interesse an Themen rund um den Islam (z.B. Welt 2014b, Ham-
burger Abendblatt 2014b, TAZ 2015) war nach dem Wechsel vom Stadt- zum Landes-
oberhaupt ungebrochen. Damit nahm er einen Teil seines Zielkanons nicht nur aus 
seiner Zeit als Oberbürgermeister mit, sondern sorgte für aufmerksamkeitsbezogene 
Kontinuität zwischen ihm und seinem Vorgänger Wulff in dieser Sache. Schröder-Köpf 
(Q 2015) meint hierzu: „Auf jeden Fall haben rückblickend alle Ministerpräsidenten – 
aber vor allem Gerhard Schröder, aber auch Sigmar Gabriel und Christian Wulff – das 
auf ihre Weise geprägt. Und dieser Tradition hat sich der Stephan Weil […] angeschlos-
sen und hat diese fortgesetzt.“   
Übereinstimmend sehen die Interviewpartner die hohe Aufmerksamkeit Weils für das 
Politikfeld als ursächlich für die einschneidende Reorganisationsentscheidung im Be-
reich der Integration an. Mit dieser Entscheidung holte sich Weil Teile des Integrations-
aufgabenkreises in die Staatskanzlei. Referatsleiter Jelit (Q 2015) unterstreicht dabei, 
dass Weil hinsichtlich der Aufbaustruktur noch weiter als sein Vorgänger Wulff ging: 
„Der Unterschied ist eben hier, dass der jetzige Ministerpräsident ein wichtiges gesell-
schaftspolitisches Thema […] ins Haus geholt hat und sich da dann noch stärker einge-
mischt hat. […] Derzeit haben wir ja auch die Besonderheit, dass Frau Honé insbeson-
dere für den Bereich der regionalen Landesentwicklung im europäischen Kontext den 
Rang einer Staatssekretärin bekommen hat. Bestimmte Felder hat der jetzige Minister-
präsident in sein Haus – sprich: die Staatskanzlei – geholt und steuert insofern über die 
Ressortkoordinierung hinweg die Details.“  
Mit dieser aufbaustrukturellen Entscheidung verbindet man die Hoffnung, dass sich 
bestimmte inhaltliche Wirkungen entfalten: „Das ist ein ganz entscheidender Faktor. 
Das ist bei allen Themen so: Wenn der Ministerpräsident das zur Chefsache macht und 
das hochhängt, ist das das A und O des thematisch-inhaltlichen Fortschritts.“ (Q Polat 
2015). Schröder-Köpf (Q 2015) betont hingegen die symbolische Aufwertung des Felds: 
„Und dass das in der Staatskanzlei angesiedelt ist, ist auf jeden Fall eine Botschaft nach 
draußen. Staatskanzlei heißt für viele Menschen immer ‚beim Chef‘ oder ‚bei der Che-
fin‘. Intern spielt das zunächst keine große Rolle. Aber nach draußen ist das schon ein 
großes Zeichen.“ Jedenfalls, so Jelit (Q 2015), habe Weil bei der Ausgestaltung seiner 
Staatskanzlei „eine ganze Menge unternommen, um diesem Thema ‚Migration und 
Teilhabe‘ zu einer herausragenden Position zu verhelfen.“ Dies sehe man ja deutlich in 
den Organigrammen.  
Konkret schlug sich die Ansiedlung migrations- und integrationspolitischer Aufgaben 
bei der Staatskanzlei in der Entstehung zweier unterschiedlicher Strukturelemente nie-
der.  
Im Hinblick auf die erste Strukturkomponente sei die direkte Zuordnung des Großteils 
jener Aufgaben zum Staatskanzleichef Dr. Jörg Mielke ein wichtiger Punkt gewesen, 
hebt Jelit (Q 2015) hervor. „Wenn man sich vorstellt, wie der Job des Chefs der Staats-
kanzlei sich so darstellt und dem Chef der Staatskanzlei zwei Referate besonders zuge-
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ordnet werden – wie das bei den beiden Referaten ‚Grundsatzfragen‘ und ‚Koordinati-
onsfragen des Feldes Migration und Teilhabe‘ mit dem Verbindungsbüro der Landes-
beauftragten der Fall ist –, dann wird ja deutlich, dass Herr Weil diesem Thema eine 
ganz besondere Bedeutung beimisst. Er versucht das also nicht nur aus den Abteilungen 
heraus zu steuern. In den Abteilungen der Staatskanzlei gibt es ja auch reguläre Res-
sortkoordinierung in den Spiegelreferaten“, erinnert Jelit (ebd.). „Das allein hat ihm 
nicht ausgereicht. Insofern misst er ganz offensichtlich dem Thema ‚Migration und 
Teilhabe‘ ganz besondere Bedeutung bei und greift insofern auch in das Räderwerk 
ein.“ Damit wurde ein großes Linienaufgabenbündel in die Steuerungszentrale des Mi-
nisterpräsidenten verlegt. Weil habe dazu „Teile des Referats 301 – also aus dem Sozial-
ministerium quasi die intellektuellen Vordenker – zu sich in die Staatskanzlei geholt. 
Und die werden jetzt geführt vom Chef der Staatskanzlei. Das war die interne Organi-
sationsverschiebung.“ (Q Schröder-Köpf 2015). In Mielkes Verantwortungsbereich liege 
„quasi die operative Strategie“, bestätigt Jelit (Q 2015).  
Die zweite Strukturkomponente bestand in Form eines Beauftragtenamts für Migration 
und Teilhabe. Dieses siedelte man sonderorganisiert und mit entsprechend unabhängi-
gen Merkmalen in die Struktur der Landesregierung an. Dass es eine Beauftragtenstelle 
geben solle und diese sonderorganisiert einer obersten Landesbehörde zugeordnet wer-
den solle, war zwischen den Koalitionspartner und dem Ministerpräsidenten unumstrit-
tener Wunsch. Jelit (Q 2015) vollzieht die Beweggründe der Akteure nach: „Wenn man 
in einem Feld eine Beauftragte oder einen Beauftragten hat, dann geht ja damit einher, 
dass man der Bevölkerung verdeutlichen kann: Da ist eine Stelle, die sich um diese ganz 
speziellen Themen kümmert. Ob es sich dann um eine Gleichstellungsbeauftragte, eine 
Integrationsbeauftragte oder einen Behindertenbeauftragten handelt: Es ist immer mal 
wieder so, dass man einem Zeit-Thema ein Gesicht gegeben hat. […] Ich denke, das ist 
eher ein politisch motivierter Ansatz, als dass die Aufgabenerledigung da über alles im 
Vordergrund stand und dass man trotz des erhöhten Koordinationsaufwands, der eher 
strukturbedingt damit einhergeht, gesagt hat: ‚Das machen wir mit der Berufung einer 
Beauftragten, sodass dieses Signal der Landesregierung deutlich wird.‘“ Die personelle 
Besetzung des Amts mitsamt Implikationen war im Rahmen der Koalitionsaushand-
lung nicht von Anbeginn klar. Amtsinhaberin Schröder-Köpf (Q 2015) stellt hierzu klar: 
„Eine Beauftragte ist dann unabhängig, wenn sie – wie ich – ein Landtagsmandat hat. 
Und das war auch genau so gewollt. Das hat der Ministerpräsident bei meiner Ernen-
nung auch nochmal betont und gesagt. Es ist schon jemand gewollt, der sich auch mal 
hinstellt und was kritisiert oder auch mal sagt: ‚Aber das gefällt mir jetzt nicht‘ und der 
dann dazu in der Lage ist, mit zu organisieren, dass es da auch politisch Bewegung gibt.“ 
So äußerte sich auch Landesvater Weil in verschiedenen Stellungnahmen und Inter-
views (Exner 2012, Focus 2013). Nicht zuletzt garantiere die finanzielle Absicherung 
durch die Diäten aus dem Landtagsmandat eine gewisse materielle und tätigkeitsbezo-
gene Unabhängigkeit; im Gegensatz dazu würden Ministerialbeschäftigte erstens von 
der Landesregierung bezahlt und seien zweitens mitunter in die Weisungshierarchie ein-
gebunden (Q Schröder-Köpf 2015). 
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Trotzdem hätten die Grünen Lösungsmöglichkeiten bevorzugt, die unabhängig von ei-
ner Mandatsverknüpfung gewesen wären: „Wir wollten ja auch eine Beauftragte als 
Stabsstelle in einem Ministerium“, meint Polat (Q 2015), „aber eben nicht vermischt 
mit einem Mandat, weil wir da auch die Schwierigkeiten gesehen haben, wenn man 
Exekutive und Legislative nicht trennt. Diese Schwierigkeiten sind ja auch eingetreten. 
[…] Das zeigt sich ja heute auch als problematisch mit Mandat und Exekutive. Da leidet 
ja auch Frau Schröder-Köpf immer so ein bisschen drunter, weil es einfach schwierig 
ist, das gleichzeitig zu bedienen.“ Jahre zuvor hatten die Sozialdemokraten bereits selbst 
Bedenken angemeldet, dass es „zu Überschneidungen im Rahmen der Gewaltentei-
lung“ (Landtagsdrucksache 15/1039 2004: 1 NI) kommen könnte, als es um das Land-
tagsmandat des Aussiedlerbeauftragten Götz ging. 
Als jedoch feststand, dass das Amt von einer Person mit Landtagsmandat ausgefüllt 
werden sollte, blieb die Frage, ob eine Person entweder aus der SPD oder aus den Reihen 
des kleinen Koalitionspartners in ein Haus bestellt werden sollte, das vom großen Part-
ner geleitet wurde. Die zweite Option wäre mit Blick auf zahlreiche andere Regierungen 
nicht unüblich gewesen. Auch die rot-grüne Landesregierung in Rheinland-Pfalz hätte 
man sich zum fraglichen Zeitraum als Beispiel heranziehen können. Infrage wäre hier 
zuallererst Filiz Polat gekommen. Allerdings hätte sie zu Beginn ihrer politischen Kar-
riere kaum Berührungspunkte mit Migrations- und Integrationspolitik gehabt. Ihre 
Schwerpunkte als ursprüngliche Kommunalpolitikerin lagen auf Bauen, Wohnen, 
Denkmalschutz und Europapolitik. Jedoch sei sie durch den Petitionsausschuss ver-
stärkt mit Flüchtlingspolitik in Berührung gekommen. Dort seien zwei Drittel der Ein-
gaben von ausreisepflichtigen Personen oder deren Unterstützern geschrieben worden. 
In der Folgezeit habe man ihr den Gesamtbereich der Migrations- und Integrationspo-
litik mehrmals angetragen. Nicht zuletzt lag das daran, dass sie die einzige türkisch-
stämmige Abgeordnete in Niedersachsen gewesen sei und sowohl von den Bevölke-
rungsteilen mit Migrationshintergrund als auch seitens ihres Fraktionskollegiums als 
‚natürliche Repräsentantin‘ angesehen wurde. Sie selbst habe sich zwar zunehmend mit 
dem Politikfeld beschäftigt, sehe sich aber nicht zwangsläufig aufgrund ihrer ethni-
schen Wurzeln in der Rolle einer Inklusionspolitikerin. (Q Polat 2015).  
Auch auf Seiten der Sozialdemokraten gehörte dem Wahlkampfteam um Stephan Weil 
bereits früh (Q Schröder-Köpf 2015, Wallbaum 2012) eine Person an, die den Kompe-
tenzbereich ‚Migration und Teilhabe‘ abdecken sollte: Doris Schröder-Köpf. Ihr persön-
liches Profil zeugte in der Vergangenheit nicht von auffallendem Engagement im Poli-
tikfeld oder von besonderer Affinität zu diesem Bereich (Munzinger 2012c). Für die 
Kanzlergattin sei bisher insbesondere der Demographische Wandel ganz oben auf ihrer 
politischen Agenda gestanden (Wallbaum 2012). Dennoch seien ihr sozialdemokrati-
sches Grundbedürfnis der „Beseitigung von Missständen“ und die Doppelte Staatsan-
gehörigkeit zwei ihrer Kinder200 Verbindungselemente zur Thematik (Focus 2013).  
200 Das Ehepaar Schröder hat zwei russische Kinder adoptiert. 
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Sowohl Schröder-Köpf (Q 2015) als auch Polat (Q 2015) und Jelit (Q 2015) sehen einen 
erkennbaren und unmittelbaren Migrationshintergrund nicht als notwendige Bedin-
gung für die Bekleidung eines derartiges Amts an. Es ginge vielmehr darum, so 
Schröder-Köpf (Q 2015), „ob man eine Persönlichkeit für geeignet hält, ein so komplexes 
Thema zu bearbeiten. Ich bin quasi zuständig von den Siebenbürger Sachsen über die 
Schlesier bis zu den aktuellen syrischen Flüchtlingen – also für alle Gruppierungen. Es 
gibt niemanden, der sagen kann: ‚Ich habe Wurzeln da oder dort und deshalb bin ich 
dafür besonders geeignet‘. Sondern: Es sind so viele unterschiedliche Aspekte, dass man 
da eben ein bisschen Erfahrung aus dem einen Bereich und ein bisschen Erfahrung aus 
dem anderen Bereich oder jenem Bereich mitbringen muss und eigentlich relativ breit 
aufgestellt sein muss.“ Da helfe es der Sache schon sehr, dass sie bekannt sei (ebd., 
ähnlich Q Polat 2015). Schröder-Köpf (Q 2015) hält diese Eigenschaft für unabdingbar: 
„Es gibt ja Menschen, die aus unterschiedlichen Gründen zugewandert sind zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten – auch unterschiedliche Gruppierungen. Die verbinden was 
mit meinem Namen. Und in der Rolle der Ombudsfrau, die ich ja auch habe im Rah-
men dieses Amtes, ist es wichtig, dass die Leute auch wissen, dass es diese Ombudsfrau 
gibt. Da hat das in jedem Fall geholfen. Das sieht man an der Zahl der Personen, die 
sich an mich wenden. Die andere Seite ist natürlich, dass immer wenn es um Einwan-
derung, Zuwanderung, Flüchtlinge und so weiter geht, die Anliegen dieser Koalition 
auch gut transportiert und vermittelt werden; dass man erklären kann, warum man das 
macht, was man macht; warum das eine oder andere jetzt wichtig ist; warum die Koali-
tion jetzt das macht oder jenes macht. Die Kommunikationsfähigkeit ist an der Stelle 
wirklich sehr wichtig.“ Freilich gab es auch Stimmen, die sowohl mit negativer als auch 
mit positiver Kommentarkonnotation politisch-taktische Gründe hinter der Berufung 
Schröder-Köpfs als Integrationspolitikerin ins landesweite Wahlkampfteam und später 
ins Beauftragtenamt vermuteten. Unter den Interviewpartnern aber auch im Spiegel der 
Medien empfanden die einen jene Berufung als Teil sozialdemokratischer Ämterversor-
gung und die anderen als kluge Einbindung einer prominenten Politikerin in den poli-
tischen Prozess.  
In Anbetracht dessen, dass es jeweils auf grüner und sozialdemokratischer Seite eine 
besonders aussichtsreiche Kandidatin für das Amt gab, musste eine Entscheidung fal-
len. Mitbewerberin Polat (Q 2015) erinnert sich: „Damals war auch schon klar, dass Do-
ris Schröder-Köpf als Landesbeauftragte infrage kam. Dann wurde nochmal gefragt: 
Wollen die Grünen das machen in meiner Person oder macht das Doris Schröder-Köpf? 
[…] Dann hat man sich auf die Struktur geeinigt und dann war ich schon raus, weil ich 
gesagt habe: ‚Das mache ich auf gar keinen Fall‘.“  
Ein Konglomerat aus vier Gründen kann als ursächlich für die Entscheidung Polats an-
gesehen werden. Erstens sahen die Grünen die Exekutiv-Legislativ-Verbindung, die auch 
Polat als Landtagsabgeordnete hätte eingehen müssen, sehr kritisch. Für Polat sei dies 
der Hauptgrund ihrer Entscheidung gewesen (ebd.). Zweitens sei es der besondere 
Wunsch Weils gewesen, Schröder-Köpf mit dabeizuhaben (Exner 2012). Drittens wies 
die SPD-Frau eine große inhaltliche Nähe zu den Positionen der Grünen auf. Für die 
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Grünen habe auch die Person Schröder-Köpf eine Rolle gespielt: Der kleine Koalitions-
partner habe sich gut vorstellen können, mit ihr zusammenzuarbeiten, weil sie von ih-
rer „politischen Grundstruktur her schon sehr rot-grün aufgestellt“ sei, so Schröder-
Köpf (Q 2015). „Das spielt an manchen Punkten eine Rolle, wenn es um Flüchtlinge 
geht zu Beispiel. Da ist das wichtig manchmal. Da bin ich in dieser Hinsicht auch sehr 
nah bei den Grünen.“ Viertens verweist Jelit (Q 2015) darauf, dass die Grünen ja nicht 
leer ausgegangen seien. Insbesondere Polat habe einen einflussreichen Legislativposten 
im Bereich des Politikfelds erhalten: „Was vielleicht nicht so deutlich wird ist, dass die 
Grünen ja auch eine wichtige Schnittstelle bedienen: nämlich die Kommission für Mig-
ration und Teilhabe, wo die grüne Abgeordnete Polat den Kommissionsvorsitz innehat. 
Und diese Kommission speist in die Alltagsarbeit der Landesregierung ja auch Ideen 
ein, sodass man nicht davon ausgehen kann, dass die Grünen dieses Themenfeld nicht 
bedienen.“  
Trotz plausibler Begründungen ist diese Entscheidung dennoch nicht erwartungsge-
mäß im Hinblick auf die theoretische Modellierung jenes Delegationsprozesses zwi-
schen Koalition, Ministerpräsident und Beauftragter. Die Grünen hätten – wie es auch 
in anderen Bundesländern der Fall war – bei den vorliegenden Aufmerksamkeitswerten 
zumindest den Posten der Beauftragten besetzen müssen. Damit hätten sie zumindest 
ein Bein im exekutiven Bereich des Politikfelds gehabt.  
Der Ministerpräsident setzte sich also – mit seinen Sozialdemokraten im Rücken – in 
wichtigen Entscheidungen des organisatorischen Arrangements im Politikfeld durch. 
Zum einen schuf er mit dem Referat 01 eine aufgabenerledigende Steuerungszentrale 
für migrations- und integrationspolitische Angelegenheiten. Daneben ernannte er eine 
‚Beauftragte für Migration und Teilhabe‘, die einen aufbauorganisatorischen Sondersta-
tus genoss. Dennoch waren beide Strukturelemente nicht unverbunden. Das Verbin-
dungsbüro der Beauftragten band man als Referat 02 in den Verantwortungsbereich 
Mielkes ein.  
Vor diesem Hintergrund scheint die Abschätzung der Ziele von Weils Stellvertreter im 
Ministerpräsidentenamt nur noch eine Formalie zu sein. Tatsächlich findet man in Ste-
fan Wenzels Lebenslauf (Munzinger 2013l) bis auf seinen Geburtsort Nakshov in Däne-
mark keine hervorstechenden Verbindungen zur Migrations- und Integrationspolitik201; 
die Schwerpunktthemen des Bündnisgrünen drehen sich überwiegend um den Bereich 
Energie. Als starker Akteur in der Delegationskette trat er im Bereich ‚Migration und 
Teilhabe‘ – entsprechend auch nicht auf.  
201 Das Gegenteil – also, dass Desinteresse am Politikfeld vorläge – kann jedoch auch nicht behauptet 
werden. Als Fraktionsvorsitzender geht er in seinen Stellungnahmen jeweils zur Antrittsregierungser-
klärung McAllisters (Wenzel 2010b) und zur Integrationsregierungserklärung (Wenzel 2010a) – nicht 
zuletzt wegen des inhaltlichen Schwerpunkts – auf das Politikfeld ein.  
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Kettenglied IV: Denjenigen Teil der Migrations- und Teilhabepolitik, den sich Stephan 
Weil nicht selbst vorbehielt, verortete das Koalitionsaushandlungsgremium im Innen- 
und im Sozialressort. Aus Perspektive der vorangegangenen Kettenglieder handelte es 
sich bei der jeweiligen Hausleitung um konforme Akteure in Sachen Migrations- und 
Teilhabepolitik.  
Auffällig ist hier insbesondere die Zufriedenheit der Grünen mit dem sozialdemokrati-
schen Innenminister Boris Pistorius. Dieser war – ähnlich wie Weil – schon als Ober-
bürgermeister einer Großstadt mit integrationspolitischen Themen in Erscheinung ge-
treten (z.B. Osnabrücker Zeitung 2012). Ein großes Medienecho rief er mit einer Ein-
bürgerungsaktion in seiner Stadt hervor (Munzinger 2013j, Prantl 2013, Schiffbänker 
2013): Er warb mit Briefen an über 9.000 Bürger ohne deutschen Pass um deren Ein-
bürgerung. Dieser inhaltlichen Linie blieb Pistorius auch als Innenminister treu. Das 
Ausländer- und Asylrecht blieb im Innenressort. Sowohl der Einwanderungspolitik (vgl. 
Ewert und Schaudwet 2015, Osnabrücker Zeitung 2014) und der Abschiebepolitik (vgl. 
Osnabrücker Zeitung 2015, Welt 2015, Wyputta 2014) als auch der Flüchtlingspolitik 
(vgl. Aachener Nachrichten 2013) widmete er große Aufmerksamkeit. Im Fokus stand 
hierbei insbesondere eine weniger restriktive Abschiebepolitik (Munzinger 2013j, Las-
arzik und Havlicek 2013) vor allem mittels großzügigeren Entscheidungen der Härte-
fallkommission (Fertmann 2014). Die Grünen-Politikerin Polat (Q 2015) gerät dabei re-
gelrecht ins Schwärmen: „Grade Boris Pistorius – das hat er aber auch gemerkt – ist mit 
der beste Innenminister für flüchtlingspolitische Akteure, weil er sich mit diesem 
Thema auch profiliert hat im ersten Jahr. Wir unterstützen das natürlich als Grüne. Man 
sieht das ja mit seinem Pendant Herrn Jäger [SPD-Innenminister in NRW], mit dem 
die Grünen immer Auseinandersetzungen haben. Aber wir unterstützen Pistorius. Er 
[…] hat nach einem Jahr rot-grüner Regierung und auch jetzt nach der Halbjahresbilanz 
von den Medien attestiert bekommen, er sei das beste Kabinettsmitglied mit eben die-
sem Thema. Ich kann also nur dafür werben: ‚Liebe Innenminister dieser Bundesre-
publik: Ihr müsst nicht immer den Hardliner spielen beim Thema Innen- und Flücht-
lingspolitik. Man kann auch ein sozialpolitisch orientierter Innenminister sein.‘ Wir ha-
ben auch immer gesagt: ‚Sozialpolitik vor Ordnungspolitik‘.“  
Diese inhaltliche Positionierung des ehemaligen Osnabrücker Oberbürgermeisters 
spielte im Ringen um die horizontale Ansiedlung migrationspolitischer Fragen eine 
nicht unbedeutende Rolle. Die Grünen konnten nämlich einer Belassung des Aufga-
benbündels im Innenministerium zustimmen, gerade weil von Pistorius keine restrik-
tive Haltung in der Flüchtlings- und Zuwanderungspolitik zu erwarten war. So kam es 
nicht zur Variante einer Herauslösung großer Teile der Migrations- und Staatsangehö-
rigkeitspolitik aus dem innenpolitischen Kontext, für die sich die rot-grünen Bündnisse 
in Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg entschieden hatten.  
Das Innenministerium zählte also nicht zu den Reorganisationsverlierern. Die Staats-
kanzlei gewann an Kompetenzen hinzu. Diese erhielt sie vom Sozialministerium. Zur 
Erinnerung: Hier war bis zum Regierungswechsel Aygül Özkan Ressortleiterin. Mit 
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Cornelia Rundt übernahm nun eine Person das Ministeramt, die beruflich und ehren-
amtlich sehr tief in der Gesundheits- und Pflegepolitik engagiert war und auch dort ih-
ren Schwerpunkt als Ressortchefin sah (Wallbaum 2013b). Obgleich sie den Titel ‚In-
tegrationsministerin‘ von ihrer Vorgängerin übernahm (ebd.), trat sie kaum mit migra-
tions- und integrationspolitischen Themen auf. Im Spiegel der Medien war Rundt weder 
vor noch nach Amtsantritt im Hinblick auf das Politikfeld kaum öffentlichkeitswirksam 
wahrnehmbar.  
Dass die Sozialpolitikerin andere Schwerpunkte setzte, wird nicht zuletzt an der Umbe-
nennung ihres Hauses deutlich. Noch bis ins Jahr 2014 bekleidete Rundt den Titel ‚Mi-
nisterin für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Integration‘. Dann sei „der Titel 
relativ schlank geworden: ‚Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung – 
MSGG‘. Gleichstellung ist eigentlich eine Begrifflichkeit, die eher im frauenpolitischen 
Kontext anzutreffen ist. Das ist aus meiner Sicht aber auch nicht schädlich, dass man 
darunter auch ‚Migration und Teilhabe‘ fasst. Denn: Gleichstellung in diesem Zusam-
menhang bedeutet ja, dass diejenigen, die zu uns kommen, den Mitgliedern der Mehr-
heitsgesellschaft gleichgestellt werden können“, rechtfertigt der zuständige Referatslei-
ter Jelit (Q 2015) die Namensgebung. Der Findungsprozess sei unter Einbindung der 
Arbeitsebene vonstattengegangen, so Jelit weiter. Von dieser habe es damals die Idee 
gegeben, das Ministerium ganz Schlicht ‚Ministerium für Soziales‘ zu nennen, weil die-
ser Begriff weitgehend die Aufgabenpalette abgedeckt hätte. „Dann hat es weitere Dis-
kussionen dazu gegeben, die schlussendlich dazu geführt haben, dass man jetzt diesen 
Dreiklang ‚Soziales, Gesundheit und Gleichstellung‘ hat.“  
Für die Ministerialbeschäftigten des Bereichs ‚Migration und Teilhabe‘ sei es „aufgrund 
des eigenen Verständnisses überhaupt kein Problem“ gewesen, dass man nicht oder 
nur indirekt im Titel des Hauses repräsentiert war. Gleichstellung sei nicht nur – wie 
sonst üblich – auf den Bereich ‚Frauen‘ bezogen. Ohnehin sei ja auch bei der bisherigen 
Begrifflichkeit ‚Integration‘ nicht gesichert gewesen, dass es sich um migrationsbezo-
gene Aufgaben handelte. Dies habe sich auf verschiedenste Zielgruppen wie Jugendli-
che, Arbeitslose, Senioren oder Behinderte und deren Einbindung in die Gesellschaft 
beziehen können. (Q Jelit 2015). Dass es schließlich auf diesen Dreiklang hinauslief, 
kann man einfach herleiten. Die Komponente ‚Soziales‘ sollte dabei erstens – bis auf die 
nicht unwichtige Zuständigkeit für Bauen – alle Zuständigkeiten des sozialen Bereichs 
im Haus umschließen. Zweitens wies die Komponente ‚Gesundheit‘ den besonderen 
Schwerpunkt der Ministerin aus. Die dritte Komponente ‚Gleichstellung‘ lässt sich mit 
der öffentlich wahrnehmbaren (Focus 2014, Nordwest Zeitung 2014, Weser-Kurier 
2014) Intervention von extern wirkenden Kräften (z.B. Pape 2013, Haude et al. 2014) 
erklären: „Wenn man das in den Medien nachgräbt, wird man feststellen, dass bei den 
Überlegungen, wie das Haus denn künftig heißen solle, die Frauenverbände im Grunde 
genommen opponiert haben, um zu erreichen, dass das Frauenthema nicht im Namen 
verschwindet. Und um schlussendlich diese Diskussion zu beenden, hat man nicht die 
Gruppe der Frauen ausdrücklich erwähnt, weil wir ja auch Schwule, Lesben, Heteros 
und so weiter haben. Wir haben bunte Menschen. […] Das war dann das Ergebnis von 
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Überlegungen im Haus und auch Begleitüberlegungen von Verbandsvertretern, die 
schlussendlich dazu geführt haben, dass wir schlussendlich ‚Soziales, Gesundheit und 
Gleichstellung‘ im Firmenschild haben.“ (Q Jelit 2015).  
 
Kettenglied V: Trotz der Verschiebung des strategischen Aufgabenteils in die Staatskanz-
lei verblieben ein überschaubar großes Aufgabenbündel mit Schwerpunkt auf der Pro-
gramm-Implementation202 im Sozialressort und die Hauptzuständigkeit für Integration 
offiziell bei der Ministerin. Deshalb bleibt die Frage zu klären, wie das aufbauorganisa-
torische Arrangement im Innern des Hauses zustande kam. Hierzu muss man wissen, 
wie groß das zu verortende Aufgabenbündel war. Was dessen Beschaffenheit betrifft, 
habe es zahlreiche Änderungsvorgaben im Koalitionsvertrag gegeben, so Jelit (Q 2015). 
Insbesondere sei die Frage des Umgangs mit den prominent im Vertrag herausgestell-
ten Migrantenorganisationen oder auch Migrantenselbstorganisationen zu klären. 
Auch die Perspektive auf die Aufgabenerledigung habe sich geändert: „Früher war eher 
die Begrifflichkeit der ‚Integration‘ führend. Das hat man in Niedersachsen nach der 
Wahl aufgegeben und man hat gesagt: ‚Wir kümmern uns um das Phänomen ‚Migra-
tion und Teilhabe‘ entsprechend der Koalitionsvereinbarung. Dort ist die Partizipation 
besonders herausgestellt worden. Das hat 2014 wie gesagt zur Umbenennung des Refe-
rats geführt.“ (ebd.). Die Dachmarke ‚MUT‘ für ‚Migration und Teilhabe‘ hätte nicht nur 
für die Benennung des Beauftragtenamts als Vorlage gedient, sondern auch die gesamte 
Ministerialverwaltung ergriffen.  
 
Da vorangegangene Kettenglieder darüber hinaus keine weitergehenden Vorgaben zur 
aufbauorganisatorischen Ansiedlung machten, steht nun die Delegationsbeziehung in 
Sequenz IV im Betrachtungsfokus. Hauptvertreter der Gruppe der Ministerialbeschäf-
tigten war 2013 und ist aktuell203 der Leiter des Referats 301, Herbert Jelit. Der Jurist 
mit sozialwissenschaftlicher Vorbildung war bereits 1993 vom Bundesamt für die Aner-
kennung ausländischer Flüchtlinge204 in den Landesdienst eingetreten. Er war im Be-
reich des Ausländer- und Asylrechts im damaligen Bundesratsministerium von Minis-
ter Trittin tätig. Später, als sich der Integrationsbereich stärker vom Ausländer- und 
Asylrechtsbereich lösen konnte, habe er sich 2009 dann für den Wechsel zur Integration 
entschieden (Q Jelit 2015). Dort sei er geblieben und habe schließlich die Verantwortung 
für das im Sozialministerium verbleibende Aufgabenbündel übernommen. Seine 
Mannschaft sei auf der Referentenebene sehr bunt aufgestellt. Eine Kollegin komme 
aus dem Umfeld der Bundesagentur für Arbeit, eine Person hätte eine sozialwissen-
schaftliche Ausbildung absolviert und eine Stelle sei derzeit vakant.“ (ebd.).  
Auf die Herauslösung großer Teile des Aufgabenbündels aus dem Sozialministerium 
hatte man freilich nach Abschluss der Koalitionsverhandlungen keinen Einfluss mehr. 
 
202 Jelit (Q 2015): „Wir setzen dann tatsächlich die politischen Ideen, die strategisch von der Staatskanz-
lei zu hinterlegen sind, um.“  
203 Stand zum Zeitpunkt des Interviews im März 2015 
204 Seit 2004 ‚Bundesamt für Migration und Flüchtlinge‘ 
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Im Wahlkampf und während der Regierungsübernahmephase gäbe es jedoch gelegent-
lich die Möglichkeit für Ministerialbeschäftigte, die eigenen Vorstellungen anzubrin-
gen. So bestätigt Jelit (Q 2015): „Im Rahmen der Wahlkampfeuphorie – ich will mal die 
Situation so darstellen – finden sich ja in dem Themenfeld gut verortete Menschen bei 
den einzelnen Wahlkampfparteigruppierungen ein. Auch bei der Gestaltung des Wahl-
kampfs sagt man ja nicht nur durch PR-Berater, dass das ein wichtiges Feld ist, sondern 
es gibt eine Rückvergewisserung in den Apparat, was denn ein Thema sein könnte, das 
besonders wichtig ist. Das ist dann eine Frage der politischen Neutralität oder eben der 
[eigenen politischen] Verortung, inwiefern man sich in bestimmte Entwicklungspro-
zesse einbringt. Das Beispiel mit der Namensgebung ist ja rein auf der Sachebene ge-
wesen. Da ist man als Berater der Hausleitung unterwegs. Dort kann man das Für und 
Wider darstellen: Das ist die beratende Tätigkeit, die man hat.“ Vor allem im Wahlkampf 
aber stehe so mancher Ministerialbeamter im Spannungsfeld zwischen gebotener Neut-
ralität und Anpreisung des eigenen Aufgabenkreises bei den potentiellen Regierungs-
verantwortlichen. Reorganisationsentscheidungen müssten in jedem Fall mitgetragen 
und unterstützt werden205. „Das muss vorbereitet werden. Und da gibt es auch einen 
Austausch – egal, welche Regierung das ist. Die Parteipräferenzen des einen oder ande-
ren Mitarbeiters machen sich dann auch im Wahlkampf bemerkbar.“ (Q Jelit 2015).  
Das Instrument der Besetzung von Positionen mit politischen Beamten ist hier ein Weg, 
besonders auf Abteilungsleiterebene Dissonanzen zu beseitigen. Überrascht – und 
nicht auf positive Weise – zeigte sich Gabriele Erpenbeck (Q 2013) von den Reorganisa-
tionsbestrebungen der neuen Regierung. Noch wenige Monate zuvor erwartete sie keine 
besonderen Veränderungen in dem von ihr geleiteten Verantwortungsbereich (Q Erpen-
beck 2012). Nachdem sie für die Regierung Albrecht (CDU/FDP), die Kabinette 
Schröder (SPD/Grüne und SPD-Alleinregierung), die Ministerpräsidenten Glogowski 
und Gabriel (beide SPD) sowie für die Regierungen Wulff und McAllister (beide 
CDU/FDP) gearbeitet hatte, trennte man sich ein halbes Jahr nach der rot-grünen Re-
gierungsbildung (Nordwest Zeitung 2013). Ihr Referatsleiter für Grundsatzfragen, Dr. 
Dursun Tan, wechselte mit gleichbleibender Funktion in die Staatskanzlei.  
Im Innenministerium gibt es eine personelle Besonderheit an der Abteilungsspitze des 
Ausländer- und Asylrechts, die nicht unerheblich für das aufbauorganisatorische Arran-
gement gewesen sein dürfte. Die Leitung dort hatte im Untersuchungszeitraum und hat 
nach wie vor206 Dr. Frank Frühling inne. Dieser ist nicht etwa – wie in dieser Funktion 
üblich – Jurist, sondern Theologe. In den Landesdienst trat der evangelische Pastor im 
Zusammenhang mit der gegründeten Härtefallkommission im Jahr 2006 ein und ar-
205 In diesem Zusammenhang bestätigt Jelit jedoch auch nochmals die Wichtigkeit des hierarchischen 
Aufbaus in der Entscheidungspyramide: „Man muss sich auch immer wieder verdeutlichen, auf welcher 
Ebene man agiert. Wenn man dann so ein Ministerium einfach mal betrachtet: Da gibt es die Hauslei-
tung mit dem Staatssekretär, dann gibt es die Abteilungsleitung und dann gibt es schon die Referatslei-
tung. Dieses Konstrukt muss ja dafür sorgen, dass der Minister oder die Ministerin Erfolg vorweisen 
kann, indem die – in der Regel – im Koalitionsvertrag festgelegten Ziele erreicht werden.“ (Q Jelit 2015). 
206 Stand Organigramm vom März 2015 
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beitete in der Folgezeit im Linienaufbau des Innenministeriums (vgl. z.B. Nordwest Zei-
tung 2012). Später baute er dann zusammen mit Gabriele Erpenbeck die Integrations-
abteilung im Innenministerium auf (Q Jelit 2015). Frühling war während der Ära des 
in Flüchtlingsfragen als restriktiv geltenden Schünemann ins Ministerium gekommen 
und dort aufgestiegen. Aufgrund seines beruflichen Hintergrunds als Pastor und seiner 
bisherigen Tätigkeit für die Härtefallkommission und in der Integrationsabteilung war 
Frühling geeignet, die organisationspolitischen und inhaltlichen Veränderungen im 
Haus als Leiter der nun wieder eigenständigen Ausländerabteilung mitzutragen.  
Nicht zu vergessen sind schließlich die personellen Besetzungen im neu geschaffenen 
Verbindungsbüro der Beauftragten für Migration und Teilhabe. Von der Opposition als 
Akt der Postenversorgung vermutet (TAZ 2013b), trat Alptekin Kirci sein Amt als Ge-
schäftsleiter von Schröder-Köpfs Büro an. Schröder-Köpf findet jedoch plausible 
Gründe, Kirci als Agenten in jener Delegationsbeziehung zu installieren: „Bei dieser 
Personalie war ich bei der Personalfindung schon involviert, weil ich zumindest an einer 
Stelle – also bei der Referatsleitung – jemanden haben wollte, der selbst Zuwanderungs-
geschichte hat und der eben schon mal einen Integrationsleitplan – wie wir den jetzt 
erarbeiten auch gerade als Landesregierung und als Koalitionsfraktionen – gemacht hat. 
Ich habe ihn da nicht in erster Linie als Parteipolitiker gesehen, sondern als jemand, der 
bei der Mehrheitsfraktion der Stadt Hannover – Hannover ist nun mal auch die größte 
Stadt in Niedersachsen – das schon mal gemacht hat, was wir auf Landesebene machen 
wollen.“ Er habe außerdem ausgezeichnete Kontakte zu den einschlägigen Organisati-
onen und Gruppierungen. „Und er bringt noch was mit, was von unschätzbarem Vorteil 
ist: Er ist Jurist. Er hat ja als selbständiger Rechtsanwalt gearbeitet und ist Volljurist. […] 
Ich wollte mich dann auch so aufstellen, dass ich auch in der eigenen engsten Umge-
bung jemand habe, der dann die Sachen beurteilen kann. Weil: Es ist ja ein Bereich, in 
dem ohne juristische Kenntnisse gar nichts geht. Ausländer- und Asylrecht ist mit am 
komplexesten. Es ist Bundesrecht. Es ist EU-Recht. Und da habe ich lieber noch jeman-
den an meiner Seite, der zwei Standbeine hat und der mir die Expertise aus dem Bereich 
der Migrantenselbstorganisationen mitbringt.“ (Q Schröder-Köpf 2015).  
Zwei weitere Personalveränderungen von aufbauorganisatorischer Relevanz lassen sich 
beobachten. Eine davon fand im flüchtlingspolitischen und eine im aussiedlerpoliti-
schen Zusammenhang statt. Die Neubewertung der Aussiedlerpolitik im Koalitionsver-
trag führte zur Abschaffung des Aussiedlerbeauftragten. Erstens diente die Verortung 
jenes Postens wohl als Vorbild für die Beauftragte (Q Jelit 2015, vgl. auch Wallbaum 
2012). Zweitens übernahm Schröder-Köpf den Verantwortungsbereich des Aussiedler-
beauftragten, da „ihr Vorgänger Rudolf Götz, CDU-Landtagsabgeordneter, […] auf 
Wunsch des Kabinetts von dieser Aufgabe entbunden werden“ sollte (Wallbaum 2013a). 
Drittens wollte man die vorhandene Expertise aus dem Büro des Aussiedlerbeauftragten 
nicht verlieren – und freilich nicht zwingend auf Götz als Abgeordneten der Opposition 
zurückgreifen – und holte sich Frau Spandau ins Team: Sie „hat im Innenministerium 
das Büro des früheren Landesbeauftragten gemacht und war für Vertriebene und Spät-
aussiedler zuständig und kommt sozusagen von dieser Seite. So habe ich die Expertise 
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von dort sozusagen. Die Stelle, die bei meinem Vorgänger im Innenministerium ange-
siedelt war, ist sozusagen in die Staatskanzlei gewandert.“ (Schröder-Köpf 2015). 
Die zweite Personalverschiebung mit aufbauorganisatorischer Relevanz ist im flücht-
lingsrechtlichen Bereich vorgenommen worden. Um sich hier Fachwissen zu sichern, 
hätte man eine Sonderkonstruktion beim Verbindungsbüro errichtet. Schröder-Köpf (Q 
2015) führt dazu aus: „Es ist Ende des vergangenen Jahres der langjährige Referatsleiter 
aus dem Bereich ‚Ausländer und Asyl‘ aus dem Innenministerium in den Ruhestand 
gegangen. Und dessen Expertise habe ich mir gesichert. Er arbeitet jetzt ehrenamtlich, 
aber mit einem eigenen Schreibtisch und Büro hier für die Landesbeauftragte. Da bin 
ich natürlich sehr dankbar. Wie gesagt: Er macht das ehrenamtlich. Es ist aber quasi 
dann offiziell genehmigt, dass er das machen darf. Der hilft mit, weil wir natürlich sehr 
viele Menschen haben, die sich in Notsituationen an uns wenden, wo diese langjährige 
Expertise eben von unschätzbarem Vorteil ist.“ 
 
6.4.4.2 Datenkomprimierung und Erklärung mittels Modell 
Die Vorgänge in diesem Fallgruppenzeitraum entsprechen meist den Erwartungen der 
Gewohnheitshypothese. Neue Akteure haben für eine radikale Umgestaltung der Auf-
bauorganisation in Bezug auf Migrations- und Integrationspolitik gesorgt – und dies 
nicht nur, was Akteurswechsel in den ersten Kettengliedern betrifft, sondern auch die-
jenigen in den nachfolgenden Gliedern bis in die Reihen der Spitzenbeamten.  
Auch die aufbereiteten Daten für die akteurszielbezogene Gesamtzusammenhangsana-
lyse zeigen ein gemischtes und nicht immer hypothesenkonformes Bild. (1) SPD und 
Grüne waren sich bei der Koalitionsaushandlung hinsichtlich Aufmerksamkeit gegen-
über der Migrations- und Integrationspolitik weitgehend einig. Auch die inhaltliche 
Stoßrichtung war ähnlich. (2) Allerdings konnten sich die Grünen bei der Formulie-
rung des Koalitionsvertrags aus theorieexternen Gründen nicht mit ihren organisations-
politischen Forderungen durchsetzen. (2a) Schon bei der begrifflichen Neuorientie-
rung ging der Siegespunkt an die SPD. Zwar stimmten die Beteiligten überein, dass 
man vom Begriff ‚Integration‘ wegkommen wollte; jedoch wurde nicht ‚Inklusion‘ ge-
wählt, sondern ausschließlich der sozialdemokratische Vorschlag ‚Migration und Teil-
habe‘. (2b) Während man bei den Grünen eine konzentrierte Lösung im Sozialministe-
rium bevorzugte, setzten die Sozialdemokraten eine Verteilung der politikfeldbezoge-
nen Aufgaben auf vier Cluster in drei verschiedenen Ministerien durch.  
(3a) Nicht ganz unbeteiligt war dabei Ministerpräsident Weil, der sich Teile der bishe-
rigen Integrationsabteilung aus dem Sozialressort in die Staatskanzlei holte. (3b) Auch 
die Berufung einer Beauftragten für Migration und Teilhabe ist vornehmlich auf sein 
Betreiben zurückzuführen. (3c) Während alle Messinstrumente hohe Aufmerksam-
keitswerte für Weil anzeigen, geht er überraschend beiläufig auf das Politikfeld in der 
Regierungserklärung ein. Jene Antrittserklärung stellt einen der wenigen unerklärli-
chen Ausreißer in dieser Arbeit dar. (3d) Weils Stellvertreter, der Grünenpolitiker Ste-
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fan Wenzel, trat lediglich als Fraktionsvorsitzender in der Oppositionszeit mit politik-
feldbezogenen Themen in Erscheinung. Als Stellvertreter des Ministerpräsidenten und 
Umweltminister setzte er kaum Akzente.  
(4) Der Blick auf die Zielabschätzung für die beiden relevanten Minister Pistorius und 
Rundt, sowie für die Beauftragte Schröder-Köpf relativiert das unbedingte Interesse der 
Grünen, dem Innenressort so wenig politikfeldbezogene Aufgaben zu überlassen und 
dem Sozialministerium so viele wie möglich. (4a) Von Pistorius und seinem zuständi-
gen Abteilungsleiter Frühling war eine großzügige Flüchtlings- und Einbürgerungspo-
litik zu erwarten. Schon als Osnabrücker Oberbürgermeister hatte Pistorius seine Poli-
tik entsprechend ausgerichtet. Pastor Frühling war in früheren Tagen Vorsitzender der 
Härtefallkommission und hatte damals am Aufbau der Integrationsabteilung im Innen-
ministerium mitgewirkt. (4b) Die langjährige Grande Dame der Integrationspolitik, 
Gabriele Erpenbeck verabschiedete sich infolge der überraschenden Umbrüche im Auf-
bau in den Ruhestand. (4c) Mit Jelit war ein Vertreter des Bereichs ‚Migration und Teil-
habe‘ im Sozialministerium verblieben. Nach dem Weggang des Grundsatzreferats un-
ter der Leitung von Tan firmierte seine Organisationseinheit zum ‚Referat 301: Migra-
tion und Teilhabe‘ um. Seine Dienstherrin Rundt setzte ihre Schwerpunkte vor allem 
in der Gesundheits- und Pflegepolitik. (4d) Schröder-Köpf kann als unabhängige, aber 
doch richtungskonforme Akteurin in der Delegationskette gesehen werden. Einfluss auf 
das neu geschaffene Amt hatte sie noch nicht, da sie als Parlamentsneuling vorerst noch 
wenige Ansprüche auf die ressourcenbezogene und aufbauorganisatorische Ausstat-
tung hatte (vgl. Wallbaum 2012).  
(5) Eine alternative Sichtweise auf die Aussiedlerpolitik der Grünen und relativ schwa-
ches Interesse der Sozialdemokraten lösten das Teilpolitikfeld im größeren Kontext der 
Migrations- und Integrationspolitik auf. Dies betraf auch konkret das Beauftragtenamt 
im Innenministerium, dessen Aufgaben der neuen Beauftragten für Migration und 
Teilhabe übertragen wurden. In der nachfolgenden Tabelle findet sich die graphische 
Gesamtdarstellung zu den einzelnen Erkenntnisbausteinen und deren Delegationsbe-
ziehungen:  
 
Abbildung 6.4.10: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Niedersachsen 2013 
 
Eigene Darstellung. 
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6.5 Rheinland-Pfalz 
Auch wenn für Rheinland-Pfalz die Datenlage Anfang der 90er Jahre weitaus dünner ist 
als für das darauffolgende Jahrzehnt, so lohnt es sich auch hier, den Untersuchungs-
zeitraum schon im Jahr 1991 beginnen zu lassen. Wie in jedem Unterkapitel zur empi-
rischen Auswertung endet auch hier der Untersuchungszeitraum 31.12.2013.  
Die erste Fallgruppe von 1991 bis 1994 wird mit Blick auf die Datenlage sehr knapp 
abgehandelt. Dort wird die neue sozialliberale Koalition unter Regierungschef Schar-
ping betrachtet, die nach 40 Jahren die Christdemokraten aus der Regierungsverantwor-
tung drängten. Fallgruppe II umspannt den Zeitraum zwischen 1994 und 2006 und er-
streckt sich damit über insgesamt 12 Jahre. Die Wahl der Zeitspanne erfolgte dabei ent-
lang der Akteurskonstellation in den ersten drei Kettengliedern: Weder änderte sich die 
Zusammensetzung der Regierungsparteien noch wechselte der Ministerpräsident. Kurt 
Beck regierte bis 2006 in einer SPD/FDP-Koalition. Den Anfang von Fallgruppe III mar-
kiert sodann den Wegfall der Freidemokraten aus der Regierungsverantwortung: die 
SPD konnte bis 2011 mit der absoluten Mehrheit der Parlamentssitze ohne Koalitions-
partner regieren. Beck blieb Ministerpräsident. Die letzte der insgesamt vier Fallgrup-
pen umspannt den Zeitraum von 2011 bis kurz vor Anbruch des Jahrs 2014. Der Verlust 
der absoluten SPD-Mehrheit führte dort zur ersten rot-grünen Regierung in Rheinland-
Pfalz.  
Die betrachteten Delegationsbeziehungen in diesem Bundesland bestätigten zwar auch 
zu knapp über 90% die Plausibilität der akteursbezogenen Hypothesen; jedoch sind in 
Fallgruppe I und III auffällig hohe Falsifikationsraten festzustellen. Insgesamt wurden 
118 Delegationsbeziehungen zu 19 Erkenntnisbausteinen zusammengefasst. Die Er-
gebnisse können hinsichtlich der Gewohnheitshypothese im Wesentlichen als erwar-
tungskonform gelten.  
6.5.1 Fallgruppe Rheinland-Pfalz 1991-1994 
Diese Fallgruppe überspannt den kurzen Zeitraum von 1991 bis 1994, in dem Rudolf 
Scharping Ministerpräsident von Rheinland-Pfalz war. Der Sozialdemokrat löste seinen 
Vorgänger Carl-Ludwig Wagner von der Union ab. Die Christdemokraten waren bis da-
hin über 40 Jahre lang entweder allein oder in einer Koalition mit den Freidemokraten 
in Regierungsverantwortung.  
Obwohl man an vielen Stellen in der ministeriellen Aufbauorganisation Veränderungen 
vornahm, blieb die Verortung migrations- und integrationspolitischer Aufgaben weitge-
hend gleich. Die Beauftragte für Ausländerfragen, Helga Gerigk, war schon zu Zeiten 
der Vorgängerregierung vom Sozialministerium in die Staatskanzlei gewechselt. Im So-
zialministerium war man nach wie vor für Aussiedler und Asylsuchende – und insbe-
sondere für deren Unterbringung – zuständig. Auch im Innenministerium blieb das 
Ausländerrecht an Ort und Stelle.  
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Die Erwartungen zur Gewohnheitshypothese, wonach mit dem Austausch maßgebli-
cher Akteure auch die Chance auf paradigmatische Änderungen in der Verortung stei-
gen würde, erfüllten sich nicht. Einerseits hatten die Liberalen als Konstante in der Ak-
teurskonstellation ihre organisationspolitischen Vorstellungen hinsichtlich der Integra-
tion bereits damals gegen die CDU durchgesetzt. So kam es schon im Jahr 1987 zur 
Einführung einer Landesausländerbeauftragten. Andererseits war die relative Aufmerk-
samkeit vieler Akteure gegenüber dem Politikfeld sehr gering oder auf die Bundespolitik 
gerichtet. Insbesondere war Ministerpräsident Scharping zwar neben seinem nieder-
sächsischen Amtskollegen Schröder SPD-Verhandlungsführer bei der Diskussion um 
den Asylkompromiss; im Zusammenhang mit landesspezifischer Migrations- und In-
tegrationspolitik trat er hingegen kaum in Erscheinung.  
 
6.5.1.1 Deskription der unabhängigen Variablen und Prozessanalyse 
In diesem Abschnitt werden die potentiell relevanten Akteure der Fallgruppe benannt, 
deren Position in der Delegationskette angegeben, sowie deren Ziele erläutert oder ab-
geschätzt.  
Nach über 40 Jahren CDU-geführter Regierungszeit übernahm 1991 eine sozialliberale 
Koalition die Amtsgeschäfte. Zum Ministerpräsidenten wurde Rudolf Scharping beru-
fen. Sein Stellvertreter Rainer Brüderle von der FDP hatte dieses Amt schon während 
der schwarz-gelben Vorgängerregierung ausgeübt. Zudem blieb er weiterhin Wirt-
schafts- und Verkehrsminister. Zum Innenminister wurde der Sozialdemokrat Walter 
Zuber ernannt. Sein Parteikollege, der Gewerkschafter Ullrich Galle, übernahm das Mi-
nisterium für Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit. Die Landesbeauftragte für Aus-
länderfragen, Helga Gerigk, füllte das Amt bereits seit der Einführung des Postens in 
1987 aus. Nach zwei Jahren im Sozialministerium wechselte sie 1989 – also noch vor 
dem Regierungswechsel 1991 – in die Staatskanzlei.  
 
Kettenglied I: Im Wahlprogramm der Sozialdemokraten sind migrations- und integrati-
onspolitische Themen nicht besonders hervorgehoben. Ein konzentrierter Textabschnitt 
fehlt. Der Gesamttextanteil beläuft sich auf lediglich 2,11%. Noch niedriger ist der hie-
rarchische Stellenwert207, der bei 0,4% liegt. Das Programm weist – abgesehen von ei-
nigen Erwähnungen – nur drei kleinere Textstellen aus, in denen gezielt Gegenstände 
des Politikfelds besprochen werden. Die beiden ersten beziehen sich schwerpunktmä-
ßig auf rechtspolitische Fragen. Im ersten und kürzesten der drei Textteile geht es um 
das Kommunalwahlrecht für Ausländer. Im zweiten und dritten geht es vornehmlich 
um asylpolitische Fragen. Dabei steht im zweiten Textteil das Zuwanderungs- und Asyl-
recht im Vordergrund, während im dritten die Ursachen für Flüchtlingsströme nach 
Deutschland diskutiert werden.  
 
 
 
207 Gemessen an der längsten Beobachtung im Text. 
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Zwar sind die Indikatorwerte der Freidemokraten nicht außerordentlich höher als die 
der SPD. Dennoch lässt sich im Vergleich eine höhere Aufmerksamkeit der Liberalen 
gegenüber der Migrations- und Integrationspolitik feststellen. Mit einem Gesamtstel-
lenwert von 2,73% und einem hierarchischen Stellenwert für die konzentrierte Beobach-
tung von 0,58% übersteigen die Hauptindizes der FDP in beiden Fällen die Messwerte 
der Sozialdemokraten. In den 80er und 90er Jahren hatten die Freidemokraten auch in 
Rheinland-Pfalz noch ein sehr ausgeprägtes Profil im Bereich Integrationspolitik (Q 
Weber 2013). Auch hinsichtlich des behandelten Teilbereichs von Migration und In-
tegration gibt es merkliche Unterschiede zum großen Koalitionspartner. Während der 
SPD-Text mit dem Schwerpunkt ‚Migration‘ in Erscheinung tritt, legen die Freidemo-
kraten großen Wert auf das Thema ‚Zusammenleben‘ insbesondere im Kontext von 
Bürgerrechten und Interkultur. Dabei wird der Querschnittscharakter der Integrations-
politik im Programm deutlich hervorgehoben: "Die F.D.P. fordert eine Integrationspo-
litik, die sich unterschiedslos an alle Zuwanderer richtet und integraler Bestandteil der 
verschiedenen Politikfelder z.B. auch der Frauen- und Jugendpolitik ist."  
 
Abbildung 6.5.1: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung in den Programmtexten von SPD und FDP so-
wie des Koalitionsaushandlungsgremiums (Koa) in Rheinland-Pfalz 1991 
 
Eigene Darstellung. 
 
Kettenglied II: Die Festlegungen des Koalitionsaushandlungsgremiums fielen erwar-
tungsgemäß aus. Die Schwerpunkte der Parteien lagen auf unterschiedlichen Teilberei-
chen des Politikfelds. Damit war es zumindest für diesen Verhandlungsgegenstand un-
erheblich, dass die SPD-Fraktion 87,04% Anteil der Regierungssitze im Parlament auf 
sich vereinigen konnte und auf den kleinen Partner 12,96% entfielen.  
Die Liberalen brachten einen integrationspolitischen und die Sozialdemokraten einen 
zuwanderungs- und asylpolitischen Schwerpunkt in den Vereinbarungstext ein. Ob-
gleich es sich nicht in der Wortanzahl niederschlägt, erscheinen die Freidemokraten als 
die aufmerksameren gegenüber dem Politikfeld. In diesem Zusammenhang sei er-
wähnt, dass es die Liberalen waren, die dem CDU-Koalitionspartner schon 1987 die Ein-
richtung einer Beauftragtenstelle abtrotzten (Michna 2008a: 148). Die spätere Amtsin-
haberin, Maria Weber, erinnert sich (Q 2013): „Meiner Partei ist es damals gelungen, 
die CDU davon zu überzeugen, dass man so eine Stelle der Landesbeauftragten 
bräuchte. Und als Ergebnis der Koalitionsverhandlungen von CDU und FDP – die wa-
ren ja seit 17. Mai 1987 zusammen – kam es dann im gleichen Jahr zur Einrichtung 
einer Stelle.“ Diese Stelle war für die ersten beiden Jahre zunächst im Sozialministe-
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rium angesiedelt. Damals sei man davon ausgegangen das es sich bei der Thematik „na-
türlich um eine soziales Sache“ (ebd.: 4, ähnlich 14) handelte. Um dem Querschnittsch-
arakter gerecht werden zu können, habe man die Beauftragte wenige Zeit später in die 
Staatskanzlei umgesiedelt (Michna 2008a: 149, Gerigk-Koch 2012: 12). Dabei sei es vor 
allem die Amtsinhaberin und FDP-Frau Gerigk gewesen, auf deren Betreiben die Um-
siedlung stattgefunden hätte (Q Weber 2013, Hamburger und Koepf 2010: 109). Schließ-
lich war es im Wahlkampf von 1991 wiederum die FDP, die jenen Querschnittscharak-
ter besonders heraushob. Trotz Austauschs des großen Koalitionspartners stand ihr 
nach wie vor das Vorschlagsrecht für die Besetzung des Amts zu: „Grundsätzlich war 
das schon Konsens, dass man da ein Stück Kontinuität braucht. Und die Frau Gerigk 
hatte das Amt auch schon unter einer CDU/FDP-Regierung am Anfang inne.“ (Q We-
ber 2013).  
Ohne nennenswerten Gegenwind konnten die Liberalen also ihren integrationspoliti-
schen Kurs fortführen. Die Sozialdemokraten besetzten in Zeiten der hitzigen Debatte 
um Zuwanderung den migrationspolitischen Aspekt des Felds. Dabei will Weber (Q 
2013, ähnlich Bauckhage 1999: 221) jedoch sichergestellt wissen, dass es sich dabei nicht 
um eine Arbeitsteilung zwischen unwichtigen und wichtigen Bereichen handelte: Es sei 
ein Trugschluss, „wenn manche glauben zu sagen: ‚Man lässt den kleineren Parteien 
oder dem kleineren Koalitionspartner eine so genannte <Spielwiese> und die Haupt-
Länderpolitik übernimmt der größere Partner.‘ Dabei hat es sich doch erwiesen, dass es 
eine große gesellschaftliche Aufgabe ist, die Zugewanderten auch einzubinden in un-
sere Gesellschaft.“  
 
Kettenglied III: Ministerpräsident Rudolf Scharping erwähnte das Politikfeld ‚Migration 
und Integration‘ im Rahmen seiner Antrittsregierungserklärung (1991) nur in wenigen 
Sätzen. Dabei ging er auf die konkrete Frage des Kommunalwahlrechts – also eines 
Punkts aus dem SPD-Wahlprogramm – ein. Darüber hinaus gab es keine weiteren Stel-
len im Redetext, die auf das Politikfeld hindeuten würden. Auch in seinem Lebenslauf 
(Munzinger 2010e) fanden sich keine Anzeichen für verstärktes Engagement in diesem 
Bereich. Scharping betätigte sich lediglich auf bundespolitischer Ebene verstärkt in der 
Asylpolitik. Hier trat er mit Gerhard Schröder als Verhandlungsführer in Sachen Asyl-
kompromiss auf (zum Verlauf vgl. Tillack 1992, Opitz und Reitz 1993, Krumrey und 
Reitz 1994, Michels 2012). Inhaltlich waren seine Positionen freilich vom Wahlpro-
gramm der rheinland-pfälzischen SPD geprägt. Als es beispielsweise um die Einwande-
rung von Sowjetjuden in die Bundesrepublik ging, bezog er die dort vorgezeichnete Po-
sition, dass Zuwanderung insbesondere aus ärmeren Ländern besonders durch Kredite 
und Hilfe vor Ort gelöst werden solle: „Bevor ich Gäste zu mir nach Hause einlade, 
muss ich schauen, dass ich Platz für sie habe und ob noch was im Keller oder Kühl-
schrank da ist.“ (Scharping zitiert in Weidemann 1990). Scharpings Engagement im 
asylpolitischen Bereich ist jedoch eher bundesratspolitisch und nicht landesspezifisch 
zu sehen. Wenn, dann wäre eine kleine Einheit in der Staatskanzlei zu vermuten, die 
ihm in dieser Angelegenheit zugearbeitet hätte. Tatsächlich finden sich Anzeichen, dass 
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Asylpolitik auf Bundesebene im unmittelbaren Verantwortungsbereich des Minister-
präsidenten eine Rolle spielte: 1992 wies die rheinland-pfälzische Vertretung beim Bund 
den Eintrag ‚Asyl und Einwanderung‘ aus. Hingegen waren in der Integrationspolitik 
kaum öffentlichkeitswirksame Äußerungen oder Auftritte zu beobachten. Dementspre-
chend kam es zu keinen Veränderungen bei der Beauftragtenstelle: Weder der Aufga-
benzuschnitt noch die Verortung wurden geändert.  
Ähnlich niedrige Aufmerksamkeitswerte sind bei seinem Stellvertreter Rainer Brüderle 
festzustellen. Der Wirtschaftspolitiker von der FDP trat lediglich bei der Vermittlung 
zwischen CDU und SPD in der Asyldebatte auf (Munzinger 2014p). Beide Akteure fallen 
somit als vorfestlegende Instanz für nachfolgende Kettenglieder kaum ins Gewicht.  
Kettenglied IV: Trotz des Engagements Scharpings und Brüderles auf bundespolitischer 
Ebene darf man nicht vergessen, dass der asylpolitische Bereich in die Zuständigkeit 
des Innenministeriums fiel. Folglich beantwortete auch der zuständige Innenminister, 
Walter Zuber (SPD), die Fragen der Abgeordneten zum Stand der Neuregelung des 
Asylverfahrens in der Fragestunde des Landtags (Zuber 1992a). In der Nachmittagssit-
zung desselben Tages hielt Zuber eine Regierungserklärung zur Inneren Sicherheit ab 
(Zuber 1992b). In diesem Zusammenhang waren migrations- und integrationspoliti-
sche Themen nur am Rande mit der „Flüchtlingsproblematik“ (ebd.: 2173) vertreten. In 
Scharpings Regentschaft trat Zubers Haus zudem mit der Aufnahme von Menschen 
nicht-deutscher Herkunft in den Polizeidienst in Erscheinung (Saarbrücker Zeitung 
1993a, 1993b).  
Das Hauptaugenmerk galt jedoch dem Migrationsaspekt des Politikfelds. So würde man 
in der Aufbauorganisation des Innenministeriums angesichts des rheinland-pfälzi-
schen Engagements in der bundespolitischen Debatte zumindest ein Aufgabenbündel 
in Referatsstärke erwarten. Dies war jedoch nicht der Fall: Um Ausländerrecht küm-
merte man sich – wie schon vor dem Regierungswechsel – auf vertikal niedrigem Niveau 
in einem Referat zusammen mit dem Melde-, Pass- und Personalausweisrecht. Man 
müsse jedoch „auch die unterschiedlichen Dimensionen […] sehen“, deutete Zuber in 
einer Fragestunde des Landtags an (1992a: 2145). In Nordrhein-Westfalen gäbe es in 
Sachen Flüchtlingspolitik weit mehr Infrastruktur zu verwalten als das in Rheinland-
Pfalz der Fall sei. Trotzdem werden die Erwartungen des theoretischen Arguments 
(noch) nicht erfüllt. Zuber, dessen privater und beruflicher Lebenslauf (Munzinger 
2005c) bis dahin keine besondere Affinität zur Migrationspolitik aufwies, rechtfertigte 
nämlich lediglich den absoluten Aufgabenbestand, den das Bundesland zu bearbeiten 
hatte. Relativ zu anderen Aufgaben des Ministeriums handelte es sich aber beim mig-
rationspolitischen Aufgabenbündel um eine sehr niedrig angesiedelte Beobachtung, die 
den Erwartungen widerspricht.  
Sozialminister Ullrich Galle wurde besonders als Landesombudsmann für die ver-
schiedensten Anliegen der rheinland-pfälzischen Bürger bekannt. Zum Kreis seiner Pe-
tenten gehörten natürlich auch Personen, die in Angelegenheiten der Migrations- und 
Integrationspolitik vorsprachen (vgl. u.a. Parade 1998a und 1999, Renner 2000, Gerigk-
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Koch 2012: 14). Dieses Politikfeld nahm jedoch keinen auffällig hervortretenden Stel-
lenwert im Aufmerksamkeitskanon des damaligen Minister und späteren Bürgerbeauf-
tragten ein. Im betrachteten Fallgruppenzeitraum äußerte sich dieser zu Themen des 
Politikfelds meist nur im Rahmen seiner Zuständigkeit, welche dem Haus weitgehend 
die sozialpolitischen Aspekte der Flüchtlings-, Asyl- und Aussiedlerpolitik – insbeson-
dere Unterbringungsfragen (vgl. z.B. Bonner General-Anzeiger 1991) – zusprach. Dass 
jenes Aufgabenbündel im Sozialressort in Referatsstärke vertreten war, kann weniger 
auf das besondere Interesse Galles und mehr auf die Strukturen vor der Amtsüber-
nahme durch Rot-Gelb zurückgeführt werden. Der Bereich hatte – trotz erheblicher Ver-
änderungen andernorts im Zuge des Ressortneuzuschnitts von 1991 – nicht das Haus 
gewechselt208.  
 
6.5.1.2 Datenkomprimierung und Erklärung mittels Modell 
Die Gewohnheitshypothese lässt sich speziell für den Bereich ‚Migration und Integra-
tion‘ im ersten Fallgruppenzeitraum des Landes Rheinland-Pfalz nicht bestätigen209: 
Trotz Austausch sämtlicher Akteure in den Kettengliedern I-IV kam es zu keinen we-
sentlichen Veränderungen im Politikfeld. Sowohl im Innen- als auch im Sozialressort 
blieben die bisherigen Aufgabenbündel ähnlich verortet.  
Die Aufbereitung der Daten für die Zusammenhangsanalyse zeigt, dass das Datenma-
terial im Fallgruppenzeitraum von 1991 bis 1994 noch dünn ist. Trotz dieser Datenlage 
lassen sich jedoch 4 Erkenntnisbausteine generieren. (1) Dazu gehört, dass sich das 
Engagement des Ministerpräsidenten in Sachen Asylpolitik auf bundespolitischer 
Ebene in der Aufbaustruktur seines unmittelbaren Verantwortungsbereichs widerspie-
gelt: Die Vertretung des Landes beim Bund weist eine entsprechende Organisationsein-
heit aus. Damit ist zudem Scharpings Kurs konform mit dem des SPD-Programms. In 
diesem hatte man großen Wert auf migrationspolitische Themen gelegt. (2) Die FDP 
hingegen legte den Schwerpunkt auf Integrationspolitik. Sie begnügte sich mit ihrem 
organisationspolitischen Erfolg aus der Vorgängerregierung. Hier hatte sie dem dama-
ligen Koalitionspartner eine Beauftragtenstelle für Ausländerfragen abgetrotzt. Die 
Amtsinhaberin Helga Gerigk blieb auch nach dem Regierungswechsel bei der Staats-
kanzlei angesiedelt, ohne dass beim Hausherrn ein herausstechendes Interesse an ih-
rem Themenfeld zu messen gewesen wäre. (3) Walter Zuber wertete die Migrationspo-
litik in seinem Ressort entgegen den Erwartungen (noch) nicht auf. Der vertikale Stel-
lenwert von 0,04% passt zwar zur Aufmerksamkeitsmessung aus seinem Lebenslauf; 
die zwangsläufig fast tägliche Befassung des Innenministers mit dem Gegenstand in 
den frühen 90er Jahren und sein daraufhin gewecktes Interesse spiegelte sich jedoch 
nicht im Aufbau wider. (4) Ullrich Galle beließ das asyl- und aussiedlerpolitische Auf-
 
208 Bis zum Regierungswechsel existierte im Ministerium für Soziales und Familie das ‚Referat 647: 
Mittel- und Ostdeutsches Kulturgut, Vertriebene, Flüchtlinge, Kriegsfolgenhilfe, Aussiedler, Asylbewer-
ber‘. 
209 Weitet man den Blick auf die gesamte Ressortstruktur, ließen sich außerhalb des Betrachtungsge-
genstands allerdings einige tiefgehende Neuverortungen feststellen. 
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gabenbündel, welches schon in der Vorgängerregierung dort angesiedelt war, im Sozi-
alressort. Eine Auf- oder Abwertung war mangels besonderer Aufmerksamkeit nicht zu 
erwarten und trat auch nicht ein.  
Abbildung 6.5.2: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Rheinland-Pfalz 1991-1994 
Eigene Darstellung. 
In dieser ersten rheinland-pfälzischen Fallgruppe fällt insbesondere auf, dass nur 7 der 
11 betrachteten Delegationsbeziehungen die Plausibilität der akteursbezogenen Hypo-
thesen bestätigten. 
6.5.2 Fallgruppe Rheinland-Pfalz 1994-2006 
Diese Fallgruppe umspannt den langen Zeitraum von 1994 bis 2006, in welchem Kurt 
Beck als Ministerpräsident mit rot-gelber Mehrheit regierte. Die relativ große Zeit-
spanne kann aus drei Gründen zusammen in einer Fallgruppe diskutiert werden. Ers-
tens kam es bei den meisten Positionen in der Delegationskette nicht zu personellen 
Veränderungen. Gab es zweitens doch Änderungen, so deckten sich die Ziele der neuen 
Akteure weitgehend mit denen ihrer Vorgänger. Drittens fällt in diese lange Periode ein 
wichtiger Wandel bei den Parteien, der sich besonders gut über den langen Zeitraum 
nachverfolgen lässt: Während das bisher starke Profil der Liberalen im Bereich der In-
tegrationspolitik langsam zu verblassen begann, bemühten sich die Sozialdemokraten 
zunehmend, in diesem Bereich Fuß zu fassen. Dieser Prozess ging jedoch sehr schlei-
chend vonstatten. So behielt die FDP auch das Vorschlagsrecht, als für die bisherige 
Beauftragte Helga Gerigk 1998 eine Nachfolgerin zu benennen war. Dieses FDP-Vor-
schlagsrecht war im Koalitionsvertrag von 1996 verbrieft. Dort war zwar auch angekün-
digt, dass die Position der Ausländerbeauftragten aufgewertet werden sollte; dazu kam 
es jedoch nicht. Der Grund mag darin liegen, dass man sich in einer Zeit der Aufbruchs-
stimmung in der Integrationspolitik noch nicht endgültig auf eine aufwertende Neuver-
ortung festlegen wollte. Der Grund ist wohl aber auch darin zu suchen, dass der neue 
Ministerpräsident Kurt Beck einer Aufwertung der Beauftragtenstelle in seinem unmit-
telbaren Verantwortungsbereich aus ressourcentechnischen Erwägungen nicht zu-
stimmte.  
Becks verstärktes Interesse galt einem anderen Teilbereich des Politikfelds: der Zuwan-
derungspolitik. Dabei trat Beck nicht wie damals Scharping als Verhandlungsführer für 
die SPD-Länder auf. Vielmehr übernahm er die Rolle eines initiativen Ideengebers aus 
der Landespolitik. Dies hatte erhebliche Auswirkungen auf die aufbauorganisatorische 
Gestalt mehrerer Häuser. Zunächst wurde – unabhängig von der Beauftragtenstelle – 
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ein sichtbares Aufgabenbündel in der Staatskanzlei verortet. Da Migrationspolitik ins-
besondere Sache des Innenministers war, erfuhr das dortige Aufgabenbündel eine 
merkliche Aufwertung. Der Hausleiter Walter Zuber zeigte sich in diesem Aufgabenbe-
reich hoch engagiert. Auch das Referat mit Aufgaben rund um eingereiste Aussiedler 
und Flüchtlinge wurde aus dem Sozialministerium ins Innenressort geholt. Damit ver-
lor das Sozialministerium ihr einziges größeres Aufgabenbündel im Bereich der Mig-
rations- und Integrationspolitik. Als viertes Ressort war auch das Justizministerium vom 
rheinland-pfälzischen Engagement in der Zuwanderungspolitik erfasst. Minister Cae-
sar und Amtsnachfolger Mertin begleiteten den Prozess für die freidemokratische Seite.  
Für die zwei Hauptteilbereiche ‚Integration‘ und ‚Zuwanderung‘ ergaben sich somit 
zwei höchst unterschiedliche Entwicklungen. Die Akteursziele hinsichtlich der Zuwan-
derungspolitik hatten nachhaltige und weitreichende Auswirkungen auf das organisa-
torische Arrangement. Was die Verortung der Integrationspolitik im Aufbau betrifft, so 
kam es nicht zur erwarteten Aufwertung der FDP-Beauftragtenstelle in der SPD-geführ-
ten Staatskanzlei.  
 
6.5.2.1 Deskription der unabhängigen Variablen und Prozessanalyse 
In diesem Abschnitt werden die potentiell relevanten Akteure der Fallgruppe benannt, 
deren Position in der Delegationskette angegeben, sowie deren Ziele erläutert oder ab-
geschätzt.  
Der bisherige Ministerpräsident Rudolf Scharping wechselte noch während der Legisla-
turperiode in die Bundespolitik. Er hatte zuvor vergeblich für den Posten des Bundes-
kanzlers kandidiert und entschied sich für die Rolle des Oppositionsführers. Kurt Beck 
übernahm daraufhin im Jahr 1994 die Rolle des Landesvaters. Nach gewonnenen Wah-
len in den Jahren 1996 und 2001 regierte der Sozialdemokrat zusammen mit den Libe-
ralen als kleinem Koalitionspartner bis 2006. Der Freidemokrat Rainer Brüderle blieb 
zunächst stellvertretender Ministerpräsident. Auch er wechselte jedoch später in die 
Bundespolitik. 1998 beerbte ihn Justizminister Peter Caesar in diesem Amt. Dieser er-
krankte jedoch schwer und musste sein Amt schon im Sommer 1999 abgeben. Ende 
desselben Jahres verstarb er. Zum Nachfolger im Amt des Stellvertreters wurde Hans-
Artur Bauckhage bestimmt, der bereits 1998 das Wirtschaftsressort von Brüderle über-
nommen hatte.  
Bis kurz vor Ende des Betrachtungszeitraums blieb Walter Zuber Innenminister. An-
fang 2005 trat er aufgrund gesundheitlicher Probleme vom Amt des Innenministers 
zurück und blieb aber bis zum Ende der Legislaturperiode für die Regierung als Be-
treuer der Partnerschaft zwischen Rheinland-Pfalz und Ruanda tätig. Neuer Ressortchef 
im Innenministerium wurde sein bisheriger Staatssekretär Karl Peter Bruch. Auch 
Scharpings Sozialminister Galle blieb der Regierung treu – jedoch mit neuer Aufgabe. 
Während der Gewerkschafter Galle fortan als Bürgerbeauftragter fungierte, besetzte 
Florian Gerster das Arbeits- und Sozialressort. Dieser kam aus der Staatskanzlei, wo er 
für Bundes- und Europaangelegenheiten verantwortlich zeichnete. Kurz vor Ende des 
Betrachtungszeitraums übernahm er die Leitung der Bundesanstalt für Arbeit. Auch er 
396 
 
hatte wiederum eine prominente Nachfolgerin: Die spätere Ministerpräsidentin Malu 
Dreyer übernahm sein Portfolio. Eine weitere Personalie änderte sich an wichtiger 
Stelle: Mit dem krankheitsbedingten Ausscheiden Helga Gerigks aus dem Amt der Be-
auftragten für Ausländerfragen betrat Maria Weber die Akteurskonstellation als ihre 
Nachfolgerin.  
Diese Fallgruppe zeichnet sich also dadurch aus, dass es zu keinen Veränderungen der 
beteiligten Akteure in den Kettengliedern I und II kam. Auch der Ministerpräsident 
blieb im gesamten Zeitraum derselbe. Zu bedeutenden personellen Umbrüchen kam 
es jedoch in den Kettengliedern IV und V.  
 
Kettenglied I: Mit dem Inkrafttreten des Asylkompromisses im Jahr 1993 schwenkte 
auch die SPD von migrations- auf integrationspolitische Themen um. Der größte Text-
teil im Programm von 1996 behandelt das gesellschaftliche Zusammenleben von Men-
schen mit und ohne Migrationshintergrund. Man kann hier nicht wirklich davon spre-
chen, dass ein konzentrierter Textteil vorhanden sei. Der hierarchische Stellenwert der 
am ehesten infrage kommenden Beobachtung liegt bei 0,86%. Auch der Gesamttextan-
teil migrations- und integrationspolitischer Inhalte ist mit 1,42% eher niedrig. 
Mit Blick auf die groben Indikatoren tritt auch das FDP-Programm diesbezüglich nicht 
markant in Erscheinung. Hier beträgt der hierarchische Stellenwert der konzentrierten 
Beobachtung nur 0,34%. Allerdings ist bei genauerem Hinsehen der Streuwert bedeu-
tend höher. Der Gesamttextanteil ist mit knapp über 2% geringfügig höher als der des 
SPD-Programms. Was die kontextuelle Zuordnung von querliegenden Politikfeldern 
betrifft, werden die Liberalen jedoch durchaus deutlicher. Neben rechtlichen, kulturel-
len und gesellschaftlichen Themen, die wie bei den Sozialdemokraten eher vage umris-
sen sind, erscheinen Bildung und Arbeit als dominierende Aspekte von Integrationspo-
litik. Zudem wird der Querschnittscharakter des Politikfelds, der bereits im Vorperio-
denwahlkampf herausgearbeitet wurde, bekräftigt: „Liberale Ausländerpolitik ist in ih-
rem Kern Integrationspolitik. Sie muß als Querschnittaufgabe integraler Bestandteil der 
verschiedenen Politikfelder, z.B. auch der Frauen- und Jugendpolitik, sein."  
 
Abbildung 6.5.3: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung in den Programmtexten von SPD und FDP so-
wie des Koalitionsaushandlungsgremiums (Koa) in Rheinland-Pfalz 1996 
 
Eigene Darstellung. 
 
Im direkten Vergleich finden sich in beiden Programmen von 1996 keine konkurrieren-
den Standpunkte. Vielmehr verfolgten SPD und FDP eine ähnliche Richtung: Das ge-
sellschaftliche Zusammenleben von Menschen mit und ohne Migrationshintergrund 
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rückte in den Vordergrund. Noch immer dominierten die Freidemokraten das Gesche-
hen in der Integrationspolitik. 
Waren die Liberalen den anderen Parteien in Sachen Aufmerksamkeit gegenüber In-
tegrationspolitik in den 90er Jahren noch „weit voraus“ (Q Weber 2013), sollte sich dies 
in den Folgejahren schleichend ändern. Auf Bundesebene sei das integrationspolitische 
Profil insbesondere in der Ära Westwelle verblasst, mutmaßt Edinger (Q 2014). Zudem 
hatte die FDP ihr organisationspolitisches Hauptziel mit der Einführung einer Beauf-
treagtenstelle ohnehin schon verwirklichen können. Umgekehrt sieht der SPD-Integra-
tionspolitiker Klöckner (vgl. Q 2013) die stärkere Betonung von Themen des Politikfelds 
bei den Sozialdemokraten als Ergebnis der Perzeption von sich verändernden Lebensla-
gen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen. 
Die Anfänge dieser relativen Verschiebung zwischen FDP und SPD sind im Programm-
vergleich von 2001 auch in Rheinland-Pfalz ansatzweise zu erkennen gewesen. Mit ei-
nem Gesamttextanteilswert von 3,2% und einem hierarchischen Stellenwert von 3,57% 
liegen die Werte der Sozialdemokraten jeweils mehr als doppelt so hoch wie die der 
Freidemokraten. Aus deren Programmtext errechnen sich die Werte 1,37% und 0,63%. 
Inhaltlich beschäftigten sich die Sozialdemokraten nur noch am Rande mit Asylpolitik. 
Im Bereich der Migrationspolitik verlagerte man den Schwerpunkt eher auf ein allge-
meines Staatsbürgerschafts- und Zuwanderungsrecht. Das integrationspolitische 
Thema des kulturellen Miteinanders war hingegen nun endgültig in den Vordergrund 
gerückt. Das zeigt der Inhalt des konzentrierten Textabschnitts. Auch die beiden zweit-
größten Beobachtungen sind nicht innen-, sozial- oder bildungspolitischer Natur, son-
dern beschäftigen sich jeweils mit dem friedlichen Miteinander der Kulturen und mit 
der Einbindung von Menschen mit Migrationshintergrund in den Sport- und Vereins-
bereich. Umgekehrt schwenkte die FDP in ihrem konzentrierten Textteil des Pro-
gramms von 2001 zu einem gleichberechtigten Dualismus zwischen Zuwanderungsbe-
grenzung einerseits und Integrationspolitik andererseits um. Im innenpolitischen Bereich 
des Wahlprogramms findet sich – im Gegensatz zu dem der Sozialdemokraten – eine 
ordnungspolitisch formulierte Beobachtung vom Typ [2], in der straffällige Ausländer 
und eine Steuerung von Zuwanderung explizit benannt werden.  
 
Kettenglied II: Nimmt man den Koalitionsvertrag von 1996 zur Hand, so deutet erstens 
die Einbettung des konzentrierten Textteils zur Ausländerpolitik in der Rubrik ‚Inneres‘ 
eine Verortung in Zubers Ministerium an. Auffällig ist dabei, dass trotz der innenpoli-
tischen Zuordnung weder sicherheits- noch migrationsrelevante Themen angesprochen 
werden. Im Vordergrund stehen die im FDP-Programm thematisierten Bereiche Bil-
dung und Arbeit.  
Die zweite Auffälligkeit stellt die Ankündigung einer Bundesratsinitiative für ein neues 
Einwanderungsgesetz dar. Zuständig für Bundesangelegenheiten war die Staatskanzlei. 
Erwartungsgemäß wurde gesondert vom gespiegelten Ressortbereich des Arbeits- und 
Sozialministeriums in Referat 223 ein eigener kleiner Zuständigkeitsbereich ‚Auslän-
derpolitik‘ ausgewiesen. Die anstehenden Aufgaben der geplanten Bundesratsinitiative 
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wurden also in aufbauorganisatorische Form gegossen. Diesem sichtbaren Zeichen des 
besonderen Engagements auf Bundesebene folgten entsprechende Initiativen: „Wir ha-
ben ja in Rheinland-Pfalz 1997 schon ein erstes Zuwanderungsgesetz in den Bundesrat 
eingebracht. Wir waren einer der ersten überhaupt. Aber bis es dann zur Umsetzung 
kam hat es ja noch bis 2005 gedauert. In all diesen Jahren gab es sehr viele Initiativen 
auch auf Bundesebene“, so Weber (Q 2013, vgl. z.B. auch Bauer 2002b, Tagesspiegel 
1999b). Jener Initiativcharakter der neuen Regierung Beck unterscheidet sich dabei vom 
dem des bundespolitischen Engagements Scharpings. Dieser war damals noch als Ver-
handlungsführer für die SPD-Bundespartei tätig. Beck hingegen schlüpfte in die Rolle 
des initiativen Ideengebers für eine Neuausrichtung der Zuwanderungsgesetzgebung. 
Die rheinland-pfälzischen Sozialdemokraten versäumen in ihrem Programm von 2001 
nicht, auf ihr initiatives Engagement der vergangenen Jahre hinzuweisen: "Die sozial-
demokratisch geführte Landesregierung hat die wesentlichen Anstöße zum neuen 
Staatsbürgerrecht der Bundesregierung gegeben und damit einen entscheidenden Bei-
trag zur Verbesserung der Integrationschancen von Ausländern in ganz Deutschland 
gegeben. Mit dem im Bundesrat eingebrachten Entwurf für ein Zuwanderungsgesetz 
hat die SPD-geführte Landesregierung einen zweiten bundesweiten Meilenstein gesetzt 
für eine zukunftsfähige Ausländerpolitik, an dem sich notwendigerweise eine künftige 
Regelung orientieren wird."  
Drittens wurden Aussiedler im Koalitionsvertrag von 1996 zwar angesprochen, spielten 
aber eine eher untergeordnete Rolle. Im Vereinbarungstext von 2001 sparte man Aus-
siedlerpolitik komplett aus. Dies ist nicht verwunderlich, zumal die Thematik 1996 im 
Wahlprogramm der SPD nicht und in dem der FDP nur am Rande auftauchte; 2001 
fanden Aussiedler jeweils nur kurz Erwähnung in beiden Texten. Die SPD hatte kein 
Interesse an einem gesondert von der Ausländerbeauftragten operierenden Aussiedler-
beauftragten: „Das hat einfach auch den Grund, dass es da keine politische Nähe zu den 
Vertriebenenorganisationen gibt. […] Die sind ja eher CDU-orientiert.“ (Q Edinger 
2014). So stammte auch das Eingliederungsprogramm des Landes Rheinland-Pfalz zur 
Förderung der Integration der in Rheinland-Pfalz eintreffenden Aus- und Übersiedler“ 
noch aus der Hand der CDU-geführten Vorgängerregierung. Typischerweise, so heißt 
es bei Hamburger und Koepf (2010: 109), sei dieses noch als Unterstützungsprogramm 
für die ‚deutschen Volkszugehörigen‘ angelegt gewesen. In späteren Jahren SPD-ge-
führter Regierungen – so Edinger (Q 2014) weiter – habe man die Gruppe der Aussiedler 
ganz gut in die politische Agenda einbinden können, indem man weg vom Ausländer-
begriff und hin zu Integrationsbegriff geschwenkt sei; dort waren dann auch die Aus-
siedler inbegriffen.   
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Abbildung 6.5.4: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung in den Programmtexten von SPD und FDP so-
wie des Koalitionsaushandlungsgremiums (Koa) in Rheinland-Pfalz 2001 
 
Eigene Darstellung. 
 
Im Gegensatz zur vorhergehenden Fallgruppe sind viertens die Ergebnisse der „nicht 
sehr einfachen“ (vgl. Klein 2013: 205) Koalitionsaushandlung von 1996 sehr konkret, 
was organisationspolitische Vorstellungen für den Bereich der Beauftragten für Auslän-
derfragen betrifft. Gleich zweimal hintereinander findet sie im konzentrierten Abschnitt 
Erwähnung. Sie solle künftig als zentrale Leitstelle für migrations- und integrationspo-
litische Projekte und Initiativen fungieren. Diese Festlegung wurde jedoch nicht imple-
mentiert (Eisenhuth 2002). Die damalige Ausländerbeauftragte Weber (Q 2013) erinnert 
sich: „Im Koalitionsvertrag der 13. Legislaturperiode – also von 1996 bis 2001 als die 
FDP noch dabei war – war festgeschrieben: Es sollte eine ‚Leitstelle für Migration und 
Integration‘ geben. Aber das kam nicht mehr zur Umsetzung.“ Dafür gebe es aber auch 
eine Begründung: „Gerade Anfang des neuen Jahrhunderts war ja sehr viel in Bewe-
gung. Da hatten wir ein neues Ausländerrecht, und ein neues Staatsangehörigkeits-
recht. Dann hat sich die Debatte um das Zuwanderungsgesetz entwickelt. Da hatten wir 
dann 2000 die Green-Card-Initiative und vieles mehr. Das heißt: Man wollte sich nicht 
festlegen, weil man noch nicht wusste, wohin der Weg geht.“ (ebd.). 
Konsequenterweise blieb man in der Vereinbarung von 2001 deshalb sehr vage: "Die 
Ausländerbeauftragte leistet einen wesentlichen Beitrag zur Integration von Migrantin-
nen und Migranten. Diese verantwortungsvolle Arbeit soll fortgesetzt und im Lichte der 
Entwicklung der integrationspolitischen Weichenstellungen aktualisiert werden." We-
ber (Q 2013) dazu: „Es war ja von einer Weiterentwicklung die Rede. Da aber so Vieles 
im Fluss war, wollte man sich nicht genau festlegen zu sagen: ‚Fordern wir jetzt eine 
Leitstelle? Was soll die beinhalten?‘ Da war man sich noch nicht ganz schlüssig, wie das 
jetzt aussehen soll. Um sich da ein bisschen bedeckt zu halten und um die Entwicklun-
gen abzuwarten, hat man gesagt, man sagt: ‚… soll im Lichte der gesellschaftlichen Ent-
wicklungen fort- oder weiterentwickelt werden‘.“ (ähnlich Eisenhuth 2002). Auch inhalt-
lich äußert man sich im Vertragstext kaum zu integrationspolitischen Themen. Ledig-
lich der politischen Partizipation von Menschen mit Migrationshintergrund räumt man 
breiteren Raum ein. Konkret geht es um die Beteiligung von Ausländerbeiräten am 
kommunalpolitischen Prozess und das Wahlrecht von Nicht-EU-Ausländern auf kom-
munaler Ebene.  
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Zusammenfassend lässt sich für die Koalitionsaushandlungen in beiden Regierungspe-
rioden sagen, dass sich die beiden Vertragstexte hinsichtlich ihrer Vorfestlegungen 
grundlegend unterscheiden. Noch 1996 stellte man mit Blick auf das bundespolitische 
Engagement die Weichen für eine sichtbare Verortung der Ausländerpolitik in der 
Staatskanzlei. Außerdem war klar, dass sich in der SPD-FDP-Konstellation keine stabs- 
oder sonderorganisierte Stelle für Aussiedler neben der Landesbeauftragten für Auslän-
derfragen bilden würde. Zwar hatte man in Scharpings Regierungszeit trotz Innenmi-
nister Zubers hohen Aufmerksamkeitswerten darauf verzichtet, integrations- und mig-
rationspolitische Aufgaben verstärkt im Innenministerium zu bündeln und aufzuwer-
ten; im Koalitionsvertrag von 1996 verdichteten sich allerdings die Hinweise darauf, 
dass dieser Schritt bald umgesetzt würde. Man schoss jedoch mit den Festlegungen zur 
Neuausrichtung des Beauftragtenspostens über das Ziel hinaus. Die Vorschläge wurden 
nicht umgesetzt. Deshalb formulierte man im Vereinbarungstext von 2001 sehr viel vor-
sichtiger und beschränkte sich zudem auf kleinere Textteile, was migrations- und integ-
rationspolitische Aussagen anbetraf.  
Kettenglied III: Nach dem Wechsel Scharpings in die Bundespolitik übernahm sein 
Kronprinz (Klein 2013: 190) Kurt Beck das Amt des Ministerpräsidenten. Gemeinhin 
war der Sozialdemokrat in den 16 darauffolgenden Jahren seiner Amtszeit für die Ver-
folgung eines konsistenten und wenig sprunghaften Zielkanons bekannt (Pressespiegel 
bei Munzinger 2013k: 5). Nicht anders verhielt er sich in Angelegenheiten des Politik-
felds ‚Migration und Integration‘. Seine diesbezüglichen Ziele lassen sich am besten 
entlang dreier Teilbereiche abhandeln: erstens der Bekämpfung von Ausländerfeindlich-
keit, zweitens der Integrationspolitik und drittens der Migrationspolitik.  
Erstens: In der Landespolitik fand Kurt Becks Engagement gegen Rechtsradikalismus 
und Ausländerfeindlichkeit schon während der ersten Jahre Niederschlag in Form einer 
Offensive gegen gewalttätige Neonazis (Munzinger 2013k: 2, Parade 1998b, Rhein-Zei-
tung 1998, Hamburger Abendblatt 2000b, Trierischer Volksfreund 2000, Renner 2001). 
Sein persönliches Engagement habe der gelernte Elektromechaniker auch auf der 
Straße gezeigt, so der langjährige Stellvertreter Webers, Dr. Florian Edinger (Q 2014): 
„Der Kurt Beck war nicht bei jeder, aber bei sehr vielen Demos gegen Rechtsradikale 
mit dabei. Das war schon eine tolle Symbolpolitik.“ Dieses Engagement zog sich durch 
die gesamte Amtszeit: So trieb Beck die Einbringung sowohl des ersten (Passauer Neue 
Presse 2000) als auch zweiten NPD-Verbotsantrags (Munzinger 2013k: 3) voran.  
Zweitens: Das einhellige Kredo von Presse (Eisenhuth 2002) und Mitarbeitern (Q Weber 
2013, Q Edinger 2013) ist, dass Integrationspolitik für Beck kein Randthema gewesen 
sei. „Natürlich konnte ich unserem Ministerpräsidenten Kurt Beck die Sachen immer 
unterbreiten“, so die langjährige Beauftragte Weber (Q 2013), „und er hat mich auch 
unterstützt – gerade als ich damals 2002 die ‚Rheinland-Pfälzische Initiative für Integra-
tion‘ ins Leben gerufen hatte. Da war er da und hat das unterstützt. Er war auch zugegen 
bei Großveranstaltungen, bei Integrationsforen und ähnlichem mehr. Er hat Beiträge 
geschrieben in der Zeitschrift [Anm. des Autors: ‚treffpunkt‘] und so weiter. Damit will 
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ich sagen: Die Unterstützung des Ministerpräsidenten war sicher und er hat das Thema 
nicht als Randthema gesehen. Und das war gut so.“ Schon allein weil ihm der Kampf 
gegen Fremdenfeindlichkeit und die Zuwanderungspolitik am Herzen lagen, kann ihm 
zudem eine Grundaufmerksamkeit gegenüber der Integrationsthematik unterstellt wer-
den. An verschiedenen Stellen in der Regierungserklärung Becks zur Arbeitsmarktpoli-
tik im Land (1997) findet beispielsweise auch die Einbindung von Menschen mit Mig-
rationshintergrund in den Arbeitsmarkt an einigen Stellen kurz Erwähnung. Allerdings 
wird besonders bei der Analyse seiner Regierungserklärungen, die er regelmäßig als 
Führungsinstrumente und Referenzpunkt für sein Handeln einsetzte (Klein 2013: 215), 
deutlich, dass dieser Teilbereich verhältnismäßig von den drei behandelten mit Abstand 
der schwächste blieb. In seiner ersten Antrittserklärung (1994) verzichtete Beck fast voll-
ständig auf die Erwähnung des Themas. Ein ähnliches Bild zeigt sich nach seiner ersten 
gewonnenen Wahl (Beck 1996) und in der Erklärung zur Position des Landes im Gefüge 
der Europäischen Union (Beck 2003). Zwar erwähnte Beck die Arbeit der Ausländerbe-
auftragten im Bereich Integration in der Erklärung zur Regierungsbildung nach seiner 
zweiten gewonnen Wahl (Beck 2001); er beließ es aber bei einigen allgemeinen Verwei-
sen auf das Kommunalwahlrecht von Nicht-EU-Ausländern (vgl. auch Handelsblatt 
2001b, TAZ 2001b) und der gesellschaftlichen Integration. Würde man den Rückhalt 
für die Beauftragtenstelle aus der Staatskanzlei mit der von Sozialministerin Dreyer, zu 
der die Organisationseinheit später wechselte, vergleichen, so Edinger (Q 2014), würde 
das Ergebnis eindeutig ausfallen: Der politische Rückhalt vom Ministerpräsident hielt 
sich in Grenzen. Das hatte auch erhebliche Konsequenzen auf die Organisationspolitik 
in diesem Bereich, wie die Recherchen der Rhein-Zeitung (Eisenhuth 2002) zeigen: Als 
Anfang des neuen Jahrtausends vielerorts die Umwidmung der Ausländer- in Integra-
tionsbeauftragte diskutiert wurde, habe es unterschiedliche Auffassungen zwischen 
Beck und Amtsinhaberin Weber gegeben. Eine solche Umwidmung hätte eine Kompe-
tenzerweiterung bedeutet. Dabei sei man nicht umhin gekommen, die Beauftragten-
stelle mit größeren Ressourcen auszustatten. So kommentiert Eisenhuth (ebd.), dass für 
Beck deshalb das „Thema durch“ gewesen sei.  
Drittens: Dafür setzte Beck seinen politischen Schwerpunkt in einem anderen Teilbe-
reich des Politikfelds – und zwar in der Zuwanderungspolitik. Mit Ausnahme seiner 
ersten Regierungserklärung (Beck 1994) räumte Beck in den nachfolgenden Anspra-
chen dieser Art (Beck 1996, 1997, 2001, 2003) migrationspolitischen Themen bisweilen 
sehr breiten Raum ein. Dabei ging er gelegentlich mit einigen Vorschlägen nach An-
sicht der SPD-Basis (Wienand 1998) und beim Koalitionspartner FDP (Allgemeine Zei-
tung Mainz 1999a) zu weit. So war der Vorschlag einer auf drei Jahre begrenzten Dop-
pelten Staatsbürgerschaft (Munzinger 2013k) nicht mit den Liberalen abgesprochen. 
Die organisationspolitischen Erwartungen erfüllten sich indes in Form zweier Verände-
rungen im Aufbau. Zum einen befand sich ein sichtbares Aufgabenbündel zur Zuwan-
derungspolitik in der Staatskanzlei. Zum anderen profitierten migrationsrelevante Auf-
gaben im Innenministerium von diesem Engagement.  
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Für aufbauorganisatorische Veränderungen sorgte Beck in Sachen Migration und In-
tegration nicht nur auf direktem Wege. Auch indirekt war das Politikfeld betroffen, weil 
der Ministerpräsident nach Scharpings Weggang eine grundlegende Veränderung des 
ministeriellen Zuschnitts in die Wege leitete. Der Verkleinerung des Kabinetts fielen 
drei Ministerposten zum Opfer (ausführlich Parade 1994, Tagesspiegel 1994).  
Becks Stellvertreter im Amt des Ministerpräsidenten, Rainer Brüderle von der FDP, war 
einer der Nutznießer dieses Umbaus. Brüderle fielen einige Kompetenzen aus dem auf-
gelösten Landwirtschaftsministerium zu. Sein Portfolio war jedoch kaum anschlussfä-
hig für migrations- oder integrationspolitische Aufgaben. Davon unabhängig müssen 
seine Ziele als Stellvertreter Becks im Amt des Ministerpräsidenten betrachtet werden. 
Mit besonderen Forderungen, was die Ansiedlung migrations- und integrationspoliti-
scher Aufgaben betraf, trat er nicht auf. In seiner Funktion als Stellvertreter äußerte er 
sich lediglich als Wort- und Verhandlungsführer der Liberalen in der zuwanderungspo-
litischen Debatte auf Bundesebene (z.B. Bonner General-Anzeiger 2001a und 2001b, 
Wittke 2002, Handelsblatt 2000 und 2002). Besonders in der Diskussion um die Staats-
bürgerschaft auf Zeit (Handelsblatt 1999a, Tagesspiegel 1999a, Birnbaum 1999, 
Darmstädter Echo 1999) trat er in Erscheinung.  
Als Brüderle in die Bundespolitik wechselte, rückte Justizminister Peter Caesar zum 
Stellvertreter Becks auf. Dieser musste sein Amt aufgrund einer später tödlich enden-
den Erkrankung schon bald wieder abgeben. Im kurzen Zeitraum von November 1998 
bis August 1999 führte er in seiner Funktion als Stellvertreter Becks keine besonderen 
Veränderungen mit Blick auf das organisatorische Arrangement des Politikfelds aus. 
Zum Nachfolger wurde Hans-Artur Bauckhage berufen. Sein Lebenslauf (Munzinger 
2006c) gibt keine Hinweise auf verstärktes Interesse an migrations- und integrationspo-
litischen Fragestellungen. Zudem war er als Kabinettsneuling erst kürzlich in den Kreis 
der Minister aufgenommen worden. Vor diesem Hintergrund weist er in einem Beitrag 
zur Koalitionsforschung (Bauckhage 1999: 219) zudem darauf hin, dass ihm bestimmte 
Vereinbarungen, die das Aushandlungsgremium zu Beginn der Legislaturperiode ge-
troffen habe, gar nicht vorliegen würden: „Es gibt in Rheinland-Pfalz einen offiziellen 
Koalitionsvertrag und darüber hinaus noch eine vertrauliche Zusatzvereinbarung der 
Personen, die den Vertrag unterzeichnet haben. Die Kabinettsmitglieder besitzen den 
Vertrag nur dann, wenn sie zu den Unterzeichnern des Vertrags gehören.“ 
Drei grobe Punkte lassen sich also aus den Zielen der Beteiligten in Kettenglied III zu-
sammenfassen. Erstens ergaben sich aus Becks Zielportfolio zwei unmittelbare Wirkun-
gen auf den direkten Verantwortungsbereich der Staatskanzlei. Während der Kompe-
tenzbereich der Beauftragten unverändert blieb, spielten bundesrelevante Migrations-
aufgaben eine größere Rolle. Nachdem in der vorgehenden Fallgruppe eine Aufwertung 
des Politikfelds im Aufbau des Innenministeriums ausgeblieben war, verdichten sich 
aufgrund der Initiativen Becks in der Zuwanderungspolitik zweitens die Hinweise da-
rauf, dass dort Veränderungen stattfinden werden. Eine nähere Betrachtung der Ziele 
von Innenminister Zuber ist deshalb im nachfolgenden Textabschnitt unerlässlich. Drit-
tens erfordert jenes bundespolitische Engagement Becks auch immer Absprachen mit 
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dem Koalitionspartner. Der stellvertretende Ministerpräsident Brüderle war in seiner 
Funktion als Wirtschafts- und Landwirtschaftsminister aufgrund seines wenig affinen 
Verantwortungsbereichs als Ansprechpartner eher ungeeignet. Alles deutet in dieser 
Hinsicht auf FDP-Justizminister Peter Caesar hin. Zwar wurde er nach Brüderles Wech-
sel in die Bundespolitik zum Nachfolger im Stellvertreteramt bestimmt; hinsichtlich 
seiner Eignung als Ansprechpartner war jedoch viel wichtiger, dass er das Justizressort 
verwaltete. Die Liberalen – so ist bereits aus der Analyse anderer Bundesländer bekannt 
– sehen nämlich das Justizressort als potentiell geeigneten Ort zur Erledigung politik-
feldbezogener Aufgaben.  
 
Kettenglied IV: Der Neuzuschnitt der Ministerien im Jahr 1994 brachte keine neuen Ge-
sichter auf der Ministerbank hervor. Vielmehr verließen einige Personen das Kabinett. 
Aus der Analyse der Partei-, Koalitions- und Ministerpräsidentenziele hat sich zudem 
bereits ergeben, welche Personen als potentielle Akteure der Migrations- und Integrati-
onspolitik zu betrachten sind. Hierbei handelt es sich im Bereich ‚Zuwanderung‘ um 
Justizminister Caesar und Innenminister Zuber. Ein überschaubares Aufgabenbündel 
des Politikfelds war bisher im Sozialressort untergebracht. Deshalb ist es angebracht, 
auch die Ziele von Galles Nachfolger Gerster im Sozialministerium zu prüfen.  
Der neue Mann für Soziales, Florian Gerster, war in Scharpings Kabinett Minister für 
Bundesangelegenheiten und Europa gewesen. Schon Jahre zuvor hatte er als Aus-
schussvorsitzender Erfahrungen im Bereich ‚Soziales und Gesundheit‘ sammeln kön-
nen. Der Schwerpunkt seiner Arbeit lag auf der Arbeitsmarktpolitik (Munzinger 2010f). 
Dazu passt, dass er im Frühjahr 2002 an die Spitze der Bundesanstalt für Arbeit wech-
selte. Schon sein Vorgänger stach kaum mit besonderer Aufmerksamkeit gegenüber 
Migrations- und Integrationspolitik hervor. In jener vorhergehenden Fallgruppe war es 
einerseits überraschend, dass sich dort dennoch ein kleineres Aufgabenbündel hielt. Als 
plausible Ursache dafür deutet andererseits alles auf einen Gewohnheitseffekt hin: Zwar 
baute Scharping die Strukturen nach gewonnener Wahl grundlegend um; im Detail 
blieben jedoch einige Zuschnitte in Kraft. Als Schlusspunkt dieser Transformationszeit 
kann man grob Becks Amtsübernahme markieren. Denn wie erwartet wurde das Auf-
gabenbündel 1994 schließlich doch aus dem Sozialministerium herausgelöst und dem 
Innenressort zugewiesen. Daran änderte sich zunächst auch nichts, als Malu Dreyer 
den scheidenden Gerster im Jahr 2002 ersetzte. Sie führte das Haus im Zuschnitt von 
2001 und mit ähnlicher Struktur bis zum Ende der Regierungsperiode fort.  
Eine weitere Erwartung der Fallgruppe I erfüllte sich erst mit dem Neuzuschnitt zu 
Becks Amtsantritt: Walter Zubers Innenressort erhielt das Aufgabenbündel aus dem 
Sozialressort. Doch nicht nur damit wurde das Politikfeld aufgewertet. Mittlerweile 
wurde auch Zubers Engagement im Politikfeld immer deutlicher. Dieses galt freilich 
insbesondere der Zuwanderungspolitik (Handelsblatt 1999b, Schröder 2015, Bonner 
General-Anzeiger 2001d u.v.m.). Auch hier trat der Innenminister des Öfteren funkti-
onsäquivalent zu Beck und Brüderle als rheinland-pfälzischer Wortführer auf (Tages-
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spiegel 1999b, Bonner General-Anzeiger 2001c). Wie Landesvater Beck verfolgte er da-
bei eine Linie, die den Konsensbereich auf Bundesebene mithin übertraf (vgl. z.B. Löb-
lich 2001). In seiner Regierungserklärung zur Inneren Sicherheit sprach Zuber (1998) 
derweil auch andere innenpolitische Aspekte abseits von zuwanderungsspezifischen 
Themen an. Dazu gehörten insbesondere die vermehrte Aufnahme von Menschen mit 
Migrationshintergrund in den Polizeidienst, die Nutzung von Statistiken zur Legitima-
tion von Ausländerhetze und die Gewaltbereitschaft ausländerfeindlich eingestellter 
Personen. In seiner Regierungserklärung vor dem Hintergrund der Anschläge des 11. 
Septembers (Zuber 2001) fanden migrations- und integrationspolitische Themen hin-
gegen nur beiläufig Erwähnung. Damit schuf er bewusst Distanz zwischen Aufgaben 
des Ausländerterrorismus und (anderen) migrations- und integrationspolitischen The-
men.  
Zubers Zielvorstellungen, die sich mit den Akteuren vorgelagerter Delegationsbezie-
hungen deckten, schlugen sich schließlich sowohl im neuen Zuschnitt als auch insbe-
sondere in der neuen Aufbaustruktur nieder. Das Ausländerecht wurde nun in einem 
eigenen Referat bearbeitet. Staatsangehörigkeit taucht zudem als Zuständigkeit im 
Nachbarreferat auf. Zudem wanderte das Aufgabenbündel aus dem Sozialressort in Re-
feratsstärke ebenfalls in die Abteilung 31. Davon klar abgetrennt findet sich der Auslän-
derextremismus in Abteilung 36. Wie erwartet wird dieses Aufgabenbündel innerhalb 
des Referats 365 infolge der 9/11-Anschläge aufgewertet. Kurz vor Ende des Fallgrup-
penzeitraums trat Zuber aus gesundheitlichen Gründen zugunsten seines Staatssekre-
tärs zurück. Wesentliche Auswirkungen auf organisatorische Arrangements waren im 
kurzen Zeitraum zwischen Zubers Rücktritt und dem Ende der Fallgruppen nicht mess-
bar. 
Zuber arbeitete in Sachen Zuwanderungspolitik eng (Munzinger 2005d) mit seinem 
Ministerkollegen Peter Caesar zusammen. Der Justizminister begleitete die Initiativen 
auf Bundesebene für die FDP und meldete sich für seine Partei immer wieder in dieser 
Sache zu Wort (z.B. Aar-Bote 1999, Trierischer Volksfreund 1999). In den Jahren zuvor 
habe er sich bereits engagiert für ein uneingeschränktes Recht auf Asyl eingesetzt, heißt 
es in seinem Munzinger-Archiveintrag (2000c). Zwar gehört das Ausländer- und Asyl-
recht als Spiegelaufgabe regelmäßig zum Portfolio von Justizministerien. Wohl aber 
aufgrund von Caesars Engagement erreichte der vertikale Stellenwert mit knapp 1% ei-
nen Prozentwert, der über das übliche Maß leicht hinausging. Dies darf freilich nicht 
überinterpretiert werden; man kann jedoch davon ausgehen, dass es sich bei den Auf-
gaben dieser Organisationseinheit nicht nur um eine reine Prüfung der Rechtmäßigkeit 
von Entwürfen dieses Bereichs handelt, sondern dass dort auch aktive Politikelemente 
zu finden waren.  
Bei der Zielanalyse seines Nachfolgers Herbert Mertin als Justizminister fallen drei 
wichtige Punkte ins Auge. Erstens führte er das organisationspolitische Arrangement 
Caesars in Sachen Zuwanderungspolitik bis zum Ende des Fallgruppenzeitraums wei-
ter. Dies galt auch für die Zusammenarbeit mit Zuber und Beck (vgl. z.B. Lauterbacher 
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Anzeiger 2006). Zweitens schlug sich seine besondere Herkunft nicht in Form von star-
ker Aufmerksamkeit gegenüber Teilbereichen des Politikfelds nieder. Dabei hätte es po-
tentiell aus zweierlei Perspektive dazu kommen können. Zunächst waren seine Eltern 
ostpreußische Auswanderer. Sie hatten Deutschland infolge des Zweiten Weltkriegs 
verlassen. Ein Engagement im Bereich der Heimatvertriebenen und Flüchtlinge nahe 
der Aussiedlerthematik war jedoch aus seiner Vita (Munzinger 2006d) nicht erkennbar. 
Außerdem sei für die Türkische Gemeinde in Deutschland in Angelegenheiten des 
staatsbürgerschaftlichen Optionsmodells sehr überraschend gewesen, dass sich Mertin 
grundsätzlich gegen die Doppelte Staatsbürgerschaft aussprach. Seine Eltern waren 
nämlich damals nach Chile ausgewandert. Seit Mertin dann im Alter von 14 Jahren nach 
Deutschland kam, besaß er selbst zwei Pässe. Die Allgemeine Zeitung Mainz (1999b) 
schreibt: „Für Mertin spielt die zweite Staatsangehörigkeit de facto keine Rolle. Sein 
chilenischer Pass sei längst abgelaufen. Weil aber seine Eltern nach dem Krieg in Chile 
Zuflucht gefunden hätten, ‚käme ich mir schäbig vor, wenn ich ihn abgeben würde‘, 
sagte der Doppelstaatler gegenüber der Deutschen Presse-Agentur.“ (vgl. ähnlich Sieg-
loff 1999). Als dritter Punkt fällt bei der Zielanalyse zu Herbert Mertin auf, dass er in 
Sachen Ausländerfeindlichkeit nicht ganz mit Beck und Zuber übereinstimmte. Diese 
hatten öffentlichkeitswirksam ‚kein Pardon‘ besonders für ausländerfeindliche Täter 
verkündet. Mertin warnte diesbezüglich vor blindem Aktionismus und einer Gesetzes-
verschärfung ohne dabei Sensibilität für verfassungsrechtliche Grundlagen zu zeigen 
(Großkinsky 2000, Munzinger 2006d). Man könnte also argumentieren, dass sich auch 
deshalb im Justizministerium – im Gegensatz zu anderen Ministerien der Justiz in an-
deren Bundesländern – keine gesonderte Zuständigkeit zur Bekämpfung von Auslän-
derfeindlichkeit und Rechtsextremismus fand. Für eine gesicherte Aussage ist die Da-
tenlage freilich zu dünn; allerdings erscheint diese Argumentation hoch plausibel.  
Zusammenfassend erhält man für die Minister Gerster und Dreyer im Sozialressort, 
Zuber im Innenministerium sowie Caesar und Mertin im Justizressort erwartungsge-
mäße Ergebnisse. Besonders zu beachten ist, dass in der vorhergehenden Fallgruppe 
erwartete Veränderungen zunächst ausblieben, diese jedoch mit der Amtsübernahme 
von Kurt Beck im Jahr 1994 nachgeholt wurden.  
 
Kettenglied V: Die beiden zentralen Akteure in Kettenglied V waren die politischen Be-
amtinnen (Q Weber 2013) Helga Gerigk und Maria Weber. Gerigk stand der Beauftrag-
tenstelle seit ihrer Einführung in 1987 vor. 1998 ging sie aus Krankheitsgründen in den 
Vorruhestand (ebd.). Das Vorschlagsrecht für die Wiederbesetzung fiel aufgrund der 
Koalitionsverhandlungen an die Liberalen. Die Aufgabe wurde in die Hände der FDP-
Politikerin Maria Weber gelegt. Diese blieb bis 2011 im Amt. Weber war zuvor als Leh-
rerin tätig und brachte insbesondere in diesem Bereich bereits Fachkenntnisse ein: „Da 
wusste ich, wo es brennt.“ (ebd.). Größere Organisationseinheiten und direkte An-
sprechpartner im Bildungsministerium seien jedoch erst einige Jahre nach ihrem Amts-
antritt dazu gekommen (ebd.). 
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Beide Beauftragte legten besonderen Wert auf die Anbindung des Amts an die Staats-
kanzlei, weil sie „davon überzeugt waren, dass das eine Querschnittsaufgabe ist und 
dass man aus einem Ministerium heraus nicht die vollen Möglichkeiten hat, in die an-
deren Ministerien hineinzuwirken.“ (Q Weber 2013). Diese Auffassung deckt sich mit 
dem damaligen Verständnis der Freidemokraten von der Funktion eines Ausländerbe-
auftragten. Dieses orientierte sich stark an der Ombuds- und Kontrollfunktion. Dabei 
war es wichtig, dass sich die Unabhängigkeit der Stelle soweit wie möglich auch in der 
Verortung widerspiegelte. Mit der Ansiedlung bei der Regierungszentrale hatte die Be-
auftragte zudem „den schnelleren und direkteren Kontakt zum Ministerpräsidenten 
und konnte von dort aus viel leichter den Kontakt zu den Ministerien aufnehmen.“ 
(ebd.). Diese Unabhängigkeit und Möglichkeit zur Netzwerkbildung hatte jedoch ihren 
Preis: Aktiv gestaltende Integrationspolitik war nämlich nur bedingt möglich: „Aller-
dings habe ich dann auch erkannt: Man müsste mit am Kabinettstisch sitzen, um man-
ches schneller befördern zu können oder besser umsetzen zu können.“ (ebd., ähnlich Q 
Edinger 2014).   
Zwar habe man es schon „beinahe“ (Gerigk zitiert in Eisenhuth 2002) geschafft, im 
Zuge des Koalitionsvertrags von 1996 eine Aufwertung und Ausdehnung des Kompe-
tenzbereichs zu erzielen; die Umsetzung dieser Pläne blieb jedoch aus. So sei Beck zwar 
die unterstützende Instanz bei einer Vielzahl von Aktionen der Beauftragten gewesen; 
eine aufbauorganisatorische und ressourcenbezogene Aufwertung lehnte er jedoch ab. 
So blieb bis zum Ende des Fallgruppenzeitraums entsprechend alles beim Alten.  
6.5.2.2 Datenkomprimierung und Erklärung mittels Modell 
Die Erwartungen, die noch in der vorhergehenden Fallgruppe nicht erfüllt wurden, sind 
insbesondere zu Beginn dieses Fallgruppenzeitraums nachgeholt worden. Das gilt so-
wohl für die Gewohnheitshypothese als auch für die akteurszielbezogenen Hypothesen. 
Die wesentlichen Veränderungen, die mit Blick auf die Gewohnheitshypothese erwartet 
wurden, sind nun – drei Jahre nach dem Regierungswechsel – nachholend vollzogen 
worden. Besonders hier zeigt sich, dass es auch bei einem radikalen Austausch der Ak-
teure Zeit brauchen kann, bis alle Weichen gestellt sind.  
Für die Zusammenhangsanalyse im Fallgruppenzeitraum von 1994 bis 2006 lassen sich 
5 größere Erkenntnisbausteine generieren. (1) Zunächst das Augenscheinlichste: So-
wohl die FDP als auch die SPD zeigten kein besonderes Interesse daran, Aussiedlerpo-
litik isoliert vom Feld der Migrations- und Integrationspolitik zu behandeln. Es über-
rascht daher nicht, dass keine gesonderte Beauftragtenstelle für die Belange von Hei-
matvertriebenen und Spätaussiedlern geschaffen wurde. (2) Die Integrationspolitik war 
bis zur Jahrtausendwende von der FDP sehr stark besetzt gewesen. Über die Jahre hin-
weg bauten sich aber auch die Sozialdemokraten ein Profil in diesem Bereich auf. (2a) 
Trotzdem behielt die FDP vorerst das Vorschlagsrecht für die Besetzung der Beauftrag-
tenstelle. Auch das liberale Konzept einer unabhängigen Ombudsfrau mit Kontrollfunk-
tion passte zur Ansiedlung bei der Staatskanzlei. (2b) Allerdings weigerte sich Minis-
terpräsident Kurt Beck, die Stelle aufzuwerten. Dabei war im Koalitionsvertrag noch von 
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der Schaffung einer Leitstelle bei der Ausländerbeauftragten die Rede gewesen. (2c) 
Auch die Amtsinhaberinnen Gerigk und Weber hätten sich diese gewünscht. (3) Die 
linienorganisierten Aufgaben rund um eingereiste Aussiedler und Flüchtlinge wechsel-
ten vom Sozialministerium ins Innenministerium. Dieser Wechsel war schon für die 
Vorperiode erwartet worden. Genauso wie sein Nachfolger Gerster zeigte sich nämlich 
auch schon Sozialminister Galle nicht in besonderem Maße interessiert am Politikfeld. 
Als dann Malu Dreyer das Sozialministerium im letzten Drittel des Fallgruppenzeit-
raums übernahm, beließ sie es in der kurzen Zeit bis zur Wahl bei dieser Organisati-
onslösung.  
(4) Ganz besonderes Augenmerk galt der Migrationspolitik. Davon zeugt zunächst die 
Ankündigung im Koalitionsvertrag von 1996, dass man verstärkt auf Bundesebene ini-
tiativ werden würde. (4a) Entsprechend wies man in der Staatskanzlei unabhängig vom 
Geschäftsbereich der Beauftragten eine eigene Stelle für Ausländerpolitik aus. Dort re-
sidierte Ministerpräsident Kurt Beck, dessen Aufmerksamkeitswerte besonders gegen-
über der Zuwanderungspolitik sehr hoch waren. (4b) Auch wenn die Staatskanzlei in 
besagtem Zeitraum direkt für Bundesangelegenheiten zuständig war und damit bun-
despolitische Initiativen zur Zuwanderungspolitik von dort aus gesteuert werden konn-
ten: Zuständiges Ministerium war das Innenressort. Die Aufgaben im migrationspoliti-
schen Bereich wurden entsprechend deutlich aufgewertet. (4c) Erwartungsgemäß fand 
sich auch im Justizministerium ein Aufgabenbündel zum Ausländer- und Asylrecht, 
dessen Maße über die einer regulären Spiegelzuständigkeit hinausgingen. Freilich darf 
man den leicht aber merklich erhöhten vertikalen Wert nicht überinterpretieren. Den-
noch passt dazu, dass im Justizressort die migrationspolitischen Initiativen aus Rhein-
land-Pfalz von liberaler Seite her mitverhandelt wurden. (5) Schließlich bleibt noch zu 
erwähnen, dass der Bekämpfung von Ausländerextremismus infolge der Anschläge des 
11. Septembers 2001 mehr Aufmerksamkeit zu Teil wurde. Folglich hatte man diese 
Aufgabe im Aufbau des Innenressorts merklich aufgewertet. 
 
Abbildung 6.5.4: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Rheinland-Pfalz 1994-2006 
 
Eigene Darstellung. 
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6.5.3 Fallgruppe Rheinland-Pfalz 2006-2011 
In der dritten Fallgruppe zu Rheinland-Pfalz wird der Zeitraum von 2006 bis 2011 be-
handelt. Weil die Grünen den Einzug ins Landesparlament knapp verfehlten, war es den 
Sozialdemokraten möglich, mit 45,6% der Stimmen die absolute Mehrheit der Parla-
mentssitze zu erringen. Während die Zuwanderungspolitik über die Jahre hinweg zu 
einem der politischen Markenzeichen von Rheinland-Pfalz geworden war, zeigten die 
Sozialdemokraten nun auch ein starkes integrationspolitisches Profil. Beck blieb zwar 
Ministerpräsident; allerdings widmete er sich als neuer SPD-Bundesvorsitzender ver-
stärkt der Berliner Tagespolitik. Diese Aufmerksamkeitsverlagerung von der Landes- 
auf die Bundesebene machte es erforderlich, die Staatskanzlei zu einer reinen Steue-
rungszentrale umzufunktionieren. Deswegen musste das Haus von Fachaufgaben ent-
schlackt werden. Die Beauftragte für Ausländerfragen wanderte deshalb mitsamt Mitar-
beiterstab ins Sozialministerium.  
Im Sozialressort hatte Malu Dreyer die Hausleitung inne. Sie widmete der Integrations-
politik verstärkte Aufmerksamkeit, was zu einer vertikalen Aufwertung der Beauftrag-
tenstelle innerhalb des Ressorts führte. Geplant war, die Integrationspolitik mit Abtei-
lungsstatus in die reguläre Linienorganisation zu überführen. Dies verhinderte jedoch 
die Beauftragte Weber, um so den Unabhängigkeitscharakter ihres Amts zu bewahren. 
De facto wurde die Beauftragtenstelle – die in der Zwischenzeit auch personell ange-
wachsen war – im Ressort wie eine Mini-Abteilung behandelt. Während also vormals 
die Ombuds-, Initiativ- und Kontrollfunktion im Vordergrund stand, wandelte sich die 
Stelle schrittweise zu einer regulär-aufgabenerledigenden Organisationseinheit im So-
zialministerium. Indes erweiterte man den Kompetenzbereich der Beauftragtenstelle 
um Aussiedler und andere Nicht-Ausländer mit Migrationshintergrund. Damit änderte 
sich auch die Bezeichnung in ‚Beauftragte für Migration und Integration‘.  
Dreyer und Weber beförderten zudem die Verankerung weiterer integrationspolitischer 
Einzelaufgaben in verschiedenen anderen Ressorts. Die Hauptzuständigkeit für Ange-
legenheiten rund um Migration blieb derweil im Innenministerium. Das galt ebenso 
für einige weitere kleinere Aufgabenbündel der Migrations- und Integrationspolitik, die 
quer zu klassisch innenpolitischen Aufgaben – wie etwa dem Kommunalwahlrecht oder 
der Inneren Sicherheit – lagen. Karl Peter Bruch, der schon kurz vor Beginn des Fall-
gruppenzeitraums Walter Zuber als Innenressortchef ablöste, führte das Engagement 
seines Vorgängers in diesen Bereichen fort.  
6.5.3.1 Deskription der unabhängigen Variablen und Prozessanalyse 
In diesem Abschnitt werden zunächst die potentiell relevanten Akteure für die Fall-
gruppe benannt, um dann im Anschluss deren Position in der Delegationskette anzu-
geben, sowie deren Ziele zu erläutern oder abzuschätzen.  
Weil die Grünen knapp an der 5%-Hürde scheiterten, konnte die SPD mit absoluter 
Mehrheit der Parlamentssitze regieren und war – trotz gegenseitiger Sympathien (Fi-
scher 2006) – nicht mehr auf den bisherigen Koalitionspartner FDP angewiesen. Damit 
entfällt die Zielanalyse des Kettenglieds II mangels Koalitionsaushandlungsgremium. 
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Die Sozialdemokraten zogen mit bewährter Mannschaft in den Wahlkampf: Unange-
tastet stand Kurt Beck als Landesvater zur Wiederwahl. Als Innenminister führte Karl 
Peter Bruch die Amtsgeschäfte weiter. Dieser übernahm Ende 2006 auch das Amt des 
Ministerpräsidentenstellvertreters. Er war bereits im Jahr zuvor als Innenressortchef für 
Walter Zuber eingesprungen, der aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr antrat. 
Auch Sozialministerin Malu Dreyer und die Beauftragte Maria Weber blieben im Amt. 
Neu hinzu kam eine Personalie im Leitungsbereich der Spitzenbeamtenschaft: Zu We-
bers Stellvertreter wurde der Sozialdemokrat Dr. Florian Edinger berufen.  
 
Kettenglied I: Im SPD-Programm geht zwar der Gesamttextanteil im Vergleich zum Vor-
jahr von 3,2% auf 2,6% zurück; er befindet sich jedoch für rheinland-pfälzische Verhält-
nisse immer noch auf einem vergleichsweise hohen Niveau. Die Sozialdemokraten ha-
ben somit bis zum Jahr 2006 endgültig ihr Profil als treibende Kraft auf dem Gebiet der 
Migrations- und Integrationspolitik geschärft (vgl. Q Edinger 2014).  
Bezeichnend ist auch der erneute Schwenk von zuwanderungspolitischen zu integrati-
onspolitischen Themen. Obwohl der konzentrierte Textteil mit ‚Zuwanderung‘ beginnt, 
ist dieses Thema mehr als vorbereitende Bedingung für die eigentliche Agenda im Be-
reich ‚Integration‘ zu sehen. Auch in der Analyse der Wortwahl im Programmtext do-
miniert nun der Begriff ‚Integration‘. Integrationspolitik ist nun nicht mehr in den in-
nenpolitischen Textteil eingebettet, sondern findet sich als ungewöhnlich stark konzen-
trierter Textteil zwischen verschiedenen gesellschaftspolitischen Themen des Zusam-
menlebens. Nur drei weitere, sehr kleine Textteile der Kategorie [1] befinden sich außer-
halb dieses konzentrierten Teils. Aber auch diese sind charakteristisch für die Profil-
schärfung der Sozialdemokraten in diesem Politikfeld: Zwei befinden sich im Textab-
schnitt zur Bildungspolitik und einer bei der Arbeitsmarktpolitik. Aussiedlerpolitik 
spielt wie erwartet keine Rolle im Programmtext. 
 
Abbildung 6.5.5: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung im Programmtext der in Rheinland-Pfalz 2006 
 
Eigene Darstellung. 
 
Nach der relativ allgemein gehaltenen Formulierung im Jahr 2001 wird man nun auch 
wieder konkreter, was die organisationspolitische Ansiedlung der Landesbeauftragten 
betrifft. Im Programm heißt es: "Wir möchten künftig Beauftragte für Integration, die 
für alle Menschen mit Migrationshintergrund wirken. Wir werden auf Landesebene die 
ausländerrechtlichen und integrationsfördernden Maßnahmen bündeln, um Doppelar-
beit zu vermeiden." Auch wenn es schon 1996 hieß, man würde der Beauftragten mehr 
Kompetenzen zuweisen: Das Wahlprogramm drückt verbindlich den Wunsch nach ei-
ner aktiveren Integrationspolitik unter dem Dach der Beauftragtenstelle aus. Aussiedler 
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spielten weiterhin als gesonderte Gruppe unter den Menschen mit Migrationshinter-
grund keine Rolle.  
Kettenglied III: Beck blieb der Zuwanderungspolitik inhaltlich treu (vgl. Munzinger 
2013k). Seine Rolle hatte sich mittlerweile aber gewandelt. Nunmehr war er nicht nur 
Ministerpräsident des Landes Rheinland-Pfalz, sondern auch Bundesvorsitzender der 
SPD. Die neu hinzugekommene Funktion band freilich Kapazitäten, die Beck nicht 
mehr für die Landespolitik zur Verfügung hatte. So musste die Staatskanzlei entschlackt 
werden. Die damalige Beauftragte Weber (Q 2013) erinnert sich: „Das war auch damals 
die Zeit, in der Beck für zwei Jahre nach Berlin ging als Bundesvorsitzender der SPD. 
Und man hat gesagt: ‚Es sollten keine Fachthemen in der Staatskanzlei sein‘.“. Nun-
mehr sollte die Staatskanzlei als reine Schaltstelle fungieren. Dies sei der Grund für die 
Umsiedlung der Beauftragtenstelle gewesen (ebd., vgl. auch Samary 2006a). Aufgrund 
seiner weiterreichenden Ambitionen auf Bundesebene wollte sich Beck daher auf Lan-
desebene nur noch auf die Koordination konzentrieren, so Edinger (Q 2014), „und die 
Fachpolitiken raus haben. Deswegen hat er damals auch die Integration ans Sozialmi-
nisterium abgegeben.“ Die Umressortierung sei die politisch-funktionale Konsequenz 
einer Aufmerksamkeitsverschiebung Becks von der Landes- auf die Bundesebene gewe-
sen, resümiert Weber (Q 2013).  
Im SPD-Wahlprogramm war zunächst nur die Bündelung von Integrationsaufgaben 
und die Aufwertung der Beauftragtenstelle angekündigt worden. Das Zielressort war 
noch nicht bekannt. Der Bereich würde bewusst nicht dem für Abschiebungen zustän-
digen Innenministerium zugeschlagen, verlautbarte Beck in der Presse (Winkler 
2006a), um keinen „falschen Eindruck“ zu erwecken. Gemeint war hier die Vermeidung 
einer ordnungspolitischen Kontextualisierung des neuen Aufgabenbündels. In seiner 
Regierungserklärung nannte Beck (2006: 31) schließlich das künftig zuständige Fach-
ressort: „Zur besseren Koordination werden wir eine weitgehende Bündelung aller Ak-
tivitäten rund um das Themenfeld ‚Integration‘ im Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Familie und Gesundheit bei Frau Kollegin Dreyer vornehmen.“  
Inhaltlich behandelte er Integration in besagter Regierungserklärung (Beck 2006) vor 
allem in folgenden weiteren Querschnittsfeldern: Arbeitsmarkt, Familie, Kinder und 
Jugend sowie Sprache und Bildung. Insgesamt hob er die Bildungspolitik in seiner Rede 
besonders hervor (vgl. auch Munzinger 2013k). Damit bestätigte er die organisationspo-
litischen Entwicklungen im Bildungsministerium: Infolge der Jahrtausendwende be-
gann ein aufbauorganisatorischer Prozess. Dieser Prozess ließ viele kleinere integrati-
onspolitische Aufgabenbündel im Bildungsministerium entstehen und schon vorhan-
dene Bündel anwachsen. An späterer Stelle versäumte Beck es zudem nicht, dem bisher 
nicht genannten Teilbereich seiner bisherigen Schwerpunkte im Politikfeld einen kur-
zen Redeabschnitt zu widmen: Dort beschäftigte er sich in einigen Sätzen mit der Be-
kämpfung von Fremdenfeindlichkeit.  
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Stellvertretende Ministerpräsidenten spielen üblicherweise dann eine Rolle, wenn sie 
vom Koalitionspartner gestellt werden. Aufgrund der SPD-Alleinregierung spielte der 
Stellvertreter deshalb in Kettenglied III eine weit weniger wichtige Rolle. Trotzdem kann 
der Wegfall des Koalitionspartners von Relevanz für das dritte Kettenglied sein: nämlich 
dann, wenn es darum geht, welche Konsequenzen der Wegfall des FDP-Manns im Jus-
tizministerium nach sich zog. Becks Umorientierung könnte in Verbindung mit dem 
Wegfall Mertins direkten Einfluss auf das kleine Ausländer- und Asylrechtsaufgaben-
bündel im Justizministerium entfalten. Im Justizministerium war in der vorhergehen-
den Fallgruppe ein leicht erhöhter vertikaler Stellenwert festgestellt worden. Es wurde 
argumentiert, dass man seitens der FDP die bundespolitischen Initiativen in der Zu-
wanderungspolitik aktiv begleiten wollte, um damit wiederum den SPD-Kollegen vom 
Innenministerium kontrollieren zu können. So würde man mit dem Wegfall der FDP 
als Koalitionspartner ein Absacken des vertikalen Stellenwerts im Justizministerium er-
warten. Dies trat jedoch nicht ein.  
Beck war in dieser Fallgruppe – gerade weil er sich verstärkt der Bundespolitik zuwen-
dete – ein wichtiges Glied in der Delegationskette. Die Entschlackung seiner Staatskanz-
lei sorgte für die Verschiebung der Beauftragtenstelle ins Sozialministerium. Gleichzei-
tig gab es keine Anzeichen für eine wesentliche Entlastung von Aufgaben im Innenmi-
nisterium. Becks Betonung von Bildung und Sprache im Zusammenhang mit Integra-
tionspolitik verlieh dem aufbauorganisatorischen Wandlungsprozess im Bildungsmi-
nisterium zusätzlichen Schub.  
 
Kettenglied IVa: Neben den Zielen der Chefin des Sozialressorts und denen des Innen-
ministers sind also auch diejenigen der Bildungsministerin näher zu beleuchten.  
Bildungsministerin Doris Ahnen war bereits im Jahr 2001 ins Amt berufen worden. 
Ihre Vita (Munzinger 2011o) weist sie als fachkundige Bildungs- und Wissenschaftsex-
pertin aus. Jedoch gibt es keine Hinweise auf ein herausgehobenes Interesse am Poli-
tikfeld ‚Migration und Integration‘. Dennoch sieht man an ihren bisweilen kontrovers 
diskutierten Einzelprojekten, dass sich die Sozialdemokraten im integrationspolitischen 
Kontext besonders bildungspolitische Themen auf die Fahnen geschrieben haben. Zu 
diesen Projekten gehörten etwa das Faltblatt zum Umgang mit muslimisch geprägter 
Kultur (Saarbrücker Zeitung 2011a, Aar-Bote 2011), der herkunftssprachliche Unter-
richt für Kinder mit Migrationshintergrund (Schwenk 2013, Rhein-Zeitung 2012, Albes 
2010a und 2010b, Saarbrücker Zeitung 2012), der islamische Religionsunterricht (All-
gemeine Zeitung Mainz 2012), Stipendien für Ausländer (Aar-Bote 2005a) oder 
Deutschkurse in Kindergarten und Grundschule (Bonner General-Anzeiger 2002, Klein 
2005). Zudem bezog Sie regelmäßig zu Einzelfragen wie beispielsweise zur Deutsch-
Pflicht auf Schulhöfen (Klöpfer 2006a) oder zum Kopftuchverbot für Lehrerinnen 
(Rhein-Zeitung 2009) Position und nahm zahlreiche Termine an der Schnittstelle zwi-
schen Integration und Bildung wahr (Heß 2011, Rhein-Zeitung 2007c oder Wormser 
Zeitung 2006). Jene große Vielfalt, die sich in der Analyse der Tagespresse gezeigt hat, 
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war auch charakteristisch für die aufbauorganisatorische Ansiedlung integrationspoliti-
scher Aufgaben in Ahnens Ressort. Dort befanden sich schon in den ersten Jahren ihres 
Amtsantritts zahlreiche kleinere verstreute Aufgabenbündel, die sich explizit mit integ-
rationspolitischen Themen aus Perspektive von Bildung, Wissenschaft und Sprache be-
schäftigten. Im Laufe der Jahre verstärkten sich die Aufmerksamkeitswerte der einschlä-
gigen Akteure in der Delegationskette – von der SPD über Beck bis hin zu Ahnen – und 
damit die Dichte von Aufgabenbündeln im Bildungsressort.  
Nachdem Beck sämtliche Fachaufgaben aus der Steuerungszentrale entfernt hatte, war 
das Innenministerium, welches bisher schon die Hauptlast der migrationspolitischen 
Aufgaben trug, freilich nicht aus der Pflicht entlassen worden. Zu dieser Zeit übte Karl 
Peter Bruch das Amt des Innenministers aus. Schon seit 2001 war er Staatssekretär im 
Innenressort. Dort arbeitete er zusammen mit Hausleiter Zuber und Justizminister 
Caesar am Zuwanderungssteuerungs- und Integrationsgesetz (Munzinger 2011p). 
Auch hatte er sich in dieser Zeit bereits im Bereich ‚Einbürgerung‘ engagiert. Als sein 
Vorgesetzter Zuber 2005 auf einer Dienstreise einen Schlaganfall erlitt, übernahm 
Bruch zunächst kommissarisch die Leitung des Ressorts (ebd.). Wenig später wurde er 
dann noch vor der Wahl 2006 zum ordentlichen Minister berufen.  
In jener neuen Rolle führte er den migrationspolitischen Schwerpunkt des Ressorts fort. 
Dieser umfasste insbesondere die Asylpolitik auf bundespolitischer (z.B. Grün 2007, 
Trierischer Volksfreund 2006a und 2006b, Rhein-Zeitung 2006a, Bonner General-An-
zeiger 2007, Winkler 2006b) und landespolitischer Ebene. Dabei sorgte insbesondere 
der Abschiebefall von Familie Yildirim (Rhein-Zeitung 2006b und 2006c) für Aufsehen 
in Rheinland-Pfalz. Auch die Rückkehrförderung für Flüchtlinge, die Bruch anregte 
(vgl. u.a. Kirschstein 2006, Klöpfer 2006b, Dietz 2006, Trierischer Volksfreund 2006c) 
erregte die Gemüter (Munzinger 2011p): Von der Opposition und Teilen der Bevölke-
rung wurde befürchtet, man gebe zu viel Geld für die Landesrückkehrinitiative aus. Frei-
lich deckte Bruch als Innenminister auch die Bekämpfung von Fremdenfeindlichkeit 
(Strehler 2008, Idsteiner Zeitung 2009) und Ausländerterrorismus (Fränkischer Tag 
2005) sowie die Einbürgerung ab. Am Beispiel der Einbürgerung lässt sich entlang der 
Tagespresseanalyse ersehen, dass sich Beck zunächst noch öfter selbst zu Wort gemel-
det hatte (Frankfurter Neue Presse 2005, Rhein-Zeitung 2004), während Bruch das spä-
ter zunehmend alleine übernahm (Aar-Bote 2005b, Wormser Zeitung 2005, Saarbrücker 
Zeitung 2008c, 2009a und 2010a). Auch klassische Integrationsaufgaben fielen in sei-
nen Zuständigkeitsbereich – wie etwa beim Sport als integrative Gemeinschaftsbetäti-
gung (Kirschstein 2007), das kommunale Wahlrecht (Saarbrücker Zeitung 2007a, 
Rhein-Zeitung 2007a) oder gar die Wiedereingliederung eines ehemaligen Guan-
tanamo-Häftlings in die Gesellschaft (Zeit 2010, Rhein-Zeitung 2010a und 2010b, Saar-
brücker Zeitung 2011b). Konsequenterweise war an einen Rückbau des von Zuber auf-
gewerteten und ausgeweiteten Aufgabenspektrums im Bereich der Migrations- und In-
tegrationspolitik nicht zu denken. Die Verortung des Politikfelds im Innenressort blieb 
deswegen auf hohem Niveau.  
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Die beiden Zielstrukturen des Innenressortchefs und der Bildungsministerin lassen 
sich gut vergleichen. Während Ahnens integrationspolitisches Zielportfolio ein Engage-
ment stark im Querschnitt und in punktuellen Einzelprojekten vorhersagte, war Bruch 
mit Zielen beschäftigt, die sehr viel größeren Raum in der Gesamtagenda einnahmen. 
Erwartungsgemäß war der Streuungsgrad im Bildungsministerium weitaus höher als 
im Innenministerium. Dafür waren dort wiederum zum Teil größere Aufgabenblöcke 
zu finden.  
 
Kettenglied IVb: Die dritte Ministerin, deren Ziele es zu betrachten gilt, ist Marie-Luise 
‚Malu‘ Dreyer. Schon vor ihrer Berufung als Sozialministerin zeichnete sie als haupt-
amtliche Bürgermeisterin für den Bereich ‚Soziales‘ und anschließend als Sozialdezer-
nentin der Stadt Mainz (Munzinger 2012d) verantwortlich. Bereits in jener Zeit lässt 
sich verstärktes Interesse am Politikfeld ‚Migration und Integration‘ erkennen: Schon 
1998 hatte sie für die Stadt Mainz ein Flüchtlingskonzept erstellt (Erfurth 2013). Wie 
sich auch später in ihrer inhaltlichen Arbeit zeigen wird, war Dreyer auch als Sozialmi-
nisterin hoch engagiert in der Integrationspolitik.  
Es überraschte also keineswegs, dass sich Beck dafür entschied, Maria Webers Zustän-
digkeitsbereich von der Staatskanzlei ins ‚Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, 
Familie und Frauen‘ zu verlegen. Dreyers Aufmerksamkeit verhalf der Beauftragten-
stelle zu mehr Gewicht. Jenes Gewicht könne nur dann zustande kommen, so Weber 
(Q 2013), wenn der Zugang zum Kabinettstisch sichergestellt sei. Das sei in der Staats-
kanzlei jedoch nur bedingt der Fall gewesen, meint Edinger (Q 2014). Laut Weber (Q 
2013) änderte sich das mit der Ansiedlung im Sozialministerium: „Und dabei war es 
Frau Dreyer, die dann auch sehr engagiert – das kann man auch dazu sagen: sehr enga-
giert – das Thema voranbrachte und die auch mithalf, bestimmte Dinge, die mein Ar-
beitsteam und ich schon angedacht und schon in der Schublade hatten, durchsetzen 
konnte.“ Das, wozu die Beauftragte allein nicht imstande war, habe die Ministerin als 
Kabinettsmitglied bewerkstelligen können. Vorher sei das „so ein geduldeter FDP-
Fremdkörper in der SPD-Staatskanzlei“ gewesen, erinnert sich Edinger (Q 2014). So 
erwähnen sowohl Charlier (2010: 355-371) in seiner 15 Seiten langen als auch Klein 
(2013: 220-229) in seiner knapp 9 Seiten langen Analyse verschiedener Aspekte der 
rheinland-pfälzischen Staatskanzlei die Beauftragte kein einziges Mal. „Als das dann im 
Sozialministerium bei der Malu Dreyer war: Die hat das Thema richtig vorangebracht 
mit der Einrichtung des Landesintegrationsbeirats, mit einem Landesintegrationskon-
zept, mit der Reform der Ausländerbeiräte. Das war so ein Start von – nicht 0 auf 100, 
aber vielleicht von – 15 auf 100. Das hing aber einerseits mit der Person der Ministerin 
zusammen und andererseits war diese Organisationsänderung [Anm. des Autors: von 
der Staatskanzlei zum Sozialministerium] Voraussetzung dafür. Und wie gesagt: Dieser 
Stab [von Frau Weber] war eingebunden wie eine Abteilung. Es hätte auch eine Abtei-
lung sein können.“ (Q Edinger 2014).  
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Zur Transformation in eine Abteilung ist es jedoch nicht gekommen. Dreyer wollte ei-
gentlich nicht nur eine vertikale Aufwertung vornehmen, sondern die stabsorganisierte 
Beauftragtenstelle in die reguläre Linienorganisation einbinden. Edinger (Q 2014) dazu: 
Dreyer „hing nicht an dem Beauftragtenmodell. Sie wollte auch keineswegs, dass Frau 
Weber außenstehend ist, sondern sie wollte sie eingebunden haben.“ Weber habe das 
aber nicht gewollt210, weil sie um ihre Unabhängigkeit als Beauftragte fürchtete (ebd., 
ähnlich vgl. Wiesbadener Tagblatt 2006). De facto habe es sich jedoch bereits um eine 
Abteilung gehandelt: „Wir hatten die Bezeichnung Stabsstelle, waren aber eine kleine 
Abteilung und sind auch so behandelt worden im Haus. Also: Wir waren bei Abteilungs-
besprechungen dabei und bei Leitungsklausuren dabei.“ (Q Weber 2013). Dies machte 
sich auch in der personellen Größe der Stelle bemerkbar: „Bis 2011 hatte ich leichten 
Zuwachs bekommen, weil ich auch immer drum kämpfte. Ich sagte: ‚Mein Gott, die 
Arbeiten haben sich so dermaßen erhöht. Das ist so nicht mehr zu bewältigen.‘ Als ich 
dann 2011 aus dem Amt ausschied, waren es drei Referentenstellen, drei Sachbearbei-
terstellen, dann eine Bürokraft weiterhin und dann noch eine Sekretärinnenstelle“ (Q 
Weber 2013).  
Dreyers Engagement entfaltete nicht nur auf die Beauftragtenstelle umfassende Aus-
wirkungen. So wies sie zahlreichen Organisationseinheiten innerhalb und außerhalb 
ihres Hauses integrationspolitische Einzelaufgaben zu. Zunächst wollte sie „für alle Be-
reiche, für die sie Verantwortung hatte auch Integration implementieren. Das hat sie 
auch gemacht – gegen Widerstände im eigenen Haus. Das ist dann auch oft in Organi-
sationen so, dass die Familienabteilung sagt: ‚Integration? Ja, das sollen die Integrati-
onsleute machen. Das machen wir doch nicht. Wir machen Familienpolitik.‘ Und da hat 
Malu Dreyer immer gesagt: ‚Nein: Das macht Ihr. Ihr denkt das mit – zusammen mit 
den Integrationsleuten. Aber Ihr müsst das begreifen.‘ Von daher waren wir [als Beauf-
tragtenstelle] relativ stark dann.“ (Q Edinger 2014). Hier befanden sich Dreyer und We-
ber organisationspolitisch völlig im Einklang: „Das ist und bleibt eine Querschnittsauf-
gabe. Das kann man nicht nur vertikal betrachten. Das muss man auch horizontal gut 
bearbeiten.“ (Q Weber 2013). Dieses Verankerung von Aufgaben in anderen Abteilun-
gen schlug sich merklich sowohl in der Frauen- (Trierischer Volksfreund 2008), Ge-
sundheits- (Saarbrücker Zeitung 2010b) und Familienpolitik (Saarbrücker Zeitung 
2009b, Allgemeine Zeitung Mainz 2011) nieder.  
Dieser Schub sorgte für ein sehr viel koordinierteres Erscheinungsbild bei der Zusam-
menarbeit mit anderen Ministerien. Es folgten Initiativen, die Dreyer und Weber etwa 
zusammen mit dem Bildungsministerium (Samary 2006b, Albes 2010a, Rhein-Zeitung 
2007d) oder vor allem mit dem Innenministerium zum Beispiel in Angelegenheiten der 
Einbürgerung (Rhein-Zeitung 2008, Bürstädter Zeitung 2009), in allgemeinen Fragen 
der Zuwanderung (Aar-Bote 2007a, Rhein-Zeitung 2007e) der Härtefallkommission 
210 Hier ist zu bedenken, dass Weber nach wie vor als FDP-Politikerin im Amt war. Zum einen lässt sich 
argumentieren, dass sie sich als Freidemokratin eine unabhängige Beauftragtenstelle wünschte. Aus der 
anderen Perspektive wäre es sehr ungewöhnlich gewesen, hätte man eine Liberale zur Abteilungsleiterin 
in einer SPD-Alleinregierung (Q Edinger 2014) gemacht.  
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(Saarbrücker Zeitung 2008a), des Bleiberechts (Saarbrücker Zeitung 2008b) oder des 
Partizipations- und Kommunalwahlrechts (Widmann 2006, 2008) in Angriff nahmen.  
Bezeichnend war auch das Auftreten Dreyers als Integrationsministerin. Zwar war We-
ber nach wie vor eine zentrale Figur in der konzeptionellen und operativen Arbeit. 
Dreyer verlieh ihrem Engagement jedoch ein zusätzliches Gesicht in der Öffentlichkeit. 
Im Gegensatz zu Beck stellte sich Dreyer in Angelegenheiten der Integration der Presse 
(Dreyer 2011, Friederich 2008, Aar-Bote 2007b) und war das Gesicht des Integrations-
konzepts (Winkler 2007, Saarbrücker Zeitung 2007b, Widmann 2007, Aar-Bote 2008). 
Schließlich trat Dreyer (2007) mit einer eigenen Regierungserklärung zum integrations-
politischen Thema ‚Verschiedene Kulturen – Leben gemeinsam gestalten‘ vor die Mik-
rophone des Landtags. Hamburger und Koepf (2010: 110) sehen darin einen der Haupt-
indikatoren für die Aufwertung der Integrationspolitik im Land. Einen weiteren Höhe-
punkt erreichte das Engagement Dreyers mit Übernahme des Vorsitzes der Integrati-
onsministerkonferenz (vgl. Aar-Bote 2010, Rhein-Zeitung 2010c). In diesem Zusam-
menhang griff sie auch migrationspolitische Themen auf (z.B. Berliner Morgenpost 
2011). Dass die Beauftragtenstelle sich merklich vergrößerte sei nicht unter anderem 
auch auf dieses zusätzliche Amt zurückzuführen gewesen, so Weber (Q 2013).  
Überraschend war deshalb, dass sich die herausstechende Schwerpunktlegung Dreyers 
mitsamt der aufbauorganisatorischen Aufwertung nicht im Titel des Hauses nieder-
schlug. „Ich hätte mir für das […] Ministerium auch gewünscht, dass wir das Wort ‚In-
tegration‘ schon im Titel gehabt hätten. Aber: Da waren schon fünf andere Abteilungen 
und dann hat man gemeint: Das sei jetzt doch zu lang. ‚Integration‘ könne man nicht 
noch in den Titel des Ministeriums mitnehmen, was ich damals schade fand“, erinnert 
sich Weber (Q 2013). Auf die Arbeit in der Aufbaustruktur des Hauses habe dies laut 
SPD-Integrationspolitiker Klöckner (Q 2013) jedoch keine Auswirkungen gehabt: Die 
Struktur sei sehr gut gewesen, um das umzusetzen, was politisch gewollt war, „obwohl 
der Begriff – der Terminus – nicht im Namen des Ministeriums erschien. Das hat na-
türlich eine gewisse Außenwirkung – das ist richtig. Aber entscheidend ist, was sich in 
einem Ressort tut. Und da lief das damals eigentlich schon sehr gut im Sozialministe-
rium.“  
Die neue Sozialministerin Malu Dreyer verursachte also in Angelegenheiten der Integ-
rationspolitik einen vertikalen Aufwärtsschub im Aufbau. Gleichzeitig sorgte sie dafür, 
dass in anderen Abteilungen des Hauses Einzelaufgaben organisatorisch verfestigt wur-
den und beförderte die Zusammenarbeit mit anderen Ministerien in Fragen der Integ-
rationspolitik. Eine Linieneinbindung erfolgte formal nicht. In der Stab- oder Liniendis-
kussion setzte sich die Beauftragte und FDP-Frau Maria Weber durch. Wohl aber 
konnte von einer kleinen de-facto Abteilung die Rede sein. Im Titel des Hauses schlug 
sich die Aufwertung der Integrationspolitik jedoch nicht nieder. 
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Kettenglied V: Einige wichtige Akteure der Integrationspolitik sammelten sich also im 
Sozialministerium. Der Mitarbeiterstab211 unter der Leitung von Maria Weber kam aus 
der Staatskanzlei. Aus der Gruppe der Beamtenschaft bietet es sich freilich an, noch 
einmal genauer auf die Ziele Webers einzugehen.  
Die augenscheinlichste Auffälligkeit ist hier, dass Maria Weber auch in Fallgruppe III 
Beauftragte blieb. Die Sozialdemokraten erhielten infolge der Wahlen von 2006 die ab-
solute Mehrheit und waren nicht mehr auf den bisherigen Koalitionspartner angewie-
sen. Trotzdem behielt man Maria Weber im Amt. Dabei war öffentlich bekannt, dass sie 
politisch den Freidemokraten nahestand. Unter anderem zeigten dies ihre formale Par-
teimitgliedschaft (Q Weber 2013), ihre Berufung ins Amt auf Vorschlag der FDP im Jahr 
1998, das Grußwort des FDP-Fraktionsvorsitzenden im Landtag, Herbert Mertin (2007) 
zum 20-jährigen Bestehen der Beauftragtenstelle und die öffentliche Zurechnung We-
bers zur FDP seitens der Presse (z.B. Widmann 2006). Weber (Q 2013) erinnert sich: 
„Es war natürlich strategisch-politisch für eine reine SPD-Regierung nicht gerade in ih-
rem Sinne, wenn da eine FDP-Frau dazwischen saß. Ich war ja FDP. Ich war ja später 
im Sozialministerium die einzige FDP-Frau. Aber dadurch, dass ich ja schon jahrelang 
in diesem Amt war und ich sachorientiert gearbeitet habe, hat man das auch hingenom-
men. Sie hätten mich damals schon ablösen können.“ Man war jedoch mit der bisheri-
gen Arbeit Webers hoch zufrieden. So dankten SPD-Integrationspolitiker Klöckner 
(2007) und Sozialministerin Dreyer (2007) im Rahmen von Dreyers Regierungserklä-
rung Maria Weber nach einem Jahr SPD-Alleinregierung öffentlich für ihr Engagement. 
Auch im Interview bestätigt Klöckner (Q 2013): „Es war kein riesengroßes Problem ge-
wesen mit ihrer Fachkompetenz und ihrer Erfahrung die Frau im Amt zu lassen. Das 
war ein entsprechender Beschluss der Landesregierung. […] Sie hat uns während der 
ganzen Zeit der Enquête-Kommission als Beauftragte begleitet. Da hatten wir kein Prob-
lem.“  
Doch auch Weber hätte Bedenken haben können, im Amt zu bleiben. Man entwickelte 
nämlich das Amt der Beauftragten mittels Neuverortung von einer unabhängigen Om-
budsfrau mit Kontroll- und Initiativfunktion – nach dem Modell der FDP – zu einer 
linienorganisiert aufgabenerledigenden Stelle in einem Sozialministerium. Dies ent-
sprach den Vorstellungen der SPD. Weber konnte sich dennoch mit diesem Wandel 
versöhnlich zeigen, denn: Das Thema kam an den Kabinettstisch: „Und das ist das Ent-
scheidende. In vorhergehender Zeit war es ja meine Aufgabe, in die Ministerien hinein-
zuwirken und dort auch für Integrationsmaßnahmen zu werben und auch aufzuzeigen 
[…] wie man Integration fördern kann; auch Defizite aufzuzeigen und Lösungsvor-
schläge zu unterbreiten, diese Defizite zu überwinden. […] Wenn man dann fest in ei-
211 Einer detaillierten Zielanalyse des Mitarbeiterstabs (siehe MASGFF 2007: 35-38) bedarf es nicht. Die-
ser sei aus Menschen mit verschiedensten beruflichen und ethnischen Hintergründen zusammenge-
setzt gewesen, so Weber (Q 2013). Zwar habe man auch Manches kontrovers diskutiert. Wenn „es dann 
zur Meinung der Beauftragten kam, standen aber alle genau hinter der Meinung der Beauftragten – 
auch wenn wir zuvor intern einen längeren Diskussionsprozess hatten.“ Außerdem ist der Einfluss je-
ner Mitarbeiter auf organisationspolitische Weichenstellungen als eher gering einzuschätzen. 
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nem Ministerium sitzt, dann arbeitet man zwar auch mit den anderen Ministerien zu-
sammen. Aber: Zunächst arbeitet man für die eigene Ministerin oder den eigenen Mi-
nister, der das dann natürlich im Kabinett einbringen soll.“ (Q Weber 2013). Sie habe 
diesbezüglich im Nachgang gute Erfahrungen mit der Umressortierung gemacht (ähn-
lich MASGFF 2007: 28212). Man habe als Ministerin „ja doch Möglichkeiten, das direkt 
vorzutragen und auch durchzusetzen. Das kann eine normale Beauftragte, die irgendwo 
angesiedelt ist, nicht so durchsetzen. Ich hatte immer dicke Bretter zur bohren, wenn 
ich ins Innenministerium ging oder ins Bildungsministerium ging und dort die Not-
wendigkeiten vortrug. Dann waren das schon sehr dicke Bretter, die zu bohren waren.“ 
(Q Weber 2013).  
Zufriedengeben konnte sie sich auch mit der neuen Funktionsbezeichnung. Fand ihr 
Wunsch nach einer Umbenennung der Stelle und einer damit einhergehenden Kompe-
tenzerweiterung bei Kurt Beck keinen Anklang (Eisenhuth 2002), so eröffneten sich mit 
der Umressortierung neue Möglichkeiten: „Als im Sommer 2006 nach der Regierungs-
bildung aus der Ausländerbeauftragten die Beauftragte der Landesregierung für Migra-
tion und Integration wurde erhielt sie nun die Befugnis, sich für die Belange aller Mig-
rantinnen und Migranten wie der Spätausgesiedelten einzusetzen, die aber eigentlich 
schon zuvor immer mitgedacht worden waren.“ (Gerigk-Koch 2012, vgl. auch Renner 
2007). „Mit diesem neuen Namen kam auch die neue Zuständigkeit für alle“, gibt Weber 
(Q 2013) im Interview zu Protokoll, „das heißt: Ab 2006 war ich dann zuständig für alle 
Zugewanderten – auch für die Spätaussiedler. Das war ich ja vorher nicht. Obwohl ich 
sehen konnte, dass Spätaussiedler Integrations- und Sprachprobleme hatten, war ich 
offiziell für sie nicht zuständig, sondern das Innenministerium.“ Mit dem Engagement 
Malu Dreyers (Renner 2007) war zum ersten Mal in der vierten Sequenz von Seiten des 
Prinzipals ein Interesse an Integrationspolitik für Aussiedler deutlich messbar.  
Neu im Team war der neue Stellvertreter Webers, Dr. Florian Edinger. Der Jurist wurde 
Ende 2006 zum Stellvertreter Webers bestimmt. Sein Zuständigkeitsbereich war dabei 
großzügig bemessen. Unter anderem oblag ihm der Kontakt zum Bund sowie der Be-
reich ‚Gremienarbeit‘. (MASGFF 2007: 35f). Einerseits war die neue Stellvertreterposi-
tion geschaffen worden, um dem größeren Aufgabenbestand gerecht zu werden. Ande-
rerseits liegt freilich auch die Vermutung nahe, dass man in der FDP-geführten Organi-
sationseinheit sozialdemokratische Interessen gewahrt sehen wollte. Beiden Anforde-
rungen konnte man gerecht werden, indem der neue Stellvertreterposten mit einem 
SPD-Mann besetzt wurde. 
 
 
212 Hier verweist Weber auch auf die beiden Staatssekretäre, denen sie in der Hierarchie nachgeordnet 
war: „Als es nun vor eineinhalb Jahren zur erneuten Umressortierung kam“, erklärte Weber anlässlich 
des 20-jährigen Bestehens der Beauftragtenstelle, „haben mir einige Kollegen aus anderen Bundeslän-
dern gesagt, wir seien das letzte Bollwerk in einer Staatskanzlei gewesen, jetzt ergehe es uns nicht an-
ders.“ Aber sie habe, so heißt es dort weiter, von Ministerin Malu Dreyer und auch den Staatssekretären 
Dr. Richard Auernheimer und Christoph Habermann stets Unterstützung bekommen. 
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6.5.3.2 Datenkomprimierung und Erklärung mittels Modell 
Ein einfacher Kausalzusammenhang zwischen Akteursfluktuation und Organisations-
veränderung lässt sich in dieser Fallgruppe nur bedingt feststellen. Lediglich eine Ak-
teurin, nämlich Malu Dreyer, kam als neue Ministerin hinzu. Dass die FDP wegfiel, 
hatte keine erdrutschartigen Auswirkungen.  
Vielmehr brachte Kurt Beck einige Reorganisationsmaßnahmen im organisatorischen 
Arrangement ins Rollen, weil dieser seine Ziele veränderte. Das zeigt die Aufbereitung 
der Daten für die Zusammenhangsanalyse. Im Fallgruppenzeitraum von 2006 bis 2011 
konnten insgesamt 9 Erkenntnisteilbausteine gewonnen werden, in denen 2 Bausteine 
die akteursbezogenen Hypothesen nicht stützen. Es bietet sich an, das gesammelte Ma-
terial entlang im Stile der vorhergehenden Fallgruppe zu strukturieren, sodass Unter-
schiede zwischen den beiden Zeiträumen besser hervortreten.  
(1) In diesem Sinne macht die Aussiedlerpolitik den Anfang. Bisher hatte diese Gruppe 
im Zielkanon der Akteure keine oder kaum Beachtung gefunden. Dies war nun zumin-
dest an einer Stelle in der Delegationskette anders. (1a) Während sich im SPD-Wahl-
programm und beim Ministerpräsidenten nach wie vor kein Interesse zeigte, (1b) bezog 
die neue Sozialministerin Aussiedler bewusst in ihre Agenda ein. Entsprechend erwei-
terte sei die Zuständigkeit der Ausländerbeauftragten nun auch formal um die Belange 
von Spätaussiedlern. (2) Diese Erweiterung fand im Zuge eines bedeutenden Um-
bruchs in der Integrationspolitik statt. (2a) Zunächst wurde Maria Webers Position in 
‚Integrationsbeauftragte‘ – nunmehr mit eben jener expliziten Zuständigkeit für Aus-
siedler – umbenannt. (2b) Außerdem erfolgte eine horizontale Verschiebung des Be-
auftragtenpostens von der Staatskanzlei zum Sozialministerium. Grund dafür war die 
weitgehende Befreiung der Steuerungszentrale des Ministerpräsidenten von Fachauf-
gaben. (2c) Im Sozialministerium empfing die neue Hauschefin Dreyer den wandern-
den Mitarbeiterstab mit Maria Weber an der Spitze wohlwollend. Dank des besonderen 
Interesses der Ministerin am Politikfeld erfuhr die Beauftagtenstelle eine merkliche ver-
tikale Aufwertung. (2d) Mit dem Delegationsmodell nicht konform ist, dass sich Maria 
Weber als Agentin gegenüber der Ministerin als Prinzipal damit durchsetzen konnte, 
dass der Bereich stabsorganisiert blieb. Damit bewahrte man zumindest formal eine 
gewisse Unterscheidbarkeit zu linienorganisiert-aufgabenerledigenden Stellen. (2e) Mit 
Dreyers Hilfe gelang es zudem in verstärktem Maße, außerhalb des konzentrierten In-
tegrationsaufgabenbündels sowohl im Sozialministerium selbst als auch in anderen 
Häusern einzelne kleinere Aufgaben im Querschnitt zu verankern. (3) Besonders im 
Bildungsbereich erhöhte sich die Anzahl von Beobachtungen. Während sich der bil-
dungspolitische Schwerpunkt in der Integrationspolitik bereits im SPD-Programm aber 
auch in Becks Regierungserklärung widerspiegelte, sorgte Ministerin Ahnen in ihrer 
Amtszeit für eine entsprechende Aufbaustruktur. Anhand des Erscheinungsbilds der 
inhaltlichen Arbeit Ahnens in der Öffentlichkeit ließ sich schließlich der breite Streu-
wert der Aufgaben in der Aufbaustruktur ihres Ressorts erklären: Zahlreiche Einzelpro-
jekte prägten das Bild ihrer Arbeit in jenem Bereich.  
419 
 
(4) Die Zuwanderungspolitik war für Rheinland-Pfalz auf Bundesebene zu einem poli-
tischen Markenzeichen geworden. (4a) Nach wie vor beteiligte sich Beck an der Diskus-
sion. Allerdings richtete er sein Augenmerk nun stärker aus bundespolitischer und we-
niger aus landespolitischer Sicht auf die Thematik. Das Innenressort blieb also in der 
Verantwortung. Neuer Ressortchef war dort Karl Peter Bruch. Dieser übernahm das 
Amt schon kurz vor Beginn der Fallgruppe von Walter Zuber. Aufgrund des ähnlichen 
Aufmerksamkeitsportfolios Bruchs veränderte sich das organisatorische Arrangement 
des Politikfelds im Haus kaum. (4b) Während der Vorgängerregierung war auch das 
Justizministerium an der Begleitung des migrationspolitischen Prozesses beteiligt. Aus 
dem Justizressort heraus hatte die FDP die Möglichkeit, den SPD-Innenminister zu 
kontrollieren. Mit der Beendigung der FDP-Regierungsbeteiligung hätte man deshalb 
auch eine Abwertung des betreffenden Aufgabenbündels erwartet. Diese trat jedoch 
nicht ein. 
 
Abbildung 6.5.6: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Rheinland-Pfalz 2006-2011 
 
Eigene Darstellung. 
 
6.5.4 Fallgruppe Rheinland-Pfalz 2011-2013 
Die letzte Fallgruppe zu Rheinland-Pfalz beginnt mit der Bildung einer rot-grünen Re-
gierung 2011 und schließt mit dem Ende des Gesamtuntersuchungszeitraums am letz-
ten Dezembertag 2013. Zum ersten Mal in der Geschichte des Bundeslandes kamen die 
Grünen in Regierungsverantwortung.  
Für die Ansiedlung des Politikfelds ‚Migration und Integration‘ im Ministerialaufbau 
hatte dies weitreichende Konsequenzen. Da sich der große Koalitionspartner SPD auf 
dem Gebiet der Migrationspolitik nach Jahren des hohen Engagements eher zurückhal-
tend zeigte, übernahmen die Grünen mit ihrer Flüchtlingspolitik die politische Bühne. 
Beide Partner hatten inhaltlich ähnliche Vorstellungen, was die Integrationspolitik be-
traf. Die Grünen sorgten jedoch für einige radikale Änderungen in der Aufbauorganisa-
tion. Erstens gründeten sie ein zweites Ressort im sozialen Bereich. In dessen Titel 
tauchte ‚Integration‘ als erste Komponente auf – dann erst folgen ‚Familie‘, ‚Kinder und 
Jugend‘ sowie ‚Frauen‘. Zweitens entlockten sie dem SPD-Innenministerium das Aufga-
benbündel rund um das Ausländer- und Asylrecht und verleibten es ihrem neuen Res-
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sort ein. In diesem Zusammenhang wird zu Recht von einem einschneidenden Para-
digmenwechsel gesprochen, weil man mit dieser Organisationsmaßnahme das Politik-
feld fast vollständig von der Ordnungspolitik loslöste. Drittens erhielt das fusionierte 
Aufgabenbündel Abteilungsstatus und wurde somit in die Linienorganisation integriert. 
Im Zuge dessen gab die Beauftragtenstelle den Großteil ihrer Aufgaben an die Linie ab. 
Ungeachtet dessen blieb das Amt des Integrationsbeauftragten weiter bestehen. Die 
stark geschrumpfte Organisationseinheit wurde mit einem SPD-Vertreter besetzt. Da-
mit sicherten sich die Sozialdemokraten im Feld der grün-dominierten Migrations- und 
Integrationspolitik zumindest eine Stelle im Ministerialaufbau, mit der sie nach außen 
Profil zeigen konnten. In den drei Ministerien des Innern, für Arbeit und Soziales sowie 
für Bildung blieben indes die im Querschnitt angelegten Einzelaufgaben weitgehend so 
verankert, wie sie im vorhergehenden Fallgruppenzeitraum angesiedelt wurden. Zu-
dem richteten die Grünen in ihrem Ministerium des sozialen Bereichs eine Anti-Dis-
kriminierungsstelle ein. Sie kann als Organisationseinheit gesehen werden, die in ver-
schiedene Querschnittspolitikfelder wiederum querschnittspolitisch hineinragt. Bei ei-
nem dieser Felder handelt es sich – neben beispielsweise der Frauen- oder der Famili-
enpolitik – auch um die Integrationspolitik. Aufgaben, die man zuvor in deren horizon-
talen Kontext organisiert hatte, sind somit im Rahmen der Anti-Diskriminierungsstelle 
neu miteinander verknüpft und damit aus ihrem alten Aufgabenzusammenhang her-
ausgelöst worden.  
In dieser Fallgruppe zeigten sich also zahlreiche Neuerungen. Der überwiegende Teil 
davon geht auf die Bündnisgrünen und deren zugehörige Einzelakteure zurück. Insge-
samt konnten 6 Erkenntnisbausteine identifiziert werden. Alle Delegationsbeziehungen 
in diesen Bausteinen sind hypothesenkonform.  
6.4.4.1 Deskription der unabhängigen Variablen und Prozessanalyse 
In diesem Abschnitt werden die potentiell relevanten Akteure für die Fallgruppe be-
nannt, deren Position in der Delegationskette angegeben, sowie deren Ziele erläutert 
oder abgeschätzt.  
Die SPD war infolge der Wahlen von 2011 wieder auf einen Koalitionspartner angewie-
sen. Die Freidemokraten schieden aus dem Parlament. Die Sozialdemokraten entschie-
den sich sodann, eine Koalition mit Bündnis’90/Die Grünen einzugehen. Ministerprä-
sident blieb zunächst Kurt Beck, der aber im Januar 2013 die Amtsgeschäfte an seine 
bisherige Sozialministerin Malu Dreyer übergab. Dreyers Nachfolger im Arbeits- und 
Sozialressort wurde Alexander Schweitzer. Zur Stellvertreterin im Ministerpräsidenten-
amt wurde die frischgebackene Ministerin für Wirtschaft, Klimaschutz, Energie und 
Landesplanung, Eveline Lemke (Grüne), bestimmt.  
Die Hauptzuständigkeit für Integration blieb indes nicht im Arbeits- und Sozialminis-
terium bei Malu Dreyer, sondern wechselte ins neu geschaffene Ministerium für In-
tegration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen zu Ressortchefin Irene Alt. Wie Alt be-
sitzt auch die dortige Staatssekretärin, Margit Gottstein, das Parteibuch der Grünen. 
Maria Weber (FDP) wurde in den einstweiligen Ruhestand versetzt. Als neuer Akteur 
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in der Delegationskette trat Miguel Vincente (SPD) hinzu. Er übernahm das Beauftrag-
tenamt, welches zuvor den Großteil der ursprünglichen Kompetenzen an die neu ge-
schaffene Abteilung abtreten musste. Der bisherige Stellvertreter Webers, Dr. Florian 
Edinger, wechselte zusammen mit den wandernden Kompetenzen in jene neue Integ-
rationsabteilung und übernahm dort die Leitung des Grundsatzreferats. An der Haus-
spitze des Innenressorts ersetzte Roger Lewentz den ausgeschiedenen Karl Peter Bruch. 
Kettenglied I: Aussiedler spielten auch 2011 weder bei der SPD, noch beim neuen Koali-
tionspartner Bündnis‘90/Die Grünen eine Rolle in den Programmen. Eine weitere und 
sehr zentrale Gemeinsamkeit beider Parteien markiert einen Paradigmenwechsel. So-
wohl inhaltlich als auch kontextuell weisen Migrations- und Integrationspolitik einerseits 
und Innenpolitik im engeren Sinne andererseits keinerlei Berührungspunkte auf. Zwar 
werden Themen des Politikfelds genannt, deren Aufgaben im Innenministerium be-
handelt werden, wie beispielsweise kommunale Partizipationsformen, Sport und inter-
kulturelle Öffnung der Verwaltung; migrationspolitische und ausländerrechtliche An-
gelegenheiten findet man jedoch nur fernab der Innenpolitik. Vielmehr steht Gesell-
schaftspolitik im Vordergrund. Abgesehen von dieser prägenden Gemeinsamkeit müs-
sen die Programme jedoch getrennt voneinander noch einmal genauer betrachtet wer-
den.  
Charakteristisch für den sozialdemokratischen Gesamttext ist erstens die erneute Beto-
nung bildungs- und arbeitspolitischer Themen. Drei der sechs kleineren Beobachtun-
gen entfallen auf diesen Politikbereich. ‚Arbeit und Bildung‘ ist aber auch im großen 
Hauptabschnitt vorherrschend. Zweitens fällt der Streuwert sehr gering aus. Außerdem 
sind sechs der sieben Beobachtungen kleineren Umfangs. Bei einem Gesamttextanteil 
von 2,62% findet man also migrations- und integrationspolitischen Text überwiegend 
im konzentrierten Hauptabschnitt vor. Aus Perspektive des SPD-Programms würde 
man erwarten, dass am bisherig verfolgten Kurs in der Integrationspolitik festgehalten 
wird: Man setzte auf konzentrierte Verortung und zugleich auf die Ansiedlung kleinerer 
Einzelaufgaben außerhalb jenes Aufgabenclusters. Der dritte Punkt tritt im Hinblick auf 
den Kurs vergangener Jahre besonders deutlich zutage: Die bisher stark im Vorder-
grund stehende Migrationspolitik spielt kaum mehr eine Rolle. Flüchtlingspolitik wird 
völlig ausgespart.  
Ganz anders verhält es sich in dieser Hinsicht bei den Grünen. Zwar spielt Integrati-
onspolitik auch dort im Programmtext eine wichtige Rolle; Flüchtlingspolitik ist dort 
jedoch ein mindestens ebenso wichtiges Standbein. Den konzentrierten Textabschnitt 
teilen sich die beiden Teilpolitikfelder ungefähr hälftig auf. Auch wenn der Streuwert 
bei den Grünen höher ist als bei den Sozialdemokraten, zeichnet sich auch hier eine 
Aufgabenkonzentration ab. Ein weiteres Thema, das in den migrations- und integrati-
onspolitischen Bereich hineinragt, lässt sich im Kontext der Antidiskriminierungspoli-
tik finden – also klar abgetrennt vom konzentrierten Textteil mit integrationsbezogenen 
Äußerungen. Dabei greift Antidiskriminierung in die Angelegenheiten verschiedener 
Zielgruppen ein (vgl. Q Spiegel 2013) – von der Gender-Thematik bis hin zu Menschen 
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mit Behinderung. Eine wichtige Rolle spielt dabei auch herkunftsbezogene Diskrimi-
nierung. Diese horizontale Themenverknüpfung soll sich – so die Ankündigung im Text 
– auch aufbauorganisatorisch manifestieren. Antidiskriminierung soll also „institutio-
nell abgesichert“ werden: „Zur Bekämpfung von Benachteiligungen wollen wir eine An-
tidiskriminierungsstelle des Landes einrichten.“  
Als Kernpunkte des grünen Zielportfolios ließen sich also die Flüchtlingspolitik (Q We-
ber 2013), die Integrationspolitik mit Plänen zur Schaffung einer Willkommenskultur 
(Q Spiegel 2013) und die Antidiskriminierungspolitik (ebd.) identifizieren. Die SPD 
setzte ihren Kurs in der Integrationspolitik fort und verzichtete im Programm von 2011 
auf Migrationspolitik. 
Kettenglied II: Die Arbeitsabläufe innerhalb der Parteien bei den Koalitionsverhandlun-
gen liefen laut Dieter Klöckner (SPD) und Anne Spiegel (Grüne) sehr ähnlich ab. Beide 
betonten, dass zahlreiche Personen als Experten, die nicht direkt dem Aushandlungs-
gremium angehörten, in konkreten Fachfragen hinzugezogen wurden. Außerhalb des 
Verhandlungskerns seien während der Beratungen Fraktionsmitglieder sowie parteiin-
terne Arbeitsgruppen und Fachpolitiker zur Verfügung gestanden (Q Spiegel 2013). Da-
bei habe es politikfeldspezifische Verhandlungsrunden gegeben (Q Klöckner 2013213).  
Als Politikerinnen mit hohem Interesse am Politikfeld waren im Aushandlungsgre-
mium Malu Dreyer für die SPD und Irene Alt sowie Anne Spiegel für die Grünen ver-
treten. Spiegel (Q 2013) erinnert sich: „Ich hatte damals auch die Verantwortung für den 
Bereich ‚Migrations- und Flüchtlingspolitik‘ […]. Neben mir hat auch die Irene Alt, die 
jetzige Ministerin, teilgenommen und hat sich da auch schon sehr stark für diese The-
mengebiete eingesetzt in den Koalitionsverhandlungen.“ Grundlegende inhaltliche Dif-
ferenzen habe es zwischen SPD und Grünen im Politikfeld nicht gegeben: „Es war na-
türlich keinesfalls so, dass es bei den strittigen Punkten innerhalb von drei Minuten 
abgefrühstückt war.“ Trotzdem sei es richtig gewesen, die Koalition mit der SPD einzu-
gehen, weil sehr große Schnittmengen vorhanden waren. So könne sich Spiegel im Be-
reich der Integration an keinen größeren Dissens erinnern (ebd.).  
Was das aufbauorganisatorische Arrangement betrifft war freilich die große Frage des 
Zuschnitts zu klären. Dadurch, dass die Sozialdemokraten auf fünf Ministerien bestan-
den (Brück 2011a) und man gleichsam versuchte, der Proportionalitätsnorm gerecht zu 
werden, entstanden im sozialen Bereich zwei Ministerien. „Es war wohl so, dass sich 
die Grünen mit 15% ein drittes Ministerium auch wünschen konnten. […] SPD und 
Grüne waren vor der Wahl schon im Gespräch und es war relativ klar, dass die Grünen 
ein umstrukturiertes Wirtschaftsministerium haben wollen und kriegen – und immer 
auch das Umweltministerium. Dann war noch Platz für ein drittes Ministerium. Und 
das hat sich die Ministerin im Wesentlichen […] nach ihren Wunschvorstellungen zu-
sammengebaut“, schildert Edinger (Q 2014). Weber (Q 2013) stellt den Hergang ähnlich 
da und fügt hinzu: „Die Grünen […] wollten bewusst ein Integrationsministerium. Aber 
213 Von einem ähnlichen Ablauf der Verhandlungen berichtet Klein (2013: 206) für die Koalitionsver-
handlungen im Jahr 1996 zwischen SPD und FDP.  
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da es ein Integrationsministerium alleine nicht geben sollte, hat man natürlich von den 
anderen Ministerien noch Bereiche dazu genommen. Man hat vom Sozialministerium 
[…] die Abteilung ‚Familie und Frauen‘ mit rüber genommen, man hat vom Bildungs-
ministerium ‚Kinder und Jugend‘ mit rüber genommen und man hat vom Innenminis-
terium die Ausländerrechtsabteilung mitgenommen. Das bedeutet: Es wurde ein neues 
Ministerium geschaffen.“ Man habe gemeinsam das Für und Wider von Ministeriums-
zuschnitten diskutiert, meint die Verhandlungsbeteiligte Spiegel (Q 2013) und man „hat 
sich dann schon gemeinsam darauf verständigt, dass es eigentlich eine gute Idee ist und 
dass es auch Sinn macht, das mal auszuprobieren.“  
Ohne dass die Sozialdemokraten eine inhaltliche Gegenposition bezogen hatten (Q 
Spiegel 2013), waren es schließlich die Grünen, die sich organisationspolitisch durch-
setzen konnten (Hennemann 2012). Insbesondere mit dem Wechsel des Ausländer-
rechts vom Innen- ins Integrationsministerium vollzog sich ein radikaler Umbruch. Auf 
die Frage hin, ob hier die Grünen die treibende Kraft waren, meint Spiegel (Q 2013) 
„Sagen wir es mal so: Ich weiß nicht, ob das unter einer SPD-Alleinregierung, wenn Sie 
jetzt fortgesetzt würde, passiert wäre. Es ist schon auch auf Wunsch der Grünen inner-
halb der Koalitionsverhandlungen dann auch passiert. Das war schon […] ein Stück weit 
der ‚grüne Anstrich‘ in dem Bereich. […] Das ist aber immer ein bisschen im Bereich 
der Spekulation: ‚Hätte die SPD was gemacht, wenn sie weiterregiert hätte?‘ Aber wir 
haben da schon frischen Wind reingebracht in die Sache.“  
Die bisher einzigartige Zusammensetzung des neuen Ministeriums ist zwar von der 
Vergrößerung des Kabinetts mitverursacht oder zumindest begünstigt worden; Spiegel 
ist jedoch davon überzeugt, dass es sich aber deshalb nicht um eine kurzlebiges Orga-
nisationsmodell handele: „Wissen Sie: Ich wünschte, es wäre nur ein Ministerium auf 
Zeit. […] Mir wäre es Recht, wenn wir irgendwann kein Integrations- und kein Frauen-
ministerium mehr brauchen, weil die Gleichberechtigung erreicht ist. Aber ich glaube, 
dazu bin ich dann doch zu sehr Realistin und Sie sehen ja auch, was sich hier tagtäglich 
abspielt. Wir haben noch so viel an Alltagsrassismus, an Ausgrenzung und an Diskri-
minierung zu bewältigen.“ (Q Spiegel 2013).  
Freilich lassen sich neben Vorteilen auch einige organisationsbedingte Nachteile der 
neuen Organisationsform ins Feld führen. Einer davon liege in der Zusammensetzung 
der länderübergreifenden Minister-Konferenzen verwurzelt: Insbesondere die Innen-
minister-Konferenz würde Themen behandeln, für die eigentlich die Integrationsminis-
terin zuständig sei, gibt der Leiter des Grundsatzreferats Edinger (Q 2014, siehe z.B. 
Saarbrücker Zeitung 2011c) zu bedenken. Und weiter: „Wir haben einen Innenminister, 
der das sehr gut macht. Aber eine Innenministerkonferenz entscheidet immer einstim-
mig. Das heißt: Da müssen Kompromisse gefunden werden. Da kann der Innenminis-
ter nicht ständig die Integrationsministerin anrufen: ‚Wie weit darf ich denn gehen?‘ […] 
Trotzdem muss er verhandeln. Es gibt in diesen Ministerkonferenzen immer vor der 
eigentlichen Konferenz das sogenannte Kamingespräch. Da ist zwar meistens kein Ka-
min; aber da sitzen nur die Politiker und keine Beamten. Da werden dann in der Regel 
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unter den Innenministern – ich glaube, es sind nur Männer – die Kompromisse ausge-
lotet.“ 214 
Abbildung 6.5.7: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung in den Programmtexten von SPD und Grünen 
sowie in der Koalitionsvereinbarung (koa) in Rheinland-Pfalz 2011 
Eigene Darstellung. 
Am Ende stand ein Koalitionsvertrag, der einen Gesamttextanteil migrations- und in-
tegrationspolitischer Inhalte von insgesamt 6,72% aufwies und zwei größere kon-
zentrierte Textteile enthielt. Dabei kam aber der hohe Gesamttextanteil weniger auf-
grund der beiden konzentrierten Abschnitte, sondern vielmehr wegen der insgesamt 23 
Beobachtungen zustande. Menschen mit Migrationshintergrund werden in fast allen 
Bereichen des Programms neben verschiedenen anderen Zielgruppen erwähnt. Diese 
Erwähnungen tauchen dabei oft im Kontext von Benachteiligung und Diskriminierung 
auf. 
Zwar finden sich die Abschnitte des zweiten konzentrierten Textteils zur Flüchtlings- 
und Einbürgerungspolitik im Politikbereich ‚Justiz und Inneres‘; jedoch werden dort 
kaum sicherheitspolitische oder restriktive Themen angesprochen. Für den flüchtlings-
politischen Abschnitt zeichneten dabei die Grünen verantwortlich. Ebenso erfüllte sich 
ihr Wunsch, die Antidiskriminierungspolitik als eigenes Aufgabenbündel im Ministeri-
alaufbau zu verankern. Im Text heißt es: "Wir werden diese Aktivitäten an einer Stelle 
im zuständigen Ministerium bündeln (Antidiskriminierungsstelle)." Die SPD-Seite 
steuerte ihren bildungs- und arbeitsmarkpolitischen Schwerpunkt bei – wenngleich 
auch das Wahlprogramm der Grünen diesbezügliche Ansätze enthielt.  
Kettenglied III: Sehr viel Gestaltungsspielraum blieb Ministerpräsident Beck nach voll-
endeter Aushandlung des Koalitionsvertrags nicht mehr. Fast alle nennenswerten Auf-
gabenbündel im Politikfeld ‚Migration und Integration‘ waren zu den Grünen gewan-
dert. In seiner Antrittserklärung zur neuen Regierungsperiode (Beck 2011) nahm er ei-
nerseits mit der Antidiskriminierung und der Abschiebehaft zwei Themen auf, die den 
Grünen am Herzen lagen. Andererseits besann er sich auf das alte SPD-Zielportfolio, 
welches im Wahlprogramm nicht mehr auftauchte: reguläre Zuwanderung, Einbürge-
rung und Kommunalwahlrecht für Ausländer. Es erscheint jedoch so, als ob er die vor-
214 Nicht unüblich bei solch einschneidenden Änderungen ist, dass sich die Akteure über die Jahre an 
eine bestimmte Organisationsform gewohnt entsprechend eingerichtet hatten. Edinger (Q 2014) sieht 
diesen Punkt unproblematischer: „Es gibt auch Nicht-Regierungsorganisationen, die die alte Trennung 
besser fanden. Das sind aber – glaube ich – eher politische Gründe oder das hängt auch mit bestimmten 
Personen zusammen.“ 
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mals erfolgreichen Schwerpunktthemen der Sozialdemokraten in die neue Legislatur-
periode herüberretten wollte. Freilich gingen diese Themen bei weitem nicht unter im 
neuen Integrationsministerium – im Vordergrund standen jedoch andere Angelegen-
heiten. Nicht überraschend war hingegen, dass Integrationspolitik im Redetext auch im 
Kontext von Bildung und Arbeitsmarkt auftauchen würde. In Gesamtbild muss seine 
Regierungserklärung weniger als vorfestlegender Text und damit Beck als migrations- 
und integrationspolitisch kaum relevanter Akteur in der Delegationskette gesehen wer-
den; vielmehr hat es den Anschein als sei Beck bemüht, eine Verknüpfung zwischen 
der SPD-Alleinregierungszeit und der neuen SPD/Grüne-Koalition herzustellen. Jenen 
Übergang versuchte er als möglichst fließend-kontinuierlich darzustellen. 
Sehr kurz fasste sich Dreyer (2013), als sie ihre Antrittserklärung vor dem Parlament 
abhielt. Hier zeigt sich noch deutlicher, dass die Migrations- und Integrationspolitik 
nicht mehr in SPD-Hand war. Nur zweimal äußerte sie sich zum Politikfeld: einmal zur 
Anerkennung von im Ausland erworbener Abschlüsse und ein weiteres Mal zum Kom-
munalwahlrecht für Nicht-EU-Ausländer. Beide Themen wurden nach wie vor von SPD-
Häusern begleitet. Neben gelegentlichen Äußerungen zum Geschäftsbereich Ihres ehe-
maligen Ressorts (z.B. Kunst 2013) kam Dreyer selbst im Rahmen ihrer Ministerpräsi-
dententätigkeit nur noch vereinzelt mit Integrationspolitik in Berührung. Und wenn, 
dann ging es um bundespolitisch aktuelle Themen wie den Doppelpass (Thelen 2014, 
Rhein-Zeitung 2014), das gesamtgesellschaftliche Zusammenleben im Land (Trieri-
scher Volksfreund 2013 oder Aar-Bote 2013) oder um den Landesrundfunk (Schwäbi-
sche Zeitung 2013), der für Rheinland-Pfalz schon unter Kurt Beck eine herausragende 
Rolle spielte (Klein 2013: u.a. 210, 226f). „Vielleicht“, meint Edinger (Q 2014), „bedauert 
das die Ministerpräsidentin – als frühere Sozialministerin – ein wenig, dass das jetzt 
alles ‚grün‘ ist. […] Die SPD hat nach wie vor das Interesse, mit dem Thema identifiziert 
zu werden. Ob das mal so stark ist, dass sie sagt: ‚Ich will das ganze Thema wieder‘ – 
gegen die Grünen? – Das weiß ich nicht.“  
Die Stellvertreterin im Ministerpräsidentenamt, Eveline Lemke, besetzte in ihren Funk-
tionen als grüne Abgeordnete und Landesvorsitzende ein typisches Portfolio an The-
men. Dazu gehört regelmäßig bei den Grünen bundesland- und zeitunabhängig neben 
dem herausstechenden Bereich ‚Umwelt‘ (Munzinger 2011q215) klassischerweise auch 
das Feld der Migrations- und Integrationspolitik (Q Polat 2015, Q Lauinger 2015). Dabei 
trat sie vor Ort mithin im Bereich ‚Asyl‘ (Bongard 2007, Geimer 2007, Rhein-Zeitung 
2007b), aber auch beispielsweise im religiös-kulturellen Bereich (Stettner 2006) als Kom-
munikatorin öffentlich auf. In die organisationspolitischen Geschicke ihrer Ministerkol-
legin mischte sie sich jedoch nicht ein. Ihr Hauptaugenmerk lag ohnehin auf dem sehr 
breit angelegten Verantwortungsbereich ihres Ressorts.  
 
 
 
215 Dort werden konkret genannt: „Ökologie und Klimaschutz, Verkehr und Wirtschaftspolitik“ 
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Kettenglied IV: Mit dem Ressortzuschnitt der Koalitionsvereinbarung wurden die Kom-
petenzen den Ministern bereits zugewiesen. Nach Abschluss der Koalitionsaushand-
lung hatten weder Beck noch Dreyer nachträglichen Spielraum, organisationspolitisch 
tätig zu werden. Auch Stellvertreterin Lemke schaltete sich nach der Aushandlung nicht 
noch zusätzlich in die aufbauorganisatorischen Geschicke der Ministerien in ihrem Ein-
flussbereich ein. So geht es im Folgenden hauptsächlich um die aufbauorganisatorische 
Ansiedlung der übertragenen Aufgaben innerhalb der Ressorts. Dabei müssen vier Mi-
nisterien unter die Lupe genommen werden: das SPD-geführte alte und das grün be-
setzte neue Sozialministerium, das Bildungsministerium und das Innenressort. Diese 
Betrachtung erfolgt in drei Abschnitten. Erstens wird auf den Geschäftsbereich des SPD-
geführten Sozialministeriums, des Bildungs- und des Innenministeriums und die Ziele 
der jeweiligen Hausleitung eingegangen (a). Zweitens folgt (b) eine kurze Diskussion 
der horizontalen Umsiedlung des Ausländer- und Asylrechts vom Innen- ins neue In-
tegrationsministerium. Dabei werden Zieldiskrepanzen verschiedener Akteure deut-
lich. Und schließlich erfolgt (c) eine tiefergehende Befassung mit dem Zielportfolio der 
neuen Integrationsministerin sowie der aufbauorganisatorischen Verortung von Aufga-
ben in ihrem neuen Ressort.  
 
Kettenglied IVa: Die SPD und Ministerpräsident Beck hatten den Schwerpunkt ihrer 
migrations- und integrationspolitischen Standpunkte auf Bildung und Arbeit gelegt. 
Gleichwohl die Grünen den Großteil der Kompetenzen im Politikfeld erhalten hatten, 
müssten sich deshalb sowohl im Rumpfministerium für Arbeit und Soziales als auch 
im Bildungsressort (beide SPD) entsprechende Aufgabenbündel finden. Tatsächlich 
setzte man im Bildungsministerium die Strategie fort, kleinere integrationspolitische 
Aufgabenbündel über die Aufbaustruktur des Hauses zu streuen. Auch im Arbeitsmi-
nisterium schlug sich der sozialdemokratische Schwerpunkt in Form eines Großrefe-
rats ‚Migration und Arbeitsmarkt‘ nieder. Im Januar 2013 rückte Dreyer zur Minister-
präsidentin auf. Sowohl das Bildungs- als auch das Arbeitsministerium wurden im Zuge 
dessen neu besetzt. Für Dreyer kam Alexander Schweitzer, für Ahnen Vera Reiß. Auf 
eine Zielabschätzung der beiden neuen Ressortleiter wird verzichtet, weil sie erst knapp 
ein Jahr vor Ende des Untersuchungszeitraums als Akteure in der Delegationskette auf-
tauchten und in ihrem ersten Jahr als Minister keine größeren Reorganisationsmaß-
nahmen vornahmen.  
Ein kurzer Blick ist auch auf das Zielportfolio des neuen Innenministers Roger Lewentz 
zu richten. Sein Vorgänger Karl Peter Bruch hatte im Vorfeld der Regierungsneubil-
dung bereits mit dem Gedanken gespielt, nicht weitermachen zu wollen (Zanger 2011). 
Wie Bruch war auch Lewentz bereits als Innenstaatssekretär mit dem Themenkreis des 
Ressorts bekannt. Obwohl er mithin in diesem Amt einige Male zu einzelnen migrati-
ons- und integrationspolitischen Sachfragen öffentlich auftrat (Rhein-Zeitung 2006d, 
Saarbrücker Zeitung 2006, Trierischer Volksfreund 2007) lässt sich keine herausgeho-
bene Affinität zum Themenfeld oder zu dessen Teilbereichen feststellen. Selbiges gilt 
für die Lebenslaufanalyse (Munzinger 2011r).  
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Auf die Frage, ob er sich aufgrund seines Zielportfolios leicht getan habe, den Aufga-
benkomplex abzugeben, merkt Edinger (Q 2014) an: „Ich glaube, der Innenminister 
wollte das nicht unbedingt hergeben – wer gibt schon gern Aufgaben her? […] Ich weiß 
nicht, ob er damit jetzt froh ist. Aber er bedauert es vermutlich nicht. Das hat auch damit 
zu tun, dass der Innenminister noch mehr Aufgaben bekommen hat: Infrastruktur, den 
Flughafen Hahn und so weiter – lauter herausfordernde Dinge. Da fehlt ihm jetzt die 
Ausländerpolitik grade mal nicht. Wenn das Innenministerium in einer anderen Koali-
tion mal wieder kleiner würde und diese Wirtschaftsstrukturaufgaben wieder hergäbe, 
dann könnte der Innenminister auch sagen: ‚Ich hätte gern wieder ein bisschen mehr‘ 
– weiß ich nicht. Aber im Moment sind – glaube ich – alle damit zufrieden auf der poli-
tischen Ebene so wie das ist.“ Zumal Lewentz zahlreiche und große Aufgabenbündel 
aus anderen Häusern hinzubekommen habe (vgl. auch Brück 2011a), vermutet Edinger 
(Q 2014) mit Blick auf die Zeit nachdem die Umressortierung vollzogen war: „Also, ich 
habe den Eindruck, dass der Innenminister gar nicht scharf drauf ist, das wiederzuha-
ben. Es ist kein Politikfeld, mit dem Sie Wahlen gewinnen können. Und wenn die Grü-
nen wieder Koalitionspartner werden, dann spricht Vieles dafür, dass es zusammen-
bleibt. Sie stehen dann [Anm. des Autors: als Innenminister in Doppelfunktion] in der 
Zeitung, wenn es Kirchenasyl gibt und die Polizei das dann räumt. Das ist nicht immer 
angenehm. Das braucht der Innenminister nicht unbedingt.“  
Mit dem Bereich ‚Einbürgerung, Zuwanderung und Flüchtlinge‘ habe der Innenminis-
ter (vgl. Lewentz 2013) laut Edinger (Q 2014) mithin trotzdem zu tun, weil Vieles auf 
bundespolitischer Ebene nicht in der Integrationsminister- sondern in der Innenminis-
terkonferenz geregelt werde. Und obgleich er die Asyl- und Einwanderungspolitik an 
das Integrationsministerium abgab, verblieben demnach noch einige kleinere Aufga-
benbündel des Politikfelds ‚Migration und Integration‘ im Ressort. Dazu gehörten bei-
spielsweise die Bekämpfung von Fremdenfeindlichkeit (Schmidt-Wyk 2013, Trierischer 
Volksfreund 2014, Lui 2012) oder sicherheitspolitische Aufgaben (Moeris 2013). Diese 
Aufgaben sind jedoch auch in anderen Bundesländern üblicherweise nicht hauptsäch-
lich im Rahmen von konzentrierter Migrations- und Integrationspolitik organisiert, son-
dern in den entsprechenden Querschnittsbereichen. So wurde dem Innenressort zwar 
das konzentrierte große Aufgabenbündel genommen; kein Innenminister kommt je-
doch umhin, sich trotzdem punktuell mit vielen Aspekten der Thematik auseinander-
zusetzen. 
 
Kettenglied IVb: Nichtsdestotrotz war die aufbauorganisatorische Herauslösung des aus-
länder- und asylrechtlichen Aufgabenblocks aus dem Innenministerium ein bisher ein-
maliger und radikaler Schritt. Noch nie wurde die traditionelle Aufgabenteilung zwi-
schen Innen- und Sozialminister in Kettenglied IV so deutlich infrage gestellt. Entspre-
chend scheiden sich daran die Geister zwischen den politischen Lagern.  
Mit der horizontalen Umsiedlung wurde ein paradigmatischer Sichtwechsel von einer 
ordnungspolitischen zu einer gesellschaftspolitischen Perspektive auf das Aufgaben-
bündel vollzogen. Für Bayern könne sich Beckstein (Q 2013) so eine Maßnahme nicht 
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vorstellen: „Ein reines Integrationsministerium ist ja nur gesellschaftspolitisch und hat 
nichts mit Ordnungsrecht zu tun. Dass Ordnungspolitik nicht alles ist, ist völlig eindeu-
tig. Aber ohne eine gescheite Ordnungspolitik gibt es auch überhaupt keine gescheite 
Integration.“ Als Innenminister hätte er die Zuständigkeit nicht in ein anderes Ressort 
wandern lassen: „Da wäre ich sofort zurückgetreten.“ (ebd.). Weniger radikal, aber doch 
mit ähnlicher Begründung antwortet auch Knapp (Q 2016) zu dieser Frage: Das eher 
polizeirechtlich angelegte Ausländerrecht, welches auch Zwangsmaßnahmen vorsehe, 
ließe sich in der Ministerialverwaltung schwerlich außerhalb des Innenministeriums 
ansiedeln. Den umgekehrten Weg, dass man das Innenministerium mit Integrations-
aufgaben betraut und diesbezüglich entsprechende Zielvorgaben und entsprechendes 
Wohlwollen festlegt, hielte Knapp für gangbarer.   
Auch Anne Spiegel sieht die Hauptkonfliktlinie zwischen den beiden Prinzipien: „Ich 
glaube, es macht schon einen ganz grundsätzlichen Unterschied, ob man unter polizei- 
und ordnungspolitischen Aspekten als Innenminister Flüchtlingspolitik macht, oder ob 
man sagt: ‚Das ist ein gesellschaftspolitisches Ministerium. Das ist nah bei den Leuten‘ 
[…]. Integration, Familie, Kinder und Frauen: Es geht direkt um die Menschen. Wir ma-
chen da ganz bewusst Flüchtlingspolitik aus dieser Perspektive.“ (Q Spiegel 2013). Mit 
dieser horizontalen Reorganisationsmaßnahme habe man auch „einen ganz anderen 
Zungenschlag reingebracht“: „Das war auch ganz bewusst von uns Grünen so gewollt, 
um zu sagen: ‚Die Flüchtlingspolitik gehört für uns in die Gesellschaftspolitik und nicht 
in die Ordnungspolitik‘.“ (ebd.). 
 
Kettenglied IVc: Das neue Integrationsministerium als grün-geführtes Zweitministe-
rium des sozialen Bereichs erhielt aus Dreyers Arbeits- und Sozialministerium und aus 
dem Innenministerium die größten beiden konzentrierten Aufgabenbündel der Migra-
tions- und Integrationspolitik. Maßgeblich waren die Abläufe im Koalitionsaushand-
lungsprozess. Grüne Interessen im Politikfeld waren in jenem Gremium mit der 
Flüchtlingspolitikerin Anne Spiegel stark vertreten. Als weitere Teilnehmerin der Koa-
litionsaushandlung hatte dabei aber auch die spätere Ministerin erheblichen Einfluss.  
Irene Alt, die ehemalige Beigeordnete des Kreises Mainz-Bingen und frühere Leiterin 
einer Kindertagesstätte (Hennemann 2012), war auf dem ehrenamtlichen Weg über 
zahlreiche Bürgerinitiativen (Brück 2011b) in die Politik gekommen. Das neue Integra-
tionsministerium spiegelte das Zielportfolio, welches sich aufgrund ihres Engagements 
in der Kinder- und Jugendpolitik aber auch in der Flüchtlings- und Integrationspolitik 
entwickelt hatte, abbildungstreu wider (vgl. Bonner General-Anzeiger 2013). Sie habe 
sich das Ressort „im Wesentlichen […] nach ihren Wunschvorstellungen zusammenge-
baut“, bestätigt Edinger (Q 2014). In einem Pressebeitrag zur neuen Ministerin äußert 
sich Brück (2011b) fast euphorisch über den Zuschnitt: „Für die 53-Jährige ist dieser 
Ressortzuschnitt das, was ich mir gewünscht habe. Ein anderes Ministerium wie Bil-
dung oder Wissenschaft hätte sie niemals übernommen.“  
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Auffällig ist freilich der ausländer- und asylrechtliche Aufgabenblock. Alt versäumt es 
nicht, immer wieder auf diese Besonderheit hinweisen: Man sei nicht nur für gesell-
schaftspolitische Fragen zuständig, sondern gleichzeitig für das Setzen der rechtlichen 
Rahmenbedingungen zu diesen Themenfeldern: "In anderen Ländern liegen die recht-
lichen Kompetenzen in den Innenministerien", gibt sie im Interview (Hennemann 
2012) zu bedenken. Erstmalig in Deutschland, betonte Alt (2011b) in einem Gastbeitrag, 
sei ein Ministerium des sozialen Bereichs für Ausländer- und Asylrecht zuständig. An-
hand dieser Äußerungen lässt sich erkennen, dass hier reibungsfreie Richtungsgleich-
heit zwischen dem Koalitionsaushandlungsgremium und Ministerin Alt bestand.  
Laut Edinger (Q 2014) habe sie unbedingt die Zuständigkeit für die Flüchtlinge haben 
wollen, wozu sie das Ausländerrecht und die Flüchtlingsaufnahme gebraucht habe. Dies 
habe zwangsläufig zu einer Veränderung im Stab-Linienkonstrukt und der vertikalen 
Verortung der Integrationspolitik geführt, so Edinger (ebd.): „Hier war die Abteilungs-
bildung eine Notwendigkeit, da die Kollegen aus dem Innenministerium kamen. Das 
ist jetzt eine logische Fortentwicklung.“ Schon aufgrund der Aufgabenfülle war eine Li-
nieneinbindung nahezu unumgänglich – ebenso eine vertikale Aufwertung. Zudem 
habe man damit auch der Bevölkerung klar machen wollen, „welchen Stellenwert die 
Wertschätzung und Gestaltung der Vielfalt im Land hat.“ (Alt 2011b).  
Die aufbauorganisatorische Aufwertung sollte hier auch ein Signal an die Bevölkerung 
senden, dass eine neue Willkommenskultur etabliert werden sollte. Der Referatsleiter 
im Niedersächsischen Sozialministerium, Herbert Jelit (Q 2015) merkt vor dem Hinter-
grund dieser öffentlichkeitswirksamen Organisationspolitik an: „Die spannende Frage 
ist, ob dann solche Herangehensweisen […] in den weiten Wählerkreisen und Bevölke-
rungskreisen bekannt sind, dann auch verglichen werden und dann auch diese verglei-
chende Betrachtung zu Fragen führt. Wenn das der Fall wäre, dass also innerhalb der 
Regierungsparteien die Überlegenheitsfrage gestellt wird, ob das eine oder das andere 
Modell zielführend ist und wo die Stärken und Schwächen des einen oder anderen Mo-
dells sind und wenn dann messbare Stärken und Schwächen zu verzeichnen sind, ist 
die Frage: Wo sind die Chancen und die Risiken einer Veränderung?“. Klöckner (Q 
2013) erkennt hierin bereits einen gelungenen Paradigmenwechsel und will gar nicht 
mehr von einer Umressortierung sprechen. Man müsse das neue Ressort als Integrati-
onsministerium wahrnehmen: „Warum umressortiert? […] Wir haben ein eigenes Mi-
nisterium jetzt, in dem der Name ‚Integration‘ mit drin ist mit der entsprechenden per-
sonellen Ausstattung.“ 
Trotzdem fand sich das Politikfeld mit einer Reihe weiterer Zuständigkeiten und 
Schwerpunkten (Schäfer 2011) im neuen Haus. Dazu gehört insbesondere die Familien- 
und Kinderpolitik (Q Edinger 2014, Alt 2011a), aber auch die Frauenpolitik. Edinger (Q 
2014) meint: „Es gibt viele Synergien in der Kinderpolitik, Jugendpolitik, frühkindliche 
Förderung, Frauenpolitik. Wir haben beispielsweise in den Integrationsbeiräten 40% 
Frauen – in den Kommunalparlamenten glaube ich 16,5%. Diesen Erfolg haben wir er-
rungen mit einer sehr engen Zusammenarbeit mit unserer Frauenabteilung. Also: Da 
lässt sich eine ganze Menge an Synergien heben – das passt.“  
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Mit Blick auf die vertikale Aufwertung des Politikfelds einerseits und der horizontalen 
Zuordnung zu anderen gewichtigen Politikfelder andererseits, stellt sich die Frage nach 
der Benennung des Ressorts. Um den Stellenwert des Politikfelds im Haus auch der 
Öffentlichkeit zu präsentieren, „steht das Wort Integration in dessen Namen auch an 
erster Stelle. Menschen mit Migrationshintergrund haben ein Recht auf eine gleichbe-
rechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben in unserem Land“, schreibt Alt (2011a) 
in einem Gastbeitrag beim Pfälzischen Merkur. Dies sei eine „bewusste Entscheidung“ 
gewesen, wird sie zitiert (Alt in Hennemann 2012), denn „Entscheidungen haben Kon-
sequenzen, neue Strukturen werden hinterfragt.“ Zwar wird aus der Zielanalyse zu I-
rene Alt deutlich, dass Familien- und Kinderpolitik in ihrem Aufmerksamkeitsportfolio 
nicht minder gewichtig einzuschätzen ist – allerdings wollte man den Paradigmenwech-
sel in der Integrationspolitik besonders hervorheben. „Und natürlich ist die Entschei-
dung, in Rheinland-Pfalz ein Integrationsministerium zu haben, das das Wort ‚Integra-
tion‘ im Namen trägt, […] eine Symbol-Entscheidung“, betont Spiegel (Q 2013). „Das ist 
zunächst erst mal keine materielle Politik, dass ich das ausgestalte. Die materielle Politik 
ist der Anspruch, der damit verbunden ist. Insofern finde ich Symbolpolitik auch als 
Mix wichtig, weil Symbolpolitik zu Recht auch Ansprüche und Erwartungen schafft. Wir 
wollten diese Erwartungen bewusst wecken, weil wir es mit materieller Politik unterfüt-
tern wollen.“ Auch Weber (Q 2013) hält diese Benennung für wichtig, um der Integra-
tion nach außen Sichtbarkeit zu verleihen.  
Im Rahmen der Anti-Diskriminierungspolitik findet sich ein Aspekt des Politikfelds, 
der klar abgrenzbar außerhalb der konzentrierten, vertikal aufgewerteten und linienor-
ganisierten Migrations- und Integrationspolitik verortet wurde. Aufgrund des starken 
Fokus von Rot-Grün (Q Spiegel 2013) konnte sich hier ein separates Aufgabenbündel 
etablieren. Dieses zeigt freilich zu allen Abteilungen im Haus Anknüpfungspunkte. Ge-
schlechtsspezifische Diskriminierung wurde beispielsweise aus der Frauenpolitik aus-
gekoppelt, Diskriminierung aufgrund sexueller Orientierung aus der Familienpolitik 
und spezifische Fragen mit Blick auf Menschen mit Behinderungen aus dem alten SPD-
Sozialministerium216. Deshalb passe das neue Referat, welches in der Familienabteilung 
untergebracht wurde, gut in das Gesamtportfolio des Ressorts, urteilt Edinger (Q 2014). 
Kettenglied V: Der Großteil aller Aufgaben aus der ‚Quasi-Abteilung‘ der Beauftragten 
Weber waren 2011 mit Regierungswechsel in die Linie überführt worden. Im letzten 
Kettenglied bleibt die Frage zu klären, was im Zuge des Umbruchs mit dem Beauftrag-
tenmodell geschah.  
Zunächst bedeutete der Regierungswechsel das Aus für die Tätigkeit der FDP-Politike-
rin Weber. Trotz des Wegfalls ihrer Partei aus der Koalition im Jahr 2006 durfte sie ihr 
Amt bis 2011 weiterhin ausüben. „Und erst nachdem da eben die Grünen mit in der 
Regierung waren kam es zum Ende meiner Tätigkeit.“ (Q Weber 2013). Ihre Ablösung 
habe nicht an mangelnder Fachkompetenz gelegen, so heißt es einhellig (Q Klöckner 
216 In diesem SPD-geführten Sozialministerium war jedoch ein Beauftragter von den Grünen für Be-
lange von Menschen mit Behinderungen installiert worden (Q Edinger 2014).  
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2013, Q Spiegel 2013). Ausschlaggebend war, dass sich die Möglichkeit zu einem Gene-
rationenwechsel bot (Q Klöckner 2013) aber insbesondere auch, dass mit Regierungs-
neubildungen regelmäßig Personal aus dem Umfeld der Regierungsparteien nachrückt 
(vgl. Derlien 2001). „Sie hat eine gute Arbeit gemacht. Natürlich haben wir den ein- oder 
anderen Posten auch ausgetauscht als rot-grüne Landesregierung. Ich würde sagen: Das 
hat jetzt nichts großartig mit Frau Weber zu tun, sondern lag einfach in der Natur der 
Sache, dass durch die Regierungsbeteiligung auch ein Stühlerücken vonstattenging.“ (Q 
Spiegel 2013). In der Nachbetrachtung sei ihre Ablöse dann doch parteipolitisch nach-
vollziehbar gewesen, so Weber (Q 2013): Sie hätte schon noch gerne weiter gearbeitet 
„und auch von der Kraft her noch weiterarbeiten […] können. Aber als politische Beam-
tin muss man auch damit rechnen, dass – wenn die eigene Partei nicht mehr in Verant-
wortung ist – es zu einem Ende kommen kann. […] Unter der SPD-Alleinregierung 
konnte ich noch weiterarbeiten. Aber dann mit dem neuen Koalitionspartner war das 
nicht mehr möglich, weil dieser neue Koalitionspartner dann auch selbst besetzen 
wollte.“  
Die personelle Besetzung der Beauftragtenstelle erfolgte dann jedoch nicht mit einem 
Grünen-Politiker, sondern mit einem SPD-Mann: Zum neuen Beauftragten mit einge-
schränkterem Tätigkeitsportfolio wurde Miguel Vincente bestimmt. Dieser war in der 
rheinland-pfälzischen Integrationspolitik kein unbeschriebenes Blatt (vgl. Winkler 
2006c oder Widmann 2008). Der neue Integrationsbeauftragte sei vorher schon in einer 
Nicht-Regierungsorganisation tätig gewesen, selbst Migrant und sehr gut vernetzt im 
Land (Q Edinger 2014). Über lange Jahre war er bereits Geschäftsführer der Arbeitsge-
meinschaft der Ausländerbeiräte (AGARP). Weber und Edinger hatten mit ihm schon 
in den Jahren zuvor eng zusammengearbeitet (Q Weber 2013). Der Hauptaufgabenpool 
aus Webers Organisationseinheit wurde indes auf die Linie übertragen. Auch dort gab 
es personelle Veränderungen. Die vormalige Landesbeauftragte für Integration in Bran-
denburg, Prof. Dr. Karin Weiss, wechselte nach Rheinland-Pfalz an die Spitze der Ab-
teilung (Potsdamer Neueste Nachrichten 2011).   
Neue Fakten waren also geschaffen worden: Das Modell des Integrationsbeauftragten 
wurde beibehalten, wenngleich auch dessen Verantwortungsbereich zugunsten der li-
nienorganisierten Abteilung stark eingeschränkt wurde. Doch warum fand jene Stelle 
überhaupt noch Platz im neuen Arrangement des Politikfelds? Hauptsächlich stehen 
sich hierbei zwei Argumentationsblöcke gegenüber.  
Die Vertreter des ersten Argumentationsblocks kann man nicht als offensive Kritiker 
des besagten Arrangements bezeichnen, wohl aber als Bedenkenträger. Diese Bedenken 
sind überwiegend funktionaler Natur. Edinger (Q 2014) wirft ein: „Von der Sache her 
bräuchte man diese Doppelung nicht. Es gibt eine – sozusagen – pragmatische Abspra-
che, wer was macht. […] Der [Beauftragte] macht im Wesentlichen, was die Politik mit 
kommunalen Beauftragten angeht. Er kümmert sich auch um die Kampagne zur Wahl 
der Integrationsbeiräte. Das macht aber die Abteilung auch.“217 Auch Weber (Q 2013) 
 
217 Vollständig autonom betreue er nur wenige eigene Projekte, wie beispielsweise den ‘Runden Tisch 
Islam’, so Edinger (Q 2014).  
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hält nichts von dieser „Doppelkonstruktion“ und der dadurch entstandenen Parallel-
struktur: „Und Parallelstrukturen brauchen wir überhaupt keine. Es kostet den Steuer-
zahler Geld. Und es ist auch schwierig: Einige Personen, die ich danach noch traf, haben 
gesagt: ‚Wir wissen gar nicht, an wen wir uns denn jetzt eigentlich wenden sollen. Sollen 
wir uns jetzt – wie immer – an den Beauftragten wenden oder ist jetzt die Ministerin 
direkt zuständig oder die Abteilungsleiterin oder die Staatssekretärin? Oder wer ist jetzt 
da zuständig?‘ Die waren ein bisschen irritiert durch die Doppelstruktur. Man hat ihnen 
jetzt gesagt: ‚Naja: Initiativ werden könne er ja immer‘. Dann geht es aber in die Abtei-
lung und umgesetzt wird es von der Abteilung. Meine frühere Stabsstelle ist hauptsäch-
lich aufgegangen in der Abteilung.“  
Besonders angesichts des stark beschnittenen Aufgabenportfolios zweifelt sie an der 
Sinnhaftigkeit des Fortbestehens dieser Stelle: Vincente „hat keinen entsprechenden 
Etat: nur geringfügiges Geld für eine Sekretärin und ein paar Kleinigkeiten. Er hat nicht 
diesen Etat wie ich ihn hatte und hat keine Entscheidungskompetenzen. Über ihm ist 
die Abteilungsleiterin, dann kommt die Staatssekretärin, dann erst die Ministerin – also: 
Er darf nichts allein entscheiden.“ (Q Weber 2013). Und weiter: „Ein Beauftragter ist ein 
Mensch, der einen Auftrag bekommt. Und dieser Auftrag kann zeitlich enden, wenn 
sich Aufgaben erübrigt haben oder wenn es umgesetzt wurde. Wenn ich eine ganze 
Abteilung oder ein Teilministerium für diese Aufgabe habe – eine Ministerin, eine 
Staatssekretärin, eine Abteilungsleiterin –, dann sind das die entscheidenden Leute. Da 
brauche ich keinen Beauftragten mehr.“ Ähnlich sieht es Edinger (Q 2014): „… und weil 
es schon eine Abteilung gibt: „In dem Moment, wo es einen Integrationsminister gibt, 
gibt es auch eine Integrationsabteilung. Da ist der oberste Integrationsbeauftragte der 
Minister oder die Ministerin. Dann brauchen wir dieses Externe – von halbwegs extern 
anschieben – […] im Grunde nicht mehr. Das ist dann eigentlich überholt.“ Entspre-
chend fällt Webers Gesamturteil aus: „Überhaupt keine Frage: Die Position des Beauf-
tragten ist überflüssig.“ (ebd.). Dabei lässt sie im Interview wiederholt keinen Zweifel 
an der Kompetenz Vicentes, der ein „sehr kompetenter Mann“ (ebd.) sei, aufkommen: 
„Ja. - Der Mann soll eingesetzt werden. Der ist gut. Die Person [Wort betont] soll ruhig 
in die Integrationsarbeit eingebunden werden, weil er sehr viel Erfahrung hat und weil 
das eine kompetente Person ist. Aber […] die Stelle ist überflüssig geworden, weil die 
Entscheider ja schon da sind.“ (Q Weber 2013).   
Zu den Befürwortern zählen Anne Spiegel (Grüne) und Dieter Klöckner (SPD). Klöck-
ner (Q 2013) setzt bei seiner Argumentation darauf, bewährte Strukturen nicht aufzu-
geben: „Ich kann Ihnen sagen: Es hat sich in der Praxis bewährt – damals schon mit der 
Frau Weber. Da haben sich ja Strukturen und Vernetzungen geschaffen, die sich be-
währt haben. Die Leute wussten: Da ist ein gewisser Ansprechpartner. […] Es kann nicht 
jeder ein Gespräch direkt mit der Ministerin führen. Das geht einfach vom Ablauf her 
gar nicht. Deshalb hat sich ein Integrationsbeauftragter – würde ich sagen – in Rhein-
land-Pfalz bewährt. Und was sich bewährt hat, soll man ja nicht unbedingt abschaffen.“ 
Für Spiegel (Q 2013) ist die Beibehaltung der Stelle auch ein symbolpolitisches Signal: 
„Für uns war das von vornerein klar. Das war auch kein großer Punkt innerhalb der 
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Koalitionsverhandlungen, dass wir in jedem Fall am Integrationsbeauftragten festhalten 
wollen. […] Ja, da sind wir auch wieder ein Stück weit bei Symbolpolitik – aber auch 
wieder mit etwas Materiellem unterfüttert –: Es gibt jemanden, den man gezielt anspre-
chen kann, der nur für dieses Thema da ist und der natürlich auch in der Öffentlichkeit 
wahrgenommen wird, der sich gezielt nur um das Thema Integration kümmert.“ Dies 
waren im Wesentlichen die funktionalen Gründe für das Fortbestehen der Beauftrag-
tenstelle.  
Aber auch politische Gründe erscheinen in diesem Zusammenhang plausibel. Dabei 
steht zu vermuten, dass die Entscheidung zugunsten eines Beauftragten nicht erst in 
den späteren Sequenzen der Delegationskette zustande kam und dass man sich diesbe-
züglich vielmehr bereits in den Koalitionsverhandlungen verständigt hatte. So merkt 
Weber (Q 2013) an, dass es sich um ein politisches Zugeständnis an den größeren Koa-
litionspartner gehandelt habe. Mit Vincente als Beauftragten habe die SPD so im großen 
Politikfeld ‚Migration und Integration‘ zumindest noch einen Vertreter im Bereich der 
Regierung installieren können. „Die bisherige SPD-Alleinregierung meinte – und ich 
denke zu Recht – sie habe eine gute Integrationspolitik gemacht. Und jetzt ist das ein 
grünes Feld. Die SPD hat gesagt: ‚Ich will einen Fuß in der Tür behalten. Ich will das 
Feld nicht völlig abgeben.‘ Es gibt im Sozialministerium einen grünen Behindertenbe-
auftragten. Nun hat die SPD gesagt: ‚Dann wollen wir einen roten Integrationsbeauf-
tragten haben.‘“ (Q Edinger 2014). Besonders im Hinblick darauf, dass es bei den Sozi-
aldemokraten mit Dreyer eine exekutiv tätige und mit Klöckner eine langjährig legislativ 
engagierte Person im Feld gab, wollte man sich hier nicht völlig zurückziehen.  
Laut Edinger (Q 2014) habe sich diese politische Arbeitsteilung am Ende als ganz nütz-
lich für den dialektischen Diskurs herausgestellt. So sei eine unabhängige Verortung 
abseits der regulären Linienorganisation „manchmal doch ganz sinnvoll für politisches 
Taktieren“: „Zum Beispiel bei Optionspflicht: Da hat [Vincente] – obwohl Sozialdemo-
krat – mal ganz deutlich gesagt, dass man die ganz abschaffen sollte, während die Bun-
des-SPD in diesen Koalitionsabsprachen drin feststeckte. Aber da hat er dann – man 
weiß ja, dass er SPD-Mitglied ist – noch mal ganz deutlich formuliert, dass er sich da 
was Anderes erwartet […]. Das hat glaube ich durchaus geholfen, dass man da einen 
Kompromiss gefunden hat, der viel weiter geht als die ursprünglichen Überlegungen. 
Das Haus nutzt das auch manchmal politisch sehr geschickt mit dem Beauftragten.“  
Zusammengefasst lassen sich also für beide Seiten der Argumentation funktionale 
Gründe finden. Letztlich ausschlaggebend waren aber sehr wahrscheinlich politische 
Gründe: Die Sozialdemokraten hatten sich über die beiden letzten Jahrzehnte Schritt 
für Schritt ein integrationspolitisches Profil aufgebaut und wollten sich im Exekutivbe-
reich nicht vollständig aus der Thematik zurückziehen.  
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6.5.4.2 Datenkomprimierung und Erklärung mittels Modell 
In der Gesamtbetrachtung gilt: Mit Veränderungen an zahlreichen Stellen in der Dele-
gationskette ging ein umfassender Wandel in der Aufbaustruktur der Ministerialverwal-
tung einher. Somit bestätigt sich die Gewohnheitshypothese für die Fallgruppe von 2011 
bis 2013.  
Ein genaueres Bild ergibt sich aus der Zusammenhangsanalyse. Hier lassen sich insge-
samt 6 Erkenntnisbausteine gewinnen, die allesamt den Erwartungen entsprechen. (1) 
Auch in dieser Fallgruppe bietet es sich an, bei der Aussiedlerpolitik zu beginnen. Dort 
bewegte sich kaum etwas: Auch für die Grünen als neue Koalitionspartnerin in Rhein-
land-Pfalz spielte Aussiedlerpolitik keine Rolle. Malu Dreyer, die als einzige Person in 
der Vorperiode Interesse an der verstärkten Einbindung dieser Migrantengruppe ge-
zeigt hatte, gab ihre Integrationszuständigkeit weitgehend ab. Entsprechend blieb eine 
horizontale Ausdifferenzierung diesbezüglich erwartungsgemäß aus: keine besonderen 
Vorkommnisse. (2) Hingegen kam es an zahlreichen anderen Stellen zu weitreichen-
den Reorganisationsmaßnahmen. Entscheidenden Anteil daran hatten die Grünen, die 
sich sowohl im Bereich der Flüchtlingspolitik besonders engagierten als auch im Teil-
bereich ‚Integrationspolitik‘ präsent waren. Im Wahlprogramm der SPD war hingegen 
vom jahrzehntelangen Interesse an der Ausgestaltung von Einwanderungspolitik kaum 
mehr etwas zu spüren. Man fokussierte sich im Programm auf die Integrationspolitik. 
(2a) Dies bot wiederum den Grünen die Gelegenheit, den migrationspolitischen Be-
reich als größtes politikfeldrelevantes Aufgabenbündel aus dem SPD-geführten Innen-
ministerium herauszulösen. (2b) Dieser horizontale Wechsel migrationspolitischer 
Aufgaben vom Innen- ins neue Integrationsministerium trug maßgeblich zur Konzent-
ration der Migrations- und Integrationspolitik bei. Dadurch vollzog sich eine bis dahin 
einmalige paradigmatische Veränderung in der Aufbauorganisation. Die bisher als ord-
nungspolitisch wahrgenommenen ausländer- und asylrechtlichen Aufgaben wurden ei-
nem neuen Ministerium im gesellschaftspolitischen Bereich zugeordnet. (2c) Zwangs-
läufig führte die Zusammenführung von Aufgaben des Innen- und des Sozialministe-
riums zu einer vertikalen Aufwertung des Politikfelds im Aufbau. Die neue Ministerin, 
Irene Alt, bedachte den Aufgabenbereich mit dem Status einer Abteilung. (2d) Um die 
Geschehnisse stärker in der Öffentlichkeit zu präsentieren, entschied man sich, die ‚In-
tegration‘ nicht nur als Namensbestandteil in den Titel des Ministeriums aufzunehmen, 
sondern auch dafür, diesen an die erste Stelle zu setzen. Insbesondere die Grünen be-
absichtigten mit diesem Signal, den Grundstein für eine neue Willkommenskultur zu 
legen.  
(3) Mit dem neuen Integrationsministerium schuf man ein zweites Ressort im sozialen 
Bereich. Das ursprünglich schon existierende Arbeits- und Sozialministerium mit Malu 
Dreyer an der Spitze verlor im Zuge dieser Spaltung ihren größten Aufgabenblock im 
Bereich ‚Migration und Integration‘. In der Arbeitsabteilung blieb allerdings beispiels-
weise ein mittelgroßes Aufgabenbündel in Referatsstärke verhaftet. Hier kümmerte 
man sich um ‚Migration und Arbeit‘. (4) Im SPD-geführten Arbeits- und Sozialminis-
terium setzte man auch ansonsten weitgehend die bisherigen Einzelaufgaben fort, die 
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man dort schon in der Vorperiode im Querschnitt angelegt hatte. Dasselbe galt auch für 
das Bildungsministerium. (5) Angesichts der hohen Konzentration von Aufgaben im 
neuen Integrationsministerium stellt sich freilich die Frage, was aus dem stabsorgani-
sierten Beauftragtenmodell wurde. (5a) Weil sich die Gesamtfülle an Aufgaben stark 
vergrößerte, wurden die bisher bei der Stabsstelle angesiedelten Aufgaben weitgehend 
in die Linienorganisation überführt. Noch im vorhergehenden Fallgruppenzeitraum 
hatte sich die Amtsinhaberin Weber erfolgreich gegen eine Umwandlung ihres Bereichs 
in eine aufgabenerledigende Linienorganisationseinheit gewehrt. (5b) Ganz wurde der 
Beauftragtenposten ohnehin nicht abgeschafft. Aus vorwiegend politischen Gründen 
blieb nämlich eine aufgabenärmere Version der Stelle bestehen. Nachdem Maria Weber 
von der FDP in den einstweiligen Ruhestand versetzt wurde, berief man den SPD-Mann 
Miguel Vincente auf den Posten des Integrationsbeauftragten. In einem Politikfeld, das 
deutlich von den Grünen dominiert wurde, konnten sich die Sozialdemokraten dadurch 
den Zugang zur Integrationspolitik durch Besetzung des Beauftragtenpostens instituti-
onell absichern. (6) Abschließend darf eine weitere Reorganisationsmaßnahme nicht 
unerwähnt bleiben, mit der die Grünen eine neuartige Horizontalverknüpfung im Be-
hördenaufbau durchsetzten: Aus verschiedenen gesellschaftspolitischen Bereichen ent-
nahmen sie einzelne Aufgaben und zogen sie unter dem Dach der Anti-Diskriminie-
rung zusammen. Unter diesen Einzelaufgaben war auch der Bereich ‚Diskriminierung 
aufgrund ethnischer Herkunft‘ zu finden.  
 
Abbildung 6.5.8: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Rheinland-Pfalz 2011-2013 
 
Eigene Darstellung. 
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6.6 Sachsen 
Die geringste Varianz über die Zeit war im Freistaat Sachsen zu beobachten. Der Un-
tersuchungszeitraum erstreckt sich von 1990 bis zum letzten Dezembertag 2013. Dass 
der Beginn des Betrachtungszeitraums schon im direkten Nachgang der Wende begin-
nen kann, liegt in der Beschaffenheit der unabhängigen Variable begründet: Die Kons-
tellation der maßgeblichen Akteure blieb in den Anfangsjahren nahezu unverändert.  
Aufgrund nur marginaler Personalwechsel erscheint eine Einteilung in vier Fallgrup-
pen sinnvoll. Seit der Wiedereinsetzung des sächsischen Landesministerialapparats 
wurde Sachsen 14 Jahre lang bis zum Mai 2004 alleinig von den Christdemokraten re-
giert. Davon bestritt Kurt Biedenkopf als Ministerpräsident die ersten 12 Jahre. Alle Fälle 
dieser Zeit werden in Fallgruppe I zusammengefasst. Die kürzeste Fallgruppe ist die 
zweite von 2002 bis 2004. Hier regierte die CDU zwar noch alleine; dem neuen Kabinett 
stand jedoch Ex-Finanzminister Prof. Dr. Georg Milbradt vor. Die dritte umfasst die 
Große Koalition von CDU und SPD von 2004 bis 2009. Die letzte Fallgruppe beginnt im 
September 2009 und endet im Jahr vor der Landtagswahl 2014. Die Anzahl der Erkennt-
nisbausteine aus den Fallgruppen fällt etwas geringer aus. Besonders in der ersten Fall-
gruppe hätte die Datenlage besser sein können. Für Sachsen bestätigen sich die theore-
tischen Erwartungen bis 2009 überwiegend. In der letzten Fallgruppe wird jedoch be-
sonders deutlich, wie wichtig der relative Bundesland-Vergleich bei der Abschätzung 
von Zielen ist. Während es im Bereich der Regierung nämlich zu einer inhaltlichen 
Neuausrichtung in der Zuwanderungspolitik kommt, ändert sich die Ansiedlung zu-
wanderungspolitischer Aufgaben im Ministerialaufbau nur unwesentlich. Dieses Er-
gebnis kann nicht völlig losgelöst von sozio-strukturellen Unterschieden zwischen Ost 
und West diskutiert werden. Eine große Rolle bei der Zielsetzung der Akteure spielen 
zweifelsohne der Anteil relevanter Bevölkerungsgruppen und deren Zusammenset-
zung.  
Auch für die Gewohnheitshypothese gelten in Sachsen besondere Umstände: Zwar fan-
den im Untersuchungszeitraum häufige Akteurswechsel statt. Migrations- und Integra-
tionspolitik spielte jedoch bis 2009 abgesehen von der Bekämpfung fremdenfeindlicher 
Bestrebungen kaum eine Rolle. So veränderten sich die Ziele der Akteure kaum. Im 
Gegenteil: Über Akteursgenerationen hinweg blieben die Aufmerksamkeitswerte bei 0. 
6.6.1 Fallgruppe Sachsen 1990-2002 
Die erste Fallgruppe der Datenauswertung umschließt alle Fälle in Sachsen im Zeit-
raum von 1990 bis 2004. Eingeschlossen sind hier zweieinhalb Wahlperioden: 1990-
1994, 1994-1999 und 1999-2002.  
Zeitlich endet die Fallgruppe mit der Ablösung des Ministerpräsidenten Biedenkopf 
durch Ex-Finanzminister Milbradt. Bis dahin ergaben sich sowohl bei der Regierungs-
partei als auch im Amt des Ministerpräsidenten keinerlei Veränderungen. Die alleinre-
gierende CDU machte in ihren Wahlprogrammen deutlich, dass Migrations- und Ein-
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gliederungspolitik vornehmlich im Bereich des ordnungspolitisch orientierten Innen-
ministeriums zu verorten sei. Staatsoberhaupt Biedenkopf ließ seinen Ministern vor al-
lem bei Themen freie Hand, die nicht im Fokus seines besonderen Interesses lagen. Zu 
den fokussierten Themen, die vor allem ökonomischer und finanzpolitischer Natur wa-
ren, gehörte der Bereich ‚Migration und Eingliederung‘ nicht. So war es alleinige Sache 
der jeweiligen Innenminister, wie Aufgaben dieses Politikfelds im Innenressort verortet 
wurden. Man orientierte sich beim Grundaufbau des Hauses an den Vorschlägen aus 
dem Westen.  
Im Fallgruppenzeitraum waren insgesamt drei verschiedene Personen mit der Hauslei-
tung des Innenressorts betraut. Während die ersten beiden den vorgeschlagenen 
Grundaufbau jeweils unverändert ließen, führte der dritte im Zuge von verwaltungsmo-
dernisierenden Maßnahmen zahlreiche Veränderungen im Haus durch. Diese Verän-
derungen fußten jedoch nicht auf einer Zielverschiebung im Bereich ‚Migration und 
Eingliederung‘, sondern betrafen die Struktur des gesamten Hauses und damit indirekt 
eben auch die der Migrations- und Integrationspolitik.  
Von insgesamt 9 näher betrachteten Delegationsbeziehungen, entlang derer Daten für 
den Gesamtzusammenhangstest gesammelt wurden, bestätigten sich alle theoretisch 
formulierten Erwartungen. Für das Kettenglied IV lagen keine Daten erster oder zweiter 
Ordnung vor. Deshalb wurden Delegationsbeziehungen, die sich mitunter auf Akteure 
in Kettenglied IV bezogen, dieses Mal nicht mit in die Gesamtanalyse einbezogen. 
6.6.1.1 Deskription der unabhängigen Variablen und Prozessanalyse 
Dieser Abschnitt hat zur Aufgabe, die potentiell relevanten Akteure für die Fallgruppe 
zu nennen, deren Position in der Delegationskette anzugeben, sowie deren Ziele zu er-
läutern oder abzuschätzen.  
Die CDU regierte in der betrachteten Zeitspanne mit absoluter Mehrheit. Entsprechend 
waren alle relevanten Akteure im politischen Bereich der Regierung entweder CDU-
Politiker oder standen den Christdemokraten zumindest nahe. Ein Aushandlungsgre-
mium als zweites Kettenglied entfiel mangels Koalitionspartner. Von Anbeginn der Re-
aktivierung des Freistaats Sachsen besetzte Prof. Dr. Kurt Biedenkopf das Ministerprä-
sidentenamt. 2002 übergab er die Amtsgeschäfte seinem Nachfolger Prof. apl. Dr. Georg 
Milbradt. Dieser war bis zur Übernahme des CDU-Parteivorsitzes im Jahr 2001 über 11 
Jahre lang Finanzminister in Sachsen. Mit Rudolf Krause, Heinz Eggert und Klaus Har-
draht waren im Fallgruppenzeitraum insgesamt drei Innenminister im Amt. Sozialmi-
nister war über den gesamten Zeitraum Dr. Hans Geisler. Dem Kabinett gehörte im 
Fallgruppenzeitraum zudem eine Persönlichkeit an, die später als migrations- und in-
tegrationspolitische Akteurin in Erscheinung treten sollte: Gleichstellungsministerin 
Friederike de Haas wurde 2004 parlamentarische Ausländerbeauftragte. Dieses Amt 
hatte bis dahin Heiner Sandig inne.  
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Kettenglieder I/II: Die Wahlprogramme der CDU weisen in mehrerlei Hinsicht eine Ent-
wicklungstendenz über die Jahre 1990, 1994218 und 1999 auf. Einerseits steigt deren Ge-
samtlänge. Von anfänglich knapp über 5000 Wörtern verdoppelt sich die Gesamtwort-
zahl mit jeder Periode zunächst auf knapp 9000 Wörtern und schließlich auf 22000 im 
Jahr 1999. Gleichzeitig sinkt der relative Textanteil zur Migrations- und Integrationspo-
litik. Wurden für 1990 noch 3,56% gemessen, lag der Wert 1994 bei 1,99% und 1999 bei 
1,3%. Hauptgegenstände waren dabei jeweils innenpolitisch-rechtliche Themen. Im 
Vordergrund stand die Anfang der 90er Jahre noch sehr brennend diskutierte Asylpoli-
tik. Die angesprochenen Themen drehten sich insbesondere um straffällig gewordene 
Ausländer, ausreisepflichtige Asylsuchende, Aussiedler und Kontingentregelungen für 
Asylsuchende. Dazu passend blieb die aufgabengebündelte Migrations- und Eingliede-
rungspolitik der Sächsischen Regierung im Fallgruppenzeitraum ausschließlich im In-
nenministerium verortet. Lediglich in der Staatskanzlei bearbeitet man in den späten 
90ern ‚alleinreisende weibliche Flüchtlinge‘ als Sonderthema. Erst im Jahr 1999 trat die 
Eingliederungsthematik hinzu.  
Abbildung 6.6.1: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung im Programmtext der alleinregierenden CDU 
in Sachsen 1990 
Eigene Darstellung. 
Abbildung 6.6.2: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung im Programmtext der alleinregierenden CDU 
in Sachsen 1994 
Eigene Darstellung. 
218 Szymanski (Q 2014) weist darauf hin, dass es ein klassisches Wahlprogramm in diesem Sinne für 
die Landtagwahl 1994 nicht gab: „Vielmehr wurde ein Jahr zuvor das Grandsatzprogramm ‚Wie soll 
Sachsen im Jahr 2000 aussehen?‘ verabschiedet, welches gleichzeitig auch die programmatische Grund-
lage für die Landtagwahl 1994 bildete. Zusätzlich verabschiedete der CDU-Landesparteitag am 15. Au-
gust 1994 eine so genannte ‚Dresdner Erklärung‘ mit Blick auf die Wahl vier Wochen später.“ (vgl. 
hierzu auch Schubert 2011: 154) 
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Abbildung 6.6.3: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung im Programmtext der alleinregierenden CDU 
in Sachsen 1999 
 
Eigene Darstellung. 
 
Bereits im ersten Kettenglied zeichnet sich also ab, dass man Aufgaben des Politikfelds 
eindeutig im Innenministerium verortet sah.  
 
Kettenglied III: Zwar erreichte Migrations- und Eingliederungspolitik im ersten Land-
tagswahlprogramm einen Gesamtstellenwert von über 3%; in der eigentlichen Wahl-
kampagne Biedenkopfs spielte das Feld jedoch eine sehr untergeordnete Rolle. Weder 
in seiner zweiten Antrittsregierungserklärung (Biedenkopf 1994) noch in seiner dritten 
(Biedenkopf 1999) greift er migrations- und integrationspolitische Themen auf. Ledig-
lich in der Erklärung von 2000 (Biedenkopf 2000) fand die Diskussion um den Begriff 
der ‚Leitkultur‘ kurz Erwähnung. Hinweise auf eine einschlägige Befassung Bie-
denkopfs mit Migration und Integration finden sich nicht (Munzinger 2012e). Für den 
Wirtschafts- und Finanzwissenschaftler Prof. Dr. Kurt Biedenkopf standen ökonomi-
sche Themen im Vordergrund – sowohl 1990 (vgl. Schubert 2011: 107-111) als auch 1994 
(ebd.: 161-164) und 1999 (ebd.: 215). Der Landesexperte Schubert (2011) betont in seiner 
Aufarbeitung der sächsischen Wahlkämpfe die starke Stellung Biedenkopfs gegenüber 
der eigenen Partei. Er sei das „strategische Herzstück“ (ebd.: 210) der Kampagnen ge-
wesen und habe die Schwerpunkte bei der Zielformulierung gesetzt.  
Wie gezeigt, zählten migrations- und integrationspolitische Ziele jedoch nicht zu diesen 
Schwerpunkten. Dies hatte folgenreiche Konsequenzen für die Bearbeitung von Aufga-
ben des Politikfelds. Denn: Damit nahm sich der stärkste Akteur als Gliedelement der 
Delegationskette selbst heraus. Damit galten lediglich die vagen Kompetenzzuweisun-
gen aus den CDU-Wahlprogrammen, die allesamt eine horizontale Verortung beim In-
nenministerium vorsahen. Auch in seiner Funktion als Prinzipal ließ Biedenkopf die 
Minister als Agenten außerhalb seiner eigenen Schwerpunktsetzungen in der gesamten 
Zeitspanne frei walten. Schubert (2011) weist darauf wiederholt hin. Zum ersten Kabi-
nett schreibt er: „Biedenkopf dominierte aufgrund seiner politischen Fertigkeiten und 
seines Fachwissens. Er stand für ein hohes Maß an Richtlinienkompetenz ebenso für 
ausgeprägte Ressortautonomie.“ (ebd.: 148). Zum letzten, von Biedenkopf geleiteten Ka-
binett bemerkt er: „Mehr denn je pflegte er einen präsidentiellen Gestus, erhob sich 
über die Niederungen des politischen Tagesgeschäfts. Er setzte auf politische ‚Ebenen-
teilung‘ und ließ seinen Ministern breiten Spielraum, ihre Amtsgeschäfte zu erledigen.“ 
(ebd.: 206).  
 
440 
Kettenglied IV: In den Betrachtungsfokus der Untersuchung rücken hier also die Minis-
ter. Im CDU-Programm wurden migrations- und integrationspolitische Aufgaben vage 
dem Innenministerium zugedacht. Das Hauptaugenmerk muss also zunächst auf den 
Hausleitern jenes Ressorts liegen.  
Ein nur sehr kurzes Gastspiel gab der erste Innenminister Sachsens, Rudolf Krause. 
Nach Bekanntwerden seiner MfS-Tätigkeit ersetzte ihn Biedenkopf durch den Zittauer 
Landrat Heinz Eggert (vgl. Schubert 2011: 149). Zwar reagierte Eggert auf die zuneh-
mende Zahl an Übergriffen gegen Ausländer mit einer Sonderkommission gegen 
Rechtsextremismus im nachgeordneten Bereich (Munzinger 2000a); einen Bedarf an 
besonderer Umgestaltung migrations- und integrationspolitischer Aufgaben im Aufbau 
sah Eggert jedoch nicht. Folglich beließ er die Struktur in seinem Haus unverändert. 
Eggert blieb bis 1995 im Amt. Wegen dem Vorwurf sexueller Belästigungen trat er von 
seinen Minister- und Parteiämtern zurück.  
Zum Nachfolger im Amt des Innenressortchefs berief Biedenkopf den ehemaligen 
Staatssekretär im sächsischen Justizministerium und amtierenden Hamburger Justiz-
senator Klaus Hardraht (vgl. Schubert 2011: 202f). Aus dessen Lebenslauf (Munzinger 
2002a) erschließt sich keine besondere Aufmerksamkeit zu Themen der Migrations- 
und Integrationspolitik. In seiner Regierungserklärung zur Sicherheitslage in Sachsen 
(Hardraht 2001a) ist zwar in mehreren ausgedehnten Passagen von islamistischem Ext-
remismus und Ausländerterrorismus die Rede; Anlass war aber nicht das Interesse des 
Individualakteurs Hardraht am Thema, sondern der Anschlag des 11. Septembers 2001 
in den USA. Die im Monat darauf folgende Fachregierungserklärung des Innenminis-
ters zum Rechtsextremismus (Hardraht 2001b) muss ähnlich gesehen werden: Beide 
Themen sind sehr eng mit dem Politikbereich ‚Migration und Integration‘ verwoben. 
Hauptgegenstand ist jedoch hier wie dort ein anderer. Die situationsbedingten Äuße-
rungen begrenzten sich in beiden Parlamentsbeiträgen fast ausschließlich auf das je-
weilig singuläre Thema und zeugen nicht von erhöhter Aufmerksamkeit für einen klei-
neren oder größeren Teilbereich innerhalb des Felds. 
Jedoch wird an mehreren Stellen deutlich, dass Hardraht als Verwaltungsreformer für 
ausgeprägtes Potential zur Veränderung seiner Organisation sorgte. Er baute zwar sein 
Ministerium um; auch kam es zur Verschiebung migrations- und integrationspoliti-
scher Referate in eine neue Abteilung; der Grundwesenszug der dort erledigten Aufga-
ben blieb jedoch trotz Verschiebungen von Spätaussiedler-bezogenen Aufgaben zwi-
schen den beiden Referaten ähnlich. Das organisatorische Arrangement der Aufgaben 
innerhalb des Innenministeriums erfolgte also weniger aufgrund von aufgabenbezoge-
nen Zieländerungen bei der Hausleitung, sondern mehr infolge von Zielvorstellungen 
hinsichtlich eines verwaltungsmoderneren Aufbaus des Ressorts. Auch deshalb änderte 
sich am Aufgabenumfang und an der Aufteilung des Aufgabenbündels auf zwei Refe-
rate nichts Wesentliches. 
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Auch bei Dr. Hans Geisler, dem Sozialminister, finden sich keine Anzeichen von her-
ausstechender Aufmerksamkeit gegenüber Migration und Integration (vgl. Munzinger 
2002b). Seitens der Regierungspartei waren seinem Haus zudem keine größeren Auf-
gabenbündel im Bereich des Politikfelds zugedacht worden. So blieb das Innenministe-
rium der einzige Ort mit nennenswerter Konzentration von Aufgaben im Bereich der 
Migrations- und Integrationspolitik. 
 
Kettenglied V: Über gegenläufige Ziele zwischen dem Innenminister und den verant-
wortlichen Ministerialbeamten in der Hierarchie hinsichtlich jener Aufgaben ist nichts 
bekannt. Außer Konkurrenz bestand seit 1992 das Amt des Ausländerbeauftragten. Al-
lerdings wurde dieses beim Parlament und damit außerhalb des Bereichs der Landesre-
gierung angesiedelt. Amtsinhaber war bis 2004 Heiner Sandig. Das Amt des Ausländer-
beauftragten wird erst später eine Rolle spielen, wenn ehemalige Exekutivpolitiker 
Amtsinhaber werden und den Posten näher an die Kommunikationsstrukturen des Re-
gierungsbereichs rücken.  
 
6.6.1.2 Datenkomprimierung und Erklärung mittels Modell 
Vor der Betrachtung von akteurszielbezogenen Hypothesen steht wie immer zuvor eine 
Betrachtung der Gewohnheitshypothese im Lichte der vorhandenen Daten an. Diese 
lässt sich für Sachsen vollumfänglich bestätigen. Sowohl in Kettenglied I und II als auch 
im Sozialministerium blieben die Akteure identisch. Im Innenministerium kam es zu 
zwei Personalwechseln an der Spitze des Hauses. Mit dem zweiten Wechsel kam Har-
draht ins Ressort. Es erfolgte ein Umbau des Ministeriums mit der Konsequenz, dass 
auch migrations- und integrationspolitische Aufgaben innerhalb des Hauses verscho-
ben wurden – auch wenn sie jene Aufgaben nicht Primärziel der organisationspoliti-
schen Maßnahmen waren.  
Auch die aufbereiteten Daten für die akteurszielbezogene Gesamtzusammenhangsana-
lyse zeigen ein hypothesenkonformes Bild. (1) Das Wahlprogramm der Regierungsfrak-
tion deutete klar auf eine Verortung migrations- und eingliederungspolitischer Aufga-
ben im Innenministerium hin. Eines Koalitionsaushandlungsgremiums bedurfte es 
nicht, da die CDU allein regieren konnte. Ministerpräsident Kurt Biedenkopf führte das 
Kabinett mit weitgehenden Spielräumen für seine Minister, soweit seine besonderen 
Interessen nicht tangiert wurden. Folglich nahm er keine Vorfestlegung vor, die den 
jeweiligen Innenminister in Ausübung migrations- und eingliederungspolitischer Fra-
gen eingeschränkt hätten. Für alle drei Hausleiter des Innenressorts war in diesem Po-
litikfeld keine besondere Aufmerksamkeit feststellbar.  
(2) Entsprechend blieb es während der Amtszeit Krauses und Eggerts bei einer unver-
ändert regelmäßig-linienorganisierten Aufgabenerledigung ohne nennenswerte organi-
satorische Umstrukturierungen. (3) Mit dem Verwaltungsmodernisierer Hardraht 
stand dann jedoch ein Minister an der Spitze des Innenbereichs, der das Haus umbaute. 
Infolgedessen war auch das Aufgabenbündel ‚Migration und Eingliederung‘ mit seinen 
zwei Referaten betroffen. Auf besonderer Aufmerksamkeit gegenüber dem Politikfeld 
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beruhte diese Neuverortung jedoch nicht. (4) Dem Sozialminister Geisler wurden von 
Beginn der Delegationskette an keine sichtbaren Aufgabenbündel des Politikfelds zuge-
sprochen. Entsprechend sind keine Hauptaufgaben in der Struktur jenes Haues aufge-
treten.  
(5) Über Ziele der Spitzenbeamten, die diesen Bereich zu dieser Zeit bearbeiteten, ist 
wenig bekannt. Zumindest gibt es keine öffentlich wahrnehmbaren Zielkonflikte. Auf 
eine Aussage zur letzten Delegationsbeziehung wird jedoch aufgrund der dünnen Da-
tenlage in diesem Fall verzichtet. Für die verbleibenden vier näher betrachteten Erkennt-
nisbausteine ergibt sich folgende Tabelle:  
Abbildung 6.6.4: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Sachsen 1990-2002 
Eigene Darstellung. 
6.6.2 Fallgruppe Sachsen 2002-2004 
Für den kurzen Abschnitt zwischen Biedenkopfs Abdankung 2002 und der Großen Ko-
alition zwischen CDU und SPD ab 2004, scheint es sich zu lohnen, einen gesonderten 
Blick auf das erste Kabinett Milbradt zu werfen: Obgleich diese Fallgruppe die kleinste 
und zeitlich kürzeste ist, betraten dennoch einige neue Akteure die Bühne.  
Mit Prof. apl. Dr. Georg Milbradt drängte ein ausgewiesener Finanzökonom auf den 
Posten des Ministerpräsidenten. Der bisherige Amtsinhaber Biedenkopf holte ihn 
schon vor Jahren als Finanzminister ins Kabinett. Milbradt habe um die Jahrtausend-
wende versucht, seine Macht innerhalb der Partei auszubauen; Biedenkopf entließ ihn 
daraufhin aus seinem Amt (Munzinger 2012e). Trotzdem wurde er 2001 zum CDU-
Landesvorsitzenden gewählt und löste Biedenkopf noch während der Regierungsperi-
ode ab.  
Auch bei Milbradt gehörten finanz- und wirtschaftspolitische Problemstellungen weit 
mehr als migrations- und integrationspolitische zum Schwerpunktportfolio. In seinem 
Lebenslauf (vgl. Munzinger 2008d) finden sich keine Anzeichen dafür, dass das Politik-
feld wichtig für ihn war. In seiner Antrittserklärung taucht jedoch zum ersten Mal in 
der jungen Geschichte des wiedergegründeten Sachsen eine nicht-anlassbezogene219 
Erwähnung von Zuwanderungspolitik im Zusammenhang mit gewünschter Weltoffen-
219 Auch Milbradt (2001) äußerte sich als Fraktionsvorsitzender der CDU im Jahr 2001 zu Hardrahts Re-
gierungserklärung zur Inneren Sicherheit. Die Ausführungen zum Ausländerterrorismus waren aber 
auch hier der globalen Situation und der empfundenen Bedrohung durch islamistischen Terror ge-
schuldet.  
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heit auf. Zudem beschäftigte man sich in der Staatskanzlei zunehmend mit zuwande-
rungsrelevanten Fragen vor dem Hintergrund des demographischen Wandels. Diese 
Idee habe nicht vornehmlich von der Partei, sondern vielmehr von den Regierungshan-
delnden hergerührt, wobei Milbradt einen seiner Schwerpunkte auf die Demographie 
legte (vgl. Q Strunden 2014). Relativ zu den Zielen und Schwerpunkten von Minister-
präsidenten westdeutscher Bundesländer erscheint eine kurze Erwähnung des Themas 
in der Regierungserklärung freilich unwesentlich. Das neu aufkeimende Pflänzchen 
sich entwickelnder Aufmerksamkeit sollte zudem nicht überinterpretiert werden, zumal 
Milbradt seine Antrittserklärung (2004) nach seiner Wiederwahl zwei Jahre später ohne 
Textteile zu migrations- und integrationspolitischen Gegenständen abhielt.  
Entsprechend zeichnet sich zunächst noch ein ähnliches Bild wie zu Biedenkopfs Zeiten 
ab: Den Verantwortungsbereich zur Migrations- und Eingliederungspolitik sah man in 
der Partei als erstem Glied in der Delegationskette beim Innenminister, während dem 
Ministerpräsidenten keine herausstechenden Aufmerksamkeitswerte zu unterstellen 
waren.  
Die Kabinettszusammensetzung hatte sich nach dem Wechsel an der Staatsspitze stark 
verändert. Auch die migrationsaffinen Ressorts ‚Inneres‘ und ‚Soziales‘ wurden neu be-
setzt. Horst Rasch übernahm die Hausleitung von Hardraht. Auch Rasch trat nicht vor-
nehmlich mit migrations- und integrationspolitischen Themen in Erscheinung. Ledig-
lich im Entgegentreten fremdenfeindlicher Tendenzen könne ihm verstärktes Engage-
ment nachgewiesen werden (Munzinger 2005d). In der Aufbauorganisation schlägt sich 
dieser Punkt jedoch nicht nieder. Dem langjährigen Sozialminister Geisler folgte zu-
nächst die vormalige Gleichstellungsministerin Christine Weber nach. Wenig später 
wurde sie von Helma Orosz abgelöst. Hier kam es also innerhalb kürzester Zeit zu meh-
reren Personalumstellungen an der Spitze des Ressorts. Weber, die ihren politischen 
Schwerpunkt ‚Frauen und Gleichstellung‘ mit ins Sozialressort nahm (vgl. Munzinger 
2003c), blieb nur ein Jahr im Amt. Über verstärktes Engagement im Bereich ‚Migration 
und Integration‘ ist nichts bekannt.  
Nach ihrem Rücktritt infolge kritischer Stimmen und eines Nervenzusammenbruchs 
(Saft 2003) wurde Helma Orosz zur Sozialministerin ernannt. Auch bei ihr standen an-
dere Politikfelder im Vordergrund (vgl. Munzinger 2008e). Wenn auch nicht im Sozial-
ressort, dann dafür aber im Arbeitsministerium trat neue Personalie auf, die später eine 
wichtige Rolle im Politikfeld einnehmen wird. Mit Martin Gillo berief Milbradt einen 
späteren Protagonisten der Ausländerpolitik ins Kabinett. Der neue Wirtschafts- und 
Arbeitsminister wurde im Jahr 2009 zum Ausländerbeauftragten des Sächsischen Par-
laments berufen. Zum Zeitpunkt seiner Ernennung als Minister zeigten sich jedoch 
noch keine Anzeichen einer besonderen Affinität des Deutsch-Amerikaners zum 
Thema.  
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Der Blick auf die kurze Phase zwischen 2002 und 2004 zeigt also, dass sich trotz zahl-
reicher Akteursveränderungen keine sichtbaren Neuerungen bei den Zielen und 
schließlich auch nicht bei den organisatorischen Arrangements ergeben haben. Für die 
akteurszielbezogene Gesamtzusammenhangsanalyse lassen sich drei Erkenntnisbau-
steine gewinnen.  
(1) Zwar gibt es schwache Anzeichen dafür, dass Milbradt den Bereich ‚Migration und 
Integration‘ im breiten Spektrum der politischen Themen zumindest ansatzweise im 
Blick hatte. Eine wesentliche Zielverschiebung im Vergleich zu seinem Vorgänger ist 
jedoch nicht festzustellen. Entsprechend bleibt auch die Zielabschätzung der Regie-
rungspartei – deren Vorsitzender Milbradt zudem schon im Vorfeld seiner Berufung 
zum Ministerpräsidenten war – gültig.  
(2) Der neu berufene Innenminister Rasch zeigte – wie sein Vorgänger – Engagement 
im Kampf gegen Fremdenfeindlichkeit. Übergriffe und Skepsis gegenüber Ausländern 
waren und sind relativ gesehen ohnehin in ostdeutschen Bundesländern mehr im Fo-
kus politischer Akteure als in westdeutschen (Berger 2009: 191, Q Lauinger 2015, Q 
Gillo 2013, Q Strunden 2014). In der letzten Fallgruppe wird im Rahmen eines kurzen 
Diskurses noch einmal darauf eingegangen. Aufbauorganisatorisch hatte dies wie er-
wartet keinen Einfluss auf das größere Aufgabenbündel ‚Migration‘ im Innenressort.  
(3) Was die beiden neuen Sozialministerinnen im Fallgruppenzeitraum anbelangt, so 
ist jeweils weder persönlich noch von Amts wegen eine nähere Affinität zu ‚Migration 
und Eingliederung‘ festzustellen gewesen. Tabellarisch aufbereitet stellen sich die Er-
kenntnisbausteine wie folgt dar:  
Abbildung 6.6.5: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Sachsen 2002-2004 
Eigene Darstellung. 
Für diese Fallgruppe mag unter Umständen der Eindruck einer spärlichen Datenlage 
entstanden sein, weil sich die Auswertung der Ziele von zahlreichen Einzelakteuren 
meist allein auf Material aus dem Munzinger-Archiv stützt. Dieser Eindruck täuscht. 
Die Daten aus dem Archiv bestätigen nur das, was sich auch in der Medienanalyse zeigt: 
die Abwesenheit von Themen des Politikfelds im öffentlich wahrnehmbaren Bereich. 
Für die betrachteten Akteure im Regierungsbereich stand Migrations- und Integrations-
politik nicht im Vordergrund. Lediglich im Zusammenhang mit der Sensibilisierung 
der aufnehmenden Bevölkerungsmehrheit und fremdenfeindlichen Tendenzen waren 
messbare Aufmerksamkeitswerte vorhanden.  
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6.6.3 Fallgruppe Sachsen 2004-2009 
Die dritte Fallgruppe der Datenauswertung umfasst die Zeit der Großen Koalition aus 
CDU und SPD. Im Gegensatz zur spärlichen Datenlage bei den ersten beiden Fallgrup-
pen im Hinblick auf Zeitzeugenbefragungen, ist das Material für diese Fallgruppe um-
fangreicher.  
Zum ersten Mal musste die bisher immer allein regierende CDU mit einem Koalitions-
partner zusammenarbeiten. Zunächst brachte die Ablösung der CDU-Alleinregierung 
durch die Große Koalition aus CDU und SPD keinerlei neue Einflüsse. Die Sozialde-
mokraten hielten sich im Bereich ‚Migration und Integration‘ äußerst bedeckt. Mit Mil-
bradt führte ein Ministerpräsident das Land, der mit dem Politikfeld vor allem über den 
demographischen Wandel erste Verknüpfungspunkte erzeugte. In diesem Zusammen-
hang spielten arbeitsmarkt-, wirtschafts- und bildungspolitische Themen eine große 
Rolle. Zwar war weder in der öffentlichen Diskussion noch in der Aufbaustruktur deut-
lich ersichtlich, dass sich eine Zielkorrektur sowohl hinsichtlich der Aufmerksamkeit 
als auch der Richtung anbahnte; mit Milbradt folgte jedoch ein Politiker auf Biedenkopf, 
der das Thema – bewusst oder unbewusst – für die sächsische Politik erschloss. Auch 
bei Milbradts Nachfolger Tillich war bis 2009 trotz stärkerer Hinweise auf eine spürbare 
Aufmerksamkeit gegenüber dem Politikfeld noch kein Durchbruch gegeben.  
Die Innenminister im Fallgruppenzeitraum waren organisationspolitisch mehr mit der 
kommunalen Strukturreform beschäftigt als mit ausländerrechtlichen Themen. Ob-
wohl die beiden Sozialministerinnen im öffentlichen Diskurs nicht mit dieser Thematik 
auffielen und auch aus deren Kurzlebensläufen kein besonderes Interesse am Politik-
feld herauszulesen war, tauchte im Fallgruppenzeitraum ein kleineres Aufgabenbündel 
mit der Zuständigkeit für die Eingliederung von Zuwanderern im Ressort auf.  
Bei der Betrachtung der Delegationsbeziehungen zwischen den Akteuren auf Basis der 
Erkenntnisse zu deren Zielen stellt man fest, dass Ansiedlungsentscheidungen weit 
nach unten in die Hierarchie gereicht wurden. Dies lässt sich auf den Mangel an beson-
derem Interesse am Politikfeld unter den maßgeblichen Akteuren zurückführen. Mit 
dem neuen Referatsleiter für Ausländer- und Asylangelegenheiten, Martin Strunden, 
fand sich erstmals ein Akteur, der neuen organisationspolitischen Vorstellungen kon-
krete Umbaumaßnahmen innerhalb seines Verantwortungsbereichs folgen ließ.  
 
6.6.3.1 Deskription der unabhängigen Variablen und Prozessanalyse 
Dieser Abschnitt hat die Aufgabe, die potentiell relevanten Akteure für die Fallgruppe 
zu nennen, deren Position in der Delegationskette anzugeben sowie deren Ziele zu wie-
derzugeben oder abzuschätzen.  
In Sachsen regierte die CDU seit Wiedergründung des Landes über 14 Jahre mit abso-
luter Mehrheit. Die Wahl von 2004 brachte den Christdemokraten eine deutliche Nie-
derlage ein. Sie war gezwungen, mit einem weiteren Wahlverlierer – den Sozialdemo-
kraten – eine Koalition zu bilden. Milbradt blieb vorerst Ministerpräsident, überließ aber 
2008 dem bisherigen Finanzminister Stanislaw Tillich das Zepter. Zum Ministerpräsi-
dentenstellvertreter wurde der neue Wirtschafts- und Arbeitsminister Thomas Jurk von 
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der SPD bestimmt. Thomas de Maizère löste Rasch im Innenministerium ab. Nach des-
sen Wechsel auf die Bundesebene übernahm Albrecht Buttolo das Haus. Helma Orosz 
blieb Sozialministerin. Zur Amtsnachfolgerin Sandigs als parlamentarischem Auslän-
derbeauftragten wählte man die frühere Gleichstellungsministerin Frederike de Haas. 
Im Bereich der Spitzenbeamten trat Martin Strunden in Erscheinung. Er übernahm das 
Referat für Ausländer- und Asylrecht im Innenministerium. In den Ressorts tauchten 
derweil nach und nach Akteure der heutigen220 Integrationspolitik auf, wie beispiels-
weise Karl Bey im Sozialressort.   
Kettenglied I: Aufgrund der guten Ergebnisse für die Partei des Demokratischen Sozia-
lismus (PDS) aber auch des Einzugs der Nationaldemokratischen Partei (NPD), der Grü-
nen und der Freidemokraten errangen die Koalitionspartner CDU und SPD zusammen 
nur knapp über 50% der Gesamtstimmen. In der ‚Großen Koalition‘ dominierten die 
Christdemokraten mit mehr als 80% Anteil an der Parlamentssitzanzahl der Regie-
rungsfraktionen.  
In ihren beiden Wahlprogrammen äußerten sich die Koalitionspartner nicht zu The-
men der Migrations- und Integrationspolitik. Strunden (Q 2014) bestätigt die Vermu-
tung, dass sich beide Partner gegenüber dem Feld wenig aufmerksam zeigten. Die 
CDU-Position sei bis 2009 nach wie vor verwaltend-restriktiv und gegenüber neuen 
Ideen der Zuwanderung sehr zurückhaltend gewesen. Diese Einstellung lief der vorge-
fundenen Verortung im Ministerialaufbau nicht zuwider.  
Auch die SPD habe das Thema nicht ohne Grund verschwiegen, da ihre Wähler- und 
Anhängerschaft zweigeteilt gewesen sei: „Die Gewerkschaften bringen die SPD auf die 
Position ‚Arbeit zuerst für Deutsche‘. Die Partei diffamiert aber die NPD dafür, dass die 
das plakatiert.“ (ebd.). Auf der anderen Seite gäbe es aber auch breite Teile in der SPD, 
die Migrationspolitik – besonders im Bereich der Flüchtlingspolitik – gutgeheißen hät-
ten. Aufgrund jener heterogenen Mitglieder- und Wählergruppen innerhalb der Partei 
besetzten auch die Sozialdemokraten das Thema nicht. Vielmehr standen bildungs- und 
arbeitsmarktpolitische Themen im Vordergrund (Schubert 2011: 280f).  
Abbildung 6.6.6: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung in den Programmtexten von CDU und SPD so-
wie des Koalitionsaushandlungsgremiums (Koa) in Sachsen 2004 
Eigene Darstellung. 
220 Stand: Frühjahr 2015 
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Kettenglied II: Dagegen finden sich im Koalitionsvertrag vier Beobachtungen mit politik-
feldbezogenen Inhalten. Diese Beobachtungen mit einem Gesamttextanteil von knapp 
über 1% können entweder situativ oder programmatisch entstanden sein. Situativ ließe 
sich der Schwenk von fehlender Aufmerksamkeit hin zu einer moderaten Befassung 
mit dem Thema durch den Einzug der NPD mit über 9% der Wählerstimmen in den 
Landtag erklären. So betonten die Koalitionspartner in ihrer Vereinbarung auch die 
Wertschätzung für immigrierte Bevölkerungsteile. Programmatisch könnten die beiden 
Parteien aber auch entweder dem Trend ihrer Bundesverbände gefolgt sein oder ver-
sucht haben, dem demographischen Wandel und dem Bedarf nach Fachkräften zu be-
gegnen. Für letzteres Argument würde sprechen, dass sich zwei der vier Beobachtungen 
mit Bildung und Spracherwerb als Voraussetzung für Arbeitsmarktchancen auseinan-
dersetzten. Entsprechend dazu fiel die sichtbare Einrichtung eines konzentrierten Auf-
gabenbündels ‚Migration‘ im Bildungsministerium in den Fallgruppenzeitraum. Die 
anderen zwei Beobachtungen in der Vereinbarung beschäftigten sich mit dem Feld aus 
innenpolitischer Perspektive. Die vormalig vorherrschende Konzentration auf Themen 
der Innenpolitik hat sich jedoch aufgeweicht – nicht zuletzt aufgrund der Betonung der 
Koalitionspartner, dass es sich beim Politikfeld um eine Querschnittsaufgabe handele. 
Aussiedler fanden neben anderen Menschen mit Migrationshintergrund jeweils geson-
dert Erwähnung.  
Der Gesamttextanteil von 1,2% ebenso wie der hierarchische Stellenwert von 1,43% 
blieb im Vergleich zu Werten anderer Bundesländer in vergleichbarem Zeitraum sehr 
niedrig. Bewegung lässt sich hingegen bei der horizontalen Verortung im Programm-
text feststellen. Die eindeutige Zuordnung zur Innenpolitik wurde teilweise aufgelo-
ckert. Neben sicherheits- und ausländerrechtlichen Themen traten nun vermehrt auch 
Aufgaben mit Querschnittscharakter und einem Schwerpunkt bei der Bildungspolitik 
auf.  
 
Kettenglied III: Milbradt blieb zunächst Ministerpräsident. Eine besondere Aufmerk-
samkeitssteigerung war bis zu seinem Abgang 2008 nicht messbar. Hinweise auf eine 
neue Querschnittsausrichtung der Koalitionsregierung erhärteten sich zumindest da-
hingehend, dass die einzige Erwähnung von Migrations- und Integrationspolitik in der 
Halbzeitregierungserklärung Milbradts (2007) nicht innenpolitischer Natur war, son-
dern sich mit Forschung und Wissenschaft beschäftigte. Durch die Wahl im Jahr 2004 
bereits angeschlagen, trat Milbradt im Mai 2008 infolge finanzieller Querelen um die 
Sächsische Landesbank zurück. Als Ministerpräsident rückte der bisherige Finanzmi-
nister Stanislaw Tillich nach. Mit Tillich bekleidete erstmals ein Sorbe das Amt des 
Sächsischen Ministerpräsidenten. Obgleich sich sein Engagement für ethnische Min-
derheiten in Deutschland vornehmlich auf die slawisch-stämmigen Sorben bezog, be-
tonte er auch die enge Verbindung zu Tschechien und Polen. Im Lebenslauf (Munzin-
ger 2009b) und in seiner Antrittserklärung (Tillich 2008) waren zunächst keine weiteren 
hervorstechenden Aufmerksamkeitswerte in Bezug auf Migrations- und Integrations-
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politik festzustellen. Tillichs Engagement bei der Anwerbung von Fachkräften – insbe-
sondere aus den östlichen Nachbarländern (vgl. Tillich 2009: 59) – hob indes der dama-
lige CDU-Fraktionsvorsitzende Steffen Flath (2009) in der Aussprache zur Regierungs-
erklärung ‚Freiheit, Verantwortung, Solidarität‘ hervor. Dort bezeichnete er das neue 
Staatsoberhaupt als einsamen „Rufer in Deutschland, wenn es darum geht, offen zu 
bekennen: Jawohl, wir brauchen für die weitere Entwicklung unseres Landes auch Aus-
länder und Zuwanderer.“ (ebd.: 70). Mit Blick auf die Vorbereitungen zur anstehenden 
Wahl sollte die Abschätzung von Tillichs Zielen insbesondere vor dem Hintergrund der 
Neuausrichtung seiner Partei im Wahlkampf erst in der nachfolgenden Fallgruppe nä-
her betrachtet werden. Die Amtszeit des stellvertretenden Ministerpräsidenten Thomas 
Jurk endet mit der Regierungsumbildung 2009. Bis dahin war der Sozialdemokrat nicht 
oder kaum 221  mit migrations- und integrationspolitischen Themen aufgefallen 
(Munzinger 2009c).  
Für Kettenglied III lässt sich also feststellen, dass sich beim frischgebackenen Landes-
vater langsam ein Interesse für das Themenfeld ‚Migration und Integration‘ entwickelte. 
Diese Entwicklung beim Amt des Ministerpräsidenten erfolgte besonders im Kontext 
des demographischen Wandels unter Milbradt und auch aus nachbarschafts- und ar-
beitsmarktpolitischer Perspektive unter Tillich auf niedrigem aber dafür stetigem Ni-
veau. Hingegen spielte Jurk sowohl hinsichtlich seiner persönlichen Interessenslage als 
auch aufgrund der überschaubaren Zahl an SPD-Ministern im Kabinett als Stellvertre-
ter des Staatsoberhaupts kaum eine Rolle in Sachen Migrations- und Integrationspolitik. 
 
Kettenglied IV: Im Innenministerium – also dort, wo die wesentlichen Aufgaben des Po-
litikfelds bisher zusammengefasst waren – gab Dr. Thomas de Maizière als Hausleiter 
nur ein kurzes Gastspiel. Der bisherige Justizminister bekleidete das Amt des Innen-
ressortchefs bis zu seinem Wechsel in die Bundespolitik im Jahr 2005. Erst nach diesem 
Schritt fiel er im Zusammenhang mit migrations- und integrationspolitischen Themen 
als Bundesinnenminister auf (vgl. Munzinger 2014q)222. Mit de Maizière als Sächsi-
schem Innenminister war ein radikaler Umbau der Migrations- und Integrationspolitik 
während seiner Amtszeit nicht sehr wahrscheinlich und blieb schließlich auch aus.  
Ebenso wenige Veränderungen waren von seinem Nachfolger Dr. Abrecht Buttolo zu 
erwarten. Zwar rühre sein Nachname von einem italienischen Urgroßvater her (Heit-
kamp 2005); genauso wie bei De Maizière (Munzinger 2014q) lässt sich jedoch dadurch 
keine persönliche Verbindung zur Migrationsthematik herstellen. Buttolo war vor sei-
ner Berufung zum Minister bereits mehrere Jahre als beamteter Staatssekretär im In-
nenressort tätig. Dort verantwortete er aber gerade nicht den Bereich, der migrations- 
und integrationsrelevante Aufgaben umfasste, sondern den Teil des Hauses, der sich 
mit Stadtentwicklung, Wohnungswesen und Landesentwicklung befasste (Munzinger 
 
221 Nach Durchsicht der Regierungserklärungen und zugehöriger Aussprachen lässt sich feststellen: Ge-
legentlich fand der Gegenstand zumindest Erwähnung seinerseits (Milbradt 2002, Jurk 2002).  
222 Die Fruchtbarmachung seiner organisationspolitischen Ziele in Sachen Migrations- und Integrati-
onspolitik auf bundesrepublikanischer Ebene ab 2005 kann bei der Suche nach Aufmerksamkeits- und 
Richtungswerten für den Zeitraum von 2004 bis 2005 in Sachsen freilich kaum zur Erhellung beitragen. 
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2009d). Nur einmal trat Buttolo zur ausländerpolitischen Thematik mit eher restriktiven 
Äußerungen merklich in Erscheinung (Spiegel 2006b, Welt 2006). So attestiert ihm 
auch Strunden (Q 2014) einen eher verwaltend-restriktiven Stil: Er habe die Angelegen-
heiten so wie gehabt weiterlaufen lassen und habe sich dem Thema – im Gegensatz zu 
seinem Amtsnachfolger – nicht sonderlich gewidmet. Laut Strunden (ebd.) galt zu die-
ser Zeit noch die Devise: „Macht eure Arbeit und fallt dabei nicht auf.“ Organisations-
politisch war Buttolo hingegen sehr aktiv. So fiel die Fortführung der Verwaltungs- und 
Kommunalreform in seine Verantwortung (Munzinger 2009d).  
Im Sozialministerium blieb indes zunächst Helma Orosz Ressortchefin. Mit ihrer Wahl 
zur Dresdner Oberbürgermeisterin musste Tillich schon kurz nach seinem Amtsantritt 
und der damit erfolgten Kabinettsumbildung erneut eine Personalumbesetzung vor-
nehmen (Focus 2008). Seine Wahl fiel dabei auf Christine Clauß. Auch sie trat kaum 
mit migrations- und integrationspolitischen Themen in Erscheinung (Munzinger 
2008f). Obwohl es keine Hinweise auf eine Organisationsentscheidung in der Delegati-
onskette gab und es keine Anzeichen für besonderes Interesse der beiden Amtsinhabe-
rinnen am Politikfeld gab, erschien im Fallgruppenzeitraum erstmals die Zuständigkeit 
für die Integration von Zuwanderern – wenn auch als sehr kleines Aufgabenbündel.  
In der Zuständigkeit des Sozialministeriums tauchte also ein kleineres Aufgabenbündel 
auf. Eine Erklärung für diese Entwicklung kann der gewählte theoretische Ansatz bei 
der vorliegenden Datenlage in diesem Fall nicht aufzeigen. Ansonsten blieben migrati-
ons- und Integrationspolitische Aufgaben weiterhin vornehmlich Angelegenheit des In-
nenministeriums. Beide Amtsinhaber zeigten jedoch kein herausgehobenes Interesse 
an diesem Aufgabengebiet. 
Kettenglied V: Eine ganz andere Entwicklung in der Gruppe der Spitzenbeamten brachte 
indes der Eintritt Martin Strundens in das Innenressort als Referatsleiter für Ausländer- 
und Asylangelegenheiten. Dieser war 2008 mit dem Amtsantritt Tillichs wieder in die 
Ministerialverwaltung eingestiegen.  
Noch vor der Wahl im Folgejahr gestaltete er die innere Organisation seines Verantwor-
tungsbereichs nach seinen Vorstellungen komplett um. Anlass war, dass die dort ange-
siedelten Aufgaben ungeordnet, vermischt und nicht sinnvoll gegliedert gewesen seien 
(Q Strunden 2014). Im Vordergrund standen dabei zwei Motive, diese Reorganisations-
maßnahmen vorzunehmen.  
Das erste Motiv ließe sich funktional begründen: Wichtig sei gewesen, den ‚sozialen‘ Teil 
vom restriktiveren zu trennen. Beim einen handelte es sich um die Unterbringung und 
Versorgung von Asylsuchenden – „Da geht’s um menschliche Fragen des Umgangs“; 
beim anderen um ordnungsrechtliche Gegenstände und dort insbesondere um Dul-
dung und Abschiebung – „Da geht es um Bleiben oder Gehen“. Man könne, so Strun-
den weiter, einem Ministerialbeschäftigten nicht zumuten, beide Seiten gleichzeitig zu 
bearbeiten, weil dann Dissonanzen entstünden. Jemand, der zu Angelegenheiten der 
Abschiebung oder des Verbleibs arbeite und eine juristisch neutrale und distanzierte 
Sicht auf die Dinge einnehmen müsse, könne im nächsten Moment nicht humanitäre 
Angelegenheiten bearbeiten. (ebd.)  
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Das zweite Motiv war die gesonderte organisatorische Verortung von Aufgaben, die den 
neuen politischen Kurs in Sachen Zuwanderung bedienten. Vorher habe man sich nicht 
um die gezielte Veränderung des Ausländerrechts bemüht. Nun stand das Ziel der Ge-
winnung von Fachkräften für Sachsen im Vordergrund. Hintergrund war der demogra-
phische Wandel. Hierzu hatte sich Strunden schon zu Milbradts Zeiten in der Staats-
kanzlei Gedanken gemacht: Zum einen laufe die Wirtschaft gut, zum anderen gäbe es 
Fachkräftemangel; diesen könne man nur beseitigen, wenn auch Zuwanderung als Mit-
tel verwendet würde. (ebd.). 
Die Umorganisation betreffend habe man als Referatsleiter großes Vertrauen seitens 
des Abteilungsleiters genossen. In Abstimmung mit den Mitarbeitern konnten so Än-
derungen in der referatsinternen Struktur vorgenommen werden. Strunden betont die 
Selbstverantwortlichkeit eines jeden Referatsleiters, sein Referat so zu organisieren wie 
er es für verantwortungsvoll erachte. So stellt er fest: „Es ist die vornehmste Aufgabe 
eines Referatsleiters, sein Aufgabengebiet selbst zu strukturieren.“ Natürlich seien der 
Ausgestaltung auch Grenzen gesetzt – vor allem wenn die Vorschläge den Vorstellun-
gen des Abteilungsleiters oder der Zentralen Dienste zuwiderliefen –, aber man habe 
große Gestaltungsspielräume gehabt. Im Gegensatz dazu sei an den Eindruck erinnert, 
den man für die Fälle in Nordrhein-Westfalen gewinnen konnte (vgl. Q Rütten 2014): 
Hier gab und gibt es auf Referatsebene starke Festlegungen von übergeordneter Stelle 
hinsichtlich organisatorischer Strukturen im eigenen Verantwortungsbereich. 
Das schwache Interesse des damaligen Hausleiters, die großen Freiheiten der Selbst-
ausgestaltung des eigenen Verantwortungsbereichs, das Einvernehmen mit den Be-
schäftigten im Referat und nicht zuletzt die präzisen Vorstellungen Strundens zur or-
ganisatorischen Ausgestaltung des Referats waren also Faktoren, die eine Reorganisa-
tion innerhalb des größten Aufgabenbündels im Bereich ‚Migration und Integration‘ 
hervorriefen.  
6.6.3.2 Datenkomprimierung und Erklärung mittels Modell 
Im Lichte der Daten lässt sich die Gewohnheitshypothese nicht bestätigen. Die wesent-
liche Vermutung jener Hypothese, dass mit neuen Akteuren auch neue Ziele auf den 
Plan treten würden, bewahrheitet sich in diesem Fall nicht. Trotz mehrmaligen Aus-
wechselns verschiedener Stellen in der Akteurskonstellation – angefangen von der ver-
änderten Regierungszusammensetzung über den Wechsel an der Staatsspitze bis hin 
zu den Ministern – hatte sich bei den Aufmerksamkeitswerten nichts Wesentliches in-
nerhalb der Kettenglieder verändert. Einzig bei der Referatsleitung ergaben sich mit ei-
nem neuen Akteur und dessen Zielen auch neue Organisationsstrukturen.   
Die Betrachtung von akteurszielbezogenen Hypothesen verschafft einen detaillierten 
Einblick in Veränderungsprozesse bei Akteuren, Konstellationen, Zielen und schließ-
lich Verortungen. Darauf basierend lassen sich Ergebnisse zu insgesamt 6 Erkenntnis-
bausteinen gewinnen. (1) Es lässt sich zunächst bei beiden Koalitionspartnern kaum 
Interesse am Politikfeld feststellen. (2) Der Übergang von Biedenkopf auf Milbradt 
brachte einen leichten Aufmerksamkeitsgewinn in Kettenglied III mit sich. Von einem 
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Paradigmenwechsel kann hier jedoch noch nicht die Rede sein. Für eine merkliche Um-
organisation war das entstehende zarte Pflänzchen noch zu schwach. (3) Tillich, der 
Milbradt während der Legislaturperiode ablöste, griff das in den Kinderschuhen ste-
ckende Thema seinerseits mit leicht höherer Intensität auf. Ein erdrutschartiger Politik-
wechsel fand in der kurzen Zeitspanne vor dem Wahlkampf von 2009 freilich auch hier 
noch nicht statt. (5) Dazu trugen auch die niedrigen Aufmerksamkeitswerte der Minis-
ter de Maizière und Buttolo bei. Beide kämpften zu dieser Zeit an der organisationspo-
litischen Front eher mit der Kommunalreform. (4a,b) Die Sozialministerinnen verfolg-
ten keine herausgehobenen organisationspolitischen Maßnahmen im Politikfeld ‚Mig-
ration und Integration‘. Trotzdem erschien ein kleineres Aufgabenbündel in der Zu-
ständigkeit des Sozialministeriums. (6) Der Großteil der Aufgaben konzentrierte sich 
hingegen weiterhin im Innenministerium. Dort kam mit Martin Strunden ein Akteur 
ins Ressort, der sich schon zu Milbradts Zeiten in der Staatskanzlei mit Migration aus 
Perspektive der demographischen Entwicklung befasst hatte (Q Strunden 2014). Er 
strukturierte das Referat für Ausländer- und Asylangelegenheiten im Einvernehmen 
mit den dortig Beschäftigten um. Dabei betonte er im Interview seinen Eindruck, dass 
Referatsleiter im Rahmen grober Vorgaben nennenswerten Spielraum in der Ausgestal-
tung ihres Verantwortungsbereichs besäßen. So stellen sich schließlich die Erkenntnis-
bausteine graphisch aufbereitet wie folgt dar:  
 
Abbildung 6.6.7: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Sachsen 2004-2009 
 
Eigene Darstellung. 
 
Die theoretischen Erwartungen haben sich also in 11 der 12 näher betrachteten Delega-
tionsbeziehungen erfüllt. Dass Aufgaben im Sozialressort auftauchten, konnte nicht mit 
veränderten Aufmerksamkeitswerten der Hausleitung oder anderen Weichenstellun-
gen im vorangegangenen Teil der Delegationskette erklärt werden. Freilich basieren die 
meisten Beziehungen auf beidseitigem Desinteresse am Politikfeld; besonders interes-
sant ist aber zu sehen, wie sich über wirtschafts- und arbeitsmarktpolitische Gegeben-
heiten langsam ein Interesse an Zuwanderungspolitik entwickelte. Die Umstrukturie-
rung des Referats für Ausländer- und Asylfragen kann als erste Auswirkung einer ent-
stehenden Zielneuausrichtung gesehen werden. In der nachfolgenden Fallgruppe muss 
sich zeigen, inwieweit sich diese Neuausrichtung auf andere Kettenglieder auszubreiten 
vermochte.   
 
452 
6.6.4 Fallgruppe Sachsen 2009-2013 
Die letzte Fallgruppe in Sachsen umfasst die Zeit der bürgerlichen Koalition aus CDU 
und FDP von der Wahl 2009 bis hin zum Ende des Untersuchungszeitraums am letzten 
Dezembertag 2013.  
Das Hauptaugenmerk richtet sich in dieser Fallgruppe vor allem auf die Neuausrich-
tung der Zuwanderungspolitik. Einige wichtige Akteure in der CDU hatten vor dem 
Hintergrund des demographischen Wandels die aktive Anwerbung qualifizierter Fach-
kräfte als Thema entdeckt. Zuvor wurde der Grundstein hierfür in Milbradts Staatskanz-
lei gelegt. Mit einer vorantreibenden CDU-Fraktion, einer wohlwollend begleitenden 
FDP und einem neuen Innenminister waren neue Ziele auf den Plan getreten. Minis-
terpräsident Tillich trug diese Neuausrichtung im Rahmen der Gesamtregierungspoli-
tik mit, stach jedoch nicht durch besonders hohe Aufmerksamkeitswerte hervor.  
Auf der abhängigen Variablen hatten die neuen Ziele entgegen der theoretischen Er-
wartung jedoch kaum Auswirkungen. Erwartet worden wäre eine vertikale Aufwertung 
im Innenressort und/oder eine horizontale Kapazitätsverschiebung hin zum Wirt-
schaftsministerium. Beides trat nicht ein. Dies muss im Zusammenhang mit westdeut-
schen Vergleichswerten diskutiert werden. Die Erkenntnisse aus anderen Bundeslän-
dern ließen unmittelbare Wirkungen erwarten. Diese Ursache-Wirk-Zusammenhänge 
lassen sich jedoch nicht ohne weiteres auf das ostdeutsche Bundesland Sachsen über-
tragen. Berücksichtigt man diesen Faktor, so lässt sich ein erweitertes Gesamtanalyse-
modell konstruieren, welches ein hypothesenkonformes Testergebnis zulässt. Außer-
halb dieses Ost-West-Faktors lassen sich zudem flankierende Erklärungen für das Aus-
bleiben radikaler Reorganisation finden. Beispielsweise erfolgte bereits 2008 ein bedeu-
tender Umbau der Aufbauorganisation im Innenministerium. Darüber hinaus interes-
sierte man sich im CDU-geführten Innenministerium stärker für die Thematik als im 
FDP-geführten Wirtschaftsministerium, wo wirtschaftspolitisch motivierte Zuwande-
rungspolitik auch hätte stattfinden können.  
Im Fallgruppenzeitraum wurde zudem auf Betreiben der Christdemokraten ein Spät-
aussiedlerbeauftragter berufen und im Sozialministerium erwehrte man sich des 
budgetintensiven und daher eher unbeliebten Aufgabenbündels rund um das Asylbe-
werberleistungsgesetz.   
6.6.4.1. Deskription der unabhängigen Variablen und Prozessanalyse 
In diesem Abschnitt werden die potentiell relevanten Akteure für die Fallgruppe be-
nannt, deren Position in der Delegationskette angegeben sowie deren Ziele erläutert 
oder abgeschätzt.  
Der 2008 ins Amt gekommene Ministerpräsident Tillich begann seine Tätigkeit zu Zei-
ten einer Großen Koalition. Nunmehr reichte das Wahlergebnis aus, um nach erneut 
verfehlter absoluter Mehrheit mit dem Wunschpartner FDP eine Koalition zu bilden. 
Zum stellvertretenden Ministerpräsident wurde somit auch ein Freidemokrat ernannt: 
Sven Morlok, der designierte Minister für Arbeit, Wirtschaft und Verkehr, übernahm 
diese Position. Tillich nutzte die Gelegenheit zur Kabinettsumbildung indes auch, um 
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in den Reihen der CDU-Minister einen Personalwechsel zu erwirken. Innenminister 
Buttolo wurde in den Ruhestand verabschiedet und durch Markus Ulbig ersetzt. Ulbig 
holte 2012 den bisherigen Referatsleiter für Ausländer- und Asylangelegenheiten, Mar-
tin Strunden, als Leiter in den Leitungsstab. Christine Clauß blieb Sozialressortchefin. 
Der ehemalige Arbeits- und Wirtschaftsminister Prof. Dr. Martin Gillo wurde zum Aus-
länderbeauftragten des Sächsischen Parlaments berufen.  
 
Kettenglied I: Ähnlich dem Sitzverhältnis zwischen CDU und SPD von 2004 bis 2009 
entfielen im neuen Landtag ca. 80% der Regierungsfraktionssitze auf die Christdemo-
kraten. Diese setzten in ihrem Wahlprogramm auf zwei Themen innerhalb der Migra-
tions- und Integrationspolitik. Erstens war dies die Spätaussiedlerpolitik. 2004 verzich-
tete die CDU noch nach Jahren der expliziten Hervorhebung dieser Zielgruppe in den 
Wahlprogrammen auf diesbezügliche Äußerungen. Im Text von 2009 kehrte man wie-
der zur alten Linie zurück und erklärte, dass man „die Errichtung einer Stelle des Lan-
desbeauftragten für Spätaussiedler und Heimatvertriebene“ prüfe, um den Aufgaben 
der Kultur- und Brauchtumspflege gerecht zu werden. Ungewöhnlich für sächsische 
Wahlprogramme erfolgte also eine dezidierte Äußerung zur organisatorischen Ausge-
staltung von bestimmten Aufgaben der Migrations- und Integrationspolitik schon in 
Kettenglied I. Zweitens wuchs das damalig zarte Pflänzchen der Anwerbung von Fach-
kräften aus dem Ausland infolge der problematischen demographischen Entwicklung 
zu einem wichtigen Thema auf der christdemokratischen Agenda heran.  
Initiiert wurde dieser Prozess von Regierungsseite her. Seitdem befände sich die CDU 
in einem aktiven Überzeugungsprozess nach innen und außen (Q Strunden 2014). Gillo 
bestätigt den Kurswechsel bei der CDU, merkt aber auch an, dass dieser – insbesondere 
auch bei der Bundespartei – sehr spät stattfand: „Nach ‚nur‘ 10 Jahren Diskussion weiß 
auch der Letzte, dass Demographie einen erheblichen Einfluss auf unsere Zukunft hat 
– besonders im Osten, wo wir zusätzliche Migration von östlichen Bundesländern in 
westliche haben. Von daher sind wir mehr davon betroffen als die Kolleginnen und Kol-
legen in Westdeutschland. Da hat sich eine absolut radikale Wende vollzogen – auch in 
der CDU.“ (Q Gillo 2013). Dieser Kurswechsel war deutlich im Programm zu spüren: 
Abgesehen von den kulturpolitischen Äußerungen zu Spätaussiedlern waren alle ande-
ren Beobachtungen vor dem Hintergrund der Fachkräfteanwerbung zu sehen. Im Fo-
kus stand also die Zuwanderungspolitik.  
Für westdeutsche Verhältnisse erreichte der Gesamttextanteil mit 1,43% und der hierar-
chische Gesamtstellenwert mit 1,92% einen relativ geringen Wert; dennoch lagen sie 
über den Kennzahlen von 1999. Integrationspolitik wurde nicht explizit erwähnt. Im 
Gegensatz dazu widmeten die Freidemokraten der Integration einen konzentrierten 
Textabschnitt. Dort ist von Teilhabe, Bildung und anderen Querschnittsthemen die 
Rede. Die zwei weiteren Beobachtungen entfielen derweil auf wirtschaftspolitisch moti-
vierte Zuwanderungspolitik. Aussiedler fanden bei der FDP hingegen keine Erwäh-
nung. Die Liberalen erreichten geringfügig niedrigere Werte bei den Kennzahlen zur 
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Aufmerksamkeit: Sie lagen bei 1% beim Gesamttextanteil und 1,39% beim Gesamtstel-
lenwert.  
Abbildung 6.6.8: Übersichtstabelle zur Zielabschätzung in den Programmtexten von CDU und FDP so-
wie des Koalitionsaushandlungsgremiums (Koa) in Sachsen 2009 
Eigene Darstellung. 
In der Gesamtschau zeichnet sich ein heterogenes Set an Aufmerksamkeitswerten ab. 
Beide Parteien strebten eine aktive Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland an, 
wobei die CDU das Thema stärker besetzte. Ein weiterer Schwerpunkt der Christdemo-
kraten lag auf der Heimatvertriebenen- und Spätaussiedlerpolitik. Die FDP hob in ei-
nem ausgedehnten Textabschnitt den Integrationsaspekt des Politikfelds im Programm 
hervor. Besonders wichtig war den Freidemokraten zudem die Organisationspolitik. 
Diese bezog sich jedoch nicht explizit auf bestimmte Politikfelder, sondern richtete sich 
– wie auch für andere FDP-Landesverbände typisch – allgemein auf verwaltungsver-
schlankende und staatsmodernisierende (Illing 2011: 282f) Maßnahmen. Mit diesen 
Vorzeichen ging man in die Koalitionsaushandlung.  
Kettenglied II: Was die Migrations- und Integrationspolitik betraf, so setzte sich die CDU 
klar mit ihrer Agenda durch. Erstens wurde der CDU-Wunsch (vgl. auch Q Strunden 
2014) nach einem Beauftragten für Spätaussiedler in eine verbindliche Form gegossen. 
Dazu heißt es in der Koalitionsvereinbarung: „Wir wollen die Integration von Spätaus-
siedlern stärker unterstützen und werden dazu einen Landesbeauftragten schaffen.“ Mit 
zeitlicher Verzögerung wurde die entsprechende Stelle im Laufe der Legislaturperiode 
geschaffen. Zweitens wurde explizit Bedarf an Fachkräften festgestellt und Regierungstä-
tigkeit in diesem Feld angekündigt. Auch wenn die Ziele der Liberalen jener Angele-
genheit nicht entgegenstanden: Die CDU war auch hier tonangebend. Strunden (Q 
2014) bezeichnet diese Äußerung im Vertragstext als den „magischen Satz“, welcher 
weitreichende Auswirkungen auf das Regierungshandeln gehabt habe. Über das Ste-
ckenpferd der Liberalen im Programm – die Integrationskomponente – war drittens 
nichts in der Vereinbarung zu lesen. Die Integrationszuständigkeit wurde im Anschluss 
– wie das in der Vorperiode auch schon der Fall war – auf zwei unionsgeführte Häuser
verteilt. Kontrafaktisch wäre wohl zu erwarten gewesen, dass in einem FDP-geführten 
Ressort mit Integrationszuständigkeit ein Strukturausbau im Bereich der Migration 
stattgefunden hätte. Mit einem für Sachsen zentralen Ministerium – dem für Wirtschaft 
und Arbeit – sowie mit dem Justizressort hatten die Freidemokraten ihre maximale Zu-
ständigkeitsspanne jedoch schon voll ausgereizt.  
455 
 
Auch in Sachen Zuwanderung entfaltete sich die entsprechende Wirkung des Ressort-
zuschnitts im Laufe der Legislaturperiode: Die CDU habe das Thema im Gegensatz zur 
FDP stark betont. Bis Mitte der Legislaturperiode 2009-2014 habe die FDP in Sachsen 
das Thema überhaupt nicht besetzt – obgleich sie aber auch keine Bremser bei den, 
vermehrt ab 2009 stattfindenden Vorhaben der CDU gewesen seien. Seit Mitte der Le-
gislaturperiode habe man dann Ansätze des Aktivwerdens gesehen: „Auf einmal waren 
die dann mit dabei. Was die Ursache dafür ist, weiß ich nicht.“ (Q Strunden 2014). 
Insgesamt setzte sich also die CDU mit ihrer Agenda durch. Bei genauerer Betrachtung 
hat sich ergeben, dass die Ursprünge jener Neuausrichtung aber nicht vornehmlich aus 
dem Innern der Partei kamen, sondern eher aus dem Führungsbereich stammten. 
Denkanstöße und Konzepte aus der Ministerialverwaltung seien von den verantwortli-
chen Führungskreisen in den verschiedensten Gesprächskonstellationen interessiert 
diskutiert worden und schließlich bis in die Koalitionsaushandlung diffundiert, bestä-
tigt auch Strunden (Q 2014). Die Idee vom Paradigmenwechsel hatte somit die CDU-
Verantwortlichen in Partei und Regierung ergriffen. 
 
Kettenglied III: In Tillichs Antrittserklärung nach den Wahlen von 2009 fanden sich zwei 
kurze Textstellen, welche die Schwerpunkte im Politikfeld klar charakterisieren: Zum 
einen war dies der Kampf gegen Fremdenfeindlichkeit, der im Zusammenhang mit 
Rechtsextremen angesprochen wurde; zum anderen war dies der Zuzug von Fachkräf-
ten. Passend zu seinem persönlichen Engagement – Tillich spricht Polnisch und Tsche-
chisch (Munzinger 2009a) – warb er mit folgenden Worten um Fachkräften aus den 
östlichen Nachbarländern: „Sachsen ist dabei, Hingehland zu werden. Wir wollen zu-
dem eine gesteuerte Zuwanderung ausländischer Fachkräfte, insbesondere aus unseren 
Nachbarländern Polen und Tschechien; und wir werden das auch umsetzen.“ (Tillich 
2009).  
Aus dem Beschluss des Koalitionsaushandlungsgremiums stand indes ein konkreter 
Gegenstand zur Entscheidung für den Ministerpräsidenten an. Lange war nicht geklärt, 
wo der angekündigte Spätaussiedlerbeauftragte verortet werden sollte. Der neue Aus-
länderbeauftragte Gillo erinnert sich: „Es war lange Zeit die Frage, ob der bei mir ange-
siedelt werden soll.“ Weil der Ausländerbeauftragte allerdings seinen Titel behielt und 
Spätaussiedler per Definition Migranten deutscher Staatsangehörigkeit waren, sei dies 
schwierig möglich gewesen. Im exekutiven Bereich sei es zudem ohne neue Gesetzge-
bung möglich gewesen, eine derartige Position zu verorten. So einigte man sich schließ-
lich: „‚Ok, wir nehmen ihn in die Staatskanzlei‘“. (Q Gillo 2013). 
Nach einer Diskussion mit Überlegungen zur Legislativ- oder Exekutivverortung des 
Aussiedlerbeauftragten wurde dieser schließlich im unmittelbaren Steuerungsfeld des 
Ministerpräsidenten angesiedelt. In Sachen Zuwanderungspolitik lässt sich für Tillich 
zwar feststellen, dass er der Neuausrichtung wohlwollend gegenüberstand; im Hinblick 
darauf aber, dass Ministerpräsidenten die gesamte Bandbreite an Themen der Staatsre-
gierung vertreten, stach Tillich als Akteur in dieser Angelegenheit nicht in besonderer 
Weise hervor. 
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Kettenglied IV/V: Maßgeblich bei der Förderung dieser Neuausrichtung im Bereich Zu-
wanderung sei weniger Tillich, sondern vielmehr der neue Innenminister Markus Ulbig 
gewesen (Q Strunden 2014). Ulbig sei als Oberbürgermeister von Pirna schon auf ver-
schiedene Weise mit dem Politikfeld in Berührung gekommen – sei es im Hinblick auf 
Fachkräfte, aber auch auf Fremdenfeindlichkeit und Integration (ebd.). In seinem 
Munzinger-Eintrag (2009e) wird sein Engagement gegen Fremdenfeindlichkeit als Bür-
germeister dementsprechend hervorgehoben.  
Die erhöhte Aufmerksamkeit gegenüber dem Gesamtpolitikfeld als Innenminister lässt 
sich jedoch hauptsächlich mittels einer anderen Ursache begründen: Als Neuling ‚von 
außen‘ habe sich Ulbig bei Amtsantritt über das Aufgabenspektrum seines Hauses in-
formiert und sei zu dem Entschluss gekommen, dass Zuwanderung für ihn eines der 
zentralen Themen darstelle (Q Strunden 2014). Dazu habe er Informationen eingeholt, 
was und wie die Ministerialbeamten planen würden (ebd.). Strunden erinnert sich: „Er 
hat seinen Rundgang durchs Haus gemacht, hat sich von allen kurz vorstellen lassen, 
was es gibt und hat sich auch das gesamte Besteck vorführen lassen, was wir hatten. Er 
hat dann sofort gesagt: ‚Alles klar: Schwerpunkt. Wir machen das.‘ Es ist eine große 
Leistung von Ulbig zu sagen: ‚Das machen wir jetzt‘ – und das auch aus verschiedenen 
Gründen. Er war vorher Oberbürgermeister in Pirna: Fremdenfeindlichkeit. Gerade 
Sachsen, dem immer der Mühlstein ‚Fremdenfeindlichkeit‘ umgehangen wurde: wenn 
da jetzt plötzlich jemand über Zuwanderung redet. […] Das Zweite war, dass ihm sofort 
der Zusammenhang zwischen demographischen Wandel und Wohlstand klargeworden 
ist. Ihm war klar, dass die Leute von woanders herkommen müssen. […] Und was wohl 
noch ein dritter Punkt war: Wenn Sie neu im Amt sind, dann ziehen Sie eine gewisse 
Aufmerksamkeit auf sich. Wenn Sie dann noch den Mut haben zu sagen: ‚Da scheue 
ich mich jetzt nicht‘ ...“. Und darum habe das Thema in Sachsen so gut funktioniert: 
Der Minister habe aus strategischer Überlegung das Thema gesehen und den Mut ge-
habt, es anzugreifen. (Q Strunden 2014).  
Dieser Schwerpunkt machte sich indes weder im Ressortzuschnitt noch in der Aufbau-
struktur des Innenressorts wesentlich bemerkbar. Dass keine Veränderungen im Ress-
ortzuschnitt vorgenommen wurden mag daran gelegen haben, dass Ulbig damals an 
der Koalitionsaushandlung noch nicht teilgenommen hatte (Q Strunden 2015). Dass 
sich auch im Innenressort kaum etwas änderte, lässt sich darin begründen, dass Strun-
den das zuständige Referat bereits im Vorjahr umgestaltet hatte. Lediglich eine Ände-
rung im Aufbau wurde vorgenommen: Das Staatsangehörigkeitsrecht, welches zuvor 
noch gesondert in Referat 25 mit dem Personenstands-, Melde- und Ausweiswesen un-
terbracht war, wurde im Laufe der Regierungsperiode dem Ausländer- und Asylreferat 
angegliedert. Wenn man nach der Ursache für diese Verschiebung fragt, so Strunden 
(Q 2014), müsse man zunächst wissen, warum Staatsangehörigkeit und Ausländer- und 
Asylangelegenheiten ursprünglich getrennt waren: Man habe sich nach der Wende in 
Sachsen grundsätzlich an Organisationsstrukturen von Baden-Württemberg und Bay-
ern orientiert: „Das war dort so eine Tradition, dass das nicht zusammengehört. Dort 
war das Staatsangehörigkeitsrecht getrennt vom Rest. Es mache auch durchaus Sinn, 
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zum Beispiel das Melderecht und das Staatsangehörigkeitsrecht in einem Referat zu 
haben. In sehr großen Ministerien sei es völlig normal, diese Aufgaben voneinander 
abzutrennen. Aber – und das sei der Grund für die Umorganisation gewesen – man 
habe erkannt, dass die Staatsangehörigkeit größere Schnittmengen mit dem Ausländer- 
und Asylrecht habe: „Man kommt bei Zuwanderungsfragen nicht am Staatsangehörig-
keitsrecht vorbei.“ (ebd.). Diese Änderung fand kurz vor dem Wechsel Strundens in den 
Leitungsstab statt. Unabhängig davon, dass Strunden seine Berufung als Leiter des 
Stabs – ohne nähere Einblicke in das Auswahlverfahren gehabt zu haben – auf das per-
sönliche Vertrauensverhältnis zurückführt (ebd.)223, kann dieser Schritt auch als zumin-
dest personelle Aufwertung des Politikfelds mittels Berufung eines Ausländerrechts-
fachmanns gesehen werden.  
Im Sozialministerium blieb die bisherige Amtsinhaberin Clauß Ressortchefin. Auch die 
Zuständigkeit für das kleine Aufgabenbündel rund um die Integration von Zugewan-
derten siedelte man unverändert beim Sozialen an. Der Versuch seitens des Innenmi-
nisteriums, die Zuständigkeit für das Asylbewerberleistungsgesetz an das Sozial- und 
Verbraucherschutzressort abzugeben – wofür man dort „sehr votierte“ (Q Strunden 
2014) – scheiterte. Man konnte die Verschiebung deswegen nicht vollziehen, weil das 
Sozialministerium diese ‚unbeliebte‘ Aufgabe nicht haben wollte. Strunden dazu: „Die 
haben gesagt: ‚Vielen Dank: brauchen wir nicht‘.“ Im Innenministerium sei man aber 
der Ansicht (gewesen), dass die Aufgabe von ihrer Beschaffenheit her viel mehr in das 
Portfolio des Sozialministeriums gepasst hätte. (ebd.).  
In zweifacher Hinsicht rückt das Wirtschafts- und Arbeitsministerium als potentiell re-
levantes Ressort in den Fokus der Betrachtung. Erstens stand dem Haus der stellvertre-
tende Ministerpräsident – und damit neben Parteichef Holger Zastrow der einfluss-
reichste FDP-Mann – vor. Wie schon in Hessen und Baden-Württemberg wäre es denk-
bar gewesen, dass der FDP-Ministerpräsidentenstellvertreter integrationspolitische Auf-
gaben in seinen Verantwortungsbereich holen könnte. Zweitens legte die neue Linie der 
Regierung im Hinblick auf die Zuwanderung qualifizierter Fachkräfte nahe, dass man 
in jenem Ministerium welches für die einschlägigen Bereiche ‚Wirtschaft und Arbeit‘ 
zuständig zeichnete, neue Strukturen vermuten könnte.  
Folgt man zunächst den Eckdaten von Morloks Lebenslauf, finden sich keine besonde-
ren Hinweise auf Vorkenntnisse, einschlägige Erfahrungen oder gesteigerte Aufmerk-
samkeit (Munzinger 2009f). Auch in den vorherigen Kettengliedern hatte man im Hin-
blick auf das Politikfeld keine Vorfestlegungen für Strukturen getroffen. Entsprechend 
habe man sich im Wirtschaftsministerium weder zu seiner Zeit noch zu Morloks Zeit 
mit eigenen Personal- oder Aufbaukapazitäten um Aufgaben der Zuwanderung geküm-
mert, erinnert sich Gillo (Q 2013). Er führt weiter aus: Wenn es um Fachkräfteanwer-
bung ging, habe man sich während seiner Amtszeit beim Innenministerium dafür ein-
gesetzt, dass Unternehmen die Menschen aus dem Ausland werben. Einen ähnlichen 
223 Strunden weist in diesem Zusammenhang aus nachvollziehbaren Gründen darauf hin, dass die Ein-
schätzung der Wahrnehmung seiner Person seitens anderer Akteure und seine Selbstwahrnehmung 
aufgrund zwangsläufig spekulativ-subjektiver Aussagen wenig zur Erhellung beitragen könnten.   
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Eindruck schildert Strunden (Q 2014): Das Wirtschaftsministerium habe sich bis Mitte 
der Legislaturperiode 2009-14 aus der Fachkräfteanwerbung nahezu komplett heraus-
gehalten. Erst ab der Mitte habe man „mitgezogen“. Aber trotzdem habe weiterhin ge-
golten, dass dort keine gesonderten Kapazitäten vorgehalten wurden. Zuwanderungs-
politik geschehe fast ausnahmslos im Innenministerium – auch deshalb, weil das Haus 
für Aufenthaltsrecht zuständig war und ist. Nur punktuell habe es Zusammenarbeit ge-
geben, wie zum Beispiel, dass man gelegentlich einen Workshop oder eine Informati-
onsveranstaltung miteinander organisierte. Trotzdem hätte sich Gillo (Q 2013) ge-
wünscht, dass man sich im Wirtschaftsministerium – insbesondere infolge der Neuaus-
richtung in der Zuwanderungspolitik – mehr darum gekümmert hätte.  
Zusammenfassend kann man also aus den letztbetrachteten Delegationsbeziehungen 
zwischen Kettenglied IV und V mehrere Erkenntnisse gewinnen. Die wichtigste bezieht 
sich auf das Innenministerium. Ressortchef Ulbig kam zwar mit Vorerfahrung im Be-
reich der Fremdenfeindlichkeit ins Haus; für erhöhtes Engagement im Bereich Zuwan-
derung wurde er jedoch erst sensibilisiert, als er sich darüber informierte, welches Auf-
gabenspektrum im Innenressort bearbeitet würde. Im Vorfeld hatte Strunden seinen 
Verantwortungsbereich bereits in Eigenregie umorganisiert. Dies könnte die Erklärung 
dafür sein, dass während der Regierungsperiode 2009-2014 im Innenministerium keine 
größeren Umbaumaßnahmen vonstattengingen. Das Sozialressort erwehrte sich erfolg-
reich der budgetbeeinträchtigenden Zuständigkeit für das Asylbewerberleistungsgesetz, 
kümmerte sich aber weiterhin um die Integration von Zuwanderern. Im Wirtschaftsmi-
nisterium verzichtete man trotz Anstrengungen der Regierung zur Anwerbung von qua-
lifizierten Fachkräften auf die Bereitstellung gesonderter Kapazitäten.  
6.6.4.2 Datenkomprimierung und Erklärung mittels Modell 
Die aufbereiteten Daten für die akteurszielbezogene Gesamtzusammenhangsanalyse 
zeigen ein hypothesenkritisches Bild. (1) Die CDU trat mit neuen Zielen in der Zuwan-
derungspolitik auf. Dabei stieß sie bei der FDP nicht auf Ablehnung. Trotz der Fixierung 
jener Neuausrichtung im Koalitionsvertrag unterblieben Veränderungen in der Aufbau-
struktur. (2) Die Freidemokraten konnten sich hingegen mit ihrer integrationspoliti-
schen Agenda nicht durchsetzen. Somit waren sie inhaltlich wie auch ressortbezogen 
aus integrationspolitischen Fragestellungen ausgeschlossen. (3) Nachdem die Christ-
demokraten in der Vorperiode die Aussiedlerthematik nicht angesprochen hatten, wid-
meten sie dieser Migrantengruppe einen von vier Textteilen. In der Koalitionsaushand-
lung konnten sie die Einführung eines Beauftragten für Heimatvertriebene und Spät-
aussiedler festschreiben. Dieser wurde schließlich nahe beim Ministerpräsidenten in 
der Staatskanzlei angesiedelt. (4) Im Sozialministerium erwehrte man sich erfolgreich 
einer zusätzlichen Aufgabe im Bereich der Migrationspolitik. Die Integrationszustän-
digkeit blieb weiterhin dort verortet. (5) Im Wirtschaftsministerium kam es trotz Neu-
ausrichtung in den vorhergehenden Kettengliedern nicht zu einer Schaffung personel-
ler oder struktureller Kapazitäten für zuwanderungspolitische Fragen. Dies sei laut 
Strunden (Q 2014) mitunter dadurch zu begründen, dass das Ministerium in FDP-Hand 
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lag. Die Liberalen waren mit migrations- und integrationspolitischen Themen zunächst 
nicht in Erscheinung getreten.  
 
Abbildung 6.6.9: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Sachsen 2009-2013 ohne Be-
rücksichtigung des Ost-West-Faktors 
 
Eigene Darstellung. 
 
Die Ergebnisse dieser Fallgruppe sind insbesondere deshalb diskussionswürdig, weil 
theoretisch angelegte Erklärungsversuche in auffallend hoher Zahl scheitern. Erklärun-
gen in vorangegangenen Fallgruppen im Bundesland Sachsen haben oft gerade deshalb 
funktioniert, weil sich sowohl auf der abhängigen als auch auf den unabhängigen Vari-
ablen wenig bewegte. Einerseits wurde das Akteursbild von fehlender Aufmerksamkeit 
und damit zwangsläufig ausbleibenden Zielen zur Horizontalverortung geprägt. Ande-
rerseits blieben passend dazu wesentliche Veränderungen auf der abhängigen Variable 
aus. Zudem bewegte sich die abhängige Variable – sofern sie sich bewegte – ihrerseits 
wiederum auf sehr niedrigem Niveau.  
Umso leichter die Erwartungskriterien aufgrund dieser Werte in den vorangegangenen 
Fallgruppen erfüllt werden konnten, desto schwieriger gestaltet sich die Analyse in der 
aktuell betrachteten Fallgruppe. Denn nun scheinen sich die Werte der unabhängigen 
Variablen verändert zu haben: Verschiedene Akteure zeigten anscheinend erhöhtes In-
teresse am Gegenstand. Trotzdem fand kaum Reorganisation statt. Vor dem Hinter-
grund der überwiegend hypothesenkonformen westdeutschen Fallgruppen stellt sich 
freilich die Frage, ob bundeslandspezifische Faktoren eine Rolle spielen. Um dieser Sa-
che nachzugehen, müssen Vergleichswerte aus anderen Bundesländern herangezogen 
werden. Insbesondere im Vergleich der Aufmerksamkeit von Akteuren gegenüber dem 
Politikfeld sieht es innerhalb Sachsens im Zeitverlauf zwar so aus, als ob diese eklatant 
steigen würden; bezieht man aber die Werte anderer Bundesländer mit ein, so sind Ziele 
der Akteure aus der aktuell betrachteten Fallgruppe immer noch sehr niedrig. Zur Er-
innerung: Die CDU erreichte 1,47% Textanteil, während die Freidemokraten auf 1% 
Textanteil kamen. Auch im Vergleich der Regierungserklärungen kann die Aufmerk-
samkeit dort im Vergleich mit westdeutschen Ländern als niedrig bezeichnet werden. 
Tillich räumte Themen des Politikfelds nur sehr kurze Textabschnitte ein.  
Das Problem hypothesenablehnender Ergebnisse kann also ausgeräumt werden, indem 
man sich die Datenreferenzpunkte aus westdeutschen Bundesländern vergegenwärtigt. 
Hintergrund dieser systematischen Unterschiede bei den Akteurszielniveaus sind die 
besonderen soziostrukturellen Gegebenheiten in Sachsen. Zudem kann angenommen 
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werden, dass sich weder vertikale Veränderungen im Innenministerium noch eine ho-
rizontale Verschiebung vom Innen- ins Wirtschaftsministerium ergaben, weil Strunden 
noch vor der neuen Regierungsperiode sein Referat neu ausgerichtet und damit die or-
ganisatorischen Weichenstellungen bereits im Jahr 2008 vorgenommen hatte. 
 
Abbildung 6.6.10: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen der Fallgruppe Sachsen 2009-2013‘ mit Be-
rücksichtigung des Ost-West-Faktors 
 
Eigene Darstellung. 
 
6.6.5 Exkurs 
Neben dem Thema Zuwanderung, welches erst in den letzten Jahren des Untersu-
chungszeitraums vermehrt ins Rampenlicht rückte, war der Umgang mit Fremden-
feindlichkeit von Anbeginn der dominierende Gegenstand von Migrations- und Integ-
rationspolitik in Sachsen. Der Kampf gegen Fremdenfeindlichkeit sei – so die einhellige 
Meinung der Interviewpartner aus ostdeutschen Bundesländern (insb. Q Gillo 2013, Q 
Lauinger 2015, Q Strunden 2014224) – im Osten Deutschlands schon immer ein zentra-
ler Bestandteil des Politikfelds gewesen. Die Frage ist dann freilich, warum es zu keiner 
öffentlich wahrnehmbaren Stelle225 in der Sächsischen Landesregierung kam. Zur Er-
hellung dieser Frage muss das Blickfeld über die Exekutive hinaus auf die Legislative 
ausgedehnt werden.  
Eine sächsische Besonderheit ist nämlich die Ansiedlung des Ausländerbeauftragten bei 
der Legislative und nicht – wie sonst üblich – im Bereich der Regierung. Eine Betrach-
tung dieses Amts steht außerhalb des Analyserahmens dieser Arbeit. Aufgrund der en-
gen Verquickung hinsichtlich des Themengebiets, des Aufgabenkreises und der Beset-
zung des Postens mit einem Politiker der Mehrheitsfraktion(en) ist ein kurzer Blick auf 
diese sonderverortete Stelle dennoch lohnenswert. Hinzu kommt, dass sich das Amt – 
geprägt von den jeweiligen Amtsinhabern (vgl. auch Freie Presse 2015) – im Laufe der 
Zeit stark gewandelt hat.  
Als klassischer Ausländerbeauftragter war der evangelische Pfarrer Heiner Sandig 
(CDU) in der Funktion eines Ombudsmanns und Anwalts der Ausländer gegenüber der 
Regierung in Sachsen eingesetzt. So ließe sich laut Gillo (Q 2013) die Verortung in der 
Legislative erklären: Sandig war als Abgeordneter auch einer der Vizepräsidenten des 
 
224 vgl. Äußerungen zum Thema von Sandig und Extremismusforscher Eckhard Jesse im Tagesspiegel 
2000.  
225 Freilich fand Aufgabenerledigung in der Linie des Innenministeriums diesbezüglich statt. So will 
Strunden erwähnt wissen, dass der Ausländerbeauftragte dem Innenministerium keine Aufgaben ab-
nehmen könne. Es käme aber des Öfteren vor, dass man beispielsweise im Bereich ‚Information und 
Awareness-Bildung‘ zusammenarbeite (Q Strunden 2014). 
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Landtags. Dass das Amt beim Landtag angesiedelt wurde, sieht Gillo (Q 2013) als großen 
Vorteil gegenüber Exekutivbeauftragten: Dadurch, dass man als regierungsunabhän-
gige Stelle politische Qualitätskontrolle hinsichtlich der Migrations- und Integrations-
politik betreiben könne, sei man in einer Rolle, die dem Rechnungshof in Sachen Fi-
nanzen sehr ähnlich sei. Mit der ehemaligen Gleichstellungsministerin Frederike de 
Haas wurde 2004 eine Politikerin mit ausgeprägter Exekutiverfahrung berufen, die sich 
im Rahmen mit der Gender-Thematik schon ausführlich mit benachteiligten Bevölke-
rungsgruppen auseinandergesetzt hatte (vgl. Munzinger 2000b).  
Mit Prof. Dr. Martin Gillo wurde schließlich 2009 ein Ausländerbeauftragter bestimmt, 
der sich neben der Bekämpfung der Fremdenfeindlichkeit als Hauptaufgabe auch die 
Anwerbung von Fachkräften als Thema erschloss. In Sachen Fremdenfeindlichkeit – 
also dem klassischen Betätigungsfeld des Ausländerbeauftragten – sähe er sich mehr 
als Inländer- denn als Ausländerbeauftragter, das heißt, als „jemand, der den Menschen, 
die in Sachsen leben, die Angst vor der Begegnung mit Ausländern nimmt und sie zum 
konstruktiven Zusammenleben ermutigt.“ (Q Gillo 2013). Aufgrund seines besonderen 
Lebenslaufs und der Neuausrichtung der christdemokratischen Zuwanderungspolitik 
in Sachsen besetzte Gillo neben der Fremdenfeindlichkeit auch die Anwerbung von 
Fachkräften als Thema. Strunden (Q 2014) bemerkt: „Ich muss aber auch ganz klar sa-
gen: Herr Gillo hat mit seiner Biographie auch als ehemaliger Arbeitsminister und 
Mann aus der freien Wirtschaft als Weltoffener gesehen, dass Zuwanderung hier nicht 
ausreichend angesprochen wurde und hat das von Anfang an mitgemacht.“ Gillos Le-
benslauf ist stark gekennzeichnet von beruflichen Stationen im Ausland – insbesondere 
in den USA und in der Schweiz –, bevor er 1999 als Personalchef des AMD-Konzerns 
zurück nach Sachsen kam.  
Eine öffentlichkeitswirksame Verortung einer stabs- oder sonderorganisierten Stelle im 
Bereich der Regierung war also deshalb nicht entstanden, weil das für Sachsen spätes-
tens seit den Geschehnissen von Hoyerswerda sehr wichtige Thema ‚Fremdenfeindlich-
keit‘ vom Beauftragten des Landtags repräsentiert wurde. Dass sich der Beauftragte zu-
sätzlich beim Themenkreis ‚Zuwanderung‘ eingeklinkt hat, ist wohl der Person Gillos 
zu verdanken. An der Verortung und Bezeichnung des Ausländerbeauftragten hat sich 
bis heute nichts geändert. Auch hält Gillo die entsprechende Begründung der entschei-
denden Akteure bereit. Über die Namensgebung des Amts sei durchaus diskutiert wor-
den: „Als ich ankam sagte man zu mir: ‚Ja, Deine Stelle nennen wir nicht Ausländerbe-
auftragter. Das ist ja altmodisch. Wir nennen die jetzt ‚Integrationsbeauftragter‘‘. Und 
ich dachte: ‚Das ist ja richtig cool.‘ Wie sich aber herausstellte: […] die Freunde in der 
Fraktion und in der Politik, die sich im Landtag mit meinen Themen beschäftigen: Das 
ist im Augenblick der Innenausschuss. In dem Augenblick, in dem mein Titel geändert 
würde, würde der Sozialausschuss für mich verantwortlich werden. Um wieder mal die 
krummen politischen Wege zu zeigen: Dagegen wehrte sich der Innenausschuss. Ich 
dachte: ‚Was soll das – eine Umbenennung ist doch gar kein Problem‘. Es ist bis heute 
nicht geschehen. Und ich muss Ihnen sagen: Ich bin sogar eigentlich ganz froh.“ (Q 
Gillo 2013). 
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Auch dass die Landtags-Anbindung bleibt, hält er für richtig: „Wenn ich jetzt beim In-
nenministerium oder beim Sozialministerium angesiedelt wäre: Ich würde versuchen 
etwas zu erreichen und wenn die Ministerin oder der Minister meiner Meinung wäre, 
dann würde das so rausgehen. Und dann würden alle Leute wissen: ‚Die Ministerin oder 
der Minister steht dahinter und dann müssen wir das halt so machen‘. Als Berater ap-
pelliere ich an das, was ich für richtig halte. Ich kann also keine Anweisungen geben, 
aber ich habe auch den Freiraum, Dinge zu sagen, die dem Ministerium äußerst unan-
genehm sind – was ich auch tue. Ich verstehe mich als jemand, der den gesellschaftspo-
litischen Dialog zu diesem Thema nach vorne bringt.“ (Q Gillo 2013).  
6.7 Testergebnisse 
Im theoretischen Modell wurden Organisationsveränderungen in der Aufbaustruktur 
überwiegend auf die Ziele von Akteuren zurückgeführt. Lediglich die ersten beiden Hy-
pothesen hatten jene Akteursziele nur mittelbar im Blick. Sie bezogen sich vielmehr auf 
die Verweildauer von Akteuren in der Delegationskette. Diese sogenannten Gewohn-
heitshypothesen stellten die Behauptung in den Raum, dass eine längere Verweildauer 
der Akteure an einer Stelle in der Delegationskette zu einer geringen Wahrscheinlich-
keit auf Veränderung der Aufbaustruktur in deren Verantwortungsbereich führe. Nach-
dem sich nämlich Akteure zu Beginn ihrer Tätigkeit zugunsten eines bestimmten Ar-
rangements entschieden hätten und je öfter diese Akteure jenes Arrangement im Zeit-
verlauf durch Untätigkeit bestätigt hätten, desto weniger wahrscheinlich sei die Chance 
auf eine abweichende Entscheidung in der Zukunft (H1.1). Es sei denn, die Verände-
rungen sind Teil eines mittel- oder langfristig angelegten Wandlungsprozesses, an des-
sen Ende der Akteur ein konkretes aufbauorganisatorisches Arrangement vorgesehen 
hat (H1.2).  
Die Testergebnisse stützen die Behauptung aus H1.1. Wenn, dann finden Organisati-
onsveränderungen meist im unmittelbaren Nachgang personeller Zäsuren statt. Sehr 
selten entscheiden sich Akteure erst zu einem späteren Zeitpunkt für wesentliche Ver-
änderungen in ihrem Verantwortungsbereich. Umgekehrt führen neue Akteure nicht 
immer zu neuen aufbauorganisatorischen Arrangements. Insbesondere kann man für 
Sozialministerien, in denen das Politikfeld vom Vorgängerminister kaum bearbeitet 
wurde, feststellen, dass oft auch die Nachfolger diesen Zustand nicht änderten.  
Die Behauptung aus H1.2, wonach häufige Veränderungen der Aufbauorganisation auf 
einen strategischen Wandlungsprozess hindeuten, ist im Test zwar plausibel – jedoch 
nur entlang einer sehr kleinen Fallzahl, an der die Hypothese getestet werden konnte. 
Akteure gestalten Arrangements überwiegend abrupt um und greifen sehr selten auf 
strategische Wandlungsprozesse in mehreren Stufen zurück. Wenn doch, dann fanden 
Veränderungsprozesse überwiegend innerhalb weniger Wochen oder Monate statt.  
So fällt das Fazit des Gewohnheitshypothesentests wie folgt aus: H1.1 hat sich bestätigt, 
H1.2 ist für den Betrachtungsgegenstand kaum relevant.  
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Erfolgreich verlief der Test akteurszielbezogener Hypothesen (H2-H4). Von insgesamt 
436 Fällen wurden zunächst lediglich 11 potentiell relevante im Nachgang aussortiert. 
Für diese Fälle war am Ende die Datenmenge zur Sicherstellung der angestrebten Aus-
wertungsqualität nicht ausreichend. Diese geringe Zahl von nur 11 Ausfällen spricht für 
die gewählte Datensammlungs- und -verarbeitungsstrategie. Für die 425 verbleibenden 
Fälle konnte der Gesamtmechanismus mit hohem Erklärungsgrad bestätigt werden. Da-
mit bestanden nicht nur die einzelnen Hypothesen, sondern die Kombination jener Hy-
pothesen in Form des Gesamtmechanismus den Test zu über 90% erfolgreich.  
Nur in knapp 10% der Fälle mussten eine oder mehrere Hypothesen zurückgewiesen 
werden. Die Zurückweisungen sind nicht gleich über die einzelnen Fallgruppen verteilt. 
Eine auffällige Häufung findet sich in der Fallgruppe ‚Hessen 1995-1999‘. Im 
SPD/Grüne-regierten Zeitraum waren insgesamt mehr als 1/3 der Fälle nicht hypothe-
senkonform. Diese Häufung entstand im ‚grünen‘ Pfad der Delegationskette. Zwar wa-
ren sämtliche Akteure messbar unzufrieden sowohl mit der allgemeinen Aufbauorga-
nisation als auch mit der Verortung der Migrations- und Integrationspolitik; trotzdem 
hielt man an der Organisationsstruktur fest. Mehr noch: An die Stelle, an der die Über-
forderung der Akteure mit dem unüberschaubaren Zuständigkeitsbereich sichtbar zu-
tage trat und von Akteuren öffentlich kommuniziert und diskutiert wurde, verschob 
man zusätzliche Aufgaben der Migrations- und Integrationspolitik.  
Die zweite auffällige Häufung zurückgewiesener Hypothesen findet man in der Fall-
gruppe ‚Sachsen 2009-2013‘. Hier handelt es sich um 2/3 der Fälle. Allerdings sind be-
sagte Fälle nach Berücksichtigung des Ost/West-Faktors hypthesenkonform. Es stellte 
sich nämlich heraus, dass in besagter Fallgruppe Organisationsveränderungen ebenso 
entlang von Akteurszielen stattfinden; aufgrund anderer sozio-struktureller Gegeben-
heiten im Osten der Republik bedarf es zu einer Veränderung des aufbauorganisatori-
schen Arrangements der Überschreitung einer höheren Aufmerksamkeitsschwelle als 
im Westen.   
 
Abbildung 6.7: Übersichtstabelle zu den Testergebnissen aller Fallgruppen 
Gesamtübersicht des Hypothesentests nach Bundesländern und Fallgruppen  
Bundesland Zeitspanne konform falsifiziert k. Aussage Gesamt 
Baden-Württemberg 1996-2001 11 0 0 11 
Baden-Württemberg 2001-2006 8 1 2 11 
Baden-Württemberg 2006-2011 9 2 0 11 
Baden-Württemberg 2011-2013 16 3 0 19 
Baden-Württemberg 1996-2013 44 6 2 52 
Bayern 1993-2008 13 2 1 16 
Bayern 2008-2013 13 1 0 14 
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Bayern 2013 8 0 0 8 
Bayern 1993-2013 34 3 1 38 
Hessen 1995-1999 19 8 1 28 
Hessen 1999-2003 15 0 0 15 
Hessen 2003-2009 13 0 0 13 
Hessen 2009-2013 26 0 0 26 
Hessen 1995-2013 73 8 1 82 
Niedersachsen 1990-1994 23 2 1 26 
Niedersachsen 1994-2003 12 4 2 18 
Niedersachsen 2003-2013 39 0 3 42 
Niedersachsen 2013 25 7 0 32 
Niedersachsen 1990-2013 99 13 6 118 
Rheinland-Pfalz 1991-1994 7 4 0 11 
Rheinland-Pfalz 1994-2006 27 2 0 29 
Rheinland-Pfalz 2006-2011 20 5 0 25 
Rheinland-Pfalz 2011-2013 53 0 0 53 
Rheinland-Pfalz 1991-2013 107 11 0 118 
Sachsen 1990-2002 9 0 1 10 
Sachsen 2002-2004 10 0 0 10 
Sachsen 2004-2009 11 1 0 12 
Sachsen ohne O-W-Faktor 2009-2013 9 6 0 15 
Sachsen mit O-W-Faktor 2009-2013' 15 0 0 15 
Sachsen ohne O-W-Faktor 1990-2013 20 7 1 28 
Sachsen mit O-W-Faktor 1990-2013' 26 1 1 28 
Gesamt ohne O-W-Faktor 1990-2013 377 48 11 436 
Gesamt mit O-W-Faktor 1990-2013 383 42 11 436 
Eigene Darstellung. 
Vergleicht man jeweils den Erklärungsgrad nach Bundesländern fällt wiederum auf, 
dass in keinem Bundesland auffallend niedrige Werte zu verzeichnen sind. Weitere 
bundeslandspezifische Drittvariablen sind daher unwahrscheinlich. 
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Die Besorgnis, dass die Datenmenge Einfluss auf den Erklärungsgrad gehabt haben 
könnte, hat sich nicht bestätigt. Für die aktuelleren Betrachtungszeiträume waren mehr 
Daten vorhanden als für weiter zurückliegende Zeiträume. Mit knapp 93% liegt der Er-
klärungsgrad für alle jeweils jüngsten Fallgruppen pro Bundesland entsprechend rech-
nerisch um 3 Prozentpunkte höher. Bei einer Gesamtfallzahl von 436 hätte es jedoch 
nur 3 oder 4 weiteren Fällen bedurft, die den Hypothesen entgegenstehen hätten müs-
sen, um das Verhältnis auszugleichen. Dieser rechnerische Unterschied kann dem Test-
design kaum nachteilig ausgelegt werden.  
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Kapitel 7: Schluss
Das Hauptanliegen dieser Dissertationsschrift lag darin, wissenschaftlichen Mehrwert 
im Forschungsbereich der politischen Verwaltungsorganisation sowohl in empirischer 
als auch in theoretischer Hinsicht zu produzieren. In einem kurzen Absatz (7.1) soll 
dieser Mehrwert nochmals resümiert werden. Der darauffolgende Absatz (7.2) beschäf-
tigt sich sodann mit einigen offengebliebenen Fragen und gibt einen kurzen Ausblick.  
7.1 Erkenntnisse im Überblick 
Im Rahmen dieses wissenschaftlichen Beitrags wurden verschiedene, sich teilweise 
überlappende Aspekte aus mehreren Forschungssträngen zusammengetragen und 
neuartig miteinander verknüpft. Dazu wurden verwaltungswissenschaftliche, politik-
wissenschaftliche, allgemein organisationswissenschaftliche, soziologische sowie mig-
rations- und integrationsspezifische Elemente kombiniert.  
Im ersten Teil des Texts konnte am Beispiel der Migrations- und Integrationspolitik auf-
gezeigt werden, dass die Ansiedlung von Aufgaben eines Politikfelds in der Aufbauor-
ganisation von Ministerialverwaltungen stark variieren kann. Zahlreiche Ministerialver-
waltungen wurden daraufhin untersucht, wie migrations- und integrationspolitische 
Aufgaben horizontal und vertikal in der Aufbaustruktur verortet worden sind. Dabei 
wurden Daten aus sechs Bundesländern für einen Zeitraum von mehr als 15 Jahren 
herangezogen und im Rahmen einer detaillierten Formalstrukturanalyse untersucht.  
Es zeigte sich eine reichhaltige Varianz von Ansiedlungslösungen zwischen den Bun-
desländern und über die Zeit hinweg. In Niedersachsen fanden im Zeitverlauf mehr-
mals radikale Organisationsveränderungen statt, die sich wesentlich auf die Gestalt der 
Migrations- und Integrationspolitik im Ministerialaufbau auswirkte. Die ministerielle 
Aufbauorganisation in Sachsen und Bayern zeigte sich deutlich veränderungsärmer. 
Auch präsentierte sich das betrachtete Politikfeld auf einem vertikal deutlich niedrige-
ren Niveau als in anderen Bundesländern.  
Das Innen- und das Sozialressort sind geläufige horizontale Ansiedlungsorte migrati-
ons- und integrationspolitischer Aufgaben. In dieser Hinsicht ist Hessen aufschluss-
reich. Aus dem Sozialministerium wechselte der linienorganisierte Integrationsbereich 
in Abteilungsstärke ins Justizministerium. In Rheinland-Pfalz setzte man schon früh 
auf eine stabsorganisierte Ansiedlung integrationspolitischer Aufgaben. Über den Be-
trachtungszeitraum hinweg formte man den Stab in eine linienorganisierte Abteilung 
um. In der Politikwissenschaft will man in Umformungsprozessen wie dem in Rhein-
land-Pfalz einen Trend identifiziert haben (vgl. Reichersdorfer 2011, Blätte 2010), wo-
nach stabsorganisierte Integrationspolitik tendenziell in linienorganisierte Formen 
überführt, dann dort konzentriert und vertikal aufgewertet wird. Auch das Land Baden-
Württemberg, das 2011 ein eigenes Integrationsministerium erhielt, wird in diesem Zu-
sammenhang als Beispiel angeführt. Dieser Trend bestätigt sich jedoch mit Blick auf 
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die ausgewählten Daten nicht. Im rot-grünen Niedersachsen und im CSU-geführten 
Bayern kam es zu gegenteiligen Organisationsveränderungen. Ein Novum stellt die 
Herauslösung des Ausländerrechts aus dem Innenministerium in Rheinland-Pfalz dar. 
Damit wurde mit einer Organisationsform gebrochen, die man bis dahin überwiegend 
als selbstverständlich erachtet hatte.  
Vor allem im Bereich der Migrations- und Integrationspolitik spielte und spielt das Be-
auftragtenwesen oft eine wichtige Rolle. In jedem Bundesland gab es im Zeitverlauf 
einen Beauftragten, der für bestimmte Aufgaben des Politikfelds bestellt war. Oft han-
delte es sich um Integrationsbeauftragte. In den 90er Jahren waren es die Ausländerbe-
auftragten. Bayern hatte lange Zeit keinen Integrationsbeauftragten und schuf dieses 
Amt im Jahr 2009. In einigen Bundesländern wurde der Beauftragte abgeschafft. In Nie-
dersachsen gibt es seit 2013 nach kurzer Unterbrechung wieder eine Beauftragte. We-
niger häufig wurden Beauftragte für den Migrationsaspekt des Politikfelds bestellt. In 
CDU-geführten Bundesländern wurde nicht selten ein Beauftragter für Aussiedler be-
stellt, der sich regelmäßig auch und meist vorwiegend um deutsche Vertriebene und 
Flüchtlinge kümmerte. 
Die festgestellte Varianz aufbauorganisatorischer Ansiedlung von Aufgaben der Migra-
tions- und Integrationspolitik zog die Frage nach sich, wie sich diese reichhaltige Vielfalt 
erklären lässt.  
Mit dem Grundkonzept einer akteursbasierten Verhaltenstheorie konnte ein theoreti-
sches Argument zur Erklärung jener aufbauorganisatorischen Varianz aufgebaut wer-
den. Im Zuge dessen wurde sowohl eine Möglichkeit aufgezeigt, von mitunter immer 
komplexeren RC-Modellierungen abzukommen. In diesem Rahmen konnte ein Beitrag 
zur Salienz- und der Delegationsforschung geleistet werden. Der Hauptbeitrag liegt je-
doch darin, dass komplexe Organisationsgefüge mittels eines einfachen Mechanismus 
erklärt werden können. Ein und derselbe Mechanismus wird durch die Verknüpfung 
einzelner Delegationsbeziehungen zu einer Delegationskette mehrmals hintereinan-
dergeschaltet und erweckt so den Eindruck eines komplizierten Entscheidungssystems. 
Das theoretische Argument verdeutlicht, dass aber dieser sich wiederholende Mecha-
nismus mittels nur weniger Bedingungen umschrieben werden kann. 
Das theoretische Argument führt aufbauorganisatorische Arrangements schließlich im 
Wesentlichen auf die Ziele von Akteuren in besagter Delegationskette zurück. Entweder 
die Akteure treffen Entscheidungen über jene aufbauorganisatorischen Arrangements 
selbst oder delegieren die entsprechenden Entscheidungsbefugnisse an die in der Dele-
gationskette nachfolgenden Akteure. So entsteht ein Entscheidungs- und Delegations-
geflecht, dem ein einfacher Wirkmechanismus zugrunde liegt. Dieser lässt Erwartun-
gen dahingehend zu, welcher Akteur sich wie entscheidet.  
Entscheidungen zu treffen ist kostenreich. Sie setzen beispielsweise das Einholen von 
Informationen voraus. Das kostet Zeit, Geld und andere Ressourcen. Akteure als Prin-
zipale delegieren deshalb das Treffen von Entscheidungen in der Delegationskette wei-
ter an Agenten. Entscheidungsbefugnisse werden die Prinzipale nur dann an das 
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nächstgelegene Glied in der Delegationskette übertragen, wenn sie sicher sein können, 
dass die Agenten in ihrem Sinne entscheiden werden. Deshalb setzt der Delegationsakt 
erstens Zielrichtungsgleichheit zwischen Prinzipal und Agent und zweitens ein Mindest-
maß an Aufmerksamkeit des Agenten gegenüber dem Entscheidungsgegenstand vo-
raus.  
Wenn eine Entscheidung über die Ansiedlung einer Aufgabe aufgrund jener beiden Be-
dingungen immer wieder an den jeweils nachfolgenden Akteur delegiert wird, kann es 
sein, dass die Angelegenheit im Pfad des Mechanismus solange weiterwandert, bis sie 
schließlich beim Referatsleiter landet. Dieser ist meist der letzte im Glied der Kette mit 
Entscheidungsspielraum. Somit handelt es sich bei dieser Stelle um die vorläufig letzte 
Instanz, die über die Aufgabenansiedlung in entsprechend beschränktem Kompetenz-
bereich entscheidet.  
Wie die Organisationsentscheidung des Akteurs ausfällt, der nicht delegiert, hängt von 
der Zielrichtung des Akteurs ab. Er kann an einer vertikal niedrigen oder hohen Veror-
tung in der Aufbauhierarchie, an einer Ansiedlung als Stabs-, Linien- oder sonderorga-
nisierten Stelle sowie an einer horizontalen Verortung im Innen-, Sozial- oder Bildungs-
bereich interessiert sein.  
Weil der Entscheidungs- und Delegationsmechanismus wesentlich von den Zielen der 
Akteure abhängt, bildet die Abschätzung jener Ziele das Herzstück der Operationalisie-
rung. Hauptsächlich kamen dabei die Programmtextanalyse, die Befragung, die Lebens-
lauf- und Karriereverlaufsanalyse sowie die Medienanalyse zum Einsatz. Mit hohem 
Aufwand wurden mehr als 50 Befragungen durchgeführt; davon 30 tiefergehende Ge-
spräche. Circa 500 Zeitungsartikel wurden gesichtet, von denen mehr als 175 im Text 
Erwähnung fanden. Über 100 Regierungserklärungen, knapp 30 Koalitionsverträge, 
über 70 Parteiprogramme, über 100 Lebensläufe und Karriereverläufe, zahlreiche Re-
den, Programme und verschiedene Sekundärquellen flossen in die Untersuchung der 
Akteursziele mit ein.  
Entlang der Delegationskette wurde zwischen den Akteurstypen Regierungsparteien (I), 
Koalitionsaushandlungsgremien (II), Ministerpräsidenten und deren Stellevertreter 
(III), Minister und andere Exekutivpolitiker (IV) sowie Spitzenbeamte (V) unterschie-
den. Für jeden Akteurstyp wurden die jeweils passenden Messinstrumente und Daten-
grundlagen gewählt.  
Die konzeptionelle Strategie der ‚convergent validation‘, wonach der parallele Einsatz 
messzielgleicher Indikatoren zu einer höheren Genauigkeit führt, hat sich bewährt. Die 
Ziele nahezu aller relevanten Akteure konnten detailliert bestimmt werden. Ermittelt 
oder abgeschätzt wurden insbesondere erstens die Aufmerksamkeit der Akteure gegen-
über einem bestimmten Politikfeld oder Thema sowie zweitens die Zielrichtung, die von 
den Akteuren diesbezüglich verfolgt wurde.  
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Der Aufwand zur Messung der Akteursziele hat sich schließlich gelohnt. Insgesamt 425 
Fälle konnten getestet werden. Ein Fall konstituiert sich dabei um die Analyseeinheit 
einer einzelnen Delegationsbeziehung zwischen zwei Akteuren. In dieser Delegations-
beziehung wird über die Ansiedlung migrations- und integrationspolitischer Aufgaben 
oder Aufgabenbündel entschieden oder diese Entscheidung delegiert. 
Erfreulich war die Bestätigung des theoretischen Arguments in ca. 90% der Fälle. Dabei 
erhielten nicht bloß einzelne Hypothesen das Prädikat ‚plausibel‘, sondern der Gesamt-
mechanismus. Jedoch gilt der Mechanismus nur dann als bestätigt, wenn alle einschlä-
gigen akteurszielbezogenen Hypothesen angenommen werden konnten. Das theoreti-
sche Argument kann also die Ansiedlung migrations- und integrationspolitischer Auf-
gaben in der Aufbauorganisation von Landesministerialverwaltungen erklären.  
Diese theoretische Erkenntnis geht einher mit einer reichhaltigen Sammlung von Daten 
zur Aufbauorganisation ausgewählter Landesministerialverwaltungen und Daten zu 
den Zielen von knapp 300 Akteuren. Die aufwendige Erhebung von Akteurszielen 
lohnte sich auch deshalb, weil nachgewiesen werden konnte, dass es eben keine typi-
schen Ziele von sozialdemokratischen Ministerpräsidenten oder typische Ziele der CDU 
gibt. Akteure nehmen die unterschiedlichsten Positionen ein. Diese Positionen können 
sich zudem im Zeitverlauf ändern. Auch die Ziele von Kollektivakteuren lassen sich 
schwerlich Bundesland-übergreifend pauschalisieren. Nur drei verallgemeinerungsfä-
hige Aussagen lassen sich über Parteien226 treffen: (1) Die FDP bevorzugt eher struktur-
schlanke Lösungen mit flexibler Stabsorganisation; (2) die CDU zeigt erhöhtes Interesse 
an Beauftragte für volksdeutsche Vertriebene, Flüchtlinge und Aussiedler; und: (3) die 
Grünen optieren meist für eine konzentrierte und linienorganisierte Ansiedlung integ-
rationspolitischer Aufgaben. Weitere mutgemaßte Muster sind empirisch kaum halt-
bar. Mit dem Parteifamilien-Ansatz (z.B. Budge und Keman 1990, Bäck, Debus and Du-
mont 2011) zu arbeiten wäre beispielsweise in diesem Zusammenhang fatal gewesen. 
Individualakteure sind ohnehin nur schwer kategorisierbar. Die spärliche Liste an iden-
tifizierten Mustern bei Akteurszielen zeigt deutlich, dass eine Betrachtung jedes einzel-
nen Akteurs in der Kette ohne verallgemeinernde Kategorienzuweisung vonnöten war. 
Dieses Ergebnis stärkt den Ausführungen von Debus und Bräuninger (2012) den Rü-
cken und widerspricht einigen im Abschnitt 5.3.1 angesprochenen Vorgehensweisen in 
der Sekundärliteratur. Dort werden zuweilen Ziele insbesondere von Landesparteien 
und insbesondere von Parteien über die Zeit hinweg als konstant angenommen. Auch 
wenn jene Annahme nicht oft explizit gemacht wird, so werden die gegebenen Unter-
schiede oftmals ignoriert oder man suggeriert zumindest, dass diese keine Rolle spiel-
ten (vgl. z.B. Pappi, Schmidt und Linhart 2008, Schmitt 2008). Dies kann stark verfäl-
schende Auswirkungen auf die Interpretation von Ergebnissen haben.   
Mit den Daten zur Akteurszielmessung ist der empirische Erkenntnisgewinn noch 
nicht abschließend umschrieben. Hinzu tritt das auf prozessanalytischem Wege gewon-
 
226 In Anhang 3 findet sich eine Darstellung der Aufmerksamkeitswerte von Parteien über die Zeit und 
über Bundesländer hinweg.  
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nene Material darüber, wie aufbauorganisatorische Arrangements aufgrund von Akteu-
ren, deren Konstellation in der Delegationskette und deren Zielen entstanden sind. 
Diese Art von Erkenntnis lässt sich schwerlich in aller Kürze zusammenfassen. Viel-
mehr spricht der deskriptive Mehrwert jeder nachvollzogenen Organisationsänderung 
für sich.  
 
So hält jedes Kapitel einen gewissen Mehrwert bereit. Zu diesem Mehrwert zählt auch 
die Art und Weise, in der im Rahmen von Kapitel 2 verschiedenartige Forschungs-
stränge miteinander verknüpft und aufgearbeitet wurden sowie die Erkenntnis, dass 
sich die innovativen und detailreichen Überlegungen zur methodischen Herangehens-
weise in Kapitel 5 bewährt haben. Den Hauptertrag kann man indes empirisch aus Ka-
pitel 3, theoretisch aus Kapitel 4 und – beides verknüpfend – aus dem theorietestenden 
Empiriekapitel 6 ziehen. 
 
 
7.2 Ausblick 
 
Dem gewonnenen Mehrwert steht in der Regel ein viel größeres Feld an noch zu bear-
beitenden Fragestellungen gegenüber. Für einige Fragen war von Anbeginn klar, dass 
sich diese im Rahmen der formulierten Forschungsfragen nicht bearbeiten lassen. Ei-
nige andere Fragen tauchten erst bei der Bearbeitung des Projekts als erstrebenswert 
für zukünftige Projekte auf. Und schließlich gibt es die Fragen, die mit fortschreitender 
Zeit zwangsläufig auftauchen, weil neue empirische Phänomene auftauchen. 
 
Letztere Fragengattung ergibt sich dadurch, dass der Betrachtungszeitraum am letzten 
Dezembertag 2013 sein Ende finden musste. Mittlerweile gibt es einige interessante 
Veränderungen in der Parteien- und dadurch auch in der Koalitionslandschaft. So wäre 
durchaus eine Betrachtung schwarz-grüner Bündnisse interessant – wenngleich festge-
stellt wurde, dass ohnehin keine Koalition der anderen gleicht. Auch auf der abhängigen 
Variablen haben sich einige Neuerungen ergeben. So liegt die erwartungsgemäße Auf-
wertung der Flüchtlingspolitik mit der Gründung einer eigenen Abteilung im bayeri-
schen Sozialministerium außerhalb des Untersuchungszeitraums. Gerade weil sich 
aber das Politikfeld im migrationspolitischen Bereich aufgrund der zunehmend domi-
nierenden Asylthematik wesentlich veränderte, war das Ende des Untersuchungszeit-
raums vor Beginn des Jahrs 2014 eine wichtige Entscheidung. Man hätte ansonsten die 
Ziele der Akteure unter neuen Paradigmen diskutieren und mit neuen Maßstäben ver-
gleichen müssen.  
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Diejenigen Fragen, die während des Projekts aufkamen, beziehen sich meist auf Daten-
lücken, die sich im Rahmen der Datensammlung nicht befüllen ließen. Gerne ermun-
tere ich die Leserschaft, die prozessanalytischen Erkenntnisse noch mit weiteren Daten 
zu verdichten oder gar einige Fälle mit grundlegenden Daten bearbeitungsfähig zu ma-
chen. Nicht auszuschließen ist, dass sich einzelne Fälle durch zusätzliche Daten in an-
derem Licht präsentieren. Beispielsweise kann oftmals die versteckte Agenda einzelner 
Akteure nicht zur Gänze offengelegt werden. Ich freue mich auf jeglichen Input insbe-
sondere von involvierten Zeitzeugen und Experten. Ebenso empfänglich bin ich für Vor-
schläge zur Weiterentwicklung theoretischer Bausteine oder methodischer Instru-
mente.   
 
Unter erstgenannter Fragengattung sind all die Fragen versammelt, die im Zuge der 
Präzisierung der Forschungsfragen und der Eingrenzung des Betrachtungsgegenstands 
von vorneherein beiseitegelassen werden mussten. Dass es im Rahmen der empiri-
schen Betrachtung eines derart breiten Felds zu Einschränkungen durch Fallauswahl 
kommen musste, bedarf nicht nochmals der näheren Erläuterung.  
Besonders wichtig erscheint indes, welchen Beitrag das Dissertationsprojekt im theore-
tischen Bereich zu leisten vermochte. Der Schwerpunkt des theoretischen Arguments 
liegt auf den Akteurszielen. Ein genauer Blick verrät, dass Akteursziele als Ausprägun-
gen der unabhängigen Variablen eingesetzt wurden. Im Zusammenhang mit den Ak-
teurszielen gäbe es eine Reihe von Fragen, deren Beantwortung sicherlich interessante 
Nebenerkenntnisse produziert hätte. Zwei davon, die untereinander artverwandt sind, 
sollen hier Erwähnung finden, obwohl deren Erforschung ausdrücklich nicht Ansinnen 
des Projekts war.  
Die erste dreht sich um die Genese von Akteurszielen: Wie kommen die Ziele zustande? 
Werden diese durch Mythen à la Meyer und Rowan (1977) überliefert, politisch soziali-
siert oder gar wissenschaftlich deduziert? Wie tief beschäftigen sich die einzelnen Ak-
teure mit Organisationspolitik, wenn sie policies verfolgen? Oder: Inwieweit treten dabei 
Fehlschlüsse und organisatorisch dysfunktionale Fehlentscheidungen auf? Es gelingt 
im Rahmen der Prozessanalyse an der ein- oder anderen Stelle hierauf einzugehen. Will 
man eine gültige Antwort auf diese Fragen erhalten, so würde dies ein weiteres, groß-
angelegtes Forschungsprojekt erfordern.  
Dies gilt auch für die zweite Frage, die sich in diesem Zusammenhang stellt. Sie dreht 
sich um die situativen Faktoren, die strukturell auf die Zielfindung der Akteure Einfluss 
haben könnten. Als ein relevanter Faktor wurde die Drittvariable ‚Ost-West-Unter-
schied‘ identifiziert. Nicht auszuschließen ist, dass es weitere Erklärungen mittlerer 
Reichweite für eine begrenzte Auswahl von Fällen gibt, in denen Akteure systematisch 
zu bestimmten Zielen gefunden haben könnten. In diesem Zusammenhang ist bei-
spielsweise Flüchtlingssituation Anfang der 90er und ab 2014 zu nennen. Ebenso be-
einflussten die Anschläge des 11. Septembers das migrationspolitische Zielportfolio vie-
ler Akteure.  
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Sicherlich liegt in der Genese von Akteurzielen noch ein erforschungswertes Feld ver-
borgen. Für die Beantwortung der Forschungsfragen ist dieses Feld aber nicht relevant. 
Hier waren die Endprodukte dieser Genese – nämlich die Ziele von Akteuren an sich – 
maßgeblich.  
So bleibt am Ende die Feststellung, dass diese Dissertationsschrift ihren Beitrag zur 
schrittweisen Befüllung einer breit klaffenden Forschungslücke liefern konnte. Die Ar-
beit geht dabei hinsichtlich der Detailschärfe und/oder des Betrachtungsumfangs sehr 
viel weiter als die meisten der bisher dagewesenen Untersuchungen in diesem Bereich. 
Zudem ist sie die bisher einzige, die systematisch erklärungsbasiert ein solch breites 
Feld aufarbeitet. Der Größe des Forschungsfelds geschuldet bleiben sowohl einige em-
pirische als auch theoretische Fragen ungelöst. Deren Beantwortung wird mit den ge-
wonnenen Erkenntnissen in Zukunft deutlich leichter fallen.  
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Hinweise: 1. Dieses Literaturverzeichnis enthält keine Angaben zu verwendeten Daten zur Erfassung der abhängi-
gen Variable. Aus Platzgründen sind die über 400 anzugebenen Titel in den Anhängen 1 und 2 gelistet. 2. Zur bes-
seren Auffindbarkeit und Zuordenbarkeit sind die Interviews von Stephanie Nick-Magin mit verschiedenen Befra-
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gungspartnern unter den Namen der jeweils Interviewten gelistet. 3. Einige Autoren mussten im Fließtext abge-
kürzt werden. Sie finden sich in der alphabetischen Reihenfolge des Literaturverzeichnisses entsprechend ihrer ab-
gekürzten Bezeichnung. 4. Mit ‚Q‘ gekennzeichnete Angaben befinden sich im Quellenverzeichnis.  
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Anhang 1 
Datengrundlage ‚Aktenbestände: Organigramme‘ zur Formalstrukturanalyse der Aufbauor-
ganisationen 
Erläuterung: 
Eine vollständige Zitation der Organigramme erscheint angesichts der Menge an herangezogenen Quel-
len wenig zielführend. Um dennoch die Nachvollziehbarkeit der Informationsquellenlage sicherzustel-
len, wurden die Quellen mit Kürzel kodiert. Sie enthalten drei bis vier Komponenten. (1) Bei der ersten 
Komponente handelt es sich um das Bundeslandkürzel. ‚bw‘ steht beispielsweise für das Bundesland Ba-
den-Württemberg, ‚by‘ für Bayern und so weiter. (2) Es folgt das vierstellige Erscheinungsjahr in Verbin-
dung mit dem zweistelligen Erscheinungsmonat. (3) Es folgt das Kürzel für die Bezeichnung des Minis-
teriums. Dabei werden – durch einen Unterstrich ‚_‘ getrennt – alle Titelbestandteile genannt. (4) Handelt 
es sich um den Geschäftsverteilungsplan eines Ministeriums, erhält der Quelleneintrag den Zusatz 
‚GVP‘. Die Quellen sind je Bundesland chronologisch nach Jahren geordnet.  
Gesondert gelistet sind dabei Staatshandbücher und Jahrbücher im Anhang 2. Hierbei handelt es sich 
um Sammlungen, in denen Informationen zu allen Ministerien gelistet sind. 
Baden-Württemberg 
bw199405innen / bw199512innen / bw199502innen / bw199510wissenschaft_forschung / 
bw199507wirtschaft / bw199504justiz_GVP /  bw199604innen / bw199611innen / bw199610wissen-
schaft_forschung_kunst / bw199601jusitz_GVP / bw199609kultus_jugend_sport / bw199612kultus_ju-
gend_sport_GVP / bw199707innen / bw199706wissenschaft_forschung_kunst / bw199701justiz_GVP / 
bw199710soziales / bw199710soziales_GVP / bw199804innen / bw199805innen / bw199804justiz_GVP 
/ bw199812wirtschaft / bw199912innen / bw199906wissenschaft_forschung_kunst / bw199912kul-
tus_jugend_sport_GVP / bw199912kultus_jugend_sport / bw200009innen / bw200006wissenschaft_for-
schung_kunst / bw200002justiz_GVP / bw200003wissenschaft_forschung_kunst / bw200003wissen-
schaft_forschung_kunst_GVP / bw200105innen / bw200109innen / bw200107wissenschaft_for-
schung_kunst / bw200111jusitz_GVP / bw200110kultus_jugend_sport / bw200212innen / bw200202in-
nen / bw200210wissenschaft_forschung_kunst / bw200212wirtschaft / bw200201justiz_GVP / 
bw200302innen / bw200301innen / bw200301justiz_GVP / bw200405innen / bw200401innen / 
bw200404justiz_GVP / bw200410wissenschaft_forschung_kunst / bw200412justiz / bw200412kul-
tus_jugend_sport_GVP / bw200412kultus_jugend_sport / bw200501justiz_GVP / bw200502innen / 
bw200505innen / bw200512justiz / bw200512wissenschaft_forschung_kunst / bw200503wirtschaft / 
bw200501justiz_GVP / bw200606innen / bw200607kultus_jugend_sport / bw200601justiz_GVP / 
bw200701justiz / bw200712justiz / bw200709wissenschaft_forschung_kunst / bw200707innen / 
bw200701justiz_GVP / bw200806wissenschaft_forschung_kunst / bw200803wissenschaft_for-
schung_kunst / bw200801justiz_GVP / bw200804arbeit_soziales / bw200912justiz / bw200901justiz / 
bw200911wissenschaft_forschung_kunst / bw200909wissenschaft_forschung_kunst / bw200910innen / 
bw200910innen / bw200902justiz_GVP / bw200907arbeit_soziales / bw200906arbeit_soziales / 
bw201009wissenschaft_forschung_kunst / bw201002innen / bw201011wirtschaft / bw201001jus-
tiz_GVP / bw201007arbeit_sozialordnung_familien_senioren / bw201005arbeit_sozialordnung_fami-
lie_senioren / bw201003arbeit_sozialordnung_familie_senioren / bw201002kultus_jugend_sport / 
bw201101innen / bw201109justiz / bw201101justiz_GVP / bw201105kultus_jugend_sport / 
bw201209wissenschaft_forschung_kunst / bw201205wissenschaft_forschung_kunst / bw201209justiz / 
bw201207innen / bw201204integration / bw201210staatskanzlei_europa_bund / bw201210kultus_ju-
gend_sport / bw201207finanzen_wirtschaft / bw201208finanzen_wirtschaft / bw201203verkehr_infra-
struktur / bw201204arbeit_sozialordnung_familie_frauen_senioren / bw201207wissenschaft_for-
schung_kunst / bw2012wissenschaft_forschung_kunst_GVP / bw201209ländlicher_raum_verbraucher-
schutz / bw201211kultus_jugend_sport / bw201212finanzen_wirtschaft / bw201212innen / 
bw201212staatsministerium / bw201212wissenschaft_forschung_kunst / bw201301integration / 
bw201312umwelt_klima_energiewirtschaft / bw201312kultus_jugend_sport / bw201311wissen-
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schaft_forschung_kunst / bw201311integration / bw201311arbeit_sozialordnung_familie_frauen_senio-
ren / bw201310innen / bw201310finanzen_wirtschaft / bw201309staaka_bund_europa / bw201308wis-
senschaft_forschung_kunst / bw201308umwelt_klima_energiewirtschaft / bw201308kultus_ju-
gend_sport / bw201308innen / bw201307ländlicher_raum_verbraucherschutz / bw201307integration / 
bw201307finanzen_wirtschaft / bw201306verkehr_infrastruktur / bw201306innen / bw201305wissen-
schaft_forschung_kunst / bw201305staatsministerium_bund_europa / bw201305kultus_jugend_sport / 
bw201304umwelt_klima_energiewirtschaft / bw201304finanzen_wirtschaft / bw201301um-
welt_klima_energiewirtschaft / bw201301ländlicherraum_verbraucherschutz 
Bayern 
by201105unterricht_kultus / by201109finanzen / by201103staatskanzlei_europa_bund / by201110ar-
beit_sozialordnung_familie_frauen / by201102innen / by201103arbeit_sozialordnung_familie_frauen / 
by201210justiz_verbraucherschutz / by201210wirtschaft_infrastruktur_verkehr_technologie / 
by201209wissenschaft_forschung_kunst / by201209unterricht_kultus / by201209umwelt_gesundheit / 
by201208finanzen / by201207arbeit_sozialordnung_familie_frauen / by201208staatskanzlei_eu-
ropa_bund / by201208innen / by201209ernährung_landwirtschaft_forsten / by201209finanzen / 
by201212umwelt_gesundheit / by201212wirtschaft_infrastruktur_verkehr_technologie by201309ernäh-
rung_landwirtschaft_forsten / by201308wirtschaft_infrastruktur_verkehr_technologie / by201308unter-
richt_kultus / by201308umwelt_gesundheit / by201308justiz_verbraucherschutz / by201307wissen-
schaft_forschung_kunst / by201307arbeit_sozialordnung_familie_frauen / by201306wissenschaft_for-
schung_kunst / by201306umwelt_gesundheit / by201306justiz_verbraucherschutz / by201306innen / 
by201305unterricht_kultus / by201305finanzen / by201304wirtschaft_infrastruktur_verkehr_technolo-
gie / by201301justiz_verbraucherschutz / by201301innen / by201402staatskanzlei_bund_europa 
Hessen 
he200712soziales / he201110justiz_integration_europa /  he201210innen_sport / he201209wirt-
schaft_verkehr_landesentwicklung / he201209staatskanzlei_bund / he201209justiz_integration_europa 
/ he201208wissenschaft_kunst / he201206finanzen / he201209kultus / hp des Sozialministeriums 
(Orga-Plan nicht verfügbar) / he201210finanzen / he201210wirtschaft_verkehr_landesentwicklung / 
he201212innen / he201212soziales_abt.IV / he201212umwelt_energie_landwirtschaft_verbraucher-
schutz / he201312staatskanzlei_bund / he201312soziales / he201312justiz_integration_europa / 
he201307justiz_integration_europa / he201301justiz_integration_europa / he201312finanzen / 
he201310wirtschaft_verkehr_landesentwicklung / he201310umwelt_energie_landwirtschaft_verbrau-
cherschutz / he201309wissenschaft_kunst / he201309innen_sport / he201308soziales / he201307wis-
senschaft_kunst / he201307wirtschaft_verkehr_landesentwicklung / he201307umwelt_energie_land-
wirtschaft_verbraucherschutz / he201307innen_sport / he201307finanzen / he201306soziales / 
he201305wirtschaft_verkehr_landesentwicklung / he201305staatskanzlei_bund / he201305kultus / 
he201305innen_sport / he201304finanzen / he201303umwelt_energie_landwirtschaft_verbraucher-
schutz / he201301kultus / he201410justiz_integration_europa 
Niedersachsen 
ni199501justiz / ni199807frauen_arbeit_soziales_zzgl.ref506 / ni199804justiz_europa / ni200004justiz / 
ni200303frauen_arbeit_soziales / ni200307inneres_sport_zzgl.abt.4 / ni200306soziales_frauen_fami-
lie_gesundheit / ni2004(200311)sthb / ni200312justiz / ni200605soziales_frauen_familie_gesundheit / 
ni200702innen_sport_zzgl.MigInt / ni200811innen_sport_GVPMigInt / ni200807soziales_frauen_fami-
lie_gesundheit / ni200802justiz / ni200912innen_sport_integration / ni200910innen_sport_GVPMigInt 
/ ni200906soziales_frauen_familie_gesundheit / ni201004innen_sport_integration / ni201003sozia-
les_frauen_familie_gesundheit / ni201008soziales_frauen_familie_gesundheit_integration / 
ni201008soziales_frauen_familie_gesundheit_integration_GVPMigInt  / ni201209wissen-
schaft_kultur / ni201209staatskanzlei / ni201209justiz / ni201209ernährung_landwirtschaft_verbrau-
cherschutz_landesentwicklung / ni201208wirtschaft_arbeit_verkehr / ni201208kultus / ni201208in-
nen_sport / ni201204soziales_frauen_familie_gesundheit_integration / ni201209soziales_frauen_fami-
lie_gesundheit_integration_GVPMigInt  / ni201304staatskanzlei_europa_bund / ni201305ernäh-
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rung_landwirtschaft_verbraucherschutz / ni201305finanzen / ni201305innen_sport / ni201305sozia-
les_frauen_familie_gesundheit_integration / ni201305umwelt_energie_klimaschutz / ni201305wirt-
schaft_arbeit_verkehr / ni201305wissenschaft_kultur / ni201306innen_sport / ni201306justiz / 
ni201306kultus / ni201307wissenschaft_kultur / ni201308ernährung_landwirtschaft_verbrauchter-
schutz / ni201308finanzen / ni201308justiz / ni201308staatskanzlei_europa_bund / ni201308um-
welt_energie_klimaschutz / ni201309finanzen / ni201309soziales_frauen_familie_gesundheit_integra-
tion / ni201310innen_sport / ni201308kultus / ni201310kultus / ni201310wissenschaft_kultur / 
ni201311arbeit_verkehr / ni201311ernährung_landwirtschaft_verbraucherschutz / ni201311justiz / 
ni201312umwelt_energie_klimaschutz / ni201502_soziales_gesundheit_gleichstellung_Abt.3_GVP 
Rheinland-Pfalz 
rp201211innen_sport_infrastruktur / rp201212umwelt_landwirtschaft_ernährung_weinbau_forsten /  
rp201301finanzen / rp201301staatskanzlei / rp201302bildung_wissenschaft_weiterbildung_kultur / 
rp201302integration_familie_kinder_jugend_frauen / rp201302justiz_verbraucherschutz / 
rp201302wirtschaft_klimaschutz_energie_landesplanung / rp201305innen_sport_infrastruktur / 
rp201305umwelt_landwirtschaft_ernährung_weinbau_forsten / rp201306bildung_wissenschaft_weiter-
bildung_kultur / rp201306integration_familie_kinder_jugend_frauen / rp201306soziales_arbeit_ge-
sundheit_demographie / rp201306staatskanzlei_bund / rp201306wirtschaft_klimaschutz_energie_lan-
desplanung / rp201307finanzen / rp201307umwelt_landwirtschaft_ernährung_weinbau_forsten / 
rp201308justiz_verbraucherschutz / rp201308soziales_arbeit_gesundheit_demographie / rp201308wirt-
schaft_klimaschutz_energie_landesplanung / rp201309innen_sport_infrastruktur / rp201310justiz_ver-
braucherschutz / rp201311soziales_arbeit_gesundheit_demographie / rp201312umwelt_landwirt-
schaft_ernährung_weinbau_forsten / rp201404integration_familie_kinder_jugend_frauen_GVP / 
rp201312wirtschaft_klimaschutz_energie_landesplanung / rp201404Integration_Familie_Kinder_Ju-
gend_Frauen 
Sachsen 
sn201210wirtschaft_arbeit_verkehr / sn201210innen / sn201209staatskanzlei_bund / sn201209sozia-
les_verbraucherschutz / sn201209kultus / sn201208justiz_europa / sn201207finanzen / sn201204wis-
senschaft_kunst / sn201210umwelt_landwirtschaft / sn201210wissenschaft_kunst / sn201211innen / 
sn201211justiz_europa / sn201212finanzen / sn201311kultus / sn201310umwelt_landwirtschaft / 
sn201311innen / sn201310staatskanzlei_bund / sn201310finanzen / sn201309wirtschaft_arbeit_verkehr 
/ sn201309justiz_europa / sn201308staatskanzlei_bund / sn201308soziales_verbraucherschutz / 
sn201308kultus / sn201308finanzen / sn201307wissenschaft_kunst / sn201306umwelt_landwirtschaft / 
sn201306staatskanzlei_bund / sn201305soziales_verbraucherschutz / sn201305justiz_europa / 
sn201304wirtschaft_arbeit_verkehr / sn201304umwelt_landwirtschaft / sn201304innen / sn201303fi-
nanzen / sn201301wissenschaft_kunst / sn2013justiz_europa 
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Anhang 2 
Datengrundlage ‚Aktenbestände: Staatshandbücher, Jahrbücher, sonstige Aktenbestände‘ zur 
Formalstrukturanalyse der Aufbauorganisationen 
Erläuterung: 
Im nachfolgenden Verzeichnis finden sich die herangezogenen Staatshandbücher und Jahrbücher zur 
Erhebung der Daten des Betrachtungsgegenstands.  
Baden-Württemberg 
Articus, Stephan et. al. (Hrsg.): Staatshandbuch Baden-Württemberg – Ausgabe 2010 – Handbuch der 
Landes- und Kommunalverwaltung mit Aufgabenbeschreibungen und Adressen. Köln. 2010. 
Böhmler, Rudolf (Hrsg.): Staatshandbuch Baden-Württemberg – Ausgabe 2007 – Handbuch der Landes- 
und Kommunalverwaltung mit Aufgabenbeschreibungen und Adressen. Köln. 2007. 
Böhmler, Rudolf (Hrsg.): Staatshandbuch Baden-Württemberg – Ausgabe 2005 – Handbuch der Landes- 
und Kommunalverwaltung mit Aufgabenbeschreibungen und Adressen. Köln. 2005. 
Böhmler, Rudolf (Hrsg.): Die Bundesrepublik Deutschland Staatshandbuch Baden-Württemberg – Aus-
gabe 2002 – Verzeichnis der Behörden und Gemeinden mit Aufgabenbeschreibung und Adressen. 
Köln. 2002. 
Becker-Birck, Hans et. al. (Hrsg.): Die Bundesrepublik Deutschland Staatshandbuch Baden-Württem-
berg – Ausgabe 1998 – Verzeichnis der Behörden und Gemeinden mit Aufgabenbeschreibungen und 
Adressen. Köln. 1998. 
Bueble, Benno (Hrsg.): Die Bundesrepublik Deutschland Staatshandbuch Baden-Württemberg – Aus-
gabe 1995 – Verzeichnis der Behörden und Gemeinden mit Aufgabenbeschreibungen und Adressen. 
Köln. 1995. 
Bayern 
Bayerisches Ministerialblatt: Allgemeines Ministerialblatt der Bayerischen Staatsregierung, des Bayeri-
schen Ministerpräsidenten, der Bayerischen Staatskanzlei, des Bayerischen Staatsministerium des In-
nern, des Bayerischen Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie, des 
Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt und Gesundheit, des Bayerischen Staatsministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie und Frauen  (Nr. 4 Jahrgang 22). 30.März 2009. München. 2009. 
DeGruyter, Walter (Hrsg.): Bayerisches Jahrbuch – Jahrgang 73 – Auskunfts- und Adresswerk. Berlin. 
1994. 
DeGruyter, Walter (Hrsg.): Bayerisches Jahrbuch – Jahrgang 74 – Auskunfts- und Adresswerk. Berlin. 
1995. 
DeGruyter, Walter (Hrsg.): Bayerisches Jahrbuch – Jahrgang 75 – Auskunfts- und Adresswerk. Berlin. 
1996. 
DeGruyter, Walter (Hrsg.): Bayerisches Jahrbuch – Jahrgang 76 – Auskunfts- und Adresswerk. Berlin. 
1997. 
DeGruyter, Walter (Hrsg.): Bayerisches Jahrbuch – Jahrgang 77 – Auskunfts- und Adresswerk. Berlin. 
1998. 
DeGruyter, Walter (Hrsg.): Bayerisches Jahrbuch – Jahrgang 78 – Auskunfts- und Adresswerk. Berlin. 
1999. 
DeGruyter, Walter (Hrsg.): Bayerisches Jahrbuch – Jahrgang 79 – Auskunfts- und Adresswerk. Berlin. 
2000. 
DeGruyter, Walter (Hrsg.): Bayerisches Jahrbuch – Jahrgang 80 – Auskunfts- und Adresswerk. Berlin. 
2001. 
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DeGruyter, Walter (Hrsg.): Bayerisches Jahrbuch – Jahrgang 81 – Auskunfts- und Adresswerk. Berlin. 
2002. 
DeGruyter, Walter (Hrsg.): Bayerisches Jahrbuch – Jahrgang 82 – Auskunfts- und Adresswerk. Berlin. 
2003. 
DeGruyter, Walter (Hrsg.): Bayerisches Jahrbuch – Jahrgang 83 – Auskunfts- und Adresswerk. Berlin. 
2004. 
DeGruyter, Walter (Hrsg.): Bayerisches Jahrbuch – Jahrgang 84 – Auskunfts- und Adresswerk. Berlin. 
2005. 
DeGruyter, Walter (Hrsg.): Bayerisches Jahrbuch – Jahrgang 85 – Auskunfts- und Adresswerk. Berlin. 
2006. 
DeGruyter, Walter (Hrsg.): Bayerisches Jahrbuch – Jahrgang 86 – Auskunfts- und Adresswerk. Berlin. 
2007. 
DeGruyter, Walter (Hrsg.): Bayerisches Jahrbuch – Jahrgang 87 – Auskunfts- und Adresswerk. Berlin. 
2008. 
DeGruyter, Walter (Hrsg.): Bayerisches Jahrbuch – Jahrgang 88 – Auskunfts- und Adresswerk. Berlin. 
2009. 
DeGruyter, Walter (Hrsg.): Bayerisches Jahrbuch – Jahrgang 89 – Auskunfts- und Adresswerk. Berlin. 
2010. 
DeGruyter, Walter (Hrsg.): Bayerisches Jahrbuch – Jahrgang 90 – Auskunfts- und Adresswerk. Berlin. 
2011. 
DeGruyter, Walter (Hrsg.): Bayerisches Jahrbuch – Jahrgang 91 – Auskunfts- und Adresswerk. Berlin. 
2012. 
DeGruyter, Walter (Hrsg.): Bayerisches Jahrbuch – Jahrgang 92 – Auskunfts- und Adresswerk. Berlin. 
2013. 
Schön, Walter (Hrsg.): Staatshandbuch Bayern – Ausgabe 2009 – Handbuch der Landes- und Kommu-
nalverwaltung mit Aufgabenbeschreibungen und Adressen. Köln. 2009. 
Hessen 
Grüttner, Stefan (Hrsg.): Staatshandbuch Hessen – Ausgabe 2009 – Handbuch der Landes- und Kom-
munalverwaltung mit Aufgabenbeschreibungen und Adressen. Köln. 2010. 
Suchan, Hans (Hrsg.): Die Bundesrepublik Deutschland Staatshandbuch Land Hessen – Ausgabe 1994. 
Köln. 1994. 
Suchan, Hans (Hrsg.): Die Bundesrepublik Deutschland Staatshandbuch Hessen – Ausgabe 1996 – Ver-
zeichnis der Behörden und Gemeinden mit Aufgabenbeschreibungen und Adressen. Köln. 1996. 
Suchan, Hans (Hrsg.): Die Bundesrepublik Deutschland Staatshandbuch Hessen – Ausgabe 1998 – Ver-
zeichnis der Behörden und Gemeinden mit Aufgabenbeschreibungen und Adressen. Köln. 1998. 
Jung, Franz Josef (Hrsg.): Die Bundesrepublik Deutschland Staatshandbuch Hessen – Ausgabe 2000 – 
Verzeichnis der Behörden und Gemeinden mit Aufgabenbeschreibungen und Adressen. Köln. 2000. 
Riebel, Jochen (Hrsg.): Die Bundesrepublik Deutschland Staatshandbuch Hessen – Ausgabe 2002 – Ver-
zeichnis der Behörden und Gemeinden mit Aufgabenbeschreibungen und Adressen. Köln. 2002. 
Riebel, Jochen (Hrsg.): Die Bundesrepublik Deutschland Staatshandbuch Hessen – Ausgabe 2004 – Ver-
zeichnis der Behörden und Gemeinden mit Aufgabenbeschreibungen und Adressen. Köln. 2004. 
Saur-Verlag (Hrsg.): Hessen-Jahrbuch 2002 – Ministerien, Behörden, Kommunen, Verbände, Einrich-
tungen des öffentlichen Lebens. München. 2002.  
Saur-Verlag (Hrsg.): Hessen-Jahrbuch 2003 – Ministerien, Behörden, Kommunen, Verbände, Einrich-
tungen des öffentlichen Lebens. München. 2003.  
Saur-Verlag (Hrsg.): Hessen-Jahrbuch 2004 – Ministerien, Behörden, Kommunen, Verbände, Einrich-
tungen des öffentlichen Lebens. München. 2004.  
Saur-Verlag (Hrsg.): Hessen-Jahrbuch 2005 – Ministerien, Behörden, Kommunen, Verbände, Einrich-
tungen des öffentlichen Lebens. München. 2005. 
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Saur-Verlag (Hrsg.): Hessen-Jahrbuch 2006 – Ministerien, Behörden, Kommunen, Verbände, Einrich-
tungen des öffentlichen Lebens. München. 2006. 
Niedersachsen 
Hagebölling, Lothar (Hrsg.): Staatshandbuch Niedersachsen – Ausgabe 2009 – Handbuch der Landes- 
und Kommunalverwaltung mit Aufgabenbeschreibungen und Adressen. Köln. 2008.  
Hagebölling, Lothar (Hrsg.): Staatshandbuch Niedersachsen – Ausgabe 2007 – Handbuch der Landes- 
und Kommunalverwaltung mit Aufgabenbeschreibungen und Adressen. Köln. 2007. 
Wurzel, Gabriele (Hrsg.): Staatshandbuch Niedersachsen – Ausgabe 2004 – Handbuch der Landes- und 
Kommunalverwaltung mit Aufgabenbeschreibungen und Adressen. Köln. 2004. 
Schneider, Jürgen (Hrsg.): Staatshandbuch Niedersachsen – Ausgabe 2002 – Handbuch der Landes- 
und Kommunalverwaltung mit Aufgabenbeschreibungen und Adressen. Köln. 2002. 
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Anhang 3 
Verteilungsgraphiken zu den migrations- und integrationspolitischen Textanteilen in den 
Programmen der Kollektivakteure  
Dieser Anhang enthält insgesamt sieben Graphiken. In den ersten sechs Graphiken werden die Aufmerk-
samkeitswerte der Parteien und Koalitionen je nach Bundesland und Wahljahr abgetragen. In der letzten 
Graphik werden alle Werte nach Parteien und Koalitionen, Bundesländern und Wahljahren zusammen-
getragen. Bei den analysierten Parteien handelt es sich je Bundesland und Wahljahr jeweils um die Christ-
lich-Demokratische Union (CDU) oder die Christlich-Soziale Union (CSU), die Freie Demokratische Par-
tei (FDP), die Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD) und das Bündnis‘90/Die Grünen (GRU). 
Die Werte aus den Vereinbarungen des Koalitionsaushandlungsgremiums (KOA) sind dann abgetragen, 
wenn eine Koalition zustande kam. Für die erste Wahlperiode in Sachsen (1990) fehlen Daten der SPD, 
der Grünen und der Freidemokraten. Für die erstbetrachtete Wahlperiode in Niedersachsen (1990) fehlen 
die beiden Programme von CDU und FDP.  
Gemäß Abkürzungsverzeichnis wurden folgende Landeskürzel verwendet: BW, BY, HE, NI, RP, SN, NW, 
TH 
Abbildung 1 im Anhang: Verteilungsgraphik zu den migrations- und integrationspolitischen 
Textanteilen in den Programmen der betrachteten Kollektivakteure Baden-Württembergs  
Abbildung 2 im Anhang: Verteilungsgraphik zu den migrations- und integrationspolitischen 
Textanteilen in den Programmen der betrachteten Kollektivakteure Bayerns  
Abbildung 3 im Anhang: Verteilungsgraphik zu den migrations- und integrationspolitischen 
Textanteilen in den Programmen der betrachteten Kollektivakteure Hessens  
Abbildung 4 im Anhang: Verteilungsgraphik zu den migrations- und integrationspolitischen 
Textanteilen in den Programmen der betrachteten Kollektivakteure Niedersachsens  
Abbildung 5 im Anhang: Verteilungsgraphik zu den migrations- und integrationspolitischen 
Textanteilen in den Programmen der betrachteten Kollektivakteure in Rheinland-Pfalz  
Abbildung 6 im Anhang: Verteilungsgraphik zu den migrations- und integrationspolitischen 
Textanteilen in den Programmen der betrachteten Kollektivakteure Sachsens  
Abbildung 7 im Anhang: Gesamtverteilungsgraphik zu den migrations- und integrationspoli-
tischen Textteilen in den Programmen aller betrachteten Kollektivakteure.  
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Abbildung 3 im Anhang: Verteilungsgraphik zu den migrations- und integrationspolitischen 
Textanteilen in den Programmen der betrachteten Kollektivakteure Hessens 
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Abbildung 5 im Anhang: Verteilungsgraphik zu den migrations- und integrationspolitischen 
Textanteilen in den Programmen der betrachteten Kollektivakteure in Rheinland-Pfalz 
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Abbildung 7 im Anhang: Gesamtverteilungsgraphik zu den migrations- und integrationspoliti-
schen Textteilen in den Programmen aller betrachteten Kollektivakteure. 
Anmerkung: Aus platztechnischen Gründen sind in dieser Graphik die Datenpunkte nw1995gru mit 
einem Wert von 0.093 und nw1995koa mit einem Wert von 0,085 nicht abgetragen. Eigene Darstellung. 
Wie werden Politikfelder in der Aufbaustruktur von Ministerialver-
waltungen angesiedelt? Dieser Leitfrage folgend werden vier zentrale 
Erkenntnisbausteine gewonnen. Erstens wird am Beispiel der Migra-
tions- und Integrationspolitik gezeigt, dass sich die Platzierung von 
Politikfeldern in Landesministerialverwaltungen über Zeit und Bun-
desländer hinweg stark unterscheidet. Dies zeigt die empirische Be-
trachtung von insgesamt sechs Bundesländern (Baden-Württemberg, 
Bayern, Hessen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Sachsen) über einen 
Zeitraum von 15 Jahren.
Um die gefundene Varianz zu erklären, wird als zweiter Erkenntnis-
baustein ein theoretisches Argument herausgearbeitet. Dieses Argu-
ment stellt der Komplexität von Aufbauorganisationen einen einfachen 
Wirkmechanismus gegenüber, der das Zustandekommen organisato-
rischer Arrangements erklären kann. Der Wirkmechanismus zeigt auf, 
dass die Ansiedlung von Politikfeldern in Aufbauorganisationen im 
Wesentlichen a) vom Interesse des Akteurs am Politikfeld, b) von der 
Zielrichtung, die vom jeweiligen Akteur verfolgt wird, und c) von den 
institutionellen Rahmenbedingungen, in denen die beteiligten Akteure 
handeln, abhängt.
Der empirische Test bringt sodann die beiden verbleibenden Erkennt-
nisbausteine hervor. Zunächst fördert dieser Test Erkenntnisse zu poli-
tischen Positionen der maßgeblichen Akteure in sechs Bundesländern 
über einen Zeitraum von 15 Jahren zutage. Dazu kamen vorwiegend 
primärdatenbasierte Textanalysen und zahlreiche Interviews zum Ein-
satz. Zudem plausibilisiert der empirische Test das herausgearbeitete 
theoretische Argument und verdeutlicht den ‚Primat der Politik‘ bei der 
Ansiedlung von Aufgaben in Landesministerialverwaltungen.
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